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Vorwort tier HorsugKoIror

Oer Kapp-Oüttwitr-Outseb, 6er mil seinen bolgewirbungen den Zentralen Oegen- 
stand dieser ()uellenedition bildet, leitete rugleieb eine neue Oeriode in 6er 
Oesebiebte 6er Keiebswebr ein. Oas Verbältnis 6er mibkäriseben Oswalt rur 
staatbcben Ordnung, dessen nunmebr ersebütterte Oegitimationsgrundlage 8eit 
den IVovembersreignissen von 1918 die ^Vbwebr des ,,8olsebewismus" gewesen 
war, nabm in 6er böige ^ene Oestalt an, die bis rum bnde 6er Vbeimsrer Kepubbb 
kür 6ie 8teIIung 6er Ksiebswebr im 8taat bennreiebnend un6 bestimmend blieb. 
Oie86 bleuentwioblung i8t untrennbar mit Oeneral von 8eeelil verbunden, 6er 
6ureb 6en 8ebneII rusammenbreebenden butseb rur militäri8eben 8cblll88elkigur 
wurde. Oer Mrt einsetrende V^andlungsproreK vielte darauk, gleiebxsitig mit 6er 
6ureb 6en briedensvertrag erzwungenen Keduxierung 6er Gruppe 6en bositions- 
verlu8t wieder ausrugleicben, 6en 6ie Keiebswelir erlitten batte, und sie 6ureb 
„bntpobtisierung", OisriplinierunZ un6 8teigerung 6er militäriseben bkkirienr ru 
einem Zuverlässigen Instrument in 6er bland ibrer bübrer ru maebsn. Ooeb so 
plausibel es auk der einen 8eike ist, die neue Oeriode mit der bisloriseb 
eingebürgerten OereiebnunZ der ,,Vra 8esebt" ru ebarabtsrisieren, die aueli im 
litel dieses Oandes aukgegrikksn wird, so verkeblt wäre es andererseits, den 
singescblagenen Kurs ausseblis6Iieb dureb die Initiative und den überragenden 
binklu6 8eselcts ru erblären. 8o gebürt es ru den wicbtigsten Ergebnissen der bier 
vorgelegten bdition, dab sie die bemerbsnswerte barallslität dobumentiert, mit 
der auob die Narine unter ibrem neuen bübrer Admiral Lelinebe einen gleieb- 
geriebteten ^Veg suebte.
Oie Herausgeber danlren den Vrebiven, welebe die bier verökkentbebten Oolru- 
mente verwabren, kür die Unterstützung, die sie aueb diesem Oande des 
blditionsprojebtes baben angedeiben lassen, bür die Oenebmigung rum ^bdrueb 
aus einem unverökkentliebten Ouebmanusbript des verstorbenen Oeneralleutnants 
Hilmar Kitter v. lVIittelberger sind sie brau Or. blerta lVlittelberger (s), Oieken, 
besonders verbunden. Oureb die Oerukung des Oearbeilers, Orok. Or. bleinr 
blürten, auk einen Oebrstubl an der Kireblicben Oesamtboebsebule biebstätl ist 
die Hilke der Nitarbeiter des Nibtärgescbicbtbeben borsebungsamtes bei der 
bertigstebung dieses Landes noeb notwendiger und wertvoller geworden, Or. 
briedrieb breiberr Hiller v. Oaertringen, der das Kegister selbständig erarbeitet 
bat, ist bier eigens ru erwäbnen. Ibnen allen gilt aukriebtiger Oanb.

brieb IVIaltbias Hans Neier-^Velcber

Kimbaeb/Odenwald und breiburg i.Lr., im Nai 1979

VII

Vorwort der Herausgeber 

Der Kapp-Lüttwitz-Putsch, der mit seinen Folgewirkungen den zentralen Gegen
stand dieser Quellenedition bildet, leitete zugleich eine neue Periode in der 
Geschichte der Reichswehr ein. Das Verhältnis der militärischen Gewalt zur 
staatlichen Ordnung, dessen nunmehr erschütterte Legitimationsgrundlage seit 
den Novemberereignissen von 1918 die Abwehr des "Bolschewismus" gewesen 
war, nahm in der Folge jene Gestalt an, die bis zum Ende der Weimarer Republik 
für die Stellung der Reichswehr im Staat kennzeichnend und bestimmend blieb. 
Diese Neuentwicklung ist untrennbar mit General von Seeckt verbunden, der 
durch den schnell zusammenbrechenden Putsch zur militärischen Schlüsselfigur 
wurde. Der jetzt einsetzende Wandlungsprozeß zielte darauf, gleichzeitig mit der 
durch den Friedensvertrag erzwungenen Reduzierung der Truppe den Positions
verlust wieder auszugleichen, den die Reichswehr erlitten hatte, und sie durch 
"Entpolitisierung", Disziplinierung und Steigerung der militärischen Effizienz zu 
einem zuverlässigen Instrument in der Hand ihrer Führer zu machen. Doch so 
plausibel es auf der einen Seite ist, die neue Periode mit der historisch 
eingebürgerten Bezeichnung der "Ära Seeckt" zu charakterisieren, die auch im 
Titel dieses Bandes aufgegriffen wird, so verfehlt wäre es andererseits, den 
eingeschlagenen Kurs ausschließlich durch die Initiative und den überragenden 
Einfluß Seeckts zu erklären. So gehört es zu den wichtigsten Ergebnissen der hier 
vorgelegten Edition, daß sie die bemerkenswerte Parallelität dokumentiert, mit 
der auch die Marine unter ihrem neuen Führer Admiral Behncke einen gleich
gerichteten Weg suchte. 

Die Herausgeber danken den Archiven, welche die hier veröffentlichten Doku
mente verwahren, für die Unterstützung, die sie auch diesem Bande des 
Editionsprojektes haben angedeihen lassen. Für die Genehmigung zum Abdruck 
aus einem unveröffentlichten Buchmanuskript des verstorbenen Generalleutnants 
Hilmar Ritter v. Mittelberger sind sie Frau Dr. Herta Mittelberger (t), Dießen, 
besonders verbunden. Durch die Berufung des Bearbeiters, Prof. Dr. Heinz 
Hürten, auf einen Lehrstuhl an der Kirchlichen Gesamthochschule Eichstätt ist 
die Hilfe der Mitarbeiter des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes bei der 
Fertigstellung dieses Bandes noch notwendiger und wertvoller geworden, Dr. 
Friedrich Freiherr Hiller v. Gaertringen, der das Register selbständig erarbeitet 
hat, ist hier eigens zu erwähnen. Ihnen allen gilt aufrichtiger Dank. 

Erich Matthias Hans Meier-W elcker 

Rimbach/Odenwald und Freiburg i. Br., im Mai ]979 
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Oie Krise Rer Arrues

Das kurzlebige Dutsell-Dnternellmen von Kapp unci Dllttwitr im lVlärr 1920 tried 
den demokratisellen Staat von Weimar in die gleiellreitige Vuseinandersetrung mit 
seinen Deinden auk 6er Resllten nie auk 6er binden und erdeilte, wie sollmal die 
Rasis war, auk 6er seine staatllclle Ordnung derudte. Das Versagen des Mlitärs als 
Stütze 6er legalen Oewalten bedeutete mebr als eine nur aktuelle Oekabr; vielmelir 
konnte 6er lieweis al8 erdraedt gelten, dall 6ie im Omslurr von 1918 begründete 
Zusammenarbeit 6er demokratisellen Kräkte mit 6er Vrmee aul 6ie Dauer 6er 
Republik keinen Halt ru geben vermoebte un6 das neue Vlilltär niobt ru 6en 
Kräkten ralllte, 6ie bedingungslos rur V^allrung von Reollt un6 Verkäsung 
entseblossen waren. Dür 6ie noell unkertige, „vorläukige" Reiollswellr wie6erum 
bewirkte 6er Dutsoll niellt allein eine Verwirrung illres organisatoriscllen Oeküges; 
er ersellütterte rugleicli 6ie politisclle (Grundlage, aul 6er sie naell 6en Virren 6er 
Revolutionszeit errielltet worden war. 8o markieren 6ie IVlärr-V^irren einen 
handel illrer 8teUung ru 6en In8titutionen un6 Kräkten 6e8 republikanisellen 
8taat68. Drst naell 6em Kapp-Düttwitr-Dutsell un6 in Konsequenz 6er dabei auk 
beiden 8eiten gemaellten Drkallrungen nallm 6ie Or6nung von 8taat un6 IVlilitär 
lene Dorrn an, 6ie lür 6ie Dolgereit kennreiellnend blieb un6 6a8 Oeselliek 6er 
Weimarer Republik mallgeblieb bestimmte.
Der Dutsell 6es Oenerallandsellaktsdirektors XDolkgang Kapp un6 6er ,Nationalen 
Vereinigung" war rur Oekabr kür 6ie verksssungsmällige Or6nung erst 6ureb 6ie 
weitgeben6e Leteillgung 6er Reiollswellr - vornebmlicb 6es Oberbekelllsllabers 
6er Keiellswellr-Oruppe 1, Oeneral 6er Inkanterie Valtber Dreiberr v. Düttwitr, 
un6 6er dlarinebrigade 6es Korvettenkapitäns Dbrbar6t - geworden^. Dinem 
bewakkneten widerstand gegen 6ie anmLrsobier6n6en 'Kruppen 6er Meuterer 
batten 6ie von 6er Regierung bekragten Oeneräle - mit 6er einzigen ^usnabme 6es 
Olleks 6er Heeresleitung, Oeneralmajor Valtber Reinllardt - wi6erraten un6 6amit 
6ie verkassungsmällige 8taatskübrung obne 6en 8ebutr gelassen, 6en allein 6ie 
bewakknete lVlaebt gewabren konnte, un6 in 6er Dolgereit waren es von 6en 
Kommandeuren aullerbalb Rerlins aueb nur wenige gewesen, die obne Zögern und 
8ebwanken in der besebworenen 'Kreus rur Verkassung die ausscbliellliebe 
Riebtsebnur ibres Handels gesellen llatten^. Ks ersellien darum vielen Zeitgenos
sen konsequent, wenn sie der Reiollswellr als Oanrem die Verantwortung kür das 
Oesellellen anlasteten, das doell nur von starken 'keilen verurssellt oder llingenom- 
men worden war, wenn sie nicllt gar wie der kolgensellwere -^ukruk rum 
Generalstreik^ das ganre Dnternellmen von ^Vnkang an als einen ,Militärputsell", 
als ein Dnternellmen der Reiollswellr mit dem Aele der ,Militärdiktatur", 
betraellteten. Der Dnmut der eigenen Dartei, unllberllörbar artikuliert in der Rede 
8clleidemanns am 18. ^lärr vor der in 8tuttgart rusammengetretenen dlationalver-

I Vgl. 2UM Ablaut der Ereignisse Lrger, ru den Vorgängen IN der Clarins ?orstmeier.
2 Lelcannt ist der ^ulruk des Oberbekeblsbabers irn ^Vekrtcreis V, Oeneralleutnant v. Lergmann, an 

die 8oldaten rur Lidestreue vom I^acbmittag des 14. ^lärr (in der an die Leiebswebr-Lrigade 13 
geriefteren Fassung fei Lrammer 8. 38); sfer auef der Kommandeur der Heiefsnefr-örigade 11, 
Generalleutnant v. Ltolrmann, erklärte ^rbeitervertretern gegenüber, ,,da6 er mit der Regierung 
Lauer stebe und lalle". Meldung vom 14. Uarr der k'ranlcturter Leitung ?4r. 201 vom 15. ^lärr 1920.

3 8. ?§r. 17 ^Vnm. 28.

XI

Die Krise der Armee 

Das kurzlebige Putsch-Unternehmen von Kapp und Lüttwitz im März 1920 trieb 
den demokratischen Staat von Weimar in die gleichzeitige Auseinandersetzung mit 
seinen Feinden auf der Rechten wie auf der Linken und erhellte, wie schmal die 
Basis war, auf der seine staatliche Ordnung beruhte. Das Versagen des Militärs als 
Stütze der legalen Gewalten bedeutete mehr als eine nur aktuelle Gefahr; vielmehr 
konnte der Beweis als erbracht gelten, daß die im Umsturz von 1918 begründete 
Zusammenarbeit der demokratischen Kräfte mit der Armee auf die Dauer der 
Republik keinen Halt zu geben vermochte und das neue Militär nicht zu den 
Kräften zählte, die bedingungslos zur Wahrung von Recht und Verfassung 
entschlossen waren. Für die noch unfertige, "vorläufige" Reichswehr wiederum 
bewirkte der Putsch nicht allein eine Verwirrung ihres organisatorischen Gefüges; 
er erschütterte zugleich die politische Grundlage, auf der sie nach den Wirren der 
Revolutionszeit errichtet worden war. So markieren die März-Wirren einen 
Wandel ihrer Stellung zu den Institutionen und Kräften des republikanischen 
Staates. Erst nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch und in Konsequenz der dabei auf 
beiden Seiten gemachten Erfahrungen nahm die Ordnung von Staat und Militär 
jene Form an, die für die Folgezeit kennzeichnend blieb und das Geschick der 
Weimarer Republik maßgeblich bestimmte. 

Der Putsch des Generallandschaftsdirektors Wolfgang Kapp und der "Nationalen 
Vereinigung" war zur Gefahr für die verfassungsmäßige Ordnung erst durch die 
weitgehende Beteiligung der Reichswehr - vornehmlich des Oberbefehlshabers 
der Reichswehr-Gruppe 1, General der Infanterie Walther Freiherr v. Lüttwitz, 
und der Marinebrigade des Korvettenkapitäns Ehrhardt - geworden!. Einem 
bewaffneten Widerstand gegen die anmarschierenden Truppen der Meuterer 
hatten die von der Regierung befragten Generäle - mit der einzigen Ausnahme des 
Chefs der Heeresleitung, Generalmajor Walther Reinhardt - widerraten und damit 
die verfassungsmäßige Staats führung ohne den Schutz gelassen, den allein die 
bewaffnete Macht gewähren konnte, und in der Folgezeit waren es von den 
Kommandeuren außerhalb Berlins auch nur wenige gewesen, die ohne Zögern und 
Schwanken in der beschworenen Treue zur Verfassung die ausschließliche 
Richtschnur ihres Handels gesehen hatten2• Es erschien darum vielen Zeitgenos
sen konsequent, wenn sie der Reichswehr als Ganzem die Verantwortung für das 
Geschehen anlasteten, das doch nur von starken Teilen verursacht oder hingenom
men worden war, wenn sie nicht gar wie der folgenschwere Aufruf zum 
Generalstreik3 das ganze Unternehmen von Anfang an als einen "Militärputsch", 
als ein Unternehmen der Reichswehr mit dem Ziele der "Militärdiktatur", 
betrachteten. Der Unmut der eigenen Partei, unüberhörbar artikuliert in der Rede 
Scheide manns am 18. März vor der in Stuttgart zusammengetretenen Nationalver-

1 Vgl. zum Ablauf der Ereignisse Erger, zu den Vorgängen in der Marine Forstmeier. 

2 Bekannt ist der Aufruf des Oberbefehlshabers im Wehrkreis V, Generalleutnant v. Bergmann, an 
die Soldaten zur Eidestreue vom Nachmittag des 14. März (in der an die Reichswehr-Brigade 13 
gerichteten Fassung bei Brammer S. 38); aber auch der Kommandeur der Reichswehr-Brigade 11, 
Generalleutnant v. Stolzmann, erklärte Arbeitervertretern gegenüber, "daß er mit der Regierung 
Bauer stehe und falle". Meldung vom 14. März der Frankfurter Zeitung Nr. 201 vom 15. März 1920. 

3 S. Nr. 17 Anm. 28. 
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LinIeitunK

Sammlung^, twang den sotialdemokratisoken keickswekrminisler Koske als äsn 
Exponenten des kiskerigen miUtärpoUtiseken Kurses, der die BegierungsautoritLt 
in der ^usammenarkeit mit den aus der brines des Kaiserreiebs kervorgegangenen 
Oenerälsn tu festigen gesuekt Katts, rum Büektritt, den der Beiekspräsident in 
resignierender Erkenntnis der Vlassenstimmung annakm. Beinigung cies Okfitier- 
korps unci Beorganisation cier Beiekswekr waren ciie Brogrammpunkte, ciie ciein 
neuen Beiekswekrminister mit auk cien Veg gegeben wurden^. vie iin Vinter 1918/ 
19 gefallene kntsekeidung, tur Liokerung des inneren kriedens auf die Belikte der 
alten ^rmee turllektugreifen unci 8is in cia8 Oefüge cier werdenden kepublik 
eintuordnen, stanci erneut in krage. ^ber eben damit war cier Lebensnerv cier 
„Vorläufigen Beiekswekr" kerükrt.
ver Ville tu energi8olier ^kwekr aller Ver8uclie, cien Lmsturt vorn Xovemker 
1918 tur gesellsekaftkoben unci poktiseken lievolution austuweiten, cier ciagegen 
erkokene Appell an ciie souveräne Kationalversammlung unci ciie gewaltsame 
liepression tier gegen ciie Autorität von liegierung unci Parlament geriekteten 
Lrkekungen liatten einen kreiten Konsens gestiftet, der dem mekrkeits-sotislde- 
mokratiseken liat der Volkskeauftragten unci cien Koalitionsregierungen cier 
Lotisldemokraten Lekeidemann unci Lauer ciie Vlitarkeit cier Kei cier brines 
verbkekenen Loldaten siekerte. vie sis Kampf gegen cien „Bolsekewismus" 
etikettierte Ltabiksierung des gesellsckaftkeken Ltatus quo Katts cier Beiekswekr 
unkesekadet cier Xiederlage im kelde unci cier engen Besekränkung ikrer lcünftigen 
militäriselien Virksamkeit nacli sullen eine liolle gegeben, ciie es cien Loldaten, 
nielit tulettt cien Offizieren, ermögkekte, cien vienst unter einem repukkkani- 
seken Ltaatsokerkaupt unci unter cier wenigstens nominellen Kontrolle cies 
Parlaments auek dann für gereektksrtigt tu kalten, wenn sie selkst siek noek cier 
Nonarekie unci ciem Kaiser verpfliektet glaukten^. Var ciie Beiekswekr als Oarant 
cier staatkeken Ordnung und cles inneren Kriedens naek ikrer eigenen ^nsekauung 
6er uneriäMeke kaktor für ciie notwendige staatkeke und gesellsekaktkeke 
liegeneration, so konnte ikre Funktion in cier kepukkk als Leistung für cias 
Vaterianci verstancien wercien, cias naek cier Meinung vieler jenseits cier Karinen 
iag, in cienen es poktisek georcinet war. Line Lkanee tur Erneuerung cier 
^lonarekie ocier eines äknkok gearteten Okriglceitsstaates, cienen die L^mpatkien 
vieler Offiziere cier lieiekswekr gegolten Kaken, war in cier ciamakgen Lituation tu 
gering unci tu weit entkernt, um cien Linn ciieses Dienens in krage tu stellen.
^uk cier anderen Leite kecieutete die von ^rmee und Bürgertum gewünsekte 
Arretierung der revolutionären Bewegung auf dem von der mekrkeitliek kürgsrli- 
eken Nationalversammlung tu kesekkekenden Ltatus für viele cVnkänger der die 
Legierung tragenden klekrkeitssotialdemokratie den Verriebt auf politisebe und 
sotials vesiderate, in denen sie die eigentkeken krüebte des llmsturres vom 
November erkkeken mockten. ^ngesickts der Konkurrent um die Bepräsentant 
des Lotiaksmus, weleke ^lekrkeitssotialdemokratie, klnabkängige Lorialdemokra- 
tie und Kommunistiseke Kartei untereinander austrugen, war darum das konse-

4 VertiLncilunZen 6er Verks88unAZei>en6eii Keul8clren?i3Non3lver8LmmIunß 86. 332. Ltenogrsptii- 
8cke ksriclite. 8. 4W5-49Ü8.

5 Vul. 6ie ^ei8UNA 6e8 Reicii8pr38i6enken tür 6en 8eiclrsrveiiriniiri8ler vom 6. >ii! 1920. Xsdinetl
Müller I I^r. 13.

6 VZI. 8rm6 II P388IM.
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Einleitung 

sammlung4
, zwang den sozialdemokratischen Reichswehrminister Noske als den 

Exponenten des bisherigen militärpolitischen Kurses, der die Regierungsautorität 
in der Zusammenarbeit mit den aus der Armee des Kaiserreichs hervorgegangenen 
Generälen zu festigen gesucht hatte, zum Rücktritt, den der Reichspräsident in 
resignierender Erkenntnis der Massenstimmung annahm. Reinigung des Offizier
korps und Reorganisation der Reichswehr waren die Programmpunkte, die dem 
neuen Reichswehrminister mit auf den Weg gegeben wurden5• Die im Winter 1918/ 
19 gefallene Entscheidung, zur Sicherung des inneren Friedens auf die Relikte der 
alten Armee zurückzugreifen und sie in das Gefüge der werdenden Republik 
einzuordnen, stand erneut in Frage. Aber eben damit war der Lebensnerv der 
"Vorläufigen Reichs wehr" berührt. 

Der Wille zu energischer Abwehr aller Versuche, den Umsturz vom November 
1918 zur gesellschaftlichen und politischen Revolution auszuweiten, der dagegen 
erhobene Appell an die souveräne Nationalversammlung und die gewaltsame 
Repression der gegen die Autorität von Regierung und Parlament gerichteten 
Erhebungen hatten einen breiten Konsens gestiftet, der dem mehrheits-sozialde
mokratischen Rat der Volksbeauftragten und den Koalitionsregierungen der 
Sozialdemokraten Scheidemann und Bauer die Mitarbeit der bei der Armee 
verbliebenen Soldaten sicherte. Die als Kampf gegen den "Bolschewismus" 
etikettierte Stabilisierung des gesellschaftlichen Status quo hatte der Reichswehr 
unbeschadet der Niederlage im Felde und der engen Beschränkung ihrer künftigen 
militärischen Wirksamkeit nach außen eine Rolle gegeben, die es den Soldaten, 
nicht zuletzt den Offizieren, ermöglichte, den Dienst unter einem republikani
schen Staatsoberhaupt und unter der wenigstens nominellen Kontrolle des 
Parlaments auch dann für gerechtfertigt zu halten, wenn sie selbst sich noch der 
Monarchie und dem Kaiser verpflichtet glaubten6

• War die Reichswehr als Garant 
der staatlichen Ordnung und des inneren Friedens nach ihrer eigenen Anschauung 
der unerläßliche Faktor für die notwendige staatliche und gesellschaftliche 
Regeneration, so konnte ihre Funktion in der Republik als Leistung für das 
Vaterland verstanden werden, das nach der Meinung vieler jenseits der Formen 
lag, in denen es politisch geordnet war. Eine Chance zur Erneuerung der 
Monarchie oder eines ähnlich gearteten Obrigkeitsstaates, denen die Sympathien 
vieler Offiziere der Reichswehr gegolten haben, war in der damaligen Situation zu 
gering und zu weit entfernt, um den Sinn dieses Dienens in Frage zu stellen. 

Auf der anderen Seite bedeutete die von Armee und Bürgertum gewünschte 
Arretierung der revolutionären Bewegung auf dem von der mehrheitlich bürgerli
chen Nationalversammlung zu beschließenden Status für viele Anhänger der die 
Regierung tragenden Mehrheitssozialdemokratie den Verzicht auf politische und 
soziale Desiderate, in denen sie die eigentlichen Früchte des Umsturzes vom 
November erblicken mochten. Angesichts der Konkurrenz um die Repräsentanz 
des Sozialismus, welche Mehrheitssozialdemokratie, Unabhängige Sozialdemokra
tie und Kommunistische Partei untereinander austrugen, war darum das konse-

4 Verhandlungen der Verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung Bd. 332. Stenographi
sche Berichte. S. 4905-4908. 

5 Vgl. die Weisung des Reichspräsidenten für den Reichswehrminister vom 6. April 1920. Kabinett 
Müller I Nr. 13. 

6 V gl. Band II passim. 
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quontc Xesthaltcn 6er Regicrungcu an 6er politischen kegalität un6 6er 6a6urch 
ermöglichten Xoopcration mit bürgerlichen Karteien un6 6en in 6er Nonarchie 
wurreln6en Mächten von ^rmee un6 Reamtentum nicht ohne 6as Risiko, ihre 
politische ^nhängersclrakt an 6ie weiter links steh«n6en Karteien ru verlieren.
Nit 6em Narseh 6er 8riga6e Xhrhar6t nach Lerlln un6 6er r^usrukung 6er Diktatur 
Xapps war 6ie Rroblematik 6ieser Zusammenarbeit 6eutlich gewor6en, 6ie his 
6abin 6ie kepubllk getragen hatte. Die Rsrole „Xampk 6em Lolscbewismus" gah 
keine Orientierung mehr kür 6ie nun von 6en Xübrern 6er Reichswehr gekor6erte 
politische Xntschei6ung. Denn von Xapp un6 Xüttwitr konnte angenommen 
wer6en, 6a6 sie gegen 6en Unken Ka6ikalismu8 womöglich noch energi8cher Xront 
machen wür6en als 6ie vorangegangenen Regierungen. Der ^Ville, Ordnung 
6urchrusetren un6 Onruhen ru bekämpken, reichte 8omit allein nicht aus, um 6ie 
Xo^alltät 6er Iruppe gegenüber 6er verkassungsmäkigen Regierung ru garan
tieren.
Var es nicht mehr 6ie I6enlität 6er politischen Xielsetrung, welche 6ie Vrmee in 
6er Xrisis 6es Xapp-Xüttwitr-Dutsches an Regierung un6 Verkassung Han6, so 
hlikUen Xi6 un6 "Ureue als einzige Xlammern. Vber kür 6as Verhalten in 6er 
unerwarteten 8ituation Hil6eten auch 6iese okt keine Zuverlässige Richtschnur, 
auch 6a, wo ihr verpklichten6er Oharakter ernst genommen wur6e. Die hastige 
Vbreise 6er Regierung un6 6es keichsprL8i6enten aus Derlin gab 6en Rutschisten 
6ie nur ru bequeme Nögllchkeit, 6ie8en Rückzug al8 Vmtsverricht 2u interpretie
ren, un6 6er Nangel an hlachricbtenverbiiNungen, verstärkt 6urck 6ie bewullte 
Irrekübrung von Seiten 6er neuen Nacbtbaber in RerUn, trug 6aru bei, 6ie 
Unklarheit über 6ie Rage un6 über 6as, was nun RkUcbt un6 Xbre 6em 8oI6aten 
geboten, ru vermehren. Die vor 6ie Xntschei6ung gestellten Xommanlleure kolgten 
6arum nur ru okt ihren Vorgesetzten als 6er einrig vorhan6enen Instanr, o6er sie 
Zögerten eine Xntschei6ung hinaus, bis 6ie 8ituation sieb geklärt batte. 8o 6ürkte 
6ie beute als ,,perki6er Vttentismus"^ ge6eutete Ilaltung 6es Nilitärs okt nichts 
anöeres gewesen sein als tieke Onsieherheit 6arüber, was 6er ^uktrsg 6es 8oI6aten 
in 6ieser Rage verlangte.
V^enn viele keichswehrkührer annskmen, in 6er vermeintlich je6e 8tellungnshme 
V6rmei6en6en „unpolitischen" Nahrung von Ruhe un6 0r6nung 6as von 6er 
8ituation Oekor6erte ru tun^, gerieten sie in Oegensatr ru 6en Xräkten, 6ie ihren

7 Ounler^rns, Rriedrick Rbertals Reickspräsident, in: llistoriseke 2ieitsckrikt, Reikekt I <1971)8. 17k.
8 Lin bemerkenswertes Dokument solcker Haltung stellt das bereits teilweise bei Oeorge RIiaskerg, 

Der kukrkrieg von 1920 (8ckriktenreiks cles Rorsckungsinstituts <lerRriedrick-Rbert-8tiktung 86. 
100) Ronn-Lad Oodesberg 1974. 8. 40, wiedergegekene Velegramm des Reickswekr-Oruppenkom- 
mandos 2 vom 14. Narr 1920 6ar: „Das Reickswekrgruppenkommando 2 in Lassei, welebes (len 
militäriscken Zekebl kür (las westlicke Deutsckland bat, stekl auk dem 8tandpunkt, claü die 
Verkassung ru sckütren ist. Rs Kat deskalk der durck Rutsck in Zerkn gebildeten Regierung keine 
Oekolgsckakt geleistet, sondern kält ru der verkassungsmäOig eingesetzten alten Regierung.Rin Veil 
der alten Regierung, und rwar derjenige, der der N.8.R. angekört, Kal Zusammen mit dem 
Rarteivorsitrenden der N.8.?. am 13. III. einen z^ukruk erlassen, in dem rum Oeneralstreik und rur 
kakmlegung des ^irtsckaktslebens aukgekordert wird. Das Reickswekrgruppenkommando 2 kann 
diesem ^ukruk keineskaUs ruslimmen. Der ^ukruk ist unter der kalscken Voraussetrung gegeben, 
da6 sowokl Reickswekr wie 8ipo und Rinwoknerwekr als Instrumente der Regierung aussckeiden. 
Gruppen, 8ipo und Rinwoknerwekr sind jedock rur Rrkallung der Rube und Ordnung im Innern des 
keiekes verpklicktet. Der (Generalstreik mub rum Untergang unseres deulscken Vaterlandes 
kükren. Die Gruppen kaben deskalb mit allen vorkandenen Nacktmitteln gegen 8treiks lebenswick- 
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quente Festhalten der Regierungen an der politischen Legalität und der dadurch 
ermöglichten Kooperation mit bürgerlichen Parteien und den in der Monarchie 
wurzelnden Mächten von Armee und Beamtentum nicht ohne das Risiko, ihre 
politische Anhängerschaft an die weiter links stehenden Parteien zu verlieren. 

Mit dem Marsch der Brigade Ehrhardt nach Berlin und der Ausrufung der Diktatur 
Kapps war die Problematik dieser Zusammenarbeit deutlich geworden, die bis 
dahin die Republik getragen hatte. Die Parole "Kampf dem Bolschewismus" gab 
keine Orientierung mehr für die nun von den Führern der Reichswehr geforderte 
politische Entscheidung. Denn von Kapp und Lüttwitz konnte angenommen 
werden, daß sie gegen den linken Radikalismus womöglich noch energischer Front 
machen würden als die vorangegangenen Regierungen. Der Wille, Ordnung 
durchzusetzen und Unruhen zu bekämpfen, reichte somit allein nicht aus, um die 
Loyalität der Truppe gegenüber der verfassungsmäßigen Regierung zu garan
tieren. 
War es nicht mehr die Identität der politischen Zielsetzung, welche die Armee in 
der Krisis des Kapp-Lüttwitz-Putsches an Regierung und Verfassung band, so 
blieben Eid und Treue als einzige Klammern. Aber für das Verhalten in der 
unerwarteten Situation bildeten auch diese oft keine zuverlässige Richtschnur, 
auch da, wo ihr verpflichtender Charakter ernst genommen wurde. Die hastige 
Abreise der Regierung und des Reichspräsidenten aus Berlin gab den Putschisten 
die nur zu bequeme Möglichkeit, diesen Rückzug als Amtsverzicht zu interpretie
ren, und der Mangel an Nachrichtenverbindungen, verstärkt durch die bewußte 
Irreführung von seiten der neuen Machthaber in Berlin, trug dazu bei, die 
Unklarheit über die Lage und über das, was nun Pflicht und Ehre dem Soldaten 
geboten, zu vermehren. Die vor die Entscheidung gestellten Kommandeure folgten 
darum nur zu oft ihren Vorgesetzten als der einzig vorhandenen Instanz, oder sie 
zögerten eine Entscheidung hinaus, bis die Situation sich geklärt hatte. So dürfte 
die heute als "perfider Attentismus"7 gedeutete Haltung des Militärs oft nichts 
anderes gewesen sein als tiefe Unsicherheit darüber, was der Auftrag des Soldaten 
in dieser Lage verlangte. 

Wenn viele Reichswehrführer annahmen, in der vermeintlich jede Stellungnahme 
vermeidenden "unpolitischen" Wahrung von Ruhe und Ordnung das von der 
Situation Geforderte zu tun8

, gerieten sie in Gegensatz zu den Kräften, die ihren 

7 Günter Ams, Friedrich Ebert als Reichspräsident, in: Historische Zeitschrift, Beiheft 1 (1971) S. 17f. 

8 Ein bemerkenswertes Dokument solcher Haltung stellt das bereits teilweise bei George Eliasberg, 
Der Ruhrkrieg von 1920 (Schriftenreihe des Forschungsinstituts der Friedrich-Ebert-Stiftung Bd. 
100) Bonn-Bad Godesberg 1974. S. 40, wiedergegebene Telegramm des Reichswehr-Gruppenkom
man dos 2 vom 14. März 1920 dar: "Das Reichswehrgruppenkommando 2 in Cassel, welches den 
militärischen Befehl für das westliche Deutschland hat, steht auf dem Standpunkt, daß die 
Verfassung zu schützen ist. Es hat deshalb der durch Putsch in Berlin gebildeten Regierung keine 
Gefolgschaft geleistet, sondern hält zu der verfassungsmäßig eingesetzten alten Regierung.Ein Teil 
der alten Regierung, und zwar derjenige, der der M.S.P. angehört, hat zusammen mit dem 
Parteivorsitzenden der M.S.P. am 13. III. einen Aufruf erlassen, in dem zum Generalstreik und zur 
Lahmlegung des Wirtschaftslebens aufgefordert wird. Das Reichswehrgruppenkommando 2 kann 
diesem Aufruf keinesfalls zustimmen. Der Aufruf ist unter der falschen Voraussetzung gegeben, 
daß sowohl Reichswehr wie Sipo und Einwohnerwehr als Instrumente der Regierung ausscheiden. 
Truppen, Sipo und Einwohnerwehr sind jedoch zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung im Innern des 
Reiches verpflichtet. Der Generalstreik muß zum Untergang unseres deutschen Vaterlandes 
führen. Die Truppen haben deshalb mit allen vorhandenen Machtmitteln gegen Streiks lebenswich-
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LinIeitunK

Xampk gegen Xapp unci küttwitr mir 6em Mittel 6es Oeneralstreiks kükren wollten, 
ru 6em Icein an6erer als 6er Il6icksprä8i6ent mit 6en sorial6emokrLtiscken 
Ministern un6 6er pükrung 6er 8PO aukgeruken Katte. Oie 8ol6aten, 6ie gemeint 
kalten, trotr 6er ersckwerten Ilmstän6e ckenen ru sollen, konnten siek ru6em 
verletzt küklen clurek 6ie V^akl 6er ^Vorte, mit clenen cier rVukruk rum Oeneraistreik 
unci eine spätere Verlautbarung 6er Ileicksregierung^ cienputsck verurteilten. Oer 
8turr cies angesekenen Ministers bloske trug ciaru bei, in cier Ileiekswekr cien 
kanciruck ru vermekren, 6a6 sie in cier 8o2ial6emokrstie keinen Partner ikrer 
politiseken Aelsetrung mekr besak.
Oie Ereignisse bei cier Beilegung 6er ciurck cien Xapp-Ollttwitr-Putsck ausgeiästen 
wirren waren geeignet, ciiese Ompkinciung noek ru verstärken. Oas sogenannte 
OieiekeMer ^bkommen^, cier Versuek cier llegierung, mit cien ^.ukstän6iscken im 
klukrgebiet ru einem gütkeken Übereinkommen ru gelangen, 6ikkamierte ciie 
Ileickswekrangekörigen nickt allein claclurek, 6a6 sie in clem 6ort vereinbarten 
Vmnestieverspreeken mit cien ^.ulrükrern aul clie gleicke 8tule gestellt wur6en; 
cias in Lerkn als I8e6ingung kür ciie Pinstellung cies Oeneralstreiks ausgekancielte 
Pugs8tän6nis an ciie Oewerksckakten, iknen bei cier ^usammensetrung unci 
künktigen Politik cier neuen llegierung mabgebkcken Kinklukl ru gewäkren, sekien 
ruciem ein Inciir ciakür, 6a6 ciie Labn verlassen war, ciie bisker ciie Kooperation von 
Ileiekswekr unci 8o2iaI6emokrLti6 ermögkekt Katte.
Oie nun vorgenommene neue llegelung kür cias Verkakren im Xusnakm62ustan6 
war ein okkenkunciiges Neicken kür cien Positionsverlust, clen ciie ileiekswekr im 
8ystem cier liepubkk kinnekmen mulite. Kisker Katte cier ileiekspräsicient von 
seinen Volimackten nack Artikel 48, Vbs. 2 6er lieieksverkassung, 6er ikm bei 
Oekäkr6ung 6er äkkentkcken 8iekerkeit un6 0r6nung eine nakeru unbesckränkte 
OewaltenküUe übertrug, stets so gekancikabt, 6s6 6as Militär in eben ciie Position 
cies innenpolitiseken Xrisenregulators versetzt wur6e, 6ie ikm in 6er klecktsorci- 
nung 6es Xaiserreicks 6ie Verkün6ung 6es Lelagerung8ru8tan6s eingeräumt 
Katte. black6em 6er Xapp-kllttwitL-putsek ru einer peil ausgebroeken war, in 6er 
ciie iieickswekrbekekiskaber bereit8 rur Oewäkr1ei8tung 6er ökkentlicken 8ieker- 
keit un6 0r6nung 6ie au6eror66ntkcken Volimackten cies ,,^usnakme2U8tLn6s" 
besaken, 6ie verkassungsmäüige 0r6nung aber 6a6urck niekt besser gekestigt, 
son6ern stärker gekäkr6et wor6en war, muüte siek 6en Verantwortkeken 6ie 
Xonsequenr körmkek auk6rängen, nack an6eren Garantien kür 6ie politiscke 
0r6nung 6er llepubiik ^us8ckau ru kalten, black 6en Ontsekkebungen einer 
Lkekbespreckung vom 6. ^prü 1920" kam 6ie Ileiekswekr nur ciann noek kür 
Vukgaben 6er volOiekencien Oewalt in ketraekt, wenn ciie ^.nwenciung militäri-

tiger ketriebe einrusclireiten. cVIIe 8eliör6en unci ciie Bevölkerung cvei6en nocliinals aukgekor6ert, 
6as keiclisvvekrgruppenkoinnian6o in 6er ^bsickr, 6ie Kulik un6 Orcinung aukrectil ru erkalten, ru 
Unterstützen. Insl>eson6ere vvir6 von cien Arbeitern verlangt, 6aü sie ciein ^ukruk 6er 8.K.O. rur 
^rbeitsnie6erlegung keine kolge leisten. Ker Bürgerkrieg un6 6er 6sniit rusanunenkängencie 
Untergang Oeutsciilan6s mu6 unbe6ingt verrniecien cver6en. Zckoeler

Generalleutnant."
14 42/18. Vervielk. Vbscknkt. Vgl. auclr ?4r. I c^nm. 4.

? 8. I^Ir. 30 c^nni. I.
10 8. ?4r. 39 cVnm. 2.
11 Kabinett Müller I blr. 14.
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Kampf gegen Kapp und Lüttwitz mit dem Mittel des Generalstreiks führen wollten, 
zu dem kein anderer als der Reichspräsident mit den sozialdemokratischen 
Ministern und der Führung der SPD aufgerufen hatte. Die Soldaten, die gemeint 
hatten, trotz der erschwerten Umstände dienen zu sollen, konnten sich zudem 
verletzt fühlen durch die Wahl der Worte, mit denen der Aufruf zum Generalstreik 
und eine spätere Verlautbarung der Reichsregierung9 den Putsch verurteilten. Der 
Sturz des angesehenen Ministers Noske trug dazu bei, in der Reichswehr den 
Eindruck zu vermehren, daß sie in der Sozialdemokratie keinen Partner ihrer 
politischen Zielsetzung mehr besaß. 

Die Ereignisse bei der Beilegung der durch den Kapp-Lüttwitz-Putsch ausgelösten 
Wirren waren geeignet, diese Empfindung noch zu verstärken. Das sogenannte 
Bielefelder AbkommenlO

, der Versuch der Regierung, mit den Aufständischen im 
Ruhrgebiet zu einem gütlichen Übereinkommen zu gelangen, diffamierte die 
Reichswehrangehörigen nicht allein dadurch, daß sie in dem dort vereinbarten 
Amnestieversprechen mit den Aufrührern auf die gleiche Stufe gestellt wurden; 
das in Berlin als Bedingung für die Einstellung des Generalstreiks ausgehandelte 
Zugeständnis an die Gewerkschaften, ihnen bei der Zusammensetzung und 
künftigen Politik der neuen Regierung maßgeblichen Einfluß zu gewähren, schien 
zudem ein Indiz dafür, daß die Bahn verlassen war, die bisher die Kooperation von 
Reichswehr und Sozialdemokratie ermöglicht hatte. 

Die nun vorgenommene neue Regelung für das Verfahren im Ausnahmezustand 
war ein offenkundiges Zeichen für den Positions verlust, den die Reichswehr im 
System der Republik hinnehmen mußte. Bisher hatte der Reichspräsident von 
seinen Vollmachten nach Artikel 48, Abs. 2 der Reichsverfassung, der ihm bei 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung eine nahezu unbeschränkte 
Gewaltenfülle übertrug, stets so gehandhabt, daß das Militär in eben die Position 
des innenpolitischen Krisenregulators versetzt wurde, die ihm in der Rechtsord
nung des Kaiserreichs die Verkündung des Belagerungszustands eingeräumt 
hatte. Nachdem der Kapp-Lüttwitz-Putsch zu einer Zeit ausgebrochen war, in der 
die Reichswehrbefehlshaber bereits zur Gewährleistung der öffentlichen Sicher
heit und Ordnung die außerordentlichen Vollmachten des "Ausnahmezustands" 
besaßen, die verfassungsmäßige Ordnung aber dadurch nicht besser gefestigt, 
sondern stärker gefährdet worden war, mußte sich den Verantwortlichen die 
Konsequenz förmlich aufdrängen, nach anderen Garantien für die politische 
Ordnung der Republik Ausschau zu halten. Nach den Entschließungen einer 
Chefbesprechung vom 6. April 192011 kam die Reichswehr nur dann noch für 
Aufgaben der vollziehenden Gewalt in Betracht, wenn die Anwendung militäri-

tiger Betriebe einzuschreiten. Alle Behörden und die Bevölkerung werden nochmals aufgefordert, 
das Reichswehrgruppenkommando in der Absicht, die Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten, zu 
unterstützen. Insbesondere wird von den Arbeitern verlangt, daß sie dem Aufruf der S.P.D. zur 
Arbeitsniederlegung keine Folge leisten. Der Bürgerkrieg und der damit zusammenhängende 
Untergang Deutschlands muß unbedingt vermieden werden. gez. v. Schoeler 

BA-MA. N 42/18. Vervielf. Abschrift. Vgl. auch Nr. 1 Anm. 4. 

9 S. Nr. 30 Anm. 1. 

10 S. Nr. 39 Anm. 2. 

n Kabinett Müller I Nr. 14. 
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seller Oewalt 2ur Unterdrückung von Onruhen unerläBlich wurde. Mt Vusnahme 
cler Oekiete, in denen opener Mkstand herrschte, Zing die vollziehende Oewalt 
alskald von don Nilitärhekehlshakern auk civile, vorn Reichsinnenminister vorge- 
schlagene Regierungskommissare üker. Damit sollten „die militärischen Behör- 
den von 6er politischen Verantwortung kreigehalten werden'^^. Die Rntkindung 
von solcher Verantwortkohkeit Bedeutete aher in ihren politischen konsequenten 
nichts anderes als eine (leminutio capitis. Denn es wurde augenfällig, da6 die 
Reichswehr nicht langer mehr als der vornehmste Oarant der RepuBlik und ihres 
inneren Friedens hetrachtet wurde, sondern nur als Reserve lür die daru Berufene 
Rolitsi. „Düter der Verfassung" tu sein, wie der nun aus dem Vmt scheidende 
Ohek der Heeresleitung, Oeneral Valther Reinhardt, die Rolle des Soldaten 
beschriehen hatte^, konnte von der Reichswehr nur mit weit geringerem Recht als 
vordem in Anspruch genommen werden. Das sinngehende SelBstverständnis der 
Grinse war mit dieser Entscheidung getrokken. Var es die VBwehr des „Bolsche
wismus" als VukgaBe der Vrmee gewesen, die vielen Offizieren den Dienst unter 
den Bedingungen der RepuBlik moralisch ermöglicht hatte, so mukte der ÖBergang 
der Zuständigkeit für solche Rragen vom Reichswehrminister und der Reichswehr 
auf das Innenressort und die Bolitei die Drage aukwerken, was denn in der Zukunft 
wesentliche politische VukgaBe der Xrmee sein sollte.
Die Deftigkeit der Reaktionen, mit denen die tur Bekämpfung des Aufstandes an 
der Kuhr eingesetzte Iruppe das hehutsame Vorgehen der Regierung und die 
schonende Behandlung der Aufständischen Beantwortete, mag tu einem guten leil 
in der Erkenntnis von der gewandelten Kolle des Nilitärs ihre Orsache hahen, 
wenngleich dahei nicht üBersehen werden darf, da6 die keichswehr hier die 
Scharte ihrer ankängUchen Niederlagen gegen einen Oegner austuweltsn Katte, 
dessen Rrkolg sie sich nur durch ÖBersckättung seiner Stärke, Rührung und 
Organisation ru erklären vermochte.
Vie stark der politische kositionsverlust der ^rinee in der Rolge des kapp- 
Rüttwitt-Butsches war, geht auch daraus hervor, da6 sie die Bemühungen fallen 
kek, kür ihre Angehörigen einen privilegierten Status gegenüker polizeilichen 
NaBnahmen durchtusetren. „Angesichts der augenhlicklichen politischen Rage" 
hielt der Zuständige Nann im keichswehrministerium, Najor v. Schleicher, „die 
weitere Behandlung" dieser in den Zurückliegenden Normten forcierten Angele
genheit nicht mehr kür tunlich^.
Oravierender als solche Zurücksetzungen muBte es kür das SelhstBewuBtsein der 
keichswehr sein, daK sie nunmehr in Zweikel geraten konnte, ok die XBwehr des 
„Bolschewismus", die sie als ihre raison d'etre verstand, noch ein Ziel der 
keichsregierung und der sie kührenden Sozialdemokratie war, der Konsens des 
Vinters I9I8/I9 Zwischen Soldaten und Sozialdemokraten also noch Bestand 
hatte. Denn mit dem Vukruk turn Oeneralstreik hatten die Rührer der Sozialdemo
kratie ikre Zuklucht tu einem Nittel genommen, das in den Vugen nicht nur des 
Nilitärs nichts anderes war als ein Vehikel des „Bolschewismus". Die Rntstehung 
verfassungswidriger VrBeiterräte und neuer rLterepuklikanischer Rxperimente 
war manchem Zeitgenossen so untrennkar mit dem Bhänomen des Oeneralstreiks
12 Lbci.
13 8. k-inä II I^lr. 144.
14 8. Lsntl II I4r. 144 ^.nm. 4. 
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scher Gewalt zur Unterdrückung von Unruhen unerläßlich wurde. Mit Ausnahme 
der Gebiete, in denen offener Aufstand herrschte, ging die vollziehende Gewalt 
alsbald von den Militärbefehlshabern auf zivile, vom Reichsinnenminister vorge
schlagene Regierungskommissare über. Damit sollten "die militärischen Behör
den von der politischen Verantwortung freigehalten werden"12. Die Entbindung 
von solcher Verantwortlichkeit bedeutete aber in ihren politischen Konsequenzen 
nichts anderes als eine deminutio capitis. Denn es wurde augenfällig, daß die 
Reichswehr nicht länger mehr als der vornehmste Garant der Republik und ihres 
inneren Friedens betrachtet wurde, sondern nur als Reserve für die dazu berufene 
Polizei. "Hüter der Verfassung" zu sein, wie der nun aus dem Amt scheidende 
Chef der Heeresleitung, General Walther Reinhardt, die Rolle des Soldaten 
beschrieben hattel3, konnte von der Reichswehr nur mit weit geringerem Recht als 
vordem in Anspruch genommen werden. Das sinngebende Selbstverständnis der 
Armee war mit dieser Entscheidung getroffen. War es die Abwehr des "Bolsche
wismus" als Aufgabe der Armee gewesen, die vielen Offizieren den Dienst unter 
den Bedingungen der Republik moralisch ermöglicht hatte, so mußte der Übergang 
der Zuständigkeit für solche Fragen vom Reichswehrminister und der Reichswehr 
auf das Innenressort und die Polizei die Frage aufwerfen, was denn in der Zukunft 
wesentliche politische Aufgabe der Armee sein sollte. 
Die Heftigkeit der Reaktionen, mit denen die zur Bekämpfung des Aufstandes an 
der Ruhr eingesetzte Truppe das behutsame Vorgehen der Regierung und die 
schonende Behandlung der Aufständischen beantwortete, mag zu einem guten Teil 
in der Erkenntnis von der gewandelten Rolle des Militärs ihre Ursache haben, 
wenngleich dabei nicht übersehen werden darf, daß die Reichswehr hier die 
Scharte ihrer anfänglichen Niederlagen gegen einen Gegner auszuwetzen hatte, 
dessen Erfolg sie sich nur durch Überschätzung seiner Stärke, Führung und 
Organisation zu erklären vermochte. 
Wie stark der politische Positionsverlust der Armee in der Folge des Kapp
Lüttwitz-Putsches war, geht auch daraus hervor, daß sie die Bemühungen fallen 
ließ, für ihre Angehörigen einen privilegierten Status gegenüber polizeilichen 
Maßnahmen durchzusetzen. "Angesichts der augenblicklichen politischen Lage" 
hielt der zuständige Mann im Reichswehrministerium, Major v. Schleicher, "die 
weitere Behandlung" dieser in den zurückliegenden Monaten forcierten Angele
genheit nicht mehr für tunlichl4. 

Gravierender als solche Zurücksetzungen mußte es für das Selbstbewußtsein der 
Reichswehr sein, daß sie nunmehr in Zweifel geraten konnte, ob die Abwehr des 
"Bolschewismus", die sie als ihre raison d'etre verstand, noch ein Ziel der 
Reichsregierung und der sie führenden Sozialdemokratie war, der Konsens des 
Winters 1918/19 zwischen Soldaten und Sozialdemokraten also noch Bestand 
hatte. Denn mit dem Aufruf zum Generalstreik hatten die Führer der Sozialdemo
kratie ihre Zuflucht zu einem Mittel genommen, das in den Augen nicht nur des 
Militärs nichts anderes war als ein Vehikel des "Bolschewismus". Die Entstehung 
verfassungswidriger Arbeiterräte und neuer räterepublikanischer Experimente 
war manchem Zeitgenossen so untrennbar mit dem Phänomen des Generalstreiks 

12 Ebd. 
13 S. Band II Nr. 144. 
14 S. Band II Nr. 144 Anm. 4. 
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verknüpft, äab sie in äcsscn Ausrufung nicbts anäercs ru erblicken vcrmocbten 
als eine „Doäesgefabr" kür äie staatbobo Ordnung^. Oie 8oldaten, äie äen 8inn 
ibrcs Dienstes eben in äer Dewabrung äieser Ordnung sabcn, lüblton sieb von 
keinem geringeren als äem Roicbspräsidcntcn unä äen soLialdemokratiscbcn 
Nitgbcdcrn äer Regierung desavouiert, äie ru äiesem Nittel gegriffen butten.
Menn äie Ninister sucb alsbald erklären lieben, dab sie äiesem Aufruf fernstün- 
äen, unä es damit äen 8oldaten erleicbterten, ibre verlassungsmäbigen Dkbcbten 
2u erkennen, so war äie Distanzierung äer Regierung vom Oeneralstreik nicbt 
äeutlieb genug, ibr Entgegenkommen gegenüber streikenäen unä aufstänäiseben 
Arbeitern, äenen äie Verfassung ebensowenig wie äen Rutsebisten als letzte blorm 
galt, so weitgebend, dab reieblieb Orund blieb für äen Vrgwobn, äie Oemeinsam- 
keit in äer /Vbwebr äes „Dolscbewismus" sei enägültig äabin. Ongescbicklicbkei- 
ten, wie äie undifkerenrierte Verwenäung äes Ausdrucks ,Soldateska" in einem 
späteren Aufruf äer keiebsregierung^, waren nicbt daru angetan, äas Vertrauen 
äer Reicbswebr ru stärken, mit äer Regierung äurcb gleiebe pobtiscbe Zielsetzun
gen verbunäen ru sein. Der 8turr Koskes äurcb seine eigene Dartei, äie unter äem 
Eindruck äer naeb links rar äen Onabbängigen 8o2ialäemokrat6n oäer raäikaleren 
Oruppen ärängenäen Nassenstimmung stanä, ist gleicbsam äas letzte Obed in 
einer Rette von Ereignissen, äie äem Nibtär äie Rrscbütterung seiner bisberigen 
8tellung vor Trugen fübrten. Nit lNoske, äer in äer Reiebswebr einen, gemessen an 
seiner politiscben unä sorialen Herkunft, geradezu erstaunbcben Dundus an 
Vertrauen besab, verscbwanä fast äas einzige RIement, äas äie Reicbswebr in 
einer gewissen Verbinäung rur 8oria1äemokrLtie gebalten batte. Die scbmale 
Drücke rwiscben Vrmee unä organisierter Vrbeiterscbakt, äie in seiner Derson 
bestanäen batte, wuräe nicbt ersetzt. Hoffnungen, äie in äer Reicbswebr gebegt 
woräen waren, dab ein law-anä-oräer-DIoek von 8o2ia1äemokrLten unä Dürgerb- 
eben entsteben könnte^ unä als solcber jedem „Dolscbewismus" Darob ru bieten 
vermöge, waren naeb äer tiefen Distanzierung, äie äurcb äen Rapp-Ollttwitr- 
Dutscb rwiscben 8DD unä Reiebswebr eintrat, vobenäs aussicbtslos geworäen. 
Mie klein äie Nögbebkeiten aucb gewesen sein mocbten, über äie Rooperation von 
8oläaten unä 8oriald6mokrat6n im Reiebswebrministerium ein gröberes Nab an 
Verstänänis füreinanäer unä auf äiesem Möge eine gewisse Integration äer 
Reicbswebr in äas Oeküge äer äamsls nocb mabgebbcb von 8oria1demokrat6n 
bestimmten Republik ru erreicben, so bereicbnet ibr Verlust im befolge äes Rapp- 
Düttwitr-Dutscbes äocb einen Mendepunkt in einer Entwicklung, äie mebr umlabt 
als nur äas Verbültnis von Grinse unä 8o2ialdemokrati6. Denn eine unzweideutig 
mit äer repubbkaniscben Dränung verbundene Vrmee bätte ibrerseits äie 8cbicb-

15 Vgl. «Iss 8cbreiben des klegierungsprasidenten von blinden, v. Lampe, an den Oberpräsidenten der 
provinr Vestkalen, ^Vürmebng, SIN 15. klärr 1920, in dem es beibc „Naügebende Mitglieder der 
Ilegierung baben rum Oeneralstreik aukgekordert. Darin sebe icb im Augenblick eine lodesgekabr. 
Die liegierung als solebe ist dem niebt entgegengetreten. 8ie billigt mitbin die Erklärung dieser 
ibrer Nitgbeder. Oberall bilden sieb wieder ^rbeiterräte; das ist verkassungsvvidrig. Dieses 
^iedsrervacben der ^rbeiterräte scbwört gleicbkalls grobe Oekabren berbsi. Ls mulZte mit dem 
Oeneralstreik kommen." Volkgang klunge, Politik und Deamtentum im parteienstaat. Die Demo
kratisierung der politiscben Leamten in preullen rw-iscbsn 1YI8 und 1945 Industrielle Veit. 8d. 5). 
8tuttgart 1965. 8. 263.

16 Vgl. Nr. 31.
17 Vgl. die Überlegungen des Hauptmanns kaeobssn in Land II Nr. 21 (8. 73). 
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verknüpft, daß sie in dessen Ausrufung nichts anderes zu erblicken vermochten 
als eine "Todesgefahr" für die staatliche Ordnung15

• Die Soldaten, die den Sinn 
ihres Dienstes eben in der Bewahrung dieser Ordnung sahen, fühlten sich von 
keinem geringeren als dem Reichspräsidenten und den sozialdemokratischen 
Mitgliedern der Regierung desavouiert, die zu diesem Mittel gegriffen hatten. 

Wenn die Minister auch alsbald erklären ließen, daß sie diesem Aufruf fernstün
den, und es damit den Soldaten erleichterten, ihre verfassungsmäßigen Pflichten 
zu erkennen, so war die Distanzierung der Regierung vom Generalstreik nicht 
deutlich genug, ihr Entgegenkommen gegenüber streikenden und aufständischen 
Arbeitern, denen die Verfassung ebensowenig wie den Putschisten als letzte Norm 
galt, so weitgehend, daß reichlich Grund blieb für den Argwohn, die Gemeinsam
keit in der Abwehr des "Bolschewismus" sei endgültig dahin. Ungeschicklichkei
ten, wie die undifferenzierte Verwendung des Ausdrucks "Soldateska" in einem 
späteren Aufruf der Reichsregierung l 6, waren nicht dazu angetan, das Vertrauen 
der Reichswehr zu stärken, mit der Regierung durch gleiche politische Zielsetzun
gen verbunden zu sein. Der Sturz Noskes durch seine eigene Partei, die unter dem 
Eindruck der nach links zu den Unabhängigen Sozialdemokraten oder radikaleren 
Gruppen drängenden Massenstimmung stand, ist gleichsam das letzte Glied in 
einer Kette von Ereignissen, die dem Militär die Erschütterung seiner bisherigen 
Stellung vor Augen führten. Mit Noske, der in der Reichswehr einen, gemessen an 
seiner politischen und sozialen Herkunft, geradezu erstaunlichen Fundus an 
Vertrauen besaß, verschwand fast das einzige Element, das die Reichswehr in 
einer gewissen Verbindung zur Sozialdemokratie gehalten hatte. Die schmale 
Brücke zwischen Armee und organisierter Arbeiterschaft, die in seiner Person 
bestanden hatte, wurde nicht ersetzt. Hoffnungen, die in der Reichswehr gehegt 
worden waren, daß ein law-and-order-Block von Sozialdemokraten und Bürgerli
chen entstehen könnte l7 und als solcher jedem "Bolschewismus" Paroli zu bieten 
vermöge, waren nach der tiefen Distanzierung, die durch den Kapp-Lüttwitz
Putsch zwischen SPD und Reichswehr eintrat, vollends aussichtslos geworden. 
Wie klein die Möglichkeiten auch gewesen sein mochten, über die Kooperation von 
Soldaten und Sozialdemokraten im Reichswehrministerium ein größeres Maß an 
Verständnis füreinander und auf diesem Wege eine gewisse Integration der 
Reichswehr in das Gefüge der damals noch maßgeblich von Sozialdemokraten 
bestimmten Republik zu erreichen, so bezeichnet ihr Verlust im Gefolge des Kapp
Lüttwitz-Putsches doch einen Wendepunkt in einer Entwicklung, die mehr umfaßt 
als nur das Verhältnis von Armee und Sozialdemokratie. Denn eine unzweideutig 
mit der republikanischen Ordnung verbundene Armee hätte ihrerseits die Schich-

15 V gL das Schreiben des Regierungspräsidenten von Minden, v. Campe, an den Oberpräsidenten der 
Provinz Westfalen, Würmeling, am 15. März 1920, in dem es heißt: "Maßgebende Mitglieder der 
Regierung haben zum Generalstreik aufgefordert. Darin sehe ich im Augenblick eine Todesgefahr. 
Die Regierung als solche ist dem nicht entgegengetreten. Sie billigt mithin die Erklärung dieser 
ihrer Mitglieder. Überall bilden sich wieder Arbeiterräte; das ist verfassungswidrig. Dieses 
Wiedererwachen der Arbeiterräte schwört gleichfalls große Gefahren herbei. Es mußte mit dem 
Generalstreik kommen." Wolfgang Runge, Politik und Beamtentum im Parteienstaat. Die Demo
kratisierung der politischen Beamten in Preußen zwischen 1918 und 1945 (Industrielle Welt. Bd. 5). 
Stuttgart 1965. 5. 263. 

16 VgL Nr. 31. 

17 Vgl. die Überlegungen des Hauptmanns lacobsen in Band II Nr. 21 (5. 73). 
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Vie Krise tier /^rmee

ten, 61e 8ie^ in i^r repräsentiert saken oder i^ire polinseiren ^okknunAen aus sie 
setrten, näker an die Realität des Weimarer Staates kerangekükrt und diesen 
selbst stärker gekestigt. Oa6 solcke Okancen nun nickt mekr bestanden, sondern 
die tragende Nitte, welcke die klationalversammlung und ikr V^erk ermöglickt 
Katte, Terbrack und ikre Elemente auseinandertrieben, begründete die Struktur- 
krise der Republik, die nickt inekr überwunden wurde.
Oie unmittelbaren Rolgen cles Xapp-Rllttwitr-Rutsckes kür die keickswekr lagen in 
der Rrsekütterung ibres nock in Organisation bekindlicken Oelüges und in cler nun 
weit stärker gewordenen inneren Onsickerkeit. Onabkängig voneinander, aber mit 
erstaunkcker Rarallelität baben clie neuen Rükrer 6er Reickswekr, Oeneral v. 
Seeckt und Admiral Rekncke, den Veg eingescklagen, durck Steigerung 6er 
militäriseken RRirienr 6er Trupps das verlorene Selbstvertrauen wiederrugeben, 
sie aber gleickreitig ru einem „unbedingt Zuverlässigen Instrument in 6er Oancl 
ikrer Rübrer"^^ ru macken.
Oas Heer war clabei in 6er glückkcken Rage, da8 seine entsckeidende Spitzenposi
tion alsbald wieder besetzt werden konnte, I^ackdem Oeneralmalor Hans 
v. Seeckt bereits am 17. Närr 1920 im Rusammenbang mit dem Rücktritt des 
Oenerals v. Rüttwitr „auk Anordnung 6er alten verkassungsmäbigen Regierung 
uncl des Reickswekrministeriums Kloske" den OberbekeKI über clie Reickswekr- 
Oruppe I übernommen katte^, wurde er scbon wenig später mit 6er Stellvertre
tung 6es keickswekrministers betraut. Reicbswekrminister I^oske, 6er nacb 6en 
Xngrikken in 6er Nationalversammlung am 18. lVIärr 6em Reickspräsi6enten 
seinen Rücktritt anbot, kekrte nickt mekr in sein cVmt rurück. Rin Xukruk an clie 
'Kruppe vom 19. lMrr^ clürkte 6as letzte ökkentlicke Neicken seiner ministeriellen 
Tätigkeit sein, ^Is 6er Reickspräsident am 22. Närr Koskes ^bsckiedsgesuck 
bewilligte, beauktragte er am gleicken l'age 6urok besonderen Rrlall 6en Oeneral- 
major v. Seeckt, ,,6ie Oesckäkte 6es keicbswekrministeriums" vertretungsweise 
ru leiten^k I^oske war also nickt gebeten worden, bis rur Ernennung eines 
l^ackkolgers gesckäktskübrend im ^mt ru bleiben; 6ie clurck sein cVussckeiden 
entstanüene Rücke sollte kür clie Übergangszeit 6urck 6en Oeneral v. Seeckt 
ausgeküRt wer6en. Venn 6iese Relrauung kormell auck erst erkolgte, als keststand, 
dab I^loske nicbt länger Reicbswekrminister bleiben würde, sckeint Seeckt 6ock 
scbon vor 6em 22. IVlärr clie Runktion 6es Reicbswekrministers ausgeübt ru baben. 
Oenn bereits am 20. IVlärr adressierte der Oberbekeklskaber der Reickswebr- 
Oruppe 4, Oeneralmajor v. Nökl, seine Scbreiben^ an Seeckt als den „Stellvertre
tenden Reicbswekrminister". Oer Amtsantritt des Demokraten Otto Oebler am 28.

18 8ekekl cies Oenersls 6. Ink. v. 8ecckt vom 4. November 1923. 8rie6rick v. 8sbensu, 8eeclcl. 
seinem beben 1918—1936. Deiprig 1940. 8. 371.

19 DekeKI «les Oenerslmsjors V. 8eeclct vom 17. Usrr 1920. 8c^-^IV. n 104/54. Vervielk. c^uskertigung.
20 4elegrsmm lies keickswekrministers LUS 8tuttgsrt SN clie 8eiekswekr-6ruppenkommsn6os 2 uncl 4 

vom 19. VIsrr 1920. ^ksckrikt in: Nsckricktenblstt lies 8eickswekr-6ruppenlcummsn6os 4 vom 20. 
Nsrr 1920. 8H8t^ IV. 6ruppenlcommsn6o 4, 8<l. II ^kt. 2. Verviell. Vuskertigung.

21 brisk «les 8eicksprssi6enten 8K 3010^ vom 22. Usrr 1920. 8^. 8 43 1/925. Nssck. Lntwurk mit ksl. 
I^Iotir über ^uskLnüißunZ 6er ^uskertiZunA sn Oenersl v. 8eeckt. Dieser reicknete bereits sm 
ßleicken IsZe unter cler Dirms: „Der 8eickswekrminister. blit 6er Vertretung besuktrsgt." Ileeres- 
Verorünungsblstt 1920 8. 323.

22 Nr. 30 uncl Nr. 31.
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ten, die sich in ihr repräsentiert sahen oder ihre politischen Hoffnungen auf sie 
setzten, näher an die Realität des Weimarer Staates herangeführt und diesen 
selbst stärker gefestigt. Daß solche Chancen nun nicht mehr bestanden, sondern 
die tragende Mitte, welche die Nationalversammlung und ihr Werk ermöglicht 
hatte, zerbrach und ihre Elemente auseinandertrieben, begründete die Struktur
krise der Republik, die nicht mehr überwunden wurde. 

Die unmittelbaren Folgen des Kapp-Lüttwitz-Putsches für die Reichswehr lagen in 
der Erschütterung ihres noch in Organisation befindlichen Gefüges und in der nun 
weit stärker gewordenen inneren Unsicherheit. Unabhängig voneinander, aber mit 
erstaunlicher Parallelität haben die neuen Führer der Reichswehr, General v. 
Seeckt und Admiral Behncke, den Weg eingeschlagen, durch Steigerung der 
militärischen Effizienz der Truppe das verlorene Selbstvertrauen wiederzugeben, 
sie aber gleichzeitig zu einem "unbedingt zuverlässigen Instrument in der Hand 
ihrer Führer"18 zu machen. 

Das Heer war dabei in der glücklichen Lage, daß seine entscheidende Spitzenposi
tion alsbald wieder besetzt werden konnte. Nachdem Generalmajor Hans 
v. Seeckt bereits am 17. März 1920 im Zusammenhang mit dem Rücktritt des 
Generals v. Lüttwitz "auf Anordnung der alten verfassungsmäßigen Regierung 
und des Reichswehrministeriums Noske" den Oberbefehl über die Reichswehr
Gruppe 1 übernommen hatte19

, wurde er schon wenig später mit der Stellvertre
tung des Reichswehrministers betraut. Reichswehrminister Noske, der nach den 
Angriffen in der Nationalversammlung am 18. März dem Reichspräsidenten 
seinen Rücktritt anbot, kehrte nicht mehr in sein Amt zurück. Ein Aufruf an die 
Truppe vom 19. März20 dürfte das letzte öffentliche Zeichen seiner ministeriellen 
Tätigkeit sein. Als der Reichspräsident am 22. März Noskes Abschiedsgesuch 
bewilligte, beauftragte er am gleichen Tage durch besonderen Erlaß den General
major v. Seeckt, "die Geschäfte des Reichswehrministeriums" vertretungsweise 
zu leiten21

• Noske war also nicht gebeten worden, bis zur Ernennung eines 
Nachfolgers geschäftsführend im Amt zu bleiben; die durch sein Ausscheiden 
entstandene Lücke sollte für die Übergangszeit durch den General v. Seeckt 
ausgefüllt werden. Wenn diese Betrauung formell auch erst erfolgte, als feststand, 
daß Noske nicht länger Reichswehrminister bleiben würde, scheint Seeckt doch 
schon vor dem 22. März die Funktion des Reichswehrministers ausgeübt zu haben. 
Denn bereits am 20. März adressierte der Oberbefehlshaber der Reichswehr
Gruppe 4, Generalmajor v. Möhl, seine Schreiben22 an Seeckt als den "Stellvertre
tenden Reichswehrminister" . Der Amtsantritt des Demokraten Otto Geßler am 28. 

18 Befehl des Generals d. Inf. v. Seeckt vom 4. November 1923. Friedrich v. Rabenau, Seeckt. Aus 
seinem Leben 1918-1936. Leipzig 1940. S. 371. 

19 Befehl des Generalmajors v. Seeckt vom 17. März 1920. BA-MA. N 104/54. Vervielf. Ausfertigung. 

20 Telegramm des Reichswehrministers aus Stuttgart an die Reichswehr-Gruppenkommandos 2 und 4 
vom 19. März 1920. Abschrift in: Nachrichtenblatt des Reichswehr-Gruppenkommandos 4 vom 20. 
März 1920. BHStA IV. Gruppenkommando 4. Bd. 11 Akt. 2. Vervielf. Ausfertigung. 

21 Erlaß des Reichspräsidenten Rk 30102 vom 22. März 1920. BA. R 43 I/925. Masch. Entwurf mit hsJ. 
Notiz über Aushändigung der Ausfertigung an General v. Seeckt. Dieser zeichnete bereits am 
gleichen Tage unter der Firma: "Der Reichswehrminister. Mit der Vertretung beauftragt." Heeres
Verordnungsblatt 1920 S. 323. 

22 Nr. 30 und Nr. 31. 
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Narr bracbw 6ie polltiscbe Rübrung 6sr keicbsvvebr wie6er in 6ie Oan6 eines 
Zivilisten. Xacb 6em Rücktritt 6es Osnerals Reinbar6t als Lück 6er Oeeresleitung 
>vur6e 8eeckt runäebst kommissariscb mit 6er Vabrnebmung von liessen Oe- 
scbalten betraut un6 am 5. Ium 1920 endgültig in 6ieser Funktion ernannt.
Oer sebnsUe Übergang 6er kübrung 6es Heeres in neue Oän6e bat es erleicblert, 
6ie Oor6erunZen nacb grun6Iegen6er krneuerung 6es OMrierkorps ^veitgeben6 
abrulangen. Venn 8eeckt sieb aueb 6er Restralung 6er kür 6en Outsell Verant- 
tvortlicben nicbt tviüersetrte, so Ovaren seine Eentbcben krklarungen auk 6en 
Venor gestimmt, 6as Verbalten 6er Gruppe in 6en Outseb-Iagen als Verbarren im 
(vermeintlieb o6er virklicb) gescbulOeten Oeborsam gegenüber 6sn militäriseben 
Vorgesetzten un6 6arum naeb 6er Intention 6sr nur irregelllbrten 8ol6aten als 
üreue rur gesetrllellen Or6nung versteben ru lassen^. 8o vvur6e 6er 8cllul6vor- 
tvurl aul stralrecbtbob ciualllirierbars Vatbestänüs re6uriert un6 6er kreis 6er 
soleberart Relasteten eng gebalten. Oer Vunscb naeb einer polltisellen Erneue
rung 6er Reicllstvellr konnte somit erlolgreicb konterkariert >ver6en, rumal 6ie in 
6er Reaktion gegen 6as Onternebmen von Rapp un6 Oütttvitr auIgeRammten 
Vulstan6e ibrerseits 6ie verkassungsmäbige Or6nung naeb Ael un6 Netllo6s in 
krage stellten un6 6arum lür 6ie Reicbsregierung 6er RüekgriR auk 6ie eben noeb 
arg^völlnisoll betracbtete Reicllsvvellr unvermei61ieb vvur6e^.
Oie Narine var 6ureb 6en Rutseb ungleieb tieler getrolken tvor6en als 6as Heer. 
Oer Lbel 6er VRmirabtat, Virea6mirgl V6oll v. Vrotba, batte sieb Rapp un6 
Oütttvitr ,,rur Verlügung" gestellt^ un6 6amit 6ie Narine als Oanres aul 6ie 8eite 
6er Rutscbisten gebraebt. Oie 8tationskomman6os in Riel un6 Vilbslmsbaven 
vur6en ru Zentren bektiger Vussinanüersetrungen^, in 6eren Verlaul 6as rur 
Vuklösung bestimmte Korps 6er OeckoRiriere^ gemeinsam mit 6en Ilnteroklirie- 
ren sieb gegen 6ie ORiriere stellte un6 in Kooperation mit 6en gegen kapp un6 
Oüttvitr auRretenüen rivilen krälten 6ie völlige Reseitigung aller ORiriere von 
ibren Komman6oposten 6urebsetren konnte. 8o war 6ie Narine niebt allein 6ureb 
6ie blleüerlage von kapp un6 küttwitr geseblagen, son6ern gleiebreitig von einer 
klassenauseinanüersetrung ersebüttert, 6ie ibre kxistenr politiseb wie militäriseb 
bellrobte. Diese Krise konnte nur sebrittweise überwun6en wer6en. Kn6e Nai 
übergab 6er Reicllswellrminister Oelller mit militärisebem Zeremoniell in 6en 
8tationen Vilbelmsbaven un6 kiel 6ie Komman6ogewa1t wie6er 6en ORirieren. 
I^aob langem Zögern beriek 6er Reicbspräsillent am 31. Vugust 6en bereits im 
Rubestanll lebenllen Virea6miral Raul Lebneke rum Lbel 6er V6miralltät, 6ie am 
15. 8ept6mber rur Narineleitung umbenannt wur6e^. Nit 6ieser Vngleicbung 6er

23 8. Nr. 26 unci Nr. 38.
24 Vßl. Brrettnng 6es kubrgebiets sowie Oie wirren in 6er Beicbsknuptstn6t un6 iin nör6Iicken 

Osutseblnn6 1918-1920 (OarsleltunZen sus cien NscüIcrießsIcLinpken cleulsciier Gruppen unci 
Oreilcorps. Iin ^uklrnZe cies Obericoininnn8os cies Heeres bearbeitet un8 krsZ. von cier krieZsge- 
sebicbtiieben k'orscbunASLnslait cies Heeres. 6. 8ci. 2. keibe). Berlin 1940.

25 8. Nr. 20.
26 VZI. bisrru i orstmeier.
27 Oeclrotkiriere 6er Oeutseken ^lsrine. Ibre Lesebiebte 1848-1933. Hrsg, vom 8unö 6er Oeebokki- 

riere. Berlin 1933. 8. 128-132.
28 ^Verner Babn, keicksmnrine un6 Ü3n6esvertei6i§un8 1919-1928. Konzeption un6 BükrunZ 6er 

Marine in 6er Meimnrer Bepubblr. iVlüneben 1976. 8. 73-83.
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Einleitung 

März brachte die politische Führung der Reichswehr wieder in die Hand eines 
Zivilisten. Nach dem Rücktritt des Generals Reinhardt als Chef der Heeresleitung 
wurde Seeckt zunächst kommissarisch mit der Wahrnehmung von dessen Ge
schäften betraut und am 5. Juni 1920 endgültig in dieser Funktion ernannt. 

Der schnelle Übergang der Führung des Heeres in neue Hände hat es erleichtert, 
die Forderungen nach grundlegender Erneuerung des Offizierkorps weitgehend 
abzufangen. Wenn Seeckt sich auch der Bestrafung der für den Putsch Verant
wortlichen nicht widersetzte, so waren seine öffentlichen Erklärungen auf den 
Tenor gestimmt, das Verhalten der Truppe in den Putsch-Tagen als Verharren im 
(vermeintlich oder wirklich) geschuldeten Gehorsam gegenüber den militärischen 
Vorgesetzten und darum nach der Intention der nur irregeführten Soldaten als 
Treue zur gesetzlichen Ordnung verstehen zu lassen23• So wurde der Schuldvor
wurf auf strafrechtlich qualifizierbare Tatbestände reduziert und der Kreis der 
solcherart Belasteten eng gehalten. Der Wunsch nach einer politischen Erneue
rung der Reichswehr konnte somit erfolgreich konterkariert werden, zumal die in 
der Reaktion gegen das Unternehmen von Kapp und Lüttwitz aufgeflammten 
Aufstände ihrerseits die verfassungsmäßige Ordnung nach Ziel und Methode in 
Frage stellten und darum für die Reichsregierung der Rückgriff auf die eben noch 
argwöhnisch betrachtete Reichswehr unvermeidlich wurde24. 

Die Marine war durch den Putsch ungleich tiefer getroffen worden als das Heer. 
Der Chef der Admiralität, Vizeadmiral Adolf v. Trotha, hatte sich Kapp und 
Lüttwitz "zur Verfügung" gestellt25 und damit die Marine als Ganzes auf die Seite 
der Putschisten gebracht. Die Stationskommandos in Kiel und Wilhelmshaven 
wurden zu Zentren heftiger Auseinandersetzungen26, in deren Verlauf das zur 
Auflösung bestimmte Korps der Deckoffiziere27 gemeinsam mit den Unteroffizie
ren sich gegen die Offiziere stellte und in Kooperation mit den gegen Kapp und 
Lüttwitz auftretenden zivilen Kräften die völlige Beseitigung aller Offiziere von 
ihren Kommandoposten durchsetzen konnte. So war die Marine nicht allein durch 
die Niederlage von Kapp und Lüttwitz geschlagen, sondern gleichzeitig von einer 
Klassenauseinandersetzung erschüttert, die ihre Existenz politisch wie militärisch 
bedrohte. Diese Krise konnte nur schrittweise überwunden werden. Ende Mai 
übergab der Reichswehrminister Geßler mit militärischem Zeremoniell in den 
Stationen Wilhelmshaven und Kiel die Kommandogewalt wieder den Offizieren. 
Nach langem Zögern berief der Reichspräsident am 31. August den bereits im 
Ruhestand lebenden Vizeadmiral Paul Behncke zum Chef der Admiralität, die am 
15. September zur Marineleitung umbenannt wurde28

• Mit dieser Angleichung der 

23 S. Nr. 26 und Nr. 38. 

24 V gl. Errettung des Ruhrgebiets sowie Die Wirren in der Reichshauptstadt und im nördlichen 
Deutschland 1918-1920 (Darstellungen aus den Nachkriegskämpfen deutscher Truppen und 
Freikorps. Im Auftrage des Oberkommandos des Heeres bearbeitet und hrsg. von der Kriegsge
schichtlichen Forschungsanstalt des Heeres. 6. Bd. 2. Reihe). Berlin 1940. 

25 S. Nr. 20. 

26 Vgl. hierzu Forstmeier. 

27 Deckoffiziere der Deutschen Marine. Ihre Geschichte 1848-1933. Hrsg. vom Bund der Deckoffi
ziere. Berlin 1933. S. 128-132. 

28 Werner Rahn, Reichsmarine und Landesverteidigung 1919-1928. Konzeption und Führung der 
Marine in der Weimarer Republik. München 1976. S. 73-83. 
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Vie Krise tier ^rinee

Dereicknung an die iin Neer verwendete unci der am 20. 8eptemker kolgenden 
Ernennung Deknckes rum Xdmiral, einem kang, in dem er clem inrwiscken rum 
Oeneralleutnant kekörderten 8eeckt voranging, wurde augenkällig rum Xusdruck 
gekrackt, dali die in tier Zwischenzeit lancierten DIäne, die Narine aukrulösen oder 
dem Lkek der Deeresleitung ru unterstellen, unerfüllt Klieken unci (lie Narine als 
ein gleichrangig neken clem Heer stekender heil der kleickswekr vor einem neuen 
T^nkang stand.
IVar es clie Naxime in der T^mtskükrung kür cien vom Dutsck völlig unkerükrten 
Admiral Dekncke, die Narine ,,auk's ^Vasser" ru dringen uncl allen politiscken 
Diskussionen ru entrieken^, so strekte 8eeckt nickt weniger konsequent cianack, 
die hruppe aus politiscken Verstrickungen ru lösen uncl auk unkeirrkaren 
Oekorsam kestrulegen, der clie hreue ru Lid unci Verkassung umsekloli. Damit war 
kreilick vom 8oldaten nickt mekr verlangt als clie ^Vakrung cler Legalität. Die 
,,reine 8acklickkeit cles Dienstes", in clie Leeckt nack (lern kekannten ^Vort cies 
späteren (Generals v. Lkoltitr cien in seiner politiscken Orientierung unsicker 
gewordenen 8oldaten rettete^^ Kecieutete mit dem vom politiscken Koordinatensl- 
stem cles Nilitars akstrakierenden kückrug auk clie teckniscke Dkkirienr keine 
Integration in clie Ordnung 6er kepuklik, sondern gerade clie Nöglickkeit, als 
8oldat ru dienen, okne eine poktiscke Lelbstkestimmung vornekmen ru müssen. 
Die „klaren Verkältnisse", in die der Mnge Lkoltitr sick in der kimckswekr gestellt 
sak, waren erkaukt durck den Verrickt auk die Identikikation mit der gesellsckaktli- 
cken und politiscken Omwelt,und sie Klieken prekär, weil sie nur so lange Lestand 
Kaken konnten, wie die lieickswekr nickt wieder in eine 8ituation geriet, in der sie 
äknlick wie keim Xapp-Düttwitr-Dutsck an der kormalen Oeselrlickkeit allein 
keine rureickende Orientierung mekr gewinnen konnte. 8o kilkreick diese Naxims 
dem einreinen und der Heickswekr insgesamt in der 2eit nack dem Kapp-Küttwitr- 
Dutsck gewesen sein mag, sie reichte nickt aus, um kür die Dauer dem Dienst in 
der liepuklik einen 8inn ru geken.
Die „Entpolitisierung" der keickswekr kindet in den Quellen ikren Xiederscklag 
nickt allein in einer Heike entsprechender Dekekle, sondern nickt minder 
aukscklulireick im Verschwinden aller Demükungen um eine poktiscke Dildung der 
Iruppe, die in den dakren ruvor angestellt worden waren, um den 8oldaten gegen 
den „kolsckewismus" ru „immunisieren"^^. Lrst die Kenntnis von unerwllnsckter 
politischer Indoktrination der hruppe durck die Kommandeure, die ru parlamenta
rischen 8ckwierigkeiten kükren konnte, Kat okkensicktlick den Bristol! gegeken, 
diese Naterie erneut ru ükerdenken. Dali in der kalorischen Division diese 
„Entpolitisierung" anscheinend weniger energisch vorangetrieken wurde, dllrkte 
eine der Orsacken kilden kür die 8pannungen, in die dieser heil des Heickskeeres 
im dakre 1923 ru seiner politiscken und militäriscken Dükrung geriet.
Die deutlich markierte Distanr der lieickswekr von der „Dolitik" kedeutete 
kreilick nickt, daii ikre Dükrung unempkindlick gewesen wäre kür den Verlust ikrer 
innenpolitischen 8teI1ung, den sie in der Konsequenz des Kapp-Düttwitr-Dutsckes 
Katte kinnekmen müssen. Die ketonte Darstellung der Arines als einziger

29 8. Nr. 124 sowie Kalin (vgl. ^nm. 28) 8. 87-101.
30 Oietrick v. Lkoltitr, 8oläat unter 8olciat6n. 2>irick 1951. 8. 171.
31 8. 6an8 II Nr. 30 u.ö.

XIX

Die Krise der Annee 

Bezeichnung an die im Heer verwendete und der am 20. September folgenden 
Ernennung Behnckes zum Admiral, einem Rang, in dem er dem inzwischen zum 
Generalleutnant beförderten Seeckt voranging, wurde augenfällig zum Ausdruck 
gebracht, daß die in der Zwischenzeit lancierten Pläne, die Marine aufzulösen oder 
dem Chef der Heeresleitung zu unterstellen, unerfüllt blieben und die Marine als 
ein gleichrangig neben dem Heer stehender Teil der Reichswehr vor einem neuen 
Anfang stand. 
War es die Maxime in der Amtsführung für den vom Putsch völlig unberührten 
Admiral Behncke, die Marine "aufs Wasser" zu bringen und allen politischen 
Diskussionen zu entziehen29

, so strebte Seeckt nicht weniger konsequent danach, 
die Truppe aus politischen Verstrickungen zu lösen und auf unbeirrbaren 
Gehorsam festzulegen, der die Treue zu Eid und Verfassung umschloß. Damit war 
freilich vom Soldaten nicht mehr verlangt als die Wahrung der Legalität. Die 
"reine Sachlichkeit des Dienstes", in die Seeckt nach dem bekannten Wort des 
späteren Generals v. Choltitz den in seiner politischen Orientierung unsicher 
gewordenen Soldaten rettete30

, bedeutete mit dem vom politischen Koordinatensy
stem des Militärs abstrahierenden Rückzug auf die technische Effizienz keine 
Integration in die Ordnung der Republik, sondern gerade die Möglichkeit, als 
Soldat zu dienen, ohne eine politische Selbstbestimmung vornehmen zu müssen. 
Die "klaren Verhältnisse", in die der junge Choltitz sich in der Reichswehr gestellt 
sah, waren erkauft durch den Verzicht auf die Identifikation mit der gesellschaftli
chen und politischen Umwelt, und sie blieben prekär, weil sie nur so lange Bestand 
haben konnten, wie die Reichswehr nicht wieder in eine Situation geriet, in der sie 
ähnlich wie beim Kapp-Lüttwitz-Putsch an der formalen Gesetzlichkeit allein 
keine zureichende Orientierung mehr gewinnen konnte. So hilfreich diese Maxime 
dem einzelnen und der Reichswehr insgesamt in der Zeit nach dem Kapp-Lüttwitz
Putsch gewesen sein mag, sie reichte nicht aus, um für die Dauer dem Dienst in 
der Republik einen Sinn zu geben. 

Die "Entpolitisierung" der Reichswehr findet in den Quellen ihren Niederschlag 
nicht allein in einer Reihe entsprechender Befehle, sondern nicht minder 
aufschlußreich im Verschwinden aller Bemühungen um eine politische Bildung der 
Truppe, die in den lahren zuvor angestellt worden waren, um den Soldaten gegen 
den "Bolschewismus" zu "immunisieren"31. Erst die Kenntnis von unerwünschter 
politischer Indoktrination der Truppe durch die Kommandeure, die zu parlamenta
rischen Schwierigkeiten führen konnte, hat offensichtlich den Anstoß gegeben, 
diese Materie erneut zu überdenken. Daß in der bayerischen Division diese 
"Entpolitisierung" anscheinend weniger energisch vorangetrieben wurde, dürfte 
eine der Ursachen bilden für die Spannungen, in die dieser Teil des Reichsheeres 
im lahre 1923 zu seiner politischen und militärischen Führung geriet. 

Die deutlich markierte Distanz der Reichswehr von der "Politik" bedeutete 
freilich nicht, daß ihre Führung unempfindlich gewesen wäre für den Verlust ihrer 
innenpolitischen Stellung, den sie in der Konsequenz des Kapp-Lüttwitz-Putsches 
hatte hinnehmen müssen. Die betonte Darstellung der Armee als einziger 

29 S. Nr. 124 sowie Rahn (vgl. Anm. 28) S. 87-101. 

30 Dietrich v. Choltitz, Soldat unter Soldaten. Zürich 1951. S. 17f. 

31 S. Band 11 Nr. 30 u. Ö. 
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LirrleitunK

Exekutive hes Xeiches^ unh hie Xritik am XinsatT herOoliTei im mittelhsutschen 
Xukstanh^ Teigen vielmehr, 62k her Xeichswehrkührung 628 Lei vor Xugen stanh, 
hie hurch hie Xntscheihung vom 6. Xpril 1920 erlittene innenpolitische Leschrän- 
kung wiederum akTuschütteln. Oie Lhancs haTu Kam allerhings erst 1923, in her 
grollen Xrise hes Heiches.
Oie ^eit nach hem Xapp-küttwitT-Outsch war lür hie Reichswehr Tugleich hie 
Ohase, in her sie ilire enhgüllige organisatorische Lestait annahm. Oie vorn 
Xriehensvertrag errwungene RehuTierung cles Heeres auk vorerst 200000 Mann, 
hie kereits am 6. Marr 1920 hurch Oelelil hes Reichswehrministeriums eingeleitet 
worsen war^, wurhe hurch ciie Ereignisse cies Monats Narr nur kurrkristig 
verTÖgert uncl Turn 15. Mai hurchgekührt^. Oie Ookknung, hissen 8tanh hauernh 
beihehaken Tu können, wurhe )ehoch schon Xnkanghuk runichte, als ciie Alliierten 
auk cier XonkerenT von 8pa ihre Xorherung auk OeraksetTung <ler lleeresstärke Turn 
1. Oktoker 1920 auk 150000 Mann unci Turn 1. hanuar 1921 auk 100000 Mann 
hurchsetTten^. Oementsprechenh kekahl has Reichswehrministerium am 31. luk 
auch eine neue Lkeherung cies Heeres^'. Oie Reichswehr-Rrigahen, welche has 
charakteristische XennTeichen kür ciie ,,Vorlaukige Reichswehr" gewesen waren, 
verschwanhen. 8tatt liessen hilciete nun secier her ziehen Wehrkreise eine 
Oivision, welche hie gleiche Xummer trug unh vorn Rekehlshaker iin Wehrkreis 
gekllhrt wurhe. Moil hie lieiterregirnenter Tu hrei selhstänhigen XavalleriehiVisio
nen Tusammengekallt wurden, entstanhen somit Tehn Oivisionen als Lrunhgerüst 
hes neuen Heeres. Oie „Rekelds Verhältnisse irn Reichsheer" wurden hurch einen 
umkangreichen Xrlall hes Reichspräsidenten am 1l. August 1920^ kestgestellt. 
Oernnach hestanh ein hurchgehenher Rekehlsstrang vorn Reichswehrminister üher 
hen Lhek her Heeresleitung Tu allen Iruppenteilen. Xuch hie Oherhekehlshaher 
her Lruppen waren Hein Lhek her Heeresleitung untergeorhnet, nachhern hie im 
Vorjahr gehilheten Mehrkreiskommandos (allerhings noch mit her vorläukigen 
Ausnahme hes Mehrkreiskommandos VIl in München) unh hie Xavaileriedivisio- 
nen hen Lruppenkommanhos unterstellt worhen waren. Oie Funktionen her 
krllheren Xommandierenden Lenerale wurhen aher nickt hen Oherhekeldshakern 
her Lruppen Tugesprocken, hie Verkänhe kekehligten, hie hen alten Armeekorps 
vergleichhar waren, sonhern hen Rekeklshakern in hen Mehrkreisen, okwohl sie 
nur jeweils eine Oivision unter ihrem Rekehl hatten. Immehiate Xommanhostellen, 
wie sie krllher hie Xommandierenhen Lenerale kekleihet hatten, gak es nicht 
mehr; Has Ideer kilhete ein geschlossenes Rekehlss^stem, an Hessen 8pitTe 
Reichspräsident, Reichswehrminister unh Lhek her Heeresleitung stanhen.

32 V^ZI. 6ie ^uskükrunZen cies Oenerais V. Zeeeicl in 6er LtiekbespreeiiunZ vorn It. lull 1920. Kulnnelt 
peirrentlueir?1r. 21.

33 S. Nr. 136 un6 Nr. 138.
34 kuiner ^otilkeii. kieiclislveiir un6 üepublilc 1918-1933 (Huncibuck rur äeulsclien .VtililürZesclliclile 

1648-1939. -41>sckn. VI». ?runlckurt^I. 1970. 8. 246.
35 OrZunisrNion 6er kieieiislveiir. 10. Nsi 1920. Oeeres-VerorOnunZsblritl 1920 8. 465.
36 8. Nr. 110 c^nrn. 1.
37 Delell lür 6ie Verrnin6erunß 6es keickskeeres. 31. lull 1920. Heeres-Veror6nunßsblglt 1920 8. 687.
38 keßelunA 6er kekekisbeluZnisse irn ücieüsiieere. 11. August 1920. Heeres-VeroiünunAsdlstl 1920 

8. 841.

XX

Einleitung 

Exekutive des Reiches32 und die Kritik am Einsatz der Polizei im mitteldeutschen 
Aufstand33 zeigen vielmehr, daß der Reichswehrführung das Ziel vor Augen stand, 
die durch die Entscheidung vom 6. April 1920 erlittene innenpolitische Beschrän
kung wiederum abzuschütteln. Die Chance dazu kam allerdings erst 1923, in der 
großen Krise des Reiches. 

Die Zeit nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch war für die Reichswehr zugleich die 
Phase, in der sie ihre endgültige organisatorische Gestalt annahm. Die vom 
Friedensvertrag erzwungene Reduzierung des Heeres auf vorerst 200000 Mann, 
die bereits am 6. März 1920 durch Befehl des Reichswehrministeriums eingeleitet 
worden war34

, wurde durch die Ereignisse des Monats März nur kurzfristig 
verzögert und zum 15. Mai durchgeführt35 • Die Hoffnung, diesen Stand dauernd 
beibehalten zu können, wurde jedoch schon Anfang Juli zunichte, als die Alliierten 
auf der Konferenz von Spa ihre Forderung auf Herabsetzung der Heeresstärke zum 
1. Oktober 1920 auf 150000 Mann und zum 1. Januar 1921 auf 100000 Mann 
durchsetzten36

• Dementsprechend befahl das Reichswehrministerium am 31. Juli 
auch eine neue Gliederung des Heeres37 • Die Reichswehr-Brigaden, welche das 
charakteristische Kennzeichen für die" Vorläufige Reichswehr" gewesen waren, 
verschwanden. Statt dessen bildete nun jeder der sieben Wehrkreise eine 
Division, welche die gleiche Nummer trug und vom Befehlshaber im Wehrkreis 
geführt wurde. Weil die Reiterregimenter zu drei selbständigen Kavalleriedivisio
nen zusammengefaßt wurden, entstanden somit zehn Divisionen als Grundgerüst 
des neuen Heeres. Die "Befehlsverhältnisse im Reichsheer" wurden durch einen 
umfangreichen Erlaß des Reichspräsidenten am 11. August 192038 festgestellt. 
Demnach bestand ein durchgehender Befehlsstrang vom Reichswehrminister über 
den Chef der Heeresleitung zu allen Truppenteilen. Auch die Oberbefehlshaber 
der Gruppen waren dem Chef der Heeresleitung untergeordnet, nachdem die im 
Vorjahr gebildeten Wehrkreiskommandos (allerdings noch mit der vorläufigen 
Ausnahme des Wehrkreiskommandos VII in München) und die Kavalleriedivisio
nen den Gruppenkommandos unterstellt worden waren. Die Funktionen der 
früheren Kommandierenden Generale wurden aber nicht den Oberbefehlshabern 
der Gruppen zugesprochen, die Verbände befehligten, die den alten Armeekorps 
vergleichbar waren, sondern den Befehlshabern in den Wehrkreisen, obwohl sie 
nur jeweils eine Division unter ihrem Befehl hatten. Immediate Kommandostellen, 
wie sie früher die Kommandierenden Generale bekleidet hatten, gab es nicht 
mehr; das Heer bildete ein geschlossenes Befehlssystem, an dessen Spitze 
Reichspräsident, Reichswehrminister und Chef der Heeresleitung standen. 

32 Vgl. die Ausführungen des Generals v. Seeckt in der Chefbesprechung vom 11. Juli 1920. Kabinett 
Fehrenbach Nr. 21. 

33 S. Nr. 136 und Nr. 138. 

34 Rainer Wohlfeil. Reichswehr und Republik 1918-1933 (Handbuch zur deutschen ~1ilitärgeschichte 
1648-1939. Abschn. VI). Frankfurt1ilL 1970. S. 246. 

35 Organisation der Reichswehr. 10. Mai 1920. Heeres-Verordnungsblatt 1920 S. 465. 

36 S. Nr. 110 Anm. 1. 

37 Befehl für die Verminderung des Reichsheeres. 31. Juli 1920. Heeres-Verordnungsblatt 1920 S. 687. 

38 Regelung der Befehlsbefugnisse im Reichsheere. 11. August 1920. Heeres-Verordnungsblatt 1920 
S. 841. 
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Vie Krise tier -^rinee

Das Verschwinden der letzten 8tabe des alten Heeres machte auch den Lusatr 
entbehrlich, den die Truppenteile der keichswehr rur llnterschsidung in ihrer 
kereiclrnung gelührt Hatten. 80 sollte os nach dem Lekehl vorn 6. December 1920 
über Oie „Lereichnung 6er Oienstgrade, Dienststellen un6 Oienststellungen"  ̂
nicht mehr „Keichswehr-Oruppenbommando" heillen, 8on6ern nur nocli ,,0rup- 
penbommando". Xber 6ie Oewöhnung an diesen 2usat^ war sclion so starb, dall er 
erst naelr einiger 2eit allgemein aukgegeben wur6e.
Lristgerecht r:u Lnde 6es Wahres 1920 waren sowohl 6ie numeriselre Verminderung 
6es Heeres wie seine organisatorische Neugestaltung abgeschlossen, was keiclis- 
präsident un6 ksichswehrminister in ihren Erlassen vom 30. Oerember^ würdig- 
tsn. 2um 1. lanuar 1921 erschien 6er Lelehl 6es Lenerals v. 8eecbt über ,,6ie 
Grundlagen 6er lürriebung 6es lleeres"^^, 6er mit 6en selbstsicheren dorten 
anhob: „Das keichsheer ist kertig gebil6et. Lin neuer Abschnitt deutscher 
bleeresgeschiclite beginnt."
Das ^Vehrgesetr vom 23. Narr 1921^ hat dieses keorganisationswerb eber 
rechtlich bodiliriert als sachlich abgeschlossen. Ilmlang un6 8trubtur 6er keichs- 
wehr waren bereits 6urcb 6en Versailler Vertrag un6 6ie anschllellenden 
Lorderungen 6er Alliierten so kestgelegt, dall einer 6eutscben Legislative bäum 
8pielraum verblieben war. Xndere Kragen, wie 6ie 6es Oberbelehls, waren bereits 
6urcb 6ie blationalversammlung o6er 6ie „Meimarer Vereinbarung" mit 6en alten 
kundesstaaten^ erle6igt wor6en, so dall auch hier nur in Leset/eskorm gegossen 
wer6en konnte, was bereits an6erweitig 6ekinitiv geregelt war. Xuch 6ie lür Leist 
un6 8til 6er keichswehr be6eutungsvolle ,Entpolitisierung" 6es 8oI6aten, 6em 
6is politische Tätigkeit verboten un6 6as llecbt rur Leilnabnie an Mairien 
genommen wurde, war 6er 8acbe, wenn auch noch nicht 6er kechtslorm nach 
schon von 6er külirung 6er kleichswelir durchgeset^i wor6en, noch ehe 6as 
^Vehrgesetx 6akür 6ie gesetzliche Grundlage bot. Oie Priorität 6es kaktischen vor 
6em politischen ^Villen 6es Parlaments, 6ie 6is Leschichte 6er keichswehr 
kennzeichnet, erweist sich somit auch hier bei 6em lür ciie Wehrmacht 6er 
deutschen kepublik grun6legen6en Oesetreswerk.

3d kereiollnung 6er Vien8tgra6e. Vien8t8tellen unO Vion8l8tellungen. 6. verember 1920. Hoore8- 
Veror6nung8blatt 1920 8. 981.

40 Heide Orla88e in Oeere8-VerordnunA8blLtt 1920 8. 1033.
41 LIN. 8. 1040.
42 KOKI. 8. 329.
43 Nanin kinau, Va8 V^Iirgesetr vom 23. Närr 1921 (klleker für keelu, Verwaltung und Virtaclialt. 

Kd. 13). Berlin 1926. 8. 170-172.

XXI

Die Krise der Armee 

Das Verschwinden der letzten Stäbe des alten Heeres machte auch den Zusatz 
entbehrlich, den die Truppenteile der Reichswehr zur Unterscheidung in ihrer 
Bezeichnung geführt hatten. So sollte es nach dem Befehl vom 6. Dezember 1920 
über die "Bezeichnung der Dienstgrade, Dienststellen und Dienststellungen"39 
nicht mehr "Reichswehr-Gruppenkommando" heißen, sondern nur noch "Grup
penkommando". Aber die Gewöhnung an diesen Zusatz war schon so stark, daß er 
erst nach einiger Zeit allgemein aufgegeben wurde. 

Fristgerecht zu Ende des Jahres 1920 waren sowohl die numerische Verminderung 
des Heeres wie seine organisatorische Neugestaltung abgeschlossen, was Reichs
präsident und Reichswehrminister in ihren Erlassen vom 30. Dezember40 würdig
ten. Zum 1. Januar 1921 erschien der Befehl des Generals v. Seeckt über "die 
Grundlagen der Erziehung des Heeres"41, der mit den selbstsicheren Worten 
anhob: "Das Reichsheer ist fertig gebildet. Ein neuer Abschnitt deutscher 
Heeresgeschichte beginnt." 

Das Wehrgesetz vom 23. März 192142 hat dieses Reürganisationswerk eher 
rechtlich kodifiziert als sachlich abgeschlossen. Umfang und Struktur der Reichs
wehr waren bereits durch den Versailler Vertrag und die anschließenden 
Forderungen der Alliierten so festgelegt, daß einer deutschen Legislative kaum 
Spielraum verblieben war. Andere Fragen, wie die des Oberbefehls, waren bereits 
durch die Nationalversammlung oder die" Weimarer Vereinbarung" mit den alten 
Bundesstaaten43 erledigt worden, so daß auch hier nur in Gesetzesform gegossen 
werden konnte, was bereits anderweitig definitiv geregelt war. Auch die für Geist 
und Stil der Reichswehr bedeutungsvolle "Entpolitisierung" des Soldaten, dem 
die politische Tätigkeit verboten und das Rf>cht zur Teilnahme an Wahlen 
genommen wurde, war der Sache, wenn auch noch nicht der Rechtsform nach 
schon von der Führung der Reichswehr durchgesetzt worden, noch ehe das 
Wehrgesetz dafür die gesetzliche Grundlage bot. Die Priorität des Faktischen vor 
dem politischen Willen des Parlaments, die die Geschichte der Reichswehr 
kennzeichnet, erweist sich somit auch hier bei dem für die Wehrmacht der 
deutschen Republik grundlegenden Gesetzeswerk. 

39 Bezeichnung der Dienstgrade. Dienststellen und Dienststellungen. 6. Dezember 1920. Heeres-
Verordnungsblatt 1920 S. 981. 

40 Beide Erlasse in Heeres-Verordnungsblatt 1920 S. 1033. 

41 Ebd. S. 1040. 

42 RGBI. S. 329. 

43 Martin Rittau, Das Wehrgesetz vom 23. März 1921 (Bücher für Recht, Verwaltung und Wirtschaft. 
Bd. 13). 2Berlin 1926. S. 170-172. 
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krlition

Xielsel^ung uncl ^riswaliHirilerien

Oie kielsetrung, politische kunktionen und kendenren der keichswehr in ihrer 
Vielkalt sachlich adäquat ru dokumentieren, ist auch kür den hier vorgelegten Land 
malZgehlich gewesen. In 6er Xhsicht, die Lpannweite möglicher Hinsichten nicht 
von vornherein unrulässig einrugrenren, wurden darum die konstitutiven kle- 
nrente dieses Korsohungsthemas, „Niktär" und „kolitik", in Wensin hreiten 
Verständnis genommen, das in 6er Kinleitung 6es vorangegangenen Landes 
gekennreichnet ist. Oie archivalische Öherkekerung wurde in grobem Omkang, 
wenn auch nicht mit letzter Vollständigkeit, herangerogen. 'Uenn nun trotrdem kür 
6ies6n Land nicht 6er Anspruch erhöhen werden kann, 6ie Kinwirkung 6es 
Nilitärs auk 6ie innere Ordnung 6sr Weimarer kepuhlik umkassen6 darruhieten, 
soweit es nach 6er heutigen Quellenlage noch möglich ist, so heruht 6ies auk 
Oründen, 6ie teils in 6er Lache seihst, teils in 6er Lituation 6er Forschung liegen.

Öher 6ie sachimmanenten Orenren, 6ie der Vermittlung geschichtswissenschaktli- 
cher krkenntnisse auk 6em IVege 6er (^uellenverökkentlichung gesetzt sin6, ist 
hsreits im vorigen Land 6as klotwendige gesagt worden. Xndere Kinschränkungen 
ergahen sich aus ökonomischen Oesichtspunkten. Ks schien nicht sinnvoll, 
Quellen ru solchen Lachkomplexen ru e6ieren, 6ie - wenn auch im vollen ^Vortlaut 
noch unverökkentlichl - hereits ru Oegenständen intensiver Forschung un6 
auskührlicher Darstellung geworden sin6. Durch 6ie kuhlikation von hereits 
hinlänglich erörtertem Naterial war kür 6en Lenutrer kaum wesentlicher Oewinn 
ru erwarten. Dies gilt etwa kür 6en Xukhau geheimer Orenrschutrorganisationen 
oder - in etwas an6erer kacettierung - kür 6ie kersönkchkeit 6es Oheks 6er 
Heeresleitung, des Oenerals Dans v. Leeckt. ^Veil llher ihn rwei materialreiche 
Liographien vorliegen, konnte 6er Xhdruck von Ltllcken, 6ie seine dienstliche 
Tätigkeit hetrekken, auk ein im Vergleich rur vorhandenen l)uellsnmasse geringes 
Nakl reduziert werden, ändere krohlemkreise, wie die Verhindungen der Leichs- 
wehr rur „Koten Vrmee", die aubenpoktischen Interessen der Leichswehrkührung 
oder ihre Xuseinandersetrungen mit der Interalliierten Nilitär-Xontroll-Xommis- 
sion, konnten als nickt primär rum Bereich der hier hearheiteten Innenpolitik 
gehörend ausgespart werden. Ouellenkritische Ledenken waren der Orund dakür, 
dab ein in mancher Hinsicht aukschlubreicher Kundus gänrlich ausgeschlossen 
hkeh. Die Xusrüge, die Oenerakeutnant kicher hei der Vorhereitung der Liogra- 
phie des Oeneralobersten v. Leeckt aus der Keder des Oenerals Kriedrich 
v. kahenau aus heute vernichteten Xkten des Leichswehrministeriums und aus 
dem verlorenen kagehuch des Oheks des Kruppenamtes, Oeneral Lasse, machte, 
sind so wenig Zuverlässig, dab es nicht vertrethar erschien, sie in dieser Lammlung 
authentischen Naterials ru berücksichtigen, wenngleich jede eindringliche krkor- 
schung der Xra Leeckt auk die darin enthaltenen Inkormationen nicht verrichten 
kann.

Die apriorische Xusgliederung hestimmter Lachhereiche in dieser kdition hedeu- 
tet eine Kinschränkung der vermittelten Kinsichten und eine Verschiehung der 
kerspektive, die der Lenutrer, dem an einem Ossamthild der politischen Aktivität 
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Die Zielsetzung, politische Funktionen und Tendenzen der Reichswehr in ihrer 
Vielfalt sachlich adäquat zu dokumentieren, ist auch für den hier vorgelegten Band 
maßgeblich gewesen. In der Absicht, die Spannweite möglicher Einsichten nicht 
von vornherein unzulässig einzugrenzen, wurden darum die konstitutiven Ele
mente dieses Forschungsthemas, "Militär" und "Politik", in jenem breiten 
Verständnis genommen, das in der Einleitung des vorangegangenen Bandes 
gekennzeichnet ist. Die archivalische Überlieferung wurde in großem Umfang, 
wenn auch nicht mit letzter Vollständigkeit, herangezogen. Wenn nun trotzdem für 
diesen Band nicht der Anspruch erhoben werden kann, die Einwirkung des 
Militärs auf die innere Ordnung der Weimarer Republik umfassend darzubieten, 
soweit es nach der heutigen Quellenlage noch möglich ist, so beruht dies auf 
Gründen, die teils in der Sache selbst, teils in der Situation der Forschung liegen. 

Über die sachimmanenten Grenzen, die der Vermittlung geschichtswissenschaftli
cher Erkenntnisse auf dem Wege der Quellenveröffentlichung gesetzt sind, ist 
bereits im vorigen Band das Notwendige gesagt worden. Andere Einschränkungen 
ergaben sich aus ökonomischen Gesichtspunkten. Es schien nicht sinnvoll, 
Quellen zu solchen Sachkomplexen zu edieren, die - wenn auch im vollen Wortlaut 
noch unveröffentlicht - bereits zu Gegenständen intensiver Forschung und 
ausführlicher Darstellung geworden sind. Durch die Publikation von bereits 
hinlänglich erörtertem Material war für den Benutzer kaum wesentlicher Gewinn 
zu erwarten. Dies gilt etwa für den Aufbau geheimer Grenzschutzorganisationen 
oder - in etwas anderer Facettierung - für die Persönlichkeit des Chefs der 
Heeresleitung, des Generals Hans v. Seeckt. Weil über ihn zwei materialreiche 
Biographien vorliegen, konnte der Abdruck von Stücken, die seine dienstliche 
Tätigkeit betreffen, auf ein im Vergleich zur vorhandenen Quellenmasse geringes 
Maß reduziert werden. Andere Problemkreise, wie die Verbindungen der Reichs
wehr zur "Roten Armee", die außenpolitischen Interessen der Reichswehrführung 
oder ihre Auseinandersetzungen mit der Interalliierten Militär-Kontroll-Kommis
sion, konnten als nicht primär zum Bereich der hier bearbeiteten Innenpolitik 
gehörend ausgespart werden. Quellenkritische Bedenken waren der Grund dafür, 
daß ein in mancher Hinsicht aufschlußreicher Fundus gänzlich ausgeschlossen 
blieb. Die Auszüge, die Generalleutnant Lieber bei der Vorbereitung der Biogra
phie des Generalobersten v. Seeckt aus der Feder des Generals Friedrich 
v. Rabenau aus heute vernichteten Akten des Reichswehrministeriums und aus 
dem verlorenen Tagebuch des Chefs des Truppenamtes, General Hasse, machte, 
sind so wenig zuverlässig, daß es nicht vertretbar erschien, sie in dieser Sammlung 
authentischen Materials zu berücksichtigen, wenngleich jede eindringliche Erfor
schung der Ära Seeckt auf die darin enthaltenen Informationen nicht verzichten 
kann. 

Die apriorische Ausgliederung bestimmter Sachbereiche in dieser Edition bedeu
tet eine Einschränkung der vermittelten Einsichten und eine Verschiebung der 
Perspektive, die der Benutzer, dem an einem Gesamtbild der politischen Aktivität 
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6er Deiebswebr gelegen ist, durcb die Dsranriebung anderer Editionen und 6er 
einscblägigen Darstellungen ausgleicben wird.
Die reitlicbe bangrenrung 6es bier vorgelegten IVlaterials ergab sieb einmal aus 
6em angestrebten engen ^nseblub an 6en vorangegangenen Hand. Xonnte somit 
6er Xapp-büttwitr-Dutseb als unübersebbare 2äsur 6er keicbswebrgescbicbte 6en 
Anfang un6 - mit seinen Dolgewirkungen - 6en Zentralen Oegenstand 6ieser 
Dokumentation bilden, so bot sieb für 6en ^bseblub kein berausragen6e8 Ereignis 
an. Der vorliegend Land en6et mit Ltücken aus 6em labre 1922, 6ie als solebe 
keinen Dndpunkt bestimmter Dntwicklungslinien markieren. Leinen Inbalt gleicb- 
wobl niebt weiterruspannen, empkabl sieb ^edocb mit Dücksicbt auf 6en folgen- 
6en, 6er 6ie grolle Xrise 6er ^abre 1923/24 bebandeln wird. Ls ersebien sinnvoll, 
6ie Naterialien aus 6em labre 1923, in 6enen sebon eine andere Droblematik 
anklingt als 6ie bier bsban6elt6, niebt in 6iesen Land mit berüberrunebmen, um in 
6ie Komplexen Xusammenbänge 6er Ereignisse von 1923/24 6ureb 6ie Verteilung 
6er Dokumente auf rwei künde niebt 6en Eindruck eines bistoriseben Dinsebnitts 
ru erwecken, 6er in 6en (Quellen keine Orundlags bätte. kür 6ie Zusammenstel
lung 6er in 6issem Land abge6ruekten Ltücke galt wiederum 6ie Degel, niebt 
Dreignisabläuke als solebe ru dokumentieren, sondern politisebe Lntscbeidungen 
un6 "bendenren. Die rablreicben Ltücke rum Xapp-büttwitr-Lutscb und rum 
Lubrkrieg von 1920 sind desbalb naeb dem Informationswert ausgewäblt worden, 
den sie kür die dem Handeln rugrunde liegende politisebe Orientierung von Gruppe 
und Lübrung besitren. Line abscbliellende Darstellung des Lulleren Oesebebens 
auf der Lasis der bier veröDentliebten (Quellen ru ermöglieben, war niebt 
beabsicbtigt.
Lesondere Aufmerksamkeit wurde wiederum der reebtlieben und praktiseben 
Oestaltung des Vusnabmerustands gewidmet, der kür den in dieser Edition ru 
bebandelnden Zeitraum als die möglicbe Lasis einer innenpolitiseben Vlaebtstel- 
lung des lVLIitärs betracbtet werden mull.
Daneben wurde wiederum versucbt, aueb die politiseben Auflassungen in der 
Gruppe ru erfassen, wobei die /iullerungen rum Antisemitismus besonders 
beaebtet wurden, wenngleieb sie gegenüber der durebgängigen antibolscbewisti- 
seben lendsnr im Xlilitär nur sporadiseb auftaueben.
Line Xonrentration des abgedruckten Ouellenmaterials auf die genannten oder 
äbnlicbe Lacbbereicbe ist ^edocb vom Bearbeiter niebt angestrebt worden. 
Naterial, das sieb nicbt in den ^usammenbang anderer Ouellengruppen einordnen 
bell, wurde gleicbwobl aufgenommen, wenn es Vukseblull im Linne des Dditions- 
vorbabens verspracb.
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der Reichswehr gelegen ist, durch die Heranziehung anderer Editionen und der 
einschlägigen Darstellungen ausgleichen wird. 

Die zeitliche Eingrenzung des hier vorgelegten Materials ergab sich einmal aus 
dem angestrebten engen Anschluß an den vorangegangenen Band. Konnte somit 
der Kapp-Lüttwitz-Putsch als unübersehbare Zäsur der Reichswehrgeschichte den 
Anfang und - mit seinen Folgewirkungen - den zentralen Gegenstand dieser 
Dokumentation bilden, so bot sich für den Abschluß kein herausragendes Ereignis 
an. Der vorliegende Band endet mit Stücken aus dem lahre 1922, die als solche 
keinen Endpunkt bestimmter Entwicklungslinien markieren. Seinen Inhalt gleich
wohl nicht weiterzuspannen, empfahl sich jedoch mit Rücksicht auf den folgen
den, der die große Krise der lahre 1923/24 behandeln wird. Es erschien sinnvoll, 
die Materialien aus dem lahre 1923, in denen schon eine andere Problematik 
anklingt als die hier behandelte, nicht in diesen Band mit herüberzunehmen, um in 
die komplexen Zusammenhänge der Ereignisse von 1923/24 durch die Verteilung 
der Dokumente auf zwei Bände nicht den Eindruck eines historischen Einschnitts 
zu erwecken, der in den Quellen keine Grundlage hätte. Für die Zusammenstel
lung der in diesem Band abgedruckten Stücke galt wiederum die Regel, nicht 
Ereignisabläufe als solche zu dokumentieren, sondern politische Entscheidungen 
und Tendenzen. Die zahlreichen Stücke zum Kapp-Lüttwitz-Putsch und zum 
Ruhrkrieg von 1920 sind deshalb nach dem Informationswert ausgewählt worden, 
den sie für die dem Handeln zugrunde liegende politische Orientierung von Truppe 
und Führung besitzen. Eine abschließende Darstellung des äußeren Geschehens 
auf der Basis der hier veröffentlichten Quellen zu ermöglichen, war nicht 
beabsichtigt. 

Besondere Aufmerksamkeit wurde wiederum der rechtlichen und praktischen 
Gestaltung des Ausnahmezustands gewidmet, der für den in dieser Edition zu 
behandelnden Zeitraum als die mögliche Basis einer innenpolitischen Machtstel
lung des Militärs betrachtet werden muß. 

Daneben wurde wiederum versucht, auch die politischen Auffassungen in der 
Truppe zu erfassen, wobei die Äußerungen zum Antisemitismus besonders 
beachtet wurden, wenngleich sie gegenüber der durchgängigen antibolschewisti
schen Tendenz im Militär nur sporadisch auftauchen. 

Eine Konzentration des abgedruckten Quellenmaterials auf die genannten oder 
ähnliche Sachbereiche ist jedoch vom Bearbeiter nicht angestrebt worden. 
Material, das sich nicht in den Zusammenhang anderer Quellengruppen einordnen 
ließ, wurde gleichwohl aufgenommen, wenn es Aufschluß im Sinne des Editions
vorhabens versprach. 
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Ol6

Oie arebiv3li8eb6 Orunülage dieses 8an6e8 i8t von cier 6e8 vorangegangenen nur 
geringkügig V6r8ebie6en. Oie (Quellen kür cien trier beban6eben 2eitab8ebnitt 8inci 
niebt weniger ciuretr Xrieg8verlu8t6 auk einen 8ruebteil itrres krüberen 8e8t3n6e8 
reüuriert wor6en, un6 ciie wieüerurn angewanüte ?raxi8, ciie Na886 <ie8 noeir 
erbaltenen iniiitLriseiren Vbtengut68 6er 2eit mögbeb8t urnka88en6 ru 8ieirten, trat 
rwar inancbea veratreute N3terial ru83minengebracbt, suis Oanre g68sben über 
6ie Oüelcen 6er Öberiiekerung bei weitern nieirt 8ebiie6en bönnen. Oie übergroße 
Nebrbeit 6er in 6ie8eni 8an6 abgeüruebten Ltllcbe 8tamrnt au8 6en8eiben 
^.rebiven, ciie aucb 6ie inei8ten iXuinrnern 6s8 vorangegangenen Zestellt baben. 
Oust ciie Oaikte 6er Vorlagen i8t irn 8un6e8Lrebiv-Nibtärarebiv überbekert. Oie 
6ort A68Linrneiten 8e8tan6e einzelner Ikruppenteile baben oktrnaÖ vorn Keieb8- 
weirrinini8teriuin o6er 6er itrin eingegbeüerten Oe6re8leitung LU8gegangene 
Lebriktstllebe bewabrt, 6ie in 6er Öberiiekerung 6es ^U88t6iier8 nieirt ineirr 
vorban6en 8in6.
Iminen Z6wi886n ^U8gleieb kür ciie Veriu8ts von Wirten 6er Öeere8lsitung bietet 6er 
irn Ounü^arebiv-Nibtararebiv verwabrte blaeblail ibre8 langjabrigen Öbek8, 6e8 
Öeneralober8t6n Oan8 v. Leeelct. Or wur6e kür 6ie Ociition berangerogen, 8oweit er 
noeir niebt an an6erer Ltelle au8gs8eböpkt worcien i8t. Oss Vrebiv 6er Narine, 6a8 
ZieiebkaU8 rurn 8e8tan6 6e8 8un6s8arcbiv8-Xlilitärarcbiv8 gebürt, bot trotr 6er 
guten Öberiiekerung 8einer 6s8tän6e niebt in gieiebenr Na6e wie ciie Oeer^abten 
kür 6ie86 O6ition geeignete Nateriai. Oie Orün6e kür 6ie8e Oiaparität, 6ie bereit8 
irn vorigen 8an6 siebtbar wur6e, 8in6 6ort in 6er Oinleitung erörtert worcien. ^Venn 
6ie86 Ongieiebinäbigbeit in 6ie8ern 8an6 ein wenig geringer geworüen i8t, 80 liegt 
6a8 an 6er 8tarben Verwieblung 6er Narine in cien Xapp-Oüttwitr-Out8eb, 6e88sn 
pobtiacbe Vorau886trungen un6 Xon8equenren kür 6a8 Nibtär ru 6oburnentieren 
eine 6er Zentralen ^.ukgaben 6ie8er O6ition gews8en iat.
Oin 8ebr erbebiicber leit 6er Vorlagen i8t inr La^eri8eben Oaupt8taat8arebiv IV 
(Xrieg8arcbiv) gewonnen worcien, 6a8 6ie ks8t voil8tän6ige Öberiiekerung 6er 
ba^eri8eben Öonrinan6obebör6en un6 Vruppen, ailer6ing8 nur bi8 rurnlabre 1920, 
entbält. bleben 6en Vbten 6e8 Oruppenbornrnan6o8 4 8in6 vor allein ciie 6er 
8ebütren-8riga6e 21 bervorrubeben. Oik8er 8e8tan6 i8t niebt nur reieber in 6er 
Lewabrung 80N8t niebt mebr vorban6enen Naterial8 ai8 6ie ^bten vergieiebbarer 
Truppenteile, er verciient aucb wegen 6er Oer8Önliebbeit un6 6er politi8cben 
Ltellung 8ein68 Öübrer8, 6e8 Ober8ten Oranr Kitter v. Opp, beaonöere ^Vukinerb- 
8Linbeit. V^eil 6ie 8ebllt2en-8riga6e 21 ru6ein bei 6er IVie6er8ebIagung 6k8 
8ubrauk8tan68 irn Orüb^abr 1920 verwen6et wur6e, bieten ibre Vbten über 6is868 
Oreigni8 un6 6ie 6arnit ru8arninenbängen6en Vorgänge in 6er Iruppe rnaneberlei 
Vuk8eblu6.
Oer 8tarbe Vnteil von Ltüeben ba^eri8eber Orovenienr in 6iö8er O6ition wir6 noeb 
verrnebrt 6ureb 6en Örn8tan6, 6s6 aucb unter 6en irn 8un6esarebiv-NilitLrarebiv 
verwabrten ^.btenüberliekerungen einreiner 'Truppenteile 6ie au8 Ostern 8tam- 
nien6en be8on6er8 rabireicb un6 kür 6a8 O6ilion8tbeina auk86b1u8reieb 8in6. Ob 
6ureb 6iese8 Öberwiegen bayeri8eben .^bteninaterial8 Oin8cbränbungen o6er 
per8pebtivi8ebe Verzerrungen 6e8 bier gewonnenen 8i16e8 von 6er Keicb8webr in 
ibrern poiiti8eben ÖmkeI6 bekürebtet wer6sn mÜ88en, lallt 8ieb wegen 6e8 Nangel8 
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Die archivalische Grundlage dieses Bandes ist von der des vorangegangenen nur 
geringfügig verschieden. Die Quellen für den hier behandelten Zeitabschnitt sind 
nicht weniger durch Kriegsverluste auf einen Bruchteil ihres früheren Bestandes 
reduziert worden, und die wiederum angewandte Praxis, die Masse des noch 
erhaltenen militärischen Aktengutes der Zeit möglichst umfassend zu sichten, hat 
zwar manches verstreute Material zusammengebracht, aufs Ganze gesehen aber 
die Lücken der Überlieferung bei weitem nicht schließen können. Die übergroße 
Mehrheit der in diesem Band abgedruckten Stücke stammt aus denselben 
Archiven, die auch die meisten Nummern des vorangegangenen gestellt haben. 
Fast die Hälfte der Vorlagen ist im Bundesarchiv-Militärarchiv überliefert. Die 
dort gesammelten Bestände einzelner Truppenteile haben oftmals vom Reichs
wehrministerium oder der ihm eingegliederten Heeresleitung ausgegangene 
Schriftstücke bewahrt, die in der Überlieferung des Ausstellers nicht mehr 
vorhanden sind. 

Einen gewissen Ausgleich für die Verluste von Akten der Heeresleitung bietet der 
im Bundesarchiv-Militärarchiv verwahrte Nachlaß ihres langjährigen Chefs, des 
Generalobersten Hans v. Seeckt. Er wurde für die Edition herangezogen, soweit er 
noch nicht an anderer Stelle ausgeschöpft worden ist. Das Archiv der Marine, das 
gleichfalls zum Bestand des Bundesarchivs-Militärarchivs gehört, bot trotz der 
guten Überlieferung seiner Bestände nicht in gleichem Maße wie die Heeresakten 
für diese Edition geeignetes Material. Die Gründe für diese Disparität, die bereits 
im vorigen Band sichtbar wurde, sind dort in der Einleitung erörtert worden. Wenn 
diese Ungleichmäßigkeit in diesem Band ein wenig geringer geworden ist, so liegt 
das an der starken Verwicklung der Marine in den Kapp-Lüttwitz-Putsch, dessen 
politische Voraussetzungen und Konsequenzen für das Militär zu dokumentieren 
eine der zentralen Aufgaben dieser Edition gewesen ist. 

Ein sehr erheblicher Teil der Vorlagen ist im Bayerischen Hauptstaatsarchiv IV 
(Kriegsarchiv) gewonnen worden, das die fast vollständige Überlieferung der 
bayerischen Kommandobehörden und Truppen, allerdings nur bis zum Jahre 1920, 
enthält. Neben den Akten des Gruppenkommandos 4 sind vor allem die der 
Schützen-Brigade 21 hervorzuheben. Dieser Bestand ist nicht nur reicher in der 
Bewahrung sonst nicht mehr vorhandenen Materials als die Akten vergleichbarer 
Truppenteile, er verdient auch wegen der Persönlichkeit und der politischen 
Stellung seines Führers, des Obersten Franz Ritter v. Epp, besondere Aufmerk
samkeit. Weil die Schützen-Brigade 21 zudem bei der Niederschlagung des 
Ruhraufstands im Frühjahr 1920 verwendet wurde, bieten ihre Akten über dieses 
Ereignis und die damit zusammenhängenden Vorgänge in der Truppe mancherlei 
Aufschluß. 
Der starke Anteil von Stücken bayerischer Provenienz in dieser Edition wird noch 
vermehrt durch den Umstand, daß auch unter den im Bundesarchiv-Militärarchiv 
verwahrten Aktenüberlieferungen einzelner Truppenteile die aus Bayern stam
menden besonders zahlreich und für das Editionsthema aufschlußreich sind. Ob 
durch dieses Überwiegen bayerischen Aktenmaterials Einschränkungen oder 
perspektivische Verzerrungen des hier gewonnenen Bildes von der Reichswehr in 
ihrem politischen Umfeld befürchtet werden müssen, läßt sich wegen des Mangels 
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vergleichbar umkangreicber und aussagekräktiger Oberbekerungen aus den übrigen 
Oebieten des keicbes nicbt keststellen. Konkrete Anhaltspunkte kür derartigen 
Argwohn haben sieb allerdings nicht ergeben, wenn auch in manchen tragen eine 
sperikisch bayerische ^krentuierung unübersehbar ist.
Das ldauptstaatsarchiv 8tuttgart bat mit seinem Nilitärarcbiv, das die Eliten 6er 
württembergiscben Iruppen und Kommandobebörden Iris rum labre 1920 in 
ähnlicher Vollständigkeit besitrt, gleichkalls eine größere Pahl von Vorlagen 
beigesteuert. Vegen der keteiligung württembergiscber druppen an der IVieder- 
werkung des kubraukstandes kübrt das daraus berangerogene Xlaterial äbnlicb wie 
das der bayerischen 8chlltren-6rigade 21 auch in die dort erkennbare neue 
Problematik der keicbswebr in dem vom Kapp-Püttwitr-Putscb tiekgreikend 
veränderten Koordinatensystem der kepublik.
Unter den Archiven, die 8cbriktgut rivilsr kebörden sammeln, war kür diese 
Edition das Lundesarcbiv von größter kedeutung. In seinem HesMnd keicbskanx- 
lei sind viele Wirten erhalten, die nicht allein die Haltung der politischen Pührung 
rur Kolle der keichswehr beleuchten, sondern auch vielkältiges lVlaterial militäri
scher Herkunkt, das durch den Verkehr mit dem keichswehrministerium oder auk 
dem Vege der Eingabe dorthin gelangt ist. Das ^Vktengut des württembergischen 
Ltaatsministeriums und des bayerischen Ztaatsministeriums des Innern bot 
demgegenüber weit weniger ^ukschluß und ist deshalb nur mit einigen wenigen 
Summern vertreten, mitten preußischer Oberpräsidenten wurden wie scbon im 
vorangegangenen kand und aus denselben Oründen kür Vorgänge in den Provinzen 
Ostpreußen und Vestkalen benutzt (8taatlicbes ^rebivlager Oöttingen der 8tiktung 
preußischer Kulturhesitr und 8taatsarchiv lVIünster).
Das 8taat8Lrchiv preiburg ist neuerdings im kesitr einer hier gleichkalls herange- 
rogenen Vorlage, eines 8chriktstücks aus dem IVachlaß des badischen polireiober- 
sten klankenlrorn.
Xachlässe sind in diesem Land wiederum in beachtlicher Pahl vertreten, wenn sie 
auch kür die Edition insgesamt weniger Xlaterial beisteuern konnten als die 
amtliche Öberliekerung. buller dem Nachlaß klankenhorn handelt es sich aus
schließlich um die kinterlassenschakten militärischer Persönlichkeiten, die rum 
größten peil im Lundesarchiv-^ilitärarchiv gesammelt sind. IVeben dem bereits 
erwäbnten des Oeneralobersten v. 8eeckt beansprucht kür den hier behandelten 
Zeitraum der des (Generals kequis besondere ^ukmerksamkeit, weil er die 8uche 
militärischer pührer nach politischer Orientierung in der durch den Kapp- 
küttwitr-putsch verwirrten Velt soldatischer Ordnung erkennen läßt.
ändere I^achlässe, die des damaligen Oheks der Ostseestation, Konteradmiral 
Xlagnus v. kevetrow, und des Lheks der Vlarineleitung, Admiral Paul kehncke, 
des Oeneralobersten Verner prbr. v. pritsch und des Oeneralleutnants Hilmar 
Kitter v. lVIittelberger, die damals beide noch 8tabsokkir:i6r6 waren, sind nur mit 
wenigen 8tücken vertreten, -^uch der im ldauptstaatsarchiv 8tuttgart vorhandene 
IVachlaß des württembergischen Oenerals Otto Haas ist nur mit einem 8tllck in 
diese pdition aukgenommen worden, kedeutsamer kür den von dieser pdition ru 
bearbeitenden Oegenstand ist der I^aeblaß des Oenerals Kitter v. Ppp im 
Lundesarcbiv, der aukscblußreicbe 8tllcke aus dem Zusammenhang vom Kapp- 
küttwitr-putsch und kuhraukstand enthält.
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vergleichbar umfangreicher und aussagekräftiger Überlieferungen aus den übrigen 
Gebieten des Reiches nicht feststellen. Konkrete Anhaltspunkte für derartigen 
Argwohn haben sich allerdings nicht ergeben, wenn auch in manchen Fragen eine 
spezifisch bayerische Akzentuierung unübersehbar ist. 

Das Hauptstaatsarchiv Stuttgart hat mit seinem Militärarchiv, das die Akten der 
württembergischen Truppen und Kommandobehörden bis zum Jahre 1920 in 
ähnlicher Vollständigkeit besitzt, gleichfalls eine größere Zahl von Vorlagen 
beigesteuert. Wegen der Beteiligung württembergischer Truppen an der Nieder
werfung des Ruhraufstandes führt das daraus herangezogene Material ähnlich wie 
das der bayerischen Schützen-Brigade 21 auch in die dort erkennbare neue 
Problematik der Reichswehr in dem vom Kapp-Lüttwitz-Putsch tiefgreifend 
veränderten Koordinatensystem der Republik. 

Unter den Archiven, die Schriftgut ziviler Behörden sammeln, war für diese 
Edition das Bundesarchiv von größter Bedeutung. In seinem Bestand Reichskanz
lei sind viele Akten erhalten, die nicht allein die Haltung der politischen Führung 
zur Rolle der Reichswehr beleuchten, sondern auch vielfältiges Material militäri
scher Herkunft, das durch den Verkehr mit dem Reichswehrministerium oder auf 
dem Wege der Eingabe dorthin gelangt ist. Das Aktengut des württembergischen 
Staatsministeriums und des bayerischen Staatsministeriums des Innern bot 
demgegenüber weit weniger Aufschluß und ist deshalb nur mit einigen wenigen 
Nummern vertreten. Akten preußischer Oberpräsidenten wurden wie schon im 
vorangegangenen Band und aus denselben Gründen für Vorgänge in den Provinzen 
Ostpreußen und Westfalen benutzt (Staatliches Archivlager Göttingen der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz und Staatsarchiv Münster). 

Das Staatsarchiv Freiburg ist neuerdings im Besitz einer hier gleichfalls herange
zogenen Vorlage, eines Schriftstücks aus dem Nachlaß des badischen Polizeiober
sten Blankenhorn. 

Nachlässe sind in diesem Band wiederum in beachtlicher Zahl vertreten, wenn sie 
auch für die Edition insgesamt weniger Material beisteuern konnten als die 
amtliche Überlieferung. Außer dem Nachlaß Blankenhorn handelt es sich aus
schließlich um die Hinterlassenschaften militärischer Persönlichkeiten, die zum 
größten Teil im Bundesarchiv-Militärarchiv gesammelt sind. Neben dem bereits 
erwähnten des Generalobersten v. Seeckt beansprucht für den hier behandelten 
Zeitraum der des Generals Lequis besondere Aufmerksamkeit, weil er die Suche 
militärischer Führer nach politischer Orientierung in der durch den Kapp
Lüttwitz-Putsch verwirrten Welt soldatischer Ordnung erkennen läßt. 

Andere Nachlässe, die des damaligen Chefs der Ostseestation, Konteradmiral 
Magnus v. Levetzow, und des Chefs der Marineleitung, Admiral Paul Behncke, 
des Generalobersten Werner Frhr. v. Fritsch und des Generalleutnants Hilmar 
Ritter v. Mittelberger, die damals beide noch Stabsoffiziere waren, sind nur mit 
wenigen Stücken vertreten. Auch der im Hauptstaatsarchiv Stuttgart vorhandene 
Nachlaß des württembergischen Generals Otto Haas ist nur mit einem Stück in 
diese Edition aufgenommen worden. Bedeutsamer für den von dieser Edition zu 
bearbeitenden Gegenstand ist der Nachlaß des Generals Ritter v. Epp im 
Bundesarchiv, der aufschlußreiche Stücke aus dem Zusammenhang vom Kapp
Lüttwitz-Putsch und Ruhraufstand enthält. 
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LinIeitunK

Line lVummor, ein Interview 6es Louerals v. Leookt, wur6o 6er reitZenössigoken 
I'sAsspresse entnommen.
Material aus Xroltiveu 6er DDL ist lür 6iese Lclitiou nieLt keranAs^oAen worden, 
^enn auclr die Linsielrt in die dort verwahrten mitten das hier vorZelegte Lilcl um 
einige Laeetten hereiehert hätte, so dar! doch angenommen werden, dal! die durch 
diesen Verricht verursachte Leschränhung an Kenntnissen und Lerspektivon 
Heine allru grolle ist. Denn das militärische XrolüvZut der LOK aus dieser Leit 
dürfte im wesentlichen den Lestand des ehemaligen sächsischen kriegsarchivs 
darstellen, eines Archivs also, das seit der Lildung eines einheitlichen keichshee- 
res im Jahre 1919 Heine Lugänge von Eliten über diesen Leitraum hinaus mehr 
erhielt und von grundsätzlich gleicher Llruktur ist wie die entsprechenden Archive 
in München und Ltuttgart.
Line wichtige Xkteupulrlikation aus der LOK, die sich mit dem "Lhema dieser 
Ldition herührt, scheint diese Lherlegung ru hestätigen. Las umlangreiche ^erh 
von Könnemann-Lerthold-Lchulre, ,,Xrbeiterklas8e siegt llher kapp und Lütt- 
witr"^, enthält nur wenige Dokumente militärischer Lrovenienr, die nicht auch in 
Archiven der Lundesrepuhlih ru erreichen sind. Dieses Merk verdient fedoch 
Leachtung, weil es wichtige l'exte aus dem ganzen Leich üher den Kapp-Lüttwitr- 
Lutsch und seine Abwehr rusammenträgt und damit die leider weithin noch 
ühliche Lingrenrung der Letrachtung aul die Vorgänge in Lerlin und Ltuttgart 
sprengt. Ls hildet daher eine wichtige Lundgruhe auch lür Lorschungen rum 
weiteren Ihema Militär und Innenpolitih, wenngleich nicht verhehlt werden dark, 
dall der Mert dieser Dokumentation durch die ihr rugrunde liegenden Xu8waltl- 
prinripien, welche die im 'Litel ausgedrückte Ilkese rechtkertigen sollen, und 
mangelnde editorische Lorglalt Zumindest in Linrelheiten eine nicht gering ru 
veranschlagende Linhulle erleidet^.

44 .Archivalische porschungsn VII.
45 Ls kehlen r.8. die Ansprache, mit der Oberst v. psldmann sm Nittag des 13. Närr im 

kisichswehrministerium die ihm unterstellten Olkiriere rur Lidestreue mahnte, unci die Lrklärung 
der Onterstaatssekretäre vom 14. und 15. Närr, in cier sie sieb weigerten, Weisungen von Kupp 
entgegenrunehmen.
Veil bedenklicher ist jedoch tlie ediloriscbe Dehandlung des clort als I^r. 406 abgedrucktsn Drieks 
des Oberjägers Nax Geller vom 2. .^pril 1920. der darin bramarbasierend seine angeblichen 
Oreueltaten im puhrgebiet schildert. Oer Lriek ist nicht ,,an das keservelararett I, 8tation in 
Dresden" gerichtet, wie das hegest behauptet, sondern an das Oarnisonlararett in Nünchen, das 
kür den bayerischen Verband, dem Geller angehörte, rusländig war. ^ueh ist den Lditoren 
entgangen, dab es den als Adresse Kellers angegebenen Ort mit dem slawisch klingenden Flamen 
„pokow" in Vestkalen gar nicht gibt, sondern dab es „kbeda" beillsn mub. Nag dies noch als 
entschuldbare Nachlässigkeit angesehen werden, so erscheint die wissensckaktliche kedlickkeit in 
Lrage gestellt durch ^nm. 3 ru diesem 8lück, die anhand der ^kten des keichsinnenministeriums 
den Oeser informiert, dab LeIIer aufgrund dieses Lriekes wegen ,Beleidigung der Iruppe" vor 
Oericht gestellt worden sei. Diese -Angabe ist richtig, aber unvollständig. Denn Leiter wurde nicht 
angeklagt, wie man nach dem Zusammenhang schlislZen muü, weil er Zutreffendes an die 
Öffentlichkeit gebracht Habs, sondern weil er sachlich falsche Dshauptungen über seine Iruppe 
aukgestcllt hatte, die von seinen Vorgesetzten als Beleidigung verstanden wurden. Das Iruppenamt 
gab durch Zchreiben blr. 1193.6.20.1 1 III vom 25. luni 1920 dem Auswärtigen ^mt, dem 
heichsinnenministerium und anderen Ltellen Xenntnis von dem Lrgebnis der gerichtlichen 
Untersuchung (politisches .Archiv des Auswärtigen Vintes, kiek. D. Po 5k. liubrgebiel. 8d. 1. 
Nasch. /^uskertigung). Danach hat Geller nach ankänglichem Leugnen erklärt, daü er im puhrgebiet 
an keiner Xampkhandlung teilgenommen, „keinen 8chuü abgegeben babe" und auch niemals 
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Eine Nummer, ein Interview des Generals v. Seeckt, wurde der zeitgenössischen 
Tagespresse entnommen. 

Material aus Archiven der DDR ist für diese Edition nicht herangezogen worden. 
Wenn auch die Einsicht in die dort verwahrten Akten das hier vorgelegte Bild um 
einige Facetten bereichert hätte, so darf doch angenommen werden, daß die durch 
diesen Verzicht verursachte Beschränkung an Kenntnissen und Perspektiven 
keine allzu große ist. Denn das militärische Archivgut der DDR aus dieser Zeit 
dürfte im wesentlichen den Bestand des ehemaligen sächsischen Kriegsarchivs 
darstellen, eines Archivs also, das seit der Bildung eines einheitlichen Reichshee
res im Jahre 1919 keine Zugänge von Akten über diesen Zeitraum hinaus mehr 
erhielt und von grundsätzlich gleicher Struktur ist wie die entsprechenden Archive 
in München und Stuttgart. 

Eine wichtige Aktenpublikation aus der DDR, die sich mit dem Thema dieser 
Edition berührt, scheint diese Überlegung zu bestätigen. Das umfangreiche Werk 
von Könnemann-Berthold-Schulze, "Arbeiterklasse siegt über Kapp und Lütt
witz"44, enthält nur wenige Dokumente militärischer Provenienz, die nicht auch in 
Archiven der Bundesrepublik zu erreichen sind. Dieses Werk verdient jedoch 
Beachtung, weil es wichtige Texte aus dem ganzen Reich über den Kapp-Lüttwitz
Putsch und seine Abwehr zusammenträgt und damit die leider weithin noch 
übliche Eingrenzung der Betrachtung auf die Vorgänge in Berlin und Stuttgart 
sprengt. Es bildet daher eine wichtige Fundgrube auch für Forschungen zum 
weiteren Thema Militär und Innenpolitik, wenngleich nicht verhehlt werden darf, 
daß der Wert dieser Dokumentation durch die ihr zugrunde liegenden Auswahl
prinzipien, welche die im Titel ausgedrückte These rechtfertigen sollen, und 
mangelnde editorische Sorgfalt zumindest in Einzelheiten eine nicht gering zu 
veranschlagende Einbuße erleidet.J.5. 

44 Archivalische Forschungen VII. 

45 Es fehlen z. B. die Ansprache, mit der Oberst v. Feldmann am Mittag des 13. März im 
Reichswehrministerium die ihm unterstellten Offiziere zur Eidestreue mahnte, und die Erklärung 
der Unterstaatssekretäre vom 14. und 15. März, in der sie sich weigerten, Weisungen von Kapp 
entgegenzunehmen. 
Weit bedenklicher ist jedoch die editorische Behandlung des dort als Nr. 406 abgedruckten Briefs 
des Oberjägers Max Zeller vom 2. April 1920. der darin bramarbasierend seine angeblichen 
Greueltaten im Ruhrgebiet schildert. Der Brief ist nicht "an das Reservelazarett I, Station A, in 
Dresden" gerichtet, wie das Regest behauptet, sondern an das Garnisonlazarett in München, das 
für den bayerischen Verband, dem Zeller angehörte, zuständig war. Auch ist den Editoren 
entgangen, daß es den als Adresse Zellers angegebenen Ort mit dem slawisch klingenden Namen 
"Rokow" in Westfalen gar nicht gibt, sondern daß es "Rheda" heißen muß. Mag dies noch als 
entschuldbare Nachlässigkeit angesehen werden, so erscheint die wissenschaftliche Redlichkeit in 
Frage gestellt durch Anm. 3 zu diesem Stück, die anhand der Akten des Reichsinnenministeriums 
den Leser informiert, daß Zeller aufgrund dieses Briefes wegen "Beleidigung der Truppe" vor 
Gericht gestellt worden sei. Diese Angabe ist richtig, aber unvollständig. Denn Zeller wurde nicht 
angeklagt, wie man nach dem Zusammenhang schließen muß, weil er Zutreffendes an die 
Öffentlichkeit gebracht habe, sondern weil er sachlich falsche Behauptungen über seine Truppe 
aufgestellt hatte, die von seinen Vorgesetzten als Beleidigung verstanden wurden. Das Truppenamt 
gab durch Schreiben Nr. 1193.6.20.T 1 III vom 25. Juni 1920 dem Auswärtigen Amt, dem 
Reichsinnenministerium und anderen Stellen Kenntnis von dem Ergebnis der gerichtlichen 
Untersuchung (Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes. Ref. D. Po 5f. Ruhrgebiet. Bd. 1. 
Masch. Ausfertigung). Danach hat Zeller nach anfänglichem Leugnen erklärt, daß er im Ruhrgebiet 
an keiner Kampfhandlung teilgenommen, "keinen Schuß abgegeben habe" und auch niemals 
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Oie (Quellen

^Vichlige Doirumente ^um Xax>p-hüttwit2-?utsch sin6 auch in 6ein ()uellenanhang 
ru finden, 6en Johannes kirger^ seiner wichtigen Monographie xu diesem 
Oegenstancl heigegehen hat. k'ür eine eindringliche Untersuchung dieses l'hemas 
mu6 daher auk dieses ^Verlc vorrangig verwiesen werden, wo die ältere Literatur 
einsehlielllich cler vorangegangenen ()uellenveröklentlichung6n unci die archivali
sche Überlieferung verwertet sind.

^euge 6er von ikm er^vaknten Lrsekiekun^en geworden 8ei. .^.Is l)ueilo iür 63s Verkalken 6er 
lieicks^vekr Kei 6er IVie6ersekl3ßunß 6es kiukr3uf3t3n6s kann 6ie8es sekon frük von 6er linken 
Kresse un6 6er ,,IlluslrieNen Oesekiekke 6er Oeulseken Revolution", Lerlin 1929 keran^^ogene 
Packwerk nickt 6ienen.

46 Lrßer.
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Wichtige Dokumente zum Kapp-Lüttwitz-Putsch sind auch in dem Quellenanhang 
zu finden, den J ohannes Erger46 seiner wichtigen Monographie zu diesem 
Gegenstand beigegeben hat. Für eine eindringliche Untersuchung dieses Themas 
muß daher auf dieses Werk vorrangig verwiesen werden, wo die ältere Literatur 
einschließlich der vorangegangenen Quellenveröffentlichungen und die archivali
sche Überlieferung verwertet sind. 

Zeuge der von ihm erwähnten Erschießungen geworden sei. Als Quelle für das Verhalten der 
Reichswehr bei der Niederschlagung des Ruhraufstunds kann die"es schon früh von der linken 
Presse und der "Illustrierten Geschichte der Deutschen Revolution", Berlin 1929 herangezogene 
Machwerk nicht dienen. 

46 Erger. 
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Di« LinrieXtnng tier Lrlition

Oie abgedruekten diexte sind in der ^Veise ediert worden, die in der Einleitung rum 
Land II auskübrlieb dargestellt wurde. 2ur Orientierung des Oesers mag es daber 
genügen, das angewandte Verlabren an dieser stelle lsdigbeb in seinen wiebtig- 
sten 2ügen ru besebreiben.
Oie Xeibenlolge der publizierten Ltüeke ist cbronologiseb. Deriebte uncl Orotokolle 
sincl niebt unter dein Datum ibrer Abfassung, sondern unter dem des geselrilderten 
Vorgangs eingeordnet. Xrstreekt sielt dieser über mehrere d'age, ist das Datum des 
letzten mabgeblieb. Xiebt exakt datierbare Dokumente stellen keim terminus post 
quem. Oie lextgestaltung kolgt den Xiebtbnien von I. Lebultre^. Olins Xennreieb- 
nung wurden bedeutungslose Lebreiblebler rielrtiggestellt, rweüelslreie T^bkür- 
rungen, Z^mbole und niedrige Billern ausgesebrieben. D^pograpbisebe Oervorbe- 
bungen in den Vorlagen sind dureli Xursivdruek gekennreiebnet. Onsielrere 
Oesungen stellen in spitzen Xiammern, Xrganrungen und Xllrrungen durell den 
Bearbeiter in eckigen.
Oie im Dext der Dokumente genannten Oersonen sind, soweit mögliell, jeweils bei 
ibrer ersten Nennung im Xegest oder in der Anmerkung naeb Kang und 
Dienststellung besebrieben. In Xoplregesten und Anmerkungen wurden termino- 
logisebe Lebwankungen der Vorlagen in der Dereiebnung von Lebörden und 
Truppenteilen, die niebt in Veränderungen der 8aebe begründet sind, nicbt 
übernommen, sondern eine saeblicb rutrellende und in den (Quellen belegte 
Oereicbnung verwendet. Ortsnamen erscbeinen in ibrer reitgenössiseben Dorrn.
In den Anmerkungen sind Dearbeitungs vermerke auk den Vorlagen nur dann 
wiedergegeben, wenn diese eindeutige LteHungnabmen des Xmplängers erkennen 
lassen und ibre Orbeber ru identikirieren sind.

47 ^ukisnnes 8eüullre, liiclulinien kür üie Üuüere l'extßesluItunA bei kkeruusgube von (Quellen rur 
neueren cleulsctien 6esebiclite, in: ülütler kür üeutsckie üunüesgesckiickite 102 (1966) 8. 1-10.
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Die abgedruckten Texte sind in der Weise ediert worden, die in der Einleitung zum 
Band II ausführlich dargestellt wurde. Zur Orientierung des Lesers mag es daher 
genügen, das angewandte Verfahren an dieser Stelle lediglich in seinen wichtig
sten Zügen zu beschreiben. 

Die Reihenfolge der publizierten Stücke ist chronologisch. Berichte und Protokolle 
sind nicht unter dem Datum ihrer Abfassung, sondern unter dem des geschilderten 
Vorgangs eingeordnet. Erstreckt sich dieser über mehrere Tage, ist das Datum des 
letzten maßgeblich. Nicht exakt datierbare Dokumente stehen beim terminus post 
quem. Die Textgestaltung folgt den Richtlinien von J. Schultze47

• Ohne Kennzeich
nung wurden bedeutungslose Schreibfehler richtiggestellt, zweifelsfreie Abkür
zungen, Symbole und niedrige Ziffern ausgeschrieben. Typographische Hervorhe
bungen in den Vorlagen sind durch Kursivdruck gekennzeichnet. Unsichere 
Lesungen stehen in spitzen Klammern, Ergänzungen und Kürzungen durch den 
Bearbeiter in eckigen. 

Die im Text der Dokumente genannten Personen sind, soweit möglich, jeweils bei 
ihrer ersten Nennung im Regest oder in der Anmerkung nach Rang und 
DienststeIlung beschrieben. In Kopfregesten und Anmerkungen wurden termino
logische Schwankungen der Vorlagen in der Bezeichnung von Behörden und 
Truppenteilen, die nicht in Veränderungen der Sache begründet sind, nicht 
übernommen, sondern eine sachlich zutreffende und in den Quellen belegte 
Bezeichnung verwendet. Ortsnamen erscheinen in ihrer zeitgenössischen Form. 

In den Anmerkungen sind Bearbeitungsvermerke auf den Vorlagen nur dann 
wiedergegeben, wenn diese eindeutige Stellungnahmen des Empfängers erkennen 
lassen und ihre Urheber zu identifizieren sind. 

47 lohannes SchuItze, Richtlinien für die äußere Textgestaltung bei Herausgabe von Quellen zur 
neueren deutschen Geschichte, in: Blätter für deutsche Landesgeschichte 102 (1966) S. 1-10. 
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Verxeietmis Doliumente

Uä. I^r. Datum Dberscbrär unä bunäorr 8eire

I 13. 3. 1920 Vukzeiebnung äs« Webrbrsislcommanäo8 I über eine 
I3e8preebung mit Vertretern äer ?resse unä äer 
politiseben Karteien bezüglieb äer äureb äen Xapp- 
bütlwitz.-Xutseb veränäerten politiseben bags. 
Lunäesarebiv, Koblenz.

3

2 13. 3. 1920 Lslebl äs« V/ebrbreisbommanäos IV an äie Keiebs- 
^vsbr-örigaäe 19 über äas Verballen angesiiäits äes 
Kapp-büttwitz-Kutselies.
kunäesarebiv-IVIililLrarsbiv, Xreiburg i. 8r.

l

3 13. 3. 1920 Xrblärung äs« kvlililärbeleblsliabers lür XVeslsaeb- 
sen unä Kommanäeurs äer Keiebsrvebr-Lrigaäe 19. 
Osneralmajor 8enIIt v. lülsaeli, über äas Verlmllen 
von keiebsrvsbr unä /^eillrsiwilligen angesiebts äs« 
Kapp-büttrvitz-?utsebss.
Ilunäesarebiv-IVlilitärarebiv, breiburg i. I3r.

4

4 13. 3. 1920 ä'ageslmlebl äes Oberbeleblsbabers äsr Keielts- 
rvebr-Oruppe 4, Oeneralmalor v. ^lökl, aus Xnlab 
äes Kapp-büttwilz-XuIsebes.
Layerisebes Hauptstaatsarebiv IV, klüneben.

5

5 13./14. 3. 1920 /Vulzeielmng äes Keelitsprablilianten unä Oberleut- 
nants ä.H. läsmmeler über äas Verhalten von 
Gruppen unä ^sitlreivriHigen in ^Illneben vväbrsnä 
äes Kapp-büttwitz-Kulsebes.
La^erisebes Ilauptstaatssrclüv I, Vlüneben.

6

6 14. 3. 1920 birblärung äes I^Iilitärbekeblsbabers für XVsst.saob- 
sen unä Kommanäeurs äer Ksiebsrvebr-Lrigaäe 19, 
Oeneralmalor 8enIIt v. Kilsaeb, ülrer äen 8eliulz äer 
verfassungsmäßigen Kegierungsn in 8aebsen unä 
im Deieb.
öunäesarebiv-^lililärarebiv, I^reilrurg i. Dr.

9

7 12.-I4. 3. 1920 Erinnerungen von Hilmar v. lVlittellrerger an äen 
Kapp-8ultrvitr-?utseli.
Lunäesareliiv-^Iililärarelriv, I'HImrg i. Lr.

9

8 15. 3. 1920 ^Voelrenlterielit äer ^«ielrsrvelir-krigaäe 13 an äas 
'iVelrrlcreisIrommanäo V.
Hsuptslsatsareluv, Ztuttgart.

II

9 15. 3. 1920 Lrirlärung äes ^lilitarlmkek^kalters lür Vestsaeli- 
sen unä Xvmmanäeurs äer 8eielisrvelir-8rigaäe 19, 
Oensralmajor 8snIIt v. ?ilsaelr, zur lrevorskelrenäen 
LsvvaHnung äsr ^r^eiterseltLlt.
Lunäesareliiv-^Iilitärareitiv, Freiburg i.8r.

l2

10 15. 3. 1920 Lrieltelegramm äes XVelrrlcrsisIrommanäos VI an 
äen Oberpräsiäenlen äer ?rnvinz Vsstkalvn über 
Verbote von Leitungen.
8taatsarebiv, Nünster.

13
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Verzeichnis der Dokumente 

Ud. Nr. Datum überschrift und Fundort Seite 

13. 3. 1920 Aufzeichnung des Wehrkreiskommandos I über eine :i 
Besprechung mit Vertretern der Presse und der 
politischen Parteien bezüglich der durch den Kapp
LÜtlwitz-Putsch veränderten politischen Lage. 
Bundesarchiv, Koblenz. 

2 13. 3. 1920 Befehl des Wehrkreiskommandos IV an die Reichs-
wehr-Brigade 19 über das Verhalten angesichts des 
Kapp-Lüttwitz-Putsches. 
Bundesarehiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

3 l:i. 3. 1920 Erklärung des Militärbefehlshabers für Westsaeh- ,~ 

sen und Kommandeurs der Reichswehr-Brigade 19. 
Generalmajor Senfft v. Pilsach, über das Verhalten 
von Reichswehr und Zeitfreiwilligen angesichts des 
Ka pp-Lütt witz-Pu tsches. 
Bundesarchiv-Militärarehiv, Freiburg i. Br. 

4 13. 3. 1920 Tagesbefehl des Oherbefehlshabers der Reichs- ;) 
wehr-Gruppe 4, Generalmajor v. Mähl, aus Anlaß 
des Kapp-Liittwitz-Pulsches. 
Bayerisehes Hauptstaatsarchiv IV, München. 

S 13./14. 3. 1920 Aufzeichung des Rechtspraktikanten und Oberleut- 6 
nants d. R. Hemmeter über das Verhalten von 
Truppen uml Zeitfreiwilligen in München während 
des Kapp-Lüttwitz-Putsches. 
Bayerisches Hauptstaatsarehiv I, ;\Iünehen. 

6 14. 3. 1920 Erklärung des Militärbefehlshabers für Wests ach- 9 
sen und Kommandeurs der Reichswehr-Brigade 19, 
Generalmajor Senfft v. Pilsach, über den Schutz der 
verfassungsmäßigen Regierungen 1lI Sachsen und 
im Reich. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

7 12.-14. 3. 1920 Erinnerungen von Hilmar v. Mittelberger an den 9 
Ka pp-Lü tt witz-Pu tseh. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

8 15. 3. 1920 Wochenbericht der Reichswehr-Brigade 13 an das 11 
Wehrkreiskommando V. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 

9 15.3. 1920 Erklärung des Militärbefehlshabers für Westsach- 12 
sen uno Kommandeurs der Reichswehr-Brigade 19, 
Generalmajor Senfft v. Pilsach, zur bevorstehenden 
Bewaffnung der Arbeiterschaft. 
Bundesarchiv-l\mitärarchiv, Freiburg i.Br. 

10 15. 3. 1920 Brieftelegramm des Wehrkreiskommandos VI an 13 
den Oberpräsidenten der Provinz Westfalen über 
Verbote von Zeitungen. 
Staatsarchiv , Münster. 
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bici. Nr. Osrurn Oberscbrikr unci kunciorr 8eiie

11 15. 3. 1920 Verordnung des bubrers der Ksiebsvvebr-Lrigsde 
10, OenersIIsutnsnt v. Hülsen, über öklsntliebs 
Verssinrnlungsn, 8lrs6snverbsbr und Osstststten- 
bstrisb.
Ltsstssrebiv, Vlünstsr.

14

12 15. 3. 1920 Vsrisutbsrung cies Obsrbekeblsbsbsrs cier Heiebs- 
vvebr-Oruppe 4. Osnersimsjor v. ^löbi, über dis 
blsitung cier keicbsrvsbr in 8s>srn rur bs^eriseben 
ksgisrung und rur ksicbsrvebrkübrung. 
ös^erisekes Hsuptstsstssrebiv IV, IVIünebsn.

15

13 Nscb
15. 3. 1920

OedscblnisprotoboII von .^nsprsebsn Oss k'übrers 
cier Keiobsrvebr-Lrigsde 8, Oensrslieulnsnt bequis. 
sn Vertreter cier pobtiseben ?srteisn in Krieg, Oels, 
Oblsu, >ieiks und Neustadt über ciss Verbsitnis cier 
Trupps rur ksvöiberung sngssiebts cier bestsbsn- 
cien Ilnruiien.
kuudessrebiv-^Iibtsrsrobiv, krsiburg i. 8r.

15

14 16. 3. 1920 kstsbl cies Oberbekeblsbsbers cier Heb bscvebr- 
Oruppe 4. Oenersimsjor v. IVIöbi, über ciie .-Vulgsbe 
cier Heieksrvebr sngesiekts äes Xspp-büttrvitr-?ut- 
sebes.
ks^erisebes Hsuptstsstssrebiv IV, Nünebsn.

17

15 16. 3. 1920 kskebi cies kübrers der 8eiebsrvsbr-8obütren-6rigs- 
cis 21. Oberst v. kpp, über ciie cVukgsben dsrlrupps 
sngssiebts cier ciurek cien Xspp-büttrvit^-kutseii 
susgsiösten krsignisse.
ks^erisebes bisuptstsstssrcbiv IV, IVIünebsn.

18

16 16. 3. 1920 Zekrsiben cies kskeblsksbsrs kür XVestssebssn unci 
Xorninsndsurs cier keiebsrvsbr-krigsde 19, Osnersi- 
msior Zenkkl v. kiisseb, sn ciie säobsisebs Regierung 
über die .-Vukbebung ciss ^usnsbrnsruslsnds. 
kundessrcbiv-^Iibtsrsrebiv, krsiburg i. 6r.

18

17 I3.-16. 3. 1920 öeriebl cies kieicbsrvsbr-OruppsnIcorninLnclos 4 sn 
ciss O'ruppensmt über seine IVls6nsbrnsn vvsbrenc! 
cies X3pp-I^üttvvitr-?utsebes.
6s)erisobes Hsuptstsstsarcbiv IV, IVIüneben.

20

18 17. 3. 1920 /Vukruk ciss Uskebisbsbsrs irn Wekrbrsis I, Oenersi- 
leutnsnt v.blstorkl, sn ciie kevölbsrunZ cier?rovinz. 
Ostpreußen nscb ciern Lebeitern cies Xspp-büttrvitr- 
?utsebes.
Lunciessrcbiv, Xobienr.

30

19 17. 3. 1920 Lekebi ciss Lbeks cier Xcirnirsiitst, Virsscirnirsi 
v.l'rotbs, sn ciie Xornmsnclobsbörcisn cier keiebs- 
rnsrine über ciie poiitiscbe bsxs.
iöunclessrebiv-^Iilitsrsrebiv, b'rsiburA i. 6r.

31

20 Isnusr-
17. 3. 1920

?rotoboI1e cier /VusssZen ciss Virsscirnirsis v.l'rotbs 
bei cier VoruntersuebunA 8^8^» I-üttvvitr unci Oenos- 
sen über sein Verbsllen beiin Kspp-bültrvitr- 
?utseb.
Hunäessrcbiv-^Iibtsrsrebiv, k'reiburg i. 8r.

32

XXX

Ud. Nr. Datum 

11 15. 3. 1920 

12 15. 3. 1920 

13 Nach 
15. 3. 1920 

14 16. 3. 1920 

15 16. 3. 1920 

16 16. 3. 1920 

17 13.-16.3. 1920 

18 17.3. 1920 

19 17.3. 1920 

20 Januar-
17.3. 1920 

xxx 

überschrift und Fundort 

Verordnung des Führers der Reichswehr-Brigade 
10, Generalleutnant v. Hülsen, über öffentliche 
Versammlungen, Straßenverkehr und Gaststätten
betrieb. 
Staatsarchiv. Münster. 
Verlautbarung des Oberbefehlshabers der Reichs
wehr-Gruppe 4. Generalmajor v. Möhl, über die 
Haltung der Reichswehr in Bayern zur bayerischen 
Regierung und zur Reichswehrführung. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
Gedächtnisprotokoll von Ansprachen des Führen; 
der Reichswehr-Brigade 8, Generalleutnant Lequis. 
an Vertreter der politischen Parteien in Brieg, Oels. 
Ohlau, :'-I eiße und Neustadt über das Verhältnis der 
Truppe zur Bevölkerung angesichts der bestehen
den Unruhen. 
BUI,desarchiv-r-.Iilitärarchiv, Freiburg i. Br. 
Befehl des Oberbefehlshabers der Rei("h~wehr

Gruppe 4. Generalmajor v. Möhl, über die Aufgabe 
der Reichswehr angesichts des Kapp-Lüttwitz-Put
sches. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
Befehl des Führers der Reichswehr-Schützen-Briga
de 21. Oberst v. Epp, über die Aufgaben der Truppe 
angesichts der durch den Kapp-Lüttwitz-Putsch 
ausgelösten Ereignisse. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
Schreiben des Befehlshabers für Westsachsen und 
Kommandeurs der Reichswehr-Brigade 19, General
major Senfft v. Pilsach, an die sächsische Regierung 
über die Aufhebung des Ausnahmezustands. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Bericht des Reichswehr-Gruppenkommandos 4 an 
das Truppenamt über seine Maßnahmen während 
des Kapp-Lüttwitz-Putsches. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
Aufruf des Befehlshabers im Wehrkreis I, General
leutnant v. Estorff, an die Bevölkerung der Provinz 
Ostpreußen nach dem Scheitern des Kapp-Lüttwitz
Putsches. 
Bundesarchiv. Koblenz. 
Befehl des Chefs der Admiralität, Vize admiral 
v. Trotha, an die Kommandobehörde'nder Reichs
marine über die politische Lage. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Protokolle der Aussagen des Vizeadmirals v. Trotha 
bei der Voruntersuchung gegen Lüttwitz und Genos
sen über sem Verhalten beim Kapp-Lüttwitz
Putsch. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
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b.kd. Nr. Orrum Oberscbrikt unci bundort 8eire

21 18. 3. 1920 LekebI des Oberbekeblsbabers der Hsicbscvebr- 
Oruppe 4, Osnsralmajor v. IVIöbl, rm die unterstell- 
ten Okkiriers Oder ibr politisebes Verbalten.
Ha^eriscbss Hauptstaatsarsbiv IV, ^lünsbsn.

48

22 18. 3. 1920 lVleldung des Ksiebswebr-Oruppenlcommandos 2 an 
Heiebwebrminister Xoslce Oder Lekeble rur Ver- 
sebarkung des Xusnabmerustands cväbrend des 
Xapp-bütt>vit^-?utscbss aus eigener Vsrantcc'ur- 
tung.
Lundessrsbiv, Xodienr.

50

23 18. 3. 1920 Hslebl des 8übrers tier 8siebscvebr-I3rigade 8, Oe- 
nsralieutnant Oequis, uber clie pvlitissbe Neutralität 
der 8oldaten.
Lundesarebiv-MIitärarebiv, Freiburg i. 8r.

51

24 18. 3. 1920 birlclärung des Oenerallcommandos des VI. Xrmee- 
Icorps über dis Bedingungen kür dsn cvebersn Oebor- 
sam der Iru^ps.
Lundesarsbiv-^Iibtärarebiv, Freiburg i. 8r.

52

25 18. 3. 1920 Leksbl des Vsbricreisbommandos V über die Xukga- 
be der 8siebscvebr in dsn Virren naeb dem Kapp- 
OUttcvitr-?utseb.
Hauptstaatsarekiv, 8tuttgart.

52

26 19. 3. 1920 LekebI des LlsIIverlretendsn Ilsicbscvelirministers, 
Osnsralmajnr v. 8eeelct, an die 8eiebscvebr-0rup- 
penicommandos über das Verbalten der Iruppe 
beim Xapp-bllttvvilr-?utssb und seiner Beilegung. 
Lundesarsbiv, Xoblsnr.

53

27 19. 3. 1920 Vuebenberiebt des XrtiIIsrie-8übrsrs 13, Oeneral- 
inajor Lleidorn, an die 8eisbscvebr-8rigads 13. 
Hauptstaalsarcbiv, 8tuttgart.

54

28 19. 3. 1920 "bagesbsksbl des kmbrers des Oetasbements 8pp, 
Oberst v. 8pp, über das Verbaltsn der Iruppe bei 
bevorstsbender Verwendung im Innern.
Laysriscbes blauptstaalsarebiv IV, iVIüneben.

54

29 13.-19. 3. 1920 Leriebt des Lbels des 8tabes der Nurdseestatinn, 
Xapitan r.8. 0uaet-8aslem, über die Ereignisse 
cvabrend des Xapp-I^üttvcitr-k'utsebks in ^ilbvlms- 
bavsn.
Lundesarebiv-WIitärarcbiv, I'reiburg i. 8r.

5)5

30 20. 3. 1920 VIeldung des Obsrbeleblsbabers der 8eiebstvebr- 
Oruppe 4, Oeneralmajor v. Nöbl, an den 8ksII- 
vertrslendsn 8eiebsvvebrminister, Oensralma^or 
v. 8eeclcl, über dis aus dem Xapp-büttcvitr-8utssb 
bsrrübrsnden Oelabren kür das Olkirierlcorps.
Layerisebes Ilauptstaatsarsbiv IV, IVIllnebsn.

67

31 20. 3. 1920 Kleidung des Oberbeksblsbabsrs der 8eiebsvvsbr- 
Oruppe 4, Osneralmalor v. IVIöbl, an den 8t«II- 
verlretenden 8siebsrvsbrministsr, Oeneralma^or 
v. 8eeelct, über die Leunrubigung der kieiebswebr 
durek einen Xukruk der kisiebsrsgierung.
La^erisobss Ilauptstaatsarebiv IV, Nüncben.

69

XXXI

Ud. Nr. 

21 

22 

23 

24 

2,5 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

Datum überschrift und Fundort 

18. 3. 1920 Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr
Gruppe 4, Generalmajor v. Mähl, an die unterstell
ten Offiziere über ihr politisches Verhalten. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, ;>'1ünchen. 

18. 3. 1920 Meldung des Reichswehr-Gruppenkommandos 2 an 
Reichwehrminister Noske über Befehle zur Ver
schärfung des Ausnahmezustands während d(" 
Kapp-Lüttwitz-Putsches aus eigener Verantwor
tung. 
Bundesarchiv, Koblenz. 

18. 3. 1920 Befehl des Führers der Reichswehr-Brigade 8, Ge
neralleutnant Lequis, über die politische Neutralität 
der Soldaten. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

18. 3. 1920 Erklärung des Generalkommandos des VI. Armee
korps über die Bedingungen für den weiteren Gehor
sam der Truppe. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

18. 3. 1920 Befehl des Wehrkreiskommandos V über die Aufga
be der Reichswehr in den Wirren nach dem Kapp
Lüttwitz-Putsch. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 

19. 3. 1920 Befehl des Stellvertretenden Beichswehrministers, 
Generalmajor v. Seeckt, an die Reichswehr-Grup
penkommandos über das Verhalten der Truppe 
beim Kapp-Lüttwitz-Putsch und seiner Beilegung. 
Bundesarchiv, Koblenz. 

19. 3. 1920 Wochenbericht des Artillerie-Führers 13, General
major Bleidorn, an die Beichswehr-Brigade 13. 
Hauptstaatsarchiv, Stuttgart. 

19. 3. 1920 Tagesbefehl des Führers des Detachements Epp, 
Oberst v. Epp, über das Verhalten der Truppe bei 
bevorstehender Verwendung im Innern. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

13.-19. 3. 1920 Bericht des Chefs des Stabes der Nordseestation, 
Kapitän z. S. Quaet-Faslem, über die Ereignisse 
während des Kapp-Lüttwitz-Putsches in Wilhelms
haven. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

20. 3. 1920 Meldung des Oberbefehlshabers der Reichswehr
Gruppe 4, Generalmajor v. Mähl, an den Stell
vertretenden Reichswehrminister, Generalmajor 
v. Seeckt, über die aus dem Kapp-Lüttwitz-Putsch 
herrührenden Gefahren für das Offizier korps. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

20. 3. 1920 Meldung des Oberbefehlshabers der Reichswehr
Gruppe 4, Generalmajor v. Mähl, an den Stell
vertretenden Reichswehrminister , Generalmajor 
v. Seeckt, über die Beunruhigung der Reichswehr 
durch einen Aufruf der Reichsregierung. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
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uo. Nr. Darum Obsrscbrikr unO DunOorr 8eite

32 20. 3. 1920 Xrlrlsrung Oes ^lilitsrbskeblsksbsrs 8er Xreisbsupt- 
msnnsebskt Dsiprix unO XommsnOeurs 8er 8eiebs- 
webr-8riAs0s 19. Osnerslmsjor Lsnkkt v. Dilsseb, 
Oder Oie ^IsLnsbmen rur DskrieOung 6sr 8ts0l 
Deipri^.
8un0essrekiv-NiIitsrsrebiv, Dreiburg i. 3r.

70

33 Vor
21. 3. 1920

Drltlsrung Oes VorsitrenOen Oss Dscbokkirierbun- 
Oes. XlbolOt. über Oss Verfallen Oer Deelcokkiriere 
in Xiei uriO ^'ilbelmsbsvsn wsbrenO Oes Xspp- 
Düttwitr-Dutscbes.
3unOsssrebiv-!VIiIitsrsrcbiv, Drsiburg i. 8r.

71

34 21. 3. 1920 8ekebl Oes XommsnOisrenOen Oenersls Oer 8ekebls- 
stells VI, OenersIIsutnsnt Dequis, an Oie untsrstell- 
len Iruppsn über ibrs bevorsteberiOeir /Vukgsben.
8un0essrebiv-^liIitsrsrebiv, Dreiburg i. 8r.

73

35 15.1.-
21. 3. 1920

DrDIsrung Oes XontsrsOmirsIs v. Devetrow über sei
ne 8eteiligung sm Xspp-Düttwitr-Dutseb unO sn Oen 
Dnruben in Xiei.
8un0essrcbiv->lilitsrsrebiv, Dreiburg i- 8r.

74

36 22. 3. 1920 NelOung Oes Oberbekeblsbsbers Oer Xeiebswsbr- 
Orupps 4, Osnerslmsjor v.Vlöbl, sn Oss ksielis- 
webrministsrium über erkorOerliebe XnOerungen 
militsriscber Vsrbsltnisse.
8s^erisobes Dsuptstsstssrcbiv IV, IVIünebsn.

80

37 22. 3. 1920 VsrorOnung Oes Oberbekeblsbsbers Oer 8eiebs- 
webr-Oruppe 1 unO 3teIIvertreten0en Deiebswebr- 
ministers, Oensrslmsjor v. Leecbt, über Oie 8ecbte 
von .-Vrbeitnebmern, Oie in Oer Dinwobnerwebr, Oer 
teobniscben Nolbilke oOer sis 2eitkreiwiIIige Diens! 
tun.
Ltsstssrebiv, Münster.

81

38 23. 3. 1920 8skebl Oes Oberbekeblsbsbers Oer ksiebswebr- 
Oruppe 1 unO LtellvertretenOen Xeiobswebrmini- 
sters, Oenerslmsior v. ZeeeDt, Uber Oie Versntwort- 
beblceit Oer LolOsten kür ibr Verbsltsn beim Xspp- 
Düttwitr-Dutsob.
DunOessrcbiv-WIilsrsrebiv, Dreiburg i. 8r.

82

39 24. 3. 1920 IVIelOunZ Oer Dübrsr Oer im kubrMbiet verwendeten 
bs^eriseben unO württemberZiseb-bsOlseben Grup
pen, Oberst v. Xpp unO Oenerslmsjor Dsss, sn Oen 
8ekeblsbsber im ^Vebrlrreis VI, Oenerslleutnsnt 
Xrbr. v. XVstter, über Oie politisobe VorsussetrunA 
ibres Xinsstres.
8unOessrcbiv-^libtsrsrebiv, Xreiburg i. 8r.

83

40 24. 3. 1920 XutreicknunA Oes Obersten v. Ikpp über Oie polili- 
sebe Dsge nscb Oem sog. 8ieIekeI0er Xblrommen. 
8un0sssrebiv, Xoblenr.
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Ud. Nr. 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

XXXII 

Datum 

20. 3. 1920 

Vllr 
21. 3. 1920 

21. 3. 1920 

15.1.-
21. 3. 1920 

22. 3. 1920 

22. 3. 1920 

23.3. 1920 

überschrift und Fundort 

Erklärung des Militärbefehlshabers der Kreishaupt
mannschaft Leipzig und Kommandeurs der Reichs
wehr-Brigade 19, Generalmajor Senfft v. Pilsach, 
über die Maßnahmen zur Befriedung der Stadt 
Leipzig. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Erklärung des Vorsitzenden des Deckoffizierbun
des, Alboldt, über das Verhalten der Deckoffiziere 
In Kiel und Wilhelmshaven während des Kapp
Lüttwitz-Putsches. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Befehl des Kommandierenden Generals der Befehls
stelle VI, Generalleutnant Lequis, an die unterstell
ten Truppen über ihre bevorstehenden Aufgaben. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Erklärung des Konteradmirals v. Levetzow über sei
ne Beteiligung am Kapp-Lüttwitz-Putsch und an den 
Unruhen in Kiel. 
Bundesarchiv-~lilitärarchiv, Freiburg i. Br. 
Meldung des Oberbefehlshabers der Reichswehr
Gruppe 4. Generalmajor v. Möhl, an das Reichs
wehrministerium über erforderliche Änderungen 
militärischer Verhältnisse. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
Verordnung des Oberbefehlshabers der Reichs
wehr-Gruppe 1 und Stellvertretenden Reichswehr
ministers, Generalmajor v. Seeckt, über die Rechte 
von Arbeitnehmern, die in der Einwohnerwehr, der 
technischen Nothilfe oder als Zeitfreiwillige Dienst 
tun. 
Staatsarchiv, Münster. 
Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr
Gruppe 1 und Stellvertretenden Reichswehrmini-
sters, Generalmajor v. Seeckt, über die Verantwort
lichkeit der Soldaten für ihr Verhalten beim Kapp
Lüttwitz-Putsch. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

24. 3. 1920 Meldung der Führer der im Ruhrgebiet verwendeten 
bayerischen und württembergisch-badischen Trup
pen, Oberst v. Epp und Generalmajor Haas, an den 
Befehlshaber Im Wehrkreis VI, Generalleutnant 
Frhr. v. Watter, über die politische Voraussetzung 
ihres Einsatzes. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

24. 3. 1920 Aufzeichnung des Obersten v. Epp über die politi
sche Lage nach dem sog. Bielefelder Abkommen. 
Bundesarchiv, Koblenz. 
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Ud. Nr. Datum Oberscbrikt und Bundort 8eire

41 25. 3. 1920 Brivatbrisk des Kommandeurs des Beicbsvvebr-In- 
kanlerie-Begiments 104, Oberst v.Babnbs, an den 
Oberbekeblsbaber der Beiebswebr-Oruppe 1 und 
8tellvertretenden Beicbswebrminister, Osneralma- 
jor v. 8eecbt, über die Kage naeb dem Kapp-Oütt- 
tvitr-Bulscb.
Bundesarcbiv-Nilitärarcbiv, Freiburg i. 6r.

84

42 25. 3. 1920 Bekebl des Oberbekeblsbabers der Beicbsvvebr- 
Oruppe 2, Oeneralleutnant v.8cboeler, über das 
I^llbren von Kabnen dureb die Krupps.
Hauptstaatsarcbiv, 8tuttgart.

86

43 26. 3. 1920 Brlclärung des Oberbekeblsbabers der Beicbsvvebr- 
Oruppe 1, Oeneralmajor v.8eecbl, in der Bresse 
über die militärpolitiscbe Bags.

87

44 26. 3. 1920 Bericbt des Nabors Hüttmann über eine Bespre- 
cbung im Beiebsvvebrministerium ^u Xblauk und 
Konsequenzen des Kspp-Oütttvitr-Butsclies.
Bundesarcbiv-Uilitärarcbiv, Breiburg i. 8r.

90

45 26. 3. 1920 Oenlcscbrikt der Oruppe Haas über die Oekabr linlis- 
radilcaler LewegunZen im rbeinisob-westkäliscben 
Industriegebiet.
8ayeriscbes Hauptstaatsarcbiv IV, ^lüncben.

95

46 28. 3. 1920 Xukreicbnung des Namurs Brkr. v.Britscb über die 
innere und äukere Bags des Oeutscben Beicbes.
Hundesarebiv-Vlilitärarcbiv, Breiburg i. 8r.

99

47 28. 3. 1920 8ekebl des Oberbekeblsbabers der Beicbstvebr- 
Oruppe I, Oeneralmajor v. 8escbl, über dis Festi
gung des inneren ^usammenbalts der Bruppe.
Hauptstaatsarcbiv, 8tultgart.

104

48 28. 3. 1920 Brivatbriek des Obersten v.Bpp an (Generalmajor 
v.^Iöbl über die Beurteilung der politisoben Bage 
bei den im kubrgebiet eingesetzten Iruppen und 
mögliebe 8ebritte rur Binkluünabme auk die tveiters 
Bntvvicblung.
8undesarcbiv, Koblenr.

105

49 30. 3. 1920 Neldung des Bübrers der Oruppe Haas, Oeneralma- 
jor Haas, über die Haltung der l'ruppe rur keiebsre- 
gierung.
Hauptstaatsarcbiv, 8tuttgart.

107

50 30. 3. 1920 Xukreiobnung über dis 8teIIungnabme einer Kom- 
mandeurbesprecbung im Vebrbreis I rur politi- 
scben Haltung der Beicbsvvebr.
8taatlicbes Xrcbivlsger, Oöttingen.

110

51 Bnde Uarr Bekebl des Beicbswebrministers Oeüler und des III
1920 bommissariscben Obeks der Heeresleitung, Oeneral- 

major v. 8eeel<t, an die im Bubrgebiet eingesetzten 
Iruppen über Verkassungstreue und Vlannes^uebt. 
Hauptstaatsarcbiv, 8tuttgart.

XXXIII

Ud. Nr. 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

Datum überschrift und Fundort 

25. 3. 1920 Privatbrief des Kommandeurs des Reichswehr-In
fanterie-Regiments 104, Oberst v. Hahnke, an den 
Oberbefehlshaber der Reichswehr-Gruppe 1 und 
Stellvertretenden Reichswehrminister, Generalma
jor v. Seeckt, über die Lage nach dem Kapp-Lütt
witz-Putsch. 

25. 3. 1920 

26. 3. 1920 

26. 3. 1920 

26. 3. 1920 

28. 3. 1920 

28. 3. 1920 

28.3. 1920 

30. 3. 1920 

30. 3. 1920 

Ende März 
1920 

Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr
Gruppe 2, Generalleutnant v. Sc ho eier, über das 
Führen von Fahnen durch die Truppe. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 
Erklärung des Oberbefehlshabers der Reichswehr
Gruppe 1, Generalmajor v. Seeckt, in der Presse 
über die militärpolitische Lage. 
Bericht des Majors Hüttmann über eine Bespre
chung im Reichswehrministerium zu Ablauf und 
Konsequenzen des Kapp-Lüttwitz-Putsches. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Denkschrift der Gruppe Haas über die Gefahr links
radikaler Bewegungen im rheinisch-westfälischen 
Industriegebiet. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
Aufzeichnung des Majors Frhr. v. Fritsch über die 
innere und äußere Lage des Deutschen Reiches. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr
Gruppe I, Generalmajor v. Seeckt, über die Festi-
gung des inneren Zusammenhalts der Truppe. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 
Privatbrief des Obersten v. Epp an Generalmajor 
v. Möhl über die Beurteilung der politischen Lage 
bei den im Ruhrgebiet eingesetzten Truppen und 
mögliche Schritte zur Einflußnahme auf die weitere 
Entwicklung. 
Bundesarchiv, Koblenz. 
Meldung des Führers der Gruppe Haas, Generalma
jor Haas, über die Haltung der Truppe zur Reichsre-
gierung. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 
Aufzeichnung über die Stellungnahme einer Kom
mandeurbesprechung im Wehrkreis I zur politi
schen Haltung der Reichswehr. 
Staatliches Archivlager, Göttingen. 
Befehl des Reichswehrministers Geßler und des 
kommissarischen Chefs der Heeresleitung, General
major v. Seeckt, an die im Ruhrgebiet eingesetzten 
Truppen über Verfassungstreue und Manneszucht. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 
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bkd. Kir. Datum Obersckrikr und Bundorr 8eire

52 I2.-3I. 3. 1920 Berickt des Oensrakeutnanls bsquis über seine 
^laBnakmen in den durck den Xapp-büttwitr- 
Butsck ausgslösten Virren in Lcklesien.
Bundesarckiv-lVIilitärsrckiv, breiburg i. 8r.

112

53 1. 4. 1920 BrlaB des Beickspräsidenten Bbert über dis Bin- 
sckränkung der den suBerordentUcken Beickskom- 
misssren erlsillen VoUmscklsn.
Bundessrekiv, Xoblsnr.

118

54 1. 4. 1920 Dsgesbekskl der Oruppe Dsas rur „Koten Grinse" 
irn Bukrgebiet.
öundesarckiv, Xoblenr.

119

55 3. 4. 1920 BekeKI des kommissariscken Okeks der Heereslei
tung, Osneralmajor v. Leeelrl, über die innere Festi
gung der Gruppe nack dein Xspp-Büttwitr-Butsck. 
Bsysrisckes Dauptstaatsarckiv IV, ^lüncken.

120

56 3. 4. 1920 Bekski des Bekeklsksbers irn Vekrkreis V, Osnersl- 
leutnant v. Bergmann, über Disziplin und poktiscke 
Zuverlässigkeit.
Dauptstaatsarckiv, Ztuttgart.

121

57 7. 4. 1920 Brivstbriek des Oberbürgermeisters von Büstringen, 
Buecken, an Beicksinnenminister Xoeb über die 
Buge in der Marine.
Bundessrckiv-^liktsrarckiv, Breiburg i. 8r.

122

58 8. 4. 1920 Bekebl des Bükrers der Oruppe blass, Oeneralmajor 
Haas, über antisemitisebe Bropagands der Irupps. 
Dauptstaatsarckiv, Ztuttgart.

124

59 8. 4. 1920 BekeKI des stellvertretenden Bükrers der Beicks- 
vvekr-8ckütren-8ngsds 21, Oberstleutnant Xsckau- 
er, über antisemitisebe Aktionen von ^eitkreivvil-

125

kgen.
Bsyeriscbes Dauptstaatsarckiv IV, ^lüncken.

60 9. 4. 1920 LekekI des Obsrbskeklskabers der keickswekrgrup- 
ps 4, Oenerslmsjor v. Nökl, über die politiscbe 
Haltung des Okkirierkorps.
Bayerisckes Dauptstaatsarckiv IV, ^lüncken.

126

61 10. 4. 1920 Bingabe des Bükrers der Division Münster, Oenersl- 
mslor v. Breinitrer, an die Nationalversammlung 
wegen des sog. Bielekelder Abkommens.
Dauptstaatsarckiv, 8tuttgsrt.

128

62 10. 4. 1920 Erklärung der 2eirkrsiwilkgen des Bataillons v. 
XrauB in der Beickswekr-8ckütren-8rigade 21 über 
ikre Entlassung.
Ba^erisekes Dauptstaatsarckiv IV, ^lüncken.

129

63 10. 4. 1920 Brklärung des Breikorps Oberland über seine Ent
lassung.
Ba^erisebes Dauptstaatsarckiv IV, ^lüncksn.

129

64 1O./I1. 4. 1920 Kleidungen der Xompsniekükrer des I. Bataillons 
des Beicksvvekr-Lokütren-Begimenls 41 über die 
poktiscke Haltung der l'ruppe.
öa^erisckes Dauptstaatsarckiv IV, ^lüncken.

130

XXXIV

Ud. Nr. Datum überschrift und Fundort Seite 

52 12.-31. 3. 1920 Bericht des Generalleutnants Lequis über seine ll2 
Maßnahmen In den durch den Kapp-Lüttwitz-
Putsch ausgelösten Wirren in Schlesien. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

53 1. 4. 1920 Erlaß des Reichspräsidenten Ebert über die Ein- ll8 
schränkung der den außerordentlichen Reichskom-
missaren erteilten Vollmachten. 
Bundesarchiv, Koblenz. 

54 1. 4. 1920 Tagesbefehl der Gruppe Haas zur "Roten Armee" ll9 
im Ruhrgebiet. 
Bundesarchiv, Koblenz. 

55 3. 4. 1920 Befehl des kommissarischen Chefs der Heereslei- 120 
tung, Generalmajor v. Seeckt, über die innere Festi-
gung der Truppe nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

56 3.4. 1920 Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis V, General- 121 
leutnant v. Bergmann, über Disziplin und politische 
Zuverlässigkeit. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 

57 7. 4. 1920 Privatbrief des Oberbürgermeisters von Rüstringen, 122 
Luecken, an Reichsinnenminister Koch über die 
Lage in der Marine. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

58 8. 4. 1920 Befehl des Führers der Gruppe Haas, Generalmajor 124 
Haas, über antisemitische Propaganda der Truppe. 
Hauptstaatsarchiv, Stuttgart. 

59 8. 4. 1920 Befehl des stellvertretenden Führers der Reichs- 125 
wehr-Schützen-Brigade 21, Oberstleut~ant Aschau-
er, über antisemitische Aktionen von Zeitfreiwil-
ligen. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

60 9. 4. 1920 Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehrgrup- 126 
pe 4, Generalmajor v. Möhl, über die politische 
Haltung des Offizierkorps. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

61 10. 4. 1920 Eingabe des Führers der Division Münster, General- 128 
major v. Preinitzer, an die Nationalversammlung 
wegen des sog. Bielefelder Abkommens. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 

62 10. 4. 1920 Erklärung der Zeitfreiwilligen des Bataillons v. 129 
Krauß in der Reichswehr-Schützen-Brigade 21 über 
ihre Entlassung. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

63 10. 4. 1920 Erklärung des Freikorps Oberland über seine Ent- 129 
lassung. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

64 10./11. 4. 1920 Meldungen der Kompanieführer des I. Bataillons 130 
des Reichswehr-Schützen-Regiments 41 über die 
politische Haltung der Truppe. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
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Old. Nr. Darum Oberscbrilr und Bundort 8eice

65 11. 4. 1920 8ebreiben des Oberbekeblsbabers der Beiebswebr- 
Oruppe 4, Oeneralmsjor v. Nöbl, an den bommissa- 
risclisn Obek der Heeresleitung, Oeneralmajor 
v. 8eecbt, über Bersonalkragen des Beicbsbeerss 
naeb dem Xapp-Oüttwitr-Butscb.
Bundesarcbiv-Nilitärarcbiv, Xreiburg i. 6r.

132

66 11. 4. 1920 Kleidung des Xübrers der Brigade kipp, Oberst v. 
kipp, an die Orupps Haas über die Beabtion der 
d'ruppe auk das sog. Bielekelder Xbbommen.
Dauptstsatsarekiv, Ltuttgart.

133

67 11. 4. 1920 kiingabe des Xübrers der Division Xabisob, Oeneral- 
major Xabiseb, an die Nationalversammlung wegen 
des sog. Bielekelder Xbbommens.
Dauptstsalsarebiv, 8tuttgart.

137

68 11. 4. 1920 Xingabe des Xübrers der Oruppe Dass, Oeneralma- 
jor Haas, wegen des sog. Bielekelder Xbbommens. 
Dauptstaatsarebiv, 8tuttgart.

139

69 Naeb
11. 4. 1920

8cbreiben des bommissariseben Obels der Heeres
leitung, Oeneralmajor v. 8eeobt, an den Oberbe- 
keblsbaber der Beiobswebr-Oruppe 4, Oeneralmajor 
v. Nökl, über die Xage der Beiebswebr naeb dem 
Xapp-Dütlwitr-Butseb.
Bundesarebiv-Nilitärarebiv, Xreiburg i. 8r.

140

70 12. 4. 1920 Xrlrlärung der Vertrauensleute des II. Bataillons des 
Beiebswebr-Bebütren-Begiments 42 über die Vor- 
würle gegen die Beiebswebr-Brigade 21.
Ba^eriscbes Dauptstaatsarebiv IV, Nüneben.

140

71 Vor
13. 4. 1920

Xernsebrsiben des stellvertretenden Bekeblsbabers 
im Vebrbreis I, Oeneralmajor v. Dassel, an das 
Beicbswebrministerium über die Dandbabung des 
Xusnabmerustandes.
8taatlicbes Xrcbivlager, Oöttingen.

142

72 14. 4. 1920 Xntwurk kür eine kiingabe der Oruppe Dass an die 
Nationalversammlung wegen des sog. Bielekelder 
Xbbommens.
Dauptstastsarebiv, 8tuttgart.

143

73 15. 4. 1920 Bekebl des Bekeblsbabers im Vebrbreis VI, Oene- 
ralleutnant Xrbr. v. satter, über politisebe Propa
ganda in dienstliebsn Verölkentliebungen.
6a>erisobes Dauplstaatsarebiv IV, Nüneben.

144

74 16. 4. 1920 Xukreiobung des Xregattenbapitäns Brutrer über 
Beratungen im DausbaltsaussobuB der Nalionalver- 
sammlung rur Bags der Narine.
Bundesarebiv-Nilitärarcbiv, Xreiburg i. Br.

145

75 16. 4. 1920 Bekebl des Bekeblsbabers im Vebrlcreis VI, Oene- 
ralleutnant Xrbr. v. Vatter, über die Xukbebung der 
8tandgeriebte.
Bundesarebiv, Xoblenr.

147
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Ud. Nr. 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

Datum 

11. 4. 1920 

11. 4. 1920 

11. 4. 1920 

11. 4. 1920 

Nach 
11. 4. 1920 

12.4. 1920 

Vor 
]3.4. 1920 

14. 4. 1920 

15.4. 1920 

16.4. 1920 

16.4. 1920 

überschrift und Fundort 

Schreiben des Oberbefehlshabers der Reichswehr
Gruppe 4, Generalmajor v. Möhl, an den kommissa
rischen Chef der Heeresleitung, Generalmajor 
v. Seeckt, über Personalfragen des Reichsheeres 
nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Meldung des Führers der Brigade Epp, Oberst v. 
Epp, an die Gruppe Haas über die Reaktion der 
Truppe auf das sog. Bielefelder Abkommen. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 
Eingabe des Führers der Division Kabisch, General
major Kabisch, an die Nationalversammlung wegen 
des sog. Bielefelder Abkommens. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 
Eingabe des Führers der Gruppe Haas, Generalma
jor Haas, wegen des sog. Bielefelder Abkommens. 
Hauptstaatsarchiv, Stuttgart. 
Schreiben des kommissarischen Chefs der Heeres
leitung, Generalmajor v. Seeckt, an den Oberbe
fehlshaber der Reichswehr-Gruppe 4, Generalmajor 
v. Möhl, über die Lage der Reichswehr nach dem 
Kapp-Lüttwitz-Putsch. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Erklärung der Vertrauensleute des H. Bataillons des 
Reichswehr-Schützen-Regiments 42 über die Vor
würfe gegen die Reichswehr-Brigade 21. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
Fernschreiben des stellvertretenden Befehlshabers 
im Wehrkreis I, Generalmajor v. DasseI, an das 
Reichswehrministerium über die Handhabung des 
Ausnahmezustandes. 
Staatliches Archivlager, Göttingen. 
Entwurf für eine Eingabe der Gruppe Haas an die 
Nationalversammlung wegen des sog. Bielefelder 
Abkommens. 
Hau ptstaatsarehiv, Stuttgart. 
Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VI, Gene
ralleutnant Frhr. v. W atter, über politische Propa
ganda in dienstlichen Veröffentlichungen. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
Aufzeichung des Fregattenkapitäns Brutzer über 
Beratungen im Haushaltsausschuß der Nationalver
sammlung zur Lage der Marine. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VI, Gene
ralleutnant Frhr. v. Watter, über die Aufhebung der 
Standgerichte. 
Bundesarchiv, Koblenz. 
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166. Nr. Darum Oberscbriki unci kunciorr 8eire

76 18. 4. 1920 ?rivslbriek von VirescimirsI Uiobelsen an cien Ober- 
bürgermeisker von Xüstringen, Xuecken, über ciie 
Lage 6er ^Isrine.
8un6essrcbiv-^I6itsrsrcbiv, kreiburg i. 8r.

147

77 20. 4. 1920 Erklärung 6es Vertrauensmannes 6er 7. Ostsee- 
^Iinsnsuck-HaIb8ottiUe, VIstrose Xropp, über 6ie 
Disciplin in seinem Verband.
8un6essrcbiv-^lilitsrsrcbiv, Freiburg i. 8r.

150

78 21. 4. 1920 ^IeI6ung 6es 8ekeblsbsbers im Vebrkreis VI, Lene- 
ralleutnsnt krbr. v. Vatter, an 6as Xeicbsvvebr- 
Lruppsnkomman6o 2 über 6ie folgen 6er neuen 
Regelung kür 6en Vusnsbmsrustsn6.
Hauptstsstsarckiv, 8tuttgsrt.

151

79 22. 4. 1920 8cbreiben 6es Oberbelebisbabers 6er Reicbsvvebr- 
Lruppe 4, Lenerslmsjor v. Vlöbl, an 6en bayeri- 
seben ^Iinisterprssi6enten un6 Innenminister v. 
Xsbr über 6ie Vbvvebr ökkentlicber Vngrikke auk 6ie 
Reicbscvebr.
öayerisebes Hsuptstsstsarebiv IV, ^lüncben.

153

80 24. 4. 1920 8cbreiben cies lcommissariseben Lbeks 6er Heeres
leitung, Lenerslmsjor v. 8esckt, in Vertretung cies 
Reicbscvebrministers Leüler an Reicbsinnenmini- 
ster Xocb über 6ie Lekugnisse 6er Regisrungskom- 
misssrs.
3un6esarcbiv-^I6itsrsrcbiv, kreiburg i. 8r.

155

81 26. 4. 1920 Leriebt 6es Xübrers 6es Regiments Xinsterer, ^la^or 
finsterer, sn 6en Rubrer 6er 8riga6e Xpp, Oberst 
v.Xpp, über ciie Xrksbrungen mit 6en ^eitkreivviUi- 
gen-8stsiUonen beim Xinsstr im Rubrgebiet. 
öa^erisebes Hauptstsstsarckiv IV, Nüneben.

156

82 27. 4. 1920 Xntcvurk kür einen Vukruk an 6ie Ingenieurotkiriere 
rur Xooperstion mit 6en Leeoklirieren.
8un6esarcbiv-Mktsrsrcbiv, Rreiburg i. 8r.

158

83 Vor
30. 4. 1920

Erklärung 6er 8. Ostsee-^Iinensucb-HsIbRottibe 
über ibre Verkassungstreue, Oienstbereitsebskt un6 
Disciplin.
3un6essrcbiv-NiIitsrsrcbiv, Rreiburg i. 8r.

159

84 30. 4. 1920 ^IeI6ung cies 8teUvertretsrs 6es Rskeblskabers im 
Vebrkreis VI, Leneralmsjor v. Lampe, an 6ss 
Reiebsrvebrministerium über Lnrulräglicbkeiten bei 
6er 8trskverkolgung gegen 6ie l'eiinebmer am Vuk- 
stan6 im Hubrgebiet.
Ztaatsarekiv, Münster.

160

85 4. 5. 1920 Lekebi 6es Ileicbsnebrministers Leüier sn 6ss 8ts- 
tionsicomman6o Vilkeimsbsven, Depressionen von 
Legnern 6er soI6stiseben 8eruksverbsn6e ru unter- 
Isssen unci rückgängig au mscben.
Lun6ssarobiv-^libtärarobiv, kreiburg i. 8r.

161
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76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

85 
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Datum überschrift und Fundort 

18. 4. 1920 Privatbrief von Vizeadmiral Michelsen an den Ober
bürgermeister von Rüstringen, Luecken, über die 
Lage der Marine. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

20. 4. 1920 Erklärung des Vertrauensmannes der 7. Ostsee
Minensuch-Halbflottille, Matrose Kropp, über die 
Disziplin in seinem Verband. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

21. 4. 1920 Meldung des Befehlshabers im Wehrkreis VI, Gene
ralleutnant Frhr. v. Watter, an das Reichswehr
Gruppenkommando 2 über die Folgen der neuen 
Regelung für den Ausnahmezustand. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 

22. 4. 1920 Schreiben des Oberbefehlshabers der Reichswehr
Gruppe 4, Generalmajor v. Möhl, an den bayeri
schen Ministerpräsidenten und Innenminister v. 
Kahr über die Abwehr öffentlicher Angriffe auf die 
Reichswehr. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

24. 4. 1920 Schreiben des kommissarischen Chefs der Heeres
leitung, Generalmajor v. Seeckt, in Vertretung des 
Reichswehrministers Geßler an Reichsinnenmini
ster Koch über die Befugnisse der Regierungskom
missare. 

26. 4. 1920 

27. 4. 1920 

Vor 
30.4. 1920 

30. 4. 1920 

4. 5. 1920 

Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Bericht des Führers des Regiments Finsterer, Major 
Finsterer, an den Führer der Brigade Epp, Oberst 
v. Epp, über die Erfahrungen mit den Zeitfreiwilli
gen-Bataillonen beim Einsatz im Ruhrgebiet. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
Entwurf für einen Aufruf an die Ingenieuroffiziere 
zur Kooperation mit den Seeoffizieren. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Erklärung der 8. Ostsee-Minensuch-Halbflottille 
über ihre Verfassungstreue, Dienstbereitschaft und 
Disziplin. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Meldung des Stellvertreters des Befehlshabers im 
Wehrkreis VI, Generalmajor v. Campe, an das 
Reichswehrministerium über Unzuträglichkeiten bei 
der Strafverfolgung gegen die Teilnehmer am Auf
stand im Ruhrgebiet. 
Staatsarchiv , Münster. 
Befehl des Reichswehrministers Geßler an das Sta
tionskommando Wilhelmshaven, Repressionen von 
Gegnern der soldatischen Berufsverbände zu unter
lassen und rückgängig zu machen. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
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Dlä. Nr. Datum Oberscbrikr unä Dunäori 8eire

86 5. 5. 1920 Drotoboll über äie Vorsprsobe einer Delegation von 
Narineangebörigsn irn Dsiekswebrministerium we
gen äes Vorgebens äer mibtariscben Deruksverbän- 
äe in V/ilbelmsbsven.
Dunäesarebiv-Nilitararebiv, Dreiburg i. Dr.

161

87 6. 5. 1920 Dskebl äes Oberbskeklsbsksrs äer Deiebswekr- 
Oruppe 4, Generalmajor v. Uöbl, über äie Verök- 
kentbekung von Däektigstellungen unwskrer De- 
bauptungen über äas Verkalten äes Okkirisrlcorps 
beim Xapp-Düttwitr-Dutseb.
Daverisekes Dauplstastsarebiv IV, Ullnoben.

162

88 14. 5. 1920 Dekebl äes Deiebswebrministers 6e6Ier rur Xnäe- 
rung äer Vorsebrikt über äen XVskkengebrsueb äes 
Militärs unä seine Mtwirkung rur Dnterärüebung 
innerer länruben.
Dunäesarebiv-IVlibtärarcbiv, Dreiburg i. Dr.

163

89 15. 5. 1920 Ueläung äes Dübrers äes Deicbswekr-Inkanterie- 
Degiments 101, Najor Zeklsntker, an äen Inkante- 
riekübrer I über sein Verbalten beim Xapp-Düttwitr- 
Dutsob.
Ltsatllekes Xrebivlager, Dötlingen.

164

90 17. 5. 1920 Dskebl äes Icommissariscben Lbeks äer Heereslei
tung, Generalmajor v. 8eeobt, über äen politiseben 
Nsckriebtenäiensl äer Dsicbswebr.
Dunäesarebiv-Mlitararolnv, Dreiburg i. Dr.

165

91 18. 5. 1920 Deriebt äer (Gruppe Haas über äie bei ibrer Verwen- 
äung im Dubrgebiet gemaebten Drkabrungen bin- 
sioktlieb äer Haltung äer Gruppe unä äer Zusam
menarbeit mit civilen Deböräen.
Dauptstaatsarobiv, Ltuttgart.

167

92 20. 5. 1920 Deriebt äes Deicbswebrminislers Oeüler über äie 
auk Orunä von Vorwürken äes Depublikaniseken 
Dübrerbunäes gegen Deiebswebrsngekörigs snge- 
stellten Ermittlungen.
Dunässarekiv-MUtärarekiv, Dreiburg i. Dr.

170

93 20. 5. 1920 Lebreiben äes Deleblsbabers im Vebrlcreis IV, 
Generalleutnant v.Ltolrmann, an äen säebsiseben 
Viinisterpräsiäenten Duelt über äie Verwendung von 
Militär bei äer Xuklösung äer Deipriger Dinwobner- 
webr.
Dunäessrebiv, Xoblenr.

171

94 25. 5. 1920 Deksbl äes Dskeblsbsbers äer Deleblsstelle VI, Ge
neralmajor v. Dorn, über 14äebricbten- unä Xbwebr- 
äienst äsr Druppe.
Dunässarebiv-^Iilitsrarebiv, Dreiburg i. Dr.

173

95 28. 5. 1920 Lebreiben äes Deiebswebrminislers OeDIer an 
Deieksinnenminister Xoek über äie Verwenäung 
von Mlitär bei Oekübräung äer ökkentlicben 
Oränung.
Dunäesarobiv-MIitärsrobiv, Dreiburg i. Dr.
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Ud. Nr. 

86 

87 

88 

89 

90 

91 

92 

93 

94 

95 

Datum überschrift und Fundort 

5. 5. 1920 Protokoll über die Vorsprache einer Delegation von 
Marineangehörigen im Reichswehrministerium we
gen des Vorgehens der militärischen Berufsverbän
de in Wilhelmshaven. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

6. 5. 1920 Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr
Gruppe 4, Generalmajor v. Möhl, über die Veröf
fentlichung von Richtigstellungen unwahrer Be
hauptungen über das Verhalten des Offizierkorps 
beim Kapp-Lüttwitz-Putsch. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

14. 5. 1920 Befehl des Reichswehrministers Geßler zur Ände
rung der Vorschrift über den Waffengebrauch de~ 
Militärs und seine Mitwirkung zur Unterdrückung 
innerer Unruhen. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

15. 5. 1920 Meldung des Führers des Reichswehr-Infanterie
Regiments 101, Major Schienther, an den Infante
rieführer I über sein Verhalten beim Kapp-Lüttwitz
Putsch. 
Staatliches Archivlager, Göttingen. 

17. 5. 1920 Befehl des kommissarischen Chefs der Heereslei
tung, Generalmajor v. Seeckt, über den politischen 
Nachrichtendienst der Reichswehr. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

18. 5. 1920 Bericht der Gruppe Haas über die bei ihrer Verwen
dung im Ruhrgebiet gemachten Erfahrungen hin
sichtlich der Haltung der Truppe und der Zusam
menarbeit mit zivilen Behörden. 
Hauptstaatsarchiv , Stuttgart. 

20. 5. 1920 Bericht des Reichswehrministers Geßler über die 
auf Grund von Vorwürfen des Republikanischen 
Führerbundes gegen Reichswehrangehörige ange
stellten Ermittlungen. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

20. 5. 1920 Schreiben des Befehlshabers im Wehrkreis IV, 
Generalleutnant v. Stolzmann, an den sächsischen 
Ministerpräsidenten Buck über die Verwendung von 
Militär bei der Auflösung der Leipziger Einwohner
wehr. 
Bundesarchiv, Koblenz. 

25. 5. 1920 Befehl des Befehlshabers der Befehlsstelle VI, Ge
neralmajor v. Horn, über Nachrichten- und Abwehr
dienst der Truppe. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

28. 5. 1920 Schreiben des Reichswehrministers Geßler an 
Reichsinnenminister Koch über die Verwendung 
von Militär bei Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
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Idd. Nr. Datum Oberscbrikt und kundorr 8eire

96 29. 5 1920 krivatbriek des kubrsrs des keiebswebr-keiter-ks- 
giments 7, Oberst v.lbaer, sir lien kommissarisebsn 
Obek der Heeresleitung, Oeneralmajor v. Leeekt, 
über Auswirkungen des Kapp-küttwitr-kutsekes in 
Leblesiea.
kundssarebiv-Nibtärarekiv, kreiburg i. 8r.

175

97 7. 6 1920 kekebl des keiebswebrministers OeOIsr über die 
Verwendung von Nilitar bei Oekäbrdung der ökkentb- 
eben Ordnung.
kundssarebiv-Nilitärarekiv, Freiburg i. 8r.

177

98 9. 6. 1920 8ebreiben des kskeblskabers im Vebrkrsis IV, 
Osneralleutnant v. 8tolrmann, an den säebsiscben 
Ministerpräsidenten 8uek über militärisebs Beden
ken gegen den Fortbestand bewaffneter civiler Orga
nisationen.
8undssarokiv, Koblenr.

178

99 14. 6. 1920 8efebl des 8efeklskabers im Vekrkrsis VII, Oens- 
ralma^or v. Nöbl, über die kr^iebung des Onterokki- 
rierkorps und die politisebe Haltung der Nann- 
sebakten.
Kundesarebiv-Nibtärarebiv, kreiburg i. 8r.

179

100 Nitte luni
1920

Xukreiebnung über die politisebe Haltung der 
keicbswebr in Hayern.
kayerisebss Hauptstaatsarebiv IV, Nüneken.

182

101 16. 6. 1920 Kleidung des kübrers der 11. Kompanie des Oebirgs- 
läger-katalllons 42, Hauptmann Karl, über die pob- 
tiscbe und dienstbebe Haltung seiner Krupps, 
kayerisebes Hauptstaatsarebiv IV, Nüneben.

183

102 21. 6. 1920 8ekebl der 8ekeblsstelle 8rieg der keiobswebr-3ri- 
gade 8 über Naebrisbtendienst und Pressewesen. 
kundssarsbiv-lVIiUtärarebiv, breiburg i. 8r.

185

103
23. 6.

Vor
1920

Entwurf des keisbsinnenminisleriums für dis kegs- 
lung der 8ekeblskübrung kür Keiebswebr und Lieber- 
beitspobrei bei gemeinsamer Verwendung.
8undssarebiv, Koblenr.

187

104 23. 6. 1920 Lebrsiben des prsuüiseben Innenministers Levering 
an keiebskanrler Nüber über die Regelung der 
keksblskübrung für keiebswebr und Liebsrkeitspoli- 
rei bei gemeinsamer Verwendung.
Rundssarebiv, Koblenz.

188

105 30. 6. 1920 Lebreiben des keiebswebrministers Oebler an 
keieksinnenminister Koeb über die kegelung der 
kekeblskübrung für keiebswebr und 8iekerbsitspoli- 
?ei bei gemeinsamer Verwendung.
Kundesarsbiv-Nibtärarobiv, kreiburg i. 8r.

189

106 30. 6. 1920 kericbt des keiebs- und Ltaatskommissars kür Ost- 
preuksn, korowski, über seine Tätigkeit rur Vis
derberstellung gesetrlieber Zustände naeb dem 
Kapp-Imttwitr-Kutscb.
Ltaatbebes Vrebivlagsr, Dötlingen.
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Ud. Nr. 

96 

97 

98 

99 
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104 
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.106 

XXXVIII 

Datum überschrift und Fundort 

29. 5; 1920 Privatbrief des Führers des Reichswehr-Reiter-Re
giments 7, Oberst v. Thaer, an den kommissarischen 
Chef der Heeresleitung, Generalmajor v. Seeckt, 
über Auswirkungen des Kapp-Lüttwitz-Putsches in 
Schlesien. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

7. 6. 1920 Befehl des Reichswehrministers Geßler über die 
Verwendung von Militär bei Gefährdung der öffentli
chen Ordnung. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

9. 6. 1920 Schreiben des Befehlshabers Im Wehrkreis IV, 
Generalleutnant v. Stolzmann, an den sächsischen 
Ministerpräsidenten Buck über militärische Beden
ken gegen den Fortbestand bewaffneter ziviler Orga
nisationen. 

14. 6. 1920 

Mitte Juni 
1920 

16. 6. 1920 

21. 6. 1920 

Vor 
23.6. 1920 

23. 6. 1920 

30. 6. 1920 

30. 6. 1920 

Bundesarchiv, Koblenz. 
Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Gene
ralmajor v. Möhl; über die Erziehung des Unteroffi-
zierkorps und die politische Haltung der Mann
schaften. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Aufzeichnung über die politische Haltung der 
Reichswehr in Bayern. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
Meldung des Führers der 11. Kompanie des Gebirgs
Jäger-Bataillons 42, Hauptmann Kar!, über die poli-
tische und dienstliche Haltung seiner Truppe. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 
Befehl der Befehlsstelle Brieg der Reichswehr-Bri
gade 8 über Nachrichtendienst und Pressewesen. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Entwurf des Reichsinnenministeriums für die Rege
lung der Befehlsführung für Reichswehr und Sicher
heitspolizei bei gemeinsamer Verwendung. 
Bundesarchiv, Koblenz. 
Schreiben des preußischen Innenministers Severing 
an Reichskanzler Müller über die Regelung der 
Befehlsführung für Reichswehr und Sicherheitspoli
zei bei gemeinsamer Verwendung. 
Bundesarchiv, Koblenz. 
Schreiben des Reichswehrministers Geßler an 
Reichsinnenminister Koch über die Regelung der 
Befehlsführung für Reichswehr und Sicherheitspoli
zei bei gemeinsamer Verwendung. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Bericht des Reichs- und Staatskommissars für Ost
preußen, Borowski, über seine Tätigkeit zur Wie-
derherstellung gesetzlicher Zus"tände nach dem 
Kapp-Lüttwitz-Putsch. 
Staatliches Archivlager, Göuingen. 
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Uä. Nr. Orrum Oberscbrilr unci punäorr 8eice

107 1. 7. 1920 Bekekl cies Bslsblsbsbers im Vekrkreis VII, Oene- 
rallsutnsnt v. Nökl, un äie Xommsnäeure äer 8eküt- 
ren-Brigsäe 21 über äie Haltung äer Beiebsregie- 
rung rur lleeresvsrminäerung aul äer bevorstsben- 
äen Xonlerenr in 8pa.
Ba^eriscbes llsuptstsatsarebiv IV, Xlüneken.

199

108 2. 7. 1920 XIeläung äes Beleblsbabsrs im ^sbrkreis III, Oene- 
ralleutnsnt Bumsoböttel, an äas Beiekswekr-Orup- 
penkommsnäo I über äie (leksbräung äer mibtsri- 
sebsn Bisriplin äureb äen Bepubliksniscbsn Oüb- 
rerl>unä.
Bunässarcbiv-MIitsrarebiv, Freiburg i. 8r.

199

109 11. 7. 1920 Xulreiebnung äes Beiobsinnenministers Xoob über 
Verkanälungen bei einer Lbekbespreokung wegen 
äer Bntwsllnung äer Ävilbsvölkerung.
Bunäessrobiv, Xoblenr.

201

110 12. 7. 1920 Ueläung äes stellvertretenäen 8tanäortältesten Re
gensburg, Hauptmann Ilirscbauer, an äie Beicbs- 
wekr-örigaäe 24 über äie Reaktion äer Oruppe sul 
äie llnterreiobnung äes Protokolls von 8ps über äie 
Xuslübrung äer militäriscben Bestimmungen äes 
Versailler Vertrages.
Bayerisobes llsuptstaatssrebiv IV, ^lünoben.

202

111 12. 7. 1920 I^Ieläung äes Xommanäsurs äes II. Bataillons äes 
Beiobswebr-Inlsntsrie-Begiments 48, klsjor Opel, 
an äie pestungskommanäsntur Ingolstaät über äie 
Beaktion äer Oruppe aul äie llnterreiebnung äes 
Protokolls von 8pa über äie Xuslübrung äer militsri- 
scken Bestimmungen äes Versailler Vertrages. 
Ba^erisobes llauptstastsarokiv IV, IVIüncben.

203

112 12. 7. 1920 I^leläungen äer Kompsnielübrer äes I. Bataillons 
äes Beiebswebr-8obütren-Begiments 41 über äie 
Bsaktion äer Oruppe aul äie llntsrreioknung äes 
Protokolls von 8ps über äie Xuslübrung äer militäri- 
seben Bestimmungen äes Versailler Vertrages. 
Bs^erisebss llsuptstsatsarebiv IV, I^lüneben.

204

113 13. 7. 1920 Xleläung äer Beiobsvvebr-Brigsäe 24 an äas ^ebr- 
kreiskommsnäo VII über äie Besktion äer Oruppe 
aul äie Bnterreicbung äes Protokolls von 8pa über 
äie Xuslübrung äer militärisebsn Bestimmungen 
äes Versailler Vertrages.
Bs^erisebss llsuptstaatssrebiv IV, ^lüncben.

206

114 17. 7. 1920 Beriebt äes Oberpräsiäenten äer proving Ilessen- 
?lssssu an äas preullisebs Innenministerium über 
äie Hilfeleistung äes Xlilitars aul Xnkoräerung von 
Ävilbsbüräen.
Bunäessrekiv-XIilitärarcbiv, preiburg i. 6r.
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Ud. Nr. 

107 

108 

109 

110 

111 

112 

113 

114 

Datum überschrift und Fundort 

1. 7. 1920 Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Gene
ralleutnant v. Möhl, an die Kommandeure der Schüt
zen-Brigade 21 über die Haltung der Reichsregie
rung zur. Heeresverminderung auf der bevorstehen
den Konferenz in Spa. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

2. 7. 1920 Meldung des Befehlshabers im Wehrkreis IH, Gene
ralleutnant Rumschöttel, an das Reichswehr-Grup
penkommando 1 über die Gefährdung der militäri
schen Disziplin durch den Republikanischen Füh
rerbund. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

11. 7. 1920 Aufzeichnung des Reichsinnenministers Koch über 
Verhandlungen bei einer Chefbesprechung wegen 
der Entwaffnung der Zivilbevölkerung. 
Bundesarchiv, Koblenz. 

12. 7. 1920 Meidung des stellvertretenden Standortältesten Re
gens burg, Hauptmann Hirschauer, an die Reichs
wehr-Brigade 24 über die Reaktion der Truppe auf 
dieUnterzeichnung des Protokolls von Spa über die 
Ausführung der militärischen Bestimmungen des 
Versailler Vertrages. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

12. 7. 1920 Meldung des Kommandeurs des H. Bataillons des 
Reichswehr-Infanterie-Regiments 48, Major Opel, 
an die Festungskommandantur Ingolstadt über die 
Reaktion der Truppe auf die Unterzeichnung des 
Protokolls von Spa über die Ausführung der militäri
schen Bestimmungen des Versailler Vertrages. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

12. 7. 1920 Meldungen der Kompanieführer des I. Bataillons 
des Reichswehr-Schützen-Regiments 41 über die 
Reaktion der Truppe auf die Unterzeichnung des 
Protokolls von Spa über die Ausführung der militäri
schen Bestimmungen des Versailler Vertrages. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

13. 7. 1920 Meldung der Reichswehr-Brigade 24 an das Wehr
kreiskommando VII über die Reaktion der Truppe 
auf die Unterzeichung des Protokolls von Spa über 
die Ausführung der militärischen Bestimmungen 
des Versailler Vertrages. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

17. 7. 1920 Bericht des Oberpräsidenten der Provinz Hessen
Nassau an das preußische Innenministerium über 
die Hilfeleistung des Militärs auf Anforderung von 
Zivilbehörden. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
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Lkd. Darum Llberscbrikt und Lundorr 8eire

115 18. 7. 1920 8ebrsiben des ba^eriseben Landsskommandanten, 
Lensralleutnant v.XIöbl, an äsn ba^erisobsn Mini
sterpräsidenten v. Kabr über die Herabsetzung der 
Heerssstärke aukgrund des Protokolls von 8pa. 
8a>erissbes Hauptstaatsarobiv IV, IVlünoben.

207

116 25. 7. 1920 8ebreiben des Beisbsvvebrministers Leüler an den 
preuüisoben Ministerpräsidenten Braun über Oikke- 
renren r>viseben Beiebsvvebr und preuüiscber 8i- 
eberbeitspobrei.
Bundesarsbiv, Koblenr.

209

117 31. 7. 1920 Bekebl des Lbsks der Heeresleitung, Lenerallsut- 
nant v. 8esekt, an die Kommandeurs und Leneral- 
stabsokkirisre des Beiebsbeeres über dis Lekabren 
sinsr Verbindung mit dem Kommunismus und der 
8otvMunion.
Bayerisebss Hauptstaatsarobiv IV, ^lüneben.

212

118 3. 8. 1920 I^otiren kür sine Bespreobung des stellvertretenden 
Lbsks der Admiralität, Konteradmiral ^liobaelis, mit 
den Kommandeuren über dis pobtisebe 8ituation 
dsr Clarins.
Bundssarebiv-Mbtärarckiv, kreiburg i. 6r.

214

119 17. 8. 1920 8obreibsn des Vebrkreiskommandos I an den Ober
präsidenten der Brovina OstpreuBsn über die innere 
8icberbeit.
8taatliebes Xrobivlager, Döttingen.

216

120 25. 8. 1920 Xukreicbung des Xdjutanten des Beiobswebrrnini- 
slers, Kapitänleutnant I^eursutber, kür den künkti- 
gen Lbek der Xdmirabtäl, Vizeadmiral Bsbnoke, 
über die inilrtärpolitiscbe Lags dsr Clarins. 
Bundesarobiv-^Iibtärarobiv, Kreiburg i. 6r.

218

121 11. 9. 1920 Bekebl des Kübrers dsr Beiobswebr-8obülren-6riga- 
ds 21, Oberst v.Lpp, an dis unterstellten Komman
deure über dis Meinung der Irupps ru den keicbs- 
karben.
Bundssarobiv-^Iibtärarobiv, preiburg i. 6r.

223

122 16. 9. 1920 Bekebl des Lbsks dsr Heeresleitung, Lsnerallsut- 
nant v. 8eeokt, über das Lingrsiken des Militärs bei 
inneren Lnrubsn obne Xnkorderung durcb die ^ivil- 
bebörden.
Bundssarobiv-Mbtärarskiv, preiburg i. 6r.

224

123 21. 9. 1920 Brivatbriek des Oberleutnants r.8, L.B. Leorg Langs 
an den Lbek der Admiralität, Xdmiral Bsbncks, 
über die 8ituation der Clarins als Lrund seines 
Xussebeidsns.
Bundesarebiv-^Iibtärarsbiv, I reiburg i. 6r.

224

124 30. 9. 1920 privatbrisk des Xdmirals Bebnoke an den Oberleut
nant r.8. a.O. Leorg Langs über dis Xukgabsn der 
Xlarine.
Bundesarsbiv-MIitärarsbiv, Lreiburg i. 6r.

227

XI.

Ud. Nr. 

115 

116 

117 

118 

119 

120 

121 

122 

123 

124 

XL 

Datum überschrift und Fundort 

18. 7. 1920 Schreiben des bayerischen Landeskommandanten, 
Generalleutnant v. Möhl, an den bayerischen Mini
sterpräsidenten v. Kahr über die Herabsetzung der 
Heeresstärke aufgrund des Protokolls von Spa. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

25. 7. 1920 Schreiben des Reichswehrministers Geßler an den 
preußischen Ministerpräsidenten Braun über Diffe
renzen zwischen Reichswehr und preußischer Si
cherheitspolizei. 
Bundesarchiv, Koblenz. 

31. 7. 1920 Befehl des Chefs der Heeresleitung, Generalleut
nant v. Seeckt, an die Kommandeure und General
stabsoffiziere des Reichsheeres über die Gefahren 
einer Verbindung mit dem Kommunismus und der 
Sowjetunion. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

3. 8. 1920 Notizen für eine Besprechung des stellvertretenden 
Chefs der Admiralität, Konteradmiral Michaelis, mit 
den Kommandeuren über die politische Situation 
der Marine. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

17.8. 1920 Schreiben des Wehrkreiskommandos I an den Ober
präsidenten der Provinz Ost preußen über die innere 
Sicherheit. 
Staatliches Archivlager, Göuingen. 

25. 8. 1920 Aufzeichung des Adjutanten des Reichswehrmini
sters, Kapitänleutnant Neureuther, für den künfti
gen Chef der Admiralität, Vizeadmiral Behncke, 
über die militärpolitische Lage der Marine. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

11. 9. 1920 Befehl des Führers der Reichswehr-Schützen-Briga
de 21, Oberst v. Epp, an die unterstellten Komman
deure über die Meinung der Truppe zu den Reichs
farben. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

16. 9. 1920 Befehl des Chefs der Heeresleitung, Generalleut
nant v. Seeckt, über das Eingreifen des Militärs bei 
inneren Unruhen ohne Anforderung durch die Zivil
behörden. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

21. 9. 1920 Privatbrief des Oberleutnants z.S .. a.D. Georg Lange 
an den Chef der Admiralität, Admiral Behncke, 
über die Situation der Marine als Grund semes 
Ausscheidens. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

30. 9. 1920 Privatbrief des Admirals Behncke an den Oberleut
nant z.S. a.D. Georg Lange über die Aufgaben der 
Marine. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
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Lid. >Ir. Datum Oberscbrikr unci kundorl 8eire

125 29. 10. 1920 Lcbreibsn cles Verwaltungssmtes im Keiebswebrmi- 
nisterium an das Keiebsinnenministerium über das 
Kequisitionsreebt der Gruppe bei Verwendung im 
Innern.
8undessrobiv-Mibtararebiv, Freiburg i. 8r.

228

126 30. 10. 1920 8ekebl des 8ekeblsbabers im Vebrlcreis VII, Oene- 
rallsutnant v. Möbl, an die unterstellten "kruppen- 
Icommandeure über die X.uswabl der Keiebswebran- 
gebörigen kür dis Hesreslcammer.
üsxerisebes Dsuptstsatssrebiv IV, Müneben.

229

127 19. 11. 1920 Lcbreiben des 3ekeblsbabers im IVebricreis V, Oe- 
neralleutnant Keinbardt, an cien 8ekeblsbsber im 
Vebrkreis VII, Oeneralleutnant v. Vlöbl, über clie 
Koksrdenkrsge.
Laxerisobes Hauptstsatsarcbiv IV, NUneben.

231

128 4. 12. 1920 Meldung <Ies ^Vebrlcreiskommandos II über clie 
innere Lage.
3unds8srebiv-Militärarebiv, k'reiburg i. 8r.

232

129 1. 1. 1921 Zusammenstellung cler beim Vebrlcreislcommanüu 
V eingegangenen 8ekeble kür clie Verwendung <ler 
'kruppe im Innern.
Ltaatsarebiv, k'reiburg i. 8r.

234

130 7. 1. 1921 Lcbreiben cles Keiobsinnenminisleriums an clie 
Keicbslcsnrlsi über weitere Änderungen cles Verksb- 
rens bei Maknabmen nacb ^rt. 48, X.bs. 2 cler 
Keiebs verkassung.
Hundesarebiv-Mibtarsrebiv, k'reiburg i. 8r.

240

131 9. 2. 1921 LekekI des Dekeblsbabers im Vebrlcrsis VII, Oene
ralleutnant v. Möbl, über das Anlegen der Keiebslcn- 
Icarde.
8undesarebiv-Militärarebiv, kreiburg i. 8r.

241

132 14. 2. 1921 Meldung des Kommandeurs des Keiobswsbr-Inksn- 
teris-Kegiments 20, Oberstleutnant Leupold, an das 
Vsbrkreiskommanclo VII über die Lobwierigkeiten, 
die dem Anlegen der Keickslcolcarde entgegen- 
steben.
8undesarebiv-Militärarokiv, k'reiburg i. 8r.

242

133 16. 2. 1921 kekekl des öekeblsbabsrs im Vebrkreis VII, Oene- 
ralleutnsnt v. Möbl, an den Kommandeur des 
Keiebswebr-Inkanterie-Kegimenls 20, Oberstleut
nant Leupold, über das Anlegen der Keickslcolcarde. 
8undesarebiv-MiUlsrarebiv, k'reiburg i. 8r.

243

134 23. 2. 1921 Monatsberiekt des Lbeks der I. Kompanie des 
Keiebswekr-Inksnterie-Kegiments 19, Hauptmann 
Dietl, über den Zustand seiner Iruppe.
Lundesarebiv-Militärarcbiv, k'reiburg i. 8r.

243

135 26. 2. 1921 8ekebl des Lbeks der Heeresleitung, Oeneral d. Ink. 
v.Leeelct, über die politisobe Zuverlässigkeit des 
keiebsbeeres.
3undessrobiv-MiIitärLrcbiv, k'reiburg i. 8r.

244
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Ud. Nr. 

125 

126 

127 

128 

129 

130 

131 

132 

133 

134 

135 

Datum überschrift und Fundort 

29. 10. 1920 Schreiben des Verwaltungs amtes im Reichswehrmi
nisterium an das Reichsinnenministerium über da~ 
Requisitionsrecht der Truppe bei Verwendung im 
Innern. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

30. 10. 1920 Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Gene
ralleutnant v. Möhl, an die unterstellten Truppen
kommandeure über die Auswahl der Reichswehran
gehörigen für die Heereskammer. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

19. 11. 1920 Schreiben des Befehlshabers im Wehrkreis V, Ge
neralleutnant Reinhardt, an den Befehlshaber im 
Wehrkreis VII, Generalleutnant v. Möhl, über die 
Kokardenfrage. 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv IV, München. 

4. 12. 1920 Meldung des Wehrkreiskommandos 11 über die 
innere Lage. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

1. 1. 1921 Zusammenstellung der beim Wehrkreiskommando 
V eingegangenen Befehle für die Verwendung der 
Truppe im Innern. 
Staatsarchiv, Freiburg i. Br. 

7. 1. 1921 Schreiben des Reichsinnenministeriums an die 
Reichskanzlei über weitere Änderungen des Verfah
rens bei Maßnahmen nach Art. 48, Abs. 2 der 
Reichsverfassung. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

9. 2. 1921 Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Gene
ralleutnant v. Möhl, über das Anlegen der Reichsko
karde. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

14. 2. 1921 Meldung des Kommandeurs des Reichswehr-Infan
terie-Regiments 20, Oberstleutnant Leupold, an das 
Wehrkreiskommando VII über die Schwierigkeiten, 
die dem Anlegen der Reichskokarde entgegen
stehen. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

16.2. 1921 Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Gene
ralleutnant v. Möhl, an den Kommandeur des 
Reichswehr-Infanterie-Regiments 20, Oberstleut
nant Leupold, über das Anlegen der Reichskokarde. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

23. 2. 1921 Monatsbericht des Chefs der 1. Kompanie des 
Reichswehr-Infanterie-Regiments 19, Hauptmann 
Dietl, über den Zustand seiner Truppe. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

26. 2. 1921 Befehl des Chefs der Heeresleitung, General d. Inf. 
v. Seeckt, über die politische Zuverlässigkeit des 
Reichsheeres. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
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816. Dir. Darum Dberscbrikr und Dundorr 8eire

136 Vor
22. 4. 1921

Denbscbrikt 6es 'Druppenamtes kür clen Heiebsprasi- 
6enten über die Verwen6ung 6er Deiebswebr im 
Innern.
Dsuptstsstsarcbiv, 8tuttgart.

245

137 14. 5. 1921 Drblärung Oes 8siebswebrministsrs Oeüler über Oss 
londoner Ultimatum 6er alliierten Näebts.
8un6esarebiv-Nibtärarebiv, Dreiburg i. 8r.

250

138 Vor
19. 5. 1921

8tellungnakme 6es 8eiekswebrministeriums rur 
Denbsebrikt 6ss prsuOiseben Innenministers über 
6is Närrunruben 1921.
8un6esarebiv, Xoblenr.

252

139 18. 7. 1921 8ekebl 6es Lbeks 6er Nsrineleitung, X6mirsl 
8ebncbe, an 6is 8tstionsbomman6os berüglieb 6er 
8estrakung von Xngebörigen 6er Narine wegen 
Xriegsvsrbrecben 6ureb 6as keicbsgeriebt.
Dun6sssrebiv-Nibtärarebiv, Drsiburg i. 8r.

260

140 Vor
27. 11. 1921

8eanstan6ungen 6es Lbeks 6er Heeresleitung, Le- 
nsral 6. Ink. v. 8eeebt, an 6er säobsiseken Dsn6es- 
polirei.
8un6esarebiv, Xoblenr.

260

141 4. 3. 1922 8ebreiben 6es preuüiseken Innenministers 8evering 
an keiebswekrminister Le6Isr über 6ie Verwen6ung 
6er 8eiebsvvebr als Lrenrpolirsi.
8un6esarcbiv, Xoblenr.

262

142 3. 4. 1922 Nonstsberiebt 6es Lbeks 6er 1. Kompanie 6ss 
Deiebswebr-Inkantsrie-Degimsnts 19, Hauptmann 
Dietl, über 6en 2ustan6 seiner Iruppe.
8un6esarekiv-Nilitärarebiv, Freiburg i. 8r.

264

143 20. 4. 1922 NsI6ung 6es 'Druppenamtes über 6ie innere Lage. 
8un6esarebiv, Xoblenr.

266

144 25. 4. 1922 8ekreiben 6es Lbeks 6es Druppenamtes, Oberst 
Hasse, an keieksbanrler Virtk über 8emübungen 
rur 8eein8ussung 6er Dresss Zugunsten 6er 8egie- 
rungspolitib.
8un6esarcbiv, Xoblenr.

267

145 5. 5. 1922 8ekebl 6es 8ekeblsbabers im lVskrlcreis VII, Lens- 
ral 6. Ink. v. Nöbl, über Lerüokte berügbeb sepsrati- 
sliseber Lestrsbungen.
Dunüesarcbiv-Nilitärarobiv, Dreiburg i. 8r.

268

146 8. 5. 1922 8ckreiben 6es preuüiseben Innenministers 8svering 
an keiekswekrminister Lekler über 6ie Vervvsn6ung 
6er Deiebswebr als Lrenrpolirei.
8un6esarebiv, Xoblenr.

269

147 26. 5. 1922 8cbreiben 6es Deicbsvvebrministers LeOIer an 6sn 
preuüiscben Innenminister 8evering über 6ie Ver- 
wen6ung 6er Deiebsvvebr als Lrenrpolirei.
8un6essrebiv, Xoblenr.
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Ud. Nr. 

136 

137 

138 

139 

140 

141 

142 

143 

144 

145 

146 
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Datum 

Vor 
22. 4. 1921 

14. 5. 1921 

Vor 
19. 5. 1921 

18. 7. 1921 

Vor 
27. 11. 1921 

4. 3. 1922 

3. 4. 1922 

20. 4. 1922 

25. 4. 1922 

5. 5. 1922 

8. 5. 1922 

26. 5. 1922 

überschrift und Fundort 

Denkschrift des Truppenamtes für den Reichspräsi
denten über die Verwendung der Reichswehr im 
Innern. 
Hauptstaatsarchiv, Stuttgart. 
Erklärung des Reichswehrministers Geßler über da~ 
Londoner Ultimatum der alliierten Mächte. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Stellungnahme des Reichswehrministeriums zur 
Denkschrift des preußischen Innenministers über 
die Märzunruhen 1921. 
Bundesarchiv, Koblenz. 
Befehl des Chefs der Marineleitung, Admiral 
Behncke, an die Stationskommandos bezüglich der 
Bestrafung von Angehörigen der Marine wegen 
Kriegsverbrechen durch das Reichsgericht. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Beanstandungen des Chefs der Heeresleitung, Ge
neral d. Inf. v. Seeckt, an der sächsischen Landes
polizei. 
Bundesarchiv, Koblenz. 
Schreiben des preußischen Innenministers Severing 
an Reichswehrminister Geßler über die Verwendung 
der Reichswehr als Grenzpolizei. 
Bundesarchiv, Koblenz. 
Monatsbericht des Chefs der 1. Kompanie des 
Reichswehr-Infanterie-Regiments 19, Hauptmann 
DietI, über den Zustand seiner Truppe. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Meldung des Truppenamtes über die innere Lage. 
Bundesarchiv. Koblenz. 
Schreiben des Chefs des Truppenamtes, Oberst 
Hasse, an Reichskanzler Wirth über Bemühungen 
zur Beeinflussung der Presse zugunsten der Regie
rungspolitik. 
Bundesarchiv, Koblenz. 
Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Gene
ral d. Inf. v. r-.löhl, über Gerüchte bezüglich separati
stischer Bestrebungen. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
Schreiben des preußischen Innenministers Severing 
an Reichswehrminister Geßler über die Verwendung 
der Reichswehr als Grenzpolizei. 
Bundesarchiv, Koblenz. 
Schreiben des Reichswehrministers Geßler an den 
preußischen Innenminister Severing über die Ver
wendung der Reichswehr als Grenzpolizei. 
BundesarchiY, Koblenz. 
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Lkd. Iklr. Datum Oberscbrikr und bundorr 8eile

148 2. 6. 1922 Lebreiben des preubiseben V8ni8tsrpräsidentsn 
8raun und ciss Innenministers Levering sn Keisbs- 
webrmini8ter Leülsr über die Verwendung der 
Keisbswebr sis Lrenrpobrei.
8undesarsbiv, Koblsnr.

273

149 5. 7. 1922 8ekebl des Lbeks der Heeresleitung, Lensral d. Ini. 
v.Lssokt, Oder die 8eantwortung von prägen nseii 
der politisebsn Haltung der Keiebswsbr.
8undssarebiv-I^liIitararebiv, preiburg i. 8r.

275

150 26. 7. 1922 privatbrisk des Oberbürgermeisters von Nürnberg, 
kuppe, sn Ksiebswekrminister Lsklsr über ?utseb- 
vorbsreitungen in 8ayern.
8undssarebiv-IV1iIitärarobiv, Freiburg i. 8r.

276

151 29. 7. 1922 krivatbriek des Ileiebstagsabgeordnelen 8raun an 
keiebswebrminister Lsklsr über illegals Vakken- 
Isger.
Hundssarebiv-lVlilitärarcbiv, Freiburg i. 8r.

277

152 2. 8. 1922 Lebreiben des Keilers der Lruppe III der Ileerssab- 
teilung im 'kruppenaml, IVlajor v. Leblsieber, an die 
Inspektion des krr.iebungs- und 8ildungsvvesens 
über die politiseke 3ildung der lruppe. 
8undss3rebiv-I^IiIitsrsrebiv, kreiburg i. 8r.

280

153 2. 8. 1922 Lebreiben des Keiebswsbrministers Oebler an den 
Lbsk des Ltabes des Vebrkreiskommandos VII. 
Oberstleutnant krbr. v.8ercliem, über Xaeliriebten 
rur Lituation in 8aysrn.
Hundesarobiv-lVlilitärarebiv. Freiburg i. 8r.

281

154 8. 8. 1922 Lebreiben des stellvertretenden Lbeks des Ltabes 
des ^Vebrkreiskommandos VII, Oberstleutnant 
kberlb, an lieiebswsbrminister Leülsr über Xael>- 
rieblen rur Lituation in 8ayern.
Hundssarclnv-IVIilitsrLrebiv, kreiburg i. 8r.

282

155 19. 8. 1922 8slebl des 8skeklsbabers im ^ebrkreis VII, Lsne- 
ral d. Ink. v.IVlöbl, über die vaterländisebe krrie- 
bung der lruppe.
8unds8arebiv-IVliIitsrarebiv, lreiburg i. 8r.

282

156 21. 8. 1922 Lebreiben des Lbeks der Heeresleitung, Leneral d. 
Ink. v.Leeekt, an kie.iobskan7.Ier Virtb über den 
Lebutr der 8eicbswebr vor den Verleumdungen des 
kranrösiscben Vlinisterpräsidenlen loineare.
8undesarebiv, Koblenz.

283

157 9. 9. 1922 Lebreiben des Keielisinnenministers Köster an 
Ksiobskanrler Virtb über die mangelnde politisebs 
Loyalität der kisiebswebr.
8undesarebiv, Koblenr.

285

158 14. 10. 1922 krivatbriek des Präsidenten des Keiebsgeriebts, Li
mons, an den Lbek der Heeresleitung, Leneral d. 
Ink. v. Leeskt, über dessen Legnersebakl rum künk- 
tigen deutseben 3ot8cbakler in Moskau, Lrak 8roek- 
dorkk-Kantrau.
8undesarsbiv-IVIiIitürLreliiv, k'rsiburg i. 8r.
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Ud. Nr. 

148 

149 

150 

151 

152 

153 

154 

155 

156 

157 

158 

Datum überschrift und Fundort 

2. 6. 1922 Schreiben des preußischen Ministerpräsidenten 
Braun und des Innenministers Severing an Reichs
wehrminister Geßler über die Verwendung der 
Reichswehr als Grenzpolizei. 
Bundesarchiv, Koblenz. 

5. 7. 1922 Befehl des Chefs der Heeresleitung, General d. Inf. 
v. Seeckt, über die Beantwortung von Fragen nach 
der politischen Haltung der Reichswehr. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

26. 7. 1922 Privatbrief des Oberbürgermeisters von Nürnberg. 
Luppe, an Reichswehrminister Geßler über Putsch
vorbereitungen in Bayern. 
Bundesarchiv-Militärarchiv. Freiburg i. Br. 

29. 7. 1922 Privatbrief des Heichstagsabgeordneten Braun an 
Reichswehrminister Geßler über illegale Waffen
lager. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

2. 8. 1922 Schreiben des Leiters der Gruppe III der Heeresab
teilung im Truppenamt, Major v. Schleicher, an die 
Inspektion des Erziehungs- und Bildungswesens 
über die politische Bildung der Truppe. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

2. 8. 1922 Schreiben des Reichswehrministers Geßler an den 
Chef des Stabes des Wehrkreiskommandos VII, 
Oberstleutnant Frhr. v. Berchem, über Nachrichten 
zur Situation in Bayern. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

8. 8. 1922 Schreiben des stellvertretenden Chefs des Stabes 
des Wehrkreiskommandos VII, Oberstleutnant 
Eberth, an Reichswehrminister Geßler über Nach
richten zur Situation in Bayern. 
Bundesarchiv-Militärarchiv. Freiburg i. Br. 

19. 8. 1922 Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Gene
ral d. Inf. v. Mühl, über die vaterländische Erzie
hung der Truppe. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 

21. 8. 1922 Schreiben des Chefs der Heeresleitung, General d. 
Inf. v. Seeckt, an Reichskanzler Wirth über den 
Schutz der Reichswehr vor den Verleumdungen des 
französischen Ministerpräsidenten Poincare. 
Bundesarchiv, Koblenz. 

9. 9. 1922 Schreiben des Reichsinnenministers Kiister an 
Reichskanzler Wirth über die mangelnde politische 
Loyalität der Reichswehr. 
Bundesarchiv, Koblenz. 

14. 10. 1922 Privatbrief des Präsidenten des Heichsgerichts, Si
mons, an den Chef der Heeresleitung, General d. 
Inf. v. Seeckt, über dessen Gegnerschaft zum künf
tigen deutschen Botschafter in Moskau, Graf Brock
dorff-Rantzau. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
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xnv

n IVr. Darum Oberscbrikr unci bunciorr 8eire

159 Vur
26. 10. 1922

ksksbl 6ss kskeblsksbers im Vebrlrreis VII, 6ene- 
rul 6. Ink. v. klökl, an clen LluncioNLltesren in 
kegensburg über Ois Verbung kür ckss Heiclrsbesr in 
<Isr binlcspresss.
Lunciessrobiv-^IilitürLrekiv, k'reiburg i. 6r.

289

Ud. Nr. 

159 

XLIV 

Datum 

Vor 
26. 10. 1922 

überschrift und Fundort 

Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Gene
ral d. Inf. v. Möhl, an den Standortältesten in 
Regensburg über die Werbung für das Reichsheer in 
der Linkspresse. 
Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. 
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VerLsioknis «lor ^rekivslien

IVoelllsll Rrunr Kitter V. kipp 
VInellluk kiriell Roell-Veser

Aun6e^arc/riv, 
mitten 6er keiellslcsnNei k 43 k

Kllrr6eLarc/rrv-^/i/rkärarc/ikn, /rerburZ' r. Ar.
Heeresleitung, Vulkenumt
Inlunterie-Kegiment 19

Rll 8 /v. 908
RN 37/v. 428
KN 37/v. 782

Inlsnterie-Kegiment 20
Keicllsvvellr-8rigs6e 3
Keiellstvellr-8rigg6s 8
Keiclistvellr-8rigs6e 19
Vellrlcreislrommunllo VI
Vellrlcreislcommsnllo VII
VlLrineIcommsn6oumt/()usrtiermeistersmt
XIcten detr. Revolution 1918
Xommsn6o 6er Vlsrineststion 6er Ostsee

KN 37/v. 795 
RN 37/5058 
RN 37/5063 
KN 37/5087
KN 53-6
KN 53-7 
klU 20 
R 4077 
R4883
R4884
R 4886

IVsoliluksseken X6mirsl Kaul kelmelce
I^uclrluL Oensrsloderst Verner Krkr. v. Kritsck
IVselilsk Oenerul 6. Inl. XrnoI6 Requis
I^selilsk OeneruUeutnant Nilmsr Ritter v. Vlittelberger
I^ueliluü Xonters6mirul Visgnus v. Revetrovv
^geliluZ Oenersloderst Runs v. Zeeelrt

R 7584
N 33
K 38
14 40
N 239
I^l 247

Raverrsc/ie^ //auptttaatLarc/irv, ^Hunr/ien
Xbt. I (Allgemeines Ltustsurelliv) 
Ltastsministerium 6es Innern 
Xbt. IV (Xriegsgrclliv) 
Reieli8tvellr-OruppenlcommLn6o 4 
8ekütren-8rigs6e 21 
Lellüt^en-Rsgiment 41 
8ellütren-Regiment 42
Reiellsvellr-Inksnterie-Regiment 46

UInn

//auptstaakLarc/irv AtutlKart
8tsuts Ministerium
Reiells>vellr-8rigg6e 13
Reiel>8wellr-8rign6e-RrüItkgllrs8teiIung 13
I'lsolllgÜ Oenerslmu^or Otto Hsss

ki 130 II
VI 366
VI 383
VI 660

*) Oie 8estsn6e 6es Lunllessrcllivs-MIitürsreluvs »er6en rur 2eit neu georllnet; 6slier ver6en ciie liier 
nnell 6em ßegenvvsttißen 8lnn6 dereicllneten 8estLn6e in 2ulcunkt teilweise sn6ere 8ißnnluren 
erll ulten.

XI.V

Verzeichnis der Archivalien 

Bundesarchiv, Koblenz 

Akten der Reichskanzlei 
Nachlaß Franz Ritter v. Epp 
Nachlaß Erich Koch-Weser 

Bundesarchiv-Militärarchiv, Freiburg i. Br. *) 

Heeresleitung, Waffenamt 
Infanterie-Regiment 19 

Infanterie-Regiment 20 
Reichswehr-Brigade 3 
Reichswehr-Brigade 8 
Reichswehr-Brigade 19 
Wehrkreiskommando VI 
Wehrkreiskommando VII 
Marinekommandoamt/Quartiermeisteramt 
Akten betr. Revolution 1918 
Kommando der Marinestation der Ostsee 

Nachlaßsachen Admiral Paul Behncke 
Nachlaß Generaloberst Werner Frhr. v. Fritsch 
Nachlaß General d. Inf. Arnold Lequis 
Nachlaß Generalleutnant Hilmar Ritter v. Mittelberger 
Nachlaß Konteradmiral Magnus v. Levetzow 
Nachlaß Generaloberst Hans v. Seeckt 

Bayerisches Hauptstaatsarchiv, München 

Abt. I (Allgemeines Staatsarchiv) 
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Der Outsell 13.3.1920 1.

1.

VukreioknunA dos VekrlrrSisIioinnASnaos I ülier «ine NospreokunA mit 
Vertretern Ker Kresse nn<1 cler politiseken Ksrleien be^ü^Iiek <ler Kurek 

Ken ^upp-NüllwilL-kutseli veränderten politiseken

13. IVIäv^ 1920b Künixsderß;. - 8^. !XI. 8pp IVr. 44. IVIs^cl». keinselrrikt.

V/it Ker Kresse unk Ken /-o/irisc/ren /'alteren ist ües/iroc/ren roorken.-
1. Oer tVulruK wur6e verlegen.
2. Vir sind völlig überr2sebt un6 wissen 2N unbekingt sioberen ?§2«briebten niebt 
mebr, als iin ^ukruk stebk.
3. Vir roo/ien keine Versc/rär/unK 6es ^usn2binerust2n6s unci keine Erweiterung 
6er Sebutrb2kt. Oie Bevölkerung b2t es in 6er Uunk, 626 es k2bei bleibt.
4. ks Icornint 6ur2uk an, 626 aiiekurteien rur kortsetrung 6er Arbeit, Kube un6 
0r6nung rn2bnen, 626 6ie besonnenen Klernente in aken kurteien 6ie Oberb2n6 
bebnlten un6 /ekes Uetren unlerein2n6er unterbleibt, soroo/k von rec/rts ivie von 
iink/.
5. ks wäre sebäklieb un6 6ie kevölkerung beunrubigenk, wenn ^etrt jeke Leitung 
ibr rukoinrnenke IVuebriebten sokort verökentlicbte. Vi6ersprüebe un6 62uern6e 
keunrubigung wären 6ie kolge. Oie Kresse trägt jetrt eine bobs Verantwortung.
leb bitte, 626 2lle 6er Kresse rugebenken IVuebriebten so/ort 6em VH. 
^.bt. I k mitgeteilt wer6en. O2S 6n6urcb ent8t6ben66 6es2mtbiI6, vervollstänkigt 
6ureb 6ie 6em V.X.X. I. ?ugeben6en lVnebriebten, wir6 62NN von 6iesem solort 
6er Kresse rur Verökentliebung mitgeteilt werken^.

I Oie Aufzeichnung trägt den Vermerk ,,12 Lhr mittags".
2 8. 8and II ?§r. 183.
3 ^um Verlaut des Kapp-Lüttwitr-Kutsches in Ostpreußen s. Archivalische Vorsehungen VII l^r. 251 

und I>Ir. 275, Krammer 8. 43 und die Zusammenfassung hei Lucas II 8. 134.
4 ^u der weitgehend gleichförmigen keakrion der militärischen Kommandobehörden aut die ersten 

Nachrichten vom kutsch in kerlin vgl. I^r. 2, I^r. 28, I^r. 34, ?1r. 53 sowie Archivalische 
Vorsehungen VII ?§r. 124, Lrger 8. 333 (Dok. 36), Hurten 8. 1321., 8pethmann 8. 35 und 8evering 
8. 1311. Daß die vermeintlieh apolitische Beschränkung des Militärs aut die Nahrung des inneren 
Friedens ru eindeutiger Parteinahme führen konnte, reigt ein Krivatbrief des kekehlshabers im 
V/ehrkreis I, Generalleutnant v. Lstorff, an XVilbelm Lrhr. v. Oa^l aus den letzten Kagen des 
kutsches: ,Kleine persönliche 8tel1ungnahme /ür die Regierung Kapp ergah sieh, ahgesehen von 
der Lrkenntnis der blnkähigkeit der alten Regierung, mit Zwingender Notwendigkeit aus meiner 
Dberreugung, da6 das isolierte Ostpreußen, besonders seine Gruppen und seine Kolirei, eine 
ahwartende karole ohne 8ehaden für Kühe und Ordnung nicht hätten ertragen können." ^Vilhelm 
Lrbr. v. Oayl, Ostpreußen unter fremden Llaggen. Lin Lrinnerungsbucb an die ostpreußisebe 
Volksabstimmung vom 11. ^uli 1920. Königsberg 1940. 8. 2121.

5 Wehrkreiskommando I.
6 Vom 15. Uärr 1920 an konnten im kereich des Wehrkreiskommandos I von der Kresse ohne 

vorherige Zensur publiziert werden: ,,I. Annoncen unpolitischer ^.rt, 2. wirtschaltliche Nachrich
ten unpolitischer ^rt, 3. -Telegramme, soweit sie nicht offensichtlich Lalsehungen sind,
4. Lokalnachriebten unpolitischer >^rt, 5. unpolitischer Klnterhaltungsstokl (komane, Vlusik- und 
Theaterkritik). -^11e anderen Nachrichten dürfen nur nach vorher beim V^.K.K. I (Kressestelle) 
eingeholter (Genehmigung veröffentlicht werden. Line Dezentralisation der kresserensur wird 
erfolgen und nach Durchführung mitgeteilt werden." ^Vehrkreis-Verordnungsblatt, Hrsg, vom 
Wehrkreiskommando I, ?>lr. 54 vom 17. klär? 1920.
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Der Putsch 13.3. 1920 1. 

1. 

Aufzeichnung des WehrkreiskOlnmandos I über eine Besprechung mit 
Vertretern der Presse und der politischen Parteien bezüglich der durch 

den Kapp-Lüttwitz-Putsch veränderten politischen Lage. 

13. März 1920 1• Königsberg. - BA. NL Epp Nr. 44. Masch. Reinschrift. 

Mit der Presse und den politischen Parteien ist besprochen worden: 

1. Der Aufruf2 wurde verlesen. 

2. Wir sind völlig überrascht und wissen an unbedingt sicheren Nachrichten nicht 
mehr, als im Aufruf steht3• 

3. Wir wollen keine Verschärfung des Ausnahmezustands und keine Erweiterung 
der Schutzhaft. Die Bevölkerung hat es in der Hand, daß es dabei bleibt. 

4. Es kommt darauf an, daß alle Parteien zur Fortsetzung der Arbeit, Ruhe und 
Ordnung mahnen, daß die besonnenen Elemente in allen Parteien die Oberhand 
behalten und jedes Hetzen untereinander unterbleibt, sowohl von rechts wie von 
links4• 

5. Es wäre schädlich und die Bevölkerung beunruhigend, wenn jetzt jede Zeitung 
ihr zukommende Nachrichten sofort veröffentlichte. Widersprüche und dauernde 
Beunruhigung wären die Folge. Die Presse trägt jetzt eine hohe Verantwortung. 

Ich bitte, daß alle der Presse zugehenden Nachrichten sofort dem W.K.K. J5 
Abt. I P mitgeteilt werden. Das dadurch entstehende Gesamtbild, vervollständigt 
durch die dem W.K.K. I. zugehenden Nachrichten, wird dann von diesem sofort 
der Presse zur Veröffentlichung mitgeteilt werden6• 

1 Die Aufzeichnung trägt den Vermerk ,,12 Uhr mittags". 

2 S. Band II Nr. 183. 

3 Zum Verlauf des Kapp-Lüttwitz-Putsches in Ostpreußen s. Archivalische Forschungen VII Nr. 251 
und Nr. 275, Brammer S. 43 und die Zusammenfassung bei Lucas II S. 134. 

4 Zu der weitgehend gleichförmigen Reaktion der militärischen Kommandobehörden auf die ersten 
Nachrichten vom Putsch in Berlin vgl. Nr. 2, Nr. 28, Nr. 34, Nr. 53 sowie Archivalische 
Forschungen VII Nr. 124, Erger S. 333 (Dok. 36), Hürten S. 132 f., Spethmann S. 35 und Severing 
S. 131 f. Daß die vermeintlich apolitische Beschränkung des Militärs auf die Wahrung des inneren 
Friedens zu eindeutiger Parteinahme führen konnte, zeigt ein Privatbrief des Befehlshabers im 
Wehrkreis I, Generalleutnant v. Estorff, an Wilhelm Frhr. v. Gayl aus den letzten Tagen des 
Putsches: "Meine persönliche Stellungnahme für die Regierung Kapp ergab sich, abgesehen von 
der Erkenntnis der Unfähigkeit der alten Regierung, mit zwingender Notwendigkeit aus meiner 
Überzeugung, daß das isolierte Ostpreußen, besonders seine Truppen und seine Polizei, eine 
abwartende Parole ohne Schaden für Ruhe und Ordnung nicht hätten ertragen können." Wilhe1m 
Frhr. v. Gayl, Ostpreußen unter fremden Flaggen. Ein Erinnerungsbuch an die ostpreußische 
Volksabstimmung vom 11. Juli 1920. Königsberg 1940. S. 212f. 

5 Wehrkreiskommando 1. 

6 Vom 15. März 1920 an konnten im Bereich des Wehrkreiskommandos I von der Presse ohne 
vorherige Zensur publiziert werden: ,,1. Annoncen unpolitischer Art, 2. wirtschaftliche Nachrich
ten unpolitischer Art, 3. W.T.B.-Telegramme, soweit sie nicht offensichtlich Fälschungen sind, 
4. Lokalnachrichten unpolitischer Art, 5. unpolitischer Unterhaltungsstoff (Romane, Musik- und 
Theaterkritik). Alle anderen Nachrichten dürfen nur nach vorher beim W.K.K. I (pressestelle) 
eingeholter Genehmigung veröffentlicht werden. Eine Dezentralisation der Pressezensur wird 
erfolgen und nach Durchführung mitgeteilt werden." Wehrkreis-Verordnungsblatt, hrsg. vom 
Wehrkreiskommando I, Nr. 54 vom 17. März 1920. 
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2. 13.3. IS20 Kapitel l

2.

Lekeiii lies ^ekrlcreislioirunancios IV an ciie keieksweirr-LriKSlie 19 
über lias Veriisiten anAesiekts lies Xapp-Oült^vitL-Outsokes.

13. Hlürr 1920>. vresOen. Is Nr. 303 op. - 8^-IU^. K» 37/5087. Vervielk. ^dsekrikt.

LiskeriZe HeicksreZierunZ Kat Oerkn verlassen, ?leu6 keAierunZ, an 6er alle 
Karteien teilnekrnen sollen, Kat sick unter OenerLlIan6sckaIts6irektor Xapp^ 
Aekil6et. In clein inilitariscken Oekekls- uncl IlnterstellunAsverkaltnis tritt keine 
^n6erunZ ein. Oie 6riZa6en Kaken unter alien Ilnistan6en in ikrein Oereick kuke 
un6 0r6nunZ aulreckt ru erkalten uncl 6en OortZang 6es V/irtsckaltslekens ru 
sickern.

VekrkreiskolninLn6o IV^.

1 Oss 8tück trsgt Oie russtrlicke ^eitsnZske: ,,4.50 Nsckm."
2 IVollßsnß Kspp, LenersIOirektor Oer Ostpreulliscken ksnOsckskt, Oer ökkentlick-recktllcken KreOit- 

orZsnisslion Oes LrunObesitres, im Kriege Leßner Oes keiekslisnrlers Lstkmsnn Hollvveß, 
VlitkeßrünOer Oer VstsrlsnOspsrtei, 1919 ^litßlleO Oes OsuptvorstsnOs Oer Oeutscknstionslen 
Vollrspsrtei unO LrünOer Oer Nstionslen Vereinißunß.

3 Nsck Oem „Lerickt oder Oie Vorßänße in keipriß in Oer 2eit vom 13.-24. 3. 1920" Oer keieks^vekr- 
LrißsOe 19 vom 28. ^Isrr 1920. Is Nr. 1562/20 (sm gleicken k'unOorr wie okiße Nr. Vervielk. 
^uskertißunß) cvurOe Oieser Lekekl sm NsckmittLß Oes 13. ^lsrr suk einer ,,kür Oie ^lilßlieOer Oes 
Lürßersussckussss unO Oie Osru ßeketenen VeNreter slier Osrteien unO Oer LekörOen keiprißs" 
snkersumten Verssmmlunß keksnntßsßeksn. Oskei bemsnZellen einige Vertreter Oer Osrteien, 
Oiess Verlsutksrunß ßeke ,,nictit ßenuß KIsrkeit, cvie sick Oie keickscvekrtruppen ru Oen VorZsnßen 
in Herlin stellten". Osrsukkin nskm Oer LriZsOellommsnOeur, Lenerslmsjor 8enkkt v. Oilssek, mit 
Nr. 3 erneut 8tellunß.

3.

LrlilärunA lies lVIilitäi-IrekeklskaOors kür^sslssoirsen un«! Kornrnanlieurs 
li«r kieiviis^veiir-kriASli« 19, Oenerslinsjor Aenkkt v. l^ilssei», üii«r «ins 
Veriiaiten von keietis^veiir uir«I XeillreiwilliAeii »nKesieiils «les Xspp-

OüttwitL-?utseIi68.

13. Mär-° 1920. Leipris. 861/3/20. - «U 37/5087. Vervielk. ^.ksekrikt.

Oa in cler 8itrunZ cles Ooipriger LürAoraussoltusses cier Vertreter aller politischen 
Oarteien am 13. 6s. Uts., an 6er ieli nickt teilnekmen konnte, 6er ^unsck nack 
einer kestiininten LrklärunZ üker cke LtellunZnakine 6er keicksvvekr uncl ^eitkrei- 
vvilliZen ausAksproeken ist^, erkläre ick kierrnit IolAen6e8:

1 8. 2 2. 2u cien Lreißnissen in I^eipriZ v^l. ^retiivaliseiie k'orZeiiunZen VII I^r. 162, k'sbian
8. 77 k., XönnemLnn-Xruseii 8. 96-100 unci 8. 200-202.
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2. 13.3.1920 Kapitel I 

2. 

Befehl des WehrkreiskOlnmandos IV an die Reichswehr-Brigade 19 
über das Verhalten angesichts des Kapp-Lüttwitz-Putsches. 

13. März 19201• Dresden. Ia Nr. 303 op. - BA-MA. RH 37/5087. Vervielf. Abschrift. 

Bisherige Reichsregierung hat Berlin verlassen. Neue Regierung, an der alle 
Parteien teilnehmen sollen, hat sich unter Generallandschaftsdirektor Kapp2 

gebildet. In dem militärischen Befehls- und Unterstellungsverhältnis tritt keine 
Änderung ein. Die Brigaden haben unter allen Umständen in ihrem Bereich Ruhe 
und Ordnung aufrecht zu erhalten und den Fortgang des Wirtschaftslebens zu 
sichern. 

Wehrkreiskommando IV3. 

Das Stück trägt die zusätzliche Zeitangabe: .,4.50 Nachrn." 

2 Wolfgang Kapp, Generaldirektor der Ostpreußischen Landschaft, der öffentlich-rechtlichen Kredit
organisation des Grundbesitzes, im Kriege Gegner des Reichskanzlers Bethmann Hollweg, 
Mitbegründer der Vaterlandspartei, 1919 Mitglied des Hauptvorstands der Deutschnationalen 
Volkspartei und Gründer der Nationalen Vereinigung. 

3 Nach dem "Bericht über die Vorgänge in Leipzig in der Zeit vom 13.-24. 3. 1920" der Reichswehr
Brigade 19 vom 28. März 1920. Ia Nr. 1562/20 (am gleichen Fundort wie obige Nr. Vervielf. 
Ausfertigung) wurde dieser Befehl am Nachmittag des 13. März auf einer "für die Mitglieder des 
Bürgerausschusses und die dazu gebetenen Vertreter aller Parteien und der Behörden Leipzigs" 
anberaumten Versammlung bekanntgegeben. Dabei bemängelten einige Vertreter der Parteien, 
diese Verlautbarung gebe "nicht genug Klarheit, wie sich die Reichswehrtruppen zu den Vorgängen 
in Berlin stellten". Daraufhin nahm der Brigadekommandeur, Generalmajor Senfft v. Pilsach, mit 
Nr. 3 erneut Stellung. 

3. 

Erklärung des Militärbefehlshabers für Westsachsen und Kommandeurs 
der Reichswehr-Brigade 19, Generalmajor Senfft v. PiIsach, über das 
Verhalten von Reichswehr und Zeitfreiwilligen angesichts des Kapp-

Lüttwitz-Putsches. 

13. März 1920. Leipzig. 861/3/20. - BA-MA RH 37/5087. Vervielf. Abschrift. 

Da in der Sitzung des Leipziger Bürgerausschusses der Vertreter aller politischen 
Parteien am 13. ds. Mts., an der ich nicht teilnehmen konnte, der Wunsch nach 
einer bestimmten Erklärung über die Stellungnahme der Reichswehr und Zeitfrei
willigen ausgesprochen ist!, erkläre ich hiermit folgendes: 

4 

S. Nr. 2 Anm. 2. Zu den Ereignissen in Leipzig vgl. Archivalische Forschungen VII Nr. 162, Fabian 
S. 77 f., Könnemann-Krusch S. 96-100 und S. 200--202. 



Dei* k'utselA 13.3. 1920 4.

Dür die Reiebswebr und ^eitkreiwilligen bestebt lediglieb die VerpDiebtung, 
mibtariseben keleblen ibrer reebtmäüigen Vorgesetzten Rolge ru leisten. Diese 
Oeborsamspkliebt erlischt, sobald von verlassungsmallig darn nicbt berecbtigten 
LteHen Leleble gegeben werden.

(Zer.) 8enHt v. Dilsacb 
Oeneralmajor uncl Kommandeur der

Reiebswebr-Rrigade XIX.

4.

^agesbekelrl «Ies Oberbekeblsbsbers «der Keiebswebr-Onuppe 4, OeuersI- 
rnsjor v. l^löbl, sus ^ndsk lies Xspp-b,üttwit2-?ut8eb68.

IZ. Mrr 1920'. Müneken. I>ir. 11628/2063 Is. Vdersekrikt: ^sßeskekekl. - 8»8l^ IV. 
8ckütren-8ri8SÜe 21, 88. 52 7. Vervielk. ^ksckrikt.

Von der losten und geseblossenen Haltung der Reiebswebr bangt es jetrt nd, ob 
die Rube und Ordnung in Dauern erbalten werden kann oder nicbt. V^ir braueben 
vor allem geordnete Zustände in unserem Rande, in Rasern. Vor immer mit der 
gegenwärtigen Regierung niebt einverstanden ist, soll sied damit begnügen, die 
weitere Rntwielclung und Ausgestaltung unserer politiscben Verbältnisse aul 
gesetrmakigem V^ege ru lördern und ru unterstützen. Rutsebe jeder Xrt lördern 
am VIeisten die Interessen der Parteien des Dmsturres, denen niebts erwünsebter 
ist als ünruben und eine 8teigerung der politiscben Xukregung. In diesem 8inne ist 
der Xulruk ru verstellen, den das 8taatsministerium verlaüte und den icb in 
Übereinstimmung mit dem Präsidium unserer gesetrmäüigen Volksvertretung und 
mit Vertretern aller Parteien unterscbrieben babe^. V^enn daraus die Folgerung 
abgeleitet würde, dall unsere Iruppen ru einem Vorgeben gegen ibre anderen 
deutscben Xameraden gebrauebt werden könnten, so ist diese ^nnabme unriebtig. 
leb werde der Reicbswebr niebts rumuten, was sie in ^Vidersprueb bringt mit 
ibrem nationalen OeRibI und ibrem kameradsebaltbeben Rmpkinden. Andererseits 
erwarte ieb aber, dall die Reicbswebr entspreebend ibrer Bestimmung sieb als eine 
verlässige l'ruppe gegen jede Ltörung der öüentlieben Ordnung erweisen wird^.

ger. von Uöbl.

I 8er Lelelil erZinZ, vie sus I^ir. 17 kervorZeln, sm ^benä 6es 13. ULrr.
2 Oer ^ukruk ist entkalken in klr. 17.
3 8en Lreißnissen in ^lüncken vßl. k/r. 5 unä klr. 17 sovie LrZer 8. 177, Könnernann-Xrusek

8. 144-148 un6 Oucas II 8. 158-160.
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Der Putsch 13.3. 1920 4. 

Für die Reichswehr und Zeitfreiwilligen besteht lediglich die Verpflichtung, 
militärischen Befehlen ihrer rechtmäßigen Vorgesetzten Folge zu leisten. Diese 
Gehorsamspflicht erlischt, sobald von verfassungsmäßig dazu nicht berechtigten 
Stellen Befehle gegeben werden. 

(gez.) Senfft v. Pils ach 
Generalmajor und Kommandeur der 

Reichswehr-Brigade XIX. 

4. 

Tagesbefehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 4, General
major v. Möhl, aus Anlaß des Kapp-Lüttwitz-Putsches. 

13. März 19201• München. Nr. 11628/2063 Ia. Überschrift: Tagesbefehl. - BHStA IV. 
Schützen-Brigade 21, Bd. 52 Akt 7. Vervielf. Abschrift. 

Von der festen und geschlossenen Haltung der Reichswehr hängt es jetzt ab, ob 
die Ruhe und Ordnung in Bayern erhalten werden kann oder nicht. Wir brauchen 
vor allem geordnete Zustände in unserem Lande, in Bayern. Wer immer mit der 
gegenwärtigen Regierung nicht einverstanden ist, soll sich damit begnügen, die 
weitere Entwicklung und Ausgestaltung unserer politischen Verhältnisse auf 
gesetzmäßigem Wege zu fördern und zu unterstützen. Putsche jeder Art fördern 
am Meisten die Interessen der Parteien des Umsturzes, denen nichts erwünschter 
ist als Unruhen und eine Steigerung der politischen Aufregung. In diesem Sinne ist 
der Aufruf zu verstehen, den das Staatsministerium verfaßte und den ich in 
Übereinstimmung mit dem Präsidium unserer gesetzmäßigen Volksvertretung und 
mit Vertretern aller Parteien unterschrieben habe2

• Wenn daraus die Folgerung 
abgeleitet würde, daß unsere Truppen zu einem Vorgehen gegen ihre anderen 
deutschen Kameraden gebraucht werden könnten, so ist diese Annahme unrichtig. 
Ich werde der Reichswehr nichts zumuten, was sie in Widerspruch bringt mit 
ihrem nationalen Gefühl und ihrem kameradschaftlichen Empfinden. Andererseits 
erwarte ich aber, daß die Reichswehr entsprechend ihrer Bestimmung sich als eine 
verlässige Truppe gegen jede Störung der öffentlichen Ordnung erweisen wird3• 

1 Der Befehl erging, wie aus Nr. 17 hervorgeht, am Abend des 13. März. 

2 Der Aufruf ist enthalten in Nr. 17. 

gez. von Möhl. 

3 Zu den Ereignissen in München vgl. Nr. 5 und Nr. 17 sowie Erger S. 177, Könnemann-Krusch 
S. 144-148 und Lucas Ir S. 158-160. 
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5. 13 /14. 3. 1920 Kapitel I

5.

^ukneieiinunK äes keeiitsprslrtilranten un<1 Oirsrisutnsnts <1. R. IIsin- 
rnetsr über riss Verteilen von Gruppen unrl XsitlrsiwiliiKsn in Müneiten 

wsiirenci ries Kspp-OütlwitL-I^utselies.

13-/14. IHürr 1920^. IHünoken. - 8H8l^ I. Mnn 66286. lVIasek. c4bsokri1t.

Oie Oekanntmaebung cies ba^eriseben 8taatsministerium8 vom 8am8tag, 6em 13.?, 
ciie mitunterreiebnet war von cien Vertretern cier Karteien 6e8 bayoriseben 
Dan6tages unci 6em Oberbekeblsbaber 6er bayeriseben Reiebswebr, Oeneral von 
Möbi, bat wegen 6er 8ebärle, mit 6er ru 6en berliner Vorkommnissen 8tellung 
genommen wor6en war, in äsn Kreisen 6er keiel^webrangsbörigen unci 6er 
alarmierten ^eitlieiwilligen 6ie grollte Erregung bervorgeruken. Ls war bekannt, 
6a6 iiinter 6er Bewegung in Leriin 6ie 6ortige Reicbawebr last gescbloasen stan6. 
^Vus 6em Wortlaute 6er liegierungsbekanntmaebung vom 13. 6s. glaubte man 
berauslesen ru müssen, 6a6 6ie ba^erisebe 8tLLt8r6gierung 6em Reicb 6en 
Keb6ebLn6scbub binwerlen wolle un6 sieb binter eine Regierung ru stellen 
beabsicbtige, 6ie in 6em Augenblick, wo sie clen Ort ibrer Mirk8amkeit verlassen 
müllte, 6en Generalstreik proklamierte.
Oie Erregung steigerte sieb noeb, als aben6s 6ie NeI6ung kam, 6ie ba^erisebe 
8taatsregierung babe eine aul 8onntag borgen 10 Obr von 6er 0.8.0. unci K.R.D. 
anberaumte Massenversammlung im Zirkus Krone niebt nur niebt verboten, 
sonciern genebmigt unci aueb niebt verbin6ert, 6all ru 6ieser Versammlung 6er 
bekannte Agitator, ^bgeor6neter Oe^er aus 8aebsen^, rureiste. Oie lieiebswebr- 
leute un6 6ie Keitlreiwilligen waren 6arüber empört, 6all wäbren6 sie sieb mit 
ibrer Oerson rur ^.ulreebterbaltung von Kube, Or6nung un6 Vrbeit einrusetren 
gewillt waren, 6ie Regierung, 6ie Hüterin 6er öllentlieben Or6nung, 6en Oeneral- 
aulmarscb 6erjenigen Elemente 6u16ete, welebe 6ie Oegner 6er ru cien Mallen 
Oerulenen biI6en.
Vus 6er Empörung erklärt sieb 6er von Vertretern aller Kategorien 6er unter 
Mallen 8t6ben6en in 6er Inkanterie-Deib-Regiment^Kaserne gegen 12 Obr nacbts 
gelabte Leseblub, bei 6em Komman6eur 6es ba^eriseben Reiebswebr-Oruppen- 
Kommsn6os, Herrn Oeneral von Mübl, 6abin vorstellig ru wer6en, er möge 6ie 
Regierung, 6ie ansebeinen6 niebt gewillt o6er niebt 6aru imstan6e war, an ciie 
Klements 6er raciikalen Kinken eine mannbakte Absage ru riebten, 6aru veranlas
sen, 6a6 sie in cien Übergang 6er voIOiebencien Oewalt an 6en militäriscben 
Oberbeleblsbaber willigte^. bim 6en ^nsebein legbeber Oisripbnlosigkeit ru 
vermei6en, wur6e eine Deputation rur Dan6esleitung 6er ba^eriseben Rinwobner-

I Oie ^ukreicünung ist tariert vom 16. Narr 1920.
2 Vgl. »r. 4 ^nm. 2.
3 Or. Lurl Oeyer, ^bgeorüneter rur Tcalionalversammlung (08?0), kalte in cien lagen ruvor eine 

Oropagsnclareise ciurcli Xorclkavern unternommen. Line Verunstaltung in Nüneken war nickt 
beabsicluigt, vvurcie ciorl aber von recütsstekencien Kreisen ercvartet. tVolkgang 8enr, Hermann 
6raml Mrsg.), Oie revolutionäre Illusion. 2ur Lescliiclue cies linken Klügels cler OLOO. Erinnerun
gen von Lurt Oeyer <8elir!ktenreiüe cier Vierlsllalirsüekle kür 2eitscliicüte IVr. 33). 8tuttgart 1976. 
8. 179.

4 Vgl. luerru l^Ir. 17.
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5. 13.114.3. 1920 Kapitel I 

5. 

Aufzeichnung des Rechtspraktikanten und Oberleutnants d. R. Hem
meter über das Verhalten von Truppen und Zeitfreiwilligen in München 

während des Kapp-Lüttwitz-Putsches. 

13./14. März 19201• München. - BHStA I. Mlnn 66286. Masch. Abschrift. 

Die Bekanntmachung des bayerischen Staats ministeriums vom Samstag, dem 13.2
, 

die mitunterzeichnet war von den Vertretern der Parteien des bayerischen 
Landtages und dem Oberbefehlshaber der bayerischen Reichswehr, General von 
Möhl, hat wegen der Schärfe, mit der zu den Berliner Vorkommnissen Stellung 
genommen worden war, in den Kreisen der Reichswehrangehörigen und der 
alarmierten Zeitfreiwilligen die größte Erregung hervorgerufen. Es war bekannt, 
daß hinter der Bewegung in Berlin die dortige Reichswehr fast geschlossen stand. 
Aus dem Wortlaute der Regierungsbekanntmachung vom 13. ds. glaubte man 
herauslesen zu müssen, daß die bayerische Staatsregierung dem Reich den 
Fehdehandschuh hinwerfen wolle und sich hinter eine Regierung zu stellen 
beabsichtige, die in dem Augenblick, wo sie den Ort ihrer Wirksamkeit verlassen 
mußte, den Generalstreik proklamierte. 

Die Erregung steigerte sich noch, als abends die Meldung kam, die bayerische 
Staatsregierung habe eine auf Sonntag Morgen 10 Uhr von der U.S.P. und K.P.D. 
anberaumte Massenversammlung im Zirkus Krone nicht nur nicht verboten, 
sondern genehmigt und auch nicht verhindert, daß zu dieser Versammlung der 
bekannte Agitator, Abgeordneter Geyer aus Sachsen3, zureiste. Die Reichswehr
leute und die Zeitfreiwilligen waren darüber empört, daß während sie sich mit 
ihrer Person zur Aufrechterhaltung von Ruhe, Ordnung und Arbeit einzusetzen 
gewillt waren, die Regierung, die Hüterin der öffentlichen Ordnung, den General
aufmarsch derjenigen Elemente duldete, welche die Gegner der zu den Waffen 
Gerufenen bilden. 

Aus der Empörung erklärt sich der von Vertretern aller Kategorien der unter 
Waffen Stehenden in der Infanterie-Leib-Regiments-Kaserne gegen 12 Uhr nachts 
gefaßte Beschluß, bei dem Kommandeur des bayerischen Reichswehr-Gruppen
Kommandos, Herrn General von Möhl, dahin vorstellig zu werden, er möge die 
Regierung, die anscheinend nicht gewillt oder nicht dazu imstande war, an die 
Elemente der radikalen Linken eine mannhafte Absage zu richten, dazu veranlas
sen, daß sie in den Übergang der vollziehenden Gewalt an den militärischen 
Oberbefehlshaber willigte4• Um den Anschein jeglicher Disziplinlosigkeit zu 
vermeiden, wurde eine Deputation zur Landesleitung der bayerischen Einwohner-

6 

I Die Aufzeichnung ist datiert vom 16. März 1920. 

2 Vgl. Nr. 4 Anm. 2. 
3 Dr. Curt Geyer, Abgeordneter zur 0:ationalversammlung (USPD), hatte in den Tagen zuvor eine 

Propagandareise durch :'IIordbayern unternommen. Eine Veranstaltung in München war nicht 
beabsichtigt, wurde dort aber von rechtsstehenden Kreisen erwartet. Wolfgang Benz, Hermann 
Graml (Hrsg.), Die revolutionäre Illusion. Zur Geschichte des linken Flügels der USPD. Erinnerun
gen von Curt Geyer (Schriftenreihe der Vierteljahrshefte für Zeitschichte Nr. 33). Stuttgart 1976. 
S.179. . 

4 Vgl. hierzu Nr. 17. 
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webr entsanllt un6 tier Lan6esbauptmann^ im Linverstänclnis mil 6em 8riga6e- 
Lomman6eur^ ersucbt, im Linblick auk 6en Lrnst 6er Lage 6ie Litte cler 
Deputation ru seiner eigenen ru macben unci bei Lerrn Oeneral Nobl ru verlrelen.
Der Lanciesbauptmann entsebloll sieb, nacbllem er sicb 6es Linverstänllnisses 6er 
Lräsi6enten cier Legierung von Oberbayern^ un6 6er Lolireillirektion Nüneben, 
6ie in cier Leurtellung 6er Lage mil iiim un6 cier Deputation einig Zinsen, 
versieilerl batte, 6em Lrsueben cier Deputation stattrugeben. llloeb in cier lllaebt 
begab er sietl mil cier Deputation unci cien beiden Lräsillenten^ ru Oeneral von 
Nöbl, 6er sicir oilne weiteres ciaru bereit erklärte, 6as 8taLtsministerium, vorab 
cien Ninisterpräsiäenten Dollmann^, um Öbertragung 6er volirieben6en Oewalt an 
ibn ru bitten, wie 6ies lür 6en Lail von Dnruben verkassungsmällig vorgeseben war. 
Outer Lübrung 6es Derrn Oenerals Nöbl lan6en sieb cier Lrasicient 6er Legierung 
von Oberbayern, 6er Loiireiprasi6ent, 6er Danclesbauptmann 6er Linwobnerwebr 
mit seinem 8tellvertreter, ein Vertreter 6er ^eitkreiwilligen unci 6er erste 
Oeneraistabsokkirier 6es Orupp6nkommLn6os^o beim Ninisterpräsillenten Ookk- 
mann ein un6 stellten ibm ein6ringlicbst 6en Lrnst 6er 8ituation 6ar. Ninisterprs- 
si6ent Dollmann erklärte, allein niebt belügt ru sein, 6ie vollriebenlle Oswalt an 
6en militäriseben Oberbekeblsbaber ru übertragen, un6 clen Ninisterrat 8onntag 
vormittag mit 6er 8acbe belassen ru wollen. Inrwiseben wür6e ie6oeb 6!e 
angekünlligte Massenversammlung 6er O.8.L. un6 L.L.D. scbon stattgekuncien 
baben. Die rur cVukreebterbaltung 6er Lube uncl Orclnung vor allem berulenen 
Leamten lüblten sieb obne eine einbeitlicbe ^usammenkassung 6sr an sieb 
geringen militäriscben Lrälte in einer Dan6 niebt mebr in 6er Lage, ernsten 
Onruben, 6ie aus 6em ungebin6erten ^ulmarscb 6er secier 8taatsor6nung kein6- 
licb gesinnten Oinksrallikalen möglieberweise entstellen konnten, mit Lrkolg ru 
begegnen. Desllalb bestan6en 6ie Oenannten 6arauk, 6all 6er Ninisterrat unver- 
rügliell einberulen wür6e. Dies gesellall. Der Ninisterrat leimte aber 6ie Lrküllung 
6er in Linklang mit 6er Verfassung gestellten Litte im iiinbliek aul 6ie Loigen ab, 
6ie illre Oewällrung in 6en Lreisen 6er linksstebenllen Larteien baben könnte.
Der Gruppen in 6en Xasernen batte sieb mittlerweile eine ganr aullergewöbnbebe 
Lrregung bemäcbtigt, rumal irgenllwelobe militäriscbe Weisungen ausblieben. 
Von 8tun6e ru 8tun6e wur6e 6ie 8timmung erregter. IVur mit Nübe gelang es 6en 
Xompagniekübrern un6 6en Vertrauensleuten, clie Okkiriere un6 Nannsebalten 
aller leile 6er bewallneten Nacbt vor verrweilelten 8cbritten rurüekrubalten. Den 
Ninistern wurcie wiellerbolt Nelllung über 6ie Lage 6er Dinge erstattet. V/äbren6 
clie bürgerlicben Ninister, von 6em Oewicbt 6er vorgebracbten Orün6e überreugt, 
6ie Lrküllung 6es Verlangens 6er Gruppe naeb einbeitlicber, rielbewullter Lelebls- 
gewalt naebrugeben gewillt waren, weigerten sieb clie sorialistiscben Ninister,

5 korstrnt Oeorg Lsciiericd, Dsn6esltguplmsnn 6er daxeriseden Lintvodnervveiiren.
6 Oders! prsnr v. kipp, küdrer cier kieicdsvvedr-8c!>ütrendrig36e 21.
7 Lustsv v. ksdr, Drnsiüent 6er kegierung von Oderdsvern.
8 kirnst pökner, Dolireiprnsiüent von klüncden, nsiim sn 6er Desprecltung teil.
9 loimnnes Dollmann, (8?D), Irnyeriscder IVIinisterpräsiOent.

10 ^Vndrsclreinlick ist 6er Ldek 6es 8tades 6es Keiedsvvedr-Oruppenlcorntnnnüos 4, ^lsjor Knri 
v. ?rnZer, gemeint. Dieser iistte nsclt Ausweis 6er Drotoicoile an 6en ^linisterrstssitrungen vom 
13. ^Isrr 1920 (^redivLlisclte Dnrsciiungen VII I>Ir. 332) teiigenommen. 

7

Der Putsch 13.114.3. 1920 5. 

wehr entsandt und der LandeshauptmannS im Einverständnis mit dem Brigade
Kommandeur6 ersucht, im Hinblick auf den Ernst der Lage die Bitte der 
Deputation zu seiner eigenen zu machen und bei Herrn General Möhl zu vertreten. 

Der Landeshauptmann entschloß sich, nachdem er sich des Einverständnisses der 
Präsidenten der Regierung von Oberbayern7 und der Polizei direktion München, 
die in der Beurteilung der Lage mit ihm und der Deputation einig gingen, 
versichert hatte, dem Ersuchen der Deputation stattzugeben. Noch in der Nacht 
begab er sich mit der Deputation und den beiden Präsidenten8 zu General von 
Möhl, der sich ohne weiteres dazu bereit erklärte, das Staats ministerium, vorab 
den Ministerpräsidenten Hoffmann9, um Übertragung der vollziehenden Gewalt an 
ihn zu bitten, wie dies für den Fall von Unruhen verfassungsmäßig vorgesehen war. 

Unter Führung des Herrn Generals Möhl fanden sich der Präsident der Regierung 
von Oberbayern, der Polizeipräsident, der Landeshauptmann der Einwohnerwehr 
mit seinem Stellvertreter, ein Vertreter der Zeitfreiwilligen und der erste 
Generalstabsoffizier des Gruppenkommandos lO beim Ministerpräsidenten Hoff
mann ein und stellten ihm eindringliehst den Ernst der Situation dar. Ministerprä
sident Hoffmann erklärte, allein nicht befugt zu sein, die vollziehende Gewalt an 
den militärischen Oberbefehlshaber zu übertragen, und den Ministerrat Sonntag 
vormittag mit der Sache befassen zu wollen. Inzwischen würde jedoch die 
angekündigte Massenversammlung der U.S.P. und K.P.D. schon stattgefunden 
haben. Die zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung vor allem berufenen 
Beamten fühlten sich ohne eine einheitliche Zusammenfassung der an sich 
geringen militärischen Kräfte in einer Hand nicht mehr in der Lage, ernsten 
Unruhen, die aus dem ungehinderten Aufmarsch der jeder Staatsordnung feind
lich gesinnten Linksradikalen möglicherweise entstehen konnten, mit Erfolg zu 
begegnen. Deshalb bestanden die Genannten darauf, daß der Ministerrat unver
züglich einberufen würde. Dies geschah. Der Ministerrat lehnte aber die Erfüllung 
der in Einklang mit der Verfassung gestellten Bitte im Hinblick auf die Folgen ab, 
die ihre Gewährung in den Kreisen der linksstehenden Parteien haben könnte. 

Der Truppen in den Kasernen hatte sich mittlerweile eine ganz außergewöhnliche 
Erregung bemächtigt, zumal irgendwelche militärische Weisungen ausblieben. 
Von Stunde zu Stunde wurde die Stimmung erregter. Nur mit Mühe gelang es den 
Kompagnieführern und den Vertrauensleuten, die Offiziere und Mannschaften 
aller Teile der bewaffneten Macht vor verzweifelten Schritten zurückzuhalten. Den 
Ministern wurde wiederholt Meldung über die Lage der Dinge erstattet. Während 
die bürgerlichen Minister, von dem Gewicht der vorgebrachten Gründe überzeugt, 
die Erfüllung des Verlangens der Truppe nach einheitlicher, zielbewußter Befehls
gewalt nachzugeben gewillt waren, weigerten sich die sozialistischen Minister, 

5 Forstrat Georg Escherich, Landeshauptmann der hayerischen Einwohnerwehren. 

6 Oberst Franz v. Epp, Führer der Reichswehr-Schützenhrigade 21. 

7 Gustav v. Kahr, Präsident der Regierung von Oherbayern. 

8 Ernst Pöhner, Polizeipräsident von München, nahm an der Besprechung teil. 

9 lohannes Hoffmann, (SPDl, hayerischer Ministerpräsident. 

10 Wahrscheinlich ist der Chef des Stabes des Reichswehr-Gruppenkommandos 4, Major Kar! 
v. Prager, gemeint. Dieser hatte nach Ausweis der Protokolle an den Ministerratssitzungen vom 
13. März 1920 (Archivalische Forschungen VII Nr. 332) teilgenommen. 
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rum IUI unter Hinweis auf iLrc politiscLe 8tcllung, Lom Leispiel iLrcr Lürgcrli- 
cLon Xollcgcn ru folgen. La Len Gruppen Lis in clie ^lorgonstunLe Lcinorlci 
OrgoLnis cler Leitungen cles Ocsamtministoriums mitgeteilt werLen Lonnte, stieg 
clie Erregung Lis rur 8ieLeLitre. Oegen 6 IlLr morgens erseLien ein OiLett von ea. 
10 ^lann unter LüLrung eines Leutnants, cler aus Lem VlannscLaftsstanLe infolge 
LervorragenLer lapkerLeit rum Offirier LekörLert worLen war, vor Lem Ministe
rium Les bullern, entscLlossen, Oarantien Lafür ru LeLommen, Lall Lie Iruppen 
in Lem LevorsteLenLen Xampfe nieLt LenacLteiLgt werLen würLen. Ls gelang Lem 
anwesenLen Vertreter Ler Zeitfreiwilligen, Lie Leute, unter Lenen sicL Lein 
einriger ^LaLemiLer unL Lein früLerer Lerufsofkirier LekanL, ru LeruLigen unL ru 
Lewegen, Lall sie sieL mit Ler VersieLerung Les Herrn Oenerals ^läLl, sie würLen 
Len LefeLlen Les Ninisteriums nieLt unterstellt, rufrieLen gaLen unL wieLer in 
iLre Laserne aLrüeLtenH.
Ls mull naeLLrüeLlieLst festgestellt werLen, Lall von Leiner Leite in Ler LlaeLt 
vom Lamstag auf Lonntag Ler LoLen Ler Verfassung irgenLwie verlassen worLen 
ist. cVus Lem VorsteLenLen erLellt aueL, Lall Lie in Ler ÖlfentLeLLeit aufgetaueLte 
LeLauptung, es LaLe sicL Lei Len VorLommnissen Ler fragLeLen I^aeLt um einen 
reeLtsreaLtionären LutseL monareListiseLer LärLung geLanLelt, vom ersten Lis 
rum letrten V^ort unwaLr ist.
Oie Gruppen LaLen es nieLt versteLen Lönnen, Lall iLr OruppenLommanLeur Lie 
naeL Ler Auffassung weitester Greise Ler LevölLerung in iLrer OiLtion unglüoLli- 
oLe LegierungsproLlamation vom Lamstag naeLmittag unterreieLnet Lat, unL sie 
LaLen sieL mit Lieser VatsaeLe erst aLgsfunLen, als iLnen naeLLrüeLlieLst 
rugesieLert worLen war, Lall sie nieLt gegen iLre kvameraLen im LlorLen, Lie sicL 
Ler neuen kleieLsregierung angescLlossen Latten, in Len Xampf gefüLrt werLen 
würLen. 8ie wünseLten aueL, Lall Lie von einer gewissen Oresse, oLne kücLsieLt 
auf Lie 8timmung in Len Xreisen Ler Iruppe, mit Lilligung Ler 8tLLt8r6gierung 
üLer Lie Bewegung in llerlin geklissentlieL in Ler ÖkkentLeLLeit verLreiteten 
tenLenriösen LlaoLrieLten unL Urteile Lis rur Xlärung Ler VerLältnisse unter- 
LlieLen.

ger. ILemmeter
OLlt. L. k., kpr.^

11 I^aeb 6en prlclärungen verscbie6ener 8precker in cler Ninisterratssitrung vom 14. ^lärr 1920, in cler 
clie baz-erisebe kegierung mit Vertretern der Parteien überclie politiseben Konsequenzen beriet, clie 
aus -1er Übertragung cler vollrieben6en Oecvalt an Oeneral V. Nöbl enlstan6en varen (Protokoll in 
8O8t^ I. ^IInn 66268. Vervieü. ^uskeNigung), bat Ie6iglicb Mnisterpräsi6ent Unümann gegen 6en 
Antrag ^löbls gestimmt. Das von 6er soriaI6emolcratiscben presse t^rcbivaliscbe porsekungsn VII 
blr. 341 c^nm. 3) unci ibr Iolgen6 von Kucas II 8. 1591. als Pression interpretierte ^uktreten 6er 
^eilireitvilligen wirci 6ort mit lceinem Vort ervcäbnt.

12 Peebtspralctilcant.
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zum Teil unter Hinweis auf ihre politische Stellung, dem Beispiel ihrer bürgerli
chen Kollegen zu folgen. Da den Truppen bis in die Morgenstunde keinerlei 
Ergebnis der Beratungen des Gesamtministeriums mitgeteilt werden konnte, stieg 
die Erregung bis zur Siedehitze. Gegen 6 Uhr morgens erschien ein Pikett von ca. 
10 Mann unter Führung eines Leutnants, der aus dem Mannschaftsstande infolge 
hervorragender Tapferkeit zum Offizier befördert worden war, vor dem Ministe
rium des Äußern, entschlossen, Garantien dafür zu bekommen, daß die Truppen 
in dem bevorstehenden Kampfe nicht benachteiligt werden würden. Es gelang dem 
anwesenden Vertreter der Zeitfreiwilligen, die Leute, unter denen sich kein 
einziger Akademiker und kein früherer Berufsoffizier befand, zu beruhigen und zu 
bewegen, daß sie sich mit der Versicherung des Herrn Generals Möhl, sie würden 
den Befehlen des Ministeriums nicht unterstellt, zufrieden gaben und wieder in 
ihre Kaserne abrückten lI

. 

Es muß nachdrücklichst festgestellt werden, daß von keiner Seite in der Nacht 
vom Samstag auf Sonntag der Boden der Verfassung irgendwie verlassen worden 
ist. Aus dem Vorstehenden erhellt auch, daß die in der Öffentlichkeit aufgetauchte 
Behauptung, es habe sich bei den Vorkommnissen der fraglichen Nacht um einen 
rechtsreaktionären Putsch monarchistischer Färbung gehandelt, vom ersten bis 
zum letzten Wort unwahr ist. 

Die Truppen haben es nicht verstehen können, daß ihr Gruppenkommandeur die 
nach der Auffassung weitester Kreise der Bevölkerung in ihrer Diktion unglückli
che Regierungsproklamation vom Samstag nachmittag unterzeichnet hat, und sie 
haben sich mit dieser Tatsache erst abgefunden, als ihnen nachdrücklichst 
zugesichert worden war, daß sie nicht gegen ihre Kameraden im Norden, die sich 
der neuen Reichsregierung angeschlossen hatten, in den Kampf geführt werden 
würden. Sie wünschten auch, daß die von einer gewissen Presse, ohne Rücksicht 
auf die Stimmung in den Kreisen der Truppe, mit Billigung der Staatsregierung 
über die Bewegung in Berlin geflissentlich in der Öffentlichkeit verbreiteten 
tendenziösen Nachrichten und Urteile bis zur Klärung der Verhältnisse unter
blieben. 

gez. Hemmeter 
Oblt. d. R., Rpr. 12 

11 Nach den Erklärungen verschiedener Sprecher in der Ministerratssitzung vom 14. März 1920, in der 
die bayerische Regierung mit Vertretern der Parteien über die politischen Konsequenzen beriet, die 
aus der Übertragung der vollziehenden Gewalt an General v. Möhl entstanden waren (protokoll in 
BHStA I. Mlnn 66268. Vervielf. Ausfertigung), hat lediglich Ministerpräsident Hoffmann gegen den 
Antrag Möhls gestimmt. Das von der sozialdemokratischen Presse (Archivalische Forschungen VII 
Nr. 341 Anm. 3) und ihr folgend von Lucas II S. 159 f. als Pression interpretierte Auftreten der 
Zeitfreiwilligen wird dort mit keinem Wort erwähnt. 

12 Rechtspraktikant. 
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6.

Lrlrläririrg «les lVlilitärlrekelrlslrakers kür ^estsaelrsen uml Xommandeurs 
«1er Keielrswelrr-Hrigaile 19, Generalmajor 8snHt v. ?il8aelr, über «len 
8vlmt? «1er verkassnngsmäkigen kegiernngen in 8aelrsen un«l im keiel».

14. Alärx 1920. I^eipLiA. Is IVr. 869/3/20 op. Üdersekrikr: LrltlsrunK. KU 37/5087.
Vervielk. ^Irsekrikt.

Oeneral ML6relc6r^ Kat 6ie Keicbswebr-Kriga6e XIX ermäebtigt, eine l^rlclärung 
6aliin abrugeben, 6a6 er 6is verlassungsmäbige säebsisebe kegierung sebütren 
wir6. Oie Keiebswebr-Lrigade XIX erlcennt diesen Oelebl des Oenerals Maerclcer 
an und wird ibn, wenn nötig, mit allen Mitteln in die lat umsetren. Oa die Lrigade 
nielit annebmen bann, dak die verkassungsmaÜige säebsisebe kegierung mit 6er 
verkassungsmäbigen keiebsregierung in ^idersprueb stellt, erklärt die Origade, 
dab sie sielt ebenso aueb lür die verkassungsmäüige keiobsregierung einsetren 
wird^.

ger. 8enlkt v. Oilsacb.

I Osneralma^or ^laerelcer, ketetilsliaker im ^elir^reis IV mit 8itr in Dresden. seiner Kolle im 
Kapp-I^üttvitr-Kutseli s. Lr^er passim.

2 Vgl. ?§r. 3 ^.nm. I.

7.

Erinnerungen von Hilmar v. IV^itte^l,erger^ an «len IXapp-ImttwitL- 
?ut8eb.

12 .-14. ülürL 1920^. Herlin. - 84-^1^. IV 40/11. Illssok. üuelunsnuslrrlpt „Wanderer in 
vier selten. Erinnerungen." 2. I^eil.

c- - ?
leb wurde wie last alle OHiriere des Heiebswebrministeriums dureb clen plötrli- 
eben ^usbrueb 6er Aktion überrasebt^. Oa6 sobon mebrere laZe vor 6em 13. Märr 
biüttvvitr ultimative l^or6erun8en an 6ie ReZierunZ Zeriebtet un6 6em keicbsvvebr- 
minister 6en Oeborsam aulAebün6iZt batte, ist 6amals nur als niebt geglaubtes 
Oerücbt bis ru uns 6urcbge6rungen. leb mu6 es beute noeb als sebvveren Gebler 
betracbten, 6a6 eine reebtreitige Orientierung 6er Olliriere 6es keiebswebrmini- 
steriums versäumt worden war. ^ls b'olge ergab sieb, 6a6 runaebst im kieiebs-

1 llilmsr V. Wuelderger vvsr ru llieser 2eil ^Isjor un<l lielerent in <ler IVLckseIiul>sl>leiIunß (V 2) (les 
keieliswelirnnnisteriuins.

2 Oie Ueinoiren sind nncli dem Onde des Zweiten Veltlcrieges niedergesclirieben worden.
3 Oie (^bsclmitte, in denen ^lillelberger nickt nus eigener Kenntnis oder sus anderen Ouellen 

bekanntes kericktet, sind weggelnssen.
4 2um ^lilsul der Kreißnisse im Keicliswelirministerium s. Krger 8. 182-184 und 8. 331-333 (Ook. 

33, 34 und 35).
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6. 

Erklärung des Militärbefehlshabers für Westsachsen und Kommandeurs 
der Reichswehr-Brigade 19, Generallllajor Senfft v. Pilsach, über den 
Schutz der verfassungsllläßigen Regierungen in Sachsen und illl Reich. 

14. März 1920. Leipzig. la Nr. 869/3/20 op. Überschrift: Erklärung. BA·MA. RH 37/5087. 
Vervielf. Abschrift. 

General Maercker1 hat die Reichswehr-Brigade XIX ermächtigt, eine Erklärung 
dahin abzugeben, daß er die verfassungsmäßige sächsische Regierung schützen 
wird. Die Reichswehr-Brigade XIX erkennt diesen Befehl des Generals Maercker 
an und wird ihn, wenn nötig, mit allen Mitteln in die Tat umsetzen. Da die Brigade 
nicht annehmen kann, daß die verfassungsmäßige sächsische Regierung mit der 
verfassungsmäßigen Reichsregierung in Widerspruch steht, erklärt die Brigade, 
daß sie sich ebenso auch für die verfassungsmäßige Reichsregierung einsetzen 
wird2• 

gez. Senfft v. Pilsach. 

Generalmajor Maercker, Befehlshaber im Wehrkreis IV mit Sitz in Dresden. Zu seiner Rolle im 
Kapp-Lüttwitz·Putsch s. Erger passim. 

2 Vgl. Nr. 3 Anm. 1. 

7. 

Erinnerungen von Hillllar v. Mittelberger1 an den Kapp-Lüttwitz
Putsch. 

12.-14. März 19202 • Berlin. - BA·MA. N 40/11. Masch. Buchmanuskript "Wanderer in 
vier Welten. Erinnerungen." 2. Teil. 

[ ... ]3 
Ich wurde wie fast alle Offiziere des Reichswehrministeriums durch den plötzli
chen Ausbruch der Aktion überrascht4• Daß schon mehrere Tage vor dem 13. März 
Lüttwitz ultimative Forderungen an die Regierung gerichtet und dem Reichswehr
minister den Gehorsam aufgekündigt hatte, ist damals nur als nicht geglaubtes 
Gerücht bis zu uns durchgedrungen. Ich muß es heute noch als schweren Fehler 
betrachten, daß eine rechtzeitige Orientierung der Offiziere des Reichswehrmini
steriums versäumt worden war. Als Folge ergab sich, daß zunächst im Reichs-

1 Hilmar v. Mittelberger war zu dieser Zeit Major und Referent in der Nachschubabteilung (V 2) des 
Reichswehrministeriums. 

2 Die Memoiren sind nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges niedergeschrieben worden. 

3 Die Abschnitte, in denen Mittelberger nicht aus eigener Kenntnis oder aus anderen Quellen 
Bekanntes berichtet, sind weggelassen. 

4 Zum Ablauf der Ereignisse im Reichswehrministerium s. Erger S. 182-184 und S. 331-333 (Dok. 
33, 34 und 35). 
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7. 12.-14. 3. 1920 Kapitel I

webrministerium niemanä wirkte, was eigentbcb los war, unä äak eine klare 
Einstellung ru äen Dingen erscbwert wuräe.
Brst am 12. abenäs war aus alarmierenäen ^eitungsnacbricbten unä unkontrolber- 
baren Oerücbten ru vermuten, äak eine Oewaltaktion Bllttwitr'^ unmittelbar 
bevorstanä. Vm 13. Irllb, als icb micb in mein in 6er Milbelmstraks im alten 
preukiscben Kriegsministerium gelegenes Büro begab, war äie Innenstadt in beller 
Vulregung. Vul äem Botsäamer Blatre stanäen rablreicbe Gruppen; Oescbütre 
waren äort in 8tebung gebracbt. Die Beipriger- unä IVilbelmstrake war von 
Iruppen abgesperrt, unä es beäurlte sebr energischen ^uktretens, um ru meinem 
Arbeitsorte äurcbäringen ru können. Dier erlubr icb, äak äie Brigaäe Bbrbarät in 
Berlin einmarscbiert sei unä Büttwitr unä Kapp nacb 8turr äer Begierung äie 
Oewalt übernommen batten, blaberes wukte man niebt, aucb niebt, ob es sieb um 
einen im ganren Beicbe vorbereiteten 8cblag banäelte. Dm bierüber Klarbeit ru 
gewinnen, suebte icb teleloniscbe Verbinäung mit äem Vhbrkreiskommanäo 
Nüneben, äie mir naeb Öberwinäung einiger 8cbwierigkeiten gelang. leb lragte 
äen Obel äes 8tabes^, vie sieb Bayern ru äen Ereignissen in Berlin stelle. Die 
Antwort war verblüllenä; sie lautete: ,,Ieb verstebe 8ie niebt, was ist äenn in 
Berbn los? ^Vir wissen von Biebls." ^.ueb mit äem Oruppenkommanäo in Kassel 
bek ieb mieb verbinäen unä bat einen mir vom Kriege ber näber bekannten 
Oeneralstabsollirier an äas lelekon. Von ibm erbieb ieb äie ^cuskunlt, äak wob! 
blacbricbten über einen ^ulstanä in Berbn eingetrollen seien, aber bläberes wisse 
man nicbt. Dr weräe im rVultrage äes Oberbeleblsbabers^ mit äem nächsten ^uge 
naeb Berlin labren, um äie Bage äort kestrusteUen.
Diese Oespräcbe genügten, um mir klar äarüber ru weräen, äak äie Organisation 
äes Butsebes aul böcbst scbwacben Büken stanä unä äaK von einem grok 
angelegten Versucbe ru einer /inäerung äer innerpolitiseben Vlacbtverbäbnisse 
nicbt äie Beäe sein könnte. Icb teilte äen ^ngebörigen äer Abteilung äie 
Ergebnisse meiner teleloniscben ^nkragen mit unä verscbwieg meine rknsicbt 
nicbt, äak äas Onternebmen mebr äen Obarakter einer planlosen Bevolte als äen 
einer grünäbcb vorbereiteten, von starken 8cbultern getragenen grollen llmwäl- 
rungsbewegung reige. rkls icb äie rVulrule äer Kapp-Begierung an äen Blakatsäu- 
len las, mit 8cbreibmascbine geschriebene Zettel, äie kaum von äer Bevölkerung 
entäeckt wuräen, äa lanä äieser Binäruck Bestätigung. IVie kümmerlieb mukte 
äie Organisation sein, wenn man nicbt einmal über eine Druckerei verfügte.
^Is im Bauke äes blacbmittags eine Versammlung äer OBiriere äes Beicbswebrmi- 
nisteriums stattlanä, ollenbarte sieb eine nicbt geringe Verwirrung. Bs war kein 
Vorgesetzter äa, äer ^ukklärung, kicbtlinien oäer Bekeble geben konnte. Durcb 
Brlak äer Kapp-Begierung waren äer Obel äer Heeresleitung, Oeneral keinbarät^, 
unä äer Obel äes Iruppenkoinmanäos Oeneral von 8eeckD, abgesetrt unä 
blacbkolger ernannt woräen. Diese erschienen wobl im Klinisterium, aber nicbt in

5 Oenersl cl. Ink. k'rlir v. I.üNcvilr, OberbekeUstislier änr Üeicliscvekr-Oruppe I. Lr vvsr seil II. Unlr 
vorn keiclrsvetrrminister deurlLubl, IlLtle nber sein IkoininLNllo weiterZeküIrrl. kirZer 8. 123.

6 ^Injor v. ?rLZer.
7 LenernIIeulnnnl v. 8clroeler, Oberbekeklslinber der Üeicksvvel>r-6ruppe 2.
8 6enerslmn)or Vnltlrer keinlrnrdt, LIrek der Heeresleitung.
9 6enerslmiijor v. 8eeclct, Llrek des Iruppennrntes in der Heeresleitung.
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7. 12.-14.3. 1920 Kapitel I 

wehrministerium niemand wußte, was eigentlich los war, und daß eine klare 
Einstellung zu den Dingen erschwert wurde. 

Erst am 12. abends war aus alarmierenden Zeitungsnachrichten und unkontrollier
baren Gerüchten zu vermuten, daß eine Gewaltaktion Lüttwitz'5 unmittelbar 
bevorstand. Am 13. früh, als ich mich in mein in der Wilhelmstraße im alten 
preußischen Kriegsministerium gelegenes Büro begab, war die Innenstadt in heller 
Aufregung. Auf dem Potsdamer Platze standen zahlreiche Truppen; Geschütze 
waren dort in Stellung gebracht. Die Leipziger- und Wilhelmstraße war von 
Truppen abgesperrt, und es bedurfte sehr energischen Auftretens, um zu meinem 
Arbeitsorte durchdringen zu können. Hier erfuhr ich, daß die Brigade Ehrhardt in 
Berlin einmarschiert sei und Lüttwitz und Kapp nach Sturz der Regierung die 
Gewalt übernommen hätten. Näheres wußte man nicht, auch nicht, ob es sich um 
einen im ganzen Reiche vorbereiteten Schlag handelte. Um hierüber Klarheit zu 
gewinnen, suchte ich telefonische Verbindung mit dem Wehrkreiskommando 
München, die mir nach Überwindung einiger Schwierigkeiten gelang. Ich fragte 
den Chef des Stabes6, wie sich Bayern zu den Ereignissen in Berlin stelle. Die 
Antwort war verblüffend; sie lautete: "Ich verstehe Sie nicht, was ist denn in 
Berlin los? Wir wissen von Nichts." Auch mit dem Gruppenkommando in Kassel 
ließ ich mich verbinden und bat einen mir vom Kriege her näher bekannten 
Generalstabsoffizier an das Telefon. Von ihm erhielt ich die Auskunft, daß wohl 
Nachrichten über einen Aufstand in Berlin eingetroffen seien, aber Näheres wisse 
man nicht. Er werde im Auftrage des Oberbefehlshabers7 mit dem nächsten Zuge 
nach Berlin fahren, um die Lage dort festzustellen. 

Diese Gespräche genügten, um mir klar darüber zu werden, daß die Organisation 
des Putsches auf höchst schwachen Füßen stand und daß von einem groß 
angelegten Versuche zu einer Änderung der innerpolitischen Machtverhältnisse 
nicht die Rede sein könnte. Ich teilte den Angehörigen der Abteilung die 
Ergebnisse meiner telefonischen Anfragen mit und verschwieg meine Ansicht 
nicht, daß das Unternehmen mehr den Charakter einer planlosen Revolte als den 
einer gründlich vorbereiteten, von starken Schultern getragenen großen Umwäl
zungsbewegung zeige. Als ich die Aufrufe der Kapp-Regierung an den Plakatsäu
len las, mit Schreibmaschine geschriebene Zettel, die kaum von der Bevölkerung 
entdeckt wurden, da fand dieser Eindruck Bestätigung. Wie kümmerlich mußte 
die Organisation sein, wenn man nicht einmal über eine Druckerei verfügte. 

Als im Laufe des Nachmittags eine Versammlung der Offiziere des Reichswehrmi
nisteriums stattfand, offenbarte sich eine nicht geringe Verwirrung. Es war kein 
Vorgesetzter da, der Aufklärung, Richtlinien oder Befehle geben konnte. Durch 
Erlaß der Kapp-Regierung waren der Chef der Heeresleitung, General Reinhardt8, 

und der Chef des Truppenkommandos [!], General von Seeckt9
, abgesetzt und 

Nachfolger ernannt worden. Diese erschienen wohl im Ministerium, aber nicht in 

5 General d. Inf. Frhr v. Lüttwitz, Oberbefehlshaber der Reichswehr-Gruppe 1. Er war seit 11. März 
vom Reichswehrminister beurlaubt, hatte aber sein Kommando weitergeführt. Erger S. 123. 

6 Major v. Prager. 

7 Generalleutnant v. Schoeler, Oberbefehlshaber der Reichswehr-Gruppe 2. 

8 Generalmajor Walther Reinhardt, Chef der Heeresleitung. 

9 Generalmajor v. Seeckt, Chef des Truppenamtes in der Heeresleitung. 
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Der Outsell 15. 3. 1920 8.

6er Versammlung 6er Okkiriere. 8ie mußten alsbald ernennen, dall kür ibre 
latigkeit keine Vlügllebkeit vorlag. 8ie wurden kalt gestellt, niemand nabm mit 
ibnen die Verbindung auk. Oer ganre Apparat cies Ministeriums stand still. 
Oespannt warteten wir suk Weisungen cier gesetrmälligen kegierung; aueb diese 
rllbrte sieb niebt, aueb niebt in cien näcbsten lagen. 8ie batte Derlin kluebtartig 
verlassen uncl runäebst in Dresden, dann in 8tuttgart ein ^s^l gesucbt. bediglieb 
cler demokratisebe Minister 8ebikker^ war in cier kieiebsbauptstadt geblieben, er 
trug clurell sein mutiges unll überlegtes cVuktreten viel daru bei, dall cier Outsell 
nicllt ru einem unübersebbaren Dllrgerkrieg ausartete. lVoske" bat in ciiesen 
lagen vöillg versagt. 8eine Dlliebt wäre es gewesen, in cier IVacbt vom 12./I3., 
nacllciem cier ^nmarscb cier Kbrbardt-lruppen von Döberitr auk Herlin bekannt 
geworden war, seinen 8itr in cias Oebäude cies Ministeriums ru verlegen, clessen 
Organe ru unterricllten unci ciakür ru sorgen, ciall ciie Kommandostellen unci 
lruppen im keiobe aukgeklärt unci kest in ciie Dand genommen würden. Dann wäre 
wabrscbeinlieb vermieden worden, dall in lrovinren und bändern Gruppen in 
völliger Verkennung der läge an den ^usbrucb einer grollen nationalen Devolution 
glaubten und sieb binter die Dutsebisten stellten.
c...?
Im lauke des lVacbmittags des 14. besucbte mieb der von Kassel naeb Derlin 
gesandte Oeneralstabsokkirier. lr kam eben von der Keiebskanrlei, wo Kapp und 
lllttwitr „regierten", lr erräblte mir, dall dort böcbste Nervosität und völlige 
Katlosigkeit, ein unbesebreibliebes Durebeinander berrsebe. Dekeble und Oegen- 
bekeble kreurten sieb, kein Menseb kenne sieb aus. lr batte aueb ludendorkk^ 
dort getrokken, der ibn bat, auk den Okerbekeblsbaber des Oruppenkommandos 2 in 
Kassel einruwirken, dall dieser sieb mit seinen Gruppen dem Oeneral von büttwitr 
ansebloll. Der Kasseler Kamerad spraeb mit mir über die völlige ^ussiebtslosigkeit 
des Dutscbes, was er bereits naeb Kassel beriebtet batte.
b - -?

10 Lußen Lckikker (OO?), kieioksmimster cier lustir uncl Virokunrler, ru seiner Holle im Küpp-Imttwitr- 
putsolr s. klrßer inslms. 8. 240-263.

II Ousluv l^oslce (L?!)), Heieliscvelrrminisler.
12 LenersI ci. Int. u. O. klricli I.uclen6orlk.

8.

^Voetienlierielil der ReielrswelAr-LriKudle 13 an das XVeKrlereisIroni- 
niando V.

15. ltlärL 1920. Slultxart. II, »In. 3556. - »8t^ 8lull8->rt. IVI 366, 8Ü. 10 II. IVIssek. 
Duneksckrikt.

Die Vorgänge in Derlin baben in Württemberg vorläukig eine aullerordentliebe 
Erregung bervorgeruken; die gesamte Levölkerung verkolgt mit gespanntester 
^.ukmerksamkeit die Dressenaebricbten, namentiieb seitdem die Verlegung der 
IVationalversammIung naeb 8tuttgart bekannt geworden ist.
Der Oeneralstreik ist vorläukig nicbt proklamiert.

II

Der Putsch 15.3. 1920 8. 

der Versammlung der Offiziere. Sie mußten alsbald erkennen, daß für ihre 
Tätigkeit keine Möglichkeit vorlag. Sie wurden kalt gestellt, niemand nahm mit 
ihnen die Verbindung auf. Der ganze Apparat des Ministeriums stand still. 
Gespannt warteten wir auf Weisungen der gesetzmäßigen Regierung; auch diese 
rührte sich nicht, auch nicht in den nächsten Tagen. Sie hatte Berlin fluchtartig 
verlassen und zunächst in Dresden, dann in Stuttgart ein Asyl gesucht. Lediglich 
der demokratische Minister SchifferIo war in der Reichshauptstadt geblieben, er 
trug durch sein mutiges und überlegtes Auftreten viel dazu bei, daß der Putsch 
nicht zu einem unübersehbaren Bürgerkrieg ausartete. NoskeIl hat in diesen 
Tagen völlig versagt. Seine Pflicht wäre es gewesen, in der Nacht vom 12.113., 
nachdem der Anmarsch der Ehrhardt-Truppen von Döberitz auf Berlin bekannt 
geworden war, seinen Sitz in das Gebäude des Ministeriums zu verlegen, dessen 
Organe zu unterrichten und dafür zu sorgen, daß die KommandosteIlen und 
Truppen im Reiche aufgeklärt und fest in die Hand genommen würden. Dann wäre 
wahrscheinlich vermieden worden, daß in Provinzen und Ländern Truppen in 
völliger Verkennung der Lage an den Ausbruch einer großen nationalen Revolution 
glaubten und sich hinter die Putschisten stellten. 

[ ... ]3 
Im Laufe des Nachmittags des 14. besuchte mich der von Kassel nach Berlin 
gesandte Generalstabsoffizier. Er kam eben von der Reichskanzlei, wo Kapp und 
Lüttwitz "regierten". Er erzählte mir, daß dort höchste Nervosität und völlige 
Ratlosigkeit, ein unbeschreibliches Durcheinander herrsche. Befehle und Gegen
befehle kreuzten sich, kein Mensch kenne sich aus. Er hatte auch Ludendorff l2 

dort getroffen, der ihn bat, auf den Oberbefehlshaber des Gruppenkommandos 2 in 
Kassel einzuwirken, daß dieser sich mit seinen Truppen dem General von Lüttwitz 
anschloß. Der Kasseler Kamerad sprach mit mir über die völlige Aussichtslosigkeit 
des Putsches, was er bereits nach Kassel berichtet hatte. 

[ ... ]3 

10 Eugen Schiffer (DDP), Reichsminister der Justiz und Vize kanzler, zu seiner Rolle im Kapp-Lüttwitz
Putsch s. Erger in"h"". S. 249-263. 

11 Gustav Noske (SPD), Reichswehrmini"ter. 

12 General d. Inf. a. D. Erich Ludendorff. 

8. 

Wochenbericht der Reichswehr-Brigade 13 an das Wehrkreiskom
mando V. 

15. März 1920. Stullgart. Ib Nr. 3556. - HStA Stullgart. M 366, Bd. 10 Akt 11. Masch. 
Durchschrift. 

Die Vorgänge in Berlin haben in Württemberg vorläufig eine außerordentliche 
Erregung hervorgerufen; die gesamte Bevölkerung verfolgt mit gespanntester 
Aufmerksamkeit die Pressenachrichten, namentlich seitdem die Verlegung der 
Nationalversammlung nach Stuttgart bekannt geworden ist. 

Der Generalstreik ist vorläufig nicht proklamiert. 
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9. 15. z. 1920 Kapitel I

^Vm 8amst3g, 13. 3., und 8onntag, 14. 3., landen auek auk dem Bands mekrere 
Versammlungen statt, die, soweit klaekriekten vorliegen, rukig verlaufen sind. 2u 
Oemonstrationen ist es Kisker niskt gekommen, die Bevölkerung verkält sick 
vorläufig vollkommen rukig.
Oie O.8.O. Kat ein Olugklatt verteilen lassen, clss die 8olllaten cler Beiekswekr 
auffordert, 8oldarenräte ru kilden. ^ullerdem Kat diese Oartei an die kegierung 
clie Forderung gestellt, clie Beieks-, Oolirei- und Binwoknerwekren ru entwaffnen, 
die -Krbeitersekaft clagegen ru kewakknen.
^m Vlontag, 15. 3., finden in clen Orollketrieken Letrieksversammlungen statt, Kei 
denen Vrkeiterräte gewäklt werden sollen. Bs sckeint, als ok im ^nsekluk an diese 
Versammlungen kleigung ru Oemonstrationen kestekt.
Oer Herr Origadekominandeuri Kat siek in Öbereinstimmung mit dem Herrn 
Okerkekeklskaker des keickswekrgruppenkommandos 2^ und dem Herrn Befekls- 
kaker des ^Vekrkreiskommandos V^ verpfllsktet, die verfsssungsmällige keieksre- 
gierung und die württsmbergiscke Bandesregierung sowie die naek 8tuttgart 
einkerulene l^ationalversammlung ru sekütren und kür Buke und Ordnung ru 
sorgen. Oie Auffassung des Herrn Lrigadekommandeurs wurde den ^ngekörigen 
der Beickswekr-Origade 13 durck einen Aufruf kekanntgegeken^.
Oer unmittelkare 8ekutr der I^ationalversammlung wird voraussicktllek runaekst 
von der Oolireiwekr allein ükernommen. Da aker unter Omständen auek militäri- 
seke 8ekutrma6nakmen getroffen werden müssen, wird die Oarnison 8tuttgsrt am 
15. 3. um das ^Vurttemkergiseke dägerkatsiUon verstärkt.

Von seilen der Beickswekr-Brigade
Oer Okel des Oeneralstakes

Oraeter
----------- Najor.
I Oeneralmajor Okto Nass.
2 8. Nr. 7 änm. 7.
3 Generalleutnant v. kergmann. 8ein ^ulrul an 6ie keickswebr-Lrigaüe 13 bei Krümmer 8. 38.
4 Lur Naltung cler Neiebsvvebr in Württemberg väkrenci 6es Lutsebes s. Lrger 8. 187; Lau! Unkn, 

Erinnerungen NN 6ie Revolution in Württemberg. 8tuttgnrr 1922. 8. 118-122; Vilkelm Loklbnns, 
Lberknrä VUäermutk. Lin nukreckter Lürger. 8onn 1960. 8. 54—56; Lucss II 8. 157.

9.

Lrlllsrung lies lVIilitürlrelekIskakers kür ^Vestsseüsen und Xoinmsiilleirrs 
der keiekswekr-Origade 19, Oeneralrnajor 8enkkt v. Oilsaek, Lur kevor- 

steüenden Oewakknung der ^krkeitersekskt.

15. Märr 1920. Leipzig. la Nr. 926/3/20 op. - UN 37/5087. Vervielk. ^bsebrilt.

^Vie der Origade keksnnt geworden ist, ist in den keutigen Norgenversammlungen 
die Forderung naek BewaBnung der ^rkeitersckakt erkoken worden^. In kür

I Vßl. -VreliivLlisetie I'orseliunAen VII I^r. 162. 

12

9. 15.3.1920 Kapitel I 

Am Samstag, 13. 3., und Sonntag, 14. 3., fanden auch auf dem Lande mehrere 
Versammlungen statt, die, soweit Nachrichten vorliegen, ruhig verlaufen sind. Zu 
Demonstrationen ist es bisher nicht gekommen, die Bevölkerung verhält sich 
vorläufig vollkommen ruhig. 

Die U.S.P. hat ein Flugblatt verteilen lassen, das die Soldaten der Reichswehr 
auffordert, Soldatenräte zu bilden. Außerdem hat diese Partei an die Regierung 
die Forderung gestellt, die Reichs-, Polizei- und Einwohnerwehren zu entwaffnen, 
die Arbeiterschaft dagegen zu bewaffnen. 

Am Montag, 15.3., finden in den Großbetrieben Betriebsversammlungen statt, bei 
denen Arbeiterräte gewählt werden sollen. Es scheint, als ob im Anschluß an diese 
Versammlungen Neigung zu Demonstrationen besteht. 

Der Herr Brigadekommandeurl hat sich in Übereinstimmung mit dem Herrn 
Oberbefehlshaber des Reichswehrgruppenkommandos 22 und dem Herrn Befehls
haber des Wehrkreiskommandos V3 verpflichtet, die verfassungsmäßige Reichsre
gierung und die württembergische Landesregierung sowie die nach Stuttgart 
einberufene Nationalversammlung zu schützen und für Ruhe und Ordnung zu 
sorgen. Die Auffassung des Herrn Brigadekommandeurs wurde den Angehörigen 
der Reichswehr-Brigade 13 durch einen Aufruf bekanntgegeben4• 

Der unmittelbare Schutz der Nationalversammlung wird voraussichtlich zunächst 
von der Polizeiwehr allein übernommen. Da aber unter Umständen auch militäri
sche Schutzmaßnahmen getroffen werden müssen, wird die Garnison Stuttgart am 
15. 3. um das Württembergische lägerbataillon verstärkt. 

1 Generalmajor Otto Haas. 

2 S. Nr. 7 Anm. 7. 

Von seiten der Reichswehr-Brigade 
Der Chef des Generalstabes 

Graeter 
Major. 

3 Generalleutnant v. Bergmann. Sein Aufruf an die Reichswehr-Brigade 13 bei Brammer S. 38. 

4 Zur Haltung der Reichswehr in Württemberg während des Putsches s. Erger S. 187; Paul Hahn, 
Erinnerungen an die Revolution in Württemberg. Stuttgart 1922. S. 118-122; Wilhelm Kohlhaas, 
Eberhard Wildermuth. Ein aufrechter Bürger. Bonn 1960. S. 54-56; Lucas II S. 157. 

9. 

Erklärung des Militärbefehlshabers für Westsachsen und Kommandeurs 
der Reichswehr-Brigade 19, Generalmajor Senfft v. Pilsach, zur bevor

stehenden Bewaffnung der Arbeiterschaft. 

15. März 1920. Leipzig. Ia Nr. 926/3/20 op. - BA-MA. RH 37/5087. Vervielf. Abschrift. 

Wie der Brigade bekannt geworden ist, ist in den heutigen Morgenversammlungen 
die Forderung nach Bewaffnung der Arbeiterschaft erhoben worden l . In für 

1 Vgl. Archivalische Forschungen VII Nr. 162. 
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Der putseb 15.3. 1920 10.

l^aebmittsZ anberaumten DeririrsversammlunZen soll über 6ie Dor6erunZ 6er 
DevakknunZ 6er ^.rbeitersebakt auk legalem ^VeZe (8ta6trat pp.) abZestimmt 
werden.
Die LriZa6e erklärt, 6ak sie naeb vie vor auk ibrem Zestern kestZeleZten 
8tan6punl<t verbarrt un6 6ie verkassunZsmäkiZe saebsisebe un<l HeiebsreZierunZ 
mit allen Mtteln scbütren wir6^. 8ie bait Malier clie Zekor6erte DevvakknunZ 6er 
^rbeitersobskt niolit nur kür überüüssiZ, sondern aueb kür ZeeiZnet, neue 
^onklilttstokke ru sobakken. Die 8riZa6e vvir6 6aber 6er LevvakknunZ 6er ^rbeiter- 
scbakt ilire ?!ustimmunZ versaZen un6, soveit bewakknete Arbeiter in 6er 8ta6t 
auktreten sollten, 6iese entwakknen.

Zer. 8enkkt v. pilsaeb 
Oeneralmajor un6 8riZa6eIcommsn6eur.

2 8. I>ir. 6.

10.

DrielteloKrarnin «les V^elrrlrreisIroiniiiaiA^os VI an 6en ODerpräsiilenlen 
«ler provin? ^estkalen über Verbote von Teilungen.

15. IVIürr 1920. Münster. Io I248I. - 8l^ I^lünster. Okerpräsiüium IXr. 6321. IVlasok. 
rkuskertigung.

Das kubrecbo Dissen rvir6 mit Diinverstän6nis 6es UeZierunZsbommissars  ̂vom 16. 
Dis 25. 3. verboten, 6a es in seiner I^Ir. vom 15. 3. rur prricbtunZ einer kateüilctatur 
un6 rur LevvakknunZ 6es proletariats aukZebetrt bat.
Das Verbot 6er DeipriZer VollcsreitunZ vom 17. 1. 20 wir6 aukZeboben.

^VebrltreisIcommLn6o VI.

I LsrI 8ovorinß, koüsliteur SN üer sorislcjoinolcrstisckon Isßesreitunß Vollisvvsckt in Lieletelü, vsr 
sin 7. ^pril 1919 von 6or preuüisclien Zlsslsreßiorung ruin k^oininisssr ,,tür üie mit <1or 
Arbeitseinstellung in Verbindung stellenden VerrvsltungsinsÜnsbinen in den 6ebielen der Ubein- 
provinr und der ?rovinr ^estkslen" bestellt und ßleicbreitig voin lieicbsvvebrrninister ermscbtigt 
worden, ,,im Leleblsbereicbe des LenersIIcommsndos des VII. lVK. Ispsteri IVekrlcreis VI) sut 
6rund des Helsgerungsrustsndes irn 2ussmrnensrbeiten mit dem kommandierenden OenersI slle 
militsriscben und politiseben ^lsünsbmen ru trelken", die er für notwendig Iiielt. 8evering 8. 25.
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Der Putsch 15.3.1920 10. 

Nachmittag anberaumten Bezirksversammlungen soll über die Forderung der 
Bewaffnung der Arbeiterschaft auf legalem Wege (Stadtrat pp.) abgestimmt 
werden. 

Die Brigade erklärt, daß sie nach wie vor auf ihrem gestern festgelegten 
Standpunkt verharrt und die verfassungsmäßige sächsische und Reichsregierung 
mit allen Mitteln schützen wird2• Sie hält daher die geforderte Bewaffnung der 
Arbeiterschaft nicht nur für überflüssig, sondern auch für geeignet, neue 
Konfliktstoffe zu schaffen. Die Brigade wird daher der Bewaffnung der Arbeiter
schaft ihre Zustimmung versagen und, soweit bewaffnete Arbeiter in der Stadt 
auftreten sollten, diese entwaffnen. 

2 S. Nr. 6. 

gez. Senfft v. Pils ach 
Generalmajor und Brigadekommandeur. 

10. 

Brieftelegramm des Wehrkreiskommandos VI an den Oherpräsidenten 
der Provinz Westfalen üher Verhote von Zeitungen. 

15. März 1920. Münster. Ic 12481. - StA Münster. Oberpräsidium Nr. 6321. Mosch. 
Ausfertigung. 

Das Ruhrecho Essen wird mit Einverständnis des Regierungskommissars1 vom 16. 
bis 25. 3. verboten, da es in seiner Nr. vom 15. 3. zur Errichtung einer Rätediktatur 
und zur Bewaffnung des Proletariats aufgehetzt hat. 

Das Verbot der Leipziger Volkszeitung vom 17. 1. 20 wird aufgehoben. 

Wehrkreiskommando VI. 

earl Severing, Redakteur an der sozialdemokratischen Tageszeitung Volks wacht in Bielefeld, war 
am 7. April 1919 von der preußischen Staatsregierung zum Kommissar "für die mit der 
Arbeitseinstellung in Verbindung stehenden Verwaltungs maßnahmen in den Gebieten der Rhein
provinz und der Provinz Westfalen" bestellt und gleichzeitig vom Reichswehrminister ermächtigt 
worden, "im Befehlsbereiche des Generalkommandos des VII. A.K. [später: Wehrkreis VI] auf 
Grund des Belagerungszustandes im Zusammenarbeiten mit dem kommandierenden General alle 
militärischen und politischen Maßnahmen zu treffen", die er für notwendig hielt. Severing S. 25. 

13 



II. 15.3.1920 Kapitel I

II.

Verordnung «les kulrrers rler lleieliswelir-krlgadle 10, OenersIIeutnant 
v. Hülsen, ülrer ökkentlieüe Verssnnnlungen, 8trsKenverlielrr nn<1 Osst- 

stättenbetrieb.

15 . Msrr 1920. Hannover. - 8tX Hlünsler. Oöerpräsidium IVr. 6321. Oedrucirte ^uskerti- 
8»N8-

Verordnung 6.
-Vis Inbaber 6er vollriebenden Oswalt kür den Oereicb 6er keiebswebrbrigade 10' 
bestimme leb mit Zustimmung des kegierungsbommissars^ aulgrund 6er Verord- 
nung des keiebspräsidenten vom 13. 1. 20^:
1 . Oureb meine Verordnung 2 sind alle Versammlungen unter kreiern Himmel und 
öllentliebe -Vulrüge sowie Zusammenrottungen auk ölkentlicben 8tra6en und 
Olatren verboten. In Erweiterung dieses Verbots sind ölkentliebe Versammlungen 
nur bei läge gestattet und müssen bis 7 Obr abends beendet sein.
Oie Ortspolirei bat außerdem iede Versammlung ru verbieten oder aukrulösen, von 
der eine Oeläbrdung der öllentlioben Hube und Ordnung ru belürebten stebt.
2 . Oer -Vulentbalt auk 8tra6en und öklentlioben Olatren naeb 10 Obr abends ist 
verboten; grundsätrliebe -Vusnabmen bewilligt der örtliebe Nilitärbeleblsbaber. 
8ämtliebe 8ebanlcstLtt6n sind spätestens 9.30 Obr abends ru scbliellen. Orüberer 
8cblu6 icann dureb die örtliebe Nilitärbebörde oder, wo solebe niebt am Ort ist, 
dureb die Ortspolireibebörde angeordnet werden.
^uwiderbandlungen werden naeb § 4 der Verordnung des keiebsprasidenten vom 
13. I. 20^ bestralt.

Oer Mlitärbekeblsbaber 
v. Hülsen 

Oeneralleutnant.

1 Oer 8ekeülsbereicli der 8eielrsweiir-8rigade 10 umkaüte den östliclien 4eil der krovinr Hannover 
sowie das Oediet 6er kreistaaten 8remen und Oldenburg.

2 Vgl. »r. 10 -Inin. 1.
3 Verordnung des keielispräsidenten aut Orund des i^rt. 4L, ^bs. 2 der keiclisvertassung, lietr. die 

rur Wiederherstellung der ötkenlüelren 8iclierlieit und Ordnung iin keielrsgeliiet mit Ausnahme von 
8a>ern, 8aclisen, Württemberg und Kaden und der von iknen umseiilossenen Oebiete nötigen 
^laünakmen, vom 13. kanuar 1920. KO8I. 8. 207.

4 8 4 dieser Verordnung bedrokle den widerstand gegen Anordnungen des ^lilitärdelelilsliatiers 
sowie die i^ukkorderung und ^nreirung daru mit Hakt- oder Oeldslrake.

l l

11. 15.3.1920 Kapitel I 

11. 

Verordnung des Führers der Reichswehr-Brigade 10, Generalleutnant 
v. Hülsen, über öffentliche Versammlungen, Straßenverkehr und Gast

stättenbetrieb. 

15. März 1920. Hannover. - StA Münster. Oberpräsidium Nr. 6321. Gedruckte Ausferti
gung. 

Verordnung 6. 

Als Inhaber der vollziehenden Gewalt für den Bereich der Reichswehrbrigade 101 

bestimme ich mit Zustimmung des Regierungskommissars2 aufgrund der Verord
nung des Reichspräsidenten vom 13. 1. 203: 

1. Durch meine Verordnung 2 sind alle Versammlungen unter freiem Himmel und 
öffentliche Aufzüge sowie Zusammenrottungen auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen verboten. In Erweiterung dieses Verbots sind öffentliche Versammlungen 
nur bei Tage gestattet und müssen bis 7 Uhr abends beendet sein. 

Die Ortspolizei hat außerdem jede Versammlung zu verbieten oder aufzulösen, von 
der eine Gefährdung der öffentlichen Ruhe und Ordnung zu befürchten steht. 

2. Der Aufenthalt auf Straßen und öffentlichen Plätzen nach 10 Uhr abends ist 
verboten; grundsätzliche Ausnahmen bewilligt der örtliche Militärbefehlshaber. 
Sämtliche Schankstätten sind spätestens 9.30 Uhr abends zu schließen. Früherer 
Schluß kann durch die örtliche Militärbehörde oder, wo solche nicht am Ort ist, 
durch die Ortspolizeibehörde angeordnet werden. 

Zuwiderhandlungen werden nach § 4 der Verordnung des Reichspräsidenten vom 
13. 1. 204 bestraft. 

Der Militärbefehlshaber 
v. Hülsen 

Generalleutnant. 

1 Der Befehlsbereich der Reichswehr-Brigade 10 umfaßte den östlichen Teil der Provinz Hannover 
sowie das Gebiet der Freistaaten Bremen und Oldenburg. 

2 Vgl. Nr. 10 Anm. 1. 

3 Verordnung des Reichspräsidenten auf Grund des Art. 48, Abs. 2 der Reichsverfassung, betr. die 
zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Reichsgebiet mit Ausnahme von 
Bayern, Sachsen, Württemberg und Baden und der von ihnen umschlossenen Gebiete nötigen 
Maßnahmen, vom 13. Januar 1920. RGBI. S. 207. 

4 § 4 dieser Verordnung bedrohte den Widerstand gegen Anordnungen des Militärbefehlshabers 
"owie die Aufforderung und Anreizung dazu mit Haft- oder Geldstrafe. 



Der Dutsek klsek 15. 3. 1920 13.

12.

Verlautbarung 4es Oberlreleltlsbabers 4er Heiebstvebr-Oruppe 4, Oene- 
rslinsjor v. Uölil, über 4ie Haltung 4er Heiebsvvebr in Ushern rur 

ba^eriseben kegierung un4 rur keiebstvebrkübrung.

15 . kliirL 1920k klüneken. Okerselrrilt: klitteilung des OruppenlLonunsndns. KD8t-4 IV. 
8ekütren-8rigsde 21, Kd. 24 4Irt I. Oedruvkter Dsndrettel.

IXaeb Lerbn^ ist lolgen6es mitgeteilt worden:
Ober Stellung 6er bayerisebsn Leicbs^vekr soll kein MüverstLnänis aukkommen. 
Vie bayeriscbe Leiebsvebr ball lest am Leieb. Sie sebütrt im engen Linverneb- 
men mit 6er vorläufig noek 6ie Oescbälte kübrenäen un6 mit 6er auk gesetrlieber 
Orun6Iage neurubil6en6en ba^eriseben Staatsregierung^ Kube, Or6nung un6 
Arbeit.
Lis ru einer gesetrmalZigen Or6nung 6er keieksregierung ist kür 6en bayeriseben 
leil 6er keicbsvvebr 6er Oberbekeklsbaber 6es Keiebsvebr-Oruppenkomm3n6os 4 
6er böebste Leieblsbaberk

Oer Oberbeleblsbaber:
8er. von iVIöbl 

 Generalmajor.
I Das Datum ergibt sick aus kir. 17.
2 ^us Kir. 17 gebt bervor, daü 6er nacbstebende Text eine telegrapbiscke bleldung an das 

keiebswebrministerium darstellt.
3 Die bayeriscbe kegierung Dollmann trat am ^bend des 14. blärr rurück, am 16. Err 1920 wurde 

die neue kegierung unter dem Ministerpräsidenten V. kabr gebildet. 8cbultbeü 1920 I. 8. 57-59. 
Die Verlautbarung der kegierung Dollmann rum kücktritt ist in klr. 17 wiedergegeben.

4 Oeneral v. Nöbl batte bereits in der 8itrung des ba^riseben 8taatsministeriums am Vormittag des 
13. blärr 1920 erklärt, ,,er scklieke sicb der kewegung in Herlin niebt an, sondern macbe sicb 
selbständig, bis in kerlin wieder geordnete Verbältnisse seien", ^rckivaliscbe korsckungen VII 
kir. 332.

13.

Oerlsebtnisprotolioll von ^nspraeken 4es Oübrers 4er keiebsvvebr- 
Kriga4e 8, Oenerslleutnsnt bequis, an Vertreter 4er politiseben Par
teien in Krieg, Oels, Oblau, IXeike un4 IXeu8ta4t über 4ss Verbältnis 4er 

Gruppe Lnr kevöllcerunK »nAesiekts 4er Le8te1»6n4en OnruLen.

klaeli 15. MärL I920^. Obersckrikt: ttirsprseken des k^üliren« der keiekswelirbrigade VIII, 
OenersIIeutnsnt Dequis, an die Vertreter der Karteien in Kleive, kleustadt, Krieg, Oels und 
OKIau (sus dein Oedseblnis russnunengestellt). - 8-t-kt4. kl 38/62. Mssell. keinsekrikl.

leb komme ru lbnen, um in 6ieser ^eit 6er politiseben Virren mit 6er Levölkerung 
6ie engste Lüblung aulrunebmen un6 ikre Litten un6 ^Vünsebe ru bören. Oie

I Vbe aus kir. 51 kervorgebt, wurde eine solcbe ^nspracbe erstmals am 15. blärr 1920 in Krieg, 
anscblieKend in den anderen genannten 8tädten gebalten.
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Der Putsch Nach 15. 3.1920 13. 

12. 

Verlautbarung des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 4, Gene
ralmajor v. Möhl, über die Haltung der Reichswehr in Bayern zur 

bayerischen Regierung und zur Reichswehrführung. 

15. März 1920 1• München. Überschrift: Mitteilung des Gruppenkommandos. BHStA IV. 
Schützen-Brigade 21, Bd. 24 Akt 1. Gedruckter Handzettel. 

Nach Berlin2 ist folgendes mitgeteilt worden: 

Über Stellung der bayerischen Reichswehr soll kein Mißverständnis aufkommen. 
Die bayerische Reichswehr hält fest am Reich. Sie schützt im engen Einverneh
men mit der vorläufig noch die Geschäfte führenden und mit der auf gesetzlicher 
Grundlage neuzubildenden bayerischen Staatsregierunlt Ruhe, Ordnung und 
Arbeit. 

Bis zu einer gesetzmäßigen Ordnung der Reichsregierung ist für den bayerischen 
Teil der Reichswehr der Oberbefehlshaber des Reichswehr-Gruppenkommandos 4 
der höchste Befehlshaber4

• 

1 Das Datum ergibt sich aus Nr. 17. 

Der Oberbefehlshaber: 
gez. von Möhl 
Generalmajor. 

2 Aus Nr. 17 geht hervor. daß der nachstehende Text eine telegraphische Meldung an das 
Reichswehrministerium darstellt. 

3 Die bayerische Regierung Hoffmann trat am Abend des 14. März zurück, am 16. März 1920 wurde 
die neue Regierung unter dem Ministerpräsidenten v. Kahr gebildet. Schultheß 1920 I. S. 57-59. 
Die Verlautbarung der Regierung Hoffmann zum Rücktritt ist in Nr. 17 wiedergegeben. 

4 General v. Möhl hatte bereits in der Sitzung des bayerischen Staats ministeriums am Vormittag des 
13. März 1920 erklärt, "er schließe sich der Bewegung in Berlin nicht an, sondern mache sich 
selbständig, bis in Berlin wieder geordlJete Verhältnisse seien". Archivalische Forschungen VII 
Nr.332. 

13. 

Gedächtnisprotokoll von Ansprachen des Führers der Reichswehr
Brigade 8, Generalleutnant Lequis, an Vertreter der politischen Par
teien in Brieg, Oels, Ohlau, Neiße und Neustadt über das Verhältnis der 

Truppe zur Bevölkerung angesichts der bestehenden Unruhen. 

Nach 15. März 1920 1• Überschrift: Ansprachen des Führers der Reichswehrbrigade VIII, 
Generalleutnant Lequis, an die Vertreter der Parteien in Neiße, Neustadt, Brieg, Oels und 
Ohlau (aus dem Gedächtnis zusammengestellt). - BA-MA. N 38/62. Masch. Reinschrift. 

Ich komme zu Ihnen, um in dieser Zeit der politischen Wirren mit der Bevölkerung 
die engste Fühlung aufzunehmen und ihre Bitten und Wünsche zu hören. Die 

Wie aus Nr. 51 hervorgeht, wurde eine solche Ansprache erstmals am 15. März 1920 in Brieg, 
anschließend in den anderen genannten Städten gehalten. 
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13. IVsck 15. 3. 1920 Kapitel I

Gruppen 6er lieicbsvebrbrigalle vis ieb sin6 Partei- un6 polltiblos; vir erblichen 
unsere ^.ulgabe 1e6iglleb 6arin, 6ie liube un6 Ordnung aulreebtzuerbalten. V^ir 
baben in unserem kleiebsvebreill gesebworen, cien Releblen unserer Vorgesetzten 
zu geboreben. 8ie sinci lür uns aueb jetzt 6ie einzige lllebtsebnur unseres 
Dan6elns, solange vir von 6er alten Regierung niebts büren. Unsere zurzeitige 
böebste Dienststelle ist 6as lleicbswebrgruppenbommanllo I. Leine Leleble sin6 
lür 6as Oeneralbommanllo, 6ie 6araulbin gegebenen Deleble 6es letzteren lür 6is 
keiebsvebrbrigalle mallgebenll.
leb möelrte - un6 in 6iesem Linne arbeiten aueb meine Dnterkübrer - 6er 
Levölberung alle unnötigen Därten ersparen. Desvegen bomme ieb beute zu 
Ibnen, um mieb mit Ibnen auszuspreeben un6 ibre ^Vünsebe, Klagen usv. 
entgegenzunebmen. leb bitte Lie, meinen Iruppen vertrauensvoll entgegenzutre- 
ten. Lie steben mit mir jeglleber Dolltib lern. Andererseits varne ieb aber aueb 
pRiebtmällig und eindringllcbst, sie an 6er Ausübung ibres Dienstes - 6ie Rube 
un6 Ordnung aukrecbtzuerbalten - zu bin6ern o6er 6abei zu belästigen. Die 
llruppe, in 8on6erbeit 6ie einzelnen Dosten, 8trallenpatrouillen usv. müssen sieb 
vor plötzlieben ^.ngrilken sebützen. 8ie 6ürken sieb 6aber vor allem niebt vorber 
umringen lassen. ^Iso Sueben 8ie aul Ibre Oekolgsebakten einzuvirben, dall sie 6er 
im Dienst belin6beben Iruppe niebt nabe kommen, ibr mögbebst aus dem lVege 
geben. Dangen 8ie Deine Dnterbaltungen mit im Dienst belin6licben Reiebsvebr- 
abteilungen o6er Einzelnen von ibr an usv. 2u leiebt entsteben 6a6urcb 
erkabrungsgemäll Reibungen un6 Dändel, 6ie zum ^Valkengebraueb un6 6amit zu 
bedauerlieben Verlusten lübren. Denn bei allem Dntgegenbommen un6 aller 
blaebsiebt ist 6ie Druppe verpRiebtet, venn sie einscbreiten mull, von vornberein 
mit aller 8ebärle vorzugeben. Das mull sie niebt allein, um sieb 6ie Autorität zu 
vabren, son6ern veil es erlabrungsgemäll aueb noeb 6as Unblutigste ist, veil 6er 
widerstand 6ann im Reime erstiekt vir6 un6 sein sieb weiterverbreiten reebtzei- 
tig verbin6ert vir6.
wenn 8ie mieb lragen, varum 6er ganze Umsturz eingetreten ist, so bann ieb 
Ibnen nur ervi6ern, 6all ieb 8ol6at bin un6 niebts mit ibm zu tun babe?. Mr vie 
6er Iruppe, 6ie ieb belebbge, ist 6er Umsturz ebenso überraseben6 gebommen 
vie Ibnen. leb 6arl aueb beine 8tellung zu ibm nebmen. Denn vir Reiebsvebran- 
gebörigen steben jeglleber Dobtib lern, baben uns nur an 6ie Releble unserer 
Vorgesetzten zu ballen - ieb un6 6amit 6ie Reiebsvebrbrigade also an 6ie Leleble 
6es Oeneralkommandos.
Kirben 8ie 6oeb bitte berubigen6 aul Ibre Oelolgscbalten ein, re6en 8ie ibnen gut 
zu, sagen 8ie ibnen, 6all 6oek in allerbürzester 2eit eine amtbcbe Klärung 6er 
bags erlolgen mull. Mine militäriseben IVaebriebten von Onterbandlungen 
zviseben 6er alten un6 6er neuen Regierung un6 ibrem augenblieblicben 8tan6 
babe ieb aul meinem Dienstwege erbalten. Da es beim Mlitär niebt üblieb bislang 
var, un6 ieb aueb niebt 6ie Krlabrung gemaebt babe, 6all 6ie militäriseben 
vorgesetzten Dienststellen 6ie nielleren belügen, so mull ieb 6ie IVaebricbten lür

2 ^ukkassunA von l.equis über die llnße vgl. blr. 23 und IVr. 51, rur 8iluuNon in Lcklesien 8. 
^rebivsligebe porsckun^en VII in8bes. 249 und 259; lueniclce; Xönnemunn-Xru8cb 8. 1221.; 
Xucu8 II 8. 143-145.
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13. Nach 15.3. 1920 Kapitel I 

Truppen der Reichswehrbrigade wie ich sind partei- und politiklos; wir erblicken 
unsere Aufgabe lediglich darin, die Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten. Wir 
haben in unserem Reichswehreid geschworen, den Befehlen unserer Vorgesetzten 
zu gehorchen. Sie sind für uns auch jetzt die einzige Richtschnur unseres 
Handeins, solange wir von der alten Regierung nichts hören. Unsere zurzeitige 
höchste Dienststelle ist das Reichswehrgruppenkommando 1. Seine Befehle sind 
für das Generalkommando, die daraufhin gegebenen Befehle des letzteren für die 
Reichswehrbrigade maßgebend. 

Ich möchte - und in diesem Sinne arbeiten auch meine Unterführer - der 
Bevölkerung alle unnötigen Härten ersparen. Deswegen komme ich heute zu 
Ihnen, um mich mit Ihnen auszusprechen und ihre Wünsche, Klagen usw. 
entgegenzunehmen. Ich bitte Sie, meinen Truppen vertrauensvoll entgegenzutre
ten. Sie stehen mit mir jeglicher Politik fern. Andererseits warne ich aber auch 
pflichtmäßig und eindringlichst, sie an der Ausübung ihres Dienstes - die Ruhe 
und Ordnung aufrechtzuerhalten - zu hindern oder dabei zu belästigen. Die 
Truppe, in Sonderheit die einzelnen Posten, Straßenpatrouillen usw. müssen sich 
vor plötzlichen Angriffen schützen. Sie dürfen sich daher vor allem nicht vorher 
umringen lassen. Also suchen Sie auf Ihre Gefolgschaften einzuwirken, daß sie der 
im Dienst befindlichen Truppe nicht nahe kommen, ihr möglichst aus dem Wege 
gehen. Fangen Sie keine Unterhaltungen mit im Dienst befindlichen Reichswehr
abteilungen oder Einzelnen von ihr an usw. Zu leicht entstehen dadurch 
erfahrungsgemäß Reibungen und Händel, die zum Waffengebrauch und damit zu 
bedauerlichen Verlusten führen. Denn bei allem Entgegenkommen und aller 
Nachsicht ist die Truppe verpflichtet, wenn sie einschreiten muß, von vornherein 
mit aller Schärfe vorzugehen. Das muß sie nicht allein, um sich die Autorität zu 
wahren, sondern weil es erfahrungsgemäß auch noch das Unblutigste ist, weil der 
Widerstand dann im Keime erstickt wird und sein sich Weiterverbreiten rechtzei
tig verhindert wird. 

Wenn Sie mich fragen, warum der ganze Umsturz eingetreten ist, so kann ich 
Ihnen nur erwidern, daß ich Soldat bin und nichts mit ihm zu tun habe2• Mir wie 
der Truppe, die ich befehlige, ist der Umsturz ebenso überraschend gekommen 
wie Ihnen. Ich darf auch keine Stellung zu ihm nehmen. Denn wir Reichswehran
gehörigen stehen jeglicher Politik fern, haben uns nur an die Befehle unserer 
V orgesetzten zu halten - ich und damit die Reichswehrbrigade also an die Befehle 
des Generalkommandos. 

Wirken Sie doch bitte beruhigend auf Ihre Gefolgschaften ein, reden Sie ihnen gut 
zu, sagen Sie ihnen, daß doch in allerkürzester Zeit eine amtliche Klärung der 
Lage erfolgen muß. Meine militärischen Nachrichten von Unterhandlungen 
zwischen der alten und der neuen Regierung und ihrem augenblicklichen Stand 
habe ich auf meinem Dienstwege erhalten. Da es beim Militär nicht üblich bislang 
war, und ich auch nicht die Erfahrung gemacht habe, daß die militärischen 
vorgesetzten Dienststellen die niederen belügen, so muß ich die Nachrichten für 

2 Zur Auffassung von Lequis über die Lage vgl. Nr. 23 und Nr. 51, zur Situation in Schlesien s. 
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Archivalische Forschungen VII insbes. Nr. 249 und 259; laenicke; Könnemann-Krusch S. 122f.; 
Lucas II S. 143-145. 



Den Outsell 16. Z. 1920 1 4.

ricktig Kaller?. Irn übrigen werüe ick solort nack oben ^ur 8pracke bringen, 6ab 
6ie Parteien 6ringen6 bitten, mit ibren Oewerksckaltslükrern pp. telepkonisck in 
Verbin6ung ru treten, clarnit sie 6ie ausstekenüen Weisungen von ibnen erkalten, 
wirken 8ie mit allen Kräkten auk Ikre Darteiangekörigen ein, 6ab sie ciie Arbeit 
vieler aulnekmen. Denn letzten 8n6es ist es cloek nur 6er Arbeiter, 6er 6en 
Verlust tragen mub.
Im übrigen kalten 8ie miek lür einen ^lann, 6er Iknen Zern Kellen will, soweit es in 
seiner Vlackt stekt. 8agen 8ie mir Ikre V^ünscke. Dann wer6e iek sie sokort auek 
Lul meinem Dienstwege rur 8pracke bringen, l^latürlick kann iek clarnit niekt auek 
ikre Lrlükung verspreeken. ^ber sicker können 8ie sein, 6a6 ick tue, was in 
meinen Krälten stekt. Ick kabe meine Dnterlükrer 6avon verständigt, 6ab auek 6ie 
r. 8. von 8erlin Kommen6en Dekekle mit 8inn un6 Verstand ausgekükrt wer6en 
un6 ick jeüen Dnterlükrer 6ecke, 6er aus örtlicken 6rün6en ^bweickungen 
gestattet. Das trillt r. 8. aul 6as Verkot 6er ^bkaltung legkcker Versammlungen 
ru. Ick lasse 8espreckungen 6er Darteivorstänüe ru. Versammlungen grober 
lVIassen sin6 aker nickt möglick, 6a sie, wie 8ie ^a rVlle selbst aus Krkakrung 
wissen, ru leickt 2ün6stoll bergen, 6er sckwere ^.ussckreitungen rur Dolge ka?.

3 I)ie IrreküiirunA cies kliiitsrs 6urcit 6ienstlic>i verbreitete kebiinkornmtionen cies üeiciiscveiir- 
6ruppenlcommsn6os 1 erbelit U.S. 3US ttürlen 8. 145 k. unci 8. 147.

4 Oss Protokoll ist unterreiclmet von ttsuptmsnn Krüll, ^6iutsnt 6er keictiscveiir-ürißgäe 8.

14.

öekebl «les Oberbekeblsbabers 8er Keiebswebr-Orrrppe 4, Oerrerslrnajor 
v. lVIöbl, über üie ^ukgabe 4er keiebswebr rrngesiebts «les Kapp IbüttwitL- 

Dutsebes.

16. IHLrr 1920. lllüneken. Düerselirikt: cVn liie 6»v«riselie keielrsvokr. - 81I8t-k IV. 
8eüütLen-Hrixrlcle 21, 8ll. 26 ^Irt I. Vervielk. ckuskertißunßt-

Die bage im Reicke ist ernst.
Die Omsturr-Regierung in öer/rn stekt vor 6em 2usammenkruck. In vielen Orten 
ist Räte-Republik.
Die gesetzmäßige biskerige Reicksregierung Kat sick in 8tutkKark eingericktet.
Ds gibt Mrt nur eines kür 6ie Rerc/isree/rr:
Oescklossener Kampl gegen 6en 8olsckewismus, um Deutscklan6 vor 6em 
Untergang ru bewakren.
Die bayeriscke Ileiekswekr, aul 6eren Zuverlässigkeit ick lest vertraue, voIDiekt 
6ie 8ekekle 6es gesetrmäbigen Reickswekrministers^.

Der Oberbeleklskaber:
Nökl

----------- Oeneralmalor.
I ttss üeicitscvelir-ttruppenicominLnäo 4 liLtto sm Vnrmiltsß lies 16. KILrr. 1920 l'ernsprecitveritin- 

6unZ mit 6er seit 6em 14. in 8tuttgsrt >veiien6en üeieiisreßierung erimiten un6 einen VerbinOungs- 
olkirier ru ikr entssn6t. VZI. I^r. 17.
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richtig halten3• Im übrigen werde ich sofort nach oben zur Sprache bringen, daß 
die Parteien dringend bitten, mit ihren Gewerkschaftsführern pp. telephonisch in 
Verbindung zu treten, damit sie die ausstehenden Weisungen von ihnen erhalten. 
Wirken Sie mit allen Kräften auf Ihre Parteiangehörigen ein, daß sie die Arbeit 
wieder aufnehmen. Denn letzten Endes ist es doch nur der Arbeiter, der den 
Verlust tragen muß. 

Im übrigen halten Sie mich für einen Mann, der Ihnen gern helfen will, soweit es in 
seiner Macht steht. Sagen Sie mir Ihre Wünsche. Dann werde ich sie sofort auch 
auf meinem Dienstwege zur Sprache bringen. Natürlich kann ich damit nicht auch 
ihre Erfüllung versprechen. Aber sicher können Sie sein, daß ich tue, was in 
meinen Kräften steht. Ich habe meine Unterführer davon verständigt, daß auch die 
z. B. von Berlin kommenden Befehle mit Sinn und Verstand ausgeführt werden 
und ich jeden Unterführer decke, der aus örtlichen Gründen Abweichungen 
gestattet. Das trifft z. B. auf das Verbot der Abhaltung jeglicher Versammlungen 
zu. Ich lasse Besprechungen der Parteivorstände zu. Versammlungen großer 
Massen sind aber nicht möglich, da sie, wie Sie ja Alle selbst aus Erfahrung 
wissen, zu leicht Zündstoff bergen, der schwere Ausschreitungen zur Folge hat4• 

3 Die Irreführung des Militärs durch dienstlich verbreitete Fehlinformationen des Reichswehr
Gruppenkommandos 1 erhellt u.a. aus Hürten S. 145 f. und S. 147. 

4 Das Protokoll ist unterzeichnet von Hauptmann Brüll, Adjutant der Reichswehr-Brigade 8. 

14. 

Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 4, Generalmajor 
v. Möhl, über die Aufgabe der Reichswehr angesichts des Kapp-Lüttwitz

Putsches. 

16. März 1920. München. Überschrift: An die bayerische Reichswehr. - BHStA IV. 
Schützen-Brigade 21, Bd. 26 Akt 1. Vcrvielf. Ausfertigung. 

Die Lage im Reiche ist ernst. 

Die Umsturz-Regierung in Berlin steht vor dem Zusammenbruch. In vielen Orten 
ist Räte-Republik. 

Die gesetzmäßige bisherige Reichsregierung hat sich in Stuttgart eingerichtet. 

Es gibt jetzt nur eines für die Reichswehr: 

Geschlossener Kampf gegen den Bolschewismus, um Deutschland vor dem 
Untergang zu bewahren. 

Die bayerische Reichswehr, auf deren Zuverlässigkeit ich fest vertraue, vollzieht 
die Befehle des gesetzmäßigen ReichswehrministersI. 

Der Oberbefehlshaber: 
Möhl 

Generalmajor. 
Das Reichswehr-Gruppenkommando 4 hatte am Vormittag des 16. März 1920 Fernsprechverbin
dung mit der seit dem 14. in Stuttgart weilenden Reichsregierung erhalten und einen Verbindungs
offizier zu ihr entsandt. V gl. Nr. 17. 
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15.

öekeLI des LüLrers «1er keieIi8weLr-8oLütreu-8ri8ude 21, Oberst v.Lpp, 
über «lie ^uk^sben der l'ruppe suKesiebts der dureb den Kupp-LüttwitL-

Lutseb ausAelösteu LreiAnisse.

16. lVIsrr 1920. IVIüneiien. Is IX«. 6878. - ö88t^ IV. 8cIiütreii-HriAs8« 21, 88. 24 ^lu I. 
Vervielk. Vkselirikt.

1. Oer Lolsebewismus erbebt wieder sein Haupt. Das Leicb stebt in sebwerer 
Lrscbütterung. Ladern ist ein mäcbtiger Lkeiler rur Wiedergewinnung der 
Ordnung. ^Var e8 8öiner 2eit in der Llberrasebung der Xusgangsplatr kür den 
Dmsturr, 80 mu6 es ^etrt seinen Huk wieder berstellen. Ls mu6 ein LoIlwerL kür 
den Ordnungs<8taat>, die Leiebswebr sein Letonlcern sein.
t- - -?

I Oie vveggelsssenen Wilkern 8es Delebls betreiten 8ie ,,8psbertstiglceit" in 8sr 8ts8t Nüncben, die 
Oinscbrsnlcung des Verlrebrs der Iruppe rnik der ^uüenrvell und die Versorgung der 8oI8sten mit 
politiseben I^scbriebten.

16.

8ebreibeu des öekeblsbnbers kür V^estsnebseu und Xonunnndeurs der 
keiebswebr-kriAsde 19, Oeneralrnsjor 8enkkt v. Lilsseb, un die süebsi- 

sebe ksKierunK über die /^ukbebuuA des ^tusnsbrueLustnuds.

16. lVIsri- 1920. Leipzig. Is >Ir. 965/3/20. - 8» 37/5087. Vervielk. Vbsclrrikl.

Ls ist rur Xenntnis der brigade gekommen, da6 vorn Leiebspräsidenten der 
Lelagerungsrustand über 8aebsen aukgeboben worden isl sowie da6 in Dresden die 
Vertreter der IVL8.L. und IL8.L. gewisse Lescblüsse gekakt baben und von der 
säobsiseben Legierung deren sokortige Durebkübrung verlangen; naeb einer von 
der Leipziger VoILsreitung verbreiteten lVleldung soll der XLnisterpräsident Dr. 
Oradnauer diesen Leseblüssen insgesamt rugestimmt babenL
Die brigade erldärt biermit ausdrüclclicb
I. sie stellt naeb wie vor treu rur verkassungsmäüigen saclisisekien und Leiebsre- 
gierung und ist bereit, kür diese Legierungen Llut und Leben einrusetren; soweit 
die Lrigade unterricbtet ist, nimmt die Leicbswebrbrigade XII in Ostsaebsen den

I Oie beiden sorislistiseken Orslctionen 8es ssctisiscken I-snätsgs verlsnglen „unter ^ustiinniunß 8er 
Oemolrrslen" sm 16. ^lsrr 1920 6ie .^ukliedung 6es seit ^pril 1919 bestelrenüen kelsgerungs- drrv. 
^usnskinerustsn6s, ciie kreilsssung 8er 8ekutrkskt1inge, eine Amnestie tür politiseke Vergelten, 
8ie Demobilisierung 8er 2eitkreirvilligen, 8ie Orteilung militsriscker Oekeble ,,im Oreistsste 8scbsen 
im Oinvernebmen mit 8er sscbsiscben kegierung" un8 8ie ^utküllung 8er Ointvobnerrvsbren „mit 
^ngebörigen 8er sorisI8emolcrstiscben un8 8er 8emolcrstiscben psrteien", 8enen ,,8er 8ebutr 8er 
ökkentlieben 6ebsu8e" snruvertrsuen sei. Oer 8elsgerungsrustsn8 tvur8e nock sm gleieben Vsge 
sukgeboben. psbisn 8. 791.
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15. 

Befehl des Führers der Reichswehr-Schützen-Brigade 21, Oberst v.Epp, 
über die Aufgaben der Truppe angesichts der durch den Kapp-Lüttwitz

Putsch ausgelösten Ereignisse. 

16. März 1920. München. Ia No. 6878. - BHStA IV. Schützen-Brigade 21, Bd. 24 Akt 1. 
Vervielf. Abschrift. 

1. Der Bolschewismus erhebt wieder sein Haupt. Das Reich steht in schwerer 
Erschütterung. Bayern ist ein mächtiger Pfeiler zur Wiedergewinnung der 
Ordnung. War es seiner Zeit in der Überraschung [!] der Ausgangsplatz für den 
Umsturz, so muß es jetzt seinen Ruf wieder herstellen. Es muß ein Bollwerk für 
den Ordnungs<staat>, die Reichswehr sein Betonkern sein. 

[ ... ]! 

Die weggelassenen Ziffern des Befehls betreffen die "Spähertätigkeit" in der Stadt München, die 
Einschränkung des Verkehrs der Truppe mit der Außenwelt und die Versorgung der Soldaten mit 
politischen Nachrichten. 

16. 

Schreiben des Befehlshabers für Westsachsen und Kommandeurs der 
Reichswehr-Brigade 19, Generalmajor Senfft v. Pilsach, an die sächsi

sche Regierung über die Aufhebung des Ausnahmezustands. 

16. März 1920. Leipzig. la Nr. 965/3/20. - BA-MA. RH 37/5087. Vervielf. Abschrift. 

Es ist zur Kenntnis der Brigade gekommen, daß vom Reichspräsidenten der 
Belagerungszustand über Sachsen aufgehoben worden ist sowie daß in Dresden die 
Vertreter der M.S.P. und U.S.P. gewisse Beschlüsse gefaßt haben und von der 
sächsischen Regierung deren sofortige Durchführung verlangen; nach einer von 
der Leipziger Volkszeitung verbreiteten Meldung soll der Ministerpräsident Dr. 
Gradnauer diesen Beschlüssen insgesamt zugestimmt haben!. 

Die Brigade erklärt hiermit ausdrücklich 

1. sie steht nach wie vor treu zur verfassungsmäßigen sächsischen und Reichsre
gierung und ist bereit, für diese Regierungen Blut und Leben einzusetzen; soweit 
die Brigade unterrichtet ist, nimmt die Reichswehrbrigade XII in Osts achsen den 
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Die beiden sozialistischen Fraktionen des sächsischen Landtags verlangten "unter Zustimmung der 
Demokraten" am 16. März 1920 die Aufhebung des seit April 1919 bestehenden Belagerungs- bzw. 
Ausnahmezustands, die Freilassung der Schutzhäftlinge, eine Amnestie für politische Vergehen, 
die Demobilisierung der Zeitfreiwilligen. die Erteilung militärischer Befehle "im Freistaate Sachsen 
im Einvernehmen mit der sächsischen Regierung" und die Auffüllung der Einwohnerwehren "mit 
Angehörigen der sozialdemokratischen und der demokratischen Parteien", denen "der Schutz der 
öffentlichen Gebäude" anzuvertrauen sei. Der Belagerungszustand wurde noch am gleichen Tage 
aufgehoben. Fabian S. 79 f. 



Oer Outsell 16. Z. 1920 16.

gleichen 8tandpunkt ein. Line Oekabr drobt daber der saebsiseben Legierung nur 
von links dureb Xukriebtung 6er Lätediktstur; in Lbemnitr, Olauebau, verdau, 
8tollberg, bugau-Oelsnitr, Leiebenbaeb und in anderen Orten des Lrigadegebiets 
ist sie bereits erfolgt?. Unter diesen Umständen mub es ciie Lrigade als bellen 
^Vabnsinn bereicbnen, ibr clie dureb den Lelagerungsrustand und dureb clie 
Nögbebkeit 6er Verbängung von 8ebutrbakt usw. an die Hand gegebenen 
Naebtmittel aus cler Land ru winden, da sie clie beste V^affe im Lampfe Zogen den 
Terror sincl. Oie Leicbswebr-Lrigade XIX wird sieb daber in ibrem Oebiete an cien 
LesebluL 6er Leiebsregierung als niebt gebunden eracbten. 8ie wird die saebsi- 
sebe und ^die^ Leiebsregierung weiterbin mit allen den Naebtmitteln sebüt^en, clie 
sie für nötig und geeignet bält.
2. Oie Leitkreiwilligen bilden einen Lestandteil 6er Lsiebswebr; aueb sie sieben 
damit treu mit Llut und beben rur saebsiseben und kleiebsregierung. Oie Lrigade 
vermag es niebt ru lassen, 6a6 eine Legierung, die um ibre Lxistenr kämpkt, sieb 
obne Lwang dureb Demobilisierung 6er Leitkreiwilligen einer ibrer letzten 8tüt^en 
berauben könnte, blur völlige Verblendung über die wirkliebe bags der Dinge 
könnte naeb Xnsiebt der Lrigade einen soleben LntsebluL Zeitigen. Oie Lrigade 
mub daber, falls eine Demobilisierung der Leitfreiwilligen von der saebsiseben 
Legierung verfügt werden sollte, annebmen, da6 diese Verfügung erpreßt ist, und 
sie daber als niebt ru Leebt bestebend anerkennen. 8ie wird weiterbin mit den 
Leitkreiwilligen-Iruppen den 8ebutr der saebsiseben und ^der^ Leiebsregierung 
übernebmen. Die brigade weist im übrigen darauf bin, dab gemäL LrlaL des 
Leiebswsbrministers Xoske (O.V.Ll. 19 8. 486/87)^ lediglieb die mibtsriseben 
Vorgesetriten vom Lrigadekommandeur aufwärts und der Leiebswebrminister 
über Linberukung und Lntlassung der Leitfreiwilligen entsebeiden.
3. Oegen die Ernennung eines Nitgliedes der saebsiseben Legierung als Levoll- 
mäebtigter der Legierung bei der Lrteilung von Lsfeblen an das Nilitär bat die 
Lrigade niebts einruwenden. 8ie bait sie - da sie über ibre 8tellung rur 
saebsiseben und ^ur^ Leiebsregierung keinerlei Lweikel gelassen bat - lediglieb 
für überflüssig und für einen Lewsis mangelnden Vertrauens.
4. Oegen die Auffüllung der Linwobnsrwebren mit Demokraten bat die Lrigade 
niebts einruwenden, ebenso gegen die Auffüllung mit Nebrbeitssorialisren, wo 
diese treu rur verfassungsmäbigen Legierung steben. Lür Orte, wo die Nebrbeits- 
so^ialisten sieb von der Legierung losgesagt, mit O.8.L. und X.L.D. verbündet 
und die Diktatur des Lroletariats aukgeriebtet baben oder anstreben^, kann die 
Lrigade ibre Lustimmung rur XuLüllung niebt geben und wird sie mit allen Nitteln 
ru Verbindern Sueben. Da die 11.8.L. okken auf den 8tur^ derjenigen verkassungs-

2 Vgl. ^roüivaligolie Oorsoliungon VII IVr. 121, I^r. 122, k^r. 136, I^r. 137, I^r. 138 u. ö., könnemann- 
Kru8oti 8. 941., Ouoas II 8. I63-I7I. Lu üen Vorgängen im Vogllanü 8. aucll Uax OoeO, Vom 
Veiüen kreur rur Koten Oaüne. lugenci-, Kampl- und Luclrtkauserlebrusue. Herlin 1929. »euciruelc 
Oranlcturl 1969. 8. 85-119.

3 Oie Verfügung über die Organisation der Keiclisweürreitfreiwilligen vom 6. Oeremüer 1919 (Oee- 
res-Verorünungsülatt 8. 486) ermäclitigte die HrigudeirommLndeure und üöiiereu Oüitrer, die 
Leitkreivvilligen „für die Leitduuer von künk lugen" seikutrindig uukrurufen.

4 In Lüemnilr, Lluuekuu, 8koIIderg, im ^vviclcuu-Oelsnitrer 8leinlcoklenrevier und anderen Orlen 
waren ^Irtionsausseüüuse gsüildet worden, in denen KOO, 8OO und O8OO rusammenwirlcten. 
könnemann-kruseli 8. 94 k.
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gleichen Standpunkt ein. Eine Gefahr droht daher der sächsischen Regierung nur 
von links durch Aufrichtung der Rätediktatur; in Chemnitz, Glauchau, Werdau, 
Stollberg, Lugau-Oelsnitz, Reichenbach und in anderen Orten des Brigadegebiets 
ist sie bereits erfolgt2• Unter diesen Umständen muß es die Brigade als hellen 
Wahnsinn bezeichnen, ihr die durch den Belagerungszustand und durch die 
Möglichkeit der Verhängung von Schutzhaft usw. an die Hand gegebenen 
Machtmittel aus der Hand zu winden, da sie die beste Waffe im Kampfe gegen den 
Terror sind. Die Reichswehr-Brigade XIX wird sich daher in ihrem Gebiete an den 
Beschluß der Reichsregierung als nicht gebunden erachten. Sie wird die sächsi
sche und [die] Reichsregierung weiterhin mit allen den Machtmitteln schützen, die 
sie für nötig und geeignet hält. 

2. Die Zeitfreiwilligen bilden einen Bestandteil der Reichswehr; auch sie stehen 
damit treu mit Blut und Leben zur sächsischen und Reichsregierung. Die Brigade 
vermag es nicht zu fassen, daß eine Regierung, die um ihre Existenz kämpft, sich 
ohne Zwang durch Demobilisierung der Zeitfreiwilligen einer ihrer letzten Stützen 
berauben könnte. Nur völlige Verblendung über die wirkliche Lage der Dinge 
könnte nach Ansicht der Brigade einen solchen Entschluß zeitigen. Die Brigade 
muß daher, falls eine Demobilisierung der Zeitfreiwilligen von der sächsischen 
Regierung verfügt werden sollte, annehmen, daß diese Verfügung erpreßt ist, und 
sie daher als nicht zu Recht bestehend anerkennen. Sie wird weiterhin mit den 
Zeitfreiwilligen-Truppen den Schutz der sächsischen und [der] Reichsregierung 
übernehmen. Die Brigade weist im übrigen darauf hin, daß gemäß Erlaß des 
Reichswehrministers Noske (H.V.Bl. 19 S. 486/87)3 lediglich die militärischen 
Vorgesetzten vom Brigadekommandeur aufwärts und der Reichswehrminister 
über Einberufung und Entlassung der Zeitfreiwilligen entscheiden. 

3. Gegen die Ernennung eines Mitgliedes der sächsischen Regierung als Bevoll
mächtigter der Regierung bei der Erteilung von Befehlen an das Militär hat die 
Brigade nichts einzuwenden. Sie hält sie - da sie über ihre Stellung zur 
sächsischen und [zur] Reichsregierung keinerlei Zweifel gelassen hat - lediglich 
für überflüssig und für einen Beweis mangelnden Vertrauens. 

4. Gegen die Auffüllung der Einwohnerwehren mit Demokraten hat die Brigade 
nichts einzuwenden, ebenso gegen die Auffüllung mit Mehrheitssozialisten, wo 
diese treu zur verfassungsmäßigen Regierung stehen. Für Orte, wo die Mehrheits
sozialisten sich von der Regierung losgesagt, mit U.S.P. und K.P.D. verbündet 
und die Diktatur des Proletariats aufgerichtet haben oder anstreben\ kann die 
Brigade ihre Zustimmung zur Auffüllung nicht geben und wird sie mit allen Mitteln 
zu verhindern suchen. Da die U.S.P. offen auf den Sturz der jetzigen verfassungs-

2 Vgl. Archivalische Forschungen VII Nr. 121, Nr. 122, Nr. 136, Nr. 137, Nr. 138 u. ö., Könnemann
Krusch S. 94f., Lucas II S. 163-171. Zu den Vorgängen im Vogtland s. auch Max Hoelz, Vom 
Weißen Kreuz zur Roten Fahne. Jugend-, Kampf- und ZuchthauserIebnisse. Berlin 1929. Neudruck 
Frankfurt 1969. S. 85-119. 

3 Die Verfügung über die Organisation der Reichswehrzeitfreiwilligen vom 6. Dezember 1919 (Hee
res-Verordnungsblatt S. 486) ermächtigte die Brigadekommandeure und höheren Führer, die 
Zeitfreiwilligen "für die Zeitdauer von fünf Tagen" selbständig aufzurufen. 

4 In Chemnitz, Glauchau, Stollberg, im Zwickau-Oelsnitzer Steinkohlenrevier und anderen Orten 
waren Aktionsausschüsse gebildet worden, in denen KPD, SPD und USPD zusammenwirkten. 
Könnemann-Krusch S. 94 f. 
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17. IL.-I6. 3. 1920 Kspitel I

mäßigen säebsiseben und keiebsregierung binarbeitet^, ist es kür die Brigade 
undenkbar, da8 die Begierung der Forderung um Xukkübung der Oinwobnerweb- 
ren mit Vbtgbedern der O.8.K. rustimmen könnte; die Brigade siebt in der kl.8.?. 
ibren und der verkassungsmäBigen Begierung Keind, den sie mit allen geset^lieben 
und, wenn nötig, mit ungesetrlleben Mitteln bekämpken wird. In beiprig kommt, 
da eine Binwobnerwebr niebt bestebt, eine ^ukküllung im übrigen niebt in krage.
5. Oie Brigade weist darauk bin, daB cbe vorstebenden Bunkte 1-5 cbe volle 
Billigung aller in keiprig versammelten Gruppen der Beiebswebr-Brigade XIX 
clureb Bekragung der Vertrauensleute gekunden baben; die in ^nmarseb aul 
beiprig bekindlicben 'Kruppen dürkten kaum eine andere 8tellung einnebmen. Oie 
Brigade ersuebt die säebsisebe Begierung, sebleunigst eins ibrer Mtgbeder naeb 
keiprig ru entsenden und sieb an Ort und 8tebe über die wabre bags der Oinge ru 
unterriebten. Oie Brigade ist überreugt, dall die säebsisebe Begierung, wenn sie 
sieb bierüber ein objektives Urteil gebildet baben wird, den bei ibr rur Vorlage 
kommenden Bescblüssen der sorialistiseben Karteien 8aebsens ibre Zustimmung 
versagen wird^.
Oer Brigadekommandeur siebt sieb ru dieser Erklärung gerwungen bei der 
sebweren Verantwortung, die dureb Öbernabme des 8cbutres der säebsiseben und 
lderj Beiebsregierung und des Vaterlandes in seine Hand gelegt ist.

ger. 8enkkt v. kilsaeb 
Oeneralmajor und kübrer der Beiebs- 

webr-Lrigade XIX.

5 Vgl. cien ^Vulruk 6er Leipziger O8!'O vom 13. Xlärr 1920 mil 6er Forderung, 6sm Lupp-Lüttvvitr- 
Oulsob mit 6sr „Oroklumution 6er soriubstisobon Republik" ru begegnen, ^robivubsobe Lorsobun- 
gen VII ?Ir. 123.

6 Oie säebsisebe Üegierung nsbm eine vermilleln6e Hultung ein. Vgl. ikren ^ulruk vom 17. blärr 1920 
(Vrcbivuliscbe Lorscbungen VII bir. 141) so^vie Lubiun 8. 80.

17.

Leriebt ries Keielrswelrr-Orupperlliommsnllos 4 an Bas l^ruppensiirt 
über seine lVlsknnIbmen wübrencl lies Xspp-I.üttwitL-knlselres.

13.-16. Hlärr 1920^. IVIünclren. 2u In. - 6H8tV IV. 6ruppenb»inrnsnllo 4, 66. II 6. 
IVInseb. Xonrepl^.

Vm 13. 3. 8.15 Vormittags teilte das Beicbswebr-Oruppenkommando I dem 
Oruppenkommando 4 kernmündlieb kolgendes mit:
,,In dieser blaebt sind versebiedene Iruppentelle, vor allem 2. Okarins-Brigade, in 
Lerbn eingerüekt und baben die Umbildung der Begierung in einem Ultimatum

I Oer Leurbeiler but 6en Ontvvurl dieses 8tucbs nm 3. ^Ipril nbgereiebnel.
2 Ons 8tüclc trägt keinen ^bgengsvermerk. Ls ist je6ocb „vor ^bkertigung" 6sm Oberbeleblsknber 

vorgelegt vvor6en, 6er obne Ontum sbgereicbnet bst. /Kus einen bsl. Vermerk gebt bervor, 6sÜ 
6ieser kext „als Lsilnge rum ^lonstsbericbt" sbgeben sollte. 
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mäßigen sächsischen und Reichsregierung hinarbeitetS, ist es für die Brigade 
undenkbar, daß die Regierung der Forderung um Auffüllung der Einwohnerweh
ren mit Mitgliedern der U.S.P. zustimmen könnte; die Brigade sieht in der U.S.P. 
ihren und der verfassungsmäßigen Regierung Feind, den sie mit allen gesetzlichen 
und, wenn nötig, mit ungesetzlichen Mitteln bekämpfen wird. In Leipzig kommt, 
da eine Einwohnerwehr nicht besteht, eine Auffüllung im übrigen nicht in Frage. 

5. Die Brigade weist darauf hin, daß die vorstehenden Punkte 1-5 [!] die volle 
Billigung aller in Leipzig versammelten Truppen der Reichswehr-Brigade XIX 
durch Befragung der Vertrauensleute gefunden haben; die in Anmarsch auf 
Leipzig befindlichen Truppen dürften kaum eine andere Stellung einnehmen. Die 
Brigade ersucht die sächsische Regierung, schleunigst eins ihrer Mitglieder nach 
Leipzig zu entsenden und sich an Ort und Stelle über die wahre Lage der Dinge zu 
unterrichten. Die Brigade ist überzeugt, daß die sächsische Regierung, wenn sie 
sich hierüber ein objektives Urteil gebildet haben wird, den bei ihr zur Vorlage 
kommenden Beschlüssen der sozialistischen Parteien Sachsens ihre Zustimmung 
versagen wird6

. 

Der Brigadekommandeur sieht sich zu dieser Erklärung gezwungen bei der 
schweren Verantwortung, die durch Übernahme des Schutzes der sächsischen und 
[der] Reichsregierung und des Vaterlandes in seine Hand gelegt ist. 

gez. Senfft v. Pils ach 
Generalmajor und Führer der Reichs

wehr-Brigade XIX. 

5 Vgl. den Aufruf der Leipziger USPD vom 13. März 1920 mit der Forderung, dem Kapp-Lüttwitz
Putsch mit der "Proklamation der sozialistischen Republik" zu begegnen. Archivalische Forschun
gen VII Nr. 123. 

6 Die sächsische Regierung nahm eine vermittelnde Haltung ein. V gl. ihren Aufruf vom 17. März 1920 
(Archivalische Forschungen VII Nr. 141) sowie Fabian S. 80. 

17. 

Bericht des Reichswehr-Gruppenkommandos 4 an das Truppenamt 
über seine Maßnahmen während des Kapp-Lüttwitz-Putsches. 

13.-16. März 1920 1• München. Zu la. - BHStA IV. Gruppenkommando 4, Bd. II Akt 6. 
Masch. Konzept2• 

Am 13. 3. 8.15 Vormittags teilte das Reichswehr-Gruppenkommando 1 dem 
Gruppenkommando 4 fernmündlich folgendes mit: 

"In dieser Nacht sind verschiedene Truppenteile, vor allem 2. Marine-Brigade, in 
Berlin eingerückt und haben die Umbildung der Regierung in einem Ultimatum 

1 Der Bearbeiter hat den Entwurf dieses Stücks am 3. April abgezeichnet. 

2 Das Stück trägt keinen Abgangsvermerk. Es ist jedoch "vor Abfertigung" dem Oberbefehlshaber 
vorgelegt worden, der ohne Datum abgezeichnet hat. Aus einen hsl. Vermerk geht hervor, daß 
dieser Text "als Beilage zum Monatsbericht" abgehen sollte. 
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verlangt. Oie kegierung bat clas Ultimatum abgelebnt, Kal aber ibren Iruppen 
verboten, Wicleratancl ru leisten. Ouraukbin but 2. ^larine-krigaüe 6ie kegierungs- 
gebäucie besetzt uncl eine neue kegierung unter Oenerallanüscbaktaclirektor Kapp 
gebilclet. Lbek cler Heeresleitung ist rurückgetreten. ^ugenblicklieb berrsebt 
Kube. Oie alte kegierung fordert rum Oeneralstreik auk."
Oaclurcb butten üie Oerücbte über einen beabsiebtigten 8taatsstreicb Lestätigung 
gekunclen.
Ou obne weiteres klar war, clull uucb in Ladern eine politiscbe Krisis kommen 
müllte, bekubl clus Oruppenkommanclo 9.30 Vormittags erböbte kereitscbakt un 
Lcbütrenbrigscle 21. Onmittelbur clurun erging kolgenüer kekebl un clie clrei 
krigacien (kernmüncllicb):
,,Oie kayerisebe keiebswebr beteiligt sieb nic/lt um gewaltsamen Vorgeben gegen 
clie bisberige Regierung. Lekeble nm/rk üa^err'Lc/rer Stellen ^rnck nce/rk ru vc>//rre/ren, 
sonclern anber ru melclen. Oie Iruppen sincl in erböbter kereitscbakt ru balten." 
Oa ein Klugblatt cler kaclikalen rum Sturm auf clas Katbaus uncl auk clen klutbuncl 
Ookkmann uncl rum Oeneralstreik aukkorüerte, wurüe kinwobnerwebr uncl reclmi- 
sebe l^otbilke aukgeboten.
Oer Oberbekeblsbuber^ begab sieb mit clem Oeneralstabsebek^ rum IVlinisterpräsi- 
clenten Ookkmunn, legte ibm vorstebenclen Stanclpunkt klar uncl korclerte, «lall clie 
ka^erisebe kegierung niebt rum Oeneralstreik aukkorclern solle^.
9.50 Vormittags erbielt clas Oruppenkommanclo clie lVlitteilung, clall Oeneral von 
Oüttwitr rum keicbswebrminister ernannt worclen sei uncl bäte, Oeneral von lVIöbl 
solle sicb ibm unterstellen^.
Oie Oage in kerbn erscbien vollkommen unklar, von cler ulten kegierung war 
wecler bekunnt, ob sie nocb arbeitete, noeb wo sie sicb bekancl, nocb welcbe 
c^bsicbten sie batte. Verbindung mit cler alten kegierung war nicbt vorbanclen.

3 Oeneralmalor v. ^löhl.
4 Vlajor v. Lrager.
5 I^ach einer sm 22. Uärr 1920 von Oeneral v. VIöh! ausgefertigten ,,Lrlclärung über clie Vorgänge am 

13./I4. 3. 20" I. UInn 66260. ^laseb. ^uskeNigung), die inhaltlich weitgehend und teilweise
auch im Wortlaut mit dieser?>lr. übereinstimmt, hat dieser ,,in dem ^linisterrat vom 13. vormittags" 
rum Ausdruck gebracht, ,,daÜ »die bayerische kleiehswehr der bayerischen Legierung kür 
Aufrechterhaltung der Ordnung rur Verfügung stelle". Oie krage, ob die Keichswehr hinter mir 
steile, beantwortete ieil bejahend mit dem 2usatr, da6 mir nieilts belcannt sei, was mich 
veranlassen lcönne, meine Zusage einrusehränlcen." Das Lrotoholl dieser ^linisterratssitrung vom 
13.3., 9.30 Ohr, Archivalische Forschungen VII I^r. 332, ilielt demgegenüber lest: ,,Oeneral ^löhl 
wird Ileute I^aehmittag eine Versammlung von Offizieren abhalten, sie auk den Lrnst der Lituation 
aulmerlcsam machen und iilr den Ltandpunlct der Regierung und VolhsveNretung belcannt geilen. 
Zollten in dieser Versammlung sieil Zchwierigheiten aus dem Okkirierlrorps ileraus ergeben, wird 
Oeneral Uöld den Ministerpräsidenten verständigen. Von der leilnabme eines KegierungsveNre- 
ters und von bandtagsvertretern wird abgesehen. Oeneral IVIöhl wird aucil die Iruppentührer 
auOerhalb Münchens von der Lituation verständigen und sie mit entsprechender Weisung 
verseilen."

6 >lach der ,,Lrldärung" (s. vorige ^nm.) erwiderte das Heietlsweilr-Oruppenicommando 4 diese 
^aeilrieilt mir der Mitteilung an Oeneral ?rtlr. v. büttwitr, da6 es ,,Heine 6eteille von iilm befolgt. 
Lin Oeneralstabsotiirier wurde sofort im Llugreug naeb Lerlin gesandt, um Klarheit ru schaffen." 
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verlangt. Die Regierung hat das Ultimatum abgelehnt, hat aber ihren Truppen 
verboten, Widerstand zu leisten. Daraufhin hat 2. Marine-Brigade die Regierungs
gebäude besetzt und eine neue Regierung unter Generallandschaftsdirektor Kapp 
gebildet. Chef der Heeresleitung ist zurückgetreten. Augenblicklich herrscht 
Ruhe. Die alte Regierung fordert zum Generalstreik auf." 

Dadurch hatten die Gerüchte über einen beabsichtigten Staatsstreich Bestätigung 
gefunden. 

Da ohne weiteres klar war, daß auch in Bayern eine politische Krisis kommen 
mußte, befahl das Gruppenkommando 9.30 Vormittags erhöhte Bereitschaft an 
Schützenbrigade 21. Unmittelbar daran erging folgender Befehl an die drei 
Brigaden (fernmündlich): 

"Die Bayerische Reichswehr beteiligt sich nicht am gewaltsamen Vorgehen gegen 
die bisherige Regierung. Befehle nicht bayerischer Stellen sind nicht zu vollziehen, 
sondern anher zu melden. Die Truppen sind in erhöhter Bereitschaft zu halten." 

Da ein Flugblatt der Radikalen zum Sturm auf das Rathaus und auf den Bluthund 
Hoffmann und zum Generalstreik aufforderte, wurde Einwohnerwehr und Techni
sche Nothilfe aufgeboten. 

Der Oberbefehlshaber3 begab sich mit dem Generalstabschef4 zum Ministerpräsi
denten Hoffmann, legte ihm vorstehenden Standpunkt klar und forderte, daß die 
Bayerische Regierung nicht zum Generalstreik auffordern solles. 

9.50 Vormittags erhielt das Gruppenkommando die Mitteilung, daß General von 
Lüttwitz zum Reichswehrminister ernannt worden sei und bäte, General von Möhl 
solle sich ihm unterstellen6

• 

Die Lage in Berlin erschien vollkommen unklar, von der alten Regierung war 
weder bekannt, ob sie noch arbeitete, noch wo sie sich befand, noch welche 
Absichten sie hatte. Verbindung mit der alten Regierung war nicht vorhanden. 

3 Generalmajor v. Möhl. 

4 Major v. Prager. 

5 Nach einer am 22. März 1920 von General v. Möhl ausgefertigten "Erklärung über die Vorgänge am 
13./14. 3. 20" (BHStA I. Mlnn 66260. Masch. Ausfertigung), die inhaltlich weitgehend und teilweise 
auch im Wortlaut mit dieser Nr. übereinstimmt, hat dieser "in dem Ministerrat vom 13. vormittags" 
zum Ausdruck gebracht, "daß ,die bayerische Reichswehr der bayerischen Regierung für 
Aufrechterhaltung der Ordnung zur Verfügung stehe'. Die Frage, ob die Reichswehr hinter mir 
stehe, beantwortete ich bejahend mit dem Zusatz, daß mir nichts bekannt sei, was mich 
veranlassen könne, meine Zusage einzuschränken." Das Protokoll dieser Ministerratssitzung vom 
13.3., 9.30 Uhr, Archivalische Forschungen VII Nr. 332, hielt demgegenüber fest: "General Möhl 
wird heute Nachmittag eine Versammlung von Offizieren abhalten, sie auf den Ernst der Situation 
aufmerksam machen und ihr den Standpunkt der Regierung und Volksvertretung bekannt geben. 
Sollten in dieser Versammlung sich Schwierigkeiten aus dem Offizierkorps heraus ergeben, wird 
General Möhl den Ministerpräsidenten verständigen. Von der Teilnahme eines Regierungsvertre
ters und von Landtagsvertretern wird abgesehen. General Möhl wird auch die Truppenführer 
außerhalb Münchens von der Situation verständigen und sie mit entsprechender Weisung 
versehen. " 

6 Nach der "Erklärung" (s. vorige Anm.) erwiderte das Reichswehr-Gruppenkommando 4 diese 
Nachricht mit der Mitteilung an General Frhr. v. Lüttwitz, daß es "keine Befehle von ihm befolgt. 
Ein Generalstabsoffizier wurde sofort im Flugzeug nach Berlin gesandt, um Klarheit zu schaffen." 
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^us verschiedenen 8tä6ten Lagerns kamen Vlel6ungen vorn keaksichtigten 
Oeneralstreik.
1.40 lVachmittags erhielt 6as Oruppenkomman6o vom Reichswehrministerium 
(Leutnant Ring) kolgenüen kelehl:
„Oie Regierung ist heute früh geRüchtet. Outer Oenerallanüschaftsüirektor Kapp 
hat sieh eine neue Regierung cler ^rheit gekilclet. ^Ile Karteien sincl ausnahmslos 
rur Vlitsrkeit aukgekorüert. Oer Regierungswechsel Hut sieh ohne klutvergießen 
un6 in guter Or6nung vollrogen. leh hake mich cler neuen Regierung als 
Reichswehrminister rur Verfügung gestellt uncl erwarte, clall alle Angehörigen 6er 
Reichswehr un6 8icherheitswehr Ruhe uncl Ordnung aufrecht erhalten un6 
meinem Befehle kolge leisten.

ger. von Oüttwitr."
Oarauk erging folgenüe Antwort:
,,7kn Reichswehrministerium.
Oie ha^erisehe Reichswehr hat sich 6er Kan6esregierung rur Aufrechterhaltung 
von Ruhe un6 Orclnung rur Verfügung gestellt. Relehle vom neuen Reichswehrmi
nister kann ich vor weiterer Klärung 6er Rage nicht annehmen.

ger. von Uöhl."
Inrwischen hatte auch eine Besprechung keim Vlinisterpräsiüenten lloklmann 
stattgekun6en, 6er 6er Okerkelehlshaher, 6as Oanütagspräsiüium uncl clie Vertre
ter aller Karteien^ anwohnten; hiekei wur6e kolgenüer ^ulrul^ keschlossen:
,,^n 6as kam^rische Volk:
In kerlin versuchten einige kruppenkörper, 6ie 6urch 6en kreien willen 6es 
deutschen Volkes eingesetrte Reichsregierung uncl gewählte lVationalversamm- 
lung mit Waffengewalt ru keseitigen. Rin solches Ireiken muß in einem 
^.ugenklicke, in 6em unser deutsches Vaterland 6urch ^rkeit un6 wio6er 
gewonnenes Vertrauen sich wirtschaftlich ru erholen keginnt, rum Kampfe ^Iler 
gegen ^Re un6 schließlich rum Untergänge Deutschlands führen. Kur ein 
wahnsinniger Hann glauken, 6aß erneute Rutsche von irgencl einer Leite «len 
wieüeraufstieg un6 6ie Oesun6ung unseres schwerleiüenüen Volkes herkeiführen 
könnten, wir in Rasern halten fest an 6er vom Volke sslkst keschlossenen 
Verfassung. Tkuf ihrem Lo6en allein können clie politischen Kämpfe ohne 
neuerliche schwere Rrschütterungen unseres Rancles rum ikustrag gekracht 
wer6en. wir rufen in 6iesem ^ugenklicke unser gesamtes Numerisches Volk unter 
Zurückstellung alles Rrsnnen6en auf, sich mit aller Rntschieüenheit geschlossen 
gegen ein Ökergreiken 6er in kerkn unternommenen Versuche auf Kamern ru 
wen6en uncl einmütig sich auf 6en Lo6en 6er Reichs- un6 Ranüesverfassung ru 
stellen.
Regierung, Ran6tag uncl kamerisches Reichswehrgruppenkommanüo sin6 ent
schlossen, mit allen ihnen ru Oekote stehenüen Nitteln unserem kamerischen 
Volke Ruhe uncl Orclnung ru erhalten. Rur Vrkeitsnie6erlegung kesteht in Kamern 
kein Tknlaß.

7 Ls äsmielt sicö um 6ie ^limslerrstssicrunZ vom 13. 1920, 9.30 Hör (vZI. ^nm. 5).
8 lext ües ^utruks auck 8ei ZckuItlieL 1920 I 8. 49.
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Aus verschiedenen Städten Bayerns kamen Meldungen vom beabsichtigten 
Generalstreik. 
1.40 Nachmittags erhielt das Gruppenkommando vom Reichswehrministerium 
(Leutnant Ring) folgenden Befehl: 

"Die Regierung ist heute früh geflüchtet. Unter Generallandschaftsdirektor Kapp 
hat sich eine neue Regierung der Arbeit gebildet. Alle Parteien sind ausnahmslos 
zur Mitarbeit aufgefordert. Der Regierungswechsel hat sich ohne Blutvergießen 
und in guter Ordnung vollzogen. Ich habe mich der neuen Regierung als 
Reichswehrminister zur Verfügung gestellt und erwarte, daß alle Angehörigen der 
Reichswehr und Sicherheits wehr Ruhe und Ordnung aufrecht erhalten und 
meinem Befehle Folge leisten. 

gez. von Lüttwitz. " 

Darauf erging folgende Antwort: 

"An Reichswehrministerium. 

Die bayerische Reichswehr hat sich der Landesregierung zur Aufrechterhaltung 
von Ruhe und Ordnung zur Verfügung gestellt. Befehle vom neuen Reichswehrmi
nister kann ich vor weiterer Klärung der Lage nicht annehmen. 

gez. von Möhl." 
Inzwischen hatte auch eine Besprechung beim Ministerpräsidenten Hoffmann 
stattgefunden, der der Oberbefehlshaber, das Landtagspräsidium und die Vertre
ter aller Parteien7 anwohnten; hiebei wurde folgender Aufruf8 beschlossen: 

"An das Bayerische Volk: 

In Berlin versuchten einige Truppenkörper, die durch den freien Willen des 
deutschen Volkes eingesetzte Reichsregierung und gewählte National versamm
lung mit Waffengewalt zu beseitigen. Ein solches Treiben muß in einem 
Augenblicke, in dem unser deutsches Vaterland durch Arbeit und wieder 
gewonnenes Vertrauen sich wirtschaftlich zu erholen beginnt, zum Kampfe Aller 
gegen Alle und schließlich zum Untergange Deutschlands führen. Nur ein 
Wahnsinniger kann glauben, daß erneute Putsche von irgend einer Seite den 
Wiederaufstieg und die Gesundung unseres schwerleidenden Volkes herbeiführen 
könnten. Wir in Bayern halten fest an der vom Volke selbst beschlossenen 
Verfassung. Auf ihrem Boden allein können die politischen Kämpfe ohne 
neuerliche schwere Erschütterungen unseres Landes zum Austrag gebracht 
werden. Wir rufen in diesem Augenblicke unser gesamtes Bayerisches Volk unter 
Zurückstellung alles Trennenden auf, sich mit aller Entschiedenheit geschlossen 
gegen ein Übergreifen der in Berlin unternommenen Versuche auf Bayern zu 
wenden und einmütig sich auf den Boden der Reichs- und Landesverfassung zu 
stellen. 

Regierung, Landtag und bayerisches Reichswehrgruppenkommando sind ent
schlossen, mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln unserem bayerischen 
Volke Ruhe und Ordnung zu erhalten. Zur Arbeitsniederlegung besteht in Bayern 
kein Anlaß. 

7 Es handelt sich um die Ministerratssitzung vom 13. März 1920, 9.30 Uhr (vgl. Anm. 5). 

8 Text des Aufrufs auch bei Schultheß 1920 I S. 49. 
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Anordnungen neuer civiler und militärisobor Oowultsn in Berlin sind in Ludern 
niobt ru befolgen.
Die bu^erisebe Ltautsregierung bündelt in Übereinstimmung mit äsn unseren 
süddeutseben kegierungen.

Dus Oesumtstuutsministerium:
üokfmunn, Dr. kirnst NüIIer, v. IVe^berg, 

Ikndres, Dumm, l^ruuendorker, Legitr,
i. V. Länger.

keiebswebrgruppenkommundo:
Nöbl.

Präsidium des Lu^eriscben Dundtuges:
Ürunr Lcbmitt, Xönigbuuer, Dr. üummerscbmitt.

Die Vertreter 6er Durteien des
bundtuges:

Du^erisebe Vollcspurtei: Lpeclc, k'unlce, Oiebrl 
Loriuldemobrutisebe Durtei: I.'kimm

Deutsebdemobrutisebe Durtei: Vlüller, Dr. Xämpk.
Deutsebe Vollcspurtei: Deelcer

Lu^eriseber Duuernbund: Ltädele, DoDmunn."

Dieser Vulruf wurde um 13. 3. Abends dureb folgenden d'ugesbefebl lür ciie 
unterstellten Gruppen erläutert:
l- - -?
Die Iruppe befürebtete, du6 im ^usummenbung mit dem Oenerulstreilc linlcsrudi- 
lcule ümsturrversuebe einzelnen könnten, gegen clie sielt der Aufruf cler bu^eri- 
selren llegierung niebt mit der gleieben Deutbeblceit und Lebärfe gewendet butte.
^ueli entstund in leilen der Zeitfreiwilligen die Desorgnis, dull die bu^erisebe 
Deiebswebr nun in die Duge kommen könnte, gegen ibre norddeutscben Xumeru- 
den, soweit sie sielt der Xupp-Degierung ungescblossen butten, Kämpfen ru 
müssen. Dieses widerstrebte ibrem Oekübl der ^Vufkenkumerudsebukt uus dem 
lubr 19 bei IViederwerlung der Däteregierung in Dukern.
Die Erregung wuelrs im kaufe des I^uebmittugs und Abends, uls sielt sowobl in 
IVIüneben uls uuclt in vielen underen Ltädtsn Luzerns eine gunr bedenkliebe 
Tätigkeit der kinksrudikulen bemerkbar muelrte und insbesondere in Nüneben 
^.nreicben ru Dnruben und Plünderungen sieb /eigten'o.

y 8. Nr. 4.
10 Nack 6em Protokoll <ler NinisterratssitrunZ vom 13. 3., 18.00 llkr l^usruZ in ^rckivnlisclie 

Oorsokun^en VII Nr. 332 ^nm. 2) erklärte Mnisterpräsiclent Oollmsnn gegenüber clem verspätet 
erscbienenen Oenernl v. IVIökl: ,,,Vorlnn ist der kelürebtung ^usdruek verlieben norden, nls ob 
sucb die kieicbsnebr in Unsern nickt gnnr lest sei. Ick bitte 8ie, uns rückksltlos ru sagen, nie die 
8scke in der keicksnekr stekt.'
Leneral v. IVlökI ernidert: ,Oie keicksnekr stekt auk der 8eite der llegierung und des ksndtsgs. 
Oiese kirklärung kann ick bedingungslos abgeben.'
Oer lustirminister iblüller, OO?i kükrt aus: ,Os gebt das Lerücbt, daü die keicbsnebr rnar 
Zuverlässig sei, aber jüngere Okkiriere einen äbnlicben putscb macben nollten nie in kerlin.' 
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Anordnungen neuer ziviler und militärischer Gewalten in Berlin sind in Bayern 
nicht zu befolgen. 

Die bayerische Staatsregierung handelt in Übereinstimmung mit den anderen 
süddeutschen Regierungen. 

Das Gesamtstaatsministerium: 
Hoffmann, Dr. Ernst Müller, v. Freyberg, 

Endres, Hamm, Frauendorfer, Segitz, 
i. V. Sänger. 

Reichswehrgruppenkommando: 
Möhl. 

Präsidium des Bayerischen Landtages: 
Franz Schmitt, Königbauer, Dr. Hammerschmitt. 

Die Vertreter der Parteien des 
Landtages: 

Bayerische Volkspartei: Speck, Funke, Giehrl 
Sozialdemokratische Partei: I. Timm 

Deutschdemokratische Partei: Müller, Dr. Kämpf. 
Deutsche Volkspartei: Becker 

Bayerischer Bauernbund: Städele, Hoffmann. " 

Dieser Aufruf wurde am 13. 3. Abends durch folgenden Tagesbefehl für die 
unterstellten Truppen erläutert: 

[ ... F 
Die Truppe befürchtete, daß im Zusammenhang mit dem Generalstreik linksradi
kale Umsturzversuche einsetzen könnten, gegen die sich der Aufruf der bayeri
schen Regierung nicht mit der gleichen Deutlichkeit und Schärfe gewendet hatte. 

Auch entstand in Teilen der Zeitfreiwilligen die Besorgnis, daß die bayerische 
Reichswehr nun in die Lage kommen könnte, gegen ihre norddeutschen Kamera
den, soweit sie sich der Kapp-Regierung angeschlossen hatten, kämpfen zu 
müssen. Dieses widerstrebte ihrem Gefühl der Waffenkameradschaft aus dem 
Jahr 19 bei Niederwerfung der Räteregierung in Bayern. 

Die Erregung wuchs im Laufe des Nachmittags und Abends, als sich sowohl in 
München als auch in vielen anderen Städten Bayerns eine ganz bedenkliche 
Tätigkeit der Linksradikalen bemerkbar machte und insbesondere in München 
Anzeichen zu Unruhen und Plünderungen sich zeigtenlO

• 

9 S. Nr. 4. 
10 Nach dem Protokoll der Ministerratssitzung vom 13. 3., 18.00 Uhr (Auszug in Archivalische 

Forschungen VII Nr. 332 Anm. 2) erklärte Ministerpräsident Hoffmann gegenüber dem verspätet 
erschienenen General v. Möhl: ,,,Vorhin ist der Befürchtung Ausdruck verliehen worden, als oh 
auch die Reichswehr in Bayern nicht ganz fest sei. Ich bitte Sie, uns rückhaltlos zu sagen, wie die 
Sache in der Reichswehr steht.' 
General v. Möhl erwidert: ,Die Reichswehr steht auf der Seite der Regierung und des Landtags. 
Diese Erklärung kann ich bedingungslos abgeben.' 
Der Justizminister [Müller, DDP] führt aus: ,Es geht das Gerücht, daß die Reichswehr zwar 
zuverlässig sei, aber jüngere Offiziere einen ähnlichen Putsch machen wollten wie in Berlin.' 
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In Nünebeu uuci blürnbsrg wurcis ciie Lntwakknung cisr Linwobnsrwsbr, Dswaff- 
nung cier Arbeiter, ciie Dsrrssbaft cies Lrolstariats, in Nünsbeu insbesondere ciie 
Lreiiassung cier poiitissbsn OeiLNZenen, Kontrolle cier ksiebswsbr ciursb so^iali- 
stisobs Kontrollorgane, ^.ufbebung cies Delagerungsrustancies verlangt.
Der 13. 3. verlief ini Übrigen naeb sullen bin obne größere Ltörung. Von Seiten cies 
Oruppenkommancios wurcien alle Vorkebrungen getroffen, um cien ^ustanci 6er 
Oefeebtsbereitsebaft naeb Kräften ru erböben, insbesondere ciureb Deranrieben 
von Verstärkungen an ciie Zentren Nüncben unci Nürnberg.
Line Verbindung mit 6er alten kieiebsregierung war nm 13. abends nocb niebt 
vorbancien, ibr ^ukentbaltsort niebt bekannt.
8ebon am ^benci cies 13.3. bestand beim Oruppenkommancio ciie iVbsiebt, cien 
Ninister cies Innern^ rur Übertragung 6er voiiriebenäen Oswalt aul cien Nilltär- 
Lsfeblsbaber ru v6rLnl3S86n^^. Da ^elosb ciie V'obnung cies Ministers Ln6res erst 
gegen Nitternaebt erfragt wercien konnte unci er ciort teiefoniseb niebt ^u erreieben 
war, sebien es ausreiebenci, am Norgen cies 14. 3. ciiesen Zebritt ru unternebmen.
Inrwiseben batte sieb jecioeb bei cien verantwortlieben Avilbebörcien 6er Linciruek 
verliebtet, cia6 clie Lieberbeitsverbältnisse kür Zonntag, 14. 3., ciie sofortige 
Übertragung cier vollräebencien Oswalt auf cien Oberbeieblsbaber cies Oruppen- 
kommancios 4 notwendig maebten. Dies war cier Kern cier Darlegungen einer 
Lespreebung, ru cler etwa gegen 2 Obr Vormittags beim Oberbekeblsbaber 
ersebienen:
kegierungspräsiclent von Knbr,
Lobreipräsicient Löbner,
Lorstrat Lsebericb als Lanciesbauptmann cier Linwobnsrwebr,
Obergeometer Knnrler als 8tellv. Danciesbauptmann
unci noeb einige Derren - ciarunter kein einziger aktiver 
keiebswebrokkirier^b.
^.usb bei ciieser Oelegenbeit wurcle betont, ciall angesiebts cier cirobencien Oelabr 
kür ciie öfkentbcbe Lieberbeit in cier Iruppe nur ciann cias nötige Vertrauen erbaiten 
wercien könne, wenn alle leile cier bewaffneten Nacbt, also aueb Loiireiwebr unci

6enerul V. klökl erklärt, ikm sei ciuvon nickts bekunnt, unter cien 2eitkreiwiikgen könnten cierurtige 
Ztrömungen besteken I^luünukmen zur Zickerkeit in klürnbergl. Oenerui V. klöki erklärt nock: 
,OuÜ von 6er keickswekr ein Outsck uusgekr, Kulte ick kür uusgescklossen. blur wenn clie liegierung 
sick unentscklossen reißen sollte, kann ick kür nickt» einsteken."'
Oie „Lrlclürunß" (s. cknm. 5) gub kingegen zu. „liuü unter clen 2eitkreiwilkgen-Verküncien clie 
sckurke Verurteilung liupps in 6er von mir unterreickneten Oroklumution cler klegierung böses lllut 
gemuckt Kutte".

II kritr kinclres <8OO), ku^eriscker Innenminister.
12 Oer Ninisterrut Kutte bereits in seiner Sitzung vom borgen cles 13. Nürr luut OrotolcoU (vgl. zVnm. 5) 

ksstßestellt:
,,Im Augenblick ersckeint es nickt uls rweckmüüiß, clie vollziekencle 6ewult uuk clus kliktür zu 
übertrugen. Oer ^knister cles Innern wirü mit Lenerul klökl in Oüklung bleiben unci nötigenkulls, 
wenn beule über ciie Xvtweruiiukeit cier klbeNrsgung einig sinci, womögiick nuck vorkeriger 
Verstünciigung cies klinisterruts ciie voliriekencle Oewuit uuk 6enerui klöki übertrugen."

13 Oer /usutz „ciurunter - lieickswekrokkirier" von klöki eigenk. nsckgetrugen.
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In München und Nürnberg wurde die Entwaffnung der Einwohnerwehr, Bewaff
nung der Arbeiter, die Herrschaft des Proletariats, in München insbesondere die 
Freilassung der politischen Gefangenen, Kontrolle der Reichswehr durch soziali
stische Kontrollorgane, Aufhebung des Belagerungszustandes verlangt. 

Der 13. 3. verlief im Übrigen nach außen hin ohne größere Störung. Von seiten des 
Gruppenkommandos wurden alle Vorkehrungen getroffen, um den Zustand der 
Gefechtsbereitschaft nach Kräften zu erhöhen, insbesondere durch Heranziehen 
von Verstärkungen an die Zentren München und Nürnberg. 

Eine Verbindung mit der alten Reichsregierung war am 13. abends noch nicht 
vorhanden, ihr Aufenthaltsort nicht bekannt. 

Schon am Abend des 13.3. bestand beim Gruppenkommando die Absicht, den 
Minister des Innernll zur Übertragung der vollziehenden Gewalt auf den Militär
Befehlshaber zu veranlassenl2

. Da jedoch die Wohnung des Ministers Endres erst 
gegen Mitternacht erfragt werden konnte und er dort telefonisch nicht zu erreichen 
war, schien es ausreichend, am Morgen des 14. 3. diesen Schritt zu unternehmen. 

Inzwischen hatte sich jedoch bei den verantwortlichen Zivilbehörden der Eindruck 
verdichtet, daß die Sicherheitsverhältnisse für Sonntag, 14. 3., die sofortige 
Übertragung der vollziehenden Gewalt auf den Oberbefehlshaber des Gruppen
kommandos 4 notwendig machten. Dies war der Kern der Darlegungen einer 
Besprechung, zu der etwa gegen 2 Uhr Vormittags beim Oberbefehlshaber 
erschienen: 

Regierungspräsident von Kahr, 
Polizeipräsident Pöhner, 
Forstrat Escherich als Landeshauptmann der Einwohnerwehr, 
Obergeometer Kanzler als Stellv . Landeshauptmann 
und noch einige Herren - darunter kein einziger aktiver 
Reichs wehroffizierl3

• 

Auch bei dieser Gelegenheit wurde betont, daß angesichts der drohenden Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit in der Truppe nur dann das nötige Vertrauen erhalten 
werden könne, wenn alle Teile der bewaffneten Macht, also auch Polizeiwehr und 

General v. Möhl erklärt, ihm sei davon nichts bekannt, unter den Zeitfreiwilligen könnten derartige 
Strömungen bestehen [Maßnahmen zur Sicherheit in Nürnberg]. General v. Möhl erklärt noch: 
,Daß von der Reichswehr ein Putsch ausgeht, halte ich für ausgeschlossen. Nur wenn die Regierung 
sich unentschlossen zeigen sollte, kann ich für nichts einstehen.'" 
Die "Erklärung" (s. Anm. 5) gab hingegen zu, "daß unter den Zeitfreiwilligen-Verbänden die 
scharfe Verurteilung Kapps in der von mir unterzeichneten Proklamation der Regierung böses Blut 
gemacht hatte". 

11 Fritz Endres (SPD), bayerischer Innenminister. 

12 Der Ministerrat hatte bereits in seiner Sitzung vom Morgen des 13. März laut Protokoll (vgl. Anm. 5) 
festgestellt: 
"Im Augenblick erscheint es nicht als zweckmäßig, die vollziehende Gewalt auf das Militär zu 
übertragen. Der Minister des Innern wird mit General Möhl in Fühlung bleiben und nötigenfalls, 
wenn beide über die Notwendigkeit der Übertragung einig sind, womöglich nach vorheriger 
Verständigung des Ministerrats die vollziehende Gewalt auf General Möhl übertragen." 

13 Der Zusatz "darunter - Reichswehroffizier" von Möhl eigenh. nachgetragen. 
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Linwobnsrwebr, smbsitlisb 6sm Osnsral von ^löbl unterstellt würben^. Diese 
Ltsbungnabme kam 6eu ^.bsiobtsn «les Oruppsnkomman6os entgegen. Die 
Dringbebkeit einer solortigen Lntsebei6ung konnte angesiebts 6er 6ureb 6ie lür 
Lonntag angesetrten IVlassenversammlungen gesebaklenen Lage niebt bestritten 
werben.
2u6em war bei einreinen Leitlreiwilbgen-Oruppen clureb Xapp'scbe Agenten 
Dnrube erzeugt worben; aueb blaebriebten von gewaltsamen ^bsiebten lieken ein; 
nur bei Übertragung cler vollriebenüen Oewalt konnten 6iese IHIe 6er ^eitlreiwil- 
bgen irn 2aume gebalten werben^.
Der Oberbeleblsbaber erklärte sieb bereit, solort beim Ministerpräsidenten 
vorstellig ru werben, bell sieb bort anmelben unb ersuebte einen llUI cler 
anwesenden Derren, rur Darlegung 6er Verbältnisse bin bieru ru begleiten.
^wiseben 3 unb 4 Dbr borgens kanb bie Lespreebung beim ^linisterpräsibenten 
Dollmann statt. Dieser erklärte, in 6er -Kngelegenbeit obne llelragung 6es 
Ninisterrates keine Lntscbeibung trellen ru können. Ls gelang, 6en Ninisterrat 
bis 6 übr borgens ru versammeln.
Lowobl vor wie wäbren6 6es Mnisterrates kam es keineswegs ru stürmiscben 
^.uktritten o6er ungesetrmälligen Lorberungen. iVueb 6ie Minister waren 6urebaus 
niebt aulgeregt. Dies mull mit küeksiebt aul 6ie in 6en Lanbtagsverbanblungen 
un6 in 6er sorialistiseben Dresse rirkulierenben Oerücbte aus6rückbeb bervorge- 
boben wer6en. In8beson6er6 wur6e eine Lorberung, 6all 6ie Regierung o6er 
einreine Minister o6er 6er Ninisterpräsi6ent abgeben sollten, we6er erbeben noeb 
angebeutet^.
Die Lorberung 6es Oberbekeblsbabers bestan6 lebiglicb 6arin, ball er - wie sebon 
seit Voeben - verlangt batte, ball ibm mit Rücksiebt aul 6ie Lrregung in 6en 
Iruppen un6 6ie am Lonntag, 14. 3., ru erwarten6en Dnruben 6ie vobrieben6e 
Oswalt übertragen wer6en sollte.
Der Oberbeleblsbaber bell biebei keinen ^weilei 6arüber, 6all er nur 6ann 6ie 
Oaranlie lür 6ie öllentbebe 0r6nung un6 Lieberbeit, aueb lür 6en Lebutr 6er 
Regierung übernebmen könne.

14 Dierru beillt es in 4er „kliDärung" (vgl. ^nm. 5): „Diese letrte Dor6erung batte ick seit langer Zeit 
unausgesetzt gegenüber 6er ba^eriseben Legierung vertreten. Die ktegierung Irani aber ru Ireinein 
DntseUuü. Die von mir vorgeseblagene ^laünabme war niebts Dngewöbnliekes. 8ie bätte nur 
Übereinstimmung mit 6em r. Zt. im übrigen Deutscblan6 bestebenrien Zustsnü berbeigekübn. 8ie 
war Ireine Usurpation meinerseits, mein Verlangen entsprang nur 6er Erkenntnis, 6aü bei 6er 
bisberigen Haltung 6er ktegierung obne eine 6ersrtige blaüregel 6ie grollten 8cbwierißkeiten kür 6ie 
Lekämpkung 6er bevorsteben6en ünruken ru erwarten waren. Daru lram noeb, 6aü im ^nscbluü an 
6ie grolle, kür 8onntsg angesetrte Versammlung im Zirkus Krone gröbere ünruben bekürcbtet 
wer6en müllten, ^us 6iesem 6run6 war aueb böebste Kile geboten.
Zu6em batte ieb 6en Kin6ruck, 6all obne Kntgegenkommen in 6er Krage 6er vollrieben6en 6ewalt 
Dnvorsicktigbeiten un6 kligenmäebtigkeiten seilens einreiner Gruppen bäum ru vermeiden waren."

15 Der vorsteben6e ^bsatr ist von rwei unbekannten Dän6en eingekügt worden.
16 Die „Erklärung" (vgl. ^nm. 5) kllgt bier ein: „Darüber, 6all in weiten Kreisen 6er keicbswebr eine 

grolle Dnrukrie6enkeit mit 6em bkinisterium Dokkmsnn bestan6, babe ieb mieb okken ausgespro- 
eben. Die 6rün6e geboren niebt bierber."
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Einwohnerwehr, einheitlich dem General von Möhl unterstellt würdenl4
. Diese 

Stellungnahme kam den Absichten des Gruppenkommandos entgegen. Die 
Dringlichkeit einer sofortigen Entscheidung konnte angesichts der durch die für 
Sonntag angesetzten Massenversammlungen geschaffenen Lage nicht bestritten 
werden. 

Zudem war bei einzelnen Zeitfreiwilligen-Gruppen durch Kapp'sche Agenten 
Unruhe erzeugt worden; auch Nachrichten von gewaltsamen Absichten liefen ein; 
nur bei Übertragung der vollziehenden Gewalt konnten diese Teile der Zeitfreiwil
ligen im Zaume gehalten werden 15. 

Der Oberbefehlshaber erklärte sich bereit, sofort beim Ministerpräsidenten 
vorstellig zu werden, ließ sich dort anmelden und ersuchte einen Teil der 
anwesenden Herren, zur Darlegung der Verhältnisse ihn hiezu zu begleiten. 

Zwischen 3 und 4 Uhr Morgens fand die Besprechung beim Ministerpräsidenten 
Hoffmann statt. Dieser erklärte, in der Angelegenheit ohne Befragung des 
Ministerrates keine Entscheidung treffen zu können. Es gelang, den Ministerrat 
bis 6 Uhr Morgens zu versammeln. 

Sowohl vor wie während des Ministerrates kam es keineswegs zu stürmischen 
Auftritten oder ungesetzmäßigen Forderungen. Auch die Minister waren durchaus 
nicht aufgeregt. Dies muß mit Rücksicht auf die in den Landtagsverhandlungen 
und in der sozialistischen Presse zirkulierenden Gerüchte ausdrücklich hervorge
hoben werden. Insbesondere wurde eine Forderung, daß die Regierung oder 
einzelne Minister oder der Ministerpräsident abgehen sollten, weder erhoben noch 
angedeutet l6• 

Die Forderung des Oberbefehlshabers bestand lediglich darin, daß er - wie schon 
seit Wochen - verlangt hatte, daß ihm mit Rücksicht auf die Erregung in den 
Truppen und die am Sonntag, 14. 3., zu erwartenden Unruhen die vollziehende 
Gewalt übertragen werden sollte. 

Der Oberbefehlshaber ließ hiebe i keinen Zweifel darüber, daß er nur dann die 
Garantie für die öffentliche Ordnung und Sicherheit, auch für den Schutz der 
Regierung übernehmen könne. 

14 Hierzu heißt es in der "Erklärung" (vgl. Anm. 5): "Diese letzte Forderung hatte ich seit langer Zeit 
unausgesetzt gegenüber der bayerischen Regierung vertreten. Die Regierung kam aber zu keinem 
Entschluß. Die von mir vorgeschlagene Maßnahme war nichts Ungewöhnliches. Sie hätte nur 
Übereinstimmung mit dem z. Zt. im übrigen Deutschland bestehenden Zustand herbeigeführt. Sie 
war keine Usurpation meinerseits, mein Verlangen entsprang nur der Erkenntnis, daß bei der 
bisherigen Haltung der Regierung ohne eine derartige Maßregel die größten Schwierigkeiten für die 
Bekämpfung der bevorstehenden Unruhen zu erwarten waren. Dazu kam noch, daß im Anschluß an 
die große, für Sonntag angesetzte Versammlung im Zirkus Krone größere Unruhen befürchtet 
werden mußten. Aus diesem Grund war auch höchste Eile geboten. 
Zudem hatte ich den Eindruck, daß ohne Entgegenkommen in der Frage der vollziehenden Gewalt 
Unvorsichtigkeiten und Eigenmächtigkeiten seitens einzelner Truppen kaum zu vermeiden waren." 

15 Der vorstehende Absatz ist von zwei unbekannten Händen eingefügt worden. 

16 Die "Erklärung" (vgl. Anm. 5) fügt hier ein: "Darüber, daß in weiten Kreisen der Reichswehr eine 
große Unzufriedenheit mit dem Ministerium Hoffmann bestand, habe ich mich offen ausgespro
chen. Die Gründe gehören nicht hierher." 
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14. 3.
Oer Antrag äes Oberbekeblsbabers wuräe vom Ninisterrat rum 'llell, aber äoeb in 
einer äen äringenästen ^nkoräerungen genügenäen ^Veise erküllt^^.
Oeneral v. Nöbl wuräe äureb Veroränung äes Oesamtministeriums rum Ltaats- 
bommissar von Nüneben-Ltaät unä -Oanä ernannt. ^ls Oegierungsbommissar 
wuräe ibm äer klegierungsprasiäent von Oberbayern, Oxr. v. Xabr, beigegeben^. 
Oeneral v. ^lölä übertrug äie Lieberbeitsmallnabmen kür Nünekmn-Ltaät unä 
-Oanä äem Xommanäeur äer Leblltrenbrigaäe 21, Oberst v. Opp, unä stellte unter 
äessen Oekeble: äie Oeiebswebr, äie Ooll^eiwebr, äie Oinwobnerwebr unä äie 
teellniscire blotbilke. Or bebielt sieb jeäoeb äie politiseben blallnabmen vor.
8ebon Mrt sebwirrten in äer Levöllcerung Oerüebte von einer Nilitar-Oibtatur.
Oie neue Oeiebsregierung, als äeren Oeiebsbanrler Kapp reiebnete, unä äer neue 
Oeiebswebrminister sanäten an äas Oruppenbommanäo eine Oeibe von Oekeblen, 
äie aber sämtlicb niebt vollzogen wuräen^^.
^us äen verscbieäensten "Oeilen äes lieiebes lcamen I^laebriebten, äie, sieb okt 
wiäersprecbenä, besagten, äa6 einreine Orovinren sieb äer neuen kiegierung 
anseblossen unä aueb eine ^nrabl von kieicbswebrverbänäen sieb äem neuen 
Oeiebswebrminister unterstellten, ^.ueb von Onruben in Oranbkurt, in versebieäe- 
nen Ltääten Laebsens, in Xiei unä anäeren wuräe beriobtet^.
Ober äie bisberige kegierung wuräe bebannt, äall sie naeb Oresäen gekabren, von 
äort aber naeb Ltuttgart weiter gekabren sei, wobin aueb äie blationalversammlung 
einberuken weräen sollte^.
In Ladern blieb es äen Lonntag über rubig. Ooeb mebrten sieb von überall ber äie 
^nreieben äes bevorstebenäen Oeneralstreibes.
^us Ook lauteten äie blaebriebten besonäers ungünstig unä wiäerspreebenä^. Oie 
einen besagten, äie Oaterepublllc sei bereits ausgeruken, äie anäeren, äall äie

17 Oer 8atr ist von ^lökl eigenkändig umgestellt worden. Oie ursprünglicke Fassung lautete: ,,Oie 
Forderung des Okerkekeklskakers wurde vorn ^linisterrut teilweise erfüllt." In der „krlclurung" 
(vgl. ^nm. 5) keiüt es, „meine Forderung lwurdel mit einer ^ksckwückung und kinsckrünkung 
angenommen, die ick uusdrückkck den ^linislern gegenüber als eine unter den obwaltenden 
Verkültnissen annekmbare und glückkeke kösung der ganren t rage bereicknete".

18 Oie „krlclärung" (vgl. rVnm. 5) ergänrl kierru: „Oie sümlllcken Minister mit ^usnukme des 
^linisterprüsidenten Kutten, wie ick später erkukr, kür die ^nnukme meiner Forderung gestimmt. 
Oie Lekauptung, duü das ^linisterium unter einem Zwange gebandelt Kube und duü die Verkussung 
irgendwie verlstrt sei, ist kulsck."
Oie Ernennung erkolgte auk der kecktsgrundluge der Verordnung des kayeriseken Ltuutsministe- 
riums vom 4. IVovember 1919 üker die ^.ukkebung des Xriegsrustunds und üker einstweilige 
UuIZnukmen nuek ^rt. 48, ^ks. 4 der keicksverkussung. Vgl. LckultkeL 1919 I 8. 474 k. und Ouber 
III 8. 6 ^nm. 1.

19 Kluck ^rckivuliscke Oorsckungen VII Vr. 332 ^nm. I Kut küttwitr ketoklen, der 6enerul v. klökl 
solle im Oesitre der von der Outsckregierung übertragenen vollriekenden Oewult einen „Ltuutskom- 
missur" ernennen und durck Mktürklugreuge weitere Oekekle in Oökeritr in Lmpksng nekmen 
lussen.

20 Vgl. die Ökersickten Kei Kkönnemunn-Xrusck passim, kucas II 8. 132-177.
21 Vgl. larger 8. 174-176.
22 Vgl. ^rckivaliscke korsckungen VII Kir. 330, Xönnemunn-Xrusck 8. I44k„ kucas II 8. 160.
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14. 3. 

Der Antrag des Oberbefehlshabers wurde vom Ministerrat zum Teil, aber doch in 
einer den dringendsten Anforderungen genügenden Weise erfüllt17• 

General v. Möhl wurde durch Verordnung des Gesamtministeriums zum Staats
kommissar von München-Stadt und -Land ernannt. Als Regierungskommissar 
wurde ihm der Regierungspräsident von Oberbayern, Exz. v. Kahr, beigegebenl8• 

General v. Möhl übertrug die Sicherheitsrnaßnahmen für München-Stadt und 
-Land dem Kommandeur der Schützenbrigade 21, Oberst v. Epp, und stellte unter 
dessen Befehle: die Reichswehr, die Polizeiwehr, die Einwohnerwehr und die 
technische Nothilfe. Er behielt sich jedoch die politischen Maßnahmen vor. 

Schon jetzt schwirrten in der Bevölkerung Gerüchte von einer Militär-Diktatur. 

Die neue Reichsregierung, als deren Reichskanzler Kapp zeichnete, und der neue 
Reichswehrminister sandten an das Gruppenkommando eine Reihe von Befehlen, 
die aber sämtlich nicht vollzogen wurdenl9 . 

Aus den verschiedensten Teilen des Reiches kamen Nachrichten, die, sich oft 
widersprechend, besagten, daß einzelne Provinzen sich der neuen Regierung 
anschlossen und auch eine Anzahl von Reichswehrverbänden sich dem neuen 
Reichswehrminister unterstellten. Auch von Unruhen in Frankfurt, in verschiede
nen Städten Sachsens, in Kiel und anderen wurde berichtet20

• 

Über die bisherige Regierung wurde bekannt, daß sie nach Dresden gefahren, von 
dort aber nach Stuttgart weiter gefahren sei, wohin auch die Nationalversammlung 
einberufen werden sollte21 • 

In Bayern blieb es den Sonntag über ruhig. Doch mehrten sich von überall her die 
Anzeichen des bevorstehenden Generalstreikes. 

Aus Hof lauteten die Nachrichten besonders ungünstig und widersprechend22
• Die 

einen besagten, die Räterepublik sei bereits ausgerufen, die anderen, daß die 

17 Der Satz ist von Möhl eigenhändig umgestellt worden. Die ursprüngliche Fassung lautete: "Die 
Forderung des Oberbefehlshabers wurde vom Ministerrat teilweise erfüllt." In der "Erklärung" 
(vgl. Anm. 5) heißt es, "meine Forderung [wurde] mit einer Abschwächung und Einschränkung 
angenommen, die ich ausdrücklich den Ministern gegenüber als eine unter den obwaltenden 
Verhältnissen annehmbare und glückliche Lösung der ganzen Frage bezeichnete". 

18 Die "Erklärung" (vgl. Anm. 5) ergänzt hierzu: "Die sämtlichen Minister mit Ausnahme des 
Ministerpräsidenten hatten, wie ich später erfuhr, für die Annahme meiner Forderung gestimmt. 
Die Behauptung, daß das Ministerium unter einem Zwange gehandelt habe und daß die Verfassung 
irgendwie verletzt sei, ist falsch." 
Die Ernennung erfolgte auf der Rechtsgrundlage der Verordnung des bayerischen Staatsministe
riums vom 4. November 1919 über die Aufhebung des Kriegszustands und über einstweilige 
Maßnahmen nach Art. 48, Abs. 4 der Reichsverfassung. Vgl. Schultheß 1919 I S. 474f. und Huber 
III S. 6 Anm. 1. 

19 Nach Archivalische Forschungen VII Nr. 332 Anm. 1 hat Lüttwitz befohlen, der General v. Möhl 
solle im Besitze der von der Putschregierung übertragenen vollziehenden Gewalt einen "Staatskom
missar" ernennen und durch Militärflugzeuge weitere Befehle in Döberitz in Empfang nehmen 
lassen. 

20 Vgl. die Übersichten bei Könnemann-Krusch passim. Lucas 11 S. 132-177. 

21 Vgl. Erger S. 174-176. 

22 Vgl. Archivalische Forschungen VII Nr. 330, Könnemann-Krusch S. 144f., Lucas 11 S. 160. 
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Kinwohnerwehr entwarnet würde, dak die ^rbeiterschakt den kücktritt aller 
hisherigen Keichs- und kandesregierungen verlange. 8oviel war sicirer, daK die 
geset^mäkigen kehörden dis Macht nicht mehr in Hannen batten.
Absperrung des aukrübreriseben Oebiets wurde von Brigade 23 veranlagt. In 
blürnberg wurde cler Oeneralstreik kür 15. 3. ungesagt^. In München kand eine 
II.8.?. Versammlung im Zirkus Krone statt, worin rum Oeneralstreik aukgekordert 
und clie Entlassung 6er politischen Oekangenen verlangt wurde.
Im Dauke des lVachmittags wurde dann aucli tatsächlich in München 6er 
Oeneralstreik proklamiert. Da nach einer Meldung 6er 8treik sich auk 6ie 
lehenswichtigen ketriebe erstrecken sollte, erlieK 6er Ktaatskommissar kür Mün- 
chen-8tadt un6 -band^ Iolgen6e kekanntmackung:
,,^uk Orund 6er Veror6nung 6es Oesamtministsriums vom 14. 3. 20 üder Maknah- 
men naclt Artikel 48 Xhs. IV 6er keichsverkassung wir6 kür 6as Oehiet 6er 8ta6t 
un6 6es kerirksamtes München bestimmt:
lede ketätigung 6ureir Mort, 8clrrikt o6er an6ere Maknahmen, 6ie 6arauk gerielitet 
ist, lebenswichtige ketriehe rur 8ti1legung ru bringen, ist rerüsten.
^Is lebenswichtige betriebe gelten insbeson6ere 6ie ökkentlichen Verkehrsmittel 
sowie alle Anlagen un6 Kinrichtungen rur kr^eugung von Oas, Masser un6 
klektrirität.
Mer vorstehen6e Anordnung ühertritt o6er rur Übertretung aukkor6ert, wir6, wenn 
nicht 6ie Oesetre eine schwerere 8trake an6rohen, mit Oekängnis his ru einem 
llahre, beim Vorliegen mil6ern6er Ümstän6e mit Hakt o6er mit Oeldstrake bis ru 
I 500 M. bestrakt."
Xm Xbend 6es 14. 3. war bekannt, dak Oruppenkommando I sicb kür 6ie neue, 
Oruppenkommando 2 kür 6ie alte kegierung erklärt batten.
Von 6er alten kegierung war noch keine IVacbricbt eingelauken, Verbindung mit 
ihr war noch nicht vorhan6en.
In 6er 8teI1ungnahme 6es Oruppenkommandos 4 hatte sich nichts geän6ert.
Xm 8pätabend wur6e kolgen6er krlak 6es Ministeriums bekannt:
,,Das ka^eriscbe Oesamtministerium ist gemäk beute ^.bend gelabtem Minister- 
ratsbeschluk rurückgetreten. Der kayeriscbe kandtag tritt Dienstag, 6en 16. 3., 
rusammen un6 wir6 sicb mit 6er Umstellung 6es neuen Ministeriums bekassen. Kis 
rur IVeubildung 6er kegierung kübren 6ie bisherigen Minister entsprechend 6er 
Verkassung ihre ^mtsgeschäkte weiter. Die Oeschäkte 6es Ministerpräsidenten 
werden von dem verkassungsmäkigen Vertreter, dem Dandwirtschaktsminister 
Krh. v. Kre^herg, die Oeschäkte des Ministeriums des Xukern und kür Unterricht 
und Kultus vom 8taatssekr6tär 8änger wahrgenommen. Die kegierung wird mit 
allen kräkten kür Kuh« und 8icherheit und kür ungestörte Kortkührung der 
DehensmiNelrukuhr eintreten."

23 Vßl. ^reliivaliBelie k'orsckuriZen VII 346. Könnem3nri-Kru8e!4 5. 145 un6 8. 2451., 6uo38 II 
8. 160. Line „DsrLtellunß 6er 6reißni886 in I^ürntierß 8eit 13. 3." au8 6er 8ielir 6er Heicli8wet4r in 
6H8l2^ IV. 8eliüt2en-6riß36e 21, 66. 56 6. Vervielk. ^u8lertißunß.

24 Oenerslma^or v. Viö61, v^I. ^nm. 18.
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Einwohnerwehr entwaffnet würde, daß die Arbeiterschaft den Rücktritt aller 
bisherigen Reichs- und Landesregierungen verlange. Soviel war sicher, daß die 
gesetzmäßigen Behörden die Macht nicht mehr in Händen hatten. 

Absperrung des aufrührerischen Gebiets wurde von Brigade 23 ver anlaßt. In 
Nürnberg wurde der Generalstreik für 15. 3. angesagt23

• In München fand eine 
U.S.P. Versammlung im Zirkus Krone statt, worin zum Generalstreik aufgefordert 
und die Entlassung der politischen Gefangenen verlangt wurde. 

Im Laufe des Nachmittags wurde dann auch tatsächlich in München der 
Generalstreik proklamiert. Da nach einer Meldung der Streik sich auf die 
lebenswichtigen Betriebe erstrecken sollte, erließ der Staatskommissar für Mün
chen-Stadt und _Land24 folgende Bekanntmachung: 

"Auf Grund der Verordnung des Gesamtministeriums vom 14. 3. 20 über Maßnah
men nach Artikel 48 Abs. IV der Reichsverfassung wird für das Gebiet der Stadt 
und des Bezirksamtes München bestimmt: 

Jede Betätigung durch Wort, Schrift oder andere Maßnahmen, die darauf gerichtet 
ist, lebenswichtige Betriebe zur Stillegung zu bringen, ist verboten. 

Als lebenswichtige Betriebe gelten insbesondere die öffentlichen Verkehrsmittel 
sowie alle Anlagen und Einrichtungen zur Erzeugung von Gas, Wasser und 
Elektrizität. 

Wer vorstehende Anordnung übertritt oder zur Übertretung auffordert, wird, wenn 
nicht die Gesetze eine schwerere Strafe androhen, mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre, beim Vorliegen mildernder Umstände mit Haft oder mit Geldstrafe bis zu 
1 500 M. bestraft." 

Am Abend des 14. 3. war bekannt, daß Gruppenkommando 1 sich für die neue, 
Gruppenkommando 2 für die alte Regierung erklärt hatten. 

Von der alten Regierung war noch keine Nachricht eingelaufen, Verbindung mit 
ihr war noch nicht vorhanden. 

In der Stellungnahme des Gruppenkommandos 4 hatte sich nichts geändert. 

Am Spätabend wurde folgender Erlaß des Ministeriums bekannt: 

"Das Bayerische Gesamtministerium ist gemäß heute Abend gefaßtem Minister
ratsbeschluß zurückgetreten. Der Bayerische Landtag tritt Dienstag, den 16. 3., 
zusammen und wird sich mit der Bestellung des neuen Ministeriums befassen. Bis 
zur Neubildung der Regierung führen die bisherigen Minister entsprechend der 
Verfassung ihre Amtsgeschäfte weiter. Die Geschäfte des Ministerpräsidenten 
werden von dem verfassungsmäßigen Vertreter, dem Landwirtschaftsminister 
Frh. v. Freyberg, die Geschäfte des Ministeriums des Äußern und für Unterricht 
und Kultus vom Staatssekretär Sänger wahrgenommen. Die Regierung wird mit 
allen Kräften für Ruhe und Sicherheit und für ungestörte Fortführung der 
Lebensmittelzufuhr eintreten." 

23 Vgl. Archivalische Forschungen VII Nr. 346. Könnemann-Krusch S. 145 und S. 245f., Lucas II 
S. 160. Eine "Darstellung der Ereignisse in Nürnberg seit 13. 3." aus der Sicht der Reichswehr in 
BHStA IV. Schützen-Brigade 21, Bd. 56 Akt. 6. Vervielf. Ausfertigung. 

24 Generalmajor v. Möhl, vgl. Anm. 18. 
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15. 3.
11m clie immer vvie66rliedren6en Versuche cler neuen BeZierun^ un6 des neuen 
Beiedswedrministers, 6urcd Bekedle un6 c^nkraZen XinkluB auk das Oruppenlcom- 
man6o ru gewinnen, ausrusedalten, wurcle koIZen6es leleZramm an 6as Beieds- 
vvedrministerium naed Berlin Zesan6t:

t- -
Bisses 'BeleZramm vvur6e ZIeicdreitiZ 6en Gruppen delcannt ZeZeden.
Über 6ie Verdältnisse im Bsied un6 in Berlin war inrwiseden 6ured Nel6unZ eines 
naed Berlin entsan6ten Oeneralstadsokkiriers 6es Oruppendomman6os, aus Mttei- 
lunZen <les da^eriscden Oesan6ten un6 MtteilunZ cles Ministers OeBIer cler 
disderiZen BeiedsreZierun^ nunmedr kolgen6es delcannt ZevvorBen:
Oeneralstreilc im Zanren Beied. Bisendadnverlcedr grüBleMeils ladmZeleAt. Unru
hen in Beiprig, Ldemnitr, Xranlckurt.
Bem Oeneral von Büttwitr linden sied keiedswedrtruppen in Berlin, in lVleolclen- 
durZ, in Bcdlesien unterstellt, in welcdem IlmkanZe ist niedt dlnr. Iruppen 6es 
BeiedsvedrZruppendommnnclos 2, cles ^Vedricreisdommnnclos V (^VürttemderZ- 
Baclen) sieden dinter cler disderigen BeiedsreZierunZ.
Bem Ban6sedakts6irelctor Xapp ist es disder niedt ZelunZen, ein Xadinett ru dilclen 
un6 ernstdakte Bolitider kür seine 8aede ru gewinnen. Bie Beamten in clen 
Beiedsministerien sollen ^rdeit unter Xapp verweigern. Im Beicdswedrministe- 
rium sincl clie leitenclen Ldeks rurüelcgetreten, edenso cler disderige Ldek cles 
(Generals von düttwilr^.
Bie dlacdriedt, 6a6 clie disderige Beicdsregierung rum Oeneralstreilc aukgekorclert 
dat, ist niedt rutrekken6. Minister Oedler erlclärte, 6aB clie Bnterscdrikten cler 
soriadstiseden keiedsminister odne wissen dieser Mnister unter 6em T^ukruk cler 
medrdeitssorislistisoden Bartei rum Oeneralstreilc gesetrt wor6en sincl^.
Bie disderige BeiedsreZierunZ dat sied in 8tuttZart etsdliert. VerdancllunZen, clie 
Oenernl ü/lnerclcer rviseden 6er disderiZen BeZierung un6 6em BLn6scdLlts6ireIi- 
tor Xapp versuedt dat, sollen von 6er disderiZen BeZierunZ adZelednt, naed 
an6eren dlaedriedten nocd im OanZe sein^.
Xs war vollkommen Iclar, 6a6 clie sü66eutscden ke^ierunZen un6 6er besten 
Beut8edlLn6s rur alten BeZierun^ dslten. Bas Oerüedt detr. Verdan6lunAen 
rwiseden alter un6 neuer BeZierunZ wur6e 6n6ZüItiZ 6em6ntiert.
In Ladern un6 rwar in ^lüneden, dlürnderZ, Ba^reutd^o, BeZensdur^^, Bok un6 
medreren an6eren 8tä6ten derrsedte Oeneralstreilc. In ^lüncden streilcten aucd

25 5. Nr. 12.
26 8. OeMer 8. 1251.
27 Leneralinaior Martin k'rlir. v. OI6ersksuseii, Ltiel 6es 8labes cles keictisvvel>r-6ruppeiilcoin- 

insnclos 1.
28 Oer lext cles ^ulruks 2um Oenerslstreilc u. a. ^relcivsllselce k'orscliunßen VII Nr. 36, ein Oslcsiinile 

bei Könnemann-Kruscb 8. 165; rur Onlstebung cles ^ulruls Lrßer 8. 193-195.
29 2u clen Vermittlunßsbemübunßen ^luercbers s. Orger 8. 234-248.
30 Vßl. c^rebivulisebe Oorscbungen VII Nr. 339, Könnemsnn-Kruseb 8. 246.
31 VZI. c^rebivulisebe Oorsebun^en VII Nr. 347.
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15.3. 

Um die immer wiederkehrenden Versuche der neuen Regierung und des neuen 
Reichswehrministers, durch Befehle und Anfragen Einfluß auf das Gruppenkom
mando zu gewinnen, auszuschalten, wurde folgendes Telegramm an das Reichs
wehrministerium nach Berun gesandt: 

[ ... ]25 

Dieses Telegramm wurde gleichzeitig den Truppen bekannt gegeben. 

Über die Verhältnisse im Reich und in Berlin war inzwischen durch Meldung eines 
nach Berlin entsandten Generalstabsoffiziers des Gruppenkommandos, aus Mittei
lungen des bayerischen Gesandten und Mitteilung des Ministers Geßler der 
bisherigen Reichsregierunlf6 nunmehr folgendes bekannt geworden: 

Generalstreik im ganzen Reich. Eisenbahnverkehr größtenteils lahmgelegt. Unru
hen in Leipzig, Chemnitz, Frankfurt. 

Dem General von Lüttwitz haben sich Reichswehrtruppen in Berlin, in Mecklen
burg, in Schlesien unterstellt, in welchem Umfange ist nicht klar. Truppen des 
Reichswehrgruppenkommandos 2, des Wehrkreiskommandos V (Württemberg
Baden) stehen hinter der bisherigen Reichsregierung. 

Dem Landschaftsdirektor Kapp ist es bisher nicht gelungen, ein Kabinett zu bilden 
und ernsthafte Politiker für seine Sache zu gewinnen. Die Beamten in den 
Reichsministerien sollen Arbeit unter Kapp verweigern. Im Reichswehrministe
rium sind die leitenden Chefs zurückgetreten, ebenso der bisherige Chef des 
Generals von Lüttwitz27• 

Die Nachricht, daß die bisherige Reichsregierung zum Generalstreik aufgefordert 
hat, ist nicht zutreffend. Minister Geßler erklärte, daß die Unterschriften der 
sozialistischen Reichsminister ohne Wissen dieser Minister unter dem Aufruf der 
mehrheitssozialistischen Partei zum Generalstreik gesetzt worden sind28• 

Die bisherige Reichsregierung hat sich in Stuttgart etabliert. Verhandlungen, die 
General Maercker zwischen der bisherigen Regierung und dem Landschaftsdirek
tor Kapp versucht hat, sollen von der bisherigen Regierung abgelehnt, nach 
anderen Nachrichten noch im Gange sein29• 

Es war vollkommen klar, daß die süddeutschen Regierungen und der Westen 
Deutschlands zur alten Regierung halten. Das Gerücht betr. Verhandlungen 
zwischen alter und neuer Regierung wurde endgültig dementiert. 

In Bayern und zwar in München, Nürnberg, Bayreuth30, Regensbur~l, Hof und 
mehreren anderen Städten herrschte Generalstreik. In München streikten auch 

25 S. Nr. 12. 

26 S. Geßler S. 125 f. 

27 Generalmajor Martin Frhr. v. Oldershausen, Chef des Stabes des Reichswehr-Gruppenkom
mandos 1. 

28 Der Text des Aufrufs zum Generalstreik u. a. Archivalische Forschungen VII Nr. 36, ein Faksimile 
bei Könnemann-Krusch S. 165; zur Entstehung des Aufrufs Erger S. 193-195. 

29 Zu den Vermittlungs bemühungen Maerckers s. Erger S. 234-248. 

30 Vgl. Archivalische Forschungen VII Nr. 339, Könnemann-Krusch S. 246. 

31 Vgl. Archivalische Forschungen VII Nr. 347. 
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die kisenbakner und die 8traßenbakner. ^uck in Legensburg war Verkekrsstreik, 
im übrigen Veile Lagerns dagegen nickt. 2u größeren Onruken kam es in Layern 
nickt. In Nürnberg spitzte sick cks kage zu. Die Lrigade 24 Katte genügend 
Gruppen zugekükrt erkalten und sak etwaigen Kämpken zuversicktkck entgegen. 
Line Übertragung 4er vollziekenden Oewalt an den Lrigadekommandeur war trotz 
dessen dringender kitte nock nickt erkolgt. Oer Legierungspräsident von Niltel- 
kranken Katte vom Ninisterrat )edock clie krmäcliligung, clie bewakknete Nackt 
iederzeit aukzuruken.

16. 3.
In Nüncken begann man über clie Leendigung cles Oeneralstreikes z.u verbandeln, 
an mekreren 8teI1en cler 8tadt kanclen kleinere knruken statt, Kei denen es aucli zu 
einigen 8ckießsreien kam. In Regensburg kalten clie kisenbaliner sick bewakknet 
uncl den Laknkok besetzt. Verkekrsstreik. In Ook versckärlte sick die kage. In 
Nünckberg blutiger Zusammenstoß zwiscken kinwobnerwekr und Keulen aus 
klok. Lrigade 23 entsandte eine Kompagnie dortkin.
In blürnberg wurde die 8timmung unter der cVrbeilersckakt immer erregter. Oie 
Kübrung Katte der rote Natrosenbund, der üker ziemlick viele hakken verlüden 
sollte. In der 8tadt durckzogen bewakknet« Landen die 8traßen^. Oie Lrigade 
erwartete kür den 17. 3. ernste Kample.
^m I^ackmittag des 16. 3. bildete sick die neue 6a>eriscke Legierung. Ns 
Ministerpräsident wurde Kxz. v. Kabr gewäklt.
Oer kiskerige Legierungspräsident der Lkalz, Or. von Winterstein, wurde zum 
Oeneralstaatskommissar lür ganz Ladern reckts des Lkeins ernannt^. kr erließ 
kolgende Verordnung:
,,Oie kage Kat sick im Kaule des keutigen Vages so zugespitzt, daß das ^ulgebot 
der kewakkneten Nackt nickt mekr zu umgeken ist.
Ick biete kiernit in ganz Ladern die bewallnete Nackt zur ^ukreckterkaltung und 
hiederberstellung der ökkentkcken Ordnung und 8ickerkeit auk. Oas kinsckreiten 
der kewakkneten Nackt muß im kinzelkalle soweit irgend mäglick im kinvernek- 
men mit der zuständigen Oolizeibekörde erkolgen. Oie politiscllen Anordnungen 
bleiben der ^ivilverwaltung aussckließlick vorbekalten.
Oen Leicbswekrbekeblsbabern wird die staatlicke Lokzeiwekr, die kinwobnerwekr 
und die teckniscke I>lotkilke unterstellt, und zwar kür ganz Ladern dem Oberbe- 
keklskaber des Oruppenkommandos 4, kür die Legierungsbezirke 8ekwaben, 
Oberbayern (okne Lezirksamt Ingolstadt) und kliederba^ern dem Kommandeur 
der 8cbützenbrigade 21, kür die Legierungsbezirke Nittelkranken und Oberpkalz 
und kür das Lezirksamt Ingolstadt dem Kommandeur der Leickswebrbrigade 24, 
kür die Legierungsbezirke Oberkranken und knterkranken dem Kommandeur der 
Leickswekrbrigade 23, kür die Leickswekrstandorte den Ltandortältesten.

Oer Oeneralstaatskommissar
Or. v. hinterstem."

32 Lesiriokeii kolZt: „drangen in die kLstkduser ein und verhinderten 6ns kersnnsl LIN Ledienen".
33 kir trst durnit sn die 8telle des kisäerißen 8tLLlsIronnnissLrs, die Lkertraßung der volkiekenden 

Oecvslt sn LenerLlinujor v. ^lölil rvsr dsmil Lukßekioben. LcliuItkeÜ 1920 I 8. 58 k.
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die Eisenbahner und die Straßenbahner. Auch in Regensburg war Verkehrsstreik, 
im übrigen Teile Bayerns dagegen nicht. Zu größeren Unruhen kam es in Bayern 
nicht. In Nürnberg spitzte sich die Lage zu. Die Brigade 24 hatte genügend 
Truppen zugeführt erhalten und sah etwaigen Kämpfen zuversichtlich entgegen. 
Eine Übertragung der vollziehenden Gewalt an den Brigadekommandeur war trotz 
dessen dringender Bitte noch nicht erfolgt. Der Regierungspräsident von Mittel
franken hatte vom Ministerrat jedoch die Ermächtigung, die bewaffnete Macht 
jederzeit aufzurufen. 

16. 3. 

In München begann man über die Beendigung des Generalstreikes zu verhandeln, 
an mehreren Stellen der Stadt fanden kleinere Unruhen statt, bei denen es auch zu 
einigen Schießereien kam. In Regensburg hatten die Eisenbahner sich bewaffnet 
und den Bahnhof besetzt. Verkehrsstreik. In Hof verschärfte sich die Lage. In 
Münchberg blutiger Zusammenstoß zwischen Einwohnerwehr und Leuten aus 
Hof. Brigade 23 entsandte eine Kompagnie dorthin. 

In Nürnberg wurde die Stimmung unter der Arbeiterschaft immer erregter. Die 
Führung hatte der rote Matrosenbund, der über ziemlich viele Waffen verfügen 
sollte. In der Stadt durchzogen bewaffnete Banden die Straßen:l2• Die Brigade 
erwartete für den 17. 3. ernste Kämpfe. 

Am Nachmittag des 16. 3. bildete sich die neue Bayerische Regierung. Als 
Ministerpräsident wurde Exz. v. Kahr gewählt. 

Der bisherige Regierungspräsident der Pfalz, Dr. von Winterstein, wurde zum 
Generalstaatskommissar für ganz Bayern rechts des Rheins ernannt33 . Er erließ 
folgende Verordnung: 

"Die Lage hat sich im Laufe des heutigen Tages so zugespitzt, daß das Aufgebot 
der bewaffneten Macht nicht mehr zu umgehen ist. 

Ich biete hiemit in ganz Bayern die bewaffnete Macht zur Aufrechterhaltung und 
Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit auf. Das Einschreiten 
der bewaffneten Macht muß im Einzelfalle soweit irgend möglich im Einverneh
men mit der zuständigen Polizeibehörde erfolgen. Die politischen Anordnungen 
bleiben der Zivilverwaltung ausschließlich vorbehalten. 

Den Reichswehrbefehlshabern wird die staatliche Polizeiwehr, die Einwohnerwehr 
und die technische Nothilfe unterstellt, und zwar für ganz Bayern dem Oberbe
fehlshaber des Gruppenkommandos 4, für die Regierungsbezirke Schwaben, 
Oberbayern (ohne Bezirksamt Ingolstadt) und Niederbayern dem Kommandeur 
der Schützenbrigade 21, für die Regierungsbezirke Mittelfranken und Oberpfalz 
und für das Bezirksamt Ingolstadt dem Kommandeur der Reichswehrbrigade 24, 
für die Regierungsbezirke Oberfranken und Unterfranken dem Kommandeur der 
Reichswehrbrigade 23, für die Reichswehrstandorte den Standortältesten. 

Der Generalstaatskommissar 
Dr. v. Winterstein. " 

32 Gestrichen folgt: "drangen in die Gasthäuser ein und verhinderten das Personal am Bedienen". 

33 Er trat damit an die Stelle des bisherigen Staatskommissars, die Übertragung der vollziehenden 
Gewalt an Generalmajor v. Möhl war damit aufgehoben. Schultheß 1920 I S. 58 f. 
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Oeneral v. lVlöbl erließ kolbenden Oelebl an die Oa^eriscbe ldeicbswebr:

l- -
/^m VormiltaZ des 16. 3. Kat das Oruppsnicommando LernspreebverbindunZ inil 
6er alten lieiebsreZierunZ in ZtuttZart bersteilen können. Lin Oeneralstabsollirier 
wurde rum Leiebswebrminister blosice entsandt. Oamit war ciie LnterstellunZ cies 
ba^eriscben leils 6er Leicbswebr unter cien Keiebswebrminister IVoslce aueb 
praictiscb wieder berAsstellt.

Lür das Oruppenicommando
Oer Obel des Oeneralstabes

LraZer

18.

^ukruk «les Hekeblsbabers irn Vebebreis I, Oenerslleutnsnl v. Lstorlk, an 
die LevoIKerunK der LrovinL Ostpreuken naeir dein 8eKeitern des Xapp- 

Lüttwitr-LutseKes.

17. !Hgrr 1920. KönlKsberK. I.P.IVr. 691/20 3. Oberseknikt: 4ulruk. - ItV. IVI. Lpp IVr. 44. 
Vervielk. ^iLskertiKiinK.

Oie KeZierunZ Lbert-Oauer bat sieir die wesentliebsten der lür den ^usgleieb mit 
iirr vorZeseblaZenen Lunlcte des keicbslcanrlers Kapp ru eiZen Asmaebd. Oamit 
bat Or. Lapp seine Mission als erlüllt anZeseben und ist, um nieiit den Kommuni
sten in die Hände ru arbeiten und der Linbeitskront ZeZen den kolsebewismus 
nieiit im VeZe ru steiren, aus nationalem Oelübl vom Losten des keiebslcanrlers 
rurüeLZetreten. Or. Kapp irat die Onterstaatssebretäre gebeten, die Oesebäkte 
weiter rar lübren. Vie die keZierunZ siclr nunmelrr bis ru den bleuwablen 
provisoriseb gestalten wird, ist 8aebe der Lolitiic. Lür die 8oldaten lcommt es 
daraul an, in einbeitlieber Lront im Verein mit 8ieberbeit8pobrei, Linwobnerwebr 
und Leebniseber blotbille den von den Kommunisten anZebündiAten Kampl mit 
aller /VuloplerunZ rum Heil des Vaterlandes ru besteben.
Im Linvernebmen mit dem stellvertretenden Oberpräsidenten^ fordere icb die 
gesamte OevölicerunZ Ostpreußens aul, im Kampl ZeZen den Oolsebewismus - von 
innen und von außen - einiZ ru bleiben und alle Kralle kür das LroZramm

^Iröeik und Ordnung 
einrusetren.
Oer versebärlte /^usnabmerustand bleibt besteben.

Oer Oeleblsbaber 
von Lstorlk 

Oeneralleutnant.

I Vgl. kierru cien irrekükren6en Lerictu cies iieieiis^eiir-OruppenIcoinmLncios I über cien küclctritl 
IcLpps in IVr. 19.

2 Oiensliieiier Vertreter cies Oberprüsicienten, XuZust V/innig, cvsr Oberpräsiciinirnt v. Hssseii.

30

18. 17.3.1920 

General v. Möhl erließ folgenden Befehl an die Bayerische Reichswehr: 

[ ... ]34 

Kapitel I 

Am Vormittag des 16. 3. hat das Gruppenkommando Fernsprechverbindung mit 
der alten Reichsregierung in Stuttgart herstellen können. Ein Generalstabsoffizier 
wurde zum Reichswehrminister Noske entsandt. Damit war die Unterstellung des 
bayerischen Teils der Reichswehr unter den Reichswehrminister Noske auch 
praktisch wieder hergestellt. 

34 S. Nr. 13. 

18. 

Für das Gruppenkommando 
Der Chef des Generalstabes 

Prager 
Major. 

Aufruf des Befehlshabers im Wehrkreis I, Generalleutnant v. Estorff, an 
die Bevölkerung der Provinz O~tpreußen nach dem Scheitern des Kapp

Lüttwitz-Putsches. 

17. März 1920. Königsberg. I.P.Nr. 691/20 J. Überschrift: Aufruf. - BA. NL Epp Nr. 44. 
Vervielf. Ausfertigung. 

Die Regierung Ebert-Bauer hat sich die wesentlichsten der für den Ausgleich mit 
ihr vorgeschlagenen Punkte des Reichskanzlers Kapp zu eigen gemachtl. Damit 
hat Dr. Kapp seine Mission als erfüllt angesehen und ist, um nicht den Kommuni
sten in die Hände zu arbeiten und der Einheitsfront gegen den Bolschewismus 
nicht im Wege zu stehen, aus nationalem Gefühl vom Posten des Reichskanzlers 
zurückgetreten. Dr. Kapp hat die Unterstaatssekretäre gebeten, die Geschäfte 
weiter zu führen. Wie die Regierung sich nunmehr bis zu den Neuwahlen 
provisorisch gestalten wird, ist Sache der Politik. Für die Soldaten kommt es 
darauf an, in einheitlicher Front im Verein mit Sicherheitspolizei, Einwohnerwehr 
und Technischer Nothilfe den von den Kommunisten angekündigten Kampf mit 
aller Aufopferung zum Heil des Vaterlandes zu bestehen. 

Im Einvernehmen mit dem stellvertretenden Oberpräsidenten2 fordere ich die 
gesamte Bevölkerung Ostpreußens auf, im Kampf gegen den Bolschewismus - von 
innen und von außen - einig zu bleiben und alle Kräfte für das Programm 

Arbeit und Ordnung 
einzusetzen. 

Der verschärfte Ausnahmezustand bleibt bestehen. 

Der Befehlshaber 
von Estorff 

Generalleutnant. 

1 Vg!. hierzu den irreführenden Bericht des Reichswehr-Gruppenkommandos 1 über den Rücktritt 
Kapps in Nr. 19. 

2 Dienstlicher Vertreter des Oberpräsidenten, August Winnig, war Oberpräsidialrat v. HasseI!. 
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Oer k^utsek 17.3. 1920 19.

19.

LekekI «les Olreks der ^diriirslitst, Vi^esdrnirsI v. Craiks, sn die Koiri- 
insndokeliörden der keieksmsrine üker die pvlitisoke Ksge.

17. Uär^L 1920. Oerlin. 8oLort. - 6^-U^. HU 20/3. Osl. Konrept kür I^ernsekreilren.

Erstens. keickswekrgruppenkommando I gikt folgendes üker die kage kekannt^: 
Da durck das Resisten Zweier Regierungen eine Lpaltung irn Keicke erfolgt ist, die 
die Kommunisten rur Drreickung ikres vieles der Meltrevolution ausnutren, tritt 
Oenerallandsckaftsdirektor Dr. Kapp, aus nationalem Oefükl und um der Kinkeits- 
front gegen den Dolsckewismus nickt im Megs ru steken, vom kosten des 
Keickskanrlers rurück. Oenerallandsckaktsdirsktor Dr. Kapp Kat die Onterstaats- 
sekretäre geketen, die Oesckäfte weiterrufükren.
Mie die Legierung sieli nunmekr Kis ru den ?leuwaklen provisorisck gestalten 
wird, ist Lacke der Politik, kür uns Loidaten kommt es darauf an, in einkeitlicker 
Krönt im Verein mit Lickerkeitspokrei, Kinwoknerwekr und teckniscker klotkilfe 
den von den Kommunisten angekündigten Kampf mit aller Aufopferung rum Heile 
des Vaterlandes ru kesteken.
^weitens^. Damit Kat die Oswalt^ aukgekört ru kesteken, der ick mick rur 
Verfügung stellte, als die Regierung Dauer, unter ausdrückkckem Defekl, der 
Oegenkewegung keinen Miderstand entgegenrusetren, llerkn mit unkekanntem 
Äel verlassen Katte, der Aufruf rum Oeneralstreik vorlag und die Kufreckterkal- 
tung der Ordnung und einer gescklossenen miktäriscken Kraft kestimmte Lefekle 
erforderte^.
Menn ick Kisker mein Kun darauf eingestellt Katte, mit allen Mitteln auf möglickst 
sekleunigen Kusgleick der Oegensätre kinruwirken, so seke ick jetrt als okerstes 
Äel an: Herstellen und Erkalten einer gescklossenen, militärisck festen^ Dinkeits- 
front gegen den Dolsckewismus.

. .?

Okek der Admiralität.

1 Oer nsebkolßenäe leit 3er Akter I i8l einer „Orientierung llt>er 3ie Osge" ües kieieliswebr- 
OruppenIrommLn3o8 1 vorn 17. klar? 1920 (am gleichen Oumlort wie obige ^r. ^luscb. Ourclr8elrritl) 
enlnornrnen.

2 Oie Akter 2 ist bsl. ant gesondertem Olstt gesckrieben.
3 Verbessert sus: ,,HeßierunA8^ew»It".
4 2ur Onltunß 6e8 Vires3rnirnl8 v. Irotkin im XLpp-Oüttwilr-?ut8cIi s. I^!r. 20 8owie k'or8tmeier 

8. 55-59.
5 ,,legten" 3N8leIte von ursprünZIietiem „IcrÄtißen".
6 Oer Vermerk über üie ^äreggnten ist we8KeIns8en.
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19. 

Befehl des Chefs der Admiralität, Vizeadmiral v. Trotha, an die Kom
mandobehörden der Reichsmarine über die politische Lage. 

17. März 1920. Berlin. Sofort. - BA·MA. RM 20/3. Hs!. Konzept für Fernschreiben. 

Erstens. Reichswehrgruppenkommando I gibt folgendes über die Lage bekannt l : 

Da durch das Bestehen zweier Regierungen eine Spaltung im Reiche erfolgt ist, die 
die Kommunisten zur Erreichung ihres Zieles der Weltrevolution ausnutzen, tritt 
Generallandschaftsdirektor Dr.Kapp, aus nationalem Gefühl und um der Einheits
front gegen den Bolschewismus nicht im Wege zu stehen, vom Posten des 
Reichskanzlers zurück. Generallandschaftsdirektor Dr. Kapp hat die U nterstaats
sekretäre gebeten, die Geschäfte weiterzuführen. 

Wie die Regierung sich nunmehr bis zu den Neuwahlen provisorisch gestalten 
wird, ist Sache der Politik. Für uns Soldaten kommt es darauf an, in einheitlicher 
Front im Verein mit Sicherheitspolizei, Einwohnerwehr und technischer Nothilfe 
den von den Kommunisten angekündigten Kampf mit aller Aufopferung zum Heile 
des Vaterlandes zu bestehen. 

Zweitens2. Damit hat die Gewalt3 aufgehört zu bestehen, der ich mich zur 
Verfügung stellte, als die Regierung Bauer, unter ausdrücklichem Befehl, der 
Gegenbewegung keinen Widerstand entgegenzusetzen, Berlin mit unbekanntem 
Ziel verlassen hatte, der Aufruf zum Generalstreik vorlag und die Aufrechterhal
tung der Ordnung und einer geschlossenen militärischen Kraft bestimmte Befehle 
erforderte4• 

Wenn ich bisher mein Tun darauf eingestellt hatte, mit allen Mitteln auf möglichst 
schleunigen Ausgleich der Gegensätze hinzuwirken, so sehe ich jetzt als oberstes 
Ziel an: Herstellen und Erhalten einer geschlossenen, militärisch festen5 Einheits
front gegen den Bolschewismus. 

[ ... ]6 

Chef der Admiralität. 

Der nachfolgende Teil der Ziffer 1 ist einer "Orientierung über die Lage" des Reichswehr
Gruppenkommandos 1 vom 17. März 1920 (am gleichen Fundort wie obige Nr. Masch. Durchschrift) 
entnommen. 

2 Die Ziffer 2 ist hsl. auf gesondertem Blatt geschrieben. 

3 Verbessert aus: "Regierungsgewalt". 

4 Zur Haltung des Vizeadmirals v. Trotha im Kapp-Lüttwitz-Putsch s. Nr. 20 sowie Forstmeier 
S.55-59. 

5 "festen" anstelle von ursprünglichem "kräftigen". 

6 Der Vermerk über die Adressaten ist weggelassen. 
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20. 1-inu-ir-I7. 3. 1920 Xrrpitel I

20.

DrolokoIIe cler VussnKen «les VireaDmirals v.Hoiks Kei cier Vorunlersu- 
okung 868^r» IKiiltwitr unD Oenossen üker sein Verkalten Keim Kapp- 

küllwitr-Dutsek.

Isnusr - 17. Vlürr 1920^. Peiprix. - 8VI 20/3. ^Insob. c^bsobrikteri.

P8. Nai 19201
In cler Voruntersuchung gegen v. Düttwitr unü Oenossen erscbien cler ^ngescbul- 
cligte Vireacimiral von Irotba auk kaclung.
Ibm wurcle clie Verfügung über 6ie Eröffnung cler Voruntersuchung bekannt 
gemaebt, worauf er erklärte:
leb will rnieb auf clie Vnscbulüigung auslassen.
^ur D'erson: Icb beibe >Ic/o//kebereebt von Vrotba^, bin geboren I. KlLrr 1868 in 
Loblenr, 8obn cles Dauptmanns Karl von Vrotba uncl cler lobanna Zeb. von 
Oersclorkk, verbeiratet rnit Vnna von Veltbeiin. leb babe fünf Kincler irn Viter von 4 
bis 16 labrsn, evangelisch, wobne in kerlin, Königin Vugustastrake 38/42, bin 
Vireacimiral, rur ^sit vorn Dienste entbobsn, aber noeb aktiver Olkirier. leb 
besitze etna 20.000 Nark eigenes Vermögen uncl bin iin übrigen auf mein OebaK 
angewiesen.
leb besitze u. a. Eisernes Kreur I. uncl II. IO., sowie Dour Ie merits, niebt 
vorbestraft.
Vuk Oruncl cles vom Kommanclanturgericbt gegen micb erlassenen Daktbsfebls bin 
ieb niemals tatsächlich in Dntsrsucbungsbaft genommen worüsn, wenigstens babe 
ieb üavon niebts gemerkt, 6a icb mieb in 8cbutrbaft bekancl, clie in cler Vhise 
vollstreekt wurcle, 6a6 ieb rufolge skrenwortlicber Verpkbcbtung meins Vhbnung 
niebt verlassen clurfte. Vucb Mrt bekinüe icb micb nocb in 8obutrbakt, 6ie vom 
Keicbspräsiclenten angeorclnet worclen ist.
^ur 8ac/re: Dei Vusbrucb cles Krieges war icb Kapitän rur 8ee uncl Kommanclant 
cles Dinienscbiffs „Kaiser". Die 8cblaebt am 8kagerrak am 31. Uai 1916 babe icb 
als Lbef cles 8tabss an Dor6 cles Flaggschiffs „Drieclricb äer Oroke" mitgemaebt. 
Im December 1916 wurcle icb Konteraclmirak blacb Vusbrucb 6er Devolution am 
10. November 1918 wurcle ieb rur Verfügung cles 8tLatssekretLrs cles keiebs- 
blarine-Vmts gestellt. Kncle November 1918 wurüe ieb rum Lbef cles Narinekabi- 
netts, clas nunmebr Dersonalamt bie6, ernannt. Veibnaebten 1918 war ieb rum 
Desueb in Kiel; bei clen Verkebrsscbwierigkeiten batte icb IVIübe, nacb Derlin 
rurückrukommen. Icb erlubr rulällig, clalZ 6er Oouverneur bloske wegen 6er

1 Die cvuräen vom 28. bis 31. ^lm 1920 vor keicbsßeriobtsrst OolscblLZer Zemackt, 4er sis
Ontersucbungsricbler mil clom protoicollieronäen Oerioblsscbroiber jelveils im Hops cler Protokolle 
Zermimt ist.

2 2ur persönlicbkeit cles 8etr. VZI. Hclmutb Lcbubert, .4cimiral c^clolk von Irotbs (1868-1940). pin 
Versnob rur kistoriscb-psrckoloNscken kiogrnpbik. pbil.Oiss. preiburZ i. 8r. 1976.
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20. 

Protokolle der Aussagen des Vizeadmirals v.Trotha bei der Voruntersu
chung gegen Lüttwitz und Genossen über sein Verhalten beim Kapp

Lüttwitz-Putsch. 

Januar - 17. März 1920 1• Leipzig. - BA·MA. R)I 20/3. Masch. Abschriften. 

[28. Mai 1920] 

In der Voruntersuchung gegen v. Lüttwitz und Genossen erschien der Angeschul
digte Vizeadmiral von Trotha auf Ladung. 

Ihm wurde die Verfügung über die Eröffnung der Voruntersuchung bekannt 
gemacht, worauf er erklärte: 

Ich will mich auf die Anschuldigung auslassen. 

Zur Person: Ich heiße Adolf Leberecht von Trotha2, bin geboren 1. März 1868 in 
Coblenz, Sohn des Hauptmanns Karl von Trotha und der Johanna geb. von 
Gersdorff, verheiratet mit Anna von Veltheim. Ich habe fünf Kinder im Alter von 4 
bis 16 Jahren, evangelisch, wohne in Berlin, Königin Augustastraße 38/42, bin 
Vizeadmiral, zur Zeit vom Dienste enthoben, aber noch aktiver Offizier. Ich 
besitze etwa 20.000 Mark eigenes Vermögen und bin im übrigen auf mein Gehalt 
angewiesen. 

Ich besitze u. a. Eisernes Kreuz 1. und H. Kl., sowie Pour le merite, nicht 
vorbestraft. 

Auf Grund des vom Kommandanturgericht gegen mich erlassenen Haftbefehls bin 
ich niemals tatsächlich in Untersuchungshaft genommen worden, wenigstens habe 
ich davon nichts gemerkt, da ich mich in Schutzhaft befand, die in der Weise 
vollstreckt wurde, daß ich zufolge ehrenwörtlicher Verpflichtung meine Wohnung 
nicht verlassen durfte. Auch jetzt befinde ich mich noch in Schutzhaft, die vom 
Reichspräsidenten angeordnet worden ist. 

Zur Sache: Bei Ausbruch des Krieges war ich Kapitän zur See und Kommandant 
des Linienschiffs "Kaiser". Die Schlacht am Skagerrak am 31. Mai 1916 habe ich 
als Chef des Stabes an Bord des Flaggschiffs "Friedrich der Große" mitgemacht. 
Im Dezember 1916 wurde ich Konteradmiral. Nach Ausbruch der Revolution am 
10. November 1918 wurde ich zur Verfügung des Staatssekretärs des Reichs
Marine-Amts gestellt. Ende November 1918 wurde ich zum Chef des Marinekabi
netts, das nunmehr Personalamt hieß, ernannt. Weihnachten 1918 war ich zum 
Besuch in Kiel; bei den Verkehrsschwierigkeiten hatte ich Mühe, nach Berlin 
zurückzukommen. Ich erfuhr zufällig, daß der Gouverneur Noske wegen der 

1 Die Aussagen wurden vom 28. bis 31. Mai 1920 vor Reichsgerichtsrat Oelschläger gemacht, der als 
Untersuchungsrichter mit dem protokollierenden Gerichtsschreiber jeweils im Kopf der Protokolle 
genannt ist. 

2 Zur Persönlichkeit des Betr. vgl. Helmuth Schubert. Admiral Adolf von Trotha (1868·1940). Ein 
Versuch zur historisch·psychologischen Biographik. Phil.Diss. Freiburg i. Br. 1976. 
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Dnruken naek Lerkn in einem ^ulo lukrk Ick Kell ikn Bitten, mick mitrunekmen, 
und 6ns bewilligte er auck. rVuk 6er Lakrt nack Lerkn Kaken wir uns ausgespro- 
cken. Ls kam ru einer ^nnäkerung. Ick erklärte, unsere wicktigste Bulgaks sei 
jetrt, 6ns Volk national ru errieken; 6em stimmte lVoske ru. Ick nekme an, dak 
6ies 6ie Veranlassung gewesen ist, daL ick rum 13. danuar 1919 rum Leickspräsi- 
6enten gerulen un6 von 6iesem beiragt wur6e, ob ick kereit sei, 6ns ^mt eines 
Ltaatssekretärs des Leieks-Narine-.^mts ru übernekmen; ick sagte ru, kabe aber 
ketont, daL ick aul altem Loden gewacksen sei^. Das kabe ick auck Nitte Nürr 
1919 6em inrwiscken rum Leickswekrminister ernannten Kloske" wie6erkolt un6 
kabe kinrugesetrt, aul eins könne er sick verlassen, ick würde ikn immer ekrlick 
bedienen, ^m 26. Narr 1919 wurde ick dann rum Lkel der Admiralität ernannt; 
das ^Vmt eines Ltaatssekretärs des Leicks-Narine-^mts wurde abgssckallt.
Ick nakm an den Litrungen des Kabinetts teil, war aber poktisck nickt verantwort- 
lick. Dies klar ru stellen, Katts ick im duni 1919, als die Verkandlungen über die 
Dnterreicknung des Lriedensvsrtrages sckwekten, besonders Veranlassung. Ick 
bat deskalb die Legierung um Lestätigung, dak ick lür die poktiscken Lntscklüsse 
der Legierung keine Verantwortung trüge, weil ick dies ru meiner Lntlastung 
gegenüber den Ollirieren braucke. Lies ist mir dann in einem Lckreiben, das von 
dem Leickskanrler Lauer unterreicknet war, bestätigt'', und dieses Lckreiben 
babe ick auck rur Kenntnis der Narinestationen in Lisi und Vilkelmskaven 
gekrackt^. ^m Zcklusse des Lckreibens kieL es, die Legierung würde mir aber 
dankbar sein, wenn ick auck weiter meine Dienste als militäriscke Lpitre der 
Marine dem Vaterlande rur Verfügung stellen würde. Dieses Lckreiben ist lür 
meine ganre spätere 'kätigkeit Licktung gebend gewesen, ick betracktele mick 
ledigkck als miktäriscken Leleklskaber der Narine, den die Lolitik nickts anging. 
Das kabe ick auck gegenüber meinen Okkirisren und den beiden Narinestationsn 
rum Ausdruck gebrackt.
Im 6uk 1919 sckwebte eine Niktärdiktatur in der Kult. Ick selbst bin Dir eine 
Diktatur IVoske eingetreten, weil ick glaubte, da6 dies der einrige Nann sei, der 
Deutsckland vor dem Lusammsnbruck bewakren könne". Ick sak die Lacke 
allerdings nickt poktisck, sondern militürisck an und war der Neinung, daL der 
LinLuL meines miktäriscken Lekeklskabers, also des Leickswekrministers IVoske, 
im Kabinett soweit wie mögkck reicken müsse. Ick kabe darüber auck einmal eine 
^usspraeke mit dem Lenerallandsckaltsdirektor Kapp gekabt, auck mit dem 
^ngesckuldigten von küttwitr kabe ick über meine Lkskung gesprocken, des 
I^Lkeren entsinne ick mick nickt. Olkenbar kieraul beriekl sick die 'kagebucknotir

3 i^oslce wuräe am 29. Oeremlrer 1918 naeä cien .^usseileiäen cier OnadiiänZigen in den Lat 6er 
VolicsIteauktraZlen keruten unci nalrm am 30. Oetcemiier 1918 erstmals an einer Kaicinettssitrun^ 
teil. Legierung cier VoIIcs6eauktraj?Ien II 8. 143 unci 8. 146.

4 VZI. kierru ^6oII v. Irolka, Voilcstum unci 8taatskükrun;;. Herlin 1928. 8. 188-192.
5 Kosice war seit clem 13. Leirruar 1919 Leieiisweärminister im Leiclisministerium 8ciiei6emann.
6 Oer Präsident cies Leieksministeriums Lauer an cien Läek 6er ^cimiraiität, Konlera6mirai v. "Oratlia, 

am 24. luni 1919, oline ^Ictenreieiien. 8^-UcV. 6/7. Näselt. ^uslertißung.
7 »ictu ermittel!.
8 2u cien vom klilitar äislcuüerten Oilctaturplanen 8. Larsten 8. 511. sowie Lanci II ?4r. 52. 
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Unruhen nach Berlin in einem Auto fuhr'. Ich ließ ihn bitten, mich mitzunehmen, 
und das bewilligte er auch. Auf der Fahrt nach Berlin haben wir uns ausgespro
chen. Es kam zu einer Annäherung. Ich erklärte, unsere wichtigste Aufgabe sei 
jetzt, das Volk national zu erziehen; dem stimmte Noske zu. Ich nehme an, daß 
dies die Veranlassung gewesen ist, daß ich zum 13. Januar 1919 zum Reichspräsi
denten gerufen und von diesem befragt wurde, ob ich bereit sei, das Amt eines 
Staatssekretärs des Reichs-Marine-Amts zu übernehmen; ich sagte zu, habe aber 
betont, daß ich auf altem Boden gewachsen sei4

• Das habe ich auch Mitte März 
1919 dem inzwischen zum Reichswehrminister ernannten Noske5 wiederholt und 
habe hinzugesetzt, auf eins könne er sich verlassen, ich würde ihn immer ehrlich 
bedienen. Am 26. März 1919 wurde ich dann zum Chef der Admiralität ernannt; 
das Amt eines Staatssekretärs des Reichs-Marine-Amts wurde abgeschafft. 

Ich nahm an den Sitzungen des Kabinetts teil, war aber politisch nicht verantwort
lich. Dies klar zu stellen, hatte ich im Juni 1919, als die Verhandlungen über die 
Unterzeichnung des Friedensvertrages schwebten, besonders Veranlassung. Ich 
bat deshalb die Regierung um Bestätigung, daß ich für die politischen Entschlüsse 
der Regierung keine Verantwortung trüge, weil ich dies zu meiner Entlastung 
gegenüber den Offizieren brauche. Dies ist mir dann in einem Schreiben, das von 
dem Reichskanzler Bauer unterzeichnet war, bestätigt6

, und dieses Schreiben 
habe ich auch zur Kenntnis der Marinestationen in Kiel und Wilhelmshaven 
gebracht7

• Am Schlusse des Schreibens hieß es, die Regierung würde mir aber 
dankbar sein, wenn ich auch weiter meine Dienste als militärische Spitze der 
Marine dem Vaterlande zur Verfügung stellen würde. Dieses Schreiben ist für 
meine ganze spätere Tätigkeit Richtung gebend gewesen, ich betrachtete mich 
lediglich als militärischen Befehlshaber der Marine, den die Politik nichts anging. 
Das habe ich auch gegenüber meinen Offizieren und den heiden Marinestationen 
zum Ausdruck gebracht. 

Im Juli 1919 schwebte eine Militärdiktatur in der Luft. Ich selbst bin für eine 
Diktatur Noske eingetreten, weil ich glaubte, daß dies der einzige Mann sei, der 
Deutschland vor dem Zusammenbruch bewahren könneR. Ich sah die Sache 
allerdings nicht politisch, sondern militärisch an und war der Meinung, daß der 
Einfluß meines militärischen Befehlshabers, also des Reichswehrministers Noske, 
im Kabinett soweit wie möglich reichen müsse. Ich habe darüber auch einmal eine 
Aussprache mit dem Generallandschaftsdirektor Kapp gehabt, auch mit dem 
Angeschuldigten von Lüttwitz habe ich über meine Stellung gesprochen, des 
Näheren entsinne ich mich nicht. Offenbar hierauf bezieht sich die Tagebuchnotiz 

3 Noske wurde am 29. Dezember 1918 nach den Aus,;cheiden der Unabhängigen in den Hat der 
Volksbeauftragten berufen und nahm am 30. Dezember 19H1 erstmals an einer Kabinettssitzung 
teil. Regierung der Volksbeauftragten II S. 143 lind S. 146. 

4, Vgl. hierzu Adolf v. Trotha, Volkstum und Staatsführung. Berlin 1928. S. 188-192. 

5 Noske war seit dem 13. Februar 1919 Reichswehrminister im Reichsministerium Scheidemann. 

6 Der Präsident des Reichsministeriums Bauer an den Chef der Admiralität, Konteradmiral v. Trotha, 
am 24. Juni 1919, ohne Aktenzeichen. BA-MA. RM 6/7. Masch. Ausfertigung. 

7 Nicht ermittelt. 

8 Zu den vom Militär diskutierten Diktaturplänen s. Carsten S. SI f. sowie Band II Nr. S2. 

33 



20« 1snunr-17. 3. 1920 Kapitel I

des Lcbriktstellers Lcbnit^Ier^ vom 28. lull 1919. Übrigens kenne icb weder 
8cbnitDer, nocb lrebitscb^o, pocb OrabowskiH. Ing^ggon^ers war am 28. lull 
nicht etwa icb nocb bei Kapp, sis 8cbnitrler kam; die Kolir ist vielmebr okkenbar 
cisbin auk^ukassen, dall, sis 8cbnitTler sin 28. lull ru Kapp barn, Lieser ibin 
Mitteilung von der Unterredung init mir gemacbt bst.
Oie Diktatur Koske war durcbaus verkassungsmällig gedacht. leb bsbe Koske 
gekragt, wie er darüber denke, er iebnte jedoob ab, mit dem bemerken, das läge 
ibm niebt. leb bsbe darauk mit seiner Zustimmung in dieser ^ngelegenbeit eine 
Unterredung mit dem kleicbspräsidenten gebabt, cler mieb sebr kreundlicb empking 
uncl mir erklärte, er bsbe bereits vor einigen lagen clie erkorderllcben -^nordnun- 
gen erlsssen, um dem ^Vebrminister Koske eine entspreebende 8tellung im 
Kabinett ru versebsllen. Dsmit war diese Diktaturangelegenbeit erledigt.
Ls ist mir rwar bekannt gewesen, ds8 sieb reitweise unter den Gruppen riemiiebe, 
erbebliebe Krregungsrustände gereigt baben, icb weill aber niebts von lutsobab- 
sicbten aus luni und August 1919. Icb selbst stand allen derartigen Absichten 
niebt nur völlig kern, sondern durcbsus sblebnend gegenüber, Kloske und icb 
waren uns völlig einig darüber, dall wir unser Äel des ^Viederaukbaus nur in 
stetiger, ru/rlKer Entwicklung erreicben konnten.
Im lanuar 1920 scbickte mir der Konteradmiral v. Devetrow^ seinen 8tabscbek, 
Kapitän ru 8ee Hermann, mit der Meldung, in einer Versammlung von Komman
deuren, in der sieb aueb der Konteradmiral Heinrichs bekunden babe, sei davon 
gesprochen ^wordenj, dall unter Lelassung des Reichspräsidenten Kbert in seinem 
^,mt die Mitglieder der Keiebsregierung mit Dille der lruppen gewaltsam ibrer 
Sinter entboben und dureb andere Personen ersetrt werden sollten, und rwar 
sollte der putscb rur gewaltsamen Kabinettsumbildung scbon in den nächsten 
lagen bevorsteben, wobei aucb ich beseitigt werden sollte. Oewäbrsmann kür 
diese Mitteilung war der Kapitän rur Lee von Kosenberg^, der auk Kinladung des 
Konteradmirals Heinrich der Versammlung als ^ubörer beigewobnt batte. Icb 
batte rwar scbon einige läge vorber dureb den Major von Hammerstein vom 
keickswebrgruppenkommando 1'^ von einer Unterredung und ^usammenkunkt der 
Dnterkübrer gebürt, v. Hammerstein batte mieb bei dieser Oelegenbeit naeb dem 
Admiral Heinrich gekragt, lrotrdem war icb über die lie^mann'scbe Meldung sebr 
überrascht, namentlich darüber, dall icb dureb den Admiral Heinrich ersetzt 
werden sollte, einen meiner treuesten Kameraden, mit dem icb erst vor kurrem

9 Dr. Karl 8cknitrlcr, ursprünglich ^aknarrt, seit ciern Veltbrisg journalistisch tätig. prger 8. 89 k.
10 Ignatr prebitsch-bincoln, politischer .^gent budendorkks. Ignatr prebitscb-pincoln, Der grollte 

Abenteurer des XX. lakrhunderts. beiprig, Zürich, ^ien 1931.
11 Dr. Friedrich Lrabovslci, Journalist, 1919 Keiler der Propagandaabteilung der Oarde-Kavallerie- 

8cbütren-Division, dann Vlitarbeiter des Hauptmanns a. D. Pabst in der ,,Nationalen Vereini
gung". prger 8. 19 und 8. 90.

12 Konteradmiral XIagnus V. pevetrorv, Lhek der Vlarineskation der Nordsee in Vilbelmsbaven. 2um 
Vorgang s. blr. 34.

13 Kapitän r. 8. Dietrich .^Ie>er-l)uittlingen. Verbindungsokkirier rum peicksvvehrminister.
14 Vgl. ^nm. 13.
15 Najor Lurt prhr. v. blammerstein-pquord, Krster Leneralstabsokkirier im keicbslvebr-(iruppen- 

Icommando 1, 8cbcviegersohn des (Generals Walther prhr. v. büttcvitr. 
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des Schriftstellers Schnitzler9 vom 28. Juli 1919. Übrigens kenne ich weder 
Schnitzler, noch TrebitschlO, noch Grabowski ll

• Insbesondere war am 28. Juli 
nicht etwa ich noch bei Kapp, als Schnitzler kam; die Notiz ist vielmehr offenbar 
dahin aufzufassen, daß, als Schnitzler am 28. Juli zu Kapp kam, dieser ihm 
Mitteilung von der Unterredung mit mir gemacht hat. 

Die Diktatur Noske war durchaus verfassungsmäßig gedacht. Ich habe Noske 
gefragt, wie er darüber denke, er lehnte jedoch ab, mit dem Bemerken, das läge 
ihm nicht. Ich habe darauf mit seiner Zustimmung in dieser Angelegenheit eine 
Unterredung mit dem Reichspräsidenten gehabt, der mich sehr freundlich empfing 
und mir erklärte, er habe bereits vor einigen Tagen die erforderlichen Anordnun
gen erlassen, um dem Wehrminister Noske eine entsprechende Stellung im 
Kabinett zu verschaffen. Damit war diese Diktaturangelegenheit erledigt. 

Es ist mir zwar bekannt gewesen, daß sich zeitweise unter den Truppen ziemliche, 
erhebliche Erregungszustände gezeigt haben, ich weiß aber nichts von Putschab
sichten aus Juni und August 1919. Ich selbst stand allen derartigen Absichten 
nicht nur völlig fern, sondern durchaus ablehnend gegenüber, Noske und ich 
waren uns völlig einig darüber, daß wir unser Ziel des Wiederaufbaus nur in 
stetiger, ruhiger Entwicklung erreichen konnten. 

Im Januar 1920 schickte mir der Konteradmiral v. Levetzowl2 seinen Stabschef, 
Kapitän zu See Reymann, mit der Meldung, in einer Versammlung von Komman
deuren, in der sich auch der Konteradmiral Heinrich l3 befunden habe, sei davon 
gesprochen [worden], daß unter Belassung des Reichspräsidenten Ebert in seinem 
Amt die Mitglieder der Reichsregierung mit Hilfe der Truppen gewaltsam ihrer 
Ämter enthoben und durch andere Personen ersetzt werden sollten, und zwar 
sollte der Putsch zur gewaltsamen Kabinettsumbildung schon in den nächsten 
Tagen bevorstehen, wobei auch ich beseitigt werden sollte. Gewährsmann für 
diese Mitteilung war der Kapitän zur See von Rosenberg l 4, der auf Einladung des 
Konteradmirals Heinrich der Versammlung als Zuhörer beigewohnt hatte. Ich 
hatte zwar schon einige Tage vorher durch den Major von Hammerstein vom 
Reichswehrgruppenkommando Jls von einer Unterredung und Zusammenkunft der 
Unterführer gehört. v. Hammerstein hatte mich bei dieser Gelegenheit nach dem 
Admiral Heinrich gefragt. Trotzdem war ich über die Reymann'sche Meldung sehr 
überrascht, namentlich darüber, daß ich durch den Admiral Heinrich ersetzt 
werden sollte, einen meiner treuesten Kameraden, mit dem ich erst vor kurzem 

9 Dr. Kar! Schnitzler, ursprünglich Zahnarzt, seit dem Weltkrieg journalistisch tätig. Erger S. 89 f. 

10 Ignatz Trebitsch-Lincoln, politischer Agent Ludendorffs. Ignatz Trebitsch-Lincoln, Der größte 
Abenteurer des XX. Jahrhunderts. Leipzig, Zürich, Wien 1931. 

11 Dr. Friedrich Grabowski, Journalist, 1919 Leiter der Propagandaabteilung der Garde-Kavallerie
Schützen-Division, dann Mitarbeiter des Hauptmanns a. D. Pabst in der "Nationalen Vereini
gung". Erger S. 19 und S. 90. 

12 Konteradmiral Magnus v. Levetzow, Chef der :\larinestation der Nordsee in Wilhelmshaven. Zum 
Vorgang s. Nr. 34. 

13 Kapitän z. S. Dietrich Meyer-Quittlingen. Verbindungsoffizier zum Reichswehrminister. 

14 Vgl. Anm. 13. 

15 Major Curt Frhr. v. Hammerstein-Equord, Erster Generalstabsoffizier im Reichswehr-Gruppen
kommando 1, Schwiegersohn des Generals Walther Frhr. v. Lüttwitz. 
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eine Aussprache gehakt Katte, in 6er er rnir die besten Ratschläge ru meiner 
Onterstütrung gegeken hatte. Ich irielt deshalk, rumal ich das gespannte Verhält
nis 6er Admiräle von Devetrow und Heinrich kannte, die Vleldung kür mindestens 
ükertrieken. Irotrdem ließ ich mir meine ^hteilungscheks kommen, machte ihnen 
von 6er lVIeldung Vlitteilung und ging auk das ^nerkieten des Kapitäns rur Lee 
Kreiherrn von Oagern^ ein, ^ukklärung hei Heinrich ru verschakken. Dieser hat 
dann die ^usammenkunkt als vollkommen verdreht und mißverstanden hingestellt 
und es kür unsinnig erklärt, daß er mich verdrängen wolle. Ich hahe weiter dem 
Oeneralstake des Reichswehrgruppenkommandos I (Generalmajor von Oldershau
sen und Najor von Dammerstein), der Hierkür ruständig war, dienstlich IVlitteilung 
gemacht, Dammerstein sagte mir darauk, ,,er würde den Apparat darauk ansetren, 
auch die Ökerwachung Heinrichs und seiner Ferngespräche veranlassen". Ich 
erhielt die Versicherung, daß ich ganr keruhigt meine keaksichtigte Dienstreise 
nach Kiel antreten könne, und als ich rurückkehrte, versicherte mir Hammerstein 
wieder, es sei kein Orund rur Leunruhigung vorhanden, die Ermittelungen hätten 
nichts Verdächtiges ergehen, man hahe inzwischen auch den Inhalt der Komman- 
deurshesprechung ermittelt; es seien lediglich einreine Lorgen der Gruppen rur 
Lprache gekracht worden. Damit war die Lache eigentlich schon kür mich erledigt, 
es kam aher auch noch einige d'age später von Rossnherg ru mir und erklärte, 
v. Devetrow hake die ganre Lache mißverstanden, was ich wegen des vorerwähn
ten gespannten Verhältnisses auch kür ganr wahrscheinlich hielt. Ich hake dann 
der Lache so wenig Redeutung heigelegt, daß ich sie käst vergessen hatte. Denn 
aukregende Nachrichten, die sich später nicht hewahrheiteten, erhielt man damals 
häukig genug. Krst jetrt haken die Deckokkiriere^ mir diese Angelegenheit 
kesonders rum Vorwurk gemacht. Ich hake aker alles getan, woru ick verpklicktet 
war, und war, nachdem ich die IVleldung an den ruständigen Oeneralstak 
weitergegeken hatte, kür die weitere Behandlung der Angelegenheit nicht mehr 
verantwortlich. Vlit dem Kapp-Dutsch hat diese Lache ükerhaupt nicht das 
Mindeste ru tun.
Die lVIarinekrigaden 2 und 3 sind seinerreit in Wilhelmshaven und Kiel von den 
Korvettenkapitänen Khrhardt^ und von Doewenkeid angeworken ^worden^ aus 
IVIarineangehörigen, die sich unkeschäktigt an jenen Orten Lukhi6It6n^^. Der 
Ausdruck „Freikorps" paßt nicht reckt, weil die ßrigadeangekörigen nock 
etatmäßig rur Vlarine räklten. Lpäter sind keide in wachsendem lVlaße durch 
Reichswehr- und kekrutenersatr ergänrt worden. Mährend der Formierung 
unterstanden die krigaden der Admiralität, dann aker wurden sie ru militärischer 
Verwendung von der Reichswehr in Anspruch genommen und kildeten deren 
Kerntruppen. Die 3. Narinekrigade von Doewenkeld ging nach Lchlesien, und 
Ehrhardts 2. krigade war ruletrt in Döheritr. Der Admiralität kliek nur die 
Verwaltung.

16 VZl. -^nm. 13.
17 2ur Holle cles Deckottiriorduncles vgl. I^lr. 29.
18 Korvettenkapitän Hermann Kkrkarclt, Dükrer cler II. klarine-IZrigacle. Vgl. Oabriele Krüger, Die 

lörigacle Kkrkarclt (Haml)ur§er Leiträßo rur ^oitgosokiekte. öcl. 7). Damliur^ 1971.
19 2ur Oesekiclite cles Dreikorps koewenlelcl vßl. clie Deriekte seines Dükrers, Dregattenkapitän 

v. koowenlelcl, in D 4077 6cl. 7 sowie in Dans lioclen (DrsZ.), Deutseke 8olclat6n. keipriß
1935. 8. 149-158.
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eine Aussprache gehabt hatte, in der er mir die besten Ratschläge zu meiner 
Unterstützung gegeben hatte. Ich hielt deshalb, zumal ich das gespannte Verhält
nis der Admiräle von Levetzow und Heinrich kannte, die Meldung für mindestens 
übertrieben. Trotzdem ließ ich mir meine Abteilungschefs kommen, machte ihnen 
von der Meldung Mitteilung und ging auf das Anerbieten des Kapitäns zur See 
Freiherrn von Gagernl6 ein, Aufklärung bei Heinrich zu verschaffen. Dieser hat 
dann die Zusammenkunft als vollkommen verdreht und mißverstanden hingestellt 
und es für unsinnig erklärt, daß er mich verdrängen wolle. Ich habe weiter dem 
Generalstabe des Reichswehrgruppenkommandos I (Generalmajor von Oldershau
sen und Major von Hammerstein), der hierfür zuständig war, dienstlich Mitteilung 
gemacht, Hammerstein sagte mir darauf, "er würde den Apparat darauf ansetzen, 
auch die Überwachung Heinrichs und seiner Ferngespräche veranlassen". Ich 
erhielt die Versicherung, daß ich ganz beruhigt meine beabsichtigte Dienstreise 
nach Kiel antreten könne, und als ich zurückkehrte, versicherte mir Hammerstein 
wieder, es sei kein Grund zur Beunruhigung vorhanden, die Ermittelungen hätten 
nichts Verdächtiges ergeben, man habe inzwischen auch den Inhalt der Komman
deursbesprechung ermittelt; es seien lediglich einzelne Sorgen der Truppen zur 
Sprache gebracht worden. Damit war die Sache eigentlich schon für mich erledigt, 
es kam aber auch noch einige Tage später von Rosenberg zu mir und erklärte, 
v. Levetzow habe die ganze Sache mißverstanden, was ich wegen des vorerwähn
ten gespannten Verhältnisses auch für ganz wahrscheinlich hielt. Ich habe dann 
der Sache so wenig Bedeutung beigelegt, daß ich sie fast vergessen hatte. Denn 
aufregende Nachrichten, die sich später nicht bewahrheiteten, erhielt man damals 
häufig genug. Erst jetzt haben die Deckoffiziere l7 mir diese Angelegenheit 
besonders zum Vorwurf gemacht. Ich habe aber alles getan, wozu ich verpflichtet 
war, und war, nachdem ich die Meldung an den zuständigen Generalstab 
weitergegeben hatte, für die weitere Behandlung der Angelegenheit nicht mehr 
verantwortlich. Mit dem Kapp-Putsch hat diese Sache überhaupt nicht das 
Mindeste zu tun. 

Die Marinebrigaden 2 und 3 sind seinerzeit in Wilhelmshaven und Kiel von den 
Korvettenkapitänen Ehrhardt l8 und von Loewenfeld angeworben [worden] aus 
Marineangehörigen, die sich unbeschäftigt an jenen Orten aufhieltenl9

• Der 
Ausdruck "Freikorps" paßt nicht recht, weil die Brigadeangehörigen noch 
etatmäßig zur Marine zählten. Später sind beide in wachsendem Maße durch 
Reichswehr- und Rekrutenersatz ergänzt worden. Während der Formierung 
unterstanden die Brigaden der Admiralität, dann aber wurden sie zu militärischer 
Verwendung von der Reichswehr in Anspruch genommen und bildeten deren 
Kerntruppen. Die 3. Marinebrigade von Loewenfeld ging nach Schlesien, und 
Ehrhardts 2. Brigade war zuletzt in Döberitz. Der Admiralität blieb nur die 
Verwaltung. 

16 V gl. Anm. 13. 

17 Zur Rolle des Deckoffizierbundes vgl. Nr. 29. 

18 Korvettenkapitän Hermann Ehrhardt, Führer der II. Marine-Brigade. Vgl. Gabriele Krüger, Die 
Brigade Ehrhardt (Hamburger Beiträge zur Zeitgeschichte. Bd. 7). Hamburg 1971. 

19 Zur Geschichte des Freikorps Loewenfeld vgl. die Berichte seines Führers, Fregattenkapitän 
v. Loewenfeld, in BA-MA. F 4077 Bd. 7 sowie in Hans Roden (Hrsg.), Deutsche Soldaten. Leipzig 
1935. S. 149-158. 
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Da icll äie Leute rum Mieäeraukllau tier Narine llrauellte, llalle icll rwar stänäig 
auk Vuklösung äer Lrigaäen geärängt, illnen aller äocll auk äie Litten äer 
Leiellswellr rugesagt, äall äie Vuklösung niellt vor Lnäe Nai 1920 gesellellen solle, 
vorausgesetzt, äall äie Entente keinen Miäerspruell erllelle. Das gesellall aller; 
äiese verlangte äie Vuklösung äer Lllrllarät-Lrigaäe llis rum 10. Narr 1920. Vm 28. 
Lellruar entsellieä äann äer Leiellswellrminister, äall äie Vuklösung äer Lrigaäen 
am 10. Narr ru erkolgen llalle. Oer Vuklösungsllekelll wuräe auell äurell äie 
Leitung llekannt. Vm 1. Narr war Laraäe in Oölleritr, ru äer auell äer 
Vngeselluläigte von Oüttwitr ersellien; er sagte, äas ginge niellt, äall äie 
Vuklösung, entgegen äer krülleren ^usiellerung, sellon am 10. Narr erkolge, er 
müsse rur Oerulligung äer Iruppen erklären, äall äie IVaellriellt so niellt stimme. 
Oa äies ein sellrokker Oegensatr ru äer von Kloske eingenommenen 8tellung war, 
suellte icll ru vermitteln unä erreicllte auell, äall von Lüttwitr seine Vnspraelle 
etwas miläerte. Immerllin llliell äer Oegensatr rwisellen v. Lüttwitr unä k^oske, 
unä icll llalle eigentliell niellt llegrikken, äall I^oske niellts tat, um äiesen Oegensatr 
ausrugleiellen. Lür miell war äie Laelle insokern von Interesse, als icll an äer 
Nullösung mitruwirken llatte unä wissen wollte, woran icll sei. Icll verallreäete 
äesllalll naell äer küekkunkt von äer Laraäe mit äem Oeneralmajor von Oläers- 
llausen eine Lespreellung äsr Leteillgten, äarunter aucll Vertreter äer lleiäen 
Narinellrigaäen, insllesonäere Lllrllarät persönliell, auk äen 3. Närr. 8ie kanä 
auell statt, unä man einigte siell äallin, äall äie Nullösung noeli unter äem Oekelll äer 
Leicllswellr stattkinäen sollte. Im üllrigen wuräen äie Linrellleiten äer mit äem 
10. Narr lleginnenäen Vuklösung, äie siell auk ea. seells Noellen erstrecken sollte, 
kestgesetrt. IXun glaullte icll alles in scllönster Oränung unä war llerulligt. . .^o 
P9. Nai 1920^
Oer Vngeselluläigte von Lrotlla sagt weiter aus:
Icll will runacllst ein llelangloses „Versellen", 8. 4 äes gestrigen Orotokolls, 
llericlltigen. Oie äort erwällnte Oienstreise ging niellt nacll Xiel, sonäern nacll 
Milllelmsllaven.
Nir ist kerner kolgenäes eingekallen:
Vis Lallst^^ nocll im Oeneralstall äes Leicllswellrgruppenkommanäos I war, llin icll 
vielleicllt rweimal mit illm rusammen gekommen. Einmal war ein Herr äallei, mit 
äem icll micll unterllielt, icll kann aller niellt mellr sagen, worüller wir spracllen. 
Icll llatte nur äen Linäruck, äall er nur ein sellr verwirrter Xopk sei. Vis icll miell 
llinterller erkunäigte, wer äieser Herr sei, wuräe mir ein polniscller I>lame genannt 
unä gesagt, äall er eine Oilkskrakt von Lallst sei. Menn nun, wie iell llöre, 
Orallowski äamals äer politiselle Oerater von Lallst gewesen sein soll, so wirä äer 
verwirrte Herr wolll Orallowski gewesen sein. -
Iell möellte äarauk llinweisen, äak ein von mir lleallsielltigter Lutscll oäer eine 
Leteiligung an äiesem äocll ganr unvereinllar ist mit meinem llestänäigen Orangen

20 Oer Vermerb über Verlesung, OeriebmiZunß unä Onterreiebnunß 6es bier abZeseblosseiren 
Orotobolls vom 28. Nsi ist kortAelgssen.

21 ttsuptmbnri L. O. Vslüemar Osbst, Erster Oenerslst^bsokkirier <ler OsrOe-ksvsUerie-Lebutren- 
Oivision, im 8ommer 1919 vegen politiscber Umtriebe versbsebieüet, ttsuptZesebüktskübrer 8er 
„I^alioimleri Vereini^unZ". LrZer 8. 35-38 unä 8. 86.

36

20. Januar-17.3.1920 Kapitel I 

Da ich die Leute zum Wiederaufbau der Marine brauchte, habe ich zwar ständig 
auf Auflösung der Brigaden gedrängt, ihnen aber doch auf die Bitten der 
Reichswehr zugesagt, daß die Auflösung nicht vor Ende Mai 1920 geschehen solle, 
vorausgesetzt, daß die Entente keinen Widerspruch erhebe. Das geschah aber; 
diese verlangte die Auflösung der Ehrhardt-Brigade bis zum 10. März 1920. Am 28. 
Februar entschied dann der Reichswehrminister, daß die Auflösung der Brigaden 
am 10. März zu erfolgen habe. Der Auflösungsbefehl wurde auch durch die 
Zeitung bekannt. Am 1. März war Parade in Döberitz, zu der auch der 
Angeschuldigte von Lüttwitz erschien; er sagte, das ginge nicht, daß die 
Auflösung, entgegen der früheren Zusicherung, schon am 10. März erfolge, er 
müsse zur Beruhigung der Truppen erklären, daß die Nachricht so nicht stimme. 
Da dies ein schroffer Gegensatz zu der von Noske eingenommenen Stellung war, 
suchte ich zu vermitteln und erreichte auch, daß von Lüttwitz seine Ansprache 
etwas milderte. Immerhin blieb der Gegensatz zwischen v. Lüttwitz und Noske, 
und ich habe eigentlich nicht begriffen, daß Noske nichts tat, um diesen Gegensatz 
auszugleichen. Für mich war die Sache insofern von Interesse, als ich an der 
Auflösung mitzuwirken hatte und wissen wollte, woran ich sei. Ich verabredete 
deshalb nach der Rückkunft von der Parade mit dem Generalmajor von Olders
hausen eine Besprechung der Beteiligten, darunter auch Vertreter der beiden 
Marinebrigaden, insbesondere Ehrhardt persönlich, auf den 3. März. Sie fand 
auch statt, und man einigte sich dahin, daß die Auflösung noch unter dem Befehl der 
Reichswehr stattfinden sollte. Im übrigen wurden die Einzelheiten der mit dem 
10. März beginnenden Auflösung, die sich auf ca. sechs Wochen erstrecken sollte, 
festgesetzt. Nun glaubte ich alles in schönster Ordnung und war beruhigt. [ ... ]20 
[29. Mai 1920] 
Der Angeschuldigte von Trotha sagt weiter aus: 

Ich will zunächst ein belangloses " Versehen", S. 4 des gestrigen Protokolls, 
berichtigen. Die dort erwähnte Dienstreise ging nicht nach Kiel, sondern nach 
Wilhelmshaven. 

Mir ist ferner folgendes eingefallen: 

Als Pabst2
! noch im Generalstab des Reichswehrgruppenkommandos I war, bin ich 

vielleicht zweimal mit ihm zusammen gekommen. Einmal war ein Herr dabei, mit 
dem ich mich unterhielt, ich kann aber nicht mehr sagen, worüber wir sprachen. 
Ich hatte nur den Eindruck, daß er nur ein sehr verwirrter Kopf sei. Als ich mich 
hinterher erkundigte, wer dieser Herr sei, wurde mir ein polnischer Name genannt 
und gesagt, daß er eine Hilfskraft von Pabst sei. Wenn nun, wie ich höre, 
Grabowski damals der politische Berater von Pabst gewesen sein soll, so wird der 
verwirrte Herr wohl Grabowski gewesen sein. -

Ich möchte darauf hinweisen, daß ein von mir beabsichtigter Putsch oder eine 
Beteiligung an diesem doch ganz unvereinbar ist mit meinem beständigen Drängen 

20 Der Vermerk über Verlesung, Genehmigung und Unterzeichnung des hier abgeschlossenen 
Protokolls vom 28. Mai ist fortgelassen. 

21 Hauptmann a. D. Waldemar Pabst, Erster Generalstabsoffizier der Garde-Kavallerie-Schützen
Division, im Sommer 1919 wegen politischer Umtriebe verabschiedet, Hauptgeschäftsführer der 
"Nationalen Vereinigung". Erger S. 35-38 und S. 86. 
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auk ^buklösung 6er lVlarinebrigaden, wodureb iek rwar Vlannscbakten rum Vieder- 
aukbau 6er blarine erlangte, aber doeb kür die Verwirblicbung eines Outscbes 
verlor.
^um Verständnis möcbte icb weiter einscbalten, lleicbswebrministerium uncl 
Admiralität bekinden sieb in demselben Oebäude, ebenso wie die Oienstwobnung 
von IVos/ce und mir; es ist dies cier neue grolle Oebäudebomplex in cier Xönigin- 
^ugustastralle am Oandwebrbanal, das trübere lieicbs-^larine-^mt.
Werner: Oer sebon erwäbnte Najor von Hammerstein ist der Lcbwiegersobn des 
Oenerals von Oüttwitr, stand über politiseb aut der Oegenseite. Oüttwitr bat sogar 
später einen Ilaktbekebl gegen ibn erlassen. -
^bm 9. Vlärr 1920 mittags bamen Oeneralmajor von Oldersbausen, Najor von 
Hammerstein und ^lajor von Ltocbbausen^ ru mir und erblärten mir, sie bätten 
beunrubigende blaebricbten erbalten; Obrbardt stebe rweilellos mit Ollttwitr in 
Verbindung; Oüttwitr babe sieb an versebiedene Oersonen gewandt, aber Ver- 
scbwiegenbeit gegenüber seinem Ltabe verlangt. Oie Orscbienenen baten micb um 
vertrauensvolle Oinwirbung auk Obrbardt. leb bielt dies kür völlig rwecblos. Venn 
die Lacbe wirblicb so weit war, dann war die 2eit rum kieden vorüber. Vullerdem 
bannte Obrbardt meinen Ltandpunbt gegenüber militäriseben Outscbversucben 
ganr genau, ieb batte also nur sebon Oesagtes wiederbolen bönnen. leb gab aber 
seblielllicb doeb, um niebts ru versäumen, dem Orängen naeb und bell mir 
Obrbardt nacbmittag kommen. Oie Unterredung war nur burr, ieb sagte ungekäbr, 
ieb wolle beine langen Oisbussionsreden, er wüllte, dall ieb jeden Outseb aus 
scbärkste verurteile und sogar kür ein nationales Onglüeb betraebte. Obrbardt gab 
eine burrs militäriscbe Antwort, etwa des Inbalts, dall er meine ^nsiebt benne. 
leb weill niebt, ob er mir bei dieser Oelegenbeit gesagt bat oder später, oder ob ieb 
es dureb einen anderen erkabren babe, dall er nämlieb nie obne Ilekebl bandeln 
werde, leb war damals eigentbeb ganr berubigt. Obrbardt batte naebber noeb eine 
Unterredung mit dem Najor von Oilsa, dem persönboben Adjutanten von blosbe, 
der rwar aueb von ibm, wie ieb ibn verstanden babe, einen rubigen Oindrucb 
gewonnen, aber von anderer Leite die lXacbricbt erbalten batte, dall die llegierung 
am näcbsten blorgen gestürrt werden sollte. Or bat micb desbalb um erneute 
Oinwirbung auk Obrbardt. Oas ging mir denn doeb ru weit, leb bielt den ganren 
Veg kür kalscb, da icb weder sein Vorgesetrter war, noeb irgendweiebe blacbtmit- 
tel batte, und wollte micb nun nicbt weiter drängen lassen, leb lebnte daber ab, 
llbernabm aber die Oenacbricbtigung des Oeneralstabscbeks Oeneralmajor von 
Oldersbausen.
^m 10. blärr mittags bamen die Oeneralmajore lieinbardt, Lbek der lleereslei- 
tung, und von Leecbt, Lbek des d'ruppenamts, beide im lleicbswebrministerium, 
ru mir und erblärten: ,,Os sei jetrt künk blinuten vor rwölk (damit sollte gemeint 
sein, es sei böcbste 2eit); es müsse das lleteblsband rwiscben Oüttwitr und 
Obrbardt rerscbnitten werden, und es müllten die lVlarinebrigaden wieder der 
Admiralität unterstellt werden." Oas war meines Oracbtens nun der unglücblicb- 
ste Oedanbe, auk den man überbaupt verkalken bonnte. Icb batte in Herlin beinen

22 ksrl v. Lloekksusen, Lkek cies Liskes cies üeieksvvekr-Orupsienkummsnclos I Kis kincle
September 1919.
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auf Auflösung der Marinebrigaden, wodurch ich zwar Mannschaften zum Wieder
aufbau der Marine erlangte, aber doch für die Verwirklichung eines Putsches 
verlor. 

Zum Verständnis möchte ich weiter einschalten, Reichswehrministerium und 
Admiralität befinden sich in demselben Gebäude, ebenso wie die Dienstwohnung 
von Noske und mir; es ist dies der neue große Gebäudekomplex in der Königin
Augustastraße am Landwehrkanal, das frühere Reichs-Marine-Amt. 

Ferner: Der schon erwähnte Major von Hammerstein ist der Schwiegersohn des 
Generals von Lüttwitz, stand aber politisch auf der Gegenseite. Lüttwitz hat sogar 
später einen Haftbefehl gegen ihn erlassen. -

Am 9. März 1920 mittags kamen Generalmajor von Oldershausen, Major von 
Hammerstein und Major von Stockhausen22 zu mir und erklärten mir, sie hätten 
beunruhigende Nachrichten erhalten; Ehrhardt stehe zweifellos mit Lüttwitz in 
Verbindung; Lüttwitz habe sich an verschiedene Personen gewandt, aber Ver
schwiegenheit gegenüber seinem Stabe verlangt. Die Erschienenen baten mich um 
vertrauensvolle Einwirkung auf Ehrhardt. Ich hielt dies für völlig zwecklos. Wenn 
die Sache wirklich so weit war, dann war die Zeit zum Reden vorüber. Außerdem 
kannte Ehrhardt meinen Standpunkt gegenüber militärischen Putsch versuchen 
ganz genau, ich hätte also nur schon Gesagtes wiederholen können. Ich gab aber 
schließlich doch, um nichts zu versäumen, dem Drängen nach und ließ mir 
Ehrhardt nachmittag kommen. Die Unterredung war nur kurz, ich sagte ungefähr, 
ich wolle keine langen Diskussionsreden, er wüßte, daß ich jeden Putsch aus 
schärfste verurteile und sogar für ein nationales Unglück betrachte. Ehrhardt gab 
eine kurze militärische Antwort, etwa des Inhalts, daß er meine Ansicht kenne. 
Ich weiß nicht, ob er mir bei dieser Gelegenheit gesagt hat oder später, oder ob ich 
es durch einen anderen erfahren habe, daß er nämlich nie ohne Befehl handeln 
werde. Ich war damals eigentlich ganz beruhigt. Ehrhardt hatte nachher noch eine 
Unterredung mit dem Major von Gilsa, dem persönlichen Adjutanten von Noske, 
der zwar auch von ihm, wie ich ihn verstanden habe, einen ruhigen Eindruck 
gewonnen, aber von anderer Seite die Nachricht erhalten hatte, daß die Regierung 
am nächsten Morgen gestürzt werden sollte. Er bat mich deshalb um erneute 
Einwirkung auf Ehrhardt. Das ging mir denn doch zu weit. Ich hielt den ganzen 
Weg für falsch, da ich weder sein Vorgesetzter war, noch irgend welche Machtmit
tel hatte, und wollte mich nun nicht weiter drängen lassen. Ich lehnte daher ab, 
übernahm aber die Benachrichtigung des Generalstabschefs Generalmajor von 
Oldershausen. 

Am 10. März mittags kamen die Generalmajore Reinhardt, Chef der Heereslei
tung, und von Seeckt, Chef des Truppenamts, beide im Reichswehrministerium, 
zu mir und erklärten: "Es sei jetzt fünf Minuten vor zwölf (damit sollte gemeint 
sein, es sei höchste Zeit); es müsse das Befehlsband zwischen Lüttwitz und 
Ehrhardt zerschnitten werden, und es müßten die Marinebrigaden wieder der 
Admiralität unterstellt werden." Das war meines Erachtens nun der unglücklich
ste Gedanke, auf den man überhaupt verfallen konnte. Ich hatte in Berlin keinen 

22 Major Kar! v. Stockhausen, Chef des Stabes des Reichswehr-Gruppenkommandos 1 bis Ende 
September 1919. 
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einrigen 8olBaten rur Verfügung, sondern nur Büros. Icb batte keinen Nenscben 
BrauBen im Bager rur Bberwacbung unB bätte Baber von Bem ^Vnmarscb 6er 
BrigaBe erst erkabren, wenn sie bereits in Koriin war. Meiler muBte Bie BrigaBe, Ba 
eben noeb unter Nitwirkung Bes BbrbarBt ibre Unterstellung unter Bie Beicbswebr 
bescblossen war, Ben BinBruck gewinnen, BaB wir selbst niebt wüBten, was wir 
wollten, uncl Zur Büttwitr wurcle völlig vor Ben Xopk gestoBen. Menn Bis 8acbe 
sebon 8o weit geBieben war, wie Bie beiBen Oenerale annabmen, Bann waren Bas 
einrig Bicbtige mr/ikärrLc/re Oegenmallregeln, Burcb Bie Bem BbrbarBt imponiert 
wurBe unB Bie vielleiebt ibn von weiterem abgsbalten bätten. Bas sagte ieb Ben 
Generälen, Bie 8ieb aber niebt überreugen lieben, unB babe Bie86n 8tanBpunkt 
aueb am blaebmittag bei Ber Lesprecbung mit lVoske mit grober BntscbieBenbeit 
vertreten unB binrugefügt, Bann Lei noeb be88er eine unauffällige Bescbleunigung 
Ber Nullösung BaBureb, Bab lleer unB Narine ibre ^ngebörigen aus Ber BrigaBe 
anforBerten, wofür ieb bereits am Norgen Bes 10. telegrapbi8obe Anweisungen an 
Bie beiBen Narinestationen gegeben batte. leb Brang aber mit meiner -Vnsiebt 
niebt Burcb, unB noeb in Ber blacbt rum 11. Narr wurBe Ber Bekebl erlassen, Bab 
beiBe BrigaBen Ber ^Bmiralität unterstellt würBen. Ns am 10. Narr naebmittags 
gegen künk llbr IVoske sieb naob Ber Zusammenkunft erbob, maebte er irgenB eine 
Bemerkung Bes 8innes, beute naebmittag komme es ja obnebin rwiseben Bbert 
unB Büttwitr rum Happen.
leb möebte bier einsebalten, es ist mir völlig unverstänBlicb geblieben, wesbalb 
Benn seit Bem 9. Narr abenBs, wo Ber persönlicbe ^B^utant I^oskes bereits mit 
einem unmittelbaren Bevorsteben Bes Begierungsumsturres recbnete, bis rum 
12. Narr nacbts 11 llbr, wo ungekäbr Ber ^Vnmarscb Ber LrigaBe begann, also 
langer als 48 8tunBen, auber Ben immer wieBerbolten ebenso rwecklosen wie 
verkeblten BeeinBussungsversnoben keine militäriseben Vorbereitungen rum 
MiBerstanB getrokken wurBen, oBer, wenn bierru Bie Xräfte niebt ausreiebten, 
niebt wenigstens in einer Xabinettssitrung Bie vorübergebenBe Verlegung Ber 
kegierung naeb auBerbalb beseblossen wurBe, woBureb meines Bracbtens Ber 
Bewegung jeBenkalls Bie 8pitre abgebroeben worBen wäre.
Bie Unterredung rwiseben Büttwitr unB Bem BeicbspräsiBenten Bbert kanB am 
10. Narr, naebmittags seebs llbr, statt. Okkirielles weiB ieb über ibren Inbalt 
niebt. ^.us Ben Leitungen unB Burcb Nitteilungen anBerer babe ieb nur erkabren, 
Ba6 Büttwitr Bie bekannten Brei BorBerungen - Mabl Bes BeiebspräsiBenten Bureb 
Bas Volk, alsbalBige lVeuwabl rum Beicbstag unB Brsetrung Ber Barteiminister 
Burcb Baebminister - vielleicbt aueb noeb Bas Verlangen, Bie Beiebswebr nicbt 
unter eine bestimmte ^abl berabruminBern - erboben, BaB Bbert sie abgelebnt, 
BaB Barauk ein sebarker BusammenstoB beiBer stattgekunBen unB Büttwitr seine 
Bntlassung erbalten bat.
Beiläufig bemerkt mu6 Bas Batum ,,11. Närr" auf Beite 10 Ber Broscbllre ,,Bas 
Xappscbe Abenteuer" von Brof. Xern^ ricbtig 10. Närr beiBen, selbstverstänBlicb 
mit Bem Vorbebalte, soweit icb micb Ber 8acbe beute noeb erinnere.
Ber LescbluB über Bie Unterstellung Ber BrigaBen unter meinen Bekebl wurBe mir 
erst am 11. Närr bekannt.

23 kntr Xern, vus kuppscke ^benkeuer. Linclrüeice unä peslswUunAen. üeiprig uncl llerlin 1920.
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einzigen Soldaten zur Verfügung, sondern nur Büros. Ich hatte keinen Menschen 
draußen im Lager zur Überwachung und hätte daher von dem Anmarsch der 
Brigade erst erfahren, wenn sie bereits in Berlin war. Weiter mußte die Brigade, da 
eben noch unter Mitwirkung des Ehrhardt ihre Unterstellung unter die Reichswehr 
beschlossen war, den Eindruck gewinnen, daß wir selbst nicht wüßten, was wir 
wollten, und gar Lüttwitz wurde völlig vor den Kopf gestoßen. Wenn die Sache 
schon so weit gediehen war, wie die beiden Generale annahmen, dann waren das 
einzig Richtige militärische Gegenmaßregeln, durch die dem Ehrhardt imponiert 
wurde und die vielleicht ihn von weiterem abgehalten hätten. Das sagte ich den 
Generälen, die sich aber nicht überzeugen ließen, und habe diesen Standpunkt 
auch am Nachmittag bei der Besprechung mit Noske mit großer Entschiedenheit 
vertreten und hinzugefügt, dann sei noch besser eine unauffällige Beschleunigung 
der Auflösung dadurch, daß Heer und Marine ihre Angehörigen aus der Brigade 
anforderten, wofür ich bereits am Morgen des 10. telegraphische Anweisungen an 
die beiden Marinestationen gegeben hatte. Ich drang aber mit meiner Ansicht 
nicht durch, und noch in der Nacht zum 11. März wurde der Befehl erlassen, daß 
beide Brigaden der Admiralität unterstellt würden. Als am 10. März nachmittags 
gegen fünf Uhr Noske sich nach der Zusammenkunft erhob, machte er irgend eine 
Bemerkung des Sinnes, heute nachmittag komme es ja ohnehin zwischen Ebert 
und Lüttwitz zum Klappen. 

Ich möchte hier einschalten, es ist mir völlig unverständlich geblieben, weshalb 
denn seit dem 9. März abends, wo der persönliche Adjutant Noskes bereits mit 
einem unmittelbaren Bevorstehen des Regierungsumsturzes rechnete, bis zum 
12. März nachts 112 11 Uhr, wo ungefähr der Anmarsch der Brigade begann, also 
länger als 48 [!] Stunden, außer den immer wiederholten ebenso zwecklosen wie 
verfehlten Beeinflussungsversuchen keine militärischen Vorbereitungen zum 
Widerstand getroffen wurden, oder, wenn hierzu die Kräfte nicht ausreichten, 
nicht wenigstens in einer Kabinettssitzung die vorübergehende Verlegung der 
Regierung nach außerhalb beschlossen wurde, wodurch meines Erachtens der 
Bewegung jedenfalls die Spitze abgebrochen worden wäre. 

Die Unterredung zwischen Lüttwitz und dem Reichspräsidenten Ebert fand am 
10. März, nachmittags sechs Uhr, statt. Offizielles weiß ich über ihren Inhalt 
nicht. Aus den Zeitungen und durch Mitteilungen anderer habe ich nur erfahren, 
daß Lüttwitz die bekannten drei Forderungen - Wahl des Reichspräsidenten durch 
das Volk, alsbaldige Neuwahl zum Reichstag und Ersetzung der Parteiminister 
durch Fachminister - vielleicht auch noch das Verlangen, die Reichswehr nicht 
unter eine bestimmte Zahl herabzumindern - erhoben, daß Ebert sie abgelehnt, 
daß darauf ein scharfer Zusammenstoß beider stattgefunden und Lüttwitz seine 
Entlassung erhalten hat. 

Beiläufig bemerkt muß das Datum ,,11. März" auf Seite 10 der Broschüre "Das 
Kappsche Abenteuer" von Prof. Kern23 richtig 10. März heißen, selbstverständlich 
mit dem Vorbehalte, soweit ich mich der Sache heute noch erinnere. 

Der Beschluß über die Unterstellung der Brigaden unter meinen Befehl wurde mir 
erst am 11. März bekannt. 

23 Fritz Kern, Das Kappsehe Abenteuer. Eindrücke und Feststellungen. Leipzig und Berlin 1920. 
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^.m 12. Narr wurde kür dis Gruppen in unci NIN kerlin Narmdsreitscdakt dskodlen. 
Damit war dis 2. Narinedrigade unter den kekedl des Oderdommandeurs in dsn 
Narden, ci.it. Kosice, getreten, unci meins kskedlsgewalt üder die Narinedrigaden 
datte seiton nieder idre Dndsedakt erreieirt.
^n demseidsn Vormittag verdündete Kosice in cier Nationalversammlung, daK er 
Haktdekedl gegen kapp und Düttwitrc erlassen trade, unci gad der Ökkentlisddeit den 
deadsisdtigten kutssd dedannt^.
^m 12. Narr nacdmittags gegen 5^2 Ddr draedten Oldersdausen und Hammer
stein die ^acdriedt, kadst sei drauksn dei Ddrdardt, um ein Ddr naedts nerds dis 
krigads marssdieren. Nan drang nieder in mied, meinen DinkluK dei Ddrdardt 
einrusetren, und das gesedad sued dei der daraukkolgenden kespresdung mit 
lVosde. Nilitärisod nar dieser Oedande ganr unsinnig. Nit keden nar dei einem 
Ldaradter nie kdrdardt, nenn er sied erst 2um Narsedieren entsediossen datte, 
niedts ru maeden. led datte jetrt aued noed neniger ru dielen als am lags vorder, 
da ied niedt medr sein kekedlsvorgesetrter nar. Das ^adrsedeindede nar, dak er 
entweder mir die Dnwadrdeit sagte oder mied lsstdieit. Das kundige, nas noed 
dellen donnte, nar, nie ied aued jetxt niederdolen möedte, eins mi/rkärr^c/re 
^dtion, die Ddrdardt imponierte. Irotrdem draedte ied aued noed dieses mir 
angesonnsne Opler. IVosds sagte, ied dünne mir ja dis (Quartiere dsr Deute 
anseden, um dadei kestrustellsn, nie es mit der 'Krupps stünde. Der Generalmajor 
keindardt dot sied rur keglsitung an, diese lednte ied ader unter einem Vornande 
ad, neil er, nie mir dedannt, der destgedakte Nann in der krigade nar und ied, 
lalls ied üderdaupt noed etnas erreieden donnte, dies nur errielen würde, nenn ied 
allein mit Ddrdardt spraed. Ied nadm ader auk Vorsedlag von dlosde den ru seinem 
persöniiedsn 8tade gsdürigen Xapitanleutnant Lanaris mit.
tNs nir ins Dager damen, landen nir dieses im völligen Dundel und in vollster 
klude. Ied spraed mit Ddrdardt unter vier ^ugsn in der karasds. Ied sagte idm, sr 
nisse, nie sedr ied jeden kutssd verurteile, er lade eins ungedeuere Verantwor
tung auk sied, umsomedr als dis kegierung idre Oegenmakregsln getrokksn dads 
und klutvergisKen unvermeidlied sei; ied erwartete als Ldek der Admiralität 
destimmt, dak er sein Vordaden aukgede. Dieser antwortete ausweicdend, macdte 
üdrigens einen ganr „verdaasten" Dindrued, es war niedt reedl an idn deranru- 
dommen, und es war aued niedts aus idm dsrausrudolen; er sagte, er dade in der 
allerletrtsn ^eit vor sinkluKreisden Dsrsönlicddeiten die v^edtung verloren. Oerade 
diese Xukerung erweedte in mir den Dindrued, dak kdrdardt seine Dutscdadsicdt 
aukgsgeden dade, weil er das Vertrauen ?u Deuten, auk die er dei der -^usküdrung 
gereednet datte, verloren datte, es donnte natürdsd aued die Xukerung so gemeint 
sein, dak seine ^Vedtung vor der Miderstandsdrakt der kegierung gemindert und 
dak sr datier erst reedt rur vVusküdrung seines Vordadens entscdlossen sei. 
ledenkalls stand ied unter dem Dindrued, dak in dieser dkaedt niedts passieren 
würde, und in diesem Dindrued wurde ied auk der küedkadrt noed dured Lanaris 
destsrdt, der aus seinen Oespräeden mit den Okkixieren edsnkalls diesen Dindrued 
gewonnen datte. led din jedoed glücddederweise so vorsiedtig gewesen, diesen

24 Oss ?ro!»lcoll 6er Litrung 6er bistinnrilverssmmlunß vom 12. KlLrr entbült Ireine ^nxnbe über eine 
6ernrliße Wtteilunx; I^c>8lces. Ver>isn6Iungen 6er Verlnssung^ebenüen deutseben blLlinnnIver- 
s-cmmlunß 86. 332. Ltenogrnpliisclie kerielite. 8. 4885-4898.
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Am 12. März wurde für die Truppen in und um Berlin Alarmbereitschaft befohlen. 
Damit war die 2. Marinebrigade unter den Befehl des Oberkommandeurs in den 
Marken, d.h. Noske, getreten, und meine Befehlsgewalt über die Marinebrigaden 
hatte schon wieder ihre Endschaft erreicht. 

An demselben Vormittag verkündete Noske in der Nationalversammlung, daß er 
Haftbefehl gegen Kapp und Lüttwitz erlassen habe, und gab der Öffentlichkeit den 
beabsichtigten Putsch bekannt24

• 

Am 12. März nachmittags gegen 5Vz Uhr brachten Oldershausen und Hammer
stein die Nachricht, Pabst sei draußen bei Ehrhardt, um ein Uhr nachts werde die 
Brigade marschieren. Man drang wieder in mich, meinen Einfluß bei Ehrhardt 
einzusetzen, und das geschah auch bei der darauffolgenden Besprechung mit 
Noske. Militärisch war dieser Gedanke ganz unsinnig. Mit Reden war bei einem 
Charakter wie Ehrhardt, wenn er sich erst zum Marschieren entschlossen hatte, 
nichts zu machen. Ich hatte jetzt auch noch weniger zu bieten als am Tage vorher, 
da ich nicht mehr sein Befehlsvorgesetzter war. Das Wahrscheinliche war, daß er 
entweder mir die Unwahrheit sagte oder mich festhielt. Das Einzige, was noch 
helfen konnte, war, wie ich auch jetzt wiederholen möchte, eine militärische 
Aktion, die Ehrhardt imponierte. Trotzdem brachte ich auch noch dieses mir 
angesonnene Opfer. Noske sagte, ich könne mir ja die Quartiere der Leute 
ansehen, um dabei festzustellen, wie es mit der Truppe stünde. Der Generalmajor 
Reinhardt bot sich zur Begleitung an, diese lehnte ich aber unter einem Vorwande 
ab, weil er, wie mir bekannt, der bestgehaßte Mann in der Brigade war und ich, 
falls ich überhaupt noch etwas erreichen konnte, dies nur erzielen würde, wenn ich 
allein mit Ehrhardt sprach. Ich nahm aber auf Vorschlag von Noske den zu seinem 
persönlichen Stabe gehörigen Kapitänleutnant Canaris mit. 

Als wir ins Lager kamen, fanden wir dieses im völligen Dunkel und in vollster 
Ruhe. Ich sprach mit Ehrhardt unter vier Augen in der Baracke. Ich sagte ihm, er 
wisse, wie sehr ich jeden Putsch verurteile, er lade eine ungeheuere Verantwor
tung auf sich, umsomehr als die Regierung ihre Gegenmaßregeln getroffen habe 
und Blutvergießen unvermeidlich sei; ich erwartete als Chef der Admiralität 
bestimmt, daß er sein Vorhaben aufgebe. Dieser antwortete ausweichend, machte 
übrigens einen ganz" verbaasten" Eindruck, es war nicht recht an ihn heranzu
kommen, und es war auch nichts aus ihm herauszuholen; er sagte, er habe in der 
allerletzten Zeit vor einflußreichen Persönlichkeiten die Achtung verloren. Gerade 
diese Äußerung erweckte in mir den Eindruck, daß Ehrhardt seine Putschabsicht 
aufgegeben habe, weil er das Vertrauen zu Leuten, auf die er bei der Ausführung 
gerechnet hatte, verloren hatte, es konnte natürlich auch die Äußerung so gemeint 
sein, daß seine Achtung vor der Widerstandskraft der Regierung gemindert und 
daß er daher erst recht zur Ausführung seines Vorhabens entschlossen sei. 
Jedenfalls stand ich unter dem Eindruck, daß in dieser Nacht nichts passieren 
würde, und in diesem Eindruck wurde ich auf der Rückfahrt noch durch Canaris 
bestärkt, der aus seinen Gesprächen mit den Offizieren ebenfalls diesen Eindruck 
gewonnen hatte. Ich bin jedoch glücklicherweise so vorsichtig gewesen, diesen 

24 Das Protokoll der Sitzung der Nationalversammlung vom 12. März enthält keine Angabe über eine 
derartige Mitteilung Noskes. Verhandlungen der Verfassunggebenden Deutschen Nationalver
sammlung Bd. 332. Stenographische Berichte. S. 4885-4898. 
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Linbruek bei meiner Nelbung bei Kosice niebt ru erwäbnen, es war vielmebr 
Kloske, cier mieb, als ieb cien niebergebrüektsn Linbruek von Lbrburbt erwLbnte, 
mit cien dorten unterbraeb, bann sebeine er also sein Vorbaben als burebkreurt 
unruseben. Ieb erwiberte, bus sei mögbeb, setrte uber binru, um bis Lrigabe butte 
sieb in cier lelrten 2eit ein ganrer V^irbelwinb von Lefeblen unci Oegenbekeblen, 
Leeinklussungsn unb Lüeksprucben gebrebt, bie in ibr butten ben Linbruek 
erwseken müssen, ball in Lerbn uiles vor ibr rittsre, bus sei ein Loben, uuk bem 
aberbunb ünkug waebsen bonne, unb ieb bob weiter bervor, bub eine derartige 
Llitetruppe trotr bss ^ustanbes, in bem sie sieb gefunben butte, rumal ba sie sieb 
in ^iurmbereitsebukt bekanb, in einer Ztunbe mursebbereit sein bonne, bloske wur 
also von mir genügenb gewarnt.
leb muL biernueb mit uiier Lntsebiebenbeit ben Vorwurk rurüekweisen, buk ieb, 
wie ber Leiebskanrler Lauer später in ber l^ationulversammlung in Ltuttgart 
bebauplet but^, über ben ^ustunb ber Lrigabe falseb beriebtet bube unb ,,mit von 
ber Lartie gewesen sei", ober wie es in ben Leitungen bieL, ball ieb ein 
Doppelspiel gespielt butte. Übrigens but, wie mir später beriebtet würbe, IVoske 
naeb seiner Lüebbebr naeb Lerbn erblärt, er babe bem Leiebskanrler Lauer bisse 
Information nrc/rk erteilt.
c^Is in ber I>Iucbt rum 13. Närr bis l^laebriebt in bas Leiebswebrministerium 
gelangte, buL bis l'ruppe marsebiere, fubr ber Oensralmajor von Oven^, ber rum 
lVuebkolger bes Oenerals von Lüttwitr ernannt war, mit seinem Oeneralstubsebef 
von Olbersbausen ben l'ruppen ru einem letrten Leeinflussungsversucb entgegen. 
3ie gelangten aueb unbebelligt an ber l'ruppe vorbei in bas Lager, wo Lbrbarbt 
rurüekgeblieben war unb seblieL IVacb Verbanblung stellte er ein ültimatum mit 
Lrist bis sieben übr morgens unb verlangte Antwort an ber Siegessäule. Lr 
wieberbolte bis von Lüttwitr bem Leiebspräsibenten überbracbten Lorberungen 
unb fügte binru: Viebereinsstrung von Lüttwitr unb Amnestie für bis l'ruppe.
leb kam im Leiebswebrministerium binru, als bie beiben Oenerale bem Mnister 
l>loske Leriobt erstatteten; es war vielleicbt gegen ll/r übr. Ls waren noeb rugegen 
Leinbarbt, v. Leeekt, Na^or von Oilsu, mebrere jüngere Okkiriere unb ber Obek ber 
Lresseubteilung in ber Leiebskanrlsi, ^linisterialbirektor Lausebeü^. Ls würbe 
bewaffneter Vlberstanb beraten. Olbersbausen erklärte bei bieser Oelegenbeit, 
baL er noeb nie eine solebe praebtvolle l'ruppe geseben bube, buL, wenn bisse mit 
kliegsnbsn Lubnen unter Absingen patriotiseber Lieber vorgebe, jebe ibr entgegen- 
gesunbte l'ruppe ru ibr übergeben werbe unb buL buber feber gewaltsume 
Vlberstunb von vornbsrein uussiebtslos sei. IVoske fragte sebbeblieb, wer von ben 
^nwesenben bereit sei, mit ibm ru ben l'ruppen ru fubren unb sie rum äuLersten 
Vlberstanb anrufeuern. Darauf erbobsn nur Leinbarbt unb, wie mir gesagt würbe, 
ber binter mir sitrenbe Na^or von Oilsa bie üanb; ob aueb kauscber, ist mir niebt 
bekannt. Dieser bat mir nur später sein Lefremben über bie Haltung ber Oenerale, 
bie niebt mitmaeben wollten, geäußert, l^oske sebeint mir mein bamaliges 
Verbalten verbaebt ru baben. ^ber mir gebürten boeb bie l'ruppen niebt, auf bie

25 Lt-ci. 5. 4901.
26 OenersUeutnant 6ur§tl3rd v. Oven, stellv. 0l>ert)etelllsll3l)er 6er KeiellSlvelir-Oruppe 1.
27 Vßl. den Leriellt des Otlets der Heeresleitung, OenerLlmajor keinliardt, in ^reliivLliselie I^orsellun- 

gen VII Nr. 32.
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Eindruck bei meiner Meldung bei Noske nicht zu erwähnen, es war vielmehr 
Noske, der mich, als ich den niedergedrückten Eindruck von Ehrhardt erwähnte, 
mit den Worten unterbrach, dann scheine er also sein Vorhaben als durchkreuzt 
anzusehen. Ich erwiderte, das sei möglich, setzte aber hinzu, um die Brigade hätte 
sich in der letzten Zeit ein ganzer Wirbelwind von Befehlen und Gegenbefehlen, 
Beeinflussungen und Rücksprachen gedreht, die in ihr hätten den Eindruck 
erwecken müssen, daß in Berlin alles vor ihr zittere, das sei ein Boden, auf dem 
allerhand Unfug wachsen könne, und ich hob weiter hervor, daß eine derartige 
Elitetruppe trotz des Zustandes, in dem sie sich gefunden hätte, zumal da sie sich 
in Alarmbereitschaft befand, in einer Stunde marschbereit sein könne. Noske war 
also von mir genügend gewarnt. 

Ich muß hiernach mit aller Entschiedenheit den Vorwurf zurückweisen, daß ich, 
wie der Reichskanzler Bauer später in der Nationalversammlung in Stuttgart 
behauptet hat25 , über den Zustand der Brigade falsch berichtet habe und "mit von 
der Partie gewesen sei", oder wie es in den Zeitungen hieß, daß ich ein 
Doppelspiel gespielt hätte. Übrigens hat, wie mir später berichtet wurde, Noske 
nach seiner Rückkehr nach Berlin erklärt, er habe dem Reichskanzler Bauer diese 
Information nicht erteilt. 

Als in der Nacht zum 13. März die Nachricht in das Reichswehrministerium 
gelangte, daß die Truppe marschiere, fuhr der Generalmajor von Oven26

, der zum 
Nachfolger des Generals von Lüttwitz ernannt war, mit seinem Generalstabschef 
von Oldershausen den Truppen zu einem letzten Beeinflussungsversuch entgegen. 
Sie gelangten auch unbehelligt an der Truppe vorbei in das Lager, wo Ehrhardt 
zurückgeblieben war und schlief. Nach Verhandlung stellte er ein Ultimatum mit 
Frist bis sieben Uhr morgens und verlangte Antwort an der Siegessäule. Er 
wiederholte die von Lüttwitz dem Reichspräsidenten überbrachten Forderungen 
und fügte hinzu: Wiedereinsetzung von Lüttwitz und Amnestie für die Truppe. 

Ich kam im Reichswehrministerium hinzu, als die beiden Generale dem Minister 
Noske Bericht erstatteten; es war vielleicht gegen lIJ2 Uhr. Es waren noch zugegen 
Reinhardt, v. Seeckt, Major von Gilsa, mehrere jüngere Offiziere und der Chef der 
Presseabteilung in der Reichskanzlei, Ministerialdirektor Rausche~7. Es wurde 
bewaffneter Widerstand beraten. Oldershausen erklärte bei dieser Gelegenheit, 
daß er noch nie eine solche prachtvolle Truppe gesehen habe, daß, wenn diese mit 
fliegenden Fahnen unter Absingen patriotischer Lieder vorgehe, jede ihr entgegen
gesandte Truppe zu ihr übergehen werde und daß daher jeder gewaltsame 
Widerstand von vornherein aussichtslos sei. Noske fragte schließlich, wer von den 
Anwesenden bereit sei, mit ihm zu den Truppen zu fahren und sie zum äußersten 
Widerstand anzufeuern. Darauf erhoben nur Reinhardt und, wie mir gesagt wurde, 
der hinter mir sitzende Major von Gilsa die Hand; ob auch Rauscher, ist mir nicht 
bekannt. Dieser hat mir nur später sein Befremden über die Haltung der Generale, 
die nicht mitmachen wollten, geäußert. Noske scheint mir mein damaliges 
Verhalten verdacht zu haben. Aber mir gehörten doch die Truppen nicht, auf die 

25 Ebd. S. 4901. 

26 Generalleutnant Burghard v. Oven, stellv. Oberbefehlshaber der Reichswehr-Gruppe 1. 

27 V gl. den Bericht des Chefs der Heeresleitung, Generalmajor Reinhardt, in Archivalische Forschun
gen VII Nr. 32. 
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eingevirkt veräen sollte. Vom militäriscken 8tanäpunkte aus wäre es geraäeru 
komisck gevesen, venn ick ru einer kremten Gruppe gekakren unä an äen 
Legimentskommanäeur äas Ansinnen gestellt Kälte, äak ick eine Leäe an seine 
Lruppe kalten veräe. Ick stanä auk äem 8tanäpunkte, äak mick äiese Lrage 
überkaupt nickls anging, 6a mir nickt ein einriger 8oläat in Lerlln unterstellt war. 
^enn Kloske sckon irgend einem äiese 8lellungnakme verübeln sollte, obvokl 
^etrt jeäer ^Viäerstanä, veil verspätet, unsinnig var, so Kälte er clies clack nur 
gegenüber <len sick ablebnenä verkaltenäen Generälen tun äürken, aber nickt mir 
gegenüber. Okkenbar Katte Kloske ^eäock äiesen ^Vukruk nickt vom militäriscken, 
sonclern leäigliek vom 8tanäpunkt cles Volksreäners aus ketracktet.

8cklie61ick vuräe kescklossen, rum Leickspräsiäenten ru kakren; es var äies 
rviscken rvei unä cirei Okr. ^Vir kukren in clie Leickskanrlei, unä clort ersckien er, 
nackciem vir riemkeke 2eit gevartet Katten, Lbert uncl Lauer, Lbert leknte ak, aul 
clie Loräerungen einer meuternden Gruppe einrugeken, erklärte aber, äak clie 
Lntsckeiäung clem Kabinett gebükre, nickt ikm. Ls sollte cleskalk eine Kabinetts- 
sitrung einberuken veräen. Oer Leicbskanrler Lauer Kell sick kierru bekremä- 
lickerveise riemlick ärängen uncl meinte, clas ^usammenberuken cler lVlinister in 
cler klackt vürcle ru grolle 8ckvierigkeiten bereiten, obvokl vir uns clock einer 
8ituation gegenüber bekanäen, bei cler es vabrkaktig gleicbgültig var, ob es Lag 
ocler klackt var.
Ick Katte mick sckon clen ganren Lag über körperkcb unvokl bekunäen unä kukr 
äeskalb, um mick etvas ru erkolen, in äer Lause bis rum Zusammentritt äes 
Kabinetts nsck Oause. ^Is ick in äie Leickskanrlei rurückkekrte, var äas 
Kabinett bereits in äer Leratung, unä als ick eintreten vollte, bat mick Kloske, äer 
geraäe sprack, sick unterbreckenä, ick möckte nock einen Augenblick ärauken 
varten. Ick vartete ärauken, man riek mick aber nickt kinein, sonclern nack elva 
einer kalben 8tunäe öklnete sick äie Lür, alles strömte keraus unä rerklatterte 
äann. Von Oeneral Leinkarät, äer an uns kerantrat, erkukr ick, äak kescklossen 
voräen sei, keinen Miäerstanä ru leisten, sonäern äie Lruppen, äie äie Leicksäm- 
ter besetrl kalten, in äie Kasernen rurllckrurieken, unä äak er inkolgeäessen 
rurllckgetreten sei. Oamit var ick über äie mi/rkärisc/re Lage unterriektet unä 
vollte mick nun auck /m/kHZr orientieren.

Oeskalb trat ick ru äem im ^bgeken begrikkenen Onterstaatssekretär äer 
Leickskanrlei Albert unä kragte ikn, vie ick äie ^ussckliekung von äer Kabinetts- 
sitrung aukrukassen Kälte. Lr erviäerte, es kabe gar kein Orunä ru einer 
Mssckliekung vorgelegen, es müsse ein Mkverstänänis obvalten. Ick glaube äies 
später äurcb Leinkarät insofern bestätigt gekunäen ru baben, als vermutungsweise 
geäukert vuräe, äas Kabinett kabe unter sick sein vollen; Kloske kabe micli in 
äem Augenblick kür einen Oeneral gekalten unä nickt äaran geäackt, äak ick 
Kabinettsmilglieä var.
Mr ist äunkel in Lrinnerung, äak, als Leinkarät unä ick äort stanäen, Kloske an 
uns kerantrat. 8päter Kat mir mein -^äMant, Kapitänleutnant von äem Lorne, 
mitgeteilt, Kloske kabe uns gegenüber bei äieser Oelegenkeit geäukert, äie 
Oauptsckulä tragen äie^enigen Vorgesetzten, äie äas nickt Kaken verkinäern 
können. Oies sollte vermutlick auck auk mick geken. Ick muk sagen, ick empkinäe 
äiesen Vorvurk als ganr besonäers ungereckt. Ellern, vas ru äer Lxplosion gekükrt 
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eingewirkt werden sollte. Vom militärischen Standpunkte aus wäre es geradezu 
komisch gewesen, wenn ich zu einer fremden Truppe gefahren und an den 
Regimentskommandeur das Ansinnen gestellt hätte, daß ich eine Rede an seine 
Truppe halten werde. Ich stand auf dem Standpunkte, daß mich diese Frage 
überhaupt nichts anging, da mir nicht ein einziger Soldat in Berlin unterstellt war. 
Wenn Noske schon irgend einem diese Stellungnahme verübeln wollte, obwohl 
jetzt jeder Widerstand, weil verspätet, unsinnig war, so hätte er dies doch nur 
gegenüber den sich ablehnend verhaltenden Generälen tun dürfen, aber nicht mir 
gegenüber. Offenbar hatte Noske jedoch diesen Aufruf nicht vom militärischen, 
sondern lediglich vom Standpunkt des Volksredners aus betrachtet. 

Schließlich wurde beschlossen, zum Reichspräsidenten zu fahren; es war dies 
zwischen zwei und drei Uhr. Wir fuhren in die Reichskanzlei, und dort erschien er, 
nachdem wir ziemliche Zeit gewartet hatten, Ebert und Bauer, Ebert lehnte ab, auf 
die Forderungen einer meuternden Truppe einzugehen, erklärte aber, daß die 
Entscheidung dem Kabinett gebühre, nicht ihm. Es sollte deshalb eine Kabinetts
sitzung einberufen werden. Der Reichskanzler Bauer ließ sich hierzu befremd
licherweise ziemlich drängen und meinte, das Zusammenberufen der Minister in 
der Nacht würde zu große Schwierigkeiten bereiten, obwohl wir uns doch einer 
Situation gegenüber befanden, bei der es wahrhaftig gleichgültig war, ob es Tag 
oder Nacht war. 

Ich hatte mich schon den ganzen Tag über körperlich unwohl befunden und fuhr 
deshalb, um mich etwas zu erholen, in der Pause bis zum Zusammentritt des 
Kabinetts nach Hause. Als ich in die Reichskanzlei zurückkehrte, war das 
Kabinett bereits in der Beratung, und als ich eintreten wollte, bat mich Noske, der 
gerade sprach, sich unterbrechend, ich möchte noch einen Augenblick draußen 
warten. Ich wartete draußen, man rief mich aber nicht hinein, sondern nach etwa 
einer halben Stunde öffnete sich die Tür, alles strömte heraus und zerflatterte 
dann. Von General Reinhardt, der an uns herantrat, erfuhr ich, daß beschlossen 
worden sei, keinen Widerstand zu leisten, sondern die Truppen, die die Reichsäm
ter besetzt hatten, in die Kasernen zurückzuziehen, und daß er infolgedessen 
zurückgetreten sei. Damit war ich über die militärische Lage unterrichtet und 
wollte mich nun auch politisch orientieren. 

Deshalb trat ich zu dem im Abgehen begriffenen Unterstaatssekretär der 
Reichskanzlei Albert und fragte ihn, wie ich die Ausschließung von der Kabinetts
sitzung aufzufassen hätte. Er erwiderte, es habe gar kein Grund zu einer 
Ausschließung vorgelegen, es müsse ein Mißverständnis obwalten. Ich glaube dies 
später durch Reinhardt insofern bestätigt gefunden zu haben, als vermutungsweise 
geäußert wurde, das Kabinett habe unter sich sein wollen; Noske habe mich in 
dem Augenblick für einen General gehalten und nicht daran gedacht, daß ich 
Kabinettsmitglied war. 

Mir ist dunkel in Erinnerung, daß, als Reinhardt und ich dort standen, Noske an 
uns herantrat. Später hat mir mein Adjutant, Kapitänleutnant von dem Borne, 
mitgeteilt, Noske habe uns gegenüber bei dieser Gelegenheit geäußert, die 
Hauptschuld. tragen diejenigen Vorgesetzten, die das nicht haben verhindern 
können. Dies sollte vermutlich auch auf mich gehen. Ich muß sagen, ich empfinde 
diesen Vorwurf als ganz besonders ungerecht. Allem, was zu der Explosion geführt 
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Kat, Kalle r'c/r wikerraten, aker man Kalle auk mick nickt gekört. Den einrig 
ricktigen Meg, recktreitig mllitäriscke Oegenmallregeln ru ergreiken, war man 
entgegen meinem Kate niekl gegangen. Öllerkies Kalle iek miek noek auk Drängen 
rur Verkügung gestellt uncl naek Möglichkeit rum Drieken gereket. Mie man unter 
Kiezen Umstanden karu kommen kann, gerade miek kür clen Millerkolg verantwort- 
kek ru macken, versteks iek wirkkck niekt.
Da iek sekkekkek mit einem rVkjutanten in Ker keiekskanrlei allein rurüekkllek, 
kukren wir in clie ^kmiralltät rurüek. IVack einiger ^eit sekiekte iek ru IVoske 
kerüker, um kestrustellen, wo er sei, uncl miek mit ikm in Verkinclung ru setren. 
Die Antwort war, er sei im r^uto kortgekakren, rusammen mit Oilsa, mit 
unkekanntem Äel. Irgencl einen DekeKI kür miek Katte er nickt kinterlassen.
Iek mull auek kier sagen, es keillt, clie Dinge gerakeru auk clen Xopk stellen, wenn 
man kekauptet, ie/r Kälte clie kegierung im 8tick gelassen; es war vielmekr clie 
kegierung, clie mie/r in kerlin allein rurückliell uncl also ikrerseits verllell. Kloske 
Katte miek clock wenigstens kenackricktigen müssen von cler politiscken Kage, uncl 
wenn nickt sogleick, so clock wenigstens später unterwegs. 8tatt «lessen Kake ick 
wecler aus Dresclen, nock aus 8tuttgart irgencl eine Meisung erkalten ocler sonst 
etwas erkakren, okwokl clock I^oske sicker mit kerlin eine Verkinclung unterkalten 
Kallen wircl. krst am Montag, clem 15. Märr, erkukr ick, ciall clie kegierung, Keren 
^ukentkalt ick Kis kakin gar nickt kannte, in Dresclen sein sollet
Ick verkiek miek nun allwartenk. Von clem kinrug selkst Kalle ick nickts geseken, 
ekensowenig von Ker kesetrung Ker okkentllcken OekLuke, auller kem keickswekr- 
ministerium unk Ker keickslcanrlei. ^wiscken siellen unk ackt Dkr morgens am 
13. Märr melkete mir Ker ^.kjutant Ker krigake, Xapitänleutnant Molk von Irotka, 
im cVuktrage Kes Xommankeurs kkrkarkt körmlick, Kall Kis krigake okne klutver- 
giellen unk okne Mikerstank ru kinken, in kerlin eingerückt sei. Ick nakm kie 
Melkung entgegen, kekankte mick, Kake aller sonst nickts weiter gesprocken, well 
ick Kas Oekükl Katte, Kall ick mick Kieser Iruppe gegenüller möglickst reserviert 
ru verkalken Katte.
Oegen Mittag Kes 13. Märr Uell mick Ker Oeneral von Xüttwitr, Ker inrwiscken als 
keickswekrminister in Kas keickswekrministerium eingerogen war, ru sick ruken. 
Or kragte mick, ok ick llereit sei, unter Ken veränkerten Verkältnissen auk meinem 
kosten ru kleiken. Ick Kat ikn runäckst, mick üker kie poktiscke kage ru 
unterrickten, ka ick mir meine kntsckeikung vorkekalten müsse. Dr antwortete, 
Ker lieickspräsikent Okert sei nock in kerlin^, es würken Verkanklungen mit ikm 
üker kie Omkilkung Kes Xallinetts eingeleitet, unk er solle geketen werken, im 
^.mt ru kleiken. Das Kake ick ikm geglaullt, unk inkolgekessen war ick Ker 
Meinung, man wolle unter Kem verkassungsmälligen keickspräsikenten mit kessen 
Zustimmung ein neues Xakinett Küken. Mein Oekanke war kaker, Kall, wenn 
sckon kllert Kallei wokl unter Kem Druck Ker Verkältnisse gekankelt kätte, 
kennock kie kilkung Kes Xallinetts sic/i cru/ ter/azzunAZmäFi§em Me^e vo/irie/ren 
so/ite. Ick erkat kekenkreit unk llesprack miek mit Ken Derren meiner militäri-

28 keielisprüsikent kkerl unk einige lüitglieker Ker keielisreZierunz waren um 8onntuZ, Ken 14. Nürr, 
von kresken nselr LluUZart weilergereisl, wo um ?«ueIrmitt3A Kes 15. ^lürr eine kukinettssitrunA 
slultkunk. krummer 8. 15.

29 keielisprüsikent kbert liutte kerlin um 13. Xlürr um 6.15 llkr verlassen. krZer 8. 149. 

42

20. Januar-17. 3.1920 Kapitel I 

hat, hatte ich widerraten, aber man hatte auf mich nicht gehört. Den einzig 
richtigen Weg, rechtzeitig militärische Gegenmaßregeln zu ergreifen, war man 
entgegen meinem Rate nicht gegangen. Überdies hatte ich mich noch auf Drängen 
zur Verfügung gestellt und nach Möglichkeit zum Frieden geredet. Wie man unter 
diesen Umständen dazu kommen kann, gerade mich für den Mißerfolg verantwort
lich zu machen, verstehe ich wirklich nicht. 

Da ich schließlich mit einem Adjutanten in der Reichskanzlei allein zurückblieb, 
fuhren wir in die Admiralität zurück. Nach einiger Zeit schickte ich zu Noske 
herüber, um festzustellen, wo er sei, und mich mit ihm in Verbindung zu setzen. 
Die Antwort war, er sei im Auto fortgefahren, zusammen mit Gilsa, mit 
unbekanntem Ziel. Irgend einen Befehl für mich hatte er nicht hinterlassen. 

Ich muß auch hier sagen, es heißt, die Dinge geradezu auf den Kopf stellen, wenn 
man behauptet, ich hätte die Regierung im Stich gelassen; es war vielmehr die 
Regierung, die mich in Berlin allein zurückließ und also ihrerseits verließ. Noske 
hätte mich doch wenigstens benachrichtigen müssen von der politischen Lage, und 
wenn nicht sogleich, so doch wenigstens später unterwegs. Statt dessen habe ich 
weder aus Dresden, noch aus Stuttgart irgend eine Weisung erhalten oder sonst 
etwas erfahren, obwohl doch Noske sicher mit Berlin eine Verbindung unterhalten 
haben wird. Erst am Montag, dem 15. März, erfuhr ich, daß die Regierung, deren 
Aufenthalt ich bis dahin gar nicht kannte, in Dresden sein solle28

• 

Ich verhielt mich nun abwartend. Von dem Einzug selbst habe ich nichts gesehen, 
ebensowenig von der Besetzung der öffentlichen Gebäude, außer dem Reichswehr
ministerium und der Reichskanzlei. Zwischen sieben und acht Uhr morgens am 
13. März meldete mir der Adjutant der Brigade, Kapitänleutnant Wolf von Trotha, 
im Auftrage des Kommandeurs Ehrhardt förmlich, daß die Brigade ohne Blutver
gießen und ohne Widerstand zu finden, in Berlin eingerückt sei. Ich nahm die 
Meldung entgegen, bedankte mich, habe aber sonst nichts weiter gesprochen, weil 
ich das Gefühl hatte, daß ich mich dieser Truppe gegenüber möglichst reserviert 
zu verhalten hatte. 

Gegen Mittag des 13. März ließ mich der General von Lüttwitz, der inzwischen als 
Reichswehrminister in das Reichswehrministerium eingezogen war, zu sich rufen. 
Er fragte mich, ob ich bereit sei, unter den veränderten Verhältnissen auf meinem 
Posten zu bleiben. Ich bat ihn zunächst, mich über die politische Lage zu 
unterrichten, da ich mir meine Entscheidung vorbehalten müsse. Er antwortete, 
der Reichspräsident Ebert sei noch in Berlin29

, es würden Verhandlungen mit ihm 
über die Umbildung des Kabinetts eingeleitet, und er solle gebeten werden, im 
Amt zu bleiben. Das habe ich ihm geglaubt, und infolgedessen war ich der 
Meinung, man wolle unter dem verfassungsmäßigen Reichspräsidenten mit dessen 
Zustimmung ein neues Kabinett bilden. Mein Gedanke war daher, daß, wenn 
schon Ebert dabei wohl unter dem Druck der Verhältnisse gehandelt hätte, 
dennoch die Bildung des Kabinetts sich auf verfassungsmäßigem Wege vollziehen 
sollte. Ich erbat Bedenkzeit und besprach mich mit den Herren meiner militäri-

28 Reichspräsident Ebert und einige Mitglieder der Reichsregierung waren am Sonntag, den 14. März, 
von Dresden nach Stuttgart weitergereist. wo am :'\achmittag des 15. März eine Kabinettssitzung 
stattfand. Brammer S. 15. 

29 Reichspräsident Ebert hatte Berlin am 13. }'Iärz um 6.15 Uhr verlassen. Erger S. 149. 
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scken Dmgedung. ks kanBelte sick natürlick um einen sekr sckweren kntscklud 
von grolZer kragweite. Ick kielt Bas ganre Onternekmen kür ausgescklossen, stanB 
aker edenso wie meine Herren unter Bem kinBruck, Bad cler Oewakakt, Burck clen 
Bie alte Begierung beseitigt war, aÜKesc/r/ossen war, Bad eine alte Begierung nickt 
mekr vorkanBen war unB als Nacktkalctor, cl. k. als tatLäc/r/rc/rer /n/rak>er Ber 
LtaatsKewa/t, leBiglick clie Xappregierung vorkanBen war.
lelr desprack mit meinen Herren Bie Lacklage. lelr stanB in Berlin mit meiner 
BekörBe ganr allein. ^n clie alte Begierung konnte ick miclr nielit anleknen, Ba sie 
nickt Ba war. Degen Xapp auktreten unB kür mick allein eine neue Begierung 
dilBen, wäre natürlick kinüisck gewesen. In krage kam Baker üderkaupt nur kür 
mick unB meine Herren nur^ Bie ^nleknung an Bie Xappregierung, aker nickt in cler 
Korm einer r^nglieBerung oBer gar einer Unterstützung, wenn ick niclü von 
meinem kosten rurücktreten wollte. Das aker war kür mick ganr ausgescklossen. 
Kirstens wäre der Zerkall cler Narine Bie unauskleiklicke kolge gewesen; mein 
Bücktritt wäre Baker eine grode kklicktvergessenkeit gewesen. Zweitens Katte ick 
meinen Okkirieren uncl clen Narinestationen sckon krüker versprocken, Bad ick 
auck in sckweren weiten auk meinem kosten kleiden unB clie Verantwortung tragen 
würcle; ick würcle clie Bekekle Bann so geken, Bad sie gecleckt wären, sie Kälten 
lecliglick clie Bekekle ru kekolgen. ^uk meinem kosten ru verkleiden, war kür mick 
also kkrensacke.
Der kntscklud, mick an clie neue Begierung anruleknen, kiel mir clarum verkältnis- 
mädig leickt, wenigstens was clie Ltationen detrak, weil ick garnickt dekürcktete, 
clalZ cliese in clie Xämpke mit kineingerissen werclen könnten, vielmekr Backte, Bad 
Bie kntsckeiBung in Berlin kallen würBe. Davon, Ball iknen Ber Xampk mit 
dewakkneten /Vrdeitern devorstanB oBer gar wokl sckon degonnen Katte, wudte ick 
Bamals nock nickts.
Ick war so wenig gesonnen, mick Ber Xappregierung als unterLtutrenBes Or§anrur 
Verkügung ru stellen, Bad ick sogar meinen Derren gegenüder mick etwas 
Brastisck Bakin ausBrückte, ,,es sei ganr unmöglick, sick einer so dlöBsinnigen 
Lacke, Bie man selder verurteile, anruglieBern".
Kür Biese ^uderung deruke ick mick ausBrücklick auk Bas Zeugnis Bes Xapitäns 
rur Lee BaeBsr^ unB Dietrick Ne^er^.

c..
PI. Nai 1920^ Der ^ngesckuIBigte von krotka sagt weiter aus:
Nein kntscklud, auk Bem kosten ru kleiden, mudte Ben Okkirieren, Ben Ltationen 
unB Ben "Kruppen dekannt gemackt werBen.
Dies erkorBerte einen ganr einBeutigen Bekekl, er erkolgte Burck Bas dekannte 
"kelegramm:

30 Xapirän r. 8. Oricb klaeder, Lbek der 2entral-ikbteilung der Admiralität; in einer Erklärung ru den 
/kussaßen krotbas (8^-kcI^. kilkl 20/3. I^Lsck. .^bscbrikt) bestätigte er »Ile dunkle, ru (lenen dieser 
ikn als 2euge benannt batte.

31 V^I. (Knni. 13.
32 Oer Vermerk über Verlesung, OenebmißunZ und Onterreicbnung des liier abßeseblussenen 

Protokolls vom 29. ^lai 1920 ist vvegZelassen.
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sehen Umgebung. Es handelte sich natürlich um einen sehr schweren Entschluß 
von großer Tragweite. Ich hielt das ganze Unternehmen für ausgeschlossen, stand 
aber ebenso wie meine Herren unter dem Eindruck, daß der Gewaltakt, durch den 
die alte Regierung beseitigt war, abgeschlossen war, daß eine alte Regierung nicht 
mehr vorhanden war und als Machtfaktor, d. h. als tatsächlicher Inhaber der 
Staatsgewalt, lediglich die Kappregierung vorhanden war. 

Ich besprach mit meinen Herren die Sachlage. Ich stand in Berlin mit meiner 
Behörde ganz allein. An die alte Regierung konnte ich mich nicht anlehnen, da sie 
nicht da war. Gegen Kapp auftreten und für mich allein eine neue Regierung 
bilden, wäre natürlich kindisch gewesen. In Frage kam daher überhaupt nur für 
mich und meine Herren nur[!] die Anlehnung an die Kappregierung, aber nicht in der 
Form einer Angliederung oder gar einer Unterstützung, wenn ich nicht von 
meinem Posten zurücktreten wollte. Das aber war für mich ganz ausgeschlossen. 
Erstens wäre der Zerfall der Marine die unausbleibliche Folge gewesen; mein 
Rücktritt wäre daher eine grobe Pflichtvergessenheit gewesen. Zweitens hatte ich 
meinen Offizieren und den Marinestationen schon früher versprochen, daß ich 
auch in schweren Zeiten auf meinem Posten bleiben und die Verantwortung tragen 
würde; ich würde die Befehle dann so geben, daß sie gedeckt wären, sie hätten 
lediglich die Befehle zu befolgen. Auf meinem Posten zu verbleiben, war für mich 
also Ehrensache. 

Der Entschluß, mich an die neue Regierung anzulehnen, fiel mir darum verhältnis
mäßig leicht, wenigstens was die Stationen betraf, weil ich garnicht befürchtete, 
daß diese in die Kämpfe mit hineingerissen werden könnten, vielmehr dachte, daß 
die Entscheidung in Berlin fallen würde. Davon, daß ihnen der Kampf mit 
bewaffneten Arbeitern bevorstand oder gar wohl schon begonnen hatte, wußte ich 
damals noch nichts. 

Ich war so wenig gesonnen, mich der Kappregierung als unterstützendes Organ zur 
Verfügung zu stellen, daß ich sogar meinen Herren gegenüber mich etwas 
drastisch dahin ausdrückte, "es sei ganz unmöglich, sich einer so blödsinnigen 
Sache, die man selber verurteile, anzugliedern". 

Für diese Äußerung berufe ich mich ausdrücklich auf das Zeugnis des Kapitäns 
zur See Raeder30 und Dietrich Meyer31

• 

[ ... ]32 

[31. Mai 1920] Der Angeschuldigte von Trotha sagt weiter aus: 

Mein Entschluß, auf dem Posten zu bleiben, mußte den Offizieren, den Stationen 
und den Truppen bekannt gemacht werden. 

Dies erforderte einen ganz eindeutigen Befehl, er erfolgte durch das bekannte 
Telegramm: 

30 Kapitän z. S. Erieh Raeder, Chef der Zentral-Abteilung der Admiralität; in einer Erklärung zu d(>n 
Aussagen Trothas (BA-MA. RM 20/3. Maseh. Abschrift) bestätigte er alle Punkte, zu denen dieser 
ihn als Zeuge benannt hatte. 

31 Vgl. Anm. 13. 

32 Der Vermerk über Verlesung. Genehmigung und Unterzeichnung des hier abgeschlossenen 
Protokolls vom 29. Mai 1920 ist weggelassen. 
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„Ick Kabe mick mit der Narine der neuen Legierung rur Verfügung gestellt und 
erwarte, (lall die Marine wie Kisker geseklossen meinen Lefeklen folgt."
Oie Fassung dieses Telegramms Katte ick mir mit meinen Herren sekr sorgfältig 
vorker ükerlegt. Ls wurde dakei auck erwogen, ok ausgesprocken werden sollte, 
dall der 2wsck meines Verkleidens aul dem Lösten inskesondere auck die 
^Vukreckterkaltung von Luke und Ordnung sei. Ls wurde indes erwogen, dall die 
Angabe von ^weck und Leweggrund nickt in einen Lefekl gekörten. Den 8tationen 
war meine 8teIIung oknekin kekannt, dall ick sie nämlick lediglick militärisck und 
nickt polltisck auffallte. Ls wurde damals aker auck nock sofort kescklossen, den 
8tationskommandos durck Lckreibtelegrapken mitruteilen, dall ick mick nur rur 
^ufreckterkaltung von Luke und Ordnung der neuen Legierung rur Verfügung 
gestellt Kälte. Oas Velegramm wurde dann von dem Konteradmiral Nickaeks^, 
dessen Zuständigkeit derartige Arbeiten gekörten, entworfen^, von mir gereicknet 
und nackmittags gegen V26 Okr am 13. Närr akgesandt. Laid nackker wird auck 
die Lrläuterung fortgegangen sein. Oie genaue 2eit kann ick nickt angeken, denn 
um diese Linrelkeiten Kake ick mick niclit kekümmert. Ls wird nickt nötig sein, 
kesonders kervorrukeken, dall ick kür den Lefekl die alleinige Verantwortung 
trage und ükernekme. Neins Offiziere kalten lediglick keratende 8timme. 
Zugegen waren Konteradmiral Nickaeks, sowie die Kapitäne rur 8ee ^Vester- 
Kamp^, Dietrick Ne^er, Laeder und Lreikerr von Lagern.
V/ie man dieses d'elegramm Kat millversteken und mir gar nock Kat rum Vorwurf 
macken können, ist so riemllck kür mick das Onverständllckste an dieser ganren 
Zacke. Oas ,,8ick rur Verfügung stellen" ist dock keine ^Vendung, die man 
kekekig dakin umdeuten kann, dall ick mick „kinter die neue Legierung gestellt" 
und also deren Lartei genommen kätte. Nan ükersiekt offenkar ganr die 
Lreignisse des klovemkers 1918. Ls Kandell sick um diejenige Lormel, die wir uns 
damals unter sckweren inneren Kämpfen akgerungen Kaken, eine Lormel mir 
/rrskorr§c/r /eskAe/eFrem /n/ra/t. 8ie kedeutet die Lereitwilkgkeit, im vaterländi- 
scken Interesse den Dienst fortrusetren, trokr grundsätrkcker ^kleknung der 
erfolgten 8taatsumwälrung. 8ie entkält also gerade das Bekenntnis rur M/rtisc/ren 
kVeukra/rkät. Nein Lefekl ging also inkaklick dakin, dall ick und die Narine 
mr'k'tär»c/r den Dienst fortsetrten, o/rne sick im geringsten mit der Lutsckregie- 
rung ru identikirieren. Von einer Angliederung oder Larteinakme für Kapp kann 
gar keine Lede sein. Okkenkar Kaken auck Kapp-Lüttwitr gar nickt daran gedackt, 
dall ick mick iknen okne weiteres ansckkeken würde, denn sonst kätte Lüttwitr 
dock keine Veranlassung gekakt, mir vorrureden, dall der Leickspräsident Lkert 
nock in Lerlin sei, und mick dadurck in den Olauken ru versetren, die Lildung des 
Kapp-Kabinetts solle unter der verfassungsmälligen Nitwirkung des Leickspräsi- 
denten erfolgen.
Ls ist mir kesonders nake gegangen, dall mir unterstellte Offiriere in 8trafverfak- 
ren verwickelt worden sind, trotr des l'elegramms, durck das ick sie decken und 
die ausscklielllicke Verantwortung ükernekmen wollte, ^.ker ick kann nickts

33 Vßl. 13.
34 Das ^VoN „entvvorken" jsl Ii8l. untei-strielien, 632U Iisl. k^an^vermerlc: riiclil ru".
35 VZ1. ^Vnm. 13.
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"Ich habe mich mit der Marine der neuen Regierung zur Verfügung gestellt und 
erwarte, daß die Marine wie bisher geschlossen meinen Befehlen folgt." 

Die Fassung dieses Telegramms hatte ich mir mit meinen Herren sehr sorgfältig 
vorher überlegt. Es wurde dabei auch erwogen, ob ausgesprochen werden sollte, 
daß der Zweck meines Verbleibens auf dem Posten insbesondere auch die 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung sei. Es wurde indes erwogen, daß die 
Angabe von Zweck und Beweggrund nicht in einen Befehl gehörten. Den Stationen 
war meine Stellung ohnehin bekannt, daß ich sie nämlich lediglich militärisch und 
nicht politisch auffaßte. Es wurde damals aber auch noch sofort beschlossen, den 
Stationskommandos durch Schreibtelegraphen mitzuteilen, daß ich mich nur zur 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung der neuen Regierung zur Verfügung 
gestellt hätte. Das Telegramm wurde dann von dem Konteradmiral Michaelis33 , zu 
dessen Zuständigkeit derartige Arbeiten gehörten, entworfen34, von mir gezeichnet 
und nachmittags gegen V26 Uhr am 13. :März abgesandt. Bald nachher wird auch 
die Erläuterung fortgegangen sein. Die genaue Zeit kann ich nicht angeben, denn 
um diese Einzelheiten habe ich mich nicht bekümmert. Es wird nicht nötig sein, 
besonders hervorzuheben, daß ich für den Befehl die alleinige Verantwortung 
trage und übernehme. Meine Offiziere hatten lediglich beratende Stimme. 
Zugegen waren Konteradmiral Michaelis, sowie die Kapitäne zur See Wester
kamp35, Dietrich Meyer, Raeder und Freiherr von Gagern. 

Wie man dieses Telegramm hat mißverstehen und mir gar noch hat zum Vorwurf 
machen können, ist so ziemlich für mich das Unverständlichste an dieser ganzen 
Sache. Das "Sich zur Verfügung stellen" ist doch keine Wendung, die man 
beliebig dahin umdeuten kann, daß ich mich "hinter die neue Regierung gestellt" 
und also deren Partei genommen hätte. Man übersieht offenbar ganz die 
Ereignisse des Novembers 1918. Es handelt sich um diejenige Formel, die wir uns 
damals unter schweren inneren Kämpfen abgerungen haben, eine Formel mit 
historisch festgelegtem Inhalt. Sie bedeutet die Bereitwilligkeit, im vaterländi
schen Interesse den Dienst fortzusetzen, trotz grundsätzlicher Ablehnung der 
erfolgten Staatsumwälzung. Sie enthält also gerade das Bekenntnis zur politischen 
Neutralität. Mein Befehl ging also inhaltlich dahin, daß ich und die Marine 
militärisch den Dienst fortsetzten, ohne sich [!] im geringsten mit der Putschregie
rung zu identifizieren. Von einer Angliederung oder Parteinahme für Kapp kann 
gar keine Rede sein. Offenbar haben auch Kapp-Lüttwitz gar nicht daran gedacht, 
daß ich mich ihnen ohne weiteres anschließen würde, denn sonst hätte Lüttwitz 
doch keine Veranlassung gehabt, mir vorzureden, daß der Reichspräsident Ebert 
noch in Berlin sei, und mich dadurch in den Glauben zu versetzen, die Bildung des 
Kapp-Kabinetts solle unter der verfassungsmäßigen Mitwirkung des Reichspräsi
denten erfolgen. 

Es ist mir besonders nahe gegangen, daß mir unterstellte Offiziere in Strafverfah
ren verwickelt worden sind, trotz des Telegramms, durch das ich sie decken und 
die ausschließliche Verantwortung übernehmen wollte. Aber ich kann nichts 

33 Vgl. Anm. 13. 

34 Das Wort "entworfen;; ist hsl. unterstrichen. dazu hsl. Randvermerk: "trifft nicht zu". 

35 Vgl. Anm. 13. 
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dakür, wenn, wie rum Leispiel in OuxLaven, mein lolcgramm miLverstanden 
worden ist, weil man clie ^ovemderereiZnisse soLon wieder vergessen Latte.
Oie Lreigmsso in VilLelmsLaven und Kiel waren aul ganr andere Laktoren 
rurückrulüLren: In ^ilLelmsLaven waren es die DeokLünde, die nacLgerade 
jedes Verständnis lür militäriscLe Ledürknisse und Interessen verloren Latten; in 
Kiel waren es die LewaLnelen rVrLeiter, die alles nur aus dem parteipolitiseLen 
OesicLtswinkel LetraeLteten. OokkentlicL werden aLer unparteiiscLe Ltellen 
Verständnis dalür LaLen, dall ein Kommandierender Admiral sieL nioLt einIacL 
von LewaLneten ^rLeitern das Arsenal und das ^lunitionsdepot wegneLmen 
lassen kann, oLne es rurüokrueroLern, wie dies Konteradmiral von Levetrow in 
Kiel Zetan Lat^. Oiese Ereignisse liegen im llLrigen vor der V^nkunlt meines 
lelegrammes, können also nioLt dessen Dolge gewesen sein.
IeL stand in Herlin ganr allein, man kümmerte sieL üLerLaupt nioLt um mioL. Ks 
LerrsoLte eine oLronisoLe Desorganisation. Der OLerst a. D. Laue^ maoLte den 
Kindruck eines LoLnungslos nervösen ^lenscLen, und vollends DrauL^ maoLte 
den Kindruok eines OnglüoksLuLns, das ständig Lilklos umLerliek. Kapp war 
oLenLar duroL dis Ereignisse üLerlastet, er macLte den Kindruck eines Uen- 
soLen, der seine Oedanken nioLt konzentrierte. IeL war seLr enttäusoLt von iLm. 
Krst am ^littwocL, dem 17. Vlärr, als er den Lüoktritt LescLloL, Zeigte er einen 
würdevollen instand. Dagegen war Najor a. D. LaLst von einer unvergleioLlicLen 
KriscLe und Lis ruletrt in dem unersoLlltterLeLen OlauLen an den Krlolg.
In der keioLskanrlei LerrsoLte ein lürcLterlieLes DuroLeinander. Ls kamen dort 
Linein alle möglieLen VlenscLen, die da garnioLts ru sueLen Latten. Xu diesen 
Lersonen geLöNe üLrigens auoL der Lrolessor Kern^, der sioL wie soloL OLrwurm 
üLerall LineinseLlängelte und jedermann ausLoreLte, u. a. auoL mioL. Leine 
indiskreten VeröLentlicLungen in den OrenrLoten sind mir seLr wenig angeneLm. 
^ls ioL von der LevorsteLenden VerölkentlicLung erluLr und iLn duroL Kernspre- 
oLer ersuoLte, sie ru unterlassen, erklärte er mir, daru sei es ru spät. Krst vom 
Dienstag, 16. Vlärr, aL Lemerkte man in der keicLskanrlei eine gewisse Ordnung.
Ks wurde rwar immer von KaLinettssitrung gesprocLen, aLer darunter verstand 
man Llos, da6 Kapp mit seinen LatgeLern v. KalkenLausen^, v. Isgow^, Lauer, 
LaLst, LeLiele^, DrauL, ^angenLeim^ und Düttwitr rur LespreoLung rusammen-

36 Vgl. bierru Xr. 35.
37 OLerst a. l). ^lax Bauer, Mitarbeiter Ludendorffs bei politiscben Aktivitäten. Vgl. Band II IXr. 73 

^nm. I.
38 Dr. (Gottfried l^raub, Abgeordneter rur Xlationalversammlung (OI^VP), ebern. prot. Pfarrer, 

Herausgeber der 2eitscbrikt Liserne Blätter.
39 prob pritr Kern, Historiker UN der Universität prankfurt, Verfasser der in ^knm. 23 genannten 

Broscbüre, die aueb in Orenrboten 79 (1920) 8. 318-346 erscbien.
40 Kriedrick Krbr. v. Kalkenkausen, Linterstaatssekretär a. O., von Kapp rum Lbef der Beicbskanrlei 

bestimmt.
41 "Lraugolt v. lagow, ekem. Polireipräsident in Berlin, Innenminister der Regierung Kapp.
42 Zanitätsrat Dr. Oeorg Vilbelm 8cbiele, in politiscben und volkswirtsckaftlicben Kragen journsli- 

stiseb tätig, von Kapp als ^Virtscbsktsminister vorgeseben.
43 Konrad Krbr. v. ^Vangenbeim, Vorsitrender des Bundes der Landwirte, von Kapp rum preuüiscben 

Landwirtscbaktsminisler ernannt.
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dafür, wenn, wie zum Beispiel in Cuxhaven, mein Telegramm mißverstanden 
worden ist, weil man die Novemberereignisse schon wieder vergessen hatte. 

Die Ereignisse in Wilhelmshaven und Kiel waren auf ganz andere Faktoren 
zurückzuführen: In Wilhelmshaven waren es die Deckbünde, die nachgerade 
jedes Verständnis für militärische Bedürfnisse und Interessen verloren hatten; in 
Kiel waren es die bewaffneten Arbeiter, die alles nur aus dem parteipolitischen 
Gesichtswinkel betrachteten. Hoffentlich werden aber unparteiische Stellen 
Verständnis dafür haben, daß ein Kommandierender Admiral sich nicht einfach 
von bewaffneten Arbeitern das Arsenal und das Munitionsdepot wegnehmen 
lassen kann, ohne es zurückzuerobern, wie dies Konteradmiral von Levetzow in 
Kiel getan hat36• Diese Ereignisse liegen im übrigen vor der Ankunft meines 
Telegrammes, können also nicht dessen Folge gewesen sein. 

Ich stand in Berlin ganz allein, man kümmerte sich überhaupt nicht um mich. Es 
herrschte eine chronische Desorganisation. Der Oberst a. D. Bauer7 machte den 
Eindruck eines hoffnungslos nervösen Menschen, und vollends Traub38 machte 
den Eindruck eines Unglückshuhns, das ständig hilflos umherlief. Kapp war 
offenbar durch die Ereignisse überlastet, er machte den Eindruck eines Men
schen, der seine Gedanken nicht konzentrierte. Ich war sehr enttäuscht von ihm. 
Erst am Mittwoch, dem 17. März, als er den Rücktritt beschloß, zeigte er einen 
würdevollen Anstand. Dagegen war Major a. D. Pabst von einer unvergleichlichen 
Frische und bis zuletzt in dem unerschütterlichen Glauben an den Erfolg. 

In der Reichskanzlei herrschte ein fürchterliches Durcheinander. Es kamen dort 
hinein alle möglichen Menschen, die da garnichts zu suchen hatten. Zu diesen 
Personen gehörte übrigens auch der Professor Kern39

, der sich wie solch Ohrwurm 
überall hineinschlängelte und jedermann aushorchte, u. a. auch mich. Seine 
indiskreten Veröffentlichungen in den Grenzboten sind mir sehr wenig angenehm. 
Als ich von der bevorstehenden Veröffentlichung erfuhr und ihn durch Fernspre
cher ersuchte, sie zu unterlassen, erklärte er mir, dazu sei es zu spät. Erst vom 
Dienstag, 16. März, ab bemerkte man in der Reichskanzlei eine gewisse Ordnung. 

Es wurde zwar immer von Kabinettssitzung gesprochen, aber darunter verstand 
man blos, daß Kapp mit seinen Ratgebern v. Falkenhausen40

, v. Jagow41, Bauer, 
Pabst, Schiele42

, Traub, Wangenheim43 und Lüttwitz zur Besprechung zusammen-

36 Vgl. hierzu Nr. 35. 

37 Oberst a. D. Max Bauer, Mitarbeiter Ludendorffs bei politischen Aktivitäten. Vgl. Band II Nr. 73 
Anm. 1. 

38 Dr. Gottfried Traub, Abgeordneter zur Nationalversammlung (DNVP), ehern. prot. Pfarrer, 
Herausgeber der Zeitschrift Eiserne Blätter. 

39 Prof. Fritz Kern, Historiker an der Universität Frankfurt, Verfasser der in Anm. 23 genannten 
Broschüre, die auch in Grenzboten 79 (1920) S. 318--346 erschien. 

40 Friedrich Frhr. v. Falkenhausen, Unterstaatssekretär a. D., von Kapp zum Chef der Reichskanzlei 
bestimmt. 

41 Traugott v. Jagow, ehern. Polizeipräsident in Berlin, Innenminister der Regierung Kapp. 

42 Sanitätsrat Dr. Georg Wilhe1m Schiele, in politischen und volkswirtschaftlichen Fragen journali
stisch tätig, von Kapp als Wirtschaftsminister vorgesehen. 

43 Konrad Frhr. v. Wangenheim, Vorsitzender des Bundes der Landwirte, von Kapp zum preußischen 
Landwirtschaftsminister ernannt. 
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trat. Linmal trade ied aued den Rainen Do^e^ gedört. Oer Korvettenkapitän 
Kdrdardt nadm dagegen niedt teil. led dade idn in ^ener 2eit nur wenig geseden 
und niemals gesproeden. led dielt mied adsiedtded von idm lern, naeddem er 
derart gegen meinen ausgesproedenen Kat und meine Intentionen gedandelt datte.
Kinladungen ru cliesen Kadinettssitrungen erdielt ied niedt, doed wurde ied von 
dem Levorsteden einer soleden denacdriedtigt. ^.Is ied das erste Vlal eine solede 
I^aedricdt erdielt, wollte ied eigentlied Zar niedt teilnedmen. led sagte dem 
Kapitän rur 8ee Kseder, dak ied cloed nur mr/rtärrsc/r Oienst tue, ader im üdrigen 
von clem ganren llnternedmen niedts wissen wollte. Dann üderlegte ied mir 
jedoed, dak ied mein 2iel, möglledst sednell auk eine Dösung dieses ganr 
undaltdaren Zustandes dinruardeiten, niedt erreieden dünne, wenn ied deiseite 
stand.
Ied kudr also am 8onntag, dem 14. Narr, in die Keiedskanrlei. 8edon damals 
wurde üder den Küektritt Kapp's deraten. Ks wurde die allgemeine Dage 
desprocden und dadei aued der Kücktritt Kapp's derüdrt. Kür diesen trat 
namentlicd entsedieden ein mir damals undekannter Herr ein, der unter anderem 
die Sendung gedrauedte: ,,8cdon gestern sei er sied darüder klar gewesen, dak 
unter den 100 Karten dieses 8piels sied döcdslens erne Olüekskarte dekinde; deute 
wisse er, dak aued diese verspielt sei." IVaed der 8itrung erkundigte ied mied, wer 
der Herr sei, und mir wurde der IVame von Daikendausen genannt. Ied kannte die 
Herren vom Avil üderdaupt alle niedt.
Ied datte die -^dsiedt, niedt das ^Vort ru ergreiken, dade dann ader als Detrter doed 
aued noed gesproeden. Ied dade runäedst die militarised« Kage in Kiel und 
^ildelmsdaven dargelegt und drängte dann in einer Kurren Erörterung auk eine 
mögliedst sednelle Dösung der undaltdaren dage. ^m Montag, 15. Närr, erkudr 
ied rwar, dak die Kegierung in Dresden sei, gleiedreitig ersedien ader aued der 
Oeneral ^laercker, welcder erklärte, er komme niedt als Keauktragter der 
Kegierung, sondern nur als edrlicder flakier mit kreudiger Zustimmung eines 
grökeren 'Dells der alten Kegierung^. /Vued dieser ^usammenkunkt von Kapp und 
Oenossen, die den Keriedt von Naercker entgegennadm, wodnte ied dei. Ks 
wurden von Kapp destimmte Vorsedläge kormuliert und rum 8edlu6 von IVlaereker 
mit der Erklärung lldernommen, er glaude, dak sied auk dieser Oasis ein Vusgleied 
kinden lassen werde. led stand dader unter dem Kindruek, dak der von mir 
angestredte verkassungsmäkige .^usgleied unmitteldar devorstede, und datte 
desdald jetrt umso weniger Veranlassung rum Kllektritt.
^Vie gesagt, kümmerte man sied üderdaupt um mied niedt. led erdielt desdald 
aued keine Mtteilung üder die Dage und den 8tand der Verdandlungen, wenn ied 
sie mir niedt seldst dolte. 8o erkudr ied aued nur rein rukäldg am Dienstag, 
16. Uärr, dak Verdandlungen mit dem Virekanrler 8edlkker sedwedten, und ied 
kudr desdald adends in das Keiedsjustirministerium, um mied ru erkundigen. Ied 
sagte ru 8edikker, angesiedts des drodenden ^usammendrueds könne es Mrt niedt 
medr auk die Ereignisse der Vergangendeit und Dersonen ankommen, jetrt mükten

44 Oo^e, KeZierunAsrat im preu6isciien Innenministerium, von Kapp rum I^nlerstLLtsseicretL!' 
ernannt.

45 8. 6 ^nm. 1.
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trat. Einmal habe ich auch den Namen Doye44 gehört. Der Korvettenkapitän 
Ehrhardt nahm dagegen nicht teil. Ich habe ihn in jener Zeit nur wenig gesehen 
und niemals gesprochen. Ich hielt mich absichtlich von ihm fern, nachdem er 
derart gegen meinen ausgesprochenen Rat und meine Intentionen gehandelt hatte. 

Einladungen zu diesen Kabinettssitzungen erhielt ich nicht, doch wurde ich von 
dem Bevorstehen einer solchen benachrichtigt. Als ich das erste Mal eine solche 
Nachricht erhielt, wollte ich eigentlich gar nicht teilnehmen. Ich sagte dem 
Kapitän zur See Raeder, daß ich doch nur militärisch Dienst tue, aber im übrigen 
von dem ganzen Unternehmen nichts wissen wollte. Dann überlegte ich mir 
jedoch, daß ich mein Ziel, möglichst schnell auf eine Lösung dieses ganz 
unhaltbaren Zustandes hinzuarbeiten, nicht erreichen könne, wenn ich beiseite 
stand. 

Ich fuhr also am Sonntag, dem 14. März, in die Reichskanzlei. Schon damals 
wurde über den Rücktritt Kapp's beraten. Es wurde die allgemeine Lage 
besprochen und dabei auch der Rücktritt Kapp's berührt. Für diesen trat 
namentlich entschieden ein mir damals unbekannter Herr ein, der unter anderem 
die Wendung gebrauchte: "Schon gestern sei er sich darüber klar gewesen, daß 
unter den 100 Karten dieses Spiels sich höchstens eine Glückskarte befinde; heute 
wisse er, daß auch diese verspielt sei." Nach der Sitzung erkundigte ich mich, wer 
der Herr sei, und mir wurde der Name von Falkenhausen genannt. Ich kannte die 
Herren vom Zivil überhaupt alle nicht. 

Ich hatte die Absicht, nicht das Wort zu ergreifen, habe dann aber als Letzter doch 
auch noch gesprochen. Ich habe zunächst die militärische Lage in Kiel und 
Wilhelmshaven dargelegt und drängte dann in einer kurzen Erörterung auf eine 
möglichst schnelle Lösung der unhaltbaren Lage. Am Montag, 15. März, erfuhr 
ich zwar, daß die Regierung in Dresden sei, gleichzeitig erschien aber auch der 
General Maercker, welcher erklärte, er komme nicht als Beauftragter der 
Regierung, sondern nur als ehrlicher Makler mit freudiger Zustimmung eines 
größeren Teils der alten Regierung45 • Auch dieser Zusammenkunft von Kapp und 
Genossen, die den Bericht von Maercker entgegennahm, wohnte ich bei. Es 
wurden von Kapp bestimmte Vorschläge formuliert und zum Schluß von Maercker 
mit der Erklärung übernommen, er glaube, daß sich auf dieser Basis ein Ausgleich 
finden lassen werde. Ich stand daher unter dem Eindruck, daß der von mir 
angestrebte verfassungsmäßige Ausgleich unmittelbar bevorstehe, und hatte 
deshalb jetzt umso weniger Veranlassung zum Rücktritt. 

Wie gesagt, kümmerte man sich überhaupt um mich nicht. Ich erhielt deshalb 
auch keine Mitteilung über die Lage und den Stand der Verhandlungen, wenn ich 
sie mir nicht selbst holte. So erfuhr ich auch nur rein zufällig am Dienstag, 
16. März, daß Verhandlungen mit dem Vize kanzler Schiffer schwebten, und ich 
fuhr deshalb abends in das Reichsjustizministerium, um mich zu erkundigen. Ich 
sagte zu Schiffer, angesichts des drohenden Zusammenbruchs könne es jetzt nicht 
mehr auf die Ereignisse der Vergangenheit und Personen ankommen, jetzt müßten 

44 Doye, Regierungsrat im preußischen Innenministerium, von Kapp zum Unterstaatssekretär 
ernannt. 

45 S. Nr. 6 Anm. 1. 
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wir unter allen Umständen rum 8cklu6 kommen. 8okiller stimmte mir durckaus 
ru. Iell glaube damit deutlick genug rum Ausdruck gebrackt ru Italien, dall Xapp 
unter allen Umständen rurücktreten müsse.
Diesen Rücktritt erklärte clenn auell Xapp in einer am krülien borgen des 17. Narr 
abgskaltenen sogenannten Xabinettssitrung, in 6er auelt ielt noelt <las ^ort ergrikk, 
um kurr meine tags ruvor gegenüber dem Vizekanzler 8ckikker erklärte ^nsiekt ru 
wiederkolen und Xapp seinen Rücktritt als unausweicbkck darrulegen. Den 
rVussoklag gab ein Ultimatum cler Ackerkeitspolirei, clie erklärte, niellt länger 
unter Xapp dienen ru wollen, und Antwort binnen einer kalben 8tunde verlangte.
lob erkukr dann wieder nickt okkiriek, was auk die Erklärung Xapps Kin veranlakt 
sei, und begab micb deskalb gegen cVbend in das Reieksjustirministerium, um 
mick bei 8ckikker ru erkundigen. Ick erkukr, da6 auck Xüttwitr seinen Rücktritt 
erklärt Kake, näkeres kann ick darüker nickt ankükren.
Ick war kein po/rtr§c/re§ Organ der Xapp-Regierung, ick kabe nickt eine einzige 
Wandlung K6A6N die alte Regierung vorgenommen. Das Kündige, das man nack 
dieser Ricktung gegen mick ankükren könnte, wäre die Ernennung des Oberbür
germeisters a. D. Xindemann rum Oberpräsidenten in Xiel^. Der Xonteradmiral 
von Xevetrow sandte mir das Telegramm, 81. 69 der rVkten. Icb Katte sckon am 
8onnabend erkakren, da6 in Xiel rVukrukr ausgebrocken war, und erkukr Mrt, da6 
das Oberpräsidium verwaist sei. Daü angesickts solcker Verkältnisse der Xom- 
mandierende Admiral seinen militäriscken Dienst nickt okne Okerpräsidenten 
ausllben konnte, war okne weiteres klar. Ick müllte daker von Xevetrow 
mr7tkärt;c/r unterstlltren, und deskalb gab ick das Telegramm an diejenigen drei 
8tellsn weiter, die bei der damaligen Unordnung möglickerweise durck Ernennung 
eines anderen Oberpräsidenten .^bkilke sckakken konnten. Ick war also blos 
Rriekträger. Ick Kälte natürlick auck das Delegramm rurückbekaltcn können. 
Dann kätte ick eben meinen Untergebenen mi/rtärrsc/r im 8tick gelassen, und das 
wäre eine glatte Rklicktverletrung. Ick gab daker demnäckst auck das mir 
vorgelegte ^ntworttelegramm nack Xiel weiter.
UVie wenig ick mick als Organ der Xappregierung küklte und bestätigte, ging klar 
daraus kervor, dall ick wiederkolt Rekekle, die mir von der Regierung rugingen, 
wegen ikres politiscken Inkalts nickt weitergab, ein Verkakren, dall dock ganr 
unmöglick gewesen wäre, wenn ick mick als Untergebenen dieser Regierung 
betracktet kätte. Die nickt weitergegebenen Ilekekle sind der 8ckutrsckrikt meines 
Verteidigers vom 26. Nai 1920 als Anlage 3-5 beigekügDX Die Ricktigkeit meiner 
Rekauptungen müssen die Dienstakten der Admiralität bestätigen.
Ick möckte kier nock besonders einmal bemerken, einmal kragte ick einen der 
Derren, wie es denn nun eigentlick mit der Xabinettskildung sei, und erkielt die 
Antwort, eine Mnisterliste sei aukgestellt, aber man wisse nock nickt, ob die 
Derren rur ^nnakme bereit seien, ^m Vkttwock, 17. Vlärr, müssen aber scbon 
Mnister ernannt gewesen sein, wenigstens äußerten einige Derren, die ick nickt 
durck klamensnennung belasten will, nack dem Rücktritt Xapp's ikr Redauern,

46 binüemnnn, van 1912 dis 15. Oktober 1919 Oberbürgermeister von Kiel.
47 I^ieln ermittelt.
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wir unter allen Umständen zum Schluß kommen. Schiffer stimmte mir durchaus 
zu. Ich glaube damit deutlich genug zum Ausdruck gebracht zu haben, daß Kapp 
unter allen Umständen zurücktreten müsse. 

Diesen Rücktritt erklärte denn auch Kapp in einer am frühen Morgen des 17. März 
abgehaltenen sogenannten Kabinettssitzung, in der auch ich noch das Wort ergriff, 
um kurz meine tags zuvor gegenüber dem Vizekanzler Schiffer erklärte Ansicht zu 
wiederholen und Kapp seinen Rücktritt als unausweichlich darzulegen. Den 
Ausschlag gab ein Ultimatum der Sicherheitspolizei, die erklärte, nicht länger 
unter Kapp dienen zu wollen, und Antwort binnen einer halben Stunde verlangte. 

Ich erfuhr dann wieder nicht offiziell, was auf die Erklärung Kapps hin veranlaßt 
sei, und begab mich deshalb gegen Abend in das Reichsjustizministerium, um 
mich bei Schiffer zu erkundigen. Ich erfuhr, daß auch Lüttwitz seinen Rücktritt 
erklärt habe, näheres kann ich darüber nicht anführen. 

Ich war kein politisches Organ der Kapp-Regierung, ich habe nicht eine einzige 
Handlung gegen die alte Regierung vorgenommen. Das Einzige, das man nach 
dieser Richtung gegen mich anführen könnte, wäre die Ernennung des Oberbür
germeisters a. D. Lindemann zum Oberpräsidenten in Kiel46

• Der Konteradmiral 
von Levetzow sandte mir das Telegramm, BI. 69 der Akten. Ich hatte schon am 
Sonnabend erfahren, daß in Kiel Aufruhr ausgebrochen war, und erfuhr jetzt, daß 
das Oberpräsidium verwaist sei. Daß angesichts solcher Verhältnisse der Kom
mandierende Admiral seinen militärischen Dienst nicht ohne Oberpräsidenten 
ausüben konnte, war ohne weiteres klar. Ich mußte daher von Levetzow 
militärisch unterstützen, und deshalb gab ich das Telegramm an diejenigen drei 
Stellen weiter, die bei der damaligen Unordnung möglicherweise durch Ernennung 
eines anderen Oberpräsidenten Abhilfe schaffen konnten. Ich war also bl os 
Briefträger. Ich hätte natürlich auch das Telegramm zurückbehalten kiinnen. 
Dann hätte ich eben meinen Untergebenen militärisch im Stich gelassen, und das 
wäre eine glatte Pflichtverletzung. Ich gab daher demnächst auch das mir 
vorgelegte Antworttelegramm nach Kiel weiter. 

Wie wenig ich mich als Organ der Kappregierung fühlte und bestätigte, ging klar 
daraus hervor, daß ich wiederholt Befehle, die mir von der Regierung zugingen, 
wegen ihres politischen Inhalts nicht weitergab, ein Verfahren, daß doch ganz 
unmöglich gewesen wäre, wenn ich mich als Untergebenen dieser Regierung 
betrachtet hätte. Die nicht weitergegebenen Befehle sind der Schutzschrift meines 
Verteidigers vom 26. Mai 1920 als Anlage 3-5 beigefügt47

• Die Richtigkeit meiner 
Behauptungen müssen die Dienstakten der Admiralität bestätigen. 

Ich möchte hier noch besonders einmal bemerken, einmal fragte ich einen der 
Herren, wie es denn nun eigentlich mit der Kabinettsbildung sei, und erhielt die 
Antwort, eine Ministerliste sei aufgestellt, aber man wisse noch nicht, ob die 
Herren zur Annahme bereit seien. Am Mittwoch, 17. März, müssen aber schon 
Minister ernannt gewesen sein, wenigstens äußerten einige Herren, die ich nicht 
durch Namensnennung belasten will, nach dem Rücktritt Kapp's ihr Bedauern, 

46 Paul Lindemann, von 1912 bis 15. Oktober 1919 Oberbürgermeister von Kiel. 

47 Nicht ermittelt. 
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dak sis sick nun nisbt urn 12 Obr ibrsm Mnisterium vorstellen fkonnten^, wie das 
in ^ussicbt genommen war.
IXacb dein Xüoktritt von Xapp - Lüttwitr kam eine Anweisung aus 8tuttgart an den 
Obel der Admiralität, wenn aueb niebt an misb personbcb. Isb spracb mit dem 
Xapitan kaedsr hierüber, und dieser maebte misb nun darauf aufmerksam, dak 
biernasb doeb die Legierung die grollen 8cbwisrigkeiten meiner 8tellung voll 
erkannt babe. Ls kam aber anders.
lelr rsicbts, um der Legierung kreis Hand ru lassen, telegrapbissb und sebriktbsb 
mein Lntlassungsgesusb ein und ging datier, als l^oske rurllskkebrte, nisbt 
psrsönlieb ru ilim, sondern scbiekte den Xontsradmiral Nicbasbs ru ibm, der ibm 
sine ^ussprasbe mit mir nabe legte. I^oske lebnte jedoeb ab mit der Lrklarung, 
dak ieb in meinem ^mt unmögbeb geworden sei, und ersucbte micb, mein ^mt 
alsbald abrugeben. Oles babe icb dann aucb alsbald Zetan. -
Im übrigen beriebe isb misb auk meine Nsldung Ld. 1 LI. 14, meinen Lsricbt 
Ll. 16 und dis 8sbutrscbrikt vom 26. Uai 1920^, in denen die latsasben 
wabrbeitsgstrsu wisdsrgsgeben sind.
Isb bestreite biernaeb, ,,gemeinsebaftbcb" mit Xapp und Oenossen gebandelt ru 
babsn. Isb babe nre/rk mit ibnen gemeinsame 8asbe gemasbt, sondern misb gerade 
in ru ibnen gesetrt. -

t- -

48 »lickt erinitteit.
49 Oer Verineric über Verlesung, 6eneinnignng und Onterreiciinung cies Orotoicolis ist tveggeinssen.

24.

Lskslil dies OLerlrsksIrlsIisLers Ler Keiebswslrr-Oruppe 4, Osnerslnrsjor 
v. lUöLI, an clie nnterstelltsn Olkiriere über ibr polilisslies VsrXsItsn.

18. MSrr 1920. »lüncken. »r. 12852. - 8»8t^ IV. 8cbütren.8»8->6e 21, 86. 1 5.
Vei-vieik. ^uskertigung.

,,XaM siebt seine Mission als erfüllt an und tritt rurüsk. Lr läkt sieb dabei von der 
Öbsrreugung leiten, dak die aukersts blot den einbeitbebsn ^usammenssbluk 
gegen den Lolssbewismus verlangt"^
Oie Öbsrreugung, da6 gerade seine önternebmung die „vernisbtende Oelabr" des 
Oolssbsvvismus neu rum ^cukleben brasbts, bat er verssbwiegsn. 8ie Kann ibm 
aber unmögliob entgangen sein. Lr überlast es jetrt anderen, mit dem Oolscbswis- 
mus kertig ru werden.
Oie ba^eriseben keisbswebrtruppen, die Zeitfreiwilligen, die Oolireiwebr und die 
Linwobnerwsbr baben sieb in ibrer Ossamtbeil in der sebwierigen Lags der letrten 
'Lage gut bewäbrt.

1 Oie Lis 2itnt geicennreicknete 8leiie gikl cien ersten 8ntr 6er von kapp verökkentiiciiten 
Hücktrittserlclärung stsric vericürrt, 6sn '/weiten inst vörtlick tvie6er. kirger 8. 266.
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daß sie sich nun nicht um 12 Uhr ihrem Ministerium vorstellen [könnten], wie das 
in Aussicht genommen war. 

Nach dem Rücktritt von Kapp - Lüttwitz kam eine Anweisung aus Stuttgart an den 
Chef der Admiralität, wenn auch nicht an mich persönlich. Ich sprach mit dem 
Kapitän Raeder hierüber, und dieser machte mich nun darauf aufmerksam, daß 
hiernach doch die Regierung die großen Schwierigkeiten meiner Stellung voll 
erkannt habe. Es kam aber anders. 

Ich reichte, um der Regierung freie Hand zu lassen, telegraphisch und schriftlich 
mein Entlassungsgesuch ein und ging daher, als Noske zurückkehrte, nicht 
persönlich zu ihm, sondern schickte den Konteradmiral Michaelis zu ihm, der ihm 
eine Aussprache mit mir nahe legte. Noske lehnte jedoch ab mit der Erklärung, 
daß ich in meinem Amt unmöglich geworden sei, und ersuchte mich, mein Amt 
alsbald abzugeben. Dies habe ich dann auch alsbald getan. -

Im übrigen beziehe ich mich auf meine Meldung Bd. 1 BI. 14, meinen Bericht 
BI. 16 und die Schutzschrift vom 26. Mai 192048 , in denen die Tatsachen 
wahrheitsgetreu wiedergegeben sind. 

Ich bestreite hiernach, "gemeinschaftlich" mit Kapp und Genossen gehandelt zu 
haben. Ich habe nicht mit ihnen gemeinsame Sache gemacht, sondern mich gerade 
in Gegensatz zu ihnen gesetzt. -

[ ••• ]49 

48 Nicht ermittelt. 

49 Der Vermerk über Verlesung, Genehmigung und Unterzeichnung des Protokolls ist weggelassen. 

21. 

Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 4, Generalmajor 
v. Möhl, an die unterstellten Offiziere über ihr politisches Verhalten. 

18. März 1920. München. Nr. 12852. - BHStA IV. Schützen.Brigade 21, Bd. 1 Akt 5. 
Vervielf. Ausfertigung. 

"Kapp sieht seine Mission als erfüllt an und tritt zurück. Er läßt sich dabei von der 
Überzeugung leiten, daß die äußerste Not den einheitlichen Zusammenschluß 
gegen den Bolschewismus verlangt"!. 

Die Überzeugung, daß gerade seine Unternehmung die" vernichtende Gefahr" des 
Bolschewismus neu zum Aufleben brachte, hat er verschwiegen. Sie kann ihm 
aber unmöglich entgangen sein. Er überläßt es jetzt anderen, mit dem Bolschewis
mus fertig zu werden. 

Die bayerischen Reichswehrtruppen, die Zeitfreiwilligen, die Polizeiwehr und die 
Einwohnerwehr haben sich in ihrer Gesamtheit in der schwierigen Lage der letzten 
Tage gut bewährt. 

1 Die als Zitat gekennzeichnete Stelle gibt den ersten Satz der von Kapp veröffentlichten 
Rücktrittserklärung stark verkürzt, den zweiten fast wörtlich wieder. Erger S. 266. 
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Immerhin bat man mir teilweise blangel an bhtscblubkrakt und sonstige Mängel 
vorgeworken, weil iob micb niobt obne weiteres einer lknternebmung ansobloK, 6er 
jede gesetrbcbe Orundlage keblte.
Nan bat mir rugemutet, blindlings micb einem Dianne unterruordnen, den icb 
niebt kenne, dessen ^iele iob niobt weib, cler es niobt kür nötig liielt, mit mir in 
Verbindung ru treten, cler aber versuebte, mir meine Gruppen unter den Händen 
wegrurieben^. lob vermute, ball manebs, die mir den bewußten Vorwurl maobten, 
den llerrn lila/)/) genau ebenso wenig kennen wie icb, wäbrenci iob selbst ibnen 
ciocb binreiobenci bekannt sein dürkte. Von diesen persönbcben Eindrücken will 
iob niobt weiter sprechen.
vVber einige wesentlicbe allgemeine Bemerkungen mub icb ankügen. Das llnter- 
nebmen Xapp bat clas Vertrauen rur kieiobswebr gesobädigt uncl clie Ltebung cler 
Okkiriere ersobwert. Mir müssen alles daran setren, dab sämtlicbe Xnbänger einer 
gesetrmäbigen staatlioben Ordnung und Entwicklung in uns eine verlässige Ltütre 
erblichen und niobt aucb von unserer 8eite eine Oekäbrdung bekürobten. Oer 
anscheinend neuerdings bevorstebende Xampk gegen den Bolschewismus wird uns 
die erste, aber niobt die einrige Oelegenbeit bieten, unsere Ltellung wieder ru 
beköstigen. Oie Oisriplin ist der Orundpkeiler der Xrmee. Oas gilt lür lVeiwilligen- 
beere ebenso gut wie kür eine Iruppe, die ibre Mebrpklicbt erküllt.
Oie Oisriplin sobbebt aus, dab Londerbündeleien in der hruppe getrieben werden, 
gleiobviel, ob sie von reobts oder von bnks ibren Ursprung baben. lob verpkliobte 
alle Xommandeure, solcbe Oestrebungen rücksicbtslos und unbedingt ausrurot- 
ten, wo immer sie besteben oder ru läge treten. Oa6 die lleicbswebrangebörigen 
siob niobt um politisobe Oinge üe^ümmern, bann iob unter den beutigen Verbält- 
nissen niobt verlangen, aber sie dürken keine Oolitik treiben. Menn ein kleicbs- 
webrangeböriger das Verbleiben in der lleicbswebr oder in seinem besonderen 
Verbände mit seinen politischen oder sonstigen Xnsobauungen niobt vereinbar 
bait, so soll er aussobeiden. Xber er dark das Oebäude niobt lockern, dem er 
angebört und von dessen Festigkeit das Oesteben des Ltaates abbängt.
llm sicb mit Oolitik ru bekassen, mull man ein blares Urteil baben. Oer gute Mille 
und die Oesinnung allein genügen niobt. Oer Oesicbtskreis böberer Kommandobe- 
börden ist gröber als der eines einrelnen jungen Okkiriers; der verantwortliche 
I^übrer bat liücksiobten ru nebmen, die er niobt immer allgemein bekannt geben 
kann. Lelbständige und unüberlegte llandlungen von llnterkübrern können eine 
gut angebabnte Entwicklung rerstären.
Icb bitte dringend alle Okkiriere, ibre ganre Xrakt nur dakür einrusetren, dab 
unserer jungen kleicbswebr die Oigenscbakten anerrogen werden und orbalten 
bleiben, wodurch die alte Xrmee grob geworden ist: Unbedingter Oeborsam, 
Vertrauen rum Vorgesetrten, soldatische Orriebung und kriegsmäbige Xusbil-

Oer Oberbekeblsbaber:
Vlöbl

 Oeneralmajor.
2 Vgl. clie Angabe in 14r. 17 von cler .Agitation „clurcb Kapp'sciis Agenten" bei cien XeitkreiwiUigen. 

c^ueb Xarl 8cbvvencl, Ushern rcvisoben ^tonsrebie uncl Dilctatur. keiNsge rur bsveriscben Orago in 
cler 2eil von 1918 bis 1933. ^liincben 1954. 8. 145 k. spriebt von Versueben, ,,<lem Oenoral von Nöbl 
clie Gruppe aus cler Oanci ru nebinen", bei cienen aucb Oberst v. Lpp eine Holle gespielt baben soll.
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Immerhin hat man mir teilweise Mangel an Entschlußkraft und sonstige Mängel 
vorgeworfen, weil ich mich nicht ohne weiteres einer Unternehmung anschloß, der 
jede gesetzliche Grundlage fehlte. 

Man hat mir zugemutet, blindlings mich einem Manne unterzuordnen, den ich 
nicht kenne, dessen Ziele ich nicht weiß, der es nicht für nötig hielt, mit mir in 
Verbindung zu treten, der aber versuchte, mir meine Truppen unter den Händen 
wegzuziehen2

• Ich vermute, daß manche, die mir den bewußten Vorwurf machten, 
den Herrn Kapp genau ebenso wenig kennen wie ich, während ich selbst ihnen 
doch hinreichend bekannt sein dürfte. Von diesen persönlichen Eindrücken will 
ich nicht weiter sprechen. 

Aber einige wesentliche allgemeine Bemerkungen muß ich anfügen. Das Unter
nehmen Kapp hat das Vertrauen zur Reichswehr geschädigt und die Stellung der 
Offiziere erschwert. Wir müssen alles daran setzen, daß sämtliche Anhänger einer 
gesetzmäßigen staatlichen Ordnung und Entwicklung in uns eine verlässige Stütze 
erblicken und nicht auch von unserer Seite eine Gefährdung befürchten. Der 
anscheinend neuerdings bevorstehende Kampf gegen den Bolschewismus wird uns 
die erste, aber nicht die einzige Gelegenheit bieten, unsere Stellung wieder zu 
befestigen. Die Disziplin ist der Grundpfeiler der Armee. Das gilt für Freiwilligen
heere ebenso gut wie für eine Truppe, die ihre Wehrpflicht erfüllt. 

Die Disziplin schließt aus, daß Sonderbündeleien in der Truppe getrieben werden, 
gleichviel, ob sie von rechts oder von links ihren Ursprung haben. Ich verpflichte 
alle Kommandeure, solche Bestrebungen rücksichtslos und unbedingt auszurot
ten, wo immer sie bestehen oder zu Tage treten. Daß die Reichswehrangehörigen 
sich nicht um politische Dinge bekümmern, kann ich unter den heutigen Verhält
nissen nicht verlangen, aber sie dürfen keine Politik treiben. Wenn ein Reichs
wehrangehöriger das Verbleiben in der Reichswehr oder in seinem besonderen 
Verbande mit seinen politischen oder sonstigen Anschauungen nicht vereinbar 
hält, so soll er ausscheiden. Aber er darf das Gebäude nicht lockern, dem er 
angehört und von dessen Festigkeit das Bestehen des Staates abhängt. 

Um sich mit Politik zu befassen, muß man ein klares Urteil haben. Der gute Wille 
und die Gesinnung allein genügen nicht. Der Gesichtskreis höherer Kommandobe
hörden ist größer als der eines einzelnen jungen Offiziers; der verantwortliche 
Führer hat Rücksichten zu nehmen, die er nicht immer allgemein bekannt geben 
kann. Selbständige und unüberlegte Handlungen von Unterführern können eine 
gut angebahnte Entwicklung zerstören. 

Ich bitte dringend alle Offiziere, ihre ganze Kraft nur dafür einzusetzen, daß 
unserer jungen Reichswehr die Eigenschaften anerzogen werden und erhalten 
bleiben, wodurch die alte Armee groß geworden ist: Unbedingter Gehorsam, 
Vertrauen zum Vorgesetzten, soldatische Erziehung und kriegs mäßige Ausbil
dung. Der Oberbefehlshaber: 

Möhl 
Generalmajor. 

2 Vgl. die Angabe in Nr. 17 von der Agitation "durch Kapp'sche Agenten" bei den Zeitfreiwilligen. 
Auch Kar! Schwend, Bayern zwischen Monarchie und Diktatur. Beiträge zur bayerischen Frage in 
der Zeit von 1918 bis 1933. München 1954. S. 145 f. spricht von Versuchen, "dem General von Möhl 
die Truppe aus der Hand zu nehmen", bei denen auch Oberst v. Epp eine Rolle gespielt haben soll. 
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22.

DIeldimg des Reiebswelir-Oruppenlrorrunandos 2 an keieliswelirmiiiister 
I^vslre über Lekelile srur VersebärkuriK cles ^rtsnslimeLuslands wäbrencl 

des Kapp-Oütlwilr-k^utsebes aus eigener Verautwortung.

18 . ülsi^ 1920. Kassel. II» I^r. 262. - k 43 I/27II. ^eleKi^anuriauskertiKunK.

Oss kieiebswebrgruppenbomm3n6o 2 Kat sm 13. 3. auk 0run6 6er gespannten 
bags rur ^ukreebterbaltung 6er Hube un6 Ordnung clen Vlilitärbekeblsbabern 
bekoblen, nötigenkalls 6ie verscbärkten ^usatrbestimmungen ru 6en VIaknabmen 
ru Artikel 48 cler keiebsverkassung ru verbünclenb Oer Oekebl mukte aus eigener 
blaebtvolllcommenbeit gegeben wer6en, 6a eine Verbindung mit 6er Regierung 
niebt berrustellen war. ^.uk 6run6 4er Weisung 6es Oruppenbomman6os sin6 von 
6en Vlilitärbekeblsbabern im Oinvernebmen mit 6en Hegierungsbommissuren 
berw. clen Oanclesregierungen verbündet worden:
1. l^ür 6en Oereieb 6es ^Vebrbr6isbomman6os 6 (ausscblieblieb keiebswebrbri- 
ga6e 10):
clie versebärkten ^usatre kür 6ie kegierungsberirbe Vlünster un6 Vrnsberg um 
15. 3. (bereits 6urcb Verkügung «les keicbspräsiüenten ^vom^ 13. 1. 20 genebmigt, 
aber bisber nur kür kegierungsberirlc OüsseI6ork sm 17. 1. verbündet)?.
2. Oür 6en Oereicb 6er Keiebswebrbriga6e 11:
6ie versebärkten ^usatre gemäb Anlage 2. - Heicbswebrministerium Lbek 6er 
Heeresleitung. IVr. 163.1.20. "b. 1. ^3. vom 9. 1. 20^. ru 1. - 2. Oie
Verkügung keiebswebrministerium Allgemeines Iruppenamt blr. 520 3.20 ^.1^ 
V 3. vom 10. 3. 20' mit 6en VIil6erungen (^ukbebung 6er 8tan6geriebte) 6ie 
Vlaknabmen in 6en klegierungsberirben Oüssel6ork, Vrnsberg, Vlünster unci 
Vlin6en) ist sm 13. 3. mit 6er Oost naeb Münster gesebicbt. Oas 8ebreiben war am 
17. 3. aben6s 6es Oisenbabnerstreilcs wegen beim MebrlireisIcommLn6o 6 noeb 
niebt eingetrokken. Oas Oruppenbomman6o bat ^6a^ber bekoblen, 6a6 mit 6er 
Verbünclung 6er Vn6erungen ru warten sei, bis nocbmalige Ontsebei6ung cles 
keiebswebrministeriums eingegangen sei. Vueb in clen Veror6nungen 6er keiebs- 
webrbrigL6e 11 sin6 6iese VliI6erungen niebt berüebsiebtigt, 6a sie bereits am 
13. 3. vor Oingang 6er oben angerogenen ^.bänberungsverkügung erlassen waren. 
Oas 6ruppenbomman6o 2 bittet in 6er augenblieblieben ernsten Oage von 6er 
Verbünclung 6er Xn6erung vorlaukig abseben ru 6ürken. Oie in clen Vn6erungen 
entbaltenen Nil6erungen wer6en sonst sieber von 6er Gegenseite kalseb ausgelegt 
un6 als ein ^urüebweicben angeseben wer6en, 6as rur ^eit 6ie verbängnisvollsten 
Oolgen baben mükte.

1 8. ösnci II I^c. 138 Xnm. 5.
2 8petkm3nn 8. 58 k.
3 6sn8 II ?>Ir. 151.
4 Einige Lucklslsben ciurcli LesckäöiZunß 8sr Vorlage ausgekallen.
5 ?üekl ermiltelk.
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22. 

Meldung des Reichswehr-Gruppenkommandos 2 an Reichswehrminister 
Noske über Befehle zur Verschärfung des Ausnahmezustands während 

des Kapp-Lüttwitz-Putsches aus eigener Verantwortung. 

18. März 1920. Kassel. Ib Nr. 262. - BA. R 431/2711. Telegrammausfertigung. 

Das Reichswehrgruppenkommando 2 hat am 13. 3. auf Grund der gespannten 
Lage zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung den Militärbefehlshabern 
befohlen, nötigenfalls die verschärften Zusatzbestimmungen zu den Maßnahmen 
zu Artikel 48 der Reichsverfassung zu verkünden!. Der Befehl mußte aus eigener 
Machtvollkommenheit gegeben werden, da eine Verbindung mit der Regierung 
nicht herzustellen war. Auf Grund der Weisung des Gruppenkommandos sind von 
den Militärbefehlshabern im Einvernehmen mit den Regierungskommissaren 
bezw. den Landesregierungen verkündet worden: 

1. Für den Bereich des Wehrkreiskommandos 6 (ausschließlich Reichswehrbri
gade 10): 

die verschärften Zusätze für die Regierungsbezirke Münster und Arnsberg am 
15. 3. (bereits durch Verfügung des Reichspräsidenten [vom] 13. 1. 20 genehmigt, 
aber bisher nur für Regierungsbezirk Düsseldorf am 17. 1. verkündet)2. 

2. Für den Bereich der Reichswehrbrigade 11: 

die verschärften Zusätze gemäß Anlage 2. - Reichswehrministerium Chef der 
Heeresleitung. Nr. 163.1.20. T. 1. A 3. vom 9. 1. 203• zu 1. - [ ... ]42. Die 
Verfügung Reichswehrministerium Allgemeines Truppenamt Nr. 5203.20 [T.l] 
A 3. vom 10. 3. 205 mit den Milderungen (Aufhebung der Standgerichte) [ ... ]4 die 
Maßnahmen in den Regierungsbezirken Düsseldorf, Arnsberg, Münster und 
Minden) ist am 13. 3. mit der Post nach Münster geschickt. Das Schreiben war am 
17. 3. abends des Eisenbahnerstreiks wegen beim Wehrkreiskommando 6 noch 
nicht eingetroffen. Das Gruppenkommando hat [da]her befohlen, daß mit der 
Verkündung der Änderungen zu warten sei, bis nochmalige Entscheidung des 
Reichswehrministeriums eingegangen sei. Auch in den Verordnungen der Reichs
wehrbrigade 11 sind diese Milderungen nicht berücksichtigt, da sie bereits am 
13. 3. vor Eingang der oben angezogenen Abänderungsverfügung erlassen waren. 
Das Gruppenkommando 2 bittet in der augenblicklichen ernsten Lage von der 
Verkündung der Änderung vorläufig absehen zu dürfen. Die in den Änderungen 
enthaltenen Milderungen werden sonst sicher von der Gegenseite falsch ausgelegt 
und als ein Zurückweichen angesehen werden, das zur Zeit die verhängnisvollsten 
Folgen haben müßte. 

I S. Band II Nr. 138 Anm. 5. 

2 Spethmann S. 58 f. 

3 Band II Nr. 15l. 

4 Einige Buchstaben durch Beschädigung der Vorlage ausgefallen. 

5 Nicht ermittelt. 
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3 .) kür 8a6en:
6ie einlacbe Veror6nung auf 0run6 6es Artikels 48^.
4 .) Kür Württemberg:
Vorzensur uncl Orabtüberwacbung.
Oas keiebswebrgruppenkomman6o 2 bittet um nacbträgliebe Oenebmigung 6er 
getroklenen Uaünabmen?. 'Kruppenamt I Kut biervon ^b6ruek erbalten.

keiebswebrgruppenkommanüo 2.

6 8. ÜLnä II I^r. 138 ^nm. 4.
7 Ourok 6ie VeroränunZ 6e8 8eick8prüsi6enksn auk 6run6 6e8 c^rt. 48, /^bs. 2 6er keicksverksssunA, 

Oelr. 6ie rur Vie6erker8teIIunA 6er ökkentlicken 8ickerlieil uncl Ordnung kür 6»8 Oekiet 6er 
8eicIr8vekrdriA»6e II nötigen weiteren ^lLÜnukrnen, vorn 25. Närr 1920 (8681. 8. 470) cvur6e ciie 
Veror6nunß 6es Xommnn6eurs 6er 8eiclr8cvel>r-8rig<i6e II, OenernIIeutnnnt V. 8tolrrnunn, vom 
13. klürr ,,rnil ruckcviri:en6er Kraft vorn Zeitpunkt iürer VerkünciunZ an" Ke8liiti8t.

23.

LekekI des kükrers der keiekswelür-Lriginde 8, Oeneralleulnant Oequis, 
üker die politiseke l^eutrslität der 8olduten.

18. Alür^ 1920. krisK. II» I^r. 2694. O8er8«krikt: 8eieIi8we8r8ri8»cI<!-^»8e^1>«l«l>I 53.
- 8^HI4. 38/28. Nssek. c^dsekrikt.

Oer kolsebewismus 6robt un6 will Oeutseblan6s Untergang! In üieser scbieksals- 
sebweren 2eit balte icb e8 lür notwen6ig, 6ie mir unterteilten Gruppen noeb 
einmal an 6as ru ermabnen, was icli in 6er keiebswebrbrigaüe von meiner 
Öbernabme 6es Xomman6os im IVIai 1919 an bis aul 6en beutigen l'aZ a>8 Oeit8atT 
un8sre8 Oan6eln8 MAelren ltabe:
^Vir Heiclt8weltranAeltöriZ6 8in6 Ie6iAlielt Nänner 6er Ollielrt, 1>e8timmt xur 
^ukreoliterltaltunA 6er Kulte un6 Or6nunK;. ^Vir lcennen keine Oolitik. I^ir 
Aeltoreltkn un8eren Vorgesetzten.
Onaltliängig von 6em Veelt8el in 6er kegierung, wie er in 6en letzten "I'agen 
erlolgte, traben wir un8 - Okkiriere, Onterolliriere un6 ^lannsebalten - unter 
rVu88elmltung ^eglioiter Oolitik lür un8ere T^ulgabe voll eingesetzt un6 Kube un6 
Or6nung aukreebt erbalten. Oalür sprecbe ieb meinen braven 'Kruppen - vom 
ältesten Ollivier berunter bis rum jüngsten keiebswebrmann - meinen besten 
Dank un6 meine besondre Anerkennung aus. In 6ieser beiligen un6 selbstlosen 
klliebttreue wir6 6ie Keiebswebrbriga6e aueb weiterbin verbarren'.

ger. kequis.

1 ^ur I-equig' I^r. 13, I^r. 34 uncl ?§r. 52, rur in AeiileKien I^uo38 II 8. 142-145.
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Der Putsch 18.3.1920 23. 

3.) Für Baden: 

die einfache Verordnung auf Grund des Artikels 486
• 

4.) Für Württemberg: 

Vorzensur und Drahtüberwachung. 

Das Reichswehrgruppenkommando 2 bittet um nachträgliche Genehmigung der 
getroffenen Maßnahmen7

• Truppenamt 1 hat hiervon Abdruck erhalten. 

Reichswehrgruppenkommando 2. 

6 S. Band II Nr. 138 Anm. 4. 

7 Durch die Verordnung des Reichspräsidenten auf Grund des Art. 48, Abs. 2 der Reichsverfassung, 
betr. die zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung für das Gebiet der 
Reichswehrbrigade 11 nötigen weiteren Maßnahmen, vom 25. März 1920 (RGBl. S. 470) wurdp die 
Verordnung des Kommandeurs der Reichswehr-Brigade 11, Generalleutnant v. Stolzmann, vom 
13. März "mit rückwirkender Kraft vom Zeitpunkt ihrer Verkündung an" bestätigt. 

23. 

Befehl des Führers der Reichswehr-Brigade 8, Generalleutnant Lequis, 
über die politische Neutralität der Soldaten. 

18. März 1920. Brieg. Ha Nr. 2694. Überschrift: Reichswehrbrigade-Tagesbefehl Nr. 53. 
- BA-MA. N 38/28. Masch. Abschrift. 

Der Bolschewismus droht und will Deutschlands Untergang! In dieser schicksals
schweren Zeit halte ich es für notwendig, die mir unterstellten Truppen noch 
einmal an das zu ermahnen, was ich in der Reichswehrbrigade von meiner 
Übernahme des Kommandos im Mai 1919 an bis auf den heutigen Tag als Leitsatz 
unseres Handelns gegeben habe: 

Wir Reichswehrangehörige sind lediglich Männer der Pflicht, bestimmt zur 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung. Wir kennen keine Politik. Wir 
gehorchen unseren Vorgesetzten. 

Unabhängig von dem Wechsel in der Regierung, wie er in den letzten Tagen 
erfolgte, haben wir uns - Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften - unter 
Ausschaltung jeglicher Politik für unsere Aufgabe voll eingesetzt und Ruhe und 
Ordnung aufrecht erhalten. Dafür spreche ich meinen braven Truppen - vom 
ältesten Offizier herunter bis zum jüngsten Reichswehrmann - meinen besten 
Dank und meine besondere Anerkennung aus. In dieser heiligen und selbstlosen 
Pflichttreue wird die Reichswehrbrigade auch weiterhin verharren!. 

gez. Lequis. 

1 Zur Haltung Lequis' Nr. 13, Nr. 34 und Nr. 52, zur Lage in Schlesien Lucas 11 S. 142-145. 
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24.

LrlilsrunK «los OenersIIcominANtlos 4es VI. ^rrneeborps über 4ie Declin- 
kür üen weiteren Oeborssrn «1er Gruppe.

18. Msr- 1920. vreslau. - IV 38/28. Hlascli. vuroksekrilt.

Die 8eble8iseben Iruppen^ gtellen sieb 6er ietriZen bsKierunZ ruin Xumpke geZen 
6en Dol86bewi8mu8 rur VerküZunZ, je6oeb nur unter folgenden 8e6inZunZen:
I .) Eintreten kür 6ie brbultunA 6er Druppen in 6er MriZen bnrm. Ivein V^bbuu.
2 .) Verbleib 6ss äerreitiZen OenerLl-IvommLn6o8.
3 .) bin^b^riebung 6er keebt8pLrteien in 6ie rivile 8teUsnbe86trunZ in 8re8luu 
un6 in 6er Drovinr. Die Dresluuer Gruppen lebnen in 8on6erbeit den DreLluuer 
Dolireiprügiäenten VoiF? run6vveZ ub.
4 .) 8ei4er86itiAe ^.mns8tie.
5 .) bünbubunZ 6er kinanrieben 2u8UAen.
6 .) Vie6ereinkübrunZ 6er ulten kunAubreieben.
Die Gruppen 8teben r. 2t. A68cb1o88en binter ibren bübrern. Die Dekebl88t6ll6 Aibt 
6ie8« Dor6erunA8n 6er Iruppen weiter. Ver6en 8ie bewilligt, 8o bleibt 6ie Iruppe 
uueb weiter ke8l in 6er Dun6 ibrer bübrer. Os8cbiebt 6us niebt, 8v i8t 6i«8 inebr als 
rvveikelbult.
Lebnelle Lntsebei6unZ 6er keZierunA, 6u Xri8is nubl^.

1 Oie dem von büttwitr gekübrten Keiebswebr-Oruppenbommundo 1 unterstellten Reicbswebrtrup- 
pen in 8eblesien waren wäbrend der putscbtuge unter dessen Oekebl verblieben und butten somit 
uuk der Leite der putscbisten gestunden, wenn aueb die pobtiseben Konsequenren dieser 
einseitigen Orientierung um militäriseben Onterstebungsverkültnis niebt immer vollständig erkannt 
worden sind. Vgl. IVr. 13, IVr. 34 und IVr. 53. Ous Oeblen Zuverlässiger Inkormationen, die die 
lruppe die pobtiseben 2usammenbänge bülten ernennen lassen, betont Liegkried ^Vestpbal, 
Erinnerungen. Vluinr 1975. 8. 22.

2 Oriedrieb Voigt (LOO), Polizeipräsident in öresluu.
3 r^m gleieken luge meldete Oenerulleutnunl bequis dem Keiebsvvebr-Oruppenbommundo 1i ,,Oie 

Oeicbsvtebrbrigude VIII stebt binter der wieder bekeblenden verkussungsmälZigen Regierung. Oie 
vom Oen.Xdo.VI.^.X. übermittelten Forderungen sind uucb ibre ^Vünsebe, kür deren Lrküllung sie 
den vollen Linsutr der Regierung erwartet." (Vm gleieken kundort wie obige IVr. Uusck. ^bsckrikt 
obne ^btenreieben.)

25.

Dukebl Ü68 ^ebrlcreislroinmsnüos V über üie 4ukKube üur keiobsvebr in 
üen wirren nsob üein Xspp-I.ütt^vilL-k'uttsvb.

18. IVIänr 1920. 8tuttgurt. - H8l^t Ltuttgurt. HI 366, Od. 10 Hirt 10. Vervieb. Hlisebrikt.

Der pobli8ebe Xumpk 6er letrteu I^Ze i8t ru einem ^Vb8eb1u6 Zebommen. Der 
Oen6raIlLn68ebukt86ireIitor Dr. Xupp, 6er in Derbn 6ie Oe8ebükte 6s8 lieieb8lrLnr- 
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24. 

Erklärung des GeneralkOInmandos des VI. Armeekorps über die Bedin
gungen für den weiteren Gehorsam der Truppe. 

18. März 1920. Breslau. - BA-MA. N 38/28. Masch. Durchschrift. 

Die schlesischen Truppen l stellen sich der jetzigen Regierung zum Kampfe gegen 
den Bolschewismus zur Verfügung, jedoch nur unter folgenden Bedingungen: 

1.) Eintreten für die Erhaltung der Truppen in der jetzigen Form. Kein Abbau. 

2.) Verbleib des derzeitigen General-Kommandos. 

3.) Ein[be]ziehung der Rechtsparteien in die zivile Stellenbesetzung in Breslau 
und in der Provinz. Die Breslauer Truppen lehnen in Sonderheit den Breslauer 
Polizeipräsidenten Voig~ rundweg ab. 

4.) Beiderseitige Amnestie. 

5.) Einhaltung der finanziellen Zusagen. 

6.) Wiedereinführung der alten Rangabzeichen. 

Die Truppen stehen z. Zt. geschlossen hinter ihren Führern. Die Befehlsstelle gibt 
diese Forderungen der Truppen weiter. Werden sie bewilligt, so bleibt die Truppe 
auch weiter fest in der Hand ihrer Führer. Geschieht das nicht, so ist dies mehr als 
zweifelhaft. 

Schnelle Entscheidung der Regierung, da Krisis naht3• 

Die dem von Lüttwitz geführten Reichswehr-Gruppenkommando 1 unterstellten Reichswehrtrup
pen in Schlesien waren während der Putschtage unter dessen Befehl verblieben und hatten somit 
auf der Seite der Putschisten gestanden, wenn auch die politischen Konsequenzen dieser 
einseitigen Orientierung am militärischen Unterstellungsverhältnis nicht immer vollständig erkannt 
worden sind. Vgl. Nr. 13, Nr. 34 und Nr. 53. Das Fehlen zuverlässiger Informationen, die die 
Truppe die politischen Zusammenhänge hätten erkennen lassen, betont Siegfried Westphal, 
Erinnerungen. Mainz 1975. S. 22. 

2 Friedrich Voigt (SPD), Polizeipräsident in Breslau. 

3 Am gleichen Tage meldete Generalleutnant Lequis dem Reichswehr-Gruppenkommando 1: "Die 
Reichswehrbrigade VIII steht hinter der wieder befehlenden verfassungsmäßigen Regierung. Die 
vom Gen.Kdo.VI.A.K. übermittelten Forderungen sind auch ihre Wünsche, für deren Erfüllung sie 
den vollen Einsatz der Regierung erwartet." (Am gleichen Fundort wie obige Nr. Masch. Abschrift 
ohne Aktenzeichen.) 

25. 

Befehl des Wehrkreiskommandos V über die Aufgabe der Reichswehr in 
den Wirren nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch. 

18. März 1920. Stuttgart. - HStA Stuttgart. M 366, Bd. 10 Akt 10. Vervielf. Abschrift. 

Der politische Kampf der letzten Tage ist zu einem Abschluß gekommen. Der 
Generallandschaftsdirektor Dr. Kapp, der in Berlin die Geschäfte des Reichskanz-
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Oerkutsvli 19.3.1920 26.

lers gekübrt Kat, ist rurüclcgetreten, um eine Kinigung ru ermöglicbenb Von 
Ilnabbängigen un6 Kommunisten wir6 nun ein ^ukrubr angekacbt, liessen Asi 6er 
allgemeine kolsebewismus ist. Oescblossenes Eintreten 6er gesamten keicbswebr 
un6 ibre einmütige Zusammenarbeit mit 6er 8icberbeitspolirei un6 6en kinwob- 
nerwebren bann allein Oeutscblanb vor 6em 6roben6sn ^usammenbrucb bewab- 
ren. Leitens 6es keicbswebrministeriums wir6 alles rur Versorgung u.s.w. 6er 
bämpken6en Gruppen gescbeben.

Vebrbreisbommanbo V.

I dieser impliziten keruAnslime nuk clie liiielctrittserlclärunA k(spps vgl. I^r. 21.

26.

Lelebl cles 8teHvertret6n6en keiekswelrrnriiiisters, Oeneralinsjon 
v. 8eeebt, an 6ie keiebswekr-OruppenIiomruunkos über 6as Verhalten 

6er Iruppe keim kispp-OLttwitL-kutsvIl un6 seiner Heiligung.

19. »I-irr 1920. kerlin. ».1.. 1023.3.20 H 3. - 84. 8 43 1/2719. INnsok. ^uskertiKunK 
sis ÜriekteleKrsrnin.

leb bitte 6ie Herren XommLn6eure, I^acbstebenbes in meinem IVamen 6er Iruppe 
bebanntrugeben. Oie gegen 6ie verkassungsmakige kegierung sicb ricbten6en 
Oan6Iung6n einiger Iruppenteile sin6 bervorgeruken wor6en 6urcb eine keeinklus- 
sung seitens 6es sieb selbst rum keicbsbanrler 3ukwerken6en Oen6rLHLn68cbalt8- 
6irebtors kapp; 6ie8er bat 6en Xnscbein ru erwecben verstan6en, als ob er im 
Kabinen 6er Verfassung un6 getragen von 6er Vlebrbeit 6es Volbes Verbesserun
gen 6er wirtscbaktbcben Oage un6 6er Kegierung8weise anstrebe. Oer Oeneral 6er 
Infanterie von Oüttwitr bat sieb Iei6er verleiten lassen, dieses Bestreben ru 
unterstütren, un6 bat gestütrt auk seine Kommandogewalt un6 vertrauen6 auk 6en 
mibtäriseben Oeborsam seiner l'ruppen 6ies6 ru ungesetrlicben Handlungen 
verleitet. Vir 8oI6at6n baben uns kern von 6er kobtib ru balten, un6 so ist es 
erblärlicb, dak kübrer un6 iVlannscbakten obne krükung 6em militsriscben kekebl 
gekolgt sin6. 8obaI6 es gelungen war, 6en Oenerallandsebaktsdirebtor kapp un6 
6en Oeneral v. Imttwitr aus ibren 8teI1ungen ru entkernen, un6 6ie Gruppe 
6arüber aukgeldärt war, dak sie einer kalscben kübrung un6 irrigen Voraussetrun- 
gen rum Opker gekallen war, ist sie in riobtiger Oisriplin wieder unter 6en kekebl 
6er verfassungsmäßigen Oewalt rurücbgebebrt.
In 6iesem ^ugsnblicb bonnte icb 6en kekebl über 6ie l'ruppen übernebmen un6 
icb weiß, daß sie micb nicbt Bügen straken wird, wenn ieb versprocben babe, sie 
rum 8cbutr 6er verkassungsmaßigen Oewalt einrusetren^.

I. lV.
ger. v. 8eeclct.

I V^I. I^r. 38.
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lers geführt hat, ist zurückgetreten, um eine Einigung zu ermöglichen l . Von 
Unabhängigen und Kommunisten wird nun ein Aufruhr angefacht, dessen Ziel der 
allgemeine Bolschewismus ist. Geschlossenes Eintreten der gesamten Reichswehr 
und ihre einmütige Zusammenarbeit mit der Sicherheitspolizei und den Einwoh
nerwehren kann allein Deutschland vor dem drohenden Zusammenbruch bewah
ren. Seitens des Reichswehrministeriums wird alles zur Versorgung u.s.w. der 
kämpfenden Truppen geschehen. 

Wehrkreiskommando V. 

1 Zu dieser impliziten Bezugnahme auf die Rücktrittserklärung Kapps vgl. Nr. 21. 

26. 

Befehl des Stellvertretenden ReichswehrIninisters, GeneralInajor 
v. Seeckt, an die Reichswehr-GruppenkoInInandos über das Verhalten 

der Truppe beiIn Kapp-Lüttwitz-Putsch und seiner Beilegung. 

19. März 1920. BerIin. H.L. 1023.3.20 TI A 3. - BA. R 431/2719. Masch. Ausfertigung 
als Brieftelegramm. 

Ich bitte die Herren Kommandeure, Nachstehendes in meinem Namen der Truppe 
bekanntzugeben. Die gegen die verfassungsmäßige Regierung sich richtenden 
Handlungen einiger Truppenteile sind hervorgerufen worden durch eine Beeinflus
sung seitens des sich selbst zum Reichskanzler aufwerfenden Generallandschafts
direktors Kapp; dieser hat den Anschein zu erwecken verstanden, als ob er im 
Rahmen der Verfassung und getragen von der Mehrheit des Volkes Verbesserun
gen der wirtschaftlichen Lage und der Regierungsweise anstrebe. Der General der 
Infanterie von Lüttwitz hat sich leider verleiten lassen, dieses Bestreben zu 
unterstützen, und hat gestützt auf seine Kommandogewalt und vertrauend auf den 
militärischen Gehorsam seiner Truppen diese zu ungesetzlichen Handlungen 
verleitet. Wir Soldaten haben uns fern von der Politik zu halten, und so ist es 
erklärlich, daß Führer und Mannschaften ohne Prüfung dem militärischen Befehl 
gefolgt sind. Sobald es gelungen war, den Generallandschaftsdirektor Kapp und 
den General v. Lüttwitz aus ihren Stellungen zu entfernen, und die Truppe 
darüber aufgeklärt war, daß sie einer falschen Führung und irrigen Voraussetzun
gen zum Opfer gefallen war, ist sie in richtiger Disziplin wieder unter den Befehl 
der verfassungsmäßigen Gewalt zurückgekehrt. 

In diesem Augenblick konnte ich den Befehl über die Truppen übernehmen und 
ich weiß, daß sie mich nicht Lügen strafen wird, wenn ich versprochen habe, sie 
zum Schutz der verfassungsmäßigen Gewalt einzusetzen l

. 

I. A. 
gez. v. Seeckt. 

I Vgl. Nr. 38. 
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27.

Wochenbericht des ^rlillerie-k^ührers 13, Oenerslrnsjor Nleidorn, sn 
die Reiehswehr-Lrigsde 13.

19. Mär- 1920. Ku^igskurg. I>r. 28/20. 6ek. - »8t-V 8tuttgart. IVI 366, kä. 10 ^Irl 11. 
AIa«e6. ^uskerliKUNK.

Oie dem ^.rtillerie-kübrer 13 unterstellten kormationen stellten sieb angesiebts 6er 
politiseben Ereignisse hinter die Verlassungh Oie beute maeben einen ^uverlässi- 
gen kiindruelc. Oünstig auk die 8timmung 6er beute und ikre Oeseblossenbeit mit 
cien Vorgesetzten wirbt die radibale biethe der O.8.O. gegen die Kesamte 
Reiebswebr.
I^laeb ^ieitungsnaebriebten übernimmt Zunächst die Oolireiwebr den 8ebutr 6er 
lVationalversammlung, und die keiebswebr soll erst berangerogen werden, wenn 
ciie Oolireiwebr sicll als ru sebwaeb Zeigen sollte. Von 6er 6. Oatterie, Oeiebswebr- 
beldartillerie-hegiment 13 wurde wiederholt unci dringend der Wunsch vorge- 
braeht, rum Lcllutr der hlationalversammlung ökkentlieh herangerogen ru werden. 
Oie brküllung dieses Wunsches würde die gute 8timmung erllelliiell verstürben.
Oie bormationen in budwigsburg sind seit 15. III. alarmbereit in den Xasernen.
8tab I., I., 7. und 8. Oatterie seit 18. III. rur Verwendung aullerhalb illres 
8tandorts bereit.
Oegimentsstab Heichswebr-^rtiUerie-hegiment 13, 8tab II, 3., 4., 5. Batterie und 
O.Vl.X.^ sind seit beute verladebereit.
----------- Oleidorn.

I Vgl. IVr. 8 ^Vnm. 4.
2 üeiclile blunitions-Kolonne.

28.

Hgcsbedckd dies kührcrs des Netacheinents kipp, Oberst v. kipp, über 
das Verhalten der l'ruppe bei bevorstehender Verwendung iin Innern.

19. IVIärr 1920. Vlüneben. ^6t. I ?io. 5. Odersckrikl: l^aAeskekekI. - 8H8t>V IV. 8«6ütrer>- 
öriAacle 21, 8ll. 9 ^Vlit 5a. Vervielk. /Vuskertigung.

Xameraden/
Oie kage im Oeicb bat sieb sebr ernst rugespitrt. Vn mebreren Orten Ibüringens^ 
und im Oubrgebiet? bat der 8partalci8mus die klerrsebalt an sieb gerissen. 
IVeuerdings mull die rote klut rurüclcgetrieben werden, wenn unser Vaterland 
niebt dem Untergang geweibt sein soll.

I 2ur in I'kiirinZen V§I. ^ro^ivdljgotie k'orsoiiunZen VII I^r. 206-247, Xönnerndnn-I^ruseti 
8. 205-215, II 8. I7I-I7Z.

2 Air ..Holen .Vrrnee" im rkeinis(4i-^e8lkii1i8olien IniIuslrieZediel s. Oeor^e Llids^er^. Oer Huiirkriecr 
von 1920 (8cliriktenreilie 6es k'orselmnKsinsliluls 6er k'rie6rieIi-L6err-8liflun8 66. 100). 6onn-6a6 
Oo6e86er§ 1974; Errettung 6e8 6ulir»ie6iel8 8o^ie Ouess I.
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27. 

Wochenhericht des Artillerie-Führers 13, Generalmajor Bleidorn, an 
die Reichswehr-Brigade 13. 

19. März 1920. Ludwigsburg. Nr. 28/20. Geh. - HStA Stuttgart. M 366, Bd. 10 Akt 11. 
Masch. Ausfertigung. 

Die dem Artillerie-Führer 13 unterstellten Formationen stellten sich angesichts der 
politischen Ereignisse hinter die Verfassung l

. Die Leute machen einen zuverlässi
gen Eindruck. Günstig auf die Stimmung der Leute und ihre Geschlossenheit mit 
den Vorgesetzten wirkt die radikale Hetze der U.S.P. gegen die gesamte 
Reichswehr. 

Nach Zeitungs nachrichten übernimmt zunächst die Polizeiwehr den Schutz der 
Nationalversammlung, und die Reichswehr soll erst herangezogen werden, wenn 
die Polizeiwehr sich als zu schwach zeigen sollte. Von der 6. Batterie, Reichswehr
Feldartillerie-Regiment 13 wurde wiederholt und dringend der Wunsch vorge
bracht, zum Schutz der Nationalversammlung öffentlich herangezogen zu werden. 
Die Erfüllung dieses Wunsches würde die gute Stimmung erheblich verstärken. 

Die Formationen in Ludwigsburg sind seit 15. III. alarmbereit in den Kasernen. 

Stab I., 1., 7. und 8. Batterie seit 18. III. zur Verwendung außerhalb ihres 
Standorts bereit. 

Regimentsstab Reichswehr-Artillerie-Regiment 13, Stab II, 3., 4., 5. Batterie und 
L.M.K. 2 sind seit heute verladebereit. 

Bleidorn. 
I Vgl. Nr. 8 Anm. 4. 

2 Leichte Munitions-Kolonne. 

28. 

Tagesbefehl des Führers des Detachements Epp, Oberst v. Epp, über 
das Verhalten der Truppe bei bevorstehender Verwendung im Innern. 

19. März 1920. München. Abt. I No. 5. Überschrift: Tagesbefehl. - BHStA IV. Schützen
Brigade 21, Bd. 9 Akt 5a. Vervielf. Ausfertigung. 

Kameraden! 

Die Lage im Reich hat sich sehr ernst zugespitzt. An mehreren Orten Thüringens l 

und im Ruhrgebiet2 hat der Spartakismus die Herrschaft an sich gerissen. 
Neuerdings muß die rote Flut zurückgetrieben werden, wenn unser Vaterland 
nicht dem Untergang geweiht sein soll. 

I Zur Lage in Thüringen vgl. Archivalische Forschungen VII Nr. 206-247, Könnemann-Krusch 
S. 205-215, Lucas II S. 171-173. 

2 Zur .,Roten :\rmee" im rheinisch-westfälischen Industriegebiet 5. George Eliasberg. Der Ruhrkrieg 
von 1920 (Schriftenreihe des Forschungsinstituts der Friedrich-Ebert-Stiftung Bd. 100). Bonn-Bad 
Gotlesberg 1974; Errettung des Ruhrgebiets sowie Lucas I. 
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Mir werden auberbalb kaperns verwendet werden. Oer kul und das v^nseben 
unseres enteren Vaterlandes bangt von dem Verbalten jedes Oinrelnen ab. Dessen 
mub sieb jeder bewubt sein.
leit erwarte, 636 leder Mes daransetrt, urn das Vertrauen, «las klarern und (las 
keicb in uns setren, ru recbtlerligen.
Iclt verlange, dab rur Onterdrücbung bewaffneten Miderstandes und bei VoII- 
strecbung gssetrlicb verbängter 8tralen mit scbonungsloser 8trenge eingescbrit- 
ten wird. 8cbreclcscbÜ886 gibt es niebt. Menn von 6er 8cbubwalfe Oebraucb 
gemaebt werden mub, ist sie mit voller Zebärle anruwenden.
Andererseits verlange icb, dab alle ungesetrlicben Handlungen, IVlibbandlungen 
oder keraubungen von Oelangenen, Beraubung von Verwundeten ocler 'boten, 
Plünderungen uncl sonstige ^ussebreitungen unbedingt unterbleiben. Icb werde 
sie unnacbsicbtlicb abnden. I^Iannsrucbt ist die Grundlage jeder Leistung.
Öber die Keeble der Gruppen ru Oestnabme und Mallengebraueb, Verlabren 
gegen Oestgenommene usw. sind die Iruppen wiederbolt und eindringlieb ru 
belebrsn.

kpp
Oberst und Oübrer.

29.

üeriobit des Obeks des 8lnlies der IXordseestntion, Knpitän r. 8. <)uaet- 
ksslem, über die klreignisse wäbrend des Xspp-kuttwitr-kutselres in 

Milbelmslraven.

13.-19. 1920. Okno OrtssnKske. - Dkei'sok^ikt: Leideln 4es <^Iiek8 4e8 8trrko8,
Kupitän L.8. (^uset-l^aslem, üken 4ie Vorkommnisse in ilkeimskrrven vom 13. Kis 
16. ^lürr 1920. - 8^ 7584 84. 2. >1usek. ^nskertixun^.

(Vm 13. Närr gegen 6.45 Vormittags wurde mir vom I^laebriebtenoffirmr des 
8tationsbommandos telepboniert, dab Gruppen aus Ootsdam und Oöberitr naclt 
Oerlin marscbiert seien und Forderungen an die kegierung gestellt batten: 
Miedereinsetrung des Oenerals v. Ollttwitr, Oacliminister, beselileunigte Vor- 
nabme der Mablen; kntscbeidung bis 7 Obr Vormittags; die Forderungen seien 
abgelebnt, die weitere kntwicldung sei abruwarterd.
Icb wurde durcb diese I^acbricbt vollkommen überrascbt, glaubte runäcbst, nicltt 
ricbtig verstanden ru baben, und lieb mir den Mortlaut des 'belegramms 
wiederbolen. Icb selbst babe mit dem Onternebmen n/c/rt da."> <7erfnF.?te ru tun und 
rcu^ke nrc/tks davon.
Icb gab Anweisung, dab nicbts weiter ru veranlassen sei, begab micb wie 
gewöbnlicb burr naeb 8 Obr rur 8tation, lieb den stellvertretenden 8tationscbef,

I 2urn Ebisus der Ereignisse vgl. Oorstmeier, insbesondere 8. 59-65, sov/ie blr. 20 und blr. 35.
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Wir werden außerhalb Bayerns verwendet werden. Der Ruf und das Ansehen 
unseres engeren Vaterlandes hängt von dem Verhalten jedes Einzelnen ab. Dessen 
muß sich jeder bewußt sein. 

Ich erwarte, daß Jeder alles daransetzt, um das Vertrauen, das Bayern und das 
Reich in uns setzen, zu rechtfertigen. 

Ich verlange, daß zur Unterdrückung bewaffneten Widerstandes und bei Voll
streckung gesetzlich verhängter Strafen mit schonungsloser Strenge eingeschrit
ten wird. Schreckschüsse gibt es nicht. Wenn von der Schußwaffe Gebrauch 
gemacht werden muß, ist sie mit voller Schärfe anzuwenden. 

Andererseits verlange ich, daß alle ungesetzlichen Handlungen, Mißhandlungen 
oder Beraubungen von Gefangenen, Beraubung von Verwundeten oder Toten, 
Plünderungen und sonstige Ausschreitungen unbedingt unterbleiben. Ich werde 
sie unnachsichtlich ahnden. Mannszucht ist die Grundlage jeder Leistung. 

Über die Rechte der Truppen zu Festnahme und Waffengebrauch, Verfahren 
gegen Festgenommene usw. sind die Truppen wiederholt und eindringlich zu 
belehren. 

Epp 
Oberst und Führer. 

29. 

Bericht des Chefs des Stabes der Nordseestation, Kapitän z. S. Quaet
Faslern, über die Ereignisse während des Kapp-Lüttwitz-Putsches in 

Wilhelrnshaven. 

13.-19. März 1920. Ohne Ortsangabe. - Überschrift: Bericht des Chefs des Stahes, 
Kapitän z. S. Quaet-Faslem, über die Vorkommnisse in Wilhelmsha"en vom 13. his 
16. März 1920. - BA-I\IA. F 7584 Bd. 2. :\1aseh. Ausfertigung. 

Am 13. März gegen 6.45 Vormittags wurde mir vom Nachrichtenoffizier des 
Stationskommandos telephoniert, daß Truppen aus Potsdam und Döberitz nach 
Berlin marschiert seien und Forderungen an die Regierung gestellt hätten: 
Wiedereinsetzung des Generals v. Lüttwitz, Fachminister, beschleunigte Vor
nahme der Wahlen; Entscheidung bis 7 Uhr Vormittags; die Forderungen seien 
abgelehnt, die weitere Entwicklung sei abzuwarten l

. 

Ich wurde durch diese Nachricht vollkommen überrascht, glaubte zunächst, nicht 
richtig verstanden zu haben, und ließ mir den Wortlaut des Telegramms 
wiederholen. Ich selbst habe mit df~m Unternehmen nicht das Geringste zu tun und 
wußte nichts davon. 

Ich gab Anweisung, daß nichts weiter zu veranlassen sei, begab mich wie 
gewöhnlich kurz nach 8 Uhr zur Station, ließ den stellvertretenden Stationschef , 

1 Zum Ablauf der Ereignisse vgl. Forstmeier, insbesondere S. 59-65, sowie Nr. 20 lind Nr. 35. 
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Herrn Oontreadmiral Benker, benaebriebtigen und gab Bekebl, dab an alien Ltellen 
der normale Oienst getan werden, dab )ede Beunrubigung vermieden werden solle, 
da uns in ^Vilbelmsbaven die Vorkommnisse in Berlin nieirt berührten.
Das lelegramm wurde etwa gegen 9 Obr mit Admiral Denker besprocben; naeb 
den weiteren eingegangenen i^aebriebten von der Admiralität konnte es sielt nur 
um einen Ninisleriumsweebsel bandeln, niebt um einen Lturr der Begierung. Oie 
Iruppenkübrer (Kommandeure) und die Vertrauensleute des Ltationskommandos 
wurden über die latsaoben unterrielitet, der Xraktwagen wurde naek kremen 
gescbickt, um den kür einige läge naek kremen beurlaubten Ltationsebek, Oerrn 
Vieeadmiral IVliebelsen, abrubolen. Oer Oienst Zing seinen gewöbnbcben Oang.
Om 10 Obr Vormittags war vom Oestungskommandanten, Xapitän 2. Z. Oominik, 
eine kesiebtigung des ibm neuerdings unterstellten Xüstenwebr-Kegiments ange- 
setrt, die, wie beabsiebtigt, stattkand. - folgendes Vorkommnis bierbei wurde 
später dem Ltationskommando gemeldet: ^ds der Iruppe naeb kurzer ^nspracbe 
des Oestungskommandanten, die sieb ausscbbebbeb auk die kesiebtigung berog 
(der Wortlaut ist kestgelegt), der kekebl erteilt wurde, in die Quartiere abrurücken, 
die ebenkalls besiebtigt werden sollten, sprang bei einer Xompagnis der Oeldwebel 
kieoke^ aus dem Obeds und wollte die Oeute am ^brücken verbindern und eine 
kede ballen in dem Linne, dab ein Okkirierputseb rur ^Viederberstebung der 
Nonarebie geplant sei und dab man die Gruppe bierru mibbraueben wolle. - ^ls 
der Oeldwebel krmabnungen, solebe Oisripbnwidrigkeiten bei einer militäriseben 
kesiebtigung ru unterlassen, niebt Oolge leisten wollte, sondern weiterredete, 
wurde er kestgenommen und dem ruständigen Xommandanturgeriebt übergeben. - 
Oie kesiebtigung nabm ungestört ibren kortgang.
Oieser Vorkab wurde seitens der bnksstebenden Leitungen sokort in unwabrer 
Verstellung als bletrmittel gegen die Okkiriere ausgenutrt, obne dab daru die 
geringste Veranlassung gegeben war. - Oer Llationsvertrauensmann, mit dem ieb 
über den Vorkall spraeb, meinte, der Oeldwebel sei ein sebr aukgeregter I^Iann und 
bätte sieb seine Handlungsweise wob! niebt überlegt, es sei wob! niebt so seblimm 
gemeint gewesen. Oer Vorkall reigt aber, welcbes ^kibtrauen gegen die Okkiriere 
dureb stille Idetrereien bereits in diesem Zeitpunkt boebgerücbtet war, als 
llberbaupt noeb keine kekeble oder Anweisungen der Ltation gegeben waren, die 
mit den Vorkommnissen in Berlin in ^usammsnbang gebraebt werden konnten.
weitere IVaebricbten aus kerbn besagten, dab der keiebspräsident kbert in Berlin 
seO, dab Verbandlungen mit dem Minister Oavid^ und anderen gepkiogen würden, 
in das neue IVlinisterium einrutreten usw., so dab das Ltationskommando unter 
dem kindruek steben mu^?ke, es bandele sieb um einen ^Veebsel einzelner Ninister 
oder des iVIinisteriums innerbalb der kegierung. Oieses wurde entspreebend 
bekannt gegeben. - Oen Vertrauensleuten des Ltationskommandos war gesagt 
worden, dab sie über ^Iles unterricbtet werden sollten, was beim Ltationskom- 
mando einging. Oanacb ist im weiteren Verlauk verkabren worden, und daraus

2 Lr vurcie sin 16. klär? nack 6er ^bsetrung stier Okkiriere kestungskoinnianclsnl von Vilbelinsbs- 
ven. Dorstmeier 8. 64.

3 Vgl. die entsprechende Erklärung von Dültwilr gegenüber Vrolbs in ?>r. 20.
4 kdusrä David (8?D), kteiebsminisler cles Innern.
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Herrn Contreadmiral Zenker, benachrichtigen und gab Befehl, daß an allen Stellen 
der normale Dienst getan werden, daß jede Beunruhigung vermieden werden solle, 
da uns in Wilhelmshaven die Vorkommnisse in Berlin nicht berührten. 

Das Telegramm wurde etwa gegen 9 Uhr mit Admiral Zenker besprochen; nach 
den weiteren eingegangenen Nachrichten von der Admiralität konnte es sich nur 
um einen Ministeriumswechsel handeln, nicht um einen Sturz der Regierung. Die 
Truppenführer (Kommandeure) und die Vertrauensleute des Stationskommandos 
wurden über die Tatsachen unterrichtet, der Kraftwagen wurde nach Bremen 
geschickt, um den für einige Tage nach Bremen beurlaubten Stationschef, Herrn 
Viceadmiral Michelsen, abzuholen. Der Dienst ging seinen gewöhnlichen Gang. 

Um 10 Uhr Vormittags war vom Festungskommandanten, Kapitän z. S. Dominik, 
eine Besichtigung des ihm neuerdings unterstellten Küstenwehr-Regiments ange
setzt, die, wie beabsichtigt, stattfand. - Folgendes Vorkommnis hierbei wurde 
später dem Stationskommando gemeldet: Als der Truppe nach kurzer Ansprache 
des Festungskommandanten, die sich ausschließlich auf die Besichtigung bezog 
(der Wortlaut ist festgelegt), der Befehl erteilt wurde, in die Quartiere abzurücken, 
die ebenfalls besichtigt werden sollten, sprang bei einer Kompagnie der Feldwebel 
Riecke2 aus dem Gliede und wollte die Leute am Abrücken verhindern und eine 
Rede halten in dem Sinne, daß ein Offizierputsch zur Wiederherstellung der 
Monarchie geplant sei und daß man die Truppe hierzu mißbrauchen wolle. - Als 
der Feldwebel Ermahnungen, solche Disziplinwidrigkeiten bei einer militärischen 
Besichtigung zu unterlassen, nicht Folge leisten wollte, sondern weiterredete, 
wurde er festgenommen und dem zuständigen Kommandanturgericht übergeben. -
Die Besichtigung nahm ungestört ihren Fortgang. 

Dieser Vorfall wurde seitens der linksstehenden Zeitungen sofort in unwahrer 
Verstellung als Hetzmittel gegen die Offiziere ausgenutzt, ohne daß dazu die 
geringste Veranlassung gegeben war. - Der Stationsvertrauensmann, mit dem ich 
über den Vorfall sprach, meinte, der Feldwebel sei ein sehr aufgeregter Mann und 
hätte sich seine Handlungsweise wohl nicht überlegt, es sei wohl nicht so schlimm 
gemeint gewesen. Der Vorfall zeigt aber, welches Mißtrauen gegen die Offiziere 
durch stille Hetzereien bereits in diesem Zeitpunkt hochgezüchtet war, als 
überhaupt noch keine Befehle oder Anweisungen der Station gegeben waren, die 
mit den Vorkommnissen in Berlin in Zusammenhang gebracht werden konnten. 

Weitere Nachrichten aus Berlin besagten, daß der Reichspräsident Ebert in Berlin 
sei3

, daß Verhandlungen mit dem Minister David4 und anderen gepflogen würden, 
in das neue Ministerium einzutreten usw., so daß das Stations kommando unter 
dem Eindruck stehen mußte, es handele sich um einen Wechsel einzelner Minister 
oder des Ministeriums innerhalb der Regierung. Dieses wurde entsprechend 
bekannt gegeben. - Den Vertrauensleuten des Stations kommandos war gesagt 
worden, daß sie über Alles unterrichtet werden sollten, was beim Stationskom
mando einging. Danach ist im weiteren Verlauf verfahren worden, und daraus 

2 Er wurde am 16. März nach der Absetzung aller Offiziere Festungskommandant von Wilhelmsha
ven. Forstmeier S. 64. 

3 Vgl. die entsprechende Erklärung von Lüttwitz gegenüber Trotha in Nr. 20. 

4 Eduard David (SPD), Reichsminister des Innem. 
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erklärt sick Luck die Lekanntgabe des von Lerlin eingegangenen Lrogramms der 
neuen Legierung^. - Im Laule des I^ackmittags trak ein Lelegramm des Okels der 
Admiralität ein, das etwa lautete: „Ick Kabe mick mk der Narine der neuen 
Legierung rur Verkügung gestellt und erwarte, dall die Narine, wie Kisker, meinen 
Lekeklen koigen wird"L Xurr darauk ging der teiepkoniscke Heikki des Okeks der 
^dmiraiität ein: ,,Ick bekekle, dab Luke und Ordnung aukreckt erkaiten wird." 
Oieickreitig trak die I^uckrickt ein, da6 die Legierungsmitgkeder der soriaidemo- 
kratiscken Lartei rum Oeneraistreik aukgekordert katten^, dabei waren die Ruinen 
Lbert, Lauer^ und andere genannt.
Über die Entwicklung der Lerliner Bewegung war aukier den angegebenen 
I^ackrickten nickts bekannt; ein klares Liid konnte man sick in ^ilkelmskaven 
nickt macken. Oie Leweggründe, die den Okel der Admiralität ru seiner 
Lteliungnakme veraniabt kalten, entrogen sick der Lenntnis des Ltationskomman- 
dos. Oer einrig erteilte Lekekl lautete: ,,Luke und Ordnung aulreckt erkalten!" ^n 
den Lekeklen des köcksten Vorgesetrten ru deuteln oder sie ru kritisieren, ist nickt 
Zacke der Untergebenen. Ls war nickts bekolden, was sieb mit dem geleisteten Lid 
nickt vertragen Katte.
Lei meiner letrten Vnwesenkeit in ^ilkelmskaven Katte der Okel der Admiralität 
seinen Ltandpunkt etwa kolgendermallen entwickelt: nack ^.nsickt des Leicks- 
wekrministers i^oske und nack seiner eigenen ^Vnsickt sei das deutscke Volk nock 
nickt durck die Xrisen kindurck; es könne nock ru Ilnruken kommen, sei es wegen 
der ^usliekerungskrage^, sei es aus anderen Oründen. Oer keickswekrminister 
beabsicktige, bei solcken OnregelmäLigkeiten aul seinem Losten ru bleiben, sick 
nickt verdrängen ru lassen, und kätte ikn, den Okel der Admiralität, gebeten, das 
Oleicke ru tun, um die Marine gescklossen in einer lesten Hand ru bekalten und 
vor Verlad und ^ersetrung wäbrend solck unrukiger ^eit ru sckütren. Oanacb 
würde Admiral von Lrotka verlakren.
Oas Ltationskommando stedte sick datier auck in dieser Lage aul den rein 
militäriscken Ltandpunkt im lelsenkesten Vertrauen ru dem obersten Lübrer, der 
bisker stets in den sckwierigsten Lagen dies Vertrauen voll gerecbtlertigt batte. 
V^ir batten als Loldaten den Leleblen des Vorgesetrten, der allein die Lage ricktig 
ru überseken im Ltsnde sein mudte und die Verantwortung lür die Ltedungnakme 
der Narine trug, selbstverständlick ru gekorcben; ein anderer Oedanke ist mir 
überkaupt garnicbt gekommen. - Lolitik ru treiben ist nickt Lacke der Lruppe; das 
volle Vertrauen in den obersten Lübrer, Admiral von Lrotka, bot allein Oewäkr, 
die Lruppe in militäriscber Ordnung und Disziplin ru kalten. Lolange nickt Lelekle

5 blacb Xapp-Putscb in Vilbelmsbaven 8. 4 k. bat das Kommando der blordseestation am 13. ^Isrr 
1920 durcb plabato die blacbricbt vom putscb in Herlin bebsnntßoßoben, die Ztationsvertrauens- 
louto über das Ultimatum der 6srnisonen Potsdam und Oäberitr inkormieN und den pruppenlüb- 
rern rur kobanntßsbe an die Uannsekakten einen Lrlaü der begierung Xapp übermiltell.

6 Vßl. I^r. 20.
7 Vgl. blr. 17 ^nm. 28.
8 Oustsv Kauer (8PO), koicbsbanrlor.
9 blacb ^rl. 228 und 230 des Versailler Verlraßes bannten die rbUiieNen vom Oeutseken keicb die 

^usbekerung aller weßen Xrießsverbreeken anßeblaßten deutscben 8tsatsbürßer und die keibrin- 
ßunß der kür solcbe 6ericbtsverkakren erkorderlicben Inkormationen verlangen. 
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erklärt sich auch die Bekanntgabe des von Berlin eingegangenen Programms der 
neuen Regierungs. - Im Laufe des Nachmittags traf ein Telegramm des Chefs der 
Admiralität ein, das etwa lautete: "Ich habe mich mit der Marine der neuen 
Regierung zur Verfügung gestellt und erwarte, daß die Marine, wie bisher, meinen 
Befehlen folgen wird"6. Kurz darauf ging der telephonische Befehl des Chefs der 
Admiralität ein: "Ich befehle, daß Ruhe und Ordnung aufrecht erhalten wird." 

Gleichzeitig traf die Nachricht ein, daß die Regierungsmitglieder der sozialdemo
kratischen Partei zum Generalstreik aufgefordert hätten7

, dabei waren die Namen 
Ebert, Bauer8 und andere genannt. 

Über die Entwicklung der Berliner Bewegung war außer den angegebenen 
Nachrichten nichts bekannt; ein klares Bild konnte man sich in Wilhelmshaven 
nicht machen. Die Beweggründe, die den Chef der Admiralität zu seiner 
Stellungnahme ver anlaßt hatten, entzogen sich der Kenntnis des Stationskomman
dos. Der einzig erteilte Befehl lautete: "Ruhe und Ordnung aufrecht erhalten!" An 
den Befehlen des höchsten Vorgesetzten zu deuteln oder sie zu kritisieren, ist nicht 
Sache der Untergebenen. Es war nichts befohlen, was sich mit dem geleisteten Eid 
nicht vertragen hätte. 

Bei meiner letzten Anwesenheit in Wilhelmshaven hatte der Chef der Admiralität 
seinen Standpunkt etwa folgendermaßen entwickelt: nach Ansicht des Reichs
wehrministers Noske und nach seiner eigenen Ansicht sei das deutsche Volk noch 
nicht durch die Krisen hindurch; es könne noch zu Unruhen kommen, sei es wegen 
der Auslieferungsfrage9, sei es aus anderen Gründen. Der Reichswehrminister 
beabsichtige, bei solchen Unregelmäßigkeiten auf seinem Posten zu bleiben, sich 
nicht verdrängen zu lassen, und hätte ihn, den Chef der Admiralität, gebeten, das 
Gleiche zu tun, um die Marine geschlossen in einer festen Hand zu behalten und 
vor Verfall und Zersetzung während solch unruhiger Zeit zu schützen. Danach 
würde Admiral von Trotha verfahren. 

Das Stationskommando stellte sich daher auch in dieser Lage auf den rein 
militärischen Standpunkt im felsenfesten Vertrauen zu dem obersten Führer, der 
bisher stets in den schwierigsten Lagen dies Vertrauen voll gerechtfertigt hatte. 
Wir hatten als Soldaten den Befehlen des Vorgesetzten, der allein die Lage richtig 
zu übersehen im Stande sein mußte und die Verantwortung für die Stellungnahme 
der Marine trug, selbstverständlich zu gehorchen; ein anderer Gedanke ist mir 
überhaupt garnicht gekommen. - Politik zu treiben ist nicht Sache der Truppe; das 
volle Vertrauen in den obersten Führer, Admiral von Trotha, bot allein Gewähr, 
die Truppe in militärischer Ordnung und Disziplin zu halten. Solange nicht Befehle 

5 Nach Kapp-Putsch in Wilhelmshaven S. 4f. hat das Kommando der Nordseestation am 13. März 
1920 durch Plakate die Nachricht vom Putsch in Berlin bekanntgegeben, die Stations vertrauens
leute über das Ultimatum der Garnisonen Potsdam und Döberitz informiert und den Truppenfüh
rern zur Bekanntgabe an die Mannschaften einen Erlaß der Regierung Kapp übermittelt. 

6 Vgl. Nr. 20. 

7 Vgl. Nr. 17 Anm. 28. 

8 Gustav Bauer (SPD), Reichskanzler. 

9 Nach Art. 228 und 230 des Versailler Vertrages konnten die Alliierten vom Deutschen Reich die 
Auslieferung aller wegen Kriegsverbrechen angeklagten deutschen Staatsbürger und die Beibrin
gung der für solche Gerichtsverfahren erforderlichen Informationen verlangen. 
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erteilt wurllen, clie llie Lolllaten mit ibrem Kill in Lonklikt bringen konnten, war clie 
erste kklicbt a/ker Lolllaten: Üe/rorLam. Das ist llie kicbtbnie kür llie Nanlllungs- 
weise ckes Ltationskommanllos gewesen, ^n einen Lonklikt mit llem kill babe icb 
garnicbt gellacbt, lla kein einziger kekebl gegeben war, 6er sicb gegen cbe 
sogenannte alte kegierung ricbtete^o. Im Gegenteil, es müllte im Linne lecker 
kegierung liegen, lla8 im keicbe Kube uncl Orclnung aukrecbt erbalten wurlle.
Kins po/rtrsc/re Erklärung von einer Gruppe oclsr clem einzelnen Lolünten in solcber 
bags ru verlangen, ist unricbtig. Leralle eine solcbe würlle clen Lonklikt mit clem 
kick gescbakken baben, clenn r. k. clen Generalstreik, cler von cler verkassungsmäbi- 
gen kegierung bisbsr immer als clas grollte Verbrecben am lleutscben Volke unll 
Vaterlancle bingestebt war^^, konnte clie Iruppe ciann llocb aucb nicbt gutbeiben 
ocler gar unterstützen.
Vie «las Ltationskommanüo clie kage nacb clen erbaltenen IVacbricbten ibrer 
vorgesetzten Dienststelle, cler ^llmiralität, anseben muMe, sinci mir Lellanken 
einer Lonkliktsmögbcbkeit 6er rkngebörigen cler Iruppe überbaupt nicbt gekom
men. - In kesprecbungen bat man sicb überlegt, welcbe Lrünlle wobl kür clen Lbek 
cler vVllmiralität bsstimmencl gewesen sein konnten, sicb cler neuen kegierung rur 
Verkllgung ru stellen. Diese Überlegungen sinll aucb clen Xommanlleuren uncl clen 
Vertrauensleuten bekannt gegeben, um sie persönlicb ru unterricbten, welcbes 
kilcl sicb clas Ltationskommanclo nacb llen eingegangenen iVacbricbten von cler 
kage macbte.
Ks war runäcbst auk meinen Vorscblag entscbiellen, «lall keine Antwort an clen 
Lbek cler ^clmiralität gesanclt werclen sollte; solcbe krgebenbeitstelegramme an 
einen Vorgesetrten entsprecben nicbt meinem mibtäriscben Lekübl uncl meiner 
^ukkassung von militäriscbem Leborsam. Icb bielt clesbalb persönlicb ein Antwort- 
telegramm nicbt kür angebracbt ocler erkorclerlicb. - Im Kauko cles ^benlls babe icb 
micb aber nacb nocbmaliger kückspracbe 6er kntscbeillung 6es Ltationscbsks 
angescblossen un6 mit 6em aukgesetrten Vortlaut einverstanllen erklärt^, kr 
entbleit keinerlei politiscbe Erklärung oller Ltellungnabme; sein letrter 8atr sollte 
besonllers rum /Vusllruck bringen, lla6 clie Narine bei cler Lekolgscbakt binter llem 
Lbek ller ^llmiralität mit kestem Vertrauen wie bisber llamit recbne, llab llie 
Kntscbeillungen lles Lbeks lelliglicb llas Vobl unseres geliebten Vaterlanlles als 
einriges Ael batten. - Nit lliesem ^ntworttelegramm bat sieb llas 8tationskom- 
manllo keinen fingerbreit von llen verkassungsmä^igen Lrunlllagen entkernt; es 
entbält keine Erklärung kür eine neue kegierung, sonllern lelliglicb llie kusicbe- 
rung militäriscben Leborsams an llen Lbek ller ^llmiralität mit llem Hinweis auk 
llas keste Vertrauen, clall ller Lbek nur rum Vobis lles Vaterlanlles banlleln würlle.
^.benlls bat ein privates ll'eiepbongespräcb rwiscben llem Ninisterpräsillenten 
fantren-keering^^ in Olllenburg unll llem 8tationscbek, ^llmiral Nicbelsen,

10 2u clen üestrebungen im 8eeokkirierlcorps, eine Ztellungnulime kür clie verkussungsmäüige kegie- 
rung ubrugeben, s. korslmeier 8. 63k.

11 2ur Verurteilung cles 6enerulstreilcs ciurcli clie bisherige kegierung uncl clie Herunrieiiung cler 
keicliscvekr rur knterürllclcung von 8treilcs vgl. r. 8. 8sn6 II Kr. 115.

12 lext dei korstmeier 8. 61.
13 Ilreoclor I'untren-Heering (888), ^linisterprüsiclent cles kreistuuts Olcisnüurg. 
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erteilt wurden, die die Soldaten mit ihrem Eid in Conflikt bringen konnten, war die 
erste Pflicht aller Soldaten: Gehorsam. Das ist die Richtlinie für die Handlungs
weise des Stationskommandos gewesen. An einen Conflikt mit dem Eid habe ich 
garnicht gedacht, da kein einziger Befehl gegeben war, der sich gegen die 
sogenannte alte Regierung richtete lO• Im Gegenteil, es mußte im Sinne jeder 
Regierung liegen, daß im Reiche Ruhe und Ordnung aufrecht erhalten wurde. 

Eine politische Erklärung von einer Truppe oder dem einzelnen Soldaten in solcher 
Lage zu verlangen, ist unrichtig. Gerade eine solche würde den Conflikt mit dem 
Eid geschaffen haben, denn z. B. den Generalstreik, der von der verfassungsmäßi
gen Regierung bisher immer als das größte Verbrechen am deutschen Volke und 
Vaterlande hingestellt warlI, konnte die Truppe dann doch auch nicht gutheißen 
oder gar unterstützen. 

Wie das Stationskommando die Lage nach den erhaltenen Nachrichten ihrer 
vorgesetzten Dienststelle, der Admiralität, ansehen mußte, sind mir Gedanken 
einer Confliktsmöglichkeit der Angehörigen der Truppe überhaupt nicht gekom
men. - In Besprechungen hat man sich überlegt, welche Gründe wohl für den Chef 
der Admiralität bestimmend gewesen sein konnten, sich der neuen Regierung zur 
Verfügung zu stellen. Diese Überlegungen sind auch den Kommandeuren und den 
Vertrauensleuten bekannt gegeben, um sie persönlich zu unterrichten, welches 
Bild sich das Stationskommando nach den eingegangenen Nachrichten von der 
Lage machte. 

Es war zunächst auf meinen Vorschlag entschieden, daß keine Antwort an den 
Chef der Admiralität gesandt werden sollte; solche Ergebenheitstelegramme an 
einen Vorgesetzten entsprechen nicht meinem militärischen Gefühl und meiner 
Auffassung von militärischem Gehorsam. Ich hielt deshalb persönlich ein Antwort
telegramm nicht für angebracht oder erforderlich. - Im Laufe des Abends habe ich 
mich aber nach nochmaliger Rücksprache der Entscheidung des Stationschefs 
angeschlossen und mit dem aufgesetzten Wortlaut einverstanden erklärt l2

• Er 
enthielt keinerlei politische Erklärung oder Stellungnahme; sein letzter Satz sollte 
besonders zum Ausdruck bringen, daß die Marine bei der Gefolgschaft hinter dem 
Chef der Admiralität mit festem Vertrauen wie bisher damit rechne, daß die 
Entscheidungen des Chefs lediglich das Wohl unseres geliebten Vaterlandes als 
einziges Ziel hätten. - Mit diesem Antworttelegramm hat sich das Stationskom
mando keinen Fingerbreit von den verfassungsmäßigen Grundlagen entfernt; es 
enthält keine Erklärung für eine neue Regierung, sondern lediglich die Zusiche
rung militärischen Gehorsams an den Chef der Admiralität mit dem Hinweis auf 
das feste Vertrauen, daß der Chef nur zum Wohle des Vaterlandes handeln würde. 

Abends hat ein privates Telephongespräch zwischen dem Ministerpräsidenten 
Tantzen-Heeringl3 in Oldenburg und dem Stationschef, Admiral Michelsen, 

10 Zu den Bestrebungen im Seeoffizierkorps, eine Stellungnahme für die verfassungsmäßige Regie
rung abzugeben, s. Forstmeier S. 63f. 

11 Zur Verurteilung des Generalstreiks durch die bisherige Regierung und die Heranziehung der 
Reichswehr zur Unterdrückung von Streiks vgl. z. B. Band II Nr. 115. 

12 Text bei Forstmeier S. 61. 

13 Theodor Tantzen-Heering (DDP), Ministerpräsident des Freistaats Oldenburg. 
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stattgekun6en, dessen Wortlaut mir undekannt ist. Oer Herr 8tationsedek aullerte 
sielt, soweit iolt miclt erinnere, nacd beendetem Oespräcd 6arüder etwa 6adin, clall 
er gesagt dade, er verkadre nacd 6en Oekedlen seiner Vorgesetrten, sorge kür Oude 
uncl Orclnung uncl warte irn üdrigen ad, 6a man clie Oage von Vdldelmsdaven aus 
garnicdt üderseden könne". Oa clie Narine cien Oräsi6ent6n von OI6endurg nieüts 
angedt, linde ied clem Oelepdongespracd keine weitere 8e6eutung deigelegt.
Oa clie Vlögdedkeit äußerer Onruden irn Oestungsdereied immerdin gegeden war, 
wurcle mit cien l'ruppen so verkadren, wie in adnlieden Oagen immer verkadren ist: 
Das Xüstenwedr-Oegiment wurcle in 6er Xaserne delassen, clie Oesatrungen 6er 
Xreurer un6 Oisernen Olottille dlieden an 8or6, dei 6en Ninensucdverdän6en 
dlieden clie Okkiriere, clie dlälkte cler Oeekokkiriere uncl clie Macde 6er 8esatrungen 
an 8or6, clie Oreiwaede datte Orlaud. Oiese Vnor6nungen waren 6uredaus niedts 
Ongewödnliedes, sondern wur6en ie6esmal getrokken, wenn äukere Onrude in 6er 
Oukl lag; mit einer Onrude kn 6er Truppe war garnicdt gerecdnet.
8onntag, 6en 14. Narr, waren ru 10 Odr Vormittags 6ie Oüdrer aller politiseden 
Oarteien 6er Va6esta6te rum Ltationsedek gedeten. Oer Herr 8tationscdek setrte 
idnen 6ie Kago auseinan6er, detonte, 6s6 er als 8ol6at sied jeglieder Oolitik uncl 
politiseder Betätigung entdalte un6 clalZ er 6en 8ekedl seines Vorgesetrten, 6es 
Odeks 6er V6miradtät, ru dekolgen dade. Dieser 8ekedl laute ,,Oude un6 Or6nung 
aukreedt ru erdalten." Oured 6ie 8tellungnadme cles Odeks 6er V6miralitat 
einerseits uncl clie politiseden Vnscdauungen 6er 8evölkerung an6erer8eit8 sei 6ie 
V/oK/ie/r/ceit von Oikkerenren gegeden; kür idn sei 6ie einrige Vukgade, 6akllr ru 
sorgen, clall 6as wirtscdaktliede Oeden in 6en Va6estä6ten 6urcd 6ie im Reiede ru 
entsedei6en6en Ereignisse niedt gestört wer6e; man könne 6ie Oescdicke 6es 
Oeiedes niedt von Vlldelmsdaven aus deeinklussen. - Or maede 6en Vorsedlag, 
6ie Herren Oarteiküdrer möcdten sied clakür einsetren, 6a6 6ie Vrdeiter rudig 
dlieden, 6a6 6er proklamierte Oeneralstreik niedt auk clie Vaüestäüte üdergrikke; er 
seinerseits wer6e sied mit 6er idm unterstellten Gruppe gegen ^e6e Oeunrudigung, 
komme sie von recdts o6er von links, wen6en. Or dokke, 6a6 man sied auk 6ieser 
allen l'eilen gereedt wer6en6en Oasis einigen wer6e uncl 6a6 6amit 6ie Oude in 
6en Vaüestäüten erdalten dleide; 6as sei 6ie einrige Vukgade am Ort.
Vuk eine Oinwen6ung, es danüele sied 6oed letrten On6es nur um einen 
monaredistiseden Outsell 6er Okkirierskaste, erwi6erte 6er 8tationscdek, er könne 
sein Odrenwort adgeden, 6a6 6aran kein Okkirier seines Ltationsdereiedes 6enke. 
- Oie Vertreter 6er Oürgersedakt müllten 6as Verdalten 6es 8tationskomman6os 
6oed nun 5/4 ladre kennen un6 wissen, ciall idnen stets okken un6 edrlied 
gegenüdergetreten sei; er ditte, idm aued ^etrt ru vertrauen. Nan sei clured viel 
sedwierigere Krisen gut din6urcd gekommen; 6iese Vngelegendeit drauede 6en 
Orie6en 6er Va6esta6te 6oed wirklicd niedt ru stören.
Oie Oarteiküdrer erklärten, 6a6 sie clie 8tellungnadme 6es V6mirals von TVotlm 
de6auerten, 6aO sie ader 6en 8tan6punkt 6es V6mirals Nickelsen als 8oI6at 
vollkommen verstan6en; auk 6er Oasis ,,Oude un6 Orclnung aukreedt erdalten" 
wolle man sied einigen uncl clas weitere adwarten; ein O/kuLpruc/r gegen 6en

14 kkaek kapp-?utsclr in ^ilkelrnskaven 8. 7 Kat ^ciiniral klielielsen erklärt, c!a6 ßanr tVilkelinskaven 
auk Seiten von kapp unci küttwitr stunde, unli 6ie Lrkolßsaussiekten <!es kutscks positiv bewertet. 
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stattgefunden, dessen Wortlaut mir unbekannt ist. Der Herr Stationschef äußerte 
sich, soweit ich mich erinnere, nach beendetem Gespräch darüber etwa dahin, daß 
er gesagt habe, er verfahre nach den Befehlen seiner Vorgesetzten, sorge für Ruhe 
und Ordnung und warte im übrigen ab, da man die Lage von Wilhelmshaven aus 
garnicht übersehen könne l4• Da die Marine den Präsidenten von Oldenburg nichts 
angeht, habe ich dem Telephongespräch keine weitere Bedeutung beigelegt. 

Da die Möglichkeit äußerer Unruhen im Festungsbereich immerhin gegeben war, 
wurde mit den Truppen so verfahren, wie in ähnlichen Lagen immer verfahren ist: 
Das Küstenwehr-Regiment wurde in der Kaserne belassen, die Besatzungen der 
Kreuzer und Eisernen Flottille blieben an Bord, bei den Minensuchverbänden 
blieben die Offiziere, die Hälfte der Deckoffiziere und die Wache der Besatzungen 
an Bord, die Freiwache hatte Urlaub. Diese Anordnungen waren durchaus nichts 
Ungewöhnliches, sondern wurden jedesmal getroffen, wenn äußere Unruhe in der 
Luft lag; mit einer Unruhe in der Truppe war garnicht gerechnet. 
Sonntag, den 14. März, waren zu 10 Uhr Vormittags die Führer aller politischen 
Parteien der Yadestädte zum Stations chef gebeten. Der Herr Stationschef setzte 
ihnen die Lage auseinander, betonte, daß er als Soldat sich jeglicher Politik und 
politischer Betätigung enthalte und daß er den Befehl seines Vorgesetzten, des 
Chefs der Admiralität, zu befolgen habe. Dieser Befehl laute "Ruhe und Ordnung 
aufrecht zu erhalten." Durch die Stellungnahme des Chefs der Admiralität 
einerseits und die politischen Anschauungen der Bevölkerung andererseits sei die 
Möglichkeit von Differenzen gegeben; für ihn sei die einzige Aufgabe, dafür zu 
sorgen, daß das wirtschaftliche Leben in den Y adestädten durch die im Reiche zu 
entscheidenden Ereignisse nicht gestört werde; man könne die Geschicke des 
Reiches nicht von Wilhelmshaven aus beeinflussen. - Er mache den Vorschlag, 
die Herren Parteiführer möchten sich dafür einsetzen, daß die Arbeiter ruhig 
blieben, daß der proklamierte Generalstreik nicht auf die Yadestädte übergriffe; er 
seinerseits werde sich mit der ihm unterstellten Truppe gegen jede Beunruhigung, 
komme sie von rechts oder von links, wenden. Er hoffe, daß man sich auf dieser 
allen Teilen gerecht werdenden Basis einigen werde und daß damit die Ruhe in 
den Yadestädten erhalten bleibe; das sei die einzige Aufgabe am Ort. 

Auf eine Einwendung, es handele sich doch letzten Endes nur um einen 
monarchistischen Putsch der Offizierskaste, erwiderte der Stationschef, er könne 
sein Ehrenwort abgeben, daß daran kein Offizier seines Stationsbereiches denke. 
- Die Vertreter der Bürgerschaft müßten das Verhalten des Stationskommandos 
doch nun 5/4 lahre kennen und wissen, daß ihnen stets offen und ehrlich 
gegenübergetreten sei; er bitte, ihm auch jetzt zu vertrauen. Man sei durch viel 
schwierigere Krisen gut hindurch gekommen; diese Angelegenheit brauche den 
Frieden der Yadestädte doch wirklich nicht zu stören. 

Die Parteiführer erklärten, daß sie die Stellungnahme des Admirals von Trotha 
bedauerten, daß sie aber den Standpunkt des Admirals Michelsen als Soldat 
vollkommen verständen; auf der Basis "Ruhe und Ordnung aufrecht erhalten" 
wolle man sich einigen und das Weitere abwarten; ein Einspruch gegen den 

14 Nach Kapp-Putsch in Wilhelmshaven S. 7 hat Admiral Michelsen erklärt. daß ganz Wilhelmshaven 
auf seiten von Kapp und Lüttwitz stünde, und die Erfolgsaussichten des Putschs positiv bewertet. 
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Ltanäpunkl cjk8 ^cimirals vuräe von keiner Zeile erkoben^. - Oamil Zlau^te 6ss 
ZlationsIcommLnclo ciie Oekakr von klnruken von cien VL^eslä^ten nbZevven^et ru 
kairen.
Leitens 6er 1ink8Sleti6n6en ^eitunZen setrte jecioek eine sekarke Hetre geZen ciie 
Okkiriere unci cien Ltutionseiiei ein; okkensieiitiicile küZen vurcien verbreitet, 
k^uZdlLtter 6er Lün6e^^ nurcien verteilt un6 von nun an tritt ciie ZekLkrliekie

15 »lack Lapp-Lutsck in IVilkelmskaven 8. 8 Kal sick ikkmiral Vlickelsen kakin geäuüert, „kaü er 
entscklossen sei, alle Lekekle NUS Lerkn bestimmt kurckrukükren, unk rvar im Interesse Ker 
c^ukreckterkaltung Ker Luke unk Ordnung". Von einem IViderspruck Ker Larteivertreter gegen 
Kiese angebkcke Xuüerung unk kie Haltung Kes 8tationskommandos ist kort nickts bericktet.

16 Zu Ken Aktivitäten Kes Oeckokkirierkunkes, Kes Leicksvirtsckaktsverbandes Ker Lerukssoldaten 
unk Kes Lundes inaktiver linterokkiriere anläükck Kes Lutsckes vgl. ikre Lrklärung vom 19. Vlärr, 
kie sick von Kem Lelegramm Ker Xorkseeslation an Ken Lkek Ker ^larineleitung distanriert unk kie 
Verkassungstreue Ker Oeckoktiriers, linterokkiriere unk klannsckakten betont. Lapp-Lutsck in 
IVilkelmskaven 8. 10 k. Vgl. auck Xr. 33. Oie lVkkelmskavener Leitung vom 22. Vkrz 1920 
verökkentkckte unter Ker libersckrikt ,,Oie ^ukgaken Ker Lerukssoldaten!" eine Zusckrikt Kes 
damakgen 8tationsckeks, Obermasckinist a. O. Orunevald, über kie Aktivität Ker Lünde: 
„kiackdem wir von Ken Vorgängen in Lerkn Kenntnis erkalten kalten, erkannten vir sokon unsere 
Vukgaken. Line neutrale Haltung einrunekmen, leknlen vir als leige unk ekrlos ab unk bescklossen 
ru kankeln, obgleick vir kie Haltung Ker kiesigen Okkiriere nock nickt kannten. Vaterlänkiscke unk 
solkatiscke Lkkckt sckriebsn uns vor:
1) scknelle Xiekerscklagung Kes Lutsckes, um unvermeikkcken Lürgerkrieg einrudämmen unk 
8ckädigung Kes Virtsckaktslsbens mögkckst gering ru gestalten.
2) kie verkassungsmaüige Regierung direkt oker inkirekt kurck aktives Lingreiken ru unterstütren 
unk
3) Kem Lakneneid treu ru bleiben.
Zur Ourckkükrung Kieser Lunkte var nolvendig:
Herstellung einer Linkeitskront aller verfassungstreuen Gruppen unk Herstellung Ker Linkeitskront 
rviscken Lruppen unk Uekrkeitsparteien. Leides gelang in kenkbar Kürrester Zeit.
8obalk kurck Kas Telegramm Kes 8tationsckeks an kie Admiralität kie Haltung Ker kiesigen 
Okkiriere bekannt gevorden var, var kür uns kie Lage geklärt unk Ker Zeitpunkt rum Hankeln 
gekommen. Ourck Verkanklungen mit Ker olkenburgiscken 8taatsregierung sickerten vir uns ieke 
virtsckaktlicke unk kinanrielle Onterstütrung sovie kie gesetrmLÜige Unterlage kür alle KiaÜnak- 
men. Kis muüte Kainit gerecknet verken, daü ^ilkelmskaven evtl. längere Zeit vom Leicke isoliert 
gevesen väre. Im Leisein oldenburgiscker Legierungskommissare vurken alle klaünakmen 
besprocken, bescklossen unk kann rur ckuskükrung gekrackt. ^Vir kaben nickt einen Augenblick auk 
ungesetrkckem Loken gestanken.
^Km Oienstag, Kem 16. klärr, vormittags, begann Ker ^ukmarsck gemäü Lian, ckls vir bis rur 
Ourckkükrung Ker ^ukgsbs 2 gekommen varen, überkrackte uns Ker Leisitrer Ker 8tation kie 
kiackrickt, kaü Ker 8tationsckek unk sämtlicke Okkiriere ikre Xmter niekergelegt Kälten. Xun 
vurken sokort - immer gemäü Lian - kie obersten Lükrerslelien besetrt, kie veiteren 8ickerkeits- 
msünakmen kurckgelükrt, bis rum ^bend linlerkükrerstelien neu besetrt unk Ker Oienstbetrieb 
vieker aukgenommen. Lür Ken 8tationsckek vurke kurck kie oikenburgiscke Legierung Lestätigung 
kurck keicksregierung eingekoit. Abends 8 Okr vurken alle backen unk 8traüsnpatrouiiien 
eingerogen, bis auk kie 8ckutrvacke kür kie Leicksbank. Lein 8ckuü var gekaiien, Luke unk 
Orknung keinen Augenblick gestön, kein Letrieb auck nur vorükergekenk lakmgeiegt gevesen. 
Oamit Katten vir kie krei Lunkte unserer ersten iVukgabe restlos gelöst.
Oie 2. Aufgabe: Ingangkaltung Kes gesamten Apparates bis rur Neuregelung kurck kie Leicksregie- 
rung - Linsetrung repubkkaniscker Lükrer - Kokken vir ru lösen.
Oie 3. Vukgake: Völkge Oemokratisierung Ker Marine an Haupt unk Okekern, 8ckakkung einer 
republikaniscken Volksmarine, kie akreit treu kinter Kem kiekrkeitsviken Kes Volkes stekt, läsen 
vir kalk. ^VUe keutigen Lükrer unk Lnterkükrer legen ikre provisoriscken Xmter nieker, sobalk kie 
Leicksregierung repubkkaniscke Lükrer einsetrt, vas kalk gesckeken möge. ^Ues kür Kas 
Vaterlank, nickt» lür uns.

ger. Orunevald." 
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Standpunkt des Admirals wurde von keiner Seite erhoben1s• - Damit glaubte das 
Stationskommando die Gefahr von Unruhen von den Yadestädten abgewendet zu 
haben. 

Seitens der linksstehenden Zeitungen setzte jedoch eine scharfe Hetze gegen die 
Offiziere und den Stationschef ein; offensichtliche Lügen wurden verbreitet, 
Flugblätter der Bünde16 wurden verteilt und von nun an tritt die gefährliche 

15 Nach Kapp-Putsch in Wilhelmshaven S. 8 hat sich Admiral Michelsen dahin geäußert, "daß er 
entschlossen sei, alle Befehle aus Berlin bestimmt durchzuführen, und zwar im Interesse der 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung". Von einem Widerspruch der Parteivertreter gegen 
diese angebliche Äußerung und die Haltung des Stationskommandos ist dort nichts berichtet. 

16 Zu den Aktivitäten des Deckoffizierbundes, des Reichswirtschaftsverbandes der Berufssoldaten 
und des Bundes inaktiver Unteroffiziere anläßlich des Putsches vgl. ihre Erklärung vom 19. März, 
die sich von dem Telegramm der Nordseestation an den Chef der Marineleitung distanziert und die 
Verfassungstreue der Deckoffiziere, Unteroffiziere und Mannschaften betont. Kapp-Putsch in 
Wilhelmshaven S. 1Of. Vgl. auch Nr. 33. Die Wilhelmshavener Zeitung vom 22. März 1920 
veröffentlichte unter der Überschrift "Die Aufgaben der Berufssoldaten!" eine Zuschrift des 
damaligen Stationschefs, Obermaschinist a. D. Grunewald, über die Aktivität der Bünde: 
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"Nachdem wir von den Vorgängen in Berlin Kenntnis erhalten hatten, erkannten wir sofort unsere 
Aufgaben. Eine neutrale Haltung einzunehmen, lehnten wir als feige und ehrlos ab und beschlossen 
zu handeln, obgleich wir die Haltung der hiesigen Offiziere noch nicht kannten. Vaterländische und 
soldatische Pflicht schrieben uns vor: 
1) schnelle Niederschlagung des Putsches, um unvermeidlichen Bürgerkrieg einzudämmen und 
Schädigung des Wirtschaftslebens möglichst gering zu gestalten. 
2) die verfassungsmäßige Regierung direkt oder indirekt durch aktives Eingreifen zu unterstützen 
und 
3) dem Fahneneid treu zu bleiben. 
Zur Durchführung dieser Punkte war notwendig: 
Herstellung einer Einheitsfront aller verfassungstreuen Truppen und Herstellung der Einheitsfront 
zwischen Truppen und Mehrheitsparteien. Beides gelang in denkbar kürzester Zeit. 
Sobald durch das Telegramm des Stationschefs an die Admiralität die Haltung der hiesigen 
Offiziere bekannt geworden war, war für uns die Lage geklärt und der Zeitpunkt zum Handeln 
gekommen. Durch Verhandlungen mit der oldenburgischen Staatsregierung sicherten wir uns jede 
wirtschaftliche und finanzielle Unterstützung sowie die gesetzmäßige Unterlage für alle Maßnah
men. Es mußte damit gerechnet werden, daß Wilhelmshaven evtl. längere Zeit vom Reiche isoliert 
gewesen wäre. Im Beisein oldenburgischer Regierungskommissare wurden alle Maßnahmen 
besprochen, beschlossen und dann zur Ausführung gebracht. Wir haben nicht einen Augenblick auf 
ungesetzlichem Boden gestanden. 
Am Dienstag, dem 16. März, vormittags, begann der Aufmarsch gemäß Plan. Als wir bis zur 
Durchführung der Aufgabe 2 gekommen waren, überbrachte uns der Beisitzer der Station die 
Nachricht, daß der Stationschef und sämtliche Offiziere ihre Ämter niedergelegt hätten. Nun 
wurden sofort - immer gemäß Plan - die obersten FührersteIlen besetzt, die weiteren Sicherheits
rnaßnahmen durchgeführt, bis zum Abend UnterführersteIlen neu besetzt und der Dienstbetrieb 
wieder aufgenommen. Für den Stationschef wurde durch die oldenburgische Regierung Bestätigung 
durch Reichsregierung eingeholt. Abends 8 Uhr wurden alle Wachen und Straßen patrouillen 
eingezogen, bis auf die Schutzwache für die Reichsbank. Kein Schuß war gefallen, Ruhe und 
Ordnung keinen Augenblick gestört, kein Betrieb auch nur vorübergehend lahmgelegt gewesen. 
Damit hatten wir die drei Punkte unserer ersten Aufgabe restlos gelöst. 
Die 2. Aufgabe: Inganghaltung des gesamten Apparates bis zur Neuregelung durch die Reichsregie
rung - Einsetzung republikanischer Führer - hoffen wir zu lösen. 
Die 3. Aufgabe: Völlige Demokratisierung der Marine an Haupt und Gliedern, Schaffung einer 
republikanischen Volksmarine, die allzeit treu hinter dem Mehrheitswillen des Volkes steht, lösen 
wir bald. Alle heutigen Führer und Unterführer legen ihre provisorischen Ämter nieder, sobald die 
Reichsregierung republikanische Führer einsetzt, was bald geschehen möge. Alles für das 
Vaterland, nichts für uns. 

gez. Grunewald." 
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politische Leeinklussung der Kruppen durch die Lünde ganr deutlich und okken ru 
Kage. - Oie Ausgabe von Klugblättern war wegen des ^usnabmerustandes 
verboten: ^ucb die dem Bestreben des 8tationskommandos entgegenarbeitende 
Kätigkeit 6er oldenburgischen Legierung scheint ru diesem Zeitpunkt schon 
eingesetrt ru huben: Oerücbte aller Vrt, die in den späteren Ereignissen ihre 
Oestätigung gelungen haben, drangen an das 8tationskommando heran.
Im Oaule des 8onntag Nachmittag wurde dem 8tationskommando gemeldet, dall 
sich des Küstenwebr-Legiments eine sich steigernde Onrube bemächtige. - Oer 
8tationschek lie6 daher gegen künk oder sechs Ohr Nachmittags die Vertrauens
leute des Legiments in ihrer Kaserne versammeln unci setrte ihnen noch einmal 
persönlich die Oage auseinander. - Kin Vertrauensmann kehlte; er hatte sich ohne 
Krlaubnis aus 6er Kaserne entkernt, obwohl 6as Oegiment geschlossen in 6er 
Kaserne bleiben sollte.
Abends gegen 10 Obr liek sich 6er Onterokkirier 6es Kllstenwehr-Legiments ()uast 
- krüherer Vertrauensmann 6es 8tationskommandos - beim 8tationscbek meI6en 
mit 6er Litte, sieb aussprechen ru 6ürken. - Vuch mit ihm wurde 6ie Oage 
besprochen uncl ihm versichert, 6a6 6ie von ihm vorgebrachte Ansicht, 6ie Gruppe 
würde betrogen, nicht rutrekke.
^.11' 6iese ^weikel un6 Onsicherlieit, 6ie in 6ie Gruppe hineingetragen wurde, 
müssen auk 6ie immer gekährlicher werdende Leeinklussung seitens 6er Lünde 
rurüchgekührt werden, 6ie ganr skrupellos 6ie Oelegenheit benutzten, ihre eigenen 
^iele ru verkolgen, un6 6ie Kruppe künstlich in 6en Lonklikt Hineintrieben. - Kür 
6iese ^iele war in 6en Lun6esreitungen lebbakte LropLgan6a getrieben, Kampk bis 
rum ^uOersten war gepredigt; es wurde Volles 6aran gesetrt, 6en Okkirier ru 
beseitigen, ibn ins Onrecbt ru setren un6 6ie Gruppe gegen ibn aukrubetren. Kin 
grenrenloses Mktrauen war bocbgerücbtet gegenüber allem, was 6er Okkirier 
sagte o6er tat; 6ie schlimmsten Verdächtigungen wur6en ohne jegliche Unterlage 
gegen 6ie Okkiriere un6 6as 8tationskommando erhoben; jede Xuüerung und 
Handlung von Okkirieren wur6e verürebt un6 ganr systematisch gegen sie 
gewendet.
Dieses Verkahren der „Vertrauensleute" und Bünde Hann nicht schark genug 
gegeißelt werden. Ihnen ist es ruruschreiben, da6, während die ^.rheiterschakt 
ihrer Arbeit in Luhe und Ordnung nachging, während alle Keile die Verabredung 
vom 8onntag Vormittag hielten, Zwietracht in die Kruppe gesät wurde, so dall es 
dort ru den späteren unmöglichen Zuständen Ham. laicht die Okkiriere sind 8clmld 
daran, sondern einrig und allein die Oechokkiriere und Onterokkiriere durch ihre 
Lünde, die oldenburgische Legierung und die in der Land der Lünde bekindlichen 
Vertrauensmänner. - Diese „Vertrauens"-männer der Kru/ipen kührten ihren 
hlamen von hlinute ru hlinute mehr ru Onrecht, sie wuchsen sich aus ru einem 
„Lat", der nun von sich aus die verderblichen Äele weiterverkolgte; von 
gegenseitigem Vertrauen konnte ihnen gegenüber nicht mehr die Lede sein. Der 
erste Vertrauensmann der 8tation suchte seinen LLichten bis ruletrt in loyalster 
^eise gerecht ru werden, konnte sich der blasse der übrigen gegenüber aber keine 
Geltung mehr verschallen.
Im Oauke des Kages von der Admiralität beim 8tationskommando eingehende 
Nachrichten über die Oage mukten das 8tationskommando weiter in der Ansicht 
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politische Beeinflussung der Truppen durch die Bünde ganz deutlich und offen zu 
Tage. - Die Ausgabe von Flugblättern war wegen des Ausnahmezustandes 
verboten: Auch die dem Bestreben des Stationskommandos entgegenarbeitende 
Tätigkeit der oldenburgischen Regierung scheint zu diesem Zeitpunkt schon 
eingesetzt zu haben; Gerüchte aller Art, die in den späteren Ereignissen ihre 
Bestätigung gefunden haben, drangen an das Stationskommando heran. 

Im Laufe des Sonntag Nachmittag wurde dem Stationskommando gemeldet, daß 
sich des Küstenwehr-Regiments eine sich steigernde Unruhe bemächtige. - Der 
Stationschef ließ daher gegen fünf oder sechs Uhr Nachmittags die Vertrauens
leute des Regiments in ihrer Kaserne versammeln und setzte ihnen noch einmal 
persönlich die Lage auseinander. - Ein Vertrauensmann fehlte; er hatte sich ohne 
Erlaubnis aus der Kaserne entfernt, obwohl das Regiment geschlossen in der 
Kaserne bleiben sollte. 

Abends gegen 10 Uhr ließ sich der Unteroffizier des Küstenwehr-Regiments Quast 
- früherer Vertrauensmann des Stationskommandos - beim Stationschef melden 
mit der Bitte, sich aussprechen zu dürfen. - Auch mit ihm wurde die Lage 
besprochen und ihm versichert, daß die von ihm vorgebrachte Ansicht, die Truppe 
würde betrogen, nicht zutreffe. 

All' diese Zweifel und Unsicherheit, die in die Truppe hineingetragen wurde, 
müssen auf die immer gefährlicher werdende Beeinflussung seitens der Bünde 
zurückgeführt werden, die ganz skrupellos die Gelegenheit benutzten, ihre eigenen 
Ziele zu verfolgen, und die Truppe künstlich in den Conflikt hineintrieben. - Für 
diese Ziele war in den Bundeszeitungen lebhafte Propaganda getrieben, Kampf bis 
zum Äußersten war gepredigt; es wurde Alles daran gesetzt, den Offizier zu 
beseitigen, ihn ins Unrecht zu setzen und die Truppe gegen ihn aufzuhetzen. Ein 
grenzenloses Mißtrauen war hochgezüchtet gegenüber allem, was der Offizier 
sagte oder tat; die schlimmsten Verdächtigungen wurden ohne jegliche Unterlage 
gegen die Offiziere und das Stationskommando erhoben; jede Äußerung und 
Handlung von Offizieren wurde verdreht und ganz systematisch gegen sie 
gewendet. 

Dieses Verfahren der "Vertrauensleute" und Bünde kann nicht scharf genug 
gegeißelt werden. Ihnen ist es zuzuschreiben, daß, während die Arbeiterschaft 
ihrer Arbeit in Ruhe und Ordnung nachging, während alle Teile die Verabredung 
vom Sonntag Vormittag hielten, Zwietracht in die Truppe gesät wurde, so daß es 
dort zu den späteren unmöglichen Zuständen kam. Nicht die Offiziere sind Schuld 
daran, sondern einzig und allein die Deckoffiziere und Unteroffiziere durch ihre 
Bünde, die oldenburgische Regierung und die in der Hand der Bünde befindlichen 
Vertrauensmänner. - Diese "Vertrauens"-männer der Truppen führten ihren 
Namen von Minute zu Minute mehr zu Unrecht, sie wuchsen sich aus zu einem 
"Rat", der nun von sich aus die verderblichen Ziele weiterverfolgte; von 
gegenseitigem Vertrauen konnte ihnen gegenüber nicht mehr die Rede sein. Der 
erste Vertrauensmann der Station suchte seinen Pflichten bis zuletzt in loyalster 
W eise gerecht zu werden, konnte sich der Masse der übrigen gegenüber aber keine 
Geltung mehr verschaffen. 

Im Laufe des Tages von der Admiralität beim Stationskommando eingehende 
Nachrichten über die Lage mußten das Stationskommando weiter in der Ansicht 
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bestärken, äak es rwiscben äen beiäen Regierungen rur Kinigung kommen würäe; 
Vsrbanälungen näbmen guten Fortgang, bekannte kegierungsmänner wurden 
genannt usw. Oie kicbtlinie, „Kube unä Oränung ballen" entsprecbenä äen 
^Kbmacbungen in äer gemeinsamen Litrung, war also am Ort unter allen 
Omstänäsn riebtig.
Om äie gesamten Kruppen gegenüber äen geläbrlieben unä rersetrenäsn kinküs- 
sen von auken noeb einmal ru belebren, sie auf äie militärisebe Oeborsamspkicbt 
binruweisen unä etwaige ibnen nabegelegte Leäenken wegen ibres Kiäes ru 
rerstreuen, sie kurr gesagt, rur Vernunft ru bringen, begab sieb äer Ltationscbef 
am 15. Narr Vormittags ru äen Kruppen: erstens rum küstenwebr-kegiment, 
rweitens ru äen Lesatrungen äer kreurer unä ^äerl klottille, ärittens ru äen 
IVlinsnsucbern. - Lei äen ersten beiäen kruppenteilen wuräen wäbrenä äer 
^nspraebe äes Ltationscbefs äie militäriseben kormen äurebaus gewabrt, bei äen 
Ninsnsucbern reigle sieb äas kilä einer völlig äisripbnlosen, meuternäen Ooräe, 
abnbeb wie in äen blovembertagen 1918. - kroträem äer Ltationscbef in Kube unä 
väterlieber ^eise mit größter Oeäulä auf sie sinruwirken suebte, wuräe er sofort 
äureb kwiscbenrufe unterbrocben, reitweiss in übelster Korm nieäergebrüllt unä 
am ^eiterreäen verbinäert. Oie Ninensueber verlangten ^Vaffen, um gegen äie 
IVlarinebrigaäe vorrugeben, besebimpkten äen Llationscbef in unflätigster V^eise, 
so äak äiessr scblieklicb seine ^nspracbe abbracb. - blacb äiesen Vorkommnissen 
war es klar, äall auf äie Ninensueber rur ^ukrecbterbaltung äer Kube unä 
Oränung niebt ru reebnen war. Ks gibt äurebaus oräentliebe Oeute unä kesat- 
rungsteile unter ibnen, aber in äer Oesamtbeit, wo sieb äie üblen Klements 
äurcbsetren, biläetsn sie eins Oefabr.
ks wuräe bekoblen, äak äie kewacbung äes V^affenlagers in äer korpeäokaserns 
äureb eine Kompagnie äes küstenwebr-keglments übernommen wuräe.
Kur Lerubigung äer Kruppe, äie gegen äas erste kelegramm äes Ltationskomman- 
äos Kinsprueb erbeben batte, wuräe unter Vlitwirkung unä Nitreicbnung äes 
ersten Vertrauensmannes äer Ltation folgenäes kelegramm an äen Obek äer 
^ämiralität abgegeben unä äen Kruppen bekannt gemaebt: „Oie Kruppen äer 
Oarnison ^Vilbelmsbaven ballen sieb äureb ibren unter äer alten kegierung 
geleisteten kiä kür gebunäen, sinä aber bereit, Kube unä Oränung aufreebt ru 
erbalten, soweit es sieb nicbt um ^laknabmen gegen äie alte kegierung banäelt." 
lliernacb war aueb bisber äurebaus verfabren, äie Erklärung wäre also an sieb 
niebt erforäerlieb gewesen; um aber äie Kruppe ru berubigsn unä ibrem ^Vunscbs 
in äieser Oinsicbt ru entspreeben, um anäererseits äie ^Kämirabtät äarauk 
binruweisen, äak keine kefeble gegen äie alte kegierung gegeben würäsn, wuräe 
äas kelegramm abgesanäOO - leb möebte bier noeb einmal ausärücklieb 
keststellen, äak bis ru äiesem Augenblick nocb keine einrige Anweisung äer alten 
kegierung an äas Ztationskommanäo gelangt war. - Oie Vertrauensleute äer 
Ltation sinä von mir aus äauernä unä immer wieäer äarauf bingewiesen ^woräen^, 
äak äie Okiriere ibren Kiä, äen sie äer Verfassung geleistet batten, unter allen 
Omstänäen baben würäsn, äak sie aber anäererseits aucb äen kefebien ibrer 
Vorgesetrten obne politisebe Leäenken unä Oberlegungen Oeborsam leisteten;

17 Oder clie Onvirlcsamlceit ciieses leleZrLinins, Iruppe unä LevöllcerunZ ru beruliigen, s. k'orstiueier 
8. 63.
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bestärken, daß es zwischen den beiden Regierungen zur Einigung kommen würde; 
Verhandlungen nähmen guten Fortgang, bekannte Regierungsmänner wurden 
genannt usw. Die Richtlinie, "Ruhe und Ordnung halten" entsprechend den 
Abmachungen in der gemeinsamen Sitzung, war also am Ort unter allen 
Umständen richtig. 

Um die gesamten Truppen gegenüber den gefährlichen und zersetzenden Einflüs
sen von außen noch einmal zu belehren, sie auf die militärische Gehorsamspflicht 
hinzuweisen und etwaige ihnen nahegelegte Bedenken wegen ihres Eides zu 
zerstreuen, sie kurz gesagt, zur Vernunft zu bringen, begab sich der Stations chef 
am 15. März Vormittags zu den Truppen: erstens zum Küstenwehr-Regiment, 
zweitens zu den Besatzungen der Kreuzer und [der] Flottille, drittens zu den 
Minensuchern. - Bei den ersten beiden Truppenteilen wurden während der 
Ansprache des Stationschefs die militärischen Formen durchaus gewahrt, bei den 
Minensuchern zeigte sich das Bild einer völlig disziplinlosen, meuternden Horde, 
ähnlich wie in den Novembertagen 1918. - Trotzdem der Stationschef in Ruhe und 
väterlicher Weise mit größter Geduld auf sie einzuwirken suchte, wurde er sofort 
durch Zwischenrufe unterbrochen, zeitweise in übelster Form niedergebrüllt und 
am Weiterreden verhindert. Die Minensucher verlangten Waffen, um gegen die 
Marinebrigade vorzugehen, beschimpften den Stationschef in unflätigster Weise, 
so daß dieser schließlich seine Ansprache abbrach. - Nach diesen Vorkommnissen 
war es klar, daß auf die Minensucher zur Aufrechterhaltung der Ruhe und 
Ordnung nicht zu rechnen war. Es gibt durchaus ordentliche Leute und Besat
zungsteile unter ihnen, aber in der Gesamtheit, wo sich die üblen Elemente 
durchsetzen, bildeten sie eine Gefahr. 

Es wurde befohlen, daß die Bewachung des Waffenlagers in der Torpedokaserne 
durch eine Kompagnie des Küstenwehr-Regiments übernommen wurde. 

Zur Beruhigung der Truppe, die gegen das erste Telegramm des Stationskomman
dos Einspruch erhoben hatte, wurde unter Mitwirkung und Mitzeichnung des 
ersten Vertrauensmannes der Station folgendes Telegramm an den Chef der 
Admiralität abgegeben und den Truppen bekannt gemacht: "Die Truppen der 
Garnison Wilhelmshaven halten sich durch ihren unter der alten Regierung 
geleisteten Eid für gebunden, sind aber bereit, Ruhe und Ordnung aufrecht zu 
erhalten, soweit es sich nicht um Maßnahmen gegen die alte Regierung handelt. " 
Hiernach war auch bisher durchaus verfahren, die Erklärung wäre also an sich 
nicht erforderlich gewesen; um aber die Truppe zu beruhigen und ihrem Wunsche 
in dieser Hinsicht zu entsprechen, um andererseits die Admiralität darauf 
hinzuweisen, daß keine Befehle gegen die alte Regierung gegeben würden, wurde 
das Telegramm abgesandt17

• - Ich möchte hier noch einmal ausdrücklich 
feststellen, daß bis zu diesem Augenblick noch keine einzige Anweisung der alten 
Regierung an das Stations kommando gelangt war. - Die Vertrauensleute der 
Station sind von mir aus dauernd und immer wieder darauf hingewiesen [worden], 
daß die Offiziere ihren Eid, den sie der Verfassung geleistet hätten, unter allen 
Umständen halten würden, daß sie aber andererseits auch den Befehlen ihrer 
Vorgesetzten ohne politische Bedenken und Überlegungen Gehorsam leisteten; 

17 Über die Unwirksamkeit dieses Telegramms, Truppe und Bevölkerung zu beruhigen, s. Forstmeier 
S.63. 
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dak Kisker kein Lekekl erteilt oder keine NaLnakme verlangt sei, die sick gegen cke 
alte verkassungsmäkige Regierung rickte oder die üker die Rorderung ,,linke und 
Ordnung kalten" kinausginge. - Anweisungen cles Reickswekrministeriums, clie 
üker clie örtlicken klotwendigkeiten in dieser klinsickt kinausgingen, r. 6. cVukstel- 
len von Ltoktrupps aus veraksckiedeten Okkirieren, Rinricktung von Lammellagern 
kür politiscke Oekangene, Restnekmen von Hetzrednern, Verkot von Leitungen, clie 
Lekanntmackungen cler alten Regierung entkielten, usw., sind nickt rur Ourckkük- 
rung gekrackt, Nles dies ist vermieden, da es kür die -Vukgake am Ort nickt nötig 
war und als Naknakme gegen die alte Regierung angeseken werden konnte.
^kends Kake ick mick mit dem Ninisterpräsidenten ^antren-ldeering persönlick 
telepkonisck verkinden lassen und ikm den Wortlaut des Telegramms an den Okek 
der Admiralität kekannt gegeken mit dem ausdrllckkcken Rusat^, dak in Mil- 
kelmskaven-Rüstringen kiernack verkakren wurde. Rr dankte kür die Rnterrick- 
tung und gak seiner Rreude darüker Ausdruck.
Ras Liid der Rage war auek am TVKend des 15. Narr kür das Ltationskommando 
nack den von der Admiralität eingekenden klackrickten so, dak immer ruversiekt- 
licker mit einer Verständigung und Rinigung der keiden Regierungen gerecknet 
werden mukte. Oak das Ltationskommando ganr unter diesem Rindruck stand, 
gekt unter anderem auek daraus kervor, dak Nontag ^.kend der in Oldenkurg 
weilende Leigeordnete Herr Oug^ telepkonisck geketen wurde, sein ^mt als 
Reickskommissar, das er im Rauke des Nontag niedergelegt Katte, keirukekalten, 
da ja eine Rinigung unmittelkar kevorsteken müsse. - Idätte sick das Ltationskom- 
mando auk die Leite der neuen Regierung gestellt, so kätte es diese Litte wokl nickt 
ausgesprocken, sondern sick den Regierungsvertreter, der die Ltellungnakme des 
Okeks der Admiralität mikkilligt Katte und demnack seine Nitreicknung ru allen 
etwaigen Naknakmen /ür die neue Regierung verweigert Kaken würde, kerngekal- 
ten Kaken.
Oas allgemeine Nikltrauen gegen das Ltationskommando und die Okkiriere war 
aker soweit gesckürt worden, daL man jede sacklicke okjektive Leurteilung der 
Idandlungsweise des Ltationskommandos verloren Katte. - Milde Oerückte üker 
die ^ksickt der Verkalkung des Ztationsckeks durck den Ninisterpräsidenten 
lantren-Oeering, üker Oewaltmakregeln gegen die Okkiriere usw. wurden an das 
Ltationskommando kerangetragen. - Iknen mukte mit voller Ruke kegegnet 
jwerclenj, der Letriek der Ltation wurde auk den normalen Rustand - ein 
wackkakender ^.dmiralstaksokkirier - rurückgekükrt, normale Leurlaukung der 
Nannsckakten setrte am Nontag^ wieder ein. Rs war nickt der geringste ^nla6 2u 
der ^nnakme gegeken, daL von den Okkirieren irgend etwas geplant sei; ükerall ist 
von den Vorgesetzten immer wieder ketont worden, daü sie nur Ruke und Ordnung 
kalten wollten und nickts gegen die alte Regierung unternekmen würden, da6 sie 
durckaus auk dem Loden der Verkassung ständen und ikren Rid kielten. Hätten die

18 Vermutlich Ouul Oeter lohunn Lug, Zuchhruekerejhesitrer in küstringen i. o., reitiveilig ^hgeorh- 
neter rur hlutionulversummlung (8OD); nach cler 'iVieherguhe in Kspp-Outsch in Wilhelmshuven 
8. 4, Hus in seiner Druckerei erschienen ist. Hütte er lhe erste llekunnlmuchung her 8lution üher 
hen ungehhclien pegierunAsweehsel um 13. Niirr mit unterrcichncU er »ur ihenlisch mit hem in 
IVr. 57 genunnten klutsherrn.

19 Nontug, 15. Nürr 1920.
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daß bisher kein Befehl erteilt oder keine Maßnahme verlangt sei, die sich gegen die 
alte verfassungsmäßige Regierung richte oder die über die Forderung "Ruhe und 
Ordnung halten" hinausginge. - Anweisungen des Reichswehrministeriums, die 
über die örtlichen Notwendigkeiten in dieser Hinsicht hinausgingen, z. B. Aufstel
len von Stoßtrupps aus verabschiedeten Offizieren, Einrichtung von Sammellagern 
für politische Gefangene, Festnehmen von Hetzrednern, Verbot von Zeitungen, die 
Bekanntmachungen der alten Regierung enthielten, usw., sind nicht zur Durchfüh
rung gebracht. Alles dies ist vermieden, da es für die Aufgabe am Ort nicht nötig 
war und als Maßnahme gegen die alte Regierung angesehen werden konnte. 

Abends habe ich mich mit dem Ministerpräsidenten Tantzen-Heering persönlich 
telephonisch verbinden lassen und ihm den Wortlaut des Telegramms an den Chef 
der Admiralität bekannt gegeben mit dem ausdrücklichen Zusatz, daß in Wil
helmshaven-Rüstringen hiernach verfahren wurde. Er dankte für die Unterrich
tung und gab seiner Freude darüber Ausdruck. 

Das Bild der Lage war auch am Abend des 15. März für das Stationskommando 
nach den von der Admiralität eingehenden Nachrichten so, daß immer zuversicht
licher mit einer Verständigung und Einigung der beiden Regierungen gerechnet 
werden mußte. Daß das Stationskommando ganz unter diesem Eindruck stand, 
geht unter anderem auch daraus hervor, daß Montag Abend der in Oldenburg 
weilende Beigeordnete Herr Hugl8 telephonisch gebeten wurde, sein Amt als 
Reichskommissar, das er im Laufe des Montag niedergelegt hatte, beizubehalten, 
da ja eine Einigung unmittelbar bevorstehen müsse. - Hätte sich das Stationskom
mando auf die Seite der neuen Regierung gestellt, so hätte es diese Bitte wohl nicht 
ausgesprochen, sondern sich den Regierungsvertreter, der die Stellungnahme des 
Chefs der Admiralität mißbilligt hatte und demnach seine Mitzeichnung zu allen 
etwaigen Maßnahmen für die neue Regierung verweigert haben würde, ferngehal
ten haben. 

Das allgemeine Mißtrauen gegen das Stationskommando und die Offiziere war 
aber soweit geschürt worden, daß man jede sachliche objektive Beurteilung der 
Handlungsweise des Stationskommandos verloren hatte. - Wilde Gerüchte über 
die Absicht der Verhaftung des Stationschefs durch den Ministerpräsidenten 
Tantzen-Heering, über Gewaltmaßregeln gegen die Offiziere usw. wurden an das 
Stationskommando herangetragen. - Ihnen mußte mit voller Ruhe begegnet 
[werden], der Betrieb der Station wurde auf den normalen Zustand - ein 
wachhabender Admiralstabsoffizier - zurückgeführt, normale Beurlaubung der 
Mannschaften setzte am Montagl9 wieder ein. Es war nicht der geringste Anlaß zu 
der Annahme gegeben, daß von den Offizieren irgend etwas geplant sei; überall ist 
von den Vorgesetzten immer wieder betont worden, daß sie nur Ruhe und Ordnung 
halten wollten und nichts gegen die alte Regierung unternehmen würden, daß sie 
durchaus auf dem Boden der Verfassung ständen und ihren Eid hielten. Hätten die 

18 Vermutlich Paul Peter lohann Hug, Buchdruckereibesitzer in Rüstringen i. 0., zeitweilig Abgeord
neter zur Nationalversammlung (SPD); nach der Wiedergabe in Kapp-Putsch in Wilhelmshaven 
S. 4, das in seiner Druckerei erschienen ist, hatte er die erste Bekanntmachung der Station über 
dcn angeblichen Regierungswechsel am 1.3. März mit unlerz"ichlwt: l'r war identisch mit dcm in 
Nr. 57 genannten Ratsherrn. 

19 Montag, 15. März 1920. 
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Okkiriere sick gegen äie Ltimmung äer Nannsckakten aktiv auk äie Leite äer neuen 
Regierung scklagen wo//ea, so wäre es ein Deicktes gewesen, sick sokort in cier 
Kaserne cies küstenwekr-Regiments ru sammeln, äas Regiment in äie Danä ru 
kekommen unci ikren Millen äurckrusetren. - Mickls äergleicken ist keaksic/rkrKt 
ocier vorkereitet woräen; es Karn allen Okkirieren einmütig leäigkck äarauk an, 
Ruke unci Oränung unci mllitäriscke Disriplin ru Kulten ruin Mokle cier Oesamt- 
keit.
^Vm lVlontag ^Ken6 sak äas Ltationskommanäo aus allen Vorkommnissen unci 
Neläungen, 6s6 es so nickt weitergeken könne, äall rum ietrten Naie etwas gegen 
äie verketrenäen Reeinklussungen äer Gruppe gesckeken müsse. - Die gegebenen 
Vlittelspersonen Kei ricktiger ^Vukkassung ikrer Ltellung Kütten ciie Vertrauensmän
ner sein müssen. - Diese würäen ciaker ru Dienstag 10 Dkr Vormittags nock einmal 
auk ciie Ltation kesteüt, um iknen ins Gewissen ru reäen unci sie nackcirückiickst 
auk ikre Rllickten kinruweisen. - Die Verkinäungsokkiriere 6er Gruppen würäen 
am ^kenä llker äie Dage unterricktet, iknen wurcie cias Relegramm von clem Okek 
cier ^.ämiraktät kekannt gegeben rur sokortigen Übermittlung an äie l'ruppen; es 
wurcie iknen gesagt, äa6 alle Truppenteile malllos verketrt seien unci äaK äie 
Vertrauensmänner Dienstag 10 Dkr Vormittags nock einmal rum Ltationsckek 
kestellt seien; cke Kommandeure sollten teilnekmen.
^m Dienstag, cien 16. ^lärr, 10 Dkr Vormittags, kielt äer Ltationsckek eine 
einäringkcke ^nspracke an äie Vertrauensleute; er wies sie auk äas Oekäkrlicke 
unä Verderblicke äer Vorgänge in äer l'ruppe Kin, setrte iknen auseinander, dall 
eine l'ruppe okne Disriplin unä Oekorsam von Werner Regierung gekrauckt weräen 
könne, äa6 ein weiteres Rortsckreiten auk äem eingescklagenen Möge unweiger- 
lick rum Zerkall unä rur Nullösung äer Marine kükren müsse, wenn sie nickt 
Vernunkt annekmen unä ikrer Rkllckt als Vertrauensleute entspreckenä auk äie 
l'ruppe einwirken würäen. - Dr sagte iknen nock einmal, äa6 nickts weiter 
verlangt würäe, als Ruke unä Oränung unä Disriplin ru kalten, gak äen Mortlaut 
äes am ^.bend vorker an äen Okek äer ^.dmiraktät akgesanäten Telegramms rur 
Kenntnis mit äem 2usatr, äa6 äanack verkakren weräen würäe; er warnte vor äem 
Dinklull äer oläenkurgiscken Regierung, äie nickts mit äer lVlarine ru tun Kake. - 
Dr erwarte, dak äie Drmaknungen nun genügen würäen, um wieder geordnete, 
disriplinierte Verkältnisse in der l'ruppe Rlatr greiken ru lassen.

Die Vertrauensmänner entkernten sick darauk, kamen ^edock nack wenigen 
klinuten wieder, um dem Ltationsckek eine Dorderung ru ükerkringen. Der 
Ltationsckek ordnete an, dall sie ikre Münscke sckriktkck kormukeren und 
kergeken sollten. Der Roden äer militäriscken Disriplin war äamit verlassen, äenn 
solcke klassenkoräerungen an äen Vorgesetrten sinä eine miktäriscke Dnmögkck- 
keit. Der Ilerr Ltationsckek war aker kereit, äie kormukerten Münscke entgegen- 
runekmen. Von äen Vertrauensleuten würäe äann naek längerem Diskutieren eine 
Doräerung etwa kolgenäen Mortlauts kormukert:

,,Der Ltalionsckek solle kür sick unä äie Okkiriere äes Ltationsbereicks sckriktkck 
äurck seine Dntersckrikt erklären, dall sie alle kinter äer alten Regierung stänäen 
unä sick mit Mskkengewalt gegen äen Vkktärputsck von reckts wenäen würäen. 
^ndernkalls sollten äie Okkiriere von ikren Rosten rurücktreten. Dntsckeiäung in 
rwei Ltunäen."

64

29. 13.-19.3.1920 Kapitel I 

Offiziere sich gegen die Stimmung der Mannschaften aktiv auf die Seite der neuen 
Regierung schlagen wollen, so wäre es ein Leichtes gewesen, sich sofort in der 
Kaserne des Küstenwehr-Regiments zu sammeln, das Regiment in die Hand zu 
bekommen und ihren Willen durchzusetzen. - Nichts dergleichen ist beabsichtigt 
oder vorbereitet worden; es kam allen Offizieren einmütig lediglich darauf an, 
Ruhe und Ordnung und militärische Disziplin zu halten zum Wohle der Gesamt
heit. 

Am Montag Abend sah das Stationskommando aus allen Vorkommnissen und 
Meldungen, daß es so nicht weitergehen könne, daß zum letzten Male etwas gegen 
die verhetzenden Beeinflussungen der Truppe geschehen müsse. - Die gegebenen 
Mittelspersonen bei richtiger Auffassung ihrer Stellung hätten die Vertrauensmän
ner sein müssen. - Diese wurden daher zu Dienstag 10 Uhr Vormittags noch einmal 
auf die Station bestellt, um ihnen ins Gewissen zu reden und sie nachdrückliehst 
auf ihre Pflichten hinzuweisen. - Die Verbindungsoffiziere der Truppen wurden 
am Abend über die Lage unterrichtet, ihnen wurde das Telegramm von dem Chef 
der Admiralität bekannt gegeben zur sofortigen Übermittlung an die Truppen; es 
wurde ihnen gesagt, daß alle Truppenteile maßlos verhetzt seien und daß die 
Vertrauensmänner Dienstag 10 Uhr Vormittags noch einmal zum Stations chef 
bestellt seien; die Kommandeure sollten teilnehmen. 

Am Dienstag, den 16. März, 10 Uhr Vormittags, hielt der Stations chef eine 
eindringliche Ansprache an die Vertrauensleute; er wies sie auf das Gefährliche 
und Verderbliche der Vorgänge in der Truppe hin, setzte ihnen auseinander, daß 
eine Truppe ohne Disziplin und Gehorsam von keiner Regierung gebraucht werden 
könne, daß ein weiteres Fortschreiten auf dem eingeschlagenen Wege unweiger
lich zum Zerfall und zur Auflösung der Marine führen müsse, wenn sie nicht 
Vernunft annehmen und ihrer Pflicht als Vertrauensleute entsprechend auf die 
Truppe einwirken würden. - Er sagte ihnen noch einmal, daß nichts weiter 
verlangt würde, als Ruhe und Ordnung und Disziplin zu halten, gab den Wortlaut 
des am Abend vorher an den Chef der Admiralität abgesandten Telegramms zur 
Kenntnis mit dem Zusatz, daß danach verfahren werden würde; er warnte vor dem 
Einfluß der oldenburgischen Regierung, die nichts mit der Marine zu tun habe. -
Er erwarte, daß die Ermahnungen nun genügen würden, um wieder geordnete, 
disziplinierte Verhältnisse in der Truppe Platz greifen zu lassen. 

Die Vertrauensmänner entfernten sich darauf, kamen jedoch nach wenigen 
Minuten wieder, um dem Stations chef eine Forderung zu überbringen. Der 
Stations chef ordnete an, daß sie ihre Wünsche schriftlich formulieren und 
hergeben sollten. Der Boden der militärischen Disziplin war damit verlassen, denn 
solche Massenforderungen an den Vorgesetzten sind eine militärische Unmöglich
keit. Der Herr Stationschef war aber bereit, die formulierten Wünsche entgegen
zunehmen. Von den Vertrauensleuten wurde dann nach längerem Diskutieren eine 
Forderung etwa folgenden Wortlauts formuliert: 

"Der Stationschef solle für sich und die Offiziere des Stationsbereichs schriftlich 
durch seine Unterschrift erklären, daß sie alle hinter der alten Regierung ständen 
und sich mit Waffengewalt gegen den Militärputsch von rechts wenden würden. 
Andernfalls sollten die Offiziere von ihren Posten zurücktreten. Entscheidung in 
zwei Stunden." 
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Oie „Vertrauensleute" verweigerten auk v^ukkordsrung ibre Ontersebrikt unter 
diese Oorderung, weigerten sieb ferner, eins -Vnwesenbeitslisle aukrustellen, die 
verlangt wurde, um ru ssben, welebe Truppenteile un dieser Oorderung beteiligt 
waren, und keststellen ru können, ob die Anwesenden wirklieb clie Vertrauensleute 
6er Gruppen waren. - Kline gröllere Zabl batte sieb sebon entkernt, bevor clie 
Verbandlungen beendet waren. - ^Väbrend die Vertrauensleute auk 6er 8tation 
waren, wurde dureb Ninensuebpersonal eigenmäebtig die IVacbkompagnie. beim 
V^akkenlager in 6er Oorpedokaserne kestgesetrt, Okkiriere kestgenommen. Oie 
Minensucber eigneten sicb Bakken an, besetzten 6as kostgebäude un6 begannen 
mit Verbaktungen von Okkirieren auk 6en 8lra6en un6 kabrreugen. Ober 6ie 
Obrreiten, ru 6enen 6iese Vorgänge sicb abspielten un6 6er Kommandantur 
gemeldet wur6en, kann Xapitänleutnant Ooebell genaue ^uskunkt geben. Kaeb 
meiner Erinnerung sollen 6ie Verbaktungen sebon vor 10 Obr Vormittags angekan- 
gen baben. - Zu II Obr Vormittags waren 6ie Okkiriere auk 6ie 8tation bestellt; es 
kam aber aucb nur nocb eine geringe Zabl, 6a 6ie Verbaktungen am Haken scbon 
eingesetrt batten.
Vom 8tationskommando, 6em wegen 6er Verban6lungen mit 6en Vertrauensleu
ten 6iese Vorgänge erst später bekannt wur6en, wur6e versnobt, 6er disriplinwid- 
rigen Zustände 6urcb 'Kruppen 6es X.^V. Regiments Herr ru wer6en. Os reigte 
sicb aber, dall aucb 6iese Oruppen 6en Oeborsam versagten; zoreelk rear die 
Ver/rekrunF Kedreben.
blaebdem 6ie ^ngebörigen 6er 'Krupps sicb bierdurcb okkensicbtbcb 6er Meuterei 
scbuldig gsmacbt un6 ibren geleisteten Kid damit gebrocben batten, kübrts der 
8tationsebek seinen kür diesen Oall gelallten Xntscblull dureb und legte mit seinem 
8tabe die Oescbäkte des 8tLtionskommandos nieder, da er das in der Versamm
lung am 8onntag gegebene Versprecben, kür Kube und Ordnung ru sorgen, nicbt 
msbr dursbkllbren konnte. - Von bewakknetem V/idsrstand der Okkiriere gegen 
diese Meuterei wurde abgeseben, da damit unabsebbare Oolgen kür die Kube in 
den 8tädten verbunden gewesen und dem Oesamtwobl nicbt gedient worden wäre. 
- Oen anwesenden Okkirieren wurde der Xntseblull des 8tationscbek8 mitgeteilt 
und dis Okkiriere verbellen die 8tation^. - Oie Arbeiter waren - jedenkalls 
Lullerbeb - an den Vorgängen nicbt beteiligt, auk der ^erkt, auk den 8trs6en wurde 
in Kube und Ordnung gearbeitet.
leb persönlicb babe micb dann in meine Vobnung begeben, mir Livil angerogen 
und bin in dis V/obnung des Xapitänleutnants 8aalwäcbter gegangen, um von dort 
rum 8tLtionsebsk ru geben und mit ibm ru bespreeben, was weiter ru veranlassen 
sei. Ms icb kurr nacb Verlassen meiner Vobnung sab, dall bewakknete katrouillen 
in die Okkirierswobnungen bineingingen, um dis Okkiriere ru verbakten - woran icb 
bis dabin nicbt geglaubt batte -, kallte icb den Kmtscblull, auk dem Kürresten ^Vege 
nacb Berlin ru reisen, um dort Lericbt über die Vorkommnisse ru erstatten und dis 
nötigen Oegenmaknabmen ru veranlassen; in ^ilbelmsbsven würde icb keine 
lkandlungskreibeit gebabt baben. Oie weitere Entwicklung der Ereignisse in 
^Vilbelmsbaven bat mir darin kecbt gegeben.
Icb kubr naeb kremen, konnte von dort aber erst naeb ^ukbören des Oeneralstreiks 
der Xisenbabner am 19. nacb kerlin weiterkabren und müllte micb runäebst damit

20 2ur provisoriscben kießelunß des Dienstbetriebs ebne die Okkiriere s. korstineier 8. 64k. 
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Die "Vertrauensleute" verweigerten auf Aufforderung ihre Unterschrift unter 
diese Forderung, weigerten sich ferner, eine Anwesenheitsliste aufzustellen, die 
verlangt wurde, um zu sehen, welche Truppenteile an dieser Forderung beteiligt 
waren, und feststellen zu können, ob die Anwesenden wirklich die Vertrauensleute 
der Truppen waren. - Eine größere Zahl hatte sich schon entfernt, bevor die 
Verhandlungen beendet waren. - Während die Vertrauensleute auf der Station 
waren, wurde durch Minensuchpersonal eigenmächtig die Wachkompagnie beim 
Waffenlager in der Torpedokaserne festgesetzt, Offiziere festgenommen. Die 
Minensucher eigneten sich Waffen an, besetzten das Postgebäude und begannen 
mit Verhaftungen von Offizieren auf den Straßen und Fahrzeugen. Über die 
Uhrzeiten, zu denen diese Vorgänge sich abspielten und der Kommandantur 
gemeldet wurden, kann Kapitänleutnant Loebell genaue Auskunft geben. Nach 
meiner Erinnerung sollen die Verhaftungen schon vor 10 Uhr Vormittags angefan
gen haben. - Zu 11 Uhr Vormittags waren die Offiziere auf die Station bestellt; es 
kam aber auch nur noch eine geringe Zahl, da die Verhaftungen am Hafen schon 
eingesetzt hatten. 

Vom Stationskommando, dem wegen der Verhandlungen mit den Vertrauensleu
ten diese Vorgänge erst später bekannt wurden, wurde versucht, der disziplinwid
rigen Zustände durch Truppen des K. W. Regiments Herr zu werden. Es zeigte 
sich aber, daß auch diese Truppen den Gehorsam versagten; soweit war die 
Verhetzung gediehen. 

Nachdem die Angehörigen der Truppe sich hierdurch offensichtlich der Meuterei 
schuldig gemacht und ihren geleisteten Eid damit gebrochen hatten, führte der 
Stationschef seinen für diesen Fall gefaßten Entschluß durch und legte mit seinem 
Stabe die Geschäfte des Stations kommandos nieder, da er das in der Versamm-
1ung am Sonntag gegebene Versprechen, für Ruhe und Ordnung zu sorgen, nicht 
mehr durchführen konnte. - Von bewaffnetem Widerstand der Offiziere gegen 
diese Meuterei wurde abgesehen, da damit unabsehbare Folgen für die Ruhe in 
den Städten verbunden gewesen und dem Gesamtwohl nicht gedient worden wäre. 
- Den anwesenden Offizieren wurde der Entschluß des Stationschefs mitgeteilt 
und die Offiziere verließen die Station2o • - Die Arbeiter waren - jedenfalls 
äußerlich - an den Vorgängen nicht beteiligt, auf der Werft, auf den Straßen wurde 
in Ruhe und Ordnung gearbeitet. 

Ich persönlich habe mich dann in meine Wohnung begeben, mir Civil angezogen 
und bin in die Wohnung des Kapitänleutnants Saalwächter gegangen, um von dort 
zum Stations chef zu gehen und mit ihm zu besprechen, was weiter zu veranlassen 
sei. Als ich kurz nach Verlassen meiner Wohnung sah, daß bewaffnete Patrouillen 
in die Offiziers wohnungen hineingingen, um die Offiziere zu verhaften - woran ich 
bis dahin nicht geglaubt hatte -, faßte ich den Entschluß, auf dem kürzesten Wege 
nach Berlin zu reisen, um dort Bericht über die Vorkommnisse zu erstatten und die 
nötigen Gegenmaßnahmen zu veranlassen; in Wilhelmshaven würde ich keine 
Handlungsfreiheit gehabt haben. Die weitere Entwicklung der Ereignisse in 
Wilhelmshaven hat mir darin Recht gegeben. 

Ich fuhr nach Bremen, konnte von dort aber erst nach Aufhören des Generalstreiks 
der Eisenbahner am 19. nach Berlin weiterfahren und mußte mich zunächst damit 

20 Zur provisorischen Regelung des Dienstbetriebs ohne die Offiziere s. Forstmeier S. 64 f. 
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begnügen, telepbonisell Leriollt an die Admiralität ru erstatten. - Die weiteren 
Vorgänge in Milllelmsbaven babe ioll persönlich niebt mellr erlebt.

Kall die IVaollriollten, die das 8tationskommando von der ^.dmirabtät erbieit, 
unrutrekkend waren, dall aueb die Admiralität ein Opker kalscber blaollriobten cier 
Kodierung in Koriin war, bannte das 8tationskommando niebt wissen. In weieber 
Meise die Admiralität selbst auks 8cbwerste getäusollt warclen ist, werden die in 
Lerlln vorrunollmonden Untersuchungen ergeben müssen. Kas 8tationskom- 
manclo müllte äsn Leiebien und Nachrichten seiner vorgesetzten kienststelle, 6er 
Admiralität, vollen Klauben sollenken, solange es niebt von 6er alten Legierung 
andere Anweisungen erbielt. Kas ist niebt 6er Kall gewesen.

kusammenkassond ist über die Vorgänge in Milllelmsllaven ru sagen:
Ker Kampl der pobtiseben 8o1dat6nbünd6 unter wirtsebaltbebem keokmantel uncl 
gestütrt aul cbe pobtiseben Karteien gegen clas reguläre unpobtisebe Nibtär ist bei 
dieser den künden willkommenen Oelegenbeit rum ^Kustrag gebraebt. Ks war lür 
sie böebste Kell, denn sie wullten, dall ibre Nullösung in Kürrester keit bevorstand.

8olange eine Kruppe unter dem verderblloben Kinklull der künde stöbt, deren 
krogramm auk Vergewerkscbaktbcbung der Kruppe bis rur äußersten konseyuenr 
und auk Verdrängen der Okkiriere binausläukt, ist kisripbn niebt in ibr ru ballen. - 
Ker Versnob, aus den Krümmern der alten Narine in den verseuebten Garnisonen 
eine brauchbare kleine Narine auk mibtärisober Orundlago aukrubauen, ist 
gesobeitert. Die Arbeit eines labres war umsonst, dem mübsam aukgekübrten kau 
keblte das koste mibtärisebe kundament: kisripbn und Oeborsam. kie Kruppe ist 
den rersetrenden Kinklüssen bei der ersten krolle erlegen, weil es geglückt ist, 
durob küge und Verbetrung das Vertrauen der Untergebenen ru ibron Vorgesetr- 
ten vollkommen ru untergraben.

Meller bat siob gereigt, dall der ^.ukbau einer disripllnierten Kruppe örtbob 
unmittelbar neben den undisripbniorten kurrdienenden Ninensuobern niebt 
möglicb ist, die Marnungen, dall bei siob bietender Oelogonbeit diese Ninonsu- 
ober eine neue Revolution maoben würden, baben siob bewabrbeitet; den 
dauernden kitten naob ^uklösung der sobädboben Lünde ist ru spät wirksam 
keobnung getragen.
letrt stellt die Legierung vor der krage, ob sie eine Narine baben will, in der die 
künde, also die Oookokkiriere und knterokkiriere, auk gewerksobaktboller Grund
lage regieren, oder ob sie eine brauchbare, unpobtisebe, disripbnierte Narine 
unter küllrung von Okkirieren baben will; erstere wird niemals ein brauchbares 
militärisches Instrument in der Hand der Legierung worden und reolltkertigt niebt 
die Ooldmittel, die das deutsche Volk dakür aukbringen müllte, letztere lällt sieb 
runäollst nur kern von den beiden bisllerigen kauptgarnisonen aukbauen, wo sie 
den kinkbissen der Lünde, der abgegangenen, r.k. millvergnügten Oeek- und 
Ilnterokkiriere entzogen ist. - Kin Verbot, den Lünden anrugellören, genügt Mrt 
niebt mellr. Oer kinklull der Oivllbünde würde in den beiden Oarnisonen niollt 
ausrusollalten sein, es sei denn, dall diese mit Oewalt aukgelöst und niedergellalten 
würden.
Ob der Legierung Nittel rur Verkügung stellen, die Lünde Z-änr/rc/r ru beseitr'§6u, 
entriellt sioll meiner Leurteilung.
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begnügen, telephonisch Bericht an die Admiralität zu erstatten. - Die weiteren 
Vorgänge in Wilhelmshaven habe ich persönlich nicht mehr erlebt. 

Daß die Nachrichten, die das Stationskommando von der Admiralität erhielt, 
unzutreffend waren, daß auch die Admiralität ein Opfer falscher Nachrichten der 
Regierung in Berlin war, konnte das Stationskommando nicht wissen. In welcher 
Weise die Admiralität selbst aufs Schwerste getäuscht worden ist, werden die in 
Berlin vorzunehmenden Untersuchungen ergeben müssen. Das Stationskom
mando mußte den Befehlen und Nachrichten seiner vorgesetzten Dienststelle, der 
Admiralität, vollen Glauben schenken, solange es nicht von der alten Regierung 
andere Anweisungen erhielt. Das ist nicht der Fall gewesen. 

Zusammenfassend ist über die Vorgänge in Wilhelmshaven zu sagen: 

Der Kampf der politischen Soldatenbünde unter wirtschaftlichem Deckmantel und 
gestützt auf die politischen Parteien gegen das reguläre unpolitische Militär ist bei 
dieser den Bünden willkommenen Gelegenheit zum Austrag gebracht. Es war für 
sie höchste Zeit, denn sie wußten, daß ihre Auflösung in kürzester Zeit bevorstand. 

Solange eine Truppe unter dem verderblichen Einfluß der Bünde steht, deren 
Programm auf Vergewerkschaftlichung der Truppe bis zur äußersten Consequenz 
und auf Verdrängen der Offiziere hinausläuft, ist Disziplin nicht in ihr zu halten. -
Der Versuch, aus den Trümmern der alten Marine in den verseuchten Garnisonen 
eine brauchbare kleine Marine auf militärischer Grundlage aufzubauen, ist 
gescheitert. Die Arbeit eines Jahres war umsonst, dem mühsam aufgeführten Bau 
fehlte das feste militärische Fundament: Disziplin und Gehorsam. Die Truppe ist 
den zersetzenden Einflüssen bei der ersten Probe erlegen, weil es geglückt ist, 
durch Lüge und Verhetzung das Vertrauen der Untergebenen zu ihren Vorgesetz
ten vollkommen zu untergraben. 

Weiter hat sich gezeigt, daß der Aufbau einer disziplinierten Truppe örtlich 
unmittelbar neben den undisziplinierten kurzdienenden Minensuchern nicht 
möglich ist, die Warnungen, daß bei sich bietender Gelegenheit diese Minensu
cher eine neue Revolution machen würden, haben sich bewahrheitet; den 
dauernden Bitten nach Auflösung der schädlichen Bünde ist zu spät wirksam 
Rechnung getragen. 

Jetzt steht die Regierung vor der Frage, ob sie eine Marine haben will, in der die 
Bünde, also die Deckoffiziere und Unteroffiziere, auf gewerkschaftlicher Grund
lage regieren, oder ob sie eine brauchbare, unpolitische, disziplinierte Marine 
unter Führung von Offizieren haben will; erstere wird niemals ein brauchbares 
militärisches Instrument in der Hand der Regierung werden und rechtfertigt nicht 
die Geldmittel, die das deutsche Volk dafür aufbringen müßte, letztere läßt sich 
zunächst nur fern von den bei den bisherigen Hauptgarnisonen aufbauen, wo sie 
den Einflüssen der Bünde, der abgegangenen, z. T. mißvergnügten Deck- und 
Unteroffiziere entzogen ist. - Ein Verbot, den Bünden anzugehören, genügt jetzt 
nicht mehr. Der Einfluß der Civilbünde würde in den beiden Garnisonen nicht 
auszuschalten sein, es sei denn, daß diese mit Gewalt aufgelöst und niedergehalten 
würden. 

Ob der Regierung Mittel zur Verfügung stehen, die Bünde gänzlich zu beseitigen, 
entzieht sich meiner Beurteilung. 
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Ver Vutsch 20.3.1920 3 0.

Ibr verderblicher kinkull un6 ihre treiben6e krakt Hei 6en Vorkommnissen 8«it 
clem 13. Märr 6ürkte unschwer nachgewiesen werden können, ihre wahren Äele 
treten von l^ag ru lag deutlicher in 6ie Krscheinung. 8ie sink e8 gewesen, 6ie clie 
l'ruppen ru okkener Meuterei getrieben haben. - Oebt man 6iesen Treibereien 
nicht mit starker Oan6 ru Heide, 80 i8t ein Viekeraukbau einer brauc/rüaren 
Marine nicht möglicb, uncl e8 bestebt clie Oekabr, 6all Kieses Obel weiter in 6er 
Wehrmacht um 8ich greift. - Oie 8taat8autorität verlangt strengstes Kinscbrsiten 
gegen 6ie Meuterer un6 Verführer; Keme6ur mull ge8chaklen werken, clie 
Okkiriere baben ein ^4nrec/rk auk 8chutr uncl Genugtuung kurcb kie 8taatsregie- 
rung, clie kegierung hat clie h'/kic/lt, clie Meuterer rur Verantwortung ru riehen.
welche Kolle hei Ken Vorkommnissen, hei clen widerrechtlichen Verhaktungen 
uncl Haussuchungen, Kei cler ungesetzlichen kesetrung 6er etatsmälligen Okki- 
riersstellen kurcb Oeck- unk Onterokkiriere kie olkenburgiscbe kegierung unk im 
kesonkeren 6er Ministerpräsident l'antren-kleering gespielt hat, müssen einge- 
benke Untersuchungen erweisen.
Ich sehe nur einen ^Veg, um in einer kleinen neuen Marine ru geordneten 
militärischen Verhältnissen ru kommen: Auflösung uncl Abwicklung 6er bisberi- 
gen Marine, V/iekeraukbau an Orten, clie kern von 6en beiken Oauptmarinegarniso- 
nen liegen, unter kekinAunFsn, 6ie )eke eigene politische ketätigung un6 jeken 
kinklull 6er 8ün6e ausschalten un6 6ie Oewähr hieten, 6all 6ie erste Orun6lage 
jeker militärisch brauchbaren Iruppe, Oisrrp/kn un6 Oe/rorsam, nicht von Lullen 
unterwühlt wer6en kann.

Ouaet-K aslem
Kapitän rur 8ee

Ohek Kes 8tahes 6er blorkseestation.

30.

Melkung 6les Oherhekeklskshers cler keiekswebr-Oruppe 4, OenersI- 
naajor v. Mükl, sn Ken 8tellvertretenken keiekswekrminisler, Oeneral- 
insjor v. 8eeekt, über kie ans kein kapp-lküttwitL-kutsek berrülbrenken 

Oekakren kür Kas Okkirierliorps.

20. NäcL 1920. Nünchen. I» IVv. 446 geheim. - 6V8l-4 IV. Vruppcnkommsiiclo 4, Vct. 2 
cVht 2. Nasch, üeinhenrepl.

Oie kerliner kreignisse dringen schwere Oekahren kür 6ie Oestaltung unseres 
Heerwesens, namentlich kür clie ^ukunkt cles Okkirierskorps mit sich.
kür clie Okkiriere, clie sich clem Oeneral von kllttwitr unterstellt Haden ocler 
vielmehr ihm unterstellt dlieden, mull volle Amnestie erwirkt wer6en. hlur 6en 
obersten küdrer trikkt 6ie Verantwortung. 8cduI6 trikkt aber auch clie kegierung, 
clie 6urcb ^Vukruk rum Oeneralstreik 6en kolsedewismus entkesselt bat. (Vgl. 
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Ihr verderblicher Einfluß und ihre treibende Kraft bei den Vorkommnissen seit 
dem 13. März dürfte unschwer nachgewiesen werden können, ihre wahren Ziele 
treten von Tag zu Tag deutlicher in die Erscheinung. Sie sind es gewesen, die die 
Truppen zu offener Meuterei getrieben haben. - Geht man diesen Treibereien 
nicht mit starker Hand zu Leibe, so ist ein Wiederaufbau einer brauchbaren 
Marine nicht möglich, und es besteht die Gefahr, daß dieses Übel weiter in der 
Wehrmacht um sich greift. - Die Staats autorität verlangt strengstes Einschreiten 
gegen die Meuterer und Verführer; Remedur muß geschaffen werden, die 
Offiziere haben ein Anrecht auf Schutz und Genugtuung durch die Staatsregie
rung, die Regierung hat die Pflicht, die Meuterer zur Verantwortung zu ziehen. 

Welche Rolle bei den Vorkommnissen, bei den widerrechtlichen Verhaftungen 
und Haussuchungen, bei der ungesetzlichen Besetzung der etats mäßigen Offi
ziersstellen durch Deck- und Unteroffiziere die oldenburgische Regierung und im 
Besonderen der Ministerpräsident Tantzen-Heering gespielt hat, müssen einge
hende Untersuchungen erweisen. 

Ich sehe nur einen Weg, um in einer kleinen neuen Marine zu geordneten 
militärischen Verhältnissen zu kommen: Auflösung und Abwicklung der bisheri
gen Marine, Wiederaufbau an Orten, die fern von den beiden Hauptmarinegarniso
nen liegen, unter Bedingungen, die jede eigene politische Betätigung und jeden 
Einfluß der Bünde ausschalten und die Gewähr bieten, daß die erste Grundlage 
jeder militärisch brauchbaren Truppe, Disziplin und Gehorsam, nicht von außen 
unterwühlt werden kann. 

Quaet-Faslem 
Kapitän zur See 

Chef des Stabes der Nordseestation. 

30. 

Meldung des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 4, General
major v. Möhl, an den Stellvertretenden Reichswehrminister, General
major v. Seeckt, über die aus dem Kapp-Lüttwitz-Putsch herrührenden 

Gefahren für das Offizierkorps. 

20. März 1920. München. Ia Nr. 446 geheim. - BHStA IV. Gruppenkommando 4, Bd. 2 
Akt 2. Masch. Reinkonzept. 

Die Berliner Ereignisse bringen schwere Gefahren für die Gestaltung unseres 
Heerwesens, namentlich für die Zukunft des Offizierskorps mit sich. 

Für die Offiziere, die sich dem General von Lüttwitz unterstellt haben oder 
vielmehr ihm unterstellt blieben, muß volle Amnestie erwirkt werden. Nur den 
obersten Führer trifft die Verantwortung. Schuld trifft aber auch die Regierung, 
die durch Aufruf zum Generalstreik den Bolschewismus entfesselt hat. (V gl. 
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tVukruk der Regierung in Ztuttgart voin 17. 3. 2<V und meinen gesonderten Rericht 
hierru^.)
Verden dis Okkiriere, die clem Oeneral von küttwit? Oekolgschakt geleistet haben, 
abgeurteilt, so gibt es eine Zersplitterung in 6er Reichswehr, äie ^u äen 
schwersten Rolgen unä 2ur ^ersetrung äes Okki^ierskorps kühren würäe.
Das Okkirierskorps Hut im lahre 1919 Deutschland vom Bolschewismus gerettet, Rs 
setrt sich jetrt wieäer opkerkreudig dakür ein, es tut äiss unter äer gesetrmakigen 
kegierung, obwohl äiese selbst an äer Rntkesselung äes Bolschewismus beteiligt 
ist.
^lle verallgemeinernden Verdächtigungen unä ^ngrike gegen äas OkkiDerskorps 
müssen auk äas scbärkste abgelebnt weräen. Ebenso entsckieäen müssen alle 
Lestrebungen, äas OkkiDerskorps unä äie Reichswehr auk neuer ,,demokrati- 
scber" Orundlage aukrubauen - wie es in sozialistischen unä demokratischen 
Kreisen bereits erwogen wird^ -, bekämpkt weräen.
Ls mub nach wie vor daran kestgebalten werden, dab die Roktik nicbt in die Grinse 
getragen wird. Verden politische Oegensätre in der Grinse lebendig, so ^erkällt 
das OkkiDerskorps und damit die Reichswehr. Der kolschewismus von innen und 
auken wird sich dann durchsetzen.
Nan kann vom Reichswehrokkirier nicht verlangen, dak er sich nickt um Rolitik 
bsLümmerk, wohl aber, dak er nicht Roktik betreibt. Nan mag federn Okkirier eine 
Verpflichtung abkordern, dak er im Deere keine Rolitik treihen und der gesetrma- 
kigen Regierung kolgen will. Isde weitere politische Reeinklussung des Okkiriers- 
korps muk abgelehnt werden.
Ich bitte, in diesem Zinne bei der Reichsregierung?u wirken.

Der Oberbekehlshaber:
lDöhl

Generalmajor.

1 Oer ^ukruk 6er koioksregierung vom 17. Vlürr 1920 bereieknele 6en Oonerulstroik sls 6urck 6er> 
Outsck errvvungon un6 sprnck 6ie tkbsiclit 6er kegierung Lus, 6nkür ru „sorgen, 6nü nie vie6er eine 
8oI6nleskn in 6ie 6esckicke 6es Volkes eingreiken" könne, krummer 8. 69 k.

2 8. Nr. 31.
3 Vgl. Lrger 8. 246 k. un6 8. 282.
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Aufruf der Regierung in Stuttgart vom 17. 3. 201 und meinen gesonderten Bericht 
hierzu2.) 

Werden die Offiziere, die dem General von Lüttwitz Gefolgschaft geleistet haben, 
abgeurteilt, so gibt es eine Zersplitterung in der Reichswehr, die zu den 
schwersten Folgen und zur Zersetzung des Offizierskorps führen würde. 

Das Offizierskorps hat im Jahre 1919 Deutschland vom Bolschewismus gerettet. Es 
setzt sich jetzt wieder opferfreudig dafür ein, es tut dies unter der gesetzmäßigen 
Regierung, obwohl diese selbst an der Entfesselung des Bolschewismus beteiligt 
ist. 

Alle verallgemeinernden Verdächtigungen und Angriffe gegen das Offizierskorps 
müssen auf das schärfste abgelehnt werden. Ebenso entschieden müssen alle 
Bestrebungen, das Offizierskorps und die Reichswehr auf neuer "demokrati
scher" Grundlage aufzubauen - wie es in sozialistischen und demokratischen 
Kreisen bereits erwogen wird3 

-, bekämpft werden. 

Es muß nach wie vor daran festgehalten werden, daß die Politik nicht in die Armee 
getragen wird. Werden politische Gegensätze in der Armee lebendig, so zerfällt 
das Offizierskorps und damit die Reichswehr. Der Bolschewismus von innen und 
außen wird sich dann durchsetzen. 

Man kann vom Reichswehroffizier nicht verlangen, daß er sich nicht um Politik 
bekümmert, wohl aber, daß er nicht Politik betreibt. Man mag jedem Offizier eine 
Verpflichtung abfordern, daß er im Heere keine Politik treiben und der gesetzmä
ßigen Regierung folgen will. Jede weitere politische Beeinflussung des Offiziers
korps muß abgelehnt werden. 

Ich bitte, in diesem Sinne bei der Reichsregierung zu wirken. 

Der Oberbefehlshaber: 
Möhl 

Generalmajor. 

1 Der Aufruf der Reichsregierung vom 17. März 1920 bezeichnete den Generalstreik als durch den 
Putsch erzwungen und sprach die Absicht der Regierung aus, dafür zu "sorgen, daß nie wieder eine 
Soldateska in die Geschicke des Volkes eingreifen" könne. Brammer S. 69f. 

2 S. Nr. 31. 

3 V gl. Erger S. 246 f. und S. 282. 
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31.

lVlelRung «les OberbekeRIsRnbers cler keiobswekr-Orrrppe 4, OeirernI- 
msjor v. lVlöbl, sn «len Atellvertretenllen Reiebswektrininister, OenernI- 
inajor v. 8eeelct, über Rie keunrnbiAun^ 4er keicbswekr Rureb einen

-^nkruk Ren Reiebsregierung.

20. Alärr 1920. klünetien. Is I^r. 447 Aekeim. - KO8tV IV. Orupp^nlcomirisn^o 4, 6<I. 2 
Vlct 2. Usseli. Keinlcorrrept.

Oer Aufruf cier Reieksregierung in 8tuttgart vom 17. 3. 20^ bst in äer keickswekr 
groke Onruke kervorgeruken.
8ckon äie I^ackriekt, äak äie Reicksregierung rum Oeneralstreik aufgeforäert bat, 
sowie äie Onterreicknung äe8 Aufrufes äer IVI.8.R. äurck äie sorialistiscken 
Nini8ter äer Reicksregierung? würäe mit Rekremäen aukgenommen. Oie 8timmung 
kerukigte sick, als äiese klackrickten als kalsck erklärt würäen.
klack äem neuen Aufruf äer Reicksregierung i8t nun aber Idar, äak äie 
Reicksregierung äen Oeneralstreik billigt unä sick mit äen 8treikenäen sokäarisck 
erklärt.
Oaäurck kommt äie Reickswekr in einen sckweren Konflikt. 8ie Kat einerseits 
Ruke unä Oränung aufreckt ru erkalten unä stelrt gleickreitig unter einer 
Reicksregierung, äie rum Oeneralstreik aukgekoräert Kat.
Ver rum Oeneralstreik aufrukt, äer entfesselt äen Rolsckewismus. Oie Reieks- 
welir ist eingestellt auk äen Kampf gegen äen Rolsckewismus. Oas dringt sie in 
Oegensatr ru äer Regierung, äie äureli ikren 8treikaufruf sied an äer Entfesselung 
äes Rolsckewismus mitselmläig gemackt Kat. klun setrt äie gleicke Regierung äie 
Reickswekr äaru ein, um äen ^ufrukr nieäerruwerfen unä äas Vaterlanä vom 
Untergang ru retten. Dali sie äie Kräfte äes Rolsckewismus nickt äurelr TVKsage 
äes Oeneralstreikes wieäer rurückäämmen kann, muRte äer Regierung klar sein.
Den Mnistern unä ^kgeoräneten äürfte klar ru maclren sein, äaü nickt sie äurck 
ikre Reäen, sondern nur äie 8oläaten äurck ikr Oanäeln äie Rage wieäer 
kersteilen können. 8is Kaken äaker alle Orsacke, auf äie Oefükle unä 8timmungen 
äer Reickswekr Rücksickt ru nekmen, unä äürfen sie nickt aus parteipolitiscken 
Orünäen ökfentkek als ,,8oläLteska"b kranämarken. Ick kalte es für nötig, äak 
äiese keäauerlicke Entgleisung kaläigst wieäer gut gemackt wirä. OK es gelingt, 
ist alleräings fragkck^.

Oer Okerbefeklskaker
^lökl

Generalmajor.

1 Vgl. I^tr. 30 ^nm. I.
2 Vßl. >ir. 17 28.
3 Vgl. I^r. 30 ^nin. 1.
4 Line üirelcte ^nlnorl suk 6iese XIeläunA ^vur6e nickt ermittelt, Vßl. jetiock I^r. 69.

69

Der Putsch 20.3. 1920 31. 

31. 

Meldung des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 4, General
major v. Möhl, an den Stellvertretenden Reichswehrminister, General
major v. Seeckt, über die Beunruhigung der Reichswehr durch einen 

Aufruf der Reichsregierung. 

20. März 1920. München. Ia Nr. 447 geheim. - BHStA IV. Gruppenkommando 4, Bd. 2 
Akt 2. Masch. Reinkonzept. 

Der Aufruf der Reichsregierung in Stuttgart vom 17. 3. 201 hat in der Reichswehr 
große Unruhe hervorgerufen. 

Schon die Nachricht, daß die Reichsregierung zum Generalstreik aufgefordert hat, 
sowie die Unterzeichnung des Aufrufes der M.S.P. durch die sozialistischen 
Minister der Reichsregierung2 wurde mit Befremden aufgenommen. Die Stimmung 
beruhigte sich, als diese Nachrichten als falsch erklärt wurden. 

Nach dem neuen Aufruf der Reichsregierung ist nun aber klar, daß die 
Reichsregierung den Generalstreik billigt und sich mit den Streikenden solidarisch 
erklärt. 

Dadurch kommt die Reichswehr in einen schweren Konflikt. Sie hat einerseits 
Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten und steht gleichzeitig unter einer 
Reichsregierung, die zum Generalstreik aufgefordert hat. 

Wer zum Generalstreik aufruft, der entfesselt den Bolschewismus. Die Reichs
wehr ist eingestellt auf den Kampf gegen den Bolschewismus. Das bringt sie in 
Gegensatz zu der Regierung, die durch ihren Streikaufruf sich an der Entfesselung 
des Bolschewismus mitschuldig gemacht hat. Nun setzt die gleiche Regierung die 
Reichswehr dazu ein, um den Aufruhr niederzuwerfen und das Vaterland vom 
Untergang zu retten. Daß sie die Kräfte des Bolschewismus nicht durch Absage 
des Generalstreikes wieder zurückdämmen kann, mußte der Regierung klar sein. 

Den Ministern und Abgeordneten dürfte klar zu machen sein, daß nicht sie durch 
ihre Reden, sondern nur die Soldaten durch ihr Handeln die Lage wieder 
herstellen können. Sie haben daher alle Ursache, auf die Gefühle und Stimmungen 
der Reichswehr Rücksicht zu nehmen, und dürfen sie nicht aus parteipolitischen 
Gründen öffentlich als "Soldateska"3 brandmarken. Ich halte es für nötig, daß 
diese bedauerliche Entgleisung baldigst wieder gut gemacht wird. Ob es gelingt, 
ist allerdings fraglich4

• 

1 Vgl. Nr. 30 Anm. 1. 

2 Vgl. Nr. 17 Anm. 28. 

3 Vgl. Nr. 30 Anm. 1. 

Der Oberbefehlshaber 
Möhl 

Generalmajor. 

4 Eine direkte Antwort auf diese Meldung wurde nicht ermittelt, vgl. jedoch Nr. 69. 
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32.

LrlclLrunA «les lVlilitärkekekIskakers tier Kreiskauptinannsekskt LeipriK 
unü Xomnisncieurs tier keickswekr-krigaüe 19, Oenerslrnsjor 8enkkt 

v. Lilsaek, üker clie lVlsknskrnen rur Oekriecluug der 8lsüt keipLiA.

20. »IärL 1920. Leipzig. Is I^ir. I0I7/3/20 op. Oberselll'ilt: clie Hevöllcerunx. - 8^-IVI^. 
k» 37/5087. Verviell. ^ksekrikl.

Ls ist ru meiner Kenntnis gekommen, 6a6 in verscbie6enen 8ta6tteilen Leiprigs 
6ie organisierte /Vrbeiterscbalt, 6em ^ukruk ibrer okkiriellen Lübrer Iolgen6, 6ie 
IVallen nieüerrulegen un6 sieb von 6en 8trallenkämpken rurückrurieben beginnt! 
lelr nebme 6nker an, 6a6 6ie organisierte Tlrbeiterscbalt ru 6er Lrkenntnis 
gekommen ist, 6a6 weiterer IVi6erstan6 gegen 6ie gescbulte Iruppe von 6en 
unireilvollsten Loigen sein mu6, 6a6 sie 6ie Kampkmetbo6en 6es 8eng6ns, 
Llün6erns un6 Normens, ru 6enen 6er lanbagel überrugeben begonnen but, weit 
von sieb weist, un6 6u6 sie bereit ist, mieb in meiner schweren ^ukgabe, Hube un6 
Ordnung in Leiprig wieüerberrustellen, ru unterstütren. Icb bin bereit, je6e 
lätigkeit, clie bierauk binrielt - mag sie kommen, von welcber 8eite sie will -, ru 
Iör6ern, solern sie mit clen mibtäriseben Operationen, clie rücksicbtslos ibren 
Lortgang nebmen, in Linklang ru bringen ist.
Ilm clie erkennbar geworüenen Lestrebungen 6er organisierten /Irbeiterscbalt ru 
unterstütren, gebe icb claber im Lolgen6en clie Licbtlinien bekannt, nacb cienen 
icb in Leiprig weiterbin vorgeben wer6e:
I. Oie militäriscben Operationen nebmen ibren Lortgang; wo clie hruppe IVi6er- 
stancl 6ss lanbagels Iin6et, wircl er mit rücksicbtsloser Lnergie un6 unter 
/Inwenüung 6er schwersten Kampkmittel gebrocben wer6en. Icb bebalte mir 
auberüem vor, 6ran6stikter, Llün6erer un6 6en kämpkenüen lanbagel als auller- 
balb leüen Oesetres stebenü ru erklären^. Icb wercle im übrigen 6er organisierten 
^rbeiterscbalt cler in Lunkt 2 näber bereicbneten Vororte Oelegenbeit geben, ibre 
bereigte /Ibsicbt in 6ie lat umrusetren.
2. Icb beabsicbtige, in clie westbcb 6er liable, ^ben Llster sowie 6es Lleissenklut- 
bettes gelegenen Vororte Leutrscb, Lin6enau, LIagwitr, 8obleussig, Klein- un6 
Orollrscbocber sowie bis östbcb 6er Linie Lertbe - Kircbstralle - Linüenallee - 
Kircbstrake - IVurrenerstralle - Oreitestralle - kiebeckstralle - keitrenbainer- 
stralle - Oreullenstralle gelegenen Vororte ^btnaun6ork, 8cbönekeI6, Volkmars- 
6orl, 8el1erbaus6n, Oauns6orl, 8tünr, /Inger-Lrottenüork, Ibonberg, 8tötteritr 
uncl Orobstbei6a nicbt vor 6em 24. Z. einrurücken. Icb setre bierbei voraus, 6all 
6ie organisierte ^rbeiterscbalt 6en ebrlicben IVillen bat, mieb in meiner ^.ulgabe 
ru unterstütren, un6 erwarte, 6all sie selbst bis clabin in 6en vorgenannten Orten 
clie Kube uncl Orclnung wie6er bergestellt bat, so 6a6 meine Iruppe leüiglicb im 
lVamen 6er verlassungsmalligen Legierung Kampklos von 6iesen Orten Oesitr ru 
ergreiken braucbt.

1 Oer c^ukrut 6es Oeverlcscksüslcsrtells, cler O5PO uncl ZPO rum Abdruck cier Xumpke um! rur 
tVielterrcuknutlme cier Arbeit in üeipriz in .^rciiivniisctie porselrunZen VII ?>Ir. 145; rur Zituution in 
LeipriZ Konnemunn-Xrusck 8. 410-^412 und üucus II 8. 168-170.

2 Line soiciie LrllürunZ ..Lors cie In loi" cvnr reciulicir nicia müZIielr.
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32. 

Erklärung des Militärbefehlshabers der Kreishauptmannschaft Leipzig 
und Kommandeurs der Reichswehr-Brigade 19, Generalmajor Senfft 

v. Pilsach, über die Maßnahmen zur Befriedung der Stadt Leipzig. 

20. März 1920. Leipzig. Ia Nr. 1017/3/20 op. Überschrift: An die Bevölkerung. - BA-MA. 
RH 37/5087. Vervielf. Abschrift. 

Es ist ZU meiner Kenntnis gekommen, daß in verschiedenen Stadtteilen Leipzigs 
die organisierte Arbeiterschaft, dem Aufruf ihrer offiziellen Führer folgend, die 
Waffen niederzulegen und sich von den Straßenkämpfen zurückzuziehen beginnt!. 
Ich nehme daher an, daß die organisierte Arbeiterschaft zu der Erkenntnis 
gekommen ist, daß weiterer Widerstand gegen die geschulte Truppe von den 
unheilvollsten Folgen sein muß, daß sie die Kampfmethoden des Sengens, 
Plünderns und Mordens, zu denen der Janhagel überzugehen begonnen hat, weit 
von sich weist, und daß sie bereit ist, mich in meiner schweren Aufgabe, Ruhe und 
Ordnung in Leipzig wiederherzustellen, zu unterstützen. Ich bin bereit, jede 
Tätigkeit, die hierauf hinzielt - mag sie kommen, von welcher Seite sie will -, zu 
fördern, sofern sie mit den militärischen Operationen, die rücksichtslos ihren 
Fortgang nehmen, in Einklang zu bringen ist. 

Um die erkennbar gewordenen Bestrebungen der organisierten Arbeiterschaft zu 
unterstützen, gebe ich daher im Folgenden die Richtlinien bekannt, nach denen 
ich in Leipzig weiterhin vorgehen werde: 

1. Die militärischen Operationen nehmen ihren Fortgang; wo die Truppe Wider
stand des Janhagels findet, wird er mit rücksichtsloser Energie und unter 
Anwendung der schwersten Kampfmittel gebrochen werden. Ich behalte mir 
außerdem vor, Brandstifter, Plünderer und den kämpfenden Janhagel als außer
halb jeden Gesetzes stehend zu erklären2

• Ich werde im übrigen der organisierten 
Arbeiterschaft der in Punkt 2 näher bezeichneten Vororte Gelegenheit geben, ihre 
bezeigte Absicht in die Tat umzusetzen. 

2. Ich beabsichtige, in die westlich der Nahle, Alten Elster sowie des Pleissenflut
bettes gelegenen Vororte Leutzsch, Lindenau, Plagwitz, Schleussig, Klein- und 
Großzschocher sowie die östlich der Linie Perthe - Kirchstraße - Lindenallee -
Kirchstraße - Wurzenerstraße - Breitestraße - Riebeckstraße - Reitzenhainer
straße - Preußenstraße gelegenen Vororte Abtnaundorf, Schönefeld, Volkmars
dorf, Sellerhausen, Paunsdorf, Stünz, Anger-Crottendorf, Thonberg, Stötteritz 
und Probstheida nicht vor dem 24. 3. einzurücken. Ich setze hierbei voraus, daß 
die organisierte Arbeiterschaft den ehrlichen Willen hat, mich in meiner Aufgabe 
zu unterstützen, und erwarte, daß sie selbst bis dahin in den vorgenannten Orten 
die Ruhe und Ordnung wieder hergestellt hat, so daß meine Truppe lediglich im 
Namen der verfassungsmäßigen Regierung kampflos von diesen Orten Besitz zu 
ergreifen braucht. 

Der Aufruf des Gewerkschaftskartells, der USPD und SPD zum Abbruch der Kämpfe und zur 
Wiederaufnahme der Arbeit in Leipzig in Archivalische Forschungen VII Nr. 145; zur Situation in 
Leipzig Könnemann-Krusch S. 410-412 und Lucas II S. 168-170. 

2 Eine solche Erklärung "hors de la loi" war rechtlich nicht möglich. 
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3. Die Xlaknabmen, llie seitens cler organisierten ^rbeitersebaft in llen genannten 
Orten spätestens bis rum angegebenen 2eitpunlct llurebrulübren wären, würden in 
ller Dauptsaebe in Dolgenllem ru besteben baben:

a) Aufbietung allen Einflusses, alle noeb einigermallen besonnenen Elemente von 
ller 8tra6s binwegrurieben.
b) ^Vielleraufnabme ller Arbeit.
e) Organisierung ller V^affenabgabe in bestimmten, ru siebernllen Depots, llie 
llann naeb näberer Vereinbarung ller keicbswebr ru übergeben wären. Die Abgabe 
bätte sieb auf 8ebu6waffsn, Vurkwafken unll blanbe VaDen aller Vrt sowie 
Nunition ru erstreeben.
ll) Organisierung ller Abgabe von unrecbtmällig ungeeignetem oller im Kampfs 
erbeutetem Deeresgerät aller ^.rt naeb llen unter 3a gegebenen kicbtlinien.
e) bänebnen aller Xampkanlagen, in erster binie ^Vegräumen ller Darriballen in llen 
8tra6en, unll ^Viellerberstellung (evtl, bebelksmällig) rerstörter oller llureb /Vb- 
nabme lles Delages unbenutzbar gemaebter Lrüeben.
f) 8ebutr aller Oekangenen ller keicbswebr, Zeitfreiwilligen unll etwaigen Oeiseln 
unll Übergabe llerselbsn an llie Deiebswebr naeb näberer Vereinbarung.
g) Die rur Durebfübrung llieser Aufgabe von ller organisierten Xrbeitersebaft 
runäcbst noeb benötigten Bakken wären naeb Drlelligung llieser Aufgaben naeb 
näberer Vereinbarung ebenfalls ller keiebswebr ru übergeben.
4. leb selbst unll llie mir unterstellten llbuppen würllen sieb freuen, wenn llie 
organisierte beipriger -Vrbeiterscbaft, inllem sie naeb vorstebenllen kicbtlinien 
verkäbrt, naeb Nöglieblreit rur ballligen klüelcbebr orllnungsmälliger ^ustänlle 
beitragen würlle.

Der Xlilitärbekeblsbaber 
ller Xreisbauptmannsebaft Deiprig 

ger. Lenkkt v. Dilsaeb 
Oeneralma^or unll Xommanlleur ller keiebs- 

webr-Lrigalle XIX.

33.

klrlrlärunK lles Vorsitrenllen «les Oeelcolki^ienlrunlles, ^Ilrolllt, ülrer llss 
Verbulten ller DeeliokkiLiere in 83el nnll ^ilbelinslisven wälbrenll lles 

Kapp-DüttwitL-Dutsebes.

Vor 21. M-ir- 1920. Kiel. - HIN 20/433. Maseli. Vbsrkrill so«: irepuklilt IVr. 57
vom 21. ItlürL 1920.

Onverantwortliebe Detrer sinll augenblieblieb am ^erbe, llas Oerüebt ru verbrei
ten, llie Deeboffiriere bätten sieb bei llen Vorgängen ller letrten ll^age nicbt 
sinwanllkrei benommen. Demgegenüber stellen wir kolgenlle latsseben fest:
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3. Die Maßnahmen, die seitens der organisierten Arbeiterschaft in den genannten 
Orten spätestens bis zum angegebenen Zeitpunkt durchzuführen wären, würden in 
der Hauptsache in Folgendem zu bestehen haben: 

a) Aufbietung allen Einflusses, alle noch einigermaßen besonnenen Elemente von 
der Straße hinwegzuziehen. 

b) Wiederaufnahme der Arbeit. 

c) Organisierung der Waffenabgabe in bestimmten, zu sichernden Depots, die 
dann nach näherer Vereinbarung der Reichswehr zu übergeben wären. Die Ahgabe 
hätte sich auf Schußwaffen, Wurfwaffen und blanke Waffen aller :\rt sowie 
Munition zu erstrecken. 

d) Organisierung der Abgabe von unrechtmäßig angeeignetem oder im Kampfe 
erbeutetem Heeresgerät aller Art nach den unter 3a gegebenen Richtlinien. 

e) Einebnen aller Kampfanlagen, in erster Linie Wegräumen der Barrikaden in den 
Straßen, und Wiederherstellung (evtl. behelfsmäßig) zerstörter oder durch Ab
nahme des Belages unbenutzbar gemachter Brücken. 

f) Schutz aller Gefangenen der Reichswehr, Zeitfreiwilligen und etwaigen Geiseln 
und Übergabe derselben an die Reichswehr nach näherer Vereinbarung. 

g) Die zur Durchführung dieser Aufgabe von der organisierten Arbeiterschaft 
zunächst noch benötigten Waffen wären nach Erledigung dieser Aufgaben nach 
näherer Vereinbarung ebenfalls der Reichswehr zu übergeben. 

4. Ich selbst und die mir unterstellten Truppen würden sich freuen, wenn die 
organisierte Leipziger Arbeiterschaft, indem sie nach vorstehenden Richtlinien 
verfährt, nach Möglichkeit zur baldigen Rückkehr ordnungsmäßiger Zustände 
beitragen würde. 

Der Militärbefehlshaber 
der Kreishauptmannschaft Leipzig 

gez. Senfft v. Pilsach 
Generalmajor und Kommandeur der Reichs

wehr-Brigade XIX. 

33. 

Erklärung des Vorsitzenden des Deckoffizierbundes, Alboldt, über das 
Verhalten der Deckoffiziere in Kiel und Wilhelmshaven während des 

Kapp-Lüttwitz-Putsches. 

Vor 21. März 1920. Kiel. - BA.MA. RM 20/433. Masch. Abschrift aus: Republik Nr. 57 
vom 21. März 1920. 

Unverantwortliche Hetzer sind augenblicklich am Werke, das Gerücht zu verbrei
ten, die Deckoffiziere hätten sich bei den Vorgängen der letzten Tage nicht 
einwandfrei benommen. Demgegenüber stellen wir folgende Tatsachen fest: 
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In VMbelmsbaven baben ciie Oeekokkiriere und Lnterokkiriere, naebdem sie 
erkabren Kaden, dall die dortigen Okkiriere sied naeb dem Outscb der neuen 
Regierung rur Verkügung stellen wollten, sokort alle Okkiriere kestgesetrt und 
rusammen mit der Vrbeitersebakt die plackt in die Hand genommen. Lin 
Oeekokkirier ist 8tationsebekL
Hier in Kiel, wo der Outseb, wie loder weill, ru überrasebend einsetrte, bat der 
Oeekokkirierbund eng verbunden mit den Lübrern der sorialistiseben Parteien auk 
das energisebste an der Vbederberstellung der alten Ordnung gearbeitet, trotrdem 
er andauernd unter sebärkster Leobacbtung stand, sein Oelepbon gesperrt war, 
sein Vorstand verbaktet werden sollte^.
Dem 8tationskommando bat der Oeekokkirierbund sokort naeb dem Outseb erklärt: 
Oer Outseb ist ein verbreeberiseber V^abnsinn, den wir mit allen Mitteln 
bekämpken werden.
ilm 8onnabend baben sieb in Känr/ic/rer k/akeaatal's der 8ac/r/aK6 nur einige 
krübere Oeekokkiriere dem ^eitkreiwilligen-Regiment rur Verkügung gestellt unter 
ausdrüeklieber Betonung, daü sie nur gegen Plünderungen und dergl. einscbreiten 
würden.
Ms klar war, wobin der Kurs ging, ist aueb von diesen die Mebrrabl sokort wieder 
ausgesebieden, nur eine kleine Oruppe, von allen k^aebriebten abgeseblossen, 
blieb dort, keiner von ibnen aber ist an den Vorkommnissen am Oonnerstag 
beteiligt.
^m Mittwoeb sebon lagen von vielen aktiven Lruppen (8ebikke und Land) bei uns 
Meldungen vor, dall in diesen Lormationen Deck- und linterokkiriere die La§e 
soweit /rer§este/kt /ratten, dab diese lruppen sieb niebt von den Outscbisten 
gebraueben lassen würden.
Lreitag lXaebmittag, als der neue Oegenputseb von Leoetrow bekannt wurde, gab 
der Oeekokkirierbund auk eigene Laust dureb die Lignalstation den Bekebl, alle 
Okkiriere ru verbakten und die 8ebikke gekeebtsklar ru maeben. Oie gleiebe 
Lorderung batten sie sebon in der ?§acbt rum Lreitag auk der 8tation gestellt.
^ktenmällig können wir naebweisen, dall wir seit langem Herrn /Voske mündbeb 
und sebriktlieb vor dem kommenden Outsell gewarnt baben noeb in der allerneue- 
sten ^eit. Zeit vielen labren sieben wir rm sc/rwerstea Vamp/KSAea dre O/kLier^e/i- 
yae. lVie wir von dieser geballt und gekürcbtet wurden, reigt, dall die Admiralität 
noeb am Oonnerstag ^bend den Oekebl gab, den Vorsitrenden des Oeekokkirier- 
bundes^ ru verbakten.
Mitbürger: Leit Linsetren des Outsebes bat die Leitung des Oeekokkirierbundes in 
engstem Zusammenwirken mit den soriabstiseben Oarteien - wie die Lübrer dieser 
Oarteien bereugen können - an dem 8turr der Outsebisten mitgearbeitet, desgl. 
alle Oeekokkiriere, loder an seiner 8telle.

1 Vgl. bir. 29. Oss ^nii des Lbeks der Nsrinestution der Nordsee kübrle sukgrund eines vorn 
oldenburgiseben Mnisterprüsidenten lunlren erwirkten telegrupkiseben Lrlusses des kieiebsprüsi- 
denten der Oberinusebinist Ä. O. Lrunevculd. Lorslrneier 8. 66.

2 Vgl. ru den Xieier Ereignissen ?vr. 35 so«ie Lorslineier 8. 65-75.
3 Vorsitzender des Oeekokkirierbundes >vur der unterreicknele Lmil ^Iboldt.
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In Wilhelmshaven haben die Deckoffiziere und Unteroffiziere, nachdem sie 
erfahren haben, daß die dortigen Offiziere sich nach dem Putsch der neuen 
Regierung zur Verfügung stellen wollten, sofort alle Offiziere festgesetzt und 
zusammen mit der Arbeiterschaft die Macht in die Hand genommen. Ein 
Deckoffizier ist Stationschef1• 

Hier in Kiel, wo der Putsch, wie jeder weiß, zu überraschend einsetzte, hat der 
Deckoffizierbund eng verbunden mit den Führern der sozialistischen Parteien auf 
das energischste an der Wiederherstellung der alten Ordnung gearbeitet, trotzdem 
er andauernd unter schärfster Beobachtung stand, sein Telephon gesperrt war, 
sein Vorstand verhaftet werden sollte2• 

Dem Stationskommando hat der Deckoffizierbund sofort nach dem Putsch erklärt: 
Der Putsch ist ein verbrecherischer Wahnsinn, den wir mit allen Mitteln 
bekämpfen werden. 

Am Sonnabend haben sich in gänzlicher Unkenntnis der Sachlage nur einige 
frühere Deckoffiziere dem Zeitfreiwilligen-Regiment zur Verfügung gestellt unter 
ausdrücklicher Betonung, daß sie nur gegen Plünderungen und dergl. einschreiten 
würden. 

Als klar war, wohin der Kurs ging, ist auch von diesen die Mehrzahl sofort wieder 
ausgeschieden, nur eine kleine Gruppe, von allen Nachrichten abgeschlossen, 
blieb dort, keiner von ihnen aber ist an den Vorkommnissen am Donnerstag 
beteiligt. 

Am Mittwoch schon lagen von vielen aktiven Truppen (Schiffe und Land) bei uns 
Meldungen vor, daß in diesen Formationen Deck- und Unteroffiziere die Lage 
soweit hergestellt hatten, daß diese Truppen sich nicht von den Putschisten 
gebrauchen lassen würden. 

Freitag Nachmittag, als der neue Gegenputsch von Levetzow bekannt wurde, gab 
der Deckoffizierbund auf eigene Faust durch die Signalstation den Befehl, alle 
Offiziere zu verhaften und die Schiffe gefechtsklar zu machen. Die gleiche 
Forderung hatten sie schon in der Nacht zum Freitag auf der Station gestellt. 

Aktenmäßig können wir nachweisen, daß wir seit langem Herrn Noske mündlich 
und schriftlich vor dem kommenden Putsch gewarnt haben noch in der allerneue
sten Zeit. Seit vielen lahren stehen wir im schwersten Kampf gegen die Offizierscli
que. Wie wir von dieser gehaßt und gefürchtet wurden, zeigt, daß die Admiralität 
noch am Donnerstag Abend den Befehl gab, den Vorsitzenden des Deckoffizier
bundes3 zu verhaften. 

Mitbürger: Seit Einsetzen des Putsches hat die Leitung des Deckoffizierbundes in 
engstem Zusammenwirken mit den sozialistischen Parteien - wie die Führer dieser 
Parteien bezeugen können - an dem Sturz der Putschisten mitgearbeitet, desgl. 
alle Deckoffiziere, jeder an seiner Stelle. 

1 Vgl. Nr. 29. Das Amt des Chefs der Marinestation der Nordsee führte aufgrund eines vom 
oldenburgischen Ministerpräsidenten Tantzen erwirkten telegraphischen Erlasses des Reichspräsi
denten der Obermaschinist a. D. Grunewald. Forstmeier S. 66. 

2 Vgl. zu den Kieler Ereignissen Nr. 35 sowie Forstmeier S. 65-75. 

3 Vorsitzender des Deckoffizierbundes war der unterzeichnete Emil Alboldt. 
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Lragt clie Larteikührer, wie wir mit diesen rusammen in cliesen Vagen gewirkt 
hahen. 8ie werclen Luch clie hesten Vuskünkte gehen können. Ls ist eine sinnlose 
Verleumdung gegen Flanner, clie nachweislich seit vielen Halmen im schärksten 
Xampke gegen clas Okkirierss>stem sielt hekincien uncl auch in diesen letzten 'Lagen, 
wie aus Vorstelrenclem ru ersslten ist, ilrre Lklicltt kür Demokratie uncl Lrsiheit 
getan lralten.

ger. Vlhoiclt
Vorsitrencier cles Deckokkirierhuncies.

34.

kekeLI ries Xommanclierenclen Oenerals tier LekeLIsstelle VI, Oeneral- 
leutnsnt Lequls, an llie unterstellten Gruppen ülrer ihre hevorsteLenclen 

Vukgaden.

21. Märr 1920. Lreslau. la op Nr. 8829. - N 38/28. IHasek. ^kaekrikl.

Vuk Lekehl cles Leichspräsiclenten liin icli mit cler Lührung cier Lekelilsstelle VI. 
V.LVs lietraut. Oeneralleutnant Orsk von 8chmettow hat am gestrigen lags clie 
Dienstgescliäkte an mich ahgegehenL
lelt Hegrlllle hei meinem Dienstantritt clie mir unterstellten l'ruppen uncl spreche 
ilmen meine volle Anerkennung aus kür clie Lklichttreue, üie sie, kelsenkest lünter 
ihren Lührern stelrencl, in cler letzten schweren 2eit hewiesen Italien, lelt hahe in 
meinem hisherigen Lekehlshereicii stets clarauk geltalten, okken uncl kreimütig 
meinen Lntergehenen - als Vlännern eeltten Lklichtgekühls uncl treuen, aus kreier 
Ilherreugung Ireraus gelrorenen Oehorsam's - meine Vukkassung kunü ru tun. 
Darum gelte icli lieute an cien Lreignissen cler letrten 'Lage nielit vorbei.
Die Leichswehr kennt Kerne Vo/ktlk,- sie leltt nur 6er V/Z/ckr uncl clem 6elrorLam. 
hlur itieraus ergah sielt von selitst iltr Verltalten währenci cles Ilmsturres, solange 
von cler alten verkassungsmälligen Legierung keine ^Veisungen eintraken. Liclge- 
mäll war clie Vruppe an clie Lekehle ilirer Lührer geltunclen uncl cliese wieclerum an 
clie Weisungen cler liölteren uncl ltöclisten Dienststellen. Letztere allein tragen clie 
Verantwortung. Das Verhalten cler l'ruppen uncl ilirer Lührer, clie pklielit- uncl 
eicigemäll üie erhaltenen Lekehle hekolgt ltalten, ist seliulclkrei uncl von jecier 
Verantwortung unherührt. lelt trete liierkür voll uncl ganr mit meiner Lerson ein. 
8e1hstverstancllich nehme ieh Verhrechen aus, clie von einreinen etwa hegangen 
sincl uncl geriehtliehe Untersuchung uncl im 8chulclkalle gerechte 8ühne erkorclern.
Onser Vateriancl üurchhrausen von neuem schwere 8tllrme. Das krieclliclte 
Volkslehen im Leich ist auks schwerste heclroht. Vlehr clenn le hat clie Leichswehr 
Mrt clie Vukgahe uncl heilige Lklicht, clie Verkassung uncl clie Vutorität cler

1 OenersHeutnsnt 6rsk V. 8ckmettovv Katte väkren6 6es Kspp-Hüttvvitr-Pcitsckes 6en krükeren 
Xommanüieren3en 6enersl 6er Lekeklsstelle VI, 6enersIIeutnant V. ?rie6ekurß, ver6ränßt, üequis 
cvar sm 20. VIsir mit 6er pükrunß 6ieses r^mtes 6urck 6en Keiciisi>rssi6emen ketrsut cvar6en. Vz?I. 
Isenielce 8. 12 un6 >Ir. 52.
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Fragt die Parteiführer, wie wir mit diesen zusammen in diesen Tagen gewirkt 
haben. Sie werden Euch die besten Auskünfte geben können. Es ist eine sinnlose 
Verleumdung gegen Männer, die nachweislich seit vielen lahren im schärfsten 
Kampfe gegen das Offiziers system sich befinden und auch in diesen letzten Tagen, 
wie aus Vorstehendem zu ersehen ist, ihre Pflicht für Demokratie und Freiheit 
getan haben. 

gez. Alboldt 
Vorsitzender des Deckoffizierbundes. 

34. 

Befehl des Kommandierenden Generals der Befehlsstelle VI, General
leutnant Lequis, an die unterstellten Truppen über ihre bevorstehenden 

Aufgaben. 

21. März 1920. Breslau. Ia op Nr. 8829. - BA.MA. N 38/28. Masch. Abschrift. 

Auf Befehl des Reichspräsidenten bin ich mit der Führung der Befehlsstelle VI. 
A.K. 's betraut. Generalleutnant Graf von Schmettow hat am gestrigen Tage die 
Dienstgeschäfte an mich abgegeben l

. 

Ich begrüße bei meinem Dienstantritt die mir unterstellten Truppen und spreche 
ihnen meine volle Anerkennung aus für die Pflichttreue, die sie, felsenfest hinter 
ihren Führern stehend, in der letzten schweren Zeit bewiesen haben. Ich habe in 
meinem bisherigen Befehlsbereich stets darauf gehalten, offen und freimütig 
meinen Untergebenen - als Männern echten Pflichtgefühls und treuen, aus freier 
Überzeugung heraus geborenen Gehorsam's - meine Auffassung kund zu tun. 
Darum gehe ich heute an den Ereignissen der letzten Tage nicht vorbei. 

Die Reichswehr kennt keine Politik; sie lebt nur der Pflicht und dem Gehorsam. 
Nur hieraus ergab sich von selbst ihr Verhalten während des Umsturzes, solange 
von der alten verfassungsmäßigen Regierung keine Weisungen eintrafen. Eidge
mäß war die Truppe an die Befehle ihrer Führer gebunden und diese wiederum an 
die Weisungen der höheren und höchsten Dienststellen. Letztere allein tragen die 
Verantwortung. Das Verhalten der Truppen und ihrer Führer, die pflicht- und 
eidgemäß die erhaltenen Befehle befolgt haben, ist schuldfrei und von jeder 
Verantwortung unberührt. Ich trete hierfür voll und ganz mit meiner Person ein. 
Selbstverständlich nehme ich Verbrechen aus, die von einzelnen etwa begangen 
sind und gerichtliche Untersuchung und im Schuldfalle gerechte Sühne erfordern. 

Unser Vaterland durchbrausen von neuem schwere Stürme. Das friedliche 
Volksleben im Reich ist aufs schwerste bedroht. Mehr denn je hat die Reichswehr 
jetzt die Aufgabe und heilige Pflicht, die Verfassung und die Autorität der 

1 Generalleutnant Graf v. Schmettow hatte während des Kapp-Lüttwitz-Putsches den früheren 
Kommandierenden General der Befehlsstelle VI, Generalleutnant v. Friedeburg, verdrängt, Lequis 
war am 20. März mit der Führung dieses Amtes durch den Reichspräsidenten betraut worden. Vgl. 
Jaenicke S. 12 und Nr. 52. 
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verlassungsgemäk bestebenäen Ltaatsregierung ru sichern unä das Volksleben ru 
sebütren.
Die Lreignisse cler letrten Leit baben es beäauerlicberveise mit sieb gebraebt, äall 
vielerorts äas gute Linvernebmen rviseben Levölkerung uncl Iruppe rum IUI 
ernstlielie Irübungen erlabren bat^. Das mu6, soveit es iu unserer Maebt liegt, so 
sobnell vie möglieb abgestellt veräen. Lin secier von uns mull Sueben, einen Ltrieb 
unter clie letrte Vergangenbeit ru maeben. Lein küekbliclc, sonclern boknungs- 
volle klicke in clie Lukunit, venn sie uns aueb noeli so äunkel rur Leit erscbeint! 
Dunn veräen mustergültiges Verbalten uncl stete HiHsbereitsebaK cler keiebsvebr 
äas ulte kanä gegenseitiger ^.cbtung uncl unbeäingten Vertrauens rviseben ibr 
uncl cler Levölkerung aueb balä uncl sicber vieäer berstellen. leb ervarte, äa8 rur 
/^uslübrung clieses Lelebls ein secier ^.ngeböriger meines Lekeblsbereiebs sein 
kestes bergibt!
Linmütigkeit rviseben Gruppe uncl allen Lebicbten cler Levölkerung ist unum- 
gänglieb notvenclig, um clas Vaterlancl vor clen clrolienclen (lelabren ru sebütren, 
ilim Kube uncl Oränung vieäerrugeben uncl clamit clas ^Vieäeraukeben unseres 
^Virtscbaltslebens ru ermögbcben. Vo clie Levölkerung uns bierbei mit verlas- 
sungsmäbigen Mitteln entlastet uncl Kulis uncl Oränung aulreeltt erbält, kann es 
nur äankbar begrübt veräen. kenn äie erste Vukgabe äer keiebsvebr ist letrt äer 
Kampl gegen äen ärobenäen Lolsebevismus, äessen ieäerreit mögbebes /Vultre- 
ten geseblossenes Lereitsteben in Keserve verlangt.
V^ie ieli es in meinen bisberigen Dienststellen gebalten babe, so stellt mir auell in 
meiner Mrigen Ltellung äas Vobl äer Iruppe unä äie Vertretung ibrer Interessen 
vis äer ieäes einrelnen ollenan. Iell lütte äie mir unterstellten Lübrer unä 
Mannsebalten, mit unbeäingtem, rüekbaltlosem Vertrauen an miell Ileran ru 
treten unä in mir neben äem böebsten Vorgesetrten äen ältesten Xameraäen ru 
erbbeken, äer kür leäermann unä ieäerreit ru ballen ist unä lullt, vo er nurirgenä 
kann, äem es vornebmste Lkiebt ist, lür seine Untergebenen mit seiner kerson 
einrutreten. Dalür verlange ieb von ibnen unbeäingten Oeborsam unä strengste 
Lkiebtreue.

ger. Lequis 
Oeneralleutnant.

2 Vßl. kisrru I^r. 52.

35.

Krlkäruug Kes Konteradmirals v. kevetxov nlber seine LeteiliKunA am 
Kapp-Lüttvit^-kutsek unk an Ken länruken in Kiel.

15. Isnuar-21. Hlürr 1920^. Xiel. - I>i 239/29. !V1s8etl. ^bselirikt.

Konteraämiral Magnus von Levetrov, geboren am 8. lanuar 1871 ru klensburg: 
Oegen mieb virä äer Vorvurl äes Docbverrats erboben. leb gebe vorveg als 
äeutscber Mann mein ^Vort äsraul, äaü äieser Vorvurl mieb niebt trikt, unä gebe 
äaru naeb bestem wissen unä Oevissen äie lolgenäe Lrblärung ab:

1 vis vrlä-iruiiA ist vom 21. Nürr 1920, ciem l'itge nLeii -ier Vsrksktung vevetrows, ä-uiert. Ilirs 
vntstekunA ist niekt nälier ru ermitteln, clock sollte sie okkensicktlick sis 8ekutrsekrikt clienen. 
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verfassungsgemäß bestehenden Staatsregierung zu sichern und das Volksleben zu 
schützen. 

Die Ereignisse der letzten Zeit haben es bedauerlicherweise mit sich gebracht, daß 
vielerorts das gute Einvernehmen zwischen Bevölkerung und Truppe zum Teil 
ernstliche Trübungen erfahren hat2• Das muß, soweit es in unserer Macht liegt, so 
schnell wie möglich abgestellt werden. Ein jeder von uns muß suchen, einen Strich 
unter die letzte Vergangenheit zu machen. Kein Rückblick, sondern hoffnungs
volle Blicke in die Zukunft, wenn sie uns auch noch so dunkel zur Zeit erscheint! 
Dann werden mustergültiges Verhalten und stete Hilfsbereitschaft der Reichswehr 
das alte Band gegenseitiger Achtung und unbedingten Vertrauens zwischen ihr 
und der Bevölkerung auch bald und sicher wieder herstellen. Ich erwarte, daß zur 
Ausführung dieses Befehls ein jeder Angehöriger meines Befehlsbereichs sein 
Bestes hergibt! 

Einmütigkeit zwischen Truppe und allen Schichten der Bevölkerung ist unum
gänglich notwendig, um das Vaterland vor den drohenden Gefahren zu schützen, 
ihm Ruhe und Ordnung wiederzugeben und damit das Wiederaufleben unseres 
Wirtschaftslebens zu ermöglichen. Wo die Bevölkerung uns hierbei mit verfas
sungsmäßigen Mitteln entlastet und Ruhe und Ordnung aufrecht erhält, kann es 
nur dankbar begrüßt werden. Denn die erste Aufgabe der Reichswehr ist jetzt der 
Kampf gegen den drohenden Bolschewismus, dessen jederzeit mögliches Auftre
ten geschlossenes Bereitstehen in Reserve verlangt. 

Wie ich es in meinen bisherigen Dienststellen gehalten habe, so steht mir auch in 
meiner jetzigen Stellung das Wohl der Truppe und die Vertretung ihrer Interessen 
wie der jedes einzelnen obenan. Ich bitte die mir unterstellten Führer und 
Mannschaften, mit unbedingtem, rückhaltlosem Vertrauen an mich heran zu 
treten und in mir neben dem höchsten Vorgesetzten den ältesten Kameraden zu 
erblicken, der für jedermann und jederzeit zu haben ist und hilft, wo er nur irgend 
kann, dem es vornehmste Pflicht ist, für seine Untergebenen mit seiner Person 
einzutreten. Dafür verlange ich von ihnen unbedingten Gehorsam und strengste 
Pflichtreue. 

2 V gl. hierzu Nr. 52. 

35. 

gez. Lequis 
Generalleutnant. 

Erklärung des KonteradIllirals v. Levetzow üher seine Beteiligung aIll 
Kapp-Lüttwitz-Putsch und an den Unruhen in Kiel. 

15. Januar-21. März 19201• Kiel. - BA·l\'IA. N 239/29. Masch. Abschrift. 

Konteradmiral Magnus von Levetzow, geboren am 8. Januar 1871 zu Flensburg: 

Gegen mich wird der Vorwurf des Hochverrats erhoben. Ich gebe vorweg als 
deutscher Mann mein Wort darauf, daß dieser Vorwurf mich nicht trifft, und gebe 
dazu nach bestem Wissen und Gewissen die folgende Erklärung ab: 

1 Die Erklärung ist vom 21. März 1920. dem Tage nach der Verhaftung Levetzows, datiert. Ihre 
Entstehung ist nicht näher zu ermitteln, doch sollte sie offensichtlich als Schutzschrift dienen. 
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^.m 15. lanuar 6. 1. wur6e ioll vom Lbek 6er ^ümirabtät, Virea6miral v. I'rotba, 
naeb Derbn rum keiebswebrminister IXoske beruken. Oer Oeiebswebrminister 
deutete mir in Vnwesenbeit 6es Virea6mirals von Irotba un6 6es Lregattenkapi- 
täns IVIeier (Verbin6ungsokkirier beim keiebswebrminister) an, 6ab ieb kür die 
Öbernabme als Lbek 6er Narinestation 6er Ostsee in Drage käme, un6 bat um 
meine ^ukkassung, in6em er gleiebreitig 6arauk binwies, 6ab nm selbigen Ikage 6er 
versebärkte -Vusnabmerustanü aueb über Xiei verkügt wür6e^, 6n6 6aber mein vVmt 
ein scbwieriges werben würbe. leb erklärte bierauk 6em beiebswebrminister, ball 
ieb meine 8tellung als 8tationsebek nur 80 werbe aukkassen können, bab ieb bas 
mir anvertraute Out un6 8Iut mibtäriscb 8o leistungskäbig macbe, wie 68 mit 
meinen Xräkten nur mögbcb sei, ball ieb aber unter keinen Omstänben irgenbwel- 
ebe politi8ebe ^gitirerei un6 ^üblerei in meinem Lekeblsbereieb 6uI6en würbe. 
Linen )eben Ver8ueb naeb 6ieser kiebtung würbe ieb weit von mir weisen; ieb 8ei 
8olbat un6 kein Politiker, ieb wür6e we6er naeb reebt8 noeb naeb Iink8 8teben. Im 
^nscblull an bieses Oespräcb but mieb 6er keicbswebrminister rum Obek 6er 
Narinestation 6er Ostsee ernannt. Nein« amtliebe Ernennung erkolgte am 
21. lanuar. Damit trat ieb 6as Xommanbo snbgültig an. Lei Antritt meines 
Xommanbos babe ieb an alle Okkiriere, Deckokkiriere, Onterokkiriere un6 Nann- 
sebakten meines Oekeblsbereicbs (an mebreren lagen naeb lruppenteilen ge
trennt) bie annäbernü gleicbe Drogrammrebe über 6ie ^ukkassung meines Dienstes 
gebalten un6 6arin wörtbcb rwei Dinge mit grobem blacbbruck betont:
I. ball ieb nur 8olbat sei un6 rein mibtäriseb arbeiten wolle, um an 6em 
Meberaukbau unserer Narine ru belken, un6 2. ball 6iese vVukgabe kür mieb nur 
lösbar sei unter ^ussebaltung )eber pobtiseben Detätigung in 6er Gruppe in 6er 
Lorm pobtiseber Vüblerei un6 ^.gitirerei. Der mibtäriscbe Antritt verlange 
2usammenseblu6 6er Xräkte, Oobtik aber trenne 6ie Oeister. blur unter ^usscbal- 
tung 6er politiscben Letätigung von links un6 reebts könnten wir uns als 6eutsebe 
Nänner auk gemeinsamem Loben in mibtäriseber Arbeit rusammenscbbeben. Onb 
6ann babe ieb Veranlassung genommen, einen mebr ernsten Oinweis ru maeben, 
in6em ieb sagte: leb batte Veranlassung ernster ^rt, 6avor ru warnen, sieb 
irgen6wie an Outscbversucben ru beteiligen, un6 ieb bokke ruversiebtbeb, ball ieb 
mit dieser Varnung voll verstan6en wür6e.
Onb 6amit komme ieb auk 6en Xernpunkt meiner Aussage: Xurr naeb Antritt 
meines Xommanbos un6 lebenkabs noeb bevor ieb meine Orogrammrebe bielt, also 
Lnbe lanuar berum, kam eine OersönbcbkeiL ru mir auks Lüro un6 bat mieb, mir 
unter 6em 8iegel strengster Versebwiegenbeit eine wiebtige Nel6ung maeben ru 
6llrken, er müsse mieb aber vorber verpkbcbten, 6en lnbalt 6er Nel6ung we6er 
Vorgesetrten noeb Untergebenen mitruteilen. leb babe 6er betr. Oerson geantwor
tet, ball ieb es seinem laktgekübl überlasse, mir von vornberein eine berartige 
Verpkbebtung aukruerlegen, ball er aber gesiebert sein könne, ball sein Oebeimnis 
- ieb glaubte immer noeb, ball es sieb um eine persönbebe Vngelegenlieil ban6le - 
bei mir gut aukbewabrt sein würbe. Der Letrekkenbe erökknete mir 6ann, er sei 
einige läge vorber wäbrenü seines ^ukentbaltes in kerlin von einem kekannten 
telekoniseb aukgekor6ert worben, an einer Versammlung teilrunebmen. ^us 6ieser

2 Vßl. II /^nm. 3.
3 >Ir. 20 Kspitän r. 8. v. kosender^.
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Am 15. Januar d. J. wurde ich vom Chef der Admiralität, Vizeadmiral v. Trotha, 
nach Berlin zum Reichswehrminister N oske berufen. Der Reichswehrminister 
deutete mir in Anwesenheit des Vizeadmirals von Trotha und des Fregattenkapi
täns Meier (Verbindungsoffizier beim Reichswehrminister) an, daß ich für die 
Übernahme als Chef der Marinestation der Ostsee in Frage käme, und bat um 
meine Auffassung, indem er gleichzeitig darauf hinwies, daß am selbigen Tage der 
verschärfte Ausnahmezustand auch über Kiel verfügt würde2, daß daher mein Amt 
ein schwieriges werden würde. Ich erklärte hierauf dem Reichswehrminister, daß 
ich meine Stellung als Stationschef nur so werde auffassen können, daß ich das 
mir anvertraute Gut und Blut militärisch so leistungsfähig mache, wie es mit 
meinen Kräften nur möglich sei, daß ich aber unter keinen Umständen irgendwel
che politische Agitirerei und Wühlerei in meinem Befehlsbereich dulden würde. 
Einen jeden Versuch nach dieser Richtung würde ich weit von mir weisen; ich sei 
Soldat und kein Politiker, ich würde weder nach rechts noch nach links stehen. Im 
Anschluß an dieses Gespräch hat mich der Reichswehrminister zum Chef der 
Marinestation der Ostsee ernannt. Meine amtliche Ernennung erfolgte am 
21. Januar. Damit trat ich das Kommando endgültig an. Bei Antritt meines 
Kommandos habe ich an alle Offiziere, Deckoffiziere, Unteroffiziere und Mann
schaften meines Befehlsbereichs (an mehreren Tagen nach Truppenteilen ge
trennt) die annähernd gleiche Programmrede über die Auffassung meines Dienstes 
gehalten und darin wörtlich zwei Dinge mit großem Nachdruck betont: 

1. daß ich nur Soldat sei und rein militärisch arbeiten wolle, um an dem 
Wiederaufbau unserer Marine zu helfen, und 2. daß diese Aufgabe für mich nur 
lösbar sei unter Ausschaltung jeder politischen Betätigung in der Truppe in der 
Form politischer Wühlerei und Agitirerei. Der militärische Antritt verlange 
Zusammenschluß der Kräfte, Politik aber trenne die Geister. Nur unter Ausschal
tung der politischen Betätigung von links und rechts könnten wir uns als deutsche 
Männer auf gemeinsamem Boden in militärischer Arbeit zusammenschließen. Und 
dann habe ich Veranlassung genommen, einen mehr ernsten Hinweis zu machen, 
indem ich sagte: Ich hätte Veranlassung ernster Art, davor zu warnen, sich 
irgendwie an Putschversuchen zu beteiligen, und ich hoffe zuversichtlich, daß ich 
mit dieser Warnung voll verstanden würde. 

Und damit komme ich auf den Kernpunkt meiner Aussage: Kurz nach Antritt 
meines Kommandos und jedenfalls noch bevor ich meine Programmrede hielt, also 
Ende Januar herum, kam eine Persönlichkeit3 zu mir aufs Büro und bat mich, mir 
unter dem Siegel strengster Verschwiegenheit eine wichtige Meldung machen zu 
dürfen, er müsse mich aber vorher verpflichten, den Inhalt der Meldung weder 
Vorgesetzten noch Untergebenen mitzuteilen. Ich habe der betr. Person geantwor
tet, daß ich es seinem Taktgefühl überlasse, mir von vornherein eine derartige 
Verpflichtung aufzuerlegen, daß er aber gesichert sein könne, daß sein Geheimnis 
- ich glaubte immer noch, daß es sich um eine persönliche Angelegenheit handle -
bei mir gut aufbewahrt sein würde. Der Betreffende eröffnete mir dann, er sei 
einige Tage vorher während seines Aufenthaltes in Berlin von einem Bekannten 
telefonisch aufgefordert worden, an einer Versammlung teilzunehmen. Aus dieser 

2 Vgl. Nr. 11 Anm. 3. 

3 Nach Nr. 20 Kapitän z. S. v. Rosenberg. 

75 



35. 15. 1.-21. z. 1920 Kapitel I

Versammlung sei er schließlich mit 6er Vernehmung Ll entlassen wor6en, liier am 
Orte einreine Lersönlichkeiten mit 6em Oegenstanße cler Versammlung vertraut 
ru machen. Vlein Oewährsmann hatte, vis er sagte, abgelehnt, cliese ancleren 
Lersönlichkeiten in Xiei ins Vertrauen ru riehen, ^ecloch claran festgehalten, es mir 
als 8tationschef ru melden. Daraufhin hat cler hetr. Lekannte sich, wenn auch 
unwillig, mit dieser Lrle6igung einverstanden erklärt, lecloch unter 6er Le6ingung, 
6aß ich vorher rum 8ti1lschweigen verpflichtet wür6e. Lei 6er Lröflnung, clie mir 
jetrt gemacht wur6e, Han6elte es sich um kolgen6es:
lVIan heahsichtige, in nächster Leit eine kegierungsänherung in 6er V/eise 
herheirulühren, 6aß an6ere Vlänner ans Lucler kämen, ic6och unter Lelassung 
6es Leichspräsi6enten. Ls schien gut, hiervon unterrichtet ru sein, um gegebenen- 
falls im 8iI6e ru sein, weiter hahe ich meinen Oewährsmann nicht kommen 
lassen. Dier unterbrach ich ihn, um ihm ru eröffnen, 6aß es unvereinbar mit 
meinem Oewissen un6 meiner Dienstauffassung sei uncl meinem 6em Obek 6er 
^.6miralität un6 6em Leichswehrminister gegebenen Oelöbnis, unter 6iesen 
Verhältnissen ru schweigen. Ls sei meine unabweisbare Lllicht, 6em Obef 6er 
-V6mirabtät VleI6ung ru machen. Das meinem Gewährsmann vorher gegebene 
Vort stillrusebweigen, müsse icb rurückgeben. Line 8tun6e später entsan6te icb 
meinen Lhef 6es 8tabes^ rur ^lel6ung 6ieser Angelegenheit an 6en Ohek 6er 
^6miralität nach LerUn, wo er am nächsten läge in meinem Auftrage unter 
Trennung 6er betr. Lersonen aufge6eckt hat. Vlein Ohef 6es 8tabes, Xapitän rur 
8ee Lehmann, kehrte nach einigen lagen nach Xiel rurück uncl teilte mir im 
Auftrage cles Oheks 6er ^6mira1ität mit, 6aß er ebenso wie sein engerer 8tab über 
meine Nel6ung auf 6as Döchste entrüstet sei uncl 6a6 alles weitere rur Abwehr 
weiteren Unheils vom Ohek 6er ^6mirabtäl veranlagt wer6e^. Der Ohek 6er 
^6miralität bat, wie mir auch mein Ohek 6es 8tabe8 meI6ete, 6en erwähnten 
Leksnnten meines Oewährsmannes sofort rur Verantwortung gerogen uncl gegen 
seine Lerson 6as weitere veranlagt. Die an mich übermittelte Lrage 6es Oheks 6er 
^6miraUtät, wie sieb mein Gewährsmann verhalten habe, konnte ich 6ahin 
beantworten, 6aß er sieb 6urcb 6ie ^lel6ung an mich völlig lo^al verhalten habe 
un6 6aß er mir sein ^Vort gegeben babe, ie6e Verbin6ung erwähnter ^rt 
sbrubrechen. Dieses V^ort hat er gehalten. Ich habe auch nichts versäumt, als er 
6ieses V^ort mir gab, ibm vor ^ugen ru kübren, welche unglaubliche lorheit un6 
Verblen6ung, vor allem welches unsagbare Unheil 6urcb ein clerartiges gewaltsa
mes Lingreifen in 6er verfassungsmäßigen Legierung für cias üeutscbe Volk 
erwachsen wür6e. Uncl wie schon erwähnt, nahm ich bei meinen Ansprachen 
Veranlassung ru ernstlichem Hinweis uncl Verwarnung nach 6ieser Lichtung. Ln6 
cliese Verwarnung habe ich auch 6urch meinen Verbinclungsokfirier uncl später 
persönlich an clie in 8chlesien stehen6e Loewenfe16-Lriga6e erteilt. Damit war 
6iese Angelegenheit lür mich erl«6igt, un6 ich habe auch nichts mehr 6avon 
gehört, bis für mich völlig überraschen6, wie ich hier nochmals mit meinem 
Lhrenwort bekräftige, 6er Lutsch am 13. 6. IVI. eintrat uncl mir in 6er Lrühe nach 
meiner Wohnung, bevor ich noch auls Lüro ging, gemeI6et wurcle. Lei Lekannt- 
gsbe 6es Lutsches war es mir uncl meinem 8tabe klar, 6aß er 6ie Oefahr von

4 Kapitän r. 8. keyinann.
5 Vgl. äie ^ussaZe äes Lkeks äer ^äiniralität, Vireaäiniral v. Irotka, in ?4r. 20.
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Versammlung sei er schließlich mit der Vernehmung [!] entlassen worden, hier am 
Orte einzelne Persönlichkeiten mit dem Gegenstande der Versammlung vertraut 
zu machen. Mein Gewährsmann hatte, wie er sagte, abgelehnt, diese anderen 
Persönlichkeiten in Kiel ins Vertrauen zu ziehen, jedoch daran festgehalten, es mir 
als Stationschef zu melden. Daraufhin hat der betr. Bekannte sich, wenn auch 
unwillig, mit dieser Erledigung einverstanden erklärt, jedoch unter der Bedingung, 
daß ich vorher zum Stillschweigen verpflichtet würde. Bei der Eröffnung, die mir 
jetzt gemacht wurde, handelte es sich um folgendes: 

Man beabsichtige, in nächster Zeit eine Regierungsänderung in der Weise 
herbeizuführen, daß andere Männer ans Ruder kämen, jedoch unter Belassung 
des Reichspräsidenten. Es schien gut, hiervon unterrichtet zu sein, um gegebenen
falls im Bilde zu sein. Weiter habe ich meinen Gewährsmann nicht kommen 
lassen. Hier unterbrach ich ihn, um ihm zu eröffnen, daß es unvereinbar mit 
meinem Gewissen und meiner Dienstauffassung sei und meinem dem Chef der 
Admiralität und dem Reichswehrminister gegebenen Gelöbnis, unter diesen 
Verhältnissen zu schweigen. Es sei meine unabweisbare Pflicht, dem Chef der 
Admiralität Meldung zu machen. Das meinem Gewährsmann vorher gegebene 
Wort stillzuschweigen, müsse ich zurückgeben. Eine Stunde später entsandte ich 
meinen Chef des Stabes4 zur Meldung dieser Angelegenheit an den Chef der 
Admiralität nach Berlin, wo er am nächsten Tage in meinem Auftrage unter 
Nennung der betr. Personen aufgedeckt hat. Mein Chef des Stabes, Kapitän zur 
See Reymann, kehrte nach einigen Tagen nach Kiel zurück und teilte mir im 
Auftrage des Chefs der Admiralität mit, daß er ebenso wie sein engerer Stab über 
meine Meldung auf das Höchste entrüstet sei und daß alles weitere zur Abwehr 
weiteren Unheils vom Chef der Admiralität veranlaßt werde5• Der Chef der 
Admiralität hat, wie mir auch mein Chef des Stabes meldete, den erwähnten 
Bekannten meines Gewährsmannes sofort zur Verantwortung gezogen und gegen 
seine Person das Weitere veranlaßt. Die an mich übermittelte Frage des Chefs der 
Admiralität, wie sich mein Gewährsmann verhalten habe, konnte ich dahin 
beantworten, daß er sich durch die Meldung an mich völlig loyal verhalten habe 
und daß er mir sein Wort gegeben habe, jede Verbindung erwähnter Art 
abzubrechen. Dieses Wort hat er gehalten. Ich habe auch nichts versäumt, als er 
dieses Wort mir gab, ihm vor Augen zu führen, welche unglaubliche Torheit und 
Verblendung, vor allem welches unsagbare Unheil durch ein derartiges gewaltsa
mes Eingreifen in der verfassungsmäßigen Regierung [!] für das deutsche Volk 
erwachsen würde. Und wie schon erwähnt, nahm ich bei meinen Ansprachen 
Veranlassung zu ernstlichem Hinweis und Verwarnung nach dieser Richtung. Und 
diese Verwarnung habe ich auch durch meinen Verbindungsoffizier und später 
persönlich an die in Schlesien stehende Loewenfeld-Brigade erteilt. Damit war 
diese Angelegenheit für mich erledigt, und ich habe auch nichts mehr davon 
gehört, bis für mich völlig überraschend, wie ich hier nochmals mit meinem 
Ehrenwort bekräftige, der Putsch am 13. d. M. eintrat und mir in der Frühe nach 
meiner Wohnung, bevor ich noch aufs Büro ging, gemeldet wurde. Bei Bekannt
gabe des Putsches war es mir und meinem Stabe klar, daß er die Gefahr von 

4 Kapitän z. S. Reymann. 

5 Vgl. die Aussage des Chefs der Admiralität, Vize admiral v. Trotha, in Nr. 20. 
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Ilnruken in 6er 8tadt Kiel und meinem Oouvernementskercick kersukkesckwöre^. 
Ick Kake daker von T^nkang an Kis rum letrten Vugenkliok meine ^ukgake einrig 
und allein in vollkommener Ökereinslimmung mil meinem 8take unll allen mir 
unlerslellten ^larine-Lekeklskakern llakin aukgekakt, dall es lediglick darauk 
ankomme, kuke unll Ordnung kier ru Kewakren unll dall llemenlspreckenll llie 
Mttel gewäklt werden müllten^. Vuck kierin kekand iek miek in Ökereinstimmung 
mit ller ükermittelten Vukkassung lles Lkeks ller Admiralität, llessen ^Veisungen ru 
kolgen mir oklag. Neine Erlasse unll meine Lespreckungen auck mit allen rivilen 
Vertretern Kaken immer unll immer wieder ketont, dall es siek nickt um poktiscke 
Dnternekmen kür mick kanlleln könne, sonllern nur um einen ^usammenscklull 
aller ordnungsliekenden Personen rur Vkwekr von Oewalttätigkeiten. Kim kier Kei 
ller Lürgersckakt mit gutem Leispiel rur Lesonnenkeit unll Luke vorausrugeken, 
Kake ick runäckst nickt T^larm keloklen, sonllern erst mittags, als mir nickts 
anlleres ükrig kkek, als mick rur V^ekr ru setren, unll nackllem kewakknete Keule 
aus ller Levölkerung auk sckutrlose Vlarinemannsckakten auk in Reparatur 
kekindkcken Lorpedokooten Leuer erökkneten unll ru gleicker 2eit llie ersten 
Meldungen llarüker einkeken, dall gegen Vngekörige lles ^larinearsenals kewakk- 
net vorgegangen wurde; trotrllem meine allgemeine Vukkorderung rur Ruke 
damals sckon allgemein kekannt war. Latsäcklick war ick auck erst gegen vier lllkr 
nackmittags (llurck llas verrögerte Oampkaukmacken ller Lakrreuge) in ller kage, 
gegen llas inrwiseken von kewakkneten Keulen völlig kesetrte Arsenal vorrugeken. 
Vuck Kei diesem Vorgeken Katte ick, um nickt provorierend ru wirken, den kür 
einen Lekeklskaker nickt leickten Lekekl erteilt, nickt ruerst ru sckiellen und ^im 
Interesses des Oanren den dadurck kür das keken meiner keute verkundenen 
IVackteil in den Kauk ru nekmen. Oss Kommando des Uarinevorstandes Vlönck ist 
das traurige Opker dieses Entgegenkommens gewesen^. I^lun aker durkte ick nickt 
mekr rögern, Oewalt mit Oewalt ru erwidern und vor keiner ^lallnakme mekr 
rurückrusekrecken, wenn ick nack kesserem wissen und Gewissen die Ökerreu- 
gung daru ru Kaken glaukte, dadurck rur Ruks und Ordnung ru kommen. Vile 
meine Uallnakmen sind von diesem Oesicktspunkt diktiert gewesen. Ick weil! 
mick krei von ieder kewullten politiscken 8tellungnakme, und der Lresse 
gegenllker glaukte ick unpsrteiisck dann nur sein ru können, indem ick sie kür die 
ganre Linie untersagte, ^lag sein, dall ick kier und da in der V^akl meiner Mittel 
gekeklt Kake. Vlein Oewissen, rur ^ukreckterkaltung der kluke und Ordnung mein 
Nöglickstes getan ru Kaken, ist rein. Deicke Verkältnisse in Lerlln sick 
akspielten, Kake ick im einreinen Kei dem Oewirr sick widerspreckender ricktiger 
und kalscker klaekrickten nickt mekr keurteilen können^, lllmsomekr erkartete

6 Lu den Vorgängen in Xiei vgl. Lorstmeier 8. 65-75.
7 Lin Lalcsimile von Devetrows ^ukruk vorn 13. klärr mit der rtukkorderung, „vollständige Lube ru 

bewabren und die weitere Lntwieklung der Dinge abruwsrten", bei Könnemann-Kruscb 8. 148.
8 Lei den Kämpfen des 13. Uarr um das Arsenal in Kiel Karnen der ^rsenaldirektor, Kapitän r. 8. 

^töncb, und sein Assistent, Lregattenkapitän 8tegemann, ums Keiren. Lorstmeier 8. 67.
9 I^acir dem „Vorläufigen Leriebt der 8tation über die Vorgänge vom 13.-19. Närr 1920" vom 

23. klär? (Lr^-UV. L 4077. ^tascb. Konrept) war bei der 8tation von der Admiralität die „weitere 
privatdienstbcbe blacbriebt des Inbalts eingegangen, dall die Lewegung i>n Lerlinl im Linverneb- 
men mit der D.8.L. eingeleitet sei und der Leicbspräsident gebeten worden wäre, sein Vmt als 
solcker weiterrukübren".
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Unruhen in der Stadt Kiel und meinem Gouvernementsbereich heraufbeschwöre6
• 

Ich habe daher von Anfang an bis zum letzten Augenblick meine Aufgabe einzig 
und allein in vollkommener Übereinstimmung mit meinem Stabe und allen mir 
unterstellten Marine-Befehlshabern dahin aufgefaßt, daß es lediglich darauf 
ankomme, Ruhe und Ordnung hier zu bewahren und daß dementsprechend die 
Mittel gewählt werden müßten7

• Auch hierin befand ich mich in Übereinstimmung 
mit der übermittelten Auffassung des Chefs der Admiralität, dessen Weisungen zu 
folgen mir oblag. Meine Erlasse und meine Besprechungen auch mit allen zivilen 
Vertretern haben immer und immer wieder betont, daß es sich nicht um politische 
Unternehmen für mich handeln könne, sondern nur um einen Zusammenschluß 
aller ordnungsliebenden Personen zur Abwehr von Gewalttätigkeiten. Um hier bei 
der Bürgerschaft mit gutem Beispiel zur Besonnenheit und Ruhe vorauszugehen, 
habe ich zunächst nicht Alarm befohlen, sondern erst mittags, als mir nichts 
anderes übrig blieb, als mich zur Wehr zu setzen, und nachdem bewaffnete Leute 
aus der Bevölkerung auf schutzlose Marinemannschaften auf in Reparatur 
befindlichen Torpedobooten Feuer eröffneten und zu gleicher Zeit die ersten 
Meldungen darüber einliefen, daß gegen Angehörige des Marinearsenals bewaff
net vorgegangen wurde; trotzdem meine allgemeine Aufforderung zur Ruhe 
damals schon allgemein bekannt war. Tatsächlich war ich auch erst gegen vier Uhr 
nachmittags (durch das verzögerte Dampfaufmachen der Fahrzeuge) in der Lage, 
gegen das inzwischen von bewaffneten Leuten völlig besetzte Arsenal vorzugehen. 
Auch bei diesem Vorgehen hatte ich, um nicht provozierend zu wirken, den für 
einen Befehlshaber nicht leichten Befehl erteilt, nicht zuerst zu schießen und [im 
Interesse] des Ganzen den dadurch für das Leben meiner Leute verbundenen 
Nachteil in den Kauf zu nehmen. Das Kommando des Marinevorstandes Mönch ist 
das traurige Opfer dieses Entgegenkommens gewesen8• Nun aber durfte ich nicht 
mehr zögern, Gewalt mit Gewalt zu erwidern und vor keiner Maßnahme mehr 
zurückzuschrecken, wenn ich nach besserem Wissen und Gewissen die Überzeu
gung dazu zu haben glaubte, dadtirch zur Ruhe und Ordnung zu kommen. Alle 
meine Maßnahmen sind von diesem Gesichtspunkt diktiert gewesen. Ich weiß 
mich frei von jeder bewußten politischen Stellungnahme, und der Presse 
gegenüber glaubte ich unparteiisch dann nur sein zu können, indem ich sie für die 
ganze Linie untersagte. Mag sein, daß ich hier und da in der Wahl meiner Mittel 
gefehlt habe. Mein Gewissen, zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung mein 
Möglichstes getan zu haben, ist rein. Welche Verhältnisse in Berlin sich 
abspielten, habe ich im einzelnen bei dem Gewirr sich widersprechender richtiger 
und falscher Nachrichten nicht mehr beurteilen können9

• Umsomehr erhärtete 

6 Zu den Vorgängen in Kiel vgl. Forstmeier S. 65-75. 

7 Ein Faksimile von Levetzows Aufruf vom 13. März mit der Aufforderung, "vollständige Ruhe zu 
bewahren und die weitere Entwicklung der Dinge abzuwarten", bei Könnemann-Krusch S. 148. 

8 Bei den Kämpfen des 13. März um das Arsenal in Kiel kamen der Arsenaldirektor, Kapitän z. S. 
Mönch, und sein Assistent, Fregattenkapitän Stegemann, ums Leben. Forstmeier S. 67. 

9 Nach dem "Vorläufigen Bericht der Station über die Vorgänge vom 13.-19. März 1920" vom 
23. März (BA-MA. F 4077. Masch. Konzept) war bei der Station von der Admiralität die "weitere 
privatdienstliche Nachricht des Inhalts eingegangen, daß die Bewegung [in Berlin] im Einverneh
men mit der U.S.P. eingeleitet sei und der Reichspräsident gebeten worden wäre, sein Amt als 
solcher weiterzuführen". 
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sicb bei mir clic Vukkassuug, 6s6 icb politiscb neutral mibtärlscb bandeln müsse, 
wie es die Umstände erkorderten. Das babe icb Zetan und die Verantwortung dakür 
getragen. Venn icb bei einer Ltelle, wie mir vorgeworken wird, gesagt baben soll: 
,,Icb trete ein kür Kube und Ordnung" im Dienste der neuen Regierung", so bann 
das nur, icb weik die Ltelle niebt mebr, gescbeben sein (wie icb soeben erkabre, 
babe icb diese Vendung niebt einmal gebraucbt), nacbdem der Lbek der 
Admiralität erklärt batte, mit der blarine - aber aucb nur kür Rube und Ordnung - 
sieb der neuen Regierung rur Verkügung gestellt ru baben, und naebdem mir aus 
Lerlin von bisber amtlieber Ltelle (Admiralität und Reiebsbanrlei) die Mitteilung 
geworden war, da6 die alte und neue Regierung sieb ru einer neuen Rusammenset- 
rung die Hand gereiebt bätten. Die bkeldungen auk die Ricbtigkeit ru prüken, war 
ieb niebt in der Rage, bind sie parteipobtiscb ru bewerten, lebnte ieb ab. Vber ieb 
gebe ebne weiteres ru, verkassungsmäbige Regierung wäre der riebtigere ^us- 
druck gewesen. leb babe diesen Ausdruck aueb sonst durebweg gewäblt.
^.ueb die von mir angeordneten Verbaktungen (auk Orund der mir sebon im lanuar 
verbebenen Restimmungen des Vusnabmerustandes) sind nur da angeordnet 
worden, wo ieb andernkalls eine Ltörung in der Vukreebterbaltung der Rube oder 
eine gekäbrdeteklk parteipobtisebe Belästigung wabrnabm oder bekürcbten müllte. 
Rin Liid kür das von mir ersebnte Verbalten gibt mein Vukruk vom 17. Närr^.
Vm 18. Vlärr bat eine Versammlung politiseber Larteien im Rieler Ratbaus bei der 
verkassungsmäkigen Regierung meine ^bsetrung beantragt, runäcbst okkenbar 
ebne Rrkolg, dann ist sie erkolgt am 18. Närr. Die Anlagen 1-4^ geben über den 
Vorgang näbersn ^ukscbluL.
Vm 19. bbärr bin icb einem Ruk der Gruppen kolgend in ernster Ltunde nocbmals 
bervorgetreten, da mir die militäriscbe Lituation in Riel als äullerst bedenklicb und 
kritiscb gescbildert wurdet Die keste Ruversicbt der Xerntruppen ru mir gab mir 
das Vertrauen, da6 icb vielleicbt nocb imstande sei, scbweres Onbeil ru verbüken. 
Icb war aber scblieülicb bereit, micb dem bissigen Ltationscbek rur Verkügung ru 
stellen, wenn icb dabei an der Lpitre der Iruppen nacb der allgemeinen Rage nocb 
belkend eingreiken konnte. In diesem Linne batte icb an einen IVil der Ibuppen,

10 blickt ermittelt.
11 blickt ermittelt. ^m 18. blsrr ricktete bevelrow den ..kernspruck sn -Vile; Oelegentlick der gestern 

sn mick gerichteten Hersuskorderung ist mir von vielen 8leIIen susdrücklick gemeldet worden, dsü 
Iruppen in richtigem militärischen Oekühl den 8ckritt der Vertreter der 8tsdt mibkilligen und 
kreudig hinter ihren kukrer treten, der von -Vnksng sn seine einzige -Vukgsbe dsrin ssh, kür Kühe und 
Ordnung einrutreten. Ich weiü dieses Vertrauen meiner treuen Untergebenen einrusckstren. Ireue 
um Ireue." k 4886 /V-I-26 Kd. I. blssck. konrept.) Oleickreitig Iie6 bevetrow einen
snderen „kernspruck sn -Vlle"' sbsetren; ,,8eit gestern nschmittsg sind in Herlin die verksssungs- 
msüigen Zustände wieder eingetreten. Oie verksssungsmsüige kegierung ist wieder sm Kuder. -Vile 
^Isünskmen rur WiederbersteUung und Xukrsckterksltung von Kühe und Ordnung werden dsher 
unter dem verksssungsmsüigen keickswekrminister durchgekührt. Oieses ist der Gruppe sokort 
beksnntrugeben." (^m gleichen Kundort. ^Issck. konrept.)

12 Admirs! v. bevetrow war sm 18. blsrr von der kegierung seines Kommandos enthohen worden; er 
trst jedoch bereits sm Vormittsg des kolgenden Isges mit dem Anspruch suk, gestütrt suk dss 
Vertrsuen der "Kruppe und eines leils der -Vrbeitersckskl, wiederum den Lekehl über die 8tstion ru 
kübren, lieb den rivilen Leirst dss 8tslionskommsndos und seinen IVsckkolger, den -Vdmirsl kwers, 
verhskten, stieb dabei aber suk den w iderstand einer .Vnrskl von Okkirieren. korstmeier 8. 72. 
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sich bei mir die Auffassung, daß ich politisch neutral militärisch handeln müsse, 
wie es die Umstände erforderten. Das habe ich getan und die Verantwortung dafür 
getragen. Wenn ich bei einer Stelle, wie mir vorgeworfen wird, gesagt haben soll: 
"Ich trete ein für Ruhe und Ordnung im Dienste der neuen Regierung", so kann 
das nur, ich weiß die Stelle nicht mehr, geschehen sein (wie ich soeben erfahre, 
habe ich diese Wendung nicht einmal gebraucht), nachdem der Chef der 
Admiralität erklärt hatte, mit der Marine - aber auch nur für Ruhe und Ordnung
sich der neuen Regierung zur Verfügung gestellt zu haben, und nachdem mir aus 
Berlin von bisher amtlicher Stelle (Admiralität und Reichskanzlei) die Mitteilung 
geworden war, daß die alte und neue Regierung sich zu einer neuen Zusammenset
zung die Hand gereicht hätten. Die Meldungen auf die Richtigkeit zu prüfen, war 
ich nicht in der Lage. Und sie parteipolitisch zu bewerten, lehnte ich ab. Aber ich 
gebe ohne weiteres zu, verfassungsmäßige Regierung wäre der richtigere Aus
druck gewesen. Ich habe diesen Ausdruck auch sonst durchweg gewählt. 

Auch die von mir angeordneten Verhaftungen (auf Grund der mir schon im Januar 
verliehenen Bestimmungen des Ausnahmezustandes) sind nur da angeordnet 
worden, wo ich andernfalls eine Störung in der Aufrechterhaltung der Ruhe oder 
eine gefährdete[!] parteipolitische Belästigung wahrnahm oder befürchten mußte. 
Ein Bild für das von mir ersehnte Verhalten gibt mein Aufruf vom 17. März10

• 

Am 18. März hat eine Versammlung politischer Parteien im Kieler Rathaus bei der 
verfassungsmäßigen Regierung meine Absetzung beantragt, zunächst offenbar 
ohne Erfolg, dann ist sie erfolgt am 18. März. Die Anlagen 1-411 geben über den 
Vorgang näheren Aufschluß. 

Am 19. März bin ich einem Ruf der Truppen folgend in ernster Stunde nochmals 
hervorgetreten, da mir die militärische Situation in Kiel als äußerst bedenklich und 
kritisch geschildert wurde12

• Die feste Zuversicht der Kerntruppen zu mir gab mir 
das Vertrauen, daß ich vielleicht noch imstande sei, schweres Unheil zu verhüten. 
Ich war aber schließlich bereit, mich dem hiesigen Stations chef zur Verfügung zu 
stellen, wenn ich dabei an der Spitze der Truppen nach der allgemeinen Lage noch 
helfend eingreifen konnte. In diesem Sinne hatte ich an einen Teil der Truppen, 

10 Nicht ermittelt. 

11 Nicht ermittelt. Am 18. März richtete Levetzow den •• Fernspruch an Alle: Gelegentlich der gestern 
an mich gerichteten Herausforderung ist mir von vielen Stellen ausdrücklich gemeldet worden, daß 
Truppen in richtigem militärischen Gefühl den Schritt der Vertreter der Stadt mißbilligen und 
freudig hinter ihren Führer treten, der von Anfang an seine einzige Aufgabe darin sah, für Ruhe und 
Ordnung einzutreten. Ich weiß dieses Vertrauen meiner treuen Untergebenen einzuschätzen. Treue 
um Treue." (BA-MA. F 4886 A-I-26 Bd. I. \fasch. Konzept.) Gleichzeitig ließ Levetzow einen 
anderen "Fernspruch an Alle" absetzen: "Seit gestern nachmittag sind in Berlin die verfassungs
mäßigen Zustände wieder eingetreten. Die verfassungsmäßige Regierung ist wieder am Ruder. Alle 
Maßnahmen zur Wiederherstellung und Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung werden daher 
unter dem verfassungsmäßigen Reichswehrminister durchgeführt. Dieses ist der Truppe sofort 
bekanntzugeben. " (Am gleichen Fundort. Masch. Konzept.) 

12 Admiral v. Levetzow war am 18. März von der Regierung seines Kommandos enthoben worden; er 
trat jedoch bereits am Vormittag des folgenden Tages mit dem Anspruch auf, gestützt auf das 
Vertrauen der Truppe und eines Teils der Arbeiterschaft, wiederum den Befehl über die Station zu 
führen, ließ den zivilen Beirat des Stationskommandos und seinen Nachfolger, den Admiral Ewers, 
verhaften, stieß dabei aber auf den Widerstand einer :\nzahl von Offizieren. Forstmeier S. 72. 
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gera6e, als cler inrwisellen rum Oouvsrneur ernannte Oarbe^ an miell llerantrat, 
um mir clie krage ru stellen, oll icll unter k/mständen - clle Kntsellei6ung llellielt er 
siell vor - llereit sei, mit illm rusammen l'ruppen un6 iNlleiter rum Lusammen- 
selllull ru llringsn. In 6er iVot cler 8tun6e selllug iell unlleclenlcliell ein uncl 
erwirkte clurcll eine ^nspraelle an clie Kerntruppen illre Zustimmung llierru. Krst 
als etwa eine 8tuncle spater am I^iaellmittag cles 19. Närr mir cier ^ivilgouverneur 
erklärte, auk miell verricllten ru können uncl clen clerreitigen 8tationsellek mir 
vorriellen ru vollen, uncl mir erökknete, 6a6 iell suell nacll seiner Vukkassung cler 
8aelle einen grollen Dienst täte, wenn iell, um je6en Zwiespalt ru vermeiclen, 
meine weiters Kinwirkung lallen lielle uncl wsgginge, llalle icll miell llierru sokort 
llereit erklärt uncl clas kommanclogelläucle verlassen uncl is6ss weitere kingrsiksn 
meinerseits encigültig aukgsgsllsn. Neins iVllsicllt war, miell in meine Vollnung ru 
llegellen, als mir - naellträglicll üllsrmittslt - ein kslskongsspräcll von cler 
^clmiralität in Lerlin - allgegellen etwa rolln Dllr vormittags - clurcll meinen 
krülleren V6iutanten üllerllracllt wurcle, cler mir vertrauliell mitteilte, clall r. Ä. llei 
cler Leisllsregierung Erwägungen gepllogen würclen, miell naell kerlin ru ruken, 
um miell unter Dmstänclen angesicllts cler clrollenclen Oekallr im Leielle kür eine 
Ollerllekelllsllallerstelle vorrusellen, cla man momentan eine starke kaust gellrau- 
clle^. Da aller ein kortkommen aus Kiel mit cler Lalln unter 6en ollwaltenclen 
Verllältnissen uncl cler gegen miell llestellenclen 8timmungen in 6er Levölkerung 
niellt mögliell war, entsslllok iell miell, üller clie krobstei llinweg 6ie näcllste 
Lallnstation ru gewinnen, um von clort Lerlin ru erreiellen o6er mir von Lerlin 
6ortllin ein klugreug rur Lekörüerung ru llestellen. Kaell 6er krollstei kullr iell in 
meiner llisllerigen Notorbarkasse, nacll6em iell mir im Hinlllick auk clie Onsieller- 
lleit 6er Lage einen Avilüllerrieller un6 Hut llesellakkt llatte. Neins Onikormallrei- 
cllen llalle iell mir später von 6er lacke allgetrennt. Neinen llisllerigen rVÖMtanten, 
Ollerleutnant Ne^er, un6 krülleren ^miralstallsokkirier, kapitänleutnant Litre, 
llat icll, miell naell Lerlin ru llegleiten.
^m 8onnallen6 naellmittag llin icll in Lüt^enllurg mit meinen Legleitern eingetrok- 
ken. Iell wollte am näellsten Norgen mit clem ersten kuge naell küllsek kallren un6 
vorller 6as Leiellswellrministerium (V6miralität) ersuellen, mir naell Külleck 
(Leiellsllank) 6ie nälleren Anweisungen kür 6ie ^Veiterkallrt gellen ru lassen. Leim 
Betreten von klltienllurg llin icll in 8ellutrllakt genommen uncl in solclle selllielliiell 
rum Lürgermeister geküllrt un6 von clort um Nitternacllt ins Oekängnis gellraellt 
wor6en. kurr naell Nitternaellt llin icll mit meinen Legleitern wi«6er aus 6em Lett 
gellolt worden un6 mit gekesselten Dän6en wie ein Verllrecller naell kiel geküllrt 
uncl clort wie6er im Oekängnis untergellraellt wor6en.
Iell erllelle 6sn sellärksten Lrotest gegen 6ie mir angetane krnieclrigung un6 
Lellan6Iung wie einen gemeinen Verllrecller, uncl iell weise 6en gegen miell als 
üeutscller Nann, 6er seinem Vat6rlan6e in glüllen6er Legeisterung un6 in clen

13 Albert 6srde (8?D), ktedslcleur, sm 19. Närr suk Drängen des rivilen keirsts rum „Avilgouver- 
neur" von Kiel ernsnnt. Lorstmeier 8. 72.

14 Lin lelekongespräcii dieses Inlrslks rvviselien dem Liiek der ^enkrslsbleilung in der ^dmirsliläl, 
Xspilän rur 8se kiseder, und dem Lliek des 8lst>es der Oslseeskstion, Korvettenlcspitsn 8ei>ullre, 
cvsr bereils sm VormiUsg des 19. Närr dem Zeirsi iielcsnnt.

79

Der Putsch 15.1.-21.3.1920 35. 

gerade, als der inzwischen zum Gouverneur ernannte Garbe13 an mich herantrat, 
um mir die Frage zu stellen, ob ich unter Umständen - die Entscheidung behielt er 
sich vor - bereit sei, mit ihm zusammen Truppen und Arbeiter zum Zusammen
schluß zu bringen. In der Not der Stunde schlug ich unbedenklich ein und 
erwirkte durch eine Ansprache an die Kerntruppen ihre Zustimmung hierzu. Erst 
als etwa eine Stunde später am Nachmittag des 19. März mir der Zivilgouverneur 
erklärte, auf mich verzichten zu können und den derzeitigen Stationschef mir 
vorziehen zu wollen, und mir eröffnete, daß ich auch nach seiner Auffassung der 
Sache einen großen Dienst täte, wenn ich, um jeden Zwiespalt zu vermeiden, 
meine weitere Einwirkung fallen ließe und wegginge, habe ich mich hierzu sofort 
bereit erklärt und das Kommandogebäude verlassen und jedes weitere Eingreifen 
meinerseits endgültig aufgegeben. Meine Absicht war, mich in meine Wohnung zu 
begeben, als mir - nachträglich übermittelt - ein Telefongespräch von der 
Admiralität in Berlin - abgegeben etwa zehn Uhr vormittags - durch meinen 
früheren Adjutanten überbracht wurde, der mir vertraulich mitteilte, daß z. Zt. bei 
der Reichsregierung Erwägungen gepflogen würden, mich nach Berlin zu rufen, 
um mich unter Umständen angesichts der drohenden Gefahr im Reiche für eine 
OberbefehlshabersteIle vorzusehen, da man momentan eine starke Faust gebrau
che14• Da aber ein Fortkommen aus Kiel mit der Bahn unter den obwaltenden 
Verhältnissen und der gegen mich bestehenden Stimmungen in der Bevölkerung 
nicht möglich war, entschloß ich mich, über die Probstei hinweg die nächste 
Bahnstation zu gewinnen, um von dort Berlin zu erreichen oder mir von Berlin 
dorthin ein Flugzeug zur Beförderung zu bestellen. Nach der Probstei fuhr ich in 
meiner bisherigen Motorbarkasse, nachdem ich mir im Hinblick auf die Unsicher
heit der Lage einen Zivilüberzieher und Hut beschafft hatte. Meine Uniformabzei
chen habe ich mir später von der Jacke abgetrennt. Meinen bisherigen Adjutanten, 
Oberleutnant Meyer, und früheren Admiralstabsoffizier, Kapitänleutnant Eltze, 
bat ich, mich nach Berlin zu begleiten. 

Am Sonnabend nachmittag bin ich in Lütjenburg mit meinen Begleitern eingetrof
fen. Ich wollte am nächsten Morgen mit dem ersten Zuge nach Lübeck fahren und 
vorher das Reichswehrministerium (Admiralität) ersuchen, mir nach Lübeck 
(Reichsbank) die näheren Anweisungen für die Weiterfahrt geben zu lassen. Beim 
Betreten von Lütjenburg bin ich in Schutzhaft genommen und in solche schließlich 
zum Bürgermeister geführt und von dort um Mitternacht ins Gefängnis gebracht 
worden. Kurz nach Mitternacht bin ich mit meinen Begleitern wieder aus dem Bett 
geholt worden und mit gefesselten Händen wie ein Verbrecher nach Kiel geführt 
und dort wieder im Gefängnis untergebracht worden. 

Ich erhebe den schärfsten Protest gegen die mir angetane Erniedrigung und 
Behandlung wie einen gemeinen Verbrecher, und ich weise den gegen mich als 
deutscher Mann, der seinem Vaterlande in glühender Begeisterung und in den 

13 Albert Garbe (SPD), Redakteur, am 19. März auf Drängen des zivilen Beirats zum "Zivilgouver
ne ur" von Kiel ernannt. Forstmeier S. 72. 

14 Ein Telefongespräch dieses Inhalts zwischen dem Chef der Zentralabteilung in der Admiralität, 
Kapitän zur See Raeder, und dem Chef des Stabes der Ostseestation, Korvettenkapitän Schnitze, 
war bereits am Vormittag des 19. März dem Beirat bekannt. 
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verantwortungsvollsten Stellungen in langer Oienstreit in Anerkennung gedient 
llat, init Entrüstung den ausgesprochenen Verdacht rurück. Oin derartiger 
Vorwurk reicht nicht an meine Oerson heran.

ger. v. Oevetrow 
Konteradmiral.

36.

lVIeldung «les Okerkekeklskakers der keiekswekr-Oruppe 4, Oenerslms- 
jor v. Nökl, an dss Reivliswehrininisterinm üker erkorderlieke Änderun

gen nnlitsrisvker Verkältnisse.

22. HIsrL 1920. münctien. I» IVr. 448 xekeiin. - 888tV IV. 6rnppenl«oniinsiiüo 4, KO. 2 
2. IVIssvk. Xonrept.

Vuk Orund verschiedener Eindrücke während der letrten V^oche unterllreite ich 
einige Vnträge, die rum leil schon krüher gestellt wurden, deren kicktigkeit sich 
aller durch die Ereignisse erwiesen und deren Bedeutung sich verstärkt hat.
1. Oie Bestimmung, dall die kandesregierung einen Oinllull auk die Vuswahl des 
Oandes/commandanken ausüllt^, ist auk die Dauer unhaltllar. Os mull einkach 
Heiken: ,,Oer älteste keichswehrkührer r'^t Oandeskommandant." Sonst kann es 
llei jeder politischen Spannung dsru kommen, dall die kegierung entweder von 
sich aus oder unter dem Oruck gewisser Karteien einen anderen kandeskomman- 
danten verlangt, was vom militärischen Standpunkt aus doch nicht rugestanden 
werden könnte. Vuch die Oandesregierung wird der Volksvertretung gegenüller 
einen leichteren Stand Hallen, wenn sie erklären kann, dall sie auk die Lesetrung 
der obersten keichswellrstelle keinen Oinklull llat.
2. Oie Oandesregierung kann in militärischen Angelegenheiten llei der keicllsre- 
gierung nicht durch einen Leamten vertreten werden?. Oiese Oinrichtung ist 
entweder üllerklüssig oder schädlich. ^Venn die Oandesregierung in militärischen 
Angelegenheiten llesondere wünsche geltend machen will, so kann sie sich hiekür

I Oie von der Heicbsregierung mit den bändern Oreullen, Ladern, Aachen, Württemberg und Oaden 
getroffene ,Weimarer Vereinbarung" sab vor, dall die aus diesen bändern relcrutierten Iruppen- 
teile ,,einen in sieb geschlossenen Verband" unter einem ,,bLndesbommLndanten" bilden sollten. 
Oie Ernennung dieses bandesbommandanten sollte ,,auf Vorseblag der betr. Landesregierung" 
erfolgen. I^aeb der ^.nnabme des Versailler Vertrages var demgegenüber vereinbart worden, dall 
der dienstälteste Oeleblsbaber der naeb der neuen Hecbtslage allein möglicben ,,1andsmLnn8ebakt- 
liob geseblossenen l'ruppeneinbeiten" die vorgesebene Funktion des bandesbommandanten 
,,sinngemäü ausüben" solle. (Martin Zittau, Oas ^ebrgesetr vom 23. klärr 1921. Oücber tür keebt, 
Verwaltung und ^Virtsebaft Ld. 13.^ Oerlin 1926. 8. 170-172.)

2 In Oayern war wie in 8acbsen der ^lilitärbevollmäebtigte naeb Fortfall der eigenstaatlieben ^.rmee 
ins civile Oeamtenverbältnis übernommen worden. Vgl. 8cbreiben des Oa^eriscben ^Ijlitärbevoll- 
mäebtigten ^lr. 4737 vom 22. Zeptember 1919 und des 8äebsiseben ^lilitärbevollmäebtigten 
iVr. 6015 voni 13. Oktober 1919 an den Oadiseben ^lilüärbevollmaebkigken (H8l/V 8luttgart. 660 
I^ib ^Vaenber von Oanbensebwei! I^r. 25. .XIascb. Ausfertigungen). 
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verantwortungsvollsten Stellungen in langer Dienstzeit in Anerkennung gedient 
hat, mit Entrüstung den ausgesprochenen Verdacht zurück. Ein derartiger 
Vorwurf reicht nicht an meine Person heran. 

36. 

gez. v. Levetzow 
Konteradmiral. 

Meldung des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 4, Generalma
jor v. Möhl, an das Reichswehrministerium über erforderliche Änderun

gen militärischer Verhältnisse. 

22. März 1920. München. Ia Nr. 448 geheim. - BHStA IV. Gruppenkommando 4, Bd. 2 
Akt 2. Masch. Konzept. 

Auf Grund verschiedener Eindrücke während der letzten Woche unterbreite ich 
einige Anträge, die zum Teil schon früher gestellt wurden, deren Richtigkeit sich 
aber durch die Ereignisse erwiesen und deren Bedeutung sich verstärkt hat. 

1. Die Bestimmung, daß die Landesregierung einen Einfluß auf die Auswahl des 
Landeskommandanten ausübtl, ist auf die Dauer unhaltbar. Es muß einfach 
heißen: "Der älteste Reichswehrführer ist Landeskommandant. " Sonst kann es 
bei jeder politischen Spannung dazu kommen, daß die Regierung entweder von 
sich aus oder unter dem Druck gewisser Parteien einen anderen Landeskomman
danten verlangt, was vom militärischen Standpunkt aus doch nicht zugestanden 
werden könnte. Auch die Landesregierung wird der Volksvertretung gegenüber 
einen leichteren Stand haben, wenn sie erklären kann, daß sie auf die Besetzung 
der obersten ReichswehrsteIle keinen Einfluß hat. 

2. Die Landesregierung kann in militärischen Angelegenheiten bei der Reichsre
gierung nicht durch einen Beamten vertreten werden2

• Diese Einrichtung ist 
entweder überflüssig oder schädlich. Wenn die Landesregierung in militärischen 
Angelegenheiten besondere Wünsche geltend machen will, so kann sie sich hiefür 

Die von der Reichsregierung mit den Ländern Preußen, Bayern, Sachsen, Württemberg und Baden 
getroffene "Weimarer Vereinbarung" sah vor, daß die aus diesen Ländern rekrutierten Truppen
teile "einen in sich geschlossenen Verband" unter einem "Landeskommandanten" bilden sollten. 
Die Ernennung dieses Landeskommandanten sollte "auf Vorschlag der betr. Landesregierung" 
erfolgen. Nach der Annahme des Versailler Vertrages war demgegenüber vereinbart worden, daß 
der dienstälteste Befehlshaber der nach der neuen Rechtslage allein möglichen "landsmannschaft
lich geschlossenen Truppeneinheiten" die vorgesehene Funktion des Landeskommandanten 
"sinngemäß ausüben" solle. (Martin Rittau, Das Wehrgesetz vom 23. März 1921. Bücher für Recht, 
Verwaltung und Wirtschaft Bd. 13. 2 Berlin 1926. S. 170-172.) 

2 In Bayern war wie in Sachsen der Militärbevollmächtigte nach Fortfall der eigenstaatlichen Armee 
ins zivile Beamtenverhältnis übernommen worden. Vgl. Schreiben des Bayerischen Militärbevoll
mächtigten Nr. 4737 vom 22. September 1919 und des Sächsischen Militärbevollmächtigten 
Nr. 6015 vorn 13. Oktober 1919 an den Badischen ~Iilitärbevollmächtigten (HStA Stuttgart. l\I 660 
NL Waenker von Dankenschweil Nr. 25. ;\fascho Ausfertigungen). 
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des Landesbommandanten oder ibres Oesandten bedienen. Lin VkrZrtärbevoZZ- 
mäcZrtrFter bann nur dem Landeslcommandanten untersteben. Icb berweikle 
allerdings, nt) diese Linricbtung überbaupt nötig ist. Lie kann, wenn Ltatrücbsicb- 
ten es erfordern, aucb irn Nebenamt ausgeübt werden.
3. Die letzten Lreignisse dürften binlanglicb erwiesen baben, dall die Verbaltnisse 
in Dauern eigenartig sind und einer weitgellenden Centralisation widerstreben. 
Dies veranlagt rnieli, meine selion gestellten Anträge neuerdings ru betonen, dall 
die ba^eriscbe keicbswebr aueb bünktig dem Kerc/rLrveZrrmrUterr'um unmitteZZlar 
untersteZZt und dall die ba^errsc/re /OrriaZZerre^ in irgend einer Lorm unter dem 
Dekebl des Landesbommandanlen bleibt.
4. Icb balle es lür angereigt, an verabschiedete äZtere OMrZere den dringenden 
Appell ru ricbten, sieb niebt in Deicbswebrangelegenbeiten einrumiseben. Vlir 
baben einige altere Okkiriere Zebwierigbeilen bereitet, indem sie in einer aukkallen- 
den Onbenntnis der allgemeinen Lage an meiner Haltung Xritib übten und, 
gestütrt auk ibre Autorität, gewisse Scbwanbungen bervorrieken. Icb weil!, dall 
äbnlicbe Verbältnisse aucb aullerbalb Dauerns besteben, und bitte daber, dall von 
irgend einer boben rentralen Stelle aus in dieser kicbtung blar und deutlicb 
abgewunicen wird. Lestigung der Disciplin innerbaib des Okkirierborps wird in der 
näcbsten ^ubunkt eine unserer wicbtigsten ^ukgaben sein. ^Ile LinDüsse von 
aullen obne jede ^usnabme müssen daber ausgescbaltet werden.

Der Oberbekeblsbaber 
ger. von blöbl 
Oeneralmajor.

3 Das lkeiter-kegiment in Lamherg hätte in Öhereinstimmung mil dem Versailler Vertrag tliner 
tvavallerieclivision unterstellt >ver6en müssen, ^voüureü clie in cier ,,V/eimarer Vereinbarung" 
(s. ^nm. I) vorgesehene lanclsmannsehaktlielie Olieüerung (les ^leeres (lurehbroclien vvorcien wäre. 
Oie Onterstellung unter üie 3. Xavallerie-Oivision erscheint erst in cler Rangliste cles cleutsehen 
keiehsheeres nach clem Ltanäe vom 1. ^lai 1928.

37.

Verordnung des Oderdekeblsbstrers der Neiebswebr-Oruppe 1 und 
Stellvertretenden Neieliswelrrniinisters, Oenerslinajor v. Seeelit, ülier 
die keelrte von ^rlreitnelnnern, die in der lLinwolinerwebr, der teelini- 

selien l>lotliilke oder als Xeitkreiwillige Dienst tun.

22. Atärr 1920. Herlin. - 8nt IVtünster. O1»erprü»iüiuin IXr. 6321. Kerlruelcle ^lrsolirikt.

^uk Orund der Verordnung des lieicbspräsidenten vom 13. 1. 20 wird verkügt: 
Den t^rbeitnebmern, die sieb rur ^ukrecbterbaltung der ökkentlieben liube, 
Sieberbeit und Ordnung in den Dienst der Linwobnerwebr, der 2eitkreiwilligen 
oder der tecbniscben I^otbilke gestellt baben, bann von den Arbeitgebern aus 
diesem ^nla6 nicbt gebündigt werden. Die ^rbeitnebmer gelten kür die 2eit ibres 
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des Landeskommandanten oder ihres Gesandten bedienen. Ein Militärbevoll
mächtigter kann nur dem Landeskommandanten unterstehen. Ich bezweifle 
allerdings, ob diese Einrichtung überhaupt nötig ist. Sie kann, wenn Etatrücksich
ten es erfordern, auch im Nebenamt ausgeübt werden. 

3. Die letzten Ereignisse dürften hinlänglich erwiesen haben, daß die Verhältnisse 
in Bayern eigenartig sind und einer weitgehenden Zentralisation widerstreben. 
Dies veranlaßt mich, meine schon gestellten Anträge neuerdings zu betonen, daß 
die bayerische Reichswehr auch künftig dem Reichswehrministerium unmittelbar 
unterstellt und daß die bayerische Kavallerie3 in irgend einer Form unter dem 
Befehl des Landeskommandanten bleibt. 

4. Ich halte es für angezeigt, an verabschiedete ältere Offiziere den dringenden 
Appell zu richten, sich nicht in Reichswehrangelegenheiten einzumischen. Mir 
haben einige ältere Offiziere Schwierigkeiten bereitet, indem sie in einer auffallen
den Unkenntnis der allgemeinen Lage an meiner Haltung Kritik übten und, 
gestützt auf ihre Autorität, gewisse Schwankungen hervorriefen. Ich weiß, daß 
ähnliche Verhältnisse auch außerhalb Bayerns bestehen, und bitte daher, daß von 
irgend einer hohen zentralen Stelle aus in dieser Richtung klar und deutlich 
abgewunken wird. Festigung der Disziplin innerhalb des Offizierkorps wird in der 
nächsten Zukunft eine unserer wichtigsten Aufgaben sein. Alle Einflüsse von 
außen ohne jede Ausnahme müssen daher ausgeschaltet werden. 

Der Oberbefehlshaber 
gez. von Möhl 
Generalmajor. 

3 Das Reiter-Regiment in Bamberg hätte in Übereinstimmung mit dem Versailler Vertrag einer 
Kavalleriedivision unterstellt werden müssen, wodurch die in der "Weimarer Vereinbarung" 
(s. Anm. 1) vorgesehene landsmannschaftliche Gliederung des Heeres durchbrüchen worden wäre. 
Die Unterstellung unter die 3. Kavallerie-Division erscheint erst in der Rangliste des deutschen 
Reichsheeres nach dem Stande vom 1. Mai 1928. 

37. 

Verordnung des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 1 und 
Stellvertretenden Reichswehrministers, Generalmajor v. Seeckt, über 
die Rechte von Arbeitnehmern, die in der Einwohnerwehr, der techni-

schen Nothilfe oder als Zeitfreiwillige Dienst tun. 

22. März 1920. Herlin. - StA Münster. Oberpräsidium Nr. 6321. Gedruckte Abschrift. 

Auf Grund der Verordnung des Reichspräsidenten vom 13. 1. 20 wird verfügt: 

Den Arbeitnehmern, die sich zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung in den Dienst der Einwohnerwehr, der Zeitfreiwilligen 
oder der technischen Nothilfe gestellt haben, kann von den Arbeitgebern aus 
diesem Anlaß nicht gekündigt werden. Die Arbeitnehmer gelten für die Zeit ihres 
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Dienstes in 6er Linwobnerwebr, in ^eitlreiwilligenlormationen o6er in teebniseber 
IVotbille als von ibrer jetzigen Dienststelle beurlaubt. Dobnlrürrungen 6ürlen niebt 
eintreten. Ibr ^Vis6ereintritt in clie lrübere Lerulsstelle bleibt ibnen reebtlieb 
gesiebert. Der iXacbweis cles geleisteten Dienstes ist von 6er leitenden Ltelle 6er 
Dinwobnerwebr, 6er 2eitlreiwilligenlormation (rnil. Ivomman6oslelle) o6er teebni- 
seben IXotbille täglieb ru bescbeinigen. Dnbesebaüet 6is8er liegelung sin6 
begrün6ete kelllamationen 6er Arbeitgeber weitgebenü ru berüebsicbtigen. ?!uwi- 
6erban6lungen wer6en gemäll 8 4 6er Verordnung 6es Heicbsprasi6enten vorn 13. 
I. 20^ bestralt^.

Der Oberbekeblsbaber 
v. Leeolct 

Generalmajor.

18 4 der Verordnung des lleicltsprüsidenten vom 13. lanuur 1920 (vgl. IVr. 53 ^nm. 2) stellte 
2uviderltundlungen gegen Anordnungen cles ^lilitürltekelilsltnbers, die im Interesse der ökkentliclien 
Lickierlieit ergangen vsren, unter Ltruke.

2 6egen diese Verordnung ertiod der Oberpräsident der ?rovinr Luclrsen, Hörsing, in einem 
Lcüreiben nn den keiclrsvekrminister vom 8. z^pril 1920 (Xudinett Vlüller I IVr. 26) „sclivervie- 
gende Ledenlren", veil sie nuek den Angehörigen der 2eitkreiviIIigenverI>Lnde, Linvoknervekren 
und technischer »otkille rugute lcüme, die sielt auk die 8eite der Kspp-Kegierung gestellt hätten, 
und sekrte die Verökkentlieliung der Verordnung ,,einstveilen" nus. Uns kieichsjustirministerium 
erlclürte jedoch die Verordnung kür rechtlich nielit ru hennstunden (ebd. ^nm. 4).

38.

Lekeül cies Oberkekelilstialiers cler Keieüsweür-Oruppe I unü 8teIIv6r- 
tretenclen keielbsweüriniiüslers, Oenernlrnajoi' v. 8eeelit, ül»er die Ver- 
snlwortlielilielt «ler 8olclnl6n kür iür Verliallen Ireirn ^spp-lbüttwitr-

Dutselr.

23. Mrirr 1920. kerlin. Is/op. IVo. 16454. - IV 38/28. Alsscli. 4tbsclirikt.

lob bitte 6er Gruppe rnitruteilen, 6a6 eine Lestralung 6erienig6n Dersönliebliei- 
ten, velebe 6en keleblen ibrer militäriseben kubrer gelolgt sin6, ebenso nusge- 
soblossen ist, vis es selbstverstLn6lieb ist, 6a6 6er verantvortbcbe oberste I^übrer 
lür sein Verbalten eintreten mull, leb bitte, 6ies 6er IVuppe in meinem IVamen 
begannt ru geben un6 meine llrvartung ausruspreeben, 6a6 sie sieb ebenso unter 
^U8scbei6ung aller politiscben Lrvägungen jetrt meinem Lekebl unterstellt, 6er 
ieb lür 6ie Daltung 6er Gruppe 6er verlassungsmälligen liegierung gegenüber 
allein 6ie Verantwortung trage.

ger. von Leeelct
Generalmajor un6 Oberbekeblsbaber.
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38. 23.3.1920 Kapitel I 

Dienstes in der Einwohnerwehr, in Zeitfreiwilligenformationen oder in technischer 
Nothilfe als von ihrer jetzigen Dienststelle beurlaubt. Lohnkürzungen dürfen nicht 
eintreten. Ihr Wiedereintritt in die frühere Berufsstelle bleibt ihnen rechtlich 
gesichert. Der Nachweis des geleisteten Dienstes ist von der leitenden Stelle der 
Einwohnerwehr, der Zeitfreiwilligenformation (mil. Kommandostelle) oder techni
schen Nothilfe täglich zu bescheinigen. Unbeschadet dieser Regelung sind 
begründete Reklamationen der Arbeitgeber weitgehend zu berücksichtigen. Zuwi
derhandlungen werden gemäß § 4 der Verordnung des Reichspräsidenten vom 13. 
1. 201 bestraft2• 

Der Oberbefehlshaber 
v. Seeckt 

Generalmajor. 

§ 4 der Verordnung des Reichspräsidenten vom 13. Januar 1920 (vgl. Nr. 53 Anm. 2) stellte 
Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen des Militärbefehlshabers, die im Interesse der öffentlichen 
Sicherheit ergangen waren, unter Strafe. 

2 Gegen diese Verordnung erhob der Oberpräsident der Provinz Sachsen, Hörsing, in einem 
Schreiben an den Reichswehrminister vom 8. April 1920 (Kabinett Müller I Nr. 26) "schwerwie
gende Bedenken", weil sie auch den Angehörigen der Zeitfreiwilligenverbände, Einwohnerwehren 
und technischer NothiUe zugute käme, die sich auf die Seite der Kapp-Regierung gestellt hätten, 
und setzte die Veröffentlichung der Verordnung "einstweilen" aus. Das Reichsjustizministerium 
erklärte jedoch die Verordnung für rechtlich nicht zu beanstanden (ebd. Anm. 4). 

38. 

Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 1 und Stellver
tretenden ReichswehrIllinisters, GeneralIllajor v. Seeckt, über die Ver
antwortlichkeit der Soldaten für ihr Verhalten beiIll Kapp-Lüttwitz-

Putsch. 

23. März 1920. Berlin. Ia/op. No. 16454. - BA·MA. N 38/28. Masch. Abschrift. 

Ich bitte der Truppe mitzuteilen, daß eine Bestrafung derjenigen Persönlichkei
ten, welche den Befehlen ihrer militärischen Führer gefolgt sind, ebenso ausge
schlossen ist, wie es selbstverständlich ist, daß der verantwortliche oberste Führer 
für sein Verhalten eintreten muß. Ich bitte, dies der Truppe in meinem Namen 
bekannt zu geben und meine Erwartung auszusprechen, daß sie sich ebenso unter 
Ausscheidung aller politischen Erwägungen jetzt meinem Befehl unterstellt, der 
ich für die Haltung der Truppe der verfassungsmäßigen Regierung gegenüber 
allein die Verantwortung trage. 
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gez. von Seeckt 
Generalmajor und Oberbefehlshaber. 



Der Outsell 24. Z. 1920 39.

39.

AllelüunA kier kubrer kier iin kubrAebiet vervenlietert bg^Erisoberl un<I 
HVÜrttemberKiseb-bskliseben Gruppen, Oberst v. Lpp unli Oenerslinsjor 
Usss, sn lien kekoblsbsber im Webrlrreis VI, OenersIIetititsut 

krbr. v. ^stter, über die politisebe VorsussetLunA ibres Linsst^es.

24. lUärr 1920. Oippstndt. - 8^-IVI^. k» 53-6/V.92. HsI. -Vuskenligung.

Oie beicien antvosenclen Oübrer cler ba^eriseben unci württernberAiseb-bacbseben 
Verbäncle^ steilen lest:
8ie sincl Zeruken von cier kieiebsreZierunA auk 6run6 cier Verkassung uncl rum 
8ebutr ciieser ^eZen ieäe c^rt von HätereZierunA, proletarisober keMerunA ocier 
XinssenreZierunA. Oie Verbäncle sinci niebt in cier OaZe, einer etwa verkassuriAswi- 
ciriZ sieb bilüenclen neuen kieiebsreAierunA? uubeüinA Oolge ru leisten, vielmebr 
sinü sie in VabrunZ ües bunüssstaatlioben Lbarakters cies kieiebes ^e^^unZen, 
von 6en eigenen OLN^esreAierunAen in üiesem Oall Instruktionen kür ibr Verboten 
einrubolen.
Oie unterreiebneten Oübrer ballen es kür ibre Okbebt, cien Oübrer cles ^Vebrkreis- 
kommanclos VI biervon ru verstancbZen.

Opp. iiaas.

I Oie baz-erisclre Drigade ppp war im Rukrgelnet im Verband cier württembergiseben 6ruppe Haus 
eingesetzt. Onbesebadet ibrer landsmannscbnktlicben Zusammensetzung unterstanden beide als 
Iruppenleiie cier Reiebswelir ciem Reicbspräsidenten unci ciem Reicbswebrministcr. 2um Vukstand 
nn 6er Rubr und seiner IViederwerkung vgl. Xr. 28 cVnm. 2.

2 Vm 20. Narr 1920 war von den 6ewerksebakten mit cien Vertretern Oer preuÜiseben Regierung unci 
cier Konlitionsparteien im Reick unä in preuüen eine Vereinbarung üker cien cVkkruck cies 
Oenernistreiks rustandegekommen, in cier cien 6ewerksckakten „unter Wakrung cier Reckte cier 
Volksvertretung" Kinkluü auk ciie anstekenden Regierungsumkiidungen im Reick unci in preuüen 
unci ciie künktige ^irlscknkts- unci 8oriaigesetrgekung eingeräumt wurde (^rckivaiiscke Korsckun- 
gsn VII Xlr. 83, Duker III IVr. 210, 8eirultiieü 1920 1 8. 691.). Diese Vereiniinrung vcnr nm 23. I^Iärr. 
voiistänciig in cias sog. Oieleleicier .VI,kommen iikernonnnen worcien i.Vr, lnvaliseke I'orseliungen Vli 
^ir. 382 unci Huker III ikr. 217). Dieses lälsckiiek ...Vkkourmen" genannte Datier stellte ciie Dunkle 
Zusammen, ciie einer nm 24. Vlnrr l920 in Oielelelci versammelten Konferenz von Vertretern cler 
Regierung, cier Verwaltung, cler Parteien unci 6ewerksclialten ,,rur Entwirrung cier nus ciem Kapp- 
putsclr entstanclenen Onge" im Rulirgebiet geeignet erselnenen.
2ur Kritik des Militärs an cler IVeun-punkte-Vereinbarung vom 20. Vlärr. uncl der entsprecliencien 
leilc des sog. Dielekeider .Vkkommens I>Ir. 6l, k<r. 66-68, Xr. 72) vgl. die im 'tenor gleiekgestiminle 
Kritik der nicktsorialistiseken presse, r. p. prankkurter Leitung Xr. 258 ,,un 9. Vpril, Der 
^Inoktsprucli der 6ewerkscliakten, und 6eorg Ootliein, Die aeiit Punkte der (iewerksekakten, ini 
berliner lagebiatt KIr. 152 und Xr. 153 vom 2. und 3. Vpril 1920.
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Der Putsch 24.3.1920 39. 

39. 

Meldung der Führer der im Ruhrgebiet verwendeten bayerischen und 
württembergisch-badischen Truppen, Oberst v. Epp und Generalmajor 
Haas, an den Befehlshaber im Wehrkreis VI, Generalleutnant 

Frhr. v. Watter, über die politische Voraussetzung ihres Einsatzes. 

24. März 1920. Lippstadt. - BA-MA. RH 53-6/v.92. IIsl. Ausfertigung. 

Die bei den anwesenden Führer der bayerischen und württembergisch-badischen 
Verbändel stellen fest: 

Sie sind gerufen von der Reichsregierung auf Grund der Verfassung und zum 
Schutz dieser gegen jede Art von Räteregierung, proletarischer Regierung oder 
Klassenregierung. Die Verbände sind nicht in der Lage, einer etwa verfassungswi
drig sich bildenden neuen Reichsregierung2 unbedingt Folge zu leisten, vielmehr 
sind sie in Wahrung des bundesstaatlichen Charakters des Reiches gezwungen, 
von den eigenen Landesregierungen in diesem Fall Instruktionen für ihr Verhalten 
einzuholen. 

Die unterzeichneten Führer halten es für ihre Pflicht, den Führer des Wehrkreis
kommandos VI hiervon zu verständigen. 

Epp. Haas. 

Die bayerische Brigade Epp war im Ruhrgebiet im Verband der württembergischcn Gruppe Haas 
eingesetzt. Unbeschadet ihrer landsmannschaftlichen Zusammensetzung unterstanden beide als 
Truppenteile der Reichswehr dem Reichspräsidenten und dem Reichswehrminister. Zum Aufstand 
an der Ruhr und seiner Niederwerfung vgl. Nr. 28 Anm. 2. 

2 Am 20. März 1920 war von den Gewerkschaften mit den Vertretern der preußischen Regierung und 
der Koalitionsparteien im Reich und in Preußen eine Vereinbarung über den Abbruch des 
Generalstreiks zustandegekommen, in der den Gewerkschaften "unter Wahrung der Rechte der 
Volksvertretung" Einfluß auf die anstehenden Regierungsumbildungen im Reich und in Preußen 
und die künftige Wirtschafts- und Sozialgesetzgebung eingeräumt wurde (Archivalische Forschun
gen VII Nr. 83, Huber III Nr. 210, Schultheß 1920 I S. 69 f.). Diese Vereinbarung war am 23. März 
vollständig in das sog. Bielefeldcr Abkommen überrlOlIlmen worden L-\rchivali:,che F"",chungen VII 
Nr. 382 und Huber III Nr. 217). Dipsp" fiil,c1dich .. Abkolllmen" genannte Papier :,tellte die Punkte 
zusammen, die einer am 24. März 1920 in llielefeld versammelten Konferenz von Vertretern der 
Regierung, der Verwaltung, der Parteien und Gewerkschaften "zur Entwirrung der aus dem Kapp
Putsch entstandenen Lage" im Ruhrgebiet geeignet erschienen. 
Zur Kritik des Militärs an der Neun-Punkte-Vereinbarung vom 20. März lind der entsprechenden 
Teile des sog. Bielefelder Abkommens (\Ir. 61, Nr. 66--68, :\r. 72) vgl. die im Tenor gleichgestimmtt' 
Kritik der nichtsozialistisehen Presse. z. B. Frankfurter Zeitung :\r. 2.18 '''m 9. April, fkr 
Machtspruch der Gewerkschaften, und Georg Gothein, Die acht Punkte der (;"werbchaften, in: 
Berliner Tageblatt Nr. 152 und Nr. 153 vom 2. und 3. April 1920. 
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40. 24.3.1920 Küpite! I

40.

ikukLeiclmuuK ries obersten V. Lpp üker clie politiseke Dage nsek clem 
SOK. kielekelüer ^dlcommen.

24. ülsrL 1920. Okne OrtssriKsde. - 8^. ^pp 8slLet 8/3. Usl. Keinsokrilt.

Oie Drago erkebt sick: soll 6as ganre an6ere licick nack 6er Okcikc 6cs 
Inclustricarbcitcrs tanren? 8ollen 6ic Dän6cr 6cs kcickes, in 6cncn Dürgcr- uncl 
Laucrntum sick auck rum Mtrc6cn 6urckgerungen Kaken, mittanren? Dauern 
6llrkte 6aru nickt geeignet sein uml Württemberg lut es nack Vnsickt 6es Oenerals 
Haas auck nickt. Dakür rogen unsere Gruppen nickt aus.

41.

Drivatkriek ries Xommsmleurs cles keiekswekr-lrckanterie-Ilegiments  
104, Okersl v. Ostmlce, an üen Okerkekeklsksker «1er keieliswelir- 
Oruppe 1 uncl Atellvertretenclen Reieksvvekrminister, Oenerulmsjor 

v. 8eeelrt, üker clie knKe nsek clem Kspp-kütlvitr-?utsek.

25. ülärr 1920. KIugdediirK. - 84-KI4. I>I 247/168. Isigenk. ^uskertiKunA.

Oockverekrter Herr Oeneral!
Din Xurier überbringt Iknen 6iese teilen. Kesten Dank kür Ikren liebenswürüigen 
Kriek vorn 13.6er mick Zestern erkreute. Ontsetrkcke Xonüikte Kake iek innerkek 
uncl äukerkck kier 6urckgemackt: cler 0i6 auk clen ?räsi6enten, clie Verkassung, 
clie kekekle 6er Vorgesetzten, verkunäen mit 6em bilicken Vernunkt un6 Verstan6, 
6er mir nook innewoknt un6 was Herr uncl Oekükl nie6erkielt, auk 6er einen 8eite 
stsn6 6em töriokten kntsokluk Oro66ecks^, meines Vorgesetzten, gegenüber, ja 
suek Vlaeroker un6 Düttwitr waren 6oek nook Vorgesetzte. Von vornkerein war es 
Verklen6ung, poktiscke korniertkeit, an ein Oelingen 6ieses unglückseligen 
Onternekmens ru glauben. Diese Deute kannten alle clie Volksseele nickt, kalten 
clie Vugen geseklossen uncl Kaken seit I^ovemker 18 auck nickt ein bilicken 
kinrugelernt. Die Dinge kier Kaken sick kistorisck entwickelt. Oleick nack 
Oro66ecks v^ktreten ükernakm ick 6as Xomman6o 6er Lriga6e un6 als Huasi- 
Okek 6es ^klitärkekeklskabers^ kegierungsprasiclent koklmann^ 6as 6er 16.

1 blickt ermittelt.
2 Oenerulmujor v. Oroddeclc, Kommundeur der Üeickswekr-Lrigude 4, Kutte sick am 15. Vlürr 1920 in 

einem durck Olulcute belcunnt gemuckten .^ukruk kür „die neue vuterlündiscke kegierung" Kupp 
uusgesprocken und wur um 18. ^lürr durck Oberst v. Ouknlce ubgelösl worden l^rckivuliscke 
korsckungen VII Kir. 176 und Kir. 199).

3 Oer kommissuriscke Oberprüsidenl der Orovinr Zucksen, Otto OörsinZ, cvur um 16. Uürr 1920 vom 
Heicks Präsidenten rum Heicks Kommissur kür die Orovinr Zucksen ernunnt und „bis uuk weiteres" 
uuck mit dem miktüriscken OkerkekekI betraut worden. Oiese Vollmuckt erlosck durck seine 
Ernennung rum ItegierunAskommissur uuk Orund der Verordnung des Heicks Präsidenten um 
II. ^pril 1920 (8ckreiben der 8eickskunrlei un dus Heicksministerium des Innern - HK 3235 vom 
5. /Vprii 1921. 8.^. 8 43 1/2705. klusck. ^ksckrikt).

4 ^lexunder?oklmunn, seit 1919 kegierungsprüsidenl in klugdeburg.
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40. 24.3.1920 Kapitel I 

40. 

Aufzeichnung des Obersten v. Epp über die politische Lage nach dem 
sog. Bielefelder Abkommen. 

24. März 1920. Ohne Ortsangabe. - BA. NL Epp Paket 8/3. Hsl. Reinschrift. 

Die Frage erhebt sich: soll das ganze andere Reich nach der Pfeife des 
Industriearbeiters tanzen? Sollen die Länder des Reiches, in denen Bürger- und 
Bauerntum sich auch zum Mitreden durchgerungen haben, mittanzen? Bayern 
dürfte dazu nicht geeignet sein und Württemberg tut es nach Ansicht des Generals 
Haas auch nicht. Dafür zogen unsere Truppen nicht aus. 

41. 

Privatbrief des Kommandeurs des Reichswehr-Infanterie-Regiments 
104, Oberst v. Hahnke, an den Oberbefehlshaber der Reichswehr
Gruppe 1 und Stellvertretenden Reichswehrminister, Generalmajor 

v. Seeckt, über die Lage nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch. 

25. März 1920. Magdeburg. - BA-l\IA. N 247/168. Eigenh. Ausfertigung. 

Hochverehrter Herr General! 

Ein Kurier überbringt Ihnen diese Zeilen. Besten Dank für Ihren liebenswürdigen 
Brief vom 13. 1

, der mich gestern erfreute. Entsetzliche Konflikte habe ich innerlich 
und äußerlich hier durchgemacht: der Eid auf den Präsidenten, die Verfassung, 
die Befehle der Vorgesetzten, verbunden mit dem bißchen Vernunft und Verstand, 
der mir noch innewohnt und was Herz und Gefühl niederhielt, auf der einen Seite 
stand dem törichten Entschluß Groddecks2, meines Vorgesetzten, gegenüber, ja 
auch Maercker und Lüttwitz waren doch noch Vorgesetzte. Von vornherein war es 
Verblendung, politische Borniertheit, an ein Gelingen dieses unglückseligen 
Unternehmens zu glauben. Diese Leute kannten alle die Volksseele nicht, halten 
die Augen geschlossen und haben seit November 18 auch nicht ein bißchen 
hinzugelernt. Die Dinge hier haben sich historisch entwickelt. Gleich nach 
Groddecks Abtreten übernahm ich das Kommando der [4.] Brigade und als Quasi
Chef des Militärbefehlshabers3 Regierungspräsident Pohlmann4 das der 16. 

1 Nicht ermittelt. 

2 Generalmajor v. Groddeck, Kommandeur der Reichswehr-Brigade 4, hatte sich am 15. März 1920 in 
einem durch Plakate bekannt gemachten Aufruf für "die neue vaterländische Regierung" Kapp 
ausgesprochen und war am 18. März durch Oberst v. Hahnke abgelöst worden (Archivalische 
Forschungen VII Nr. 176 und Nr. 199). 

3 Der kommissarische Oberpräsident der Provinz Sachsen, Otto Hörsing, war am 16. März 1920 vom 
Reichspräsidenten zum Reichskommissar für die Provinz Sachsen ernannt und "bis auf weiteres" 
auch mit dem militärischen Oberbefehl betraut worden. Diese Vollmacht erlosch durch seine 
Ernennung zum Regierungskommissar auf Grund der Verordnung des Reichspräsidenten am 
11. April 1920 (Schreiben der Reichskanzlei an das Reichsministerium des Innern - RK 3235 vom 
5. April 1921. BA. R 43 U2705. Masch. Abschrift). 

4 Alexander Pohlmann, seit 1919 Regierungspräsident in Magdeburg. 

84 



Oer k^urseii 25.3.1920 41.

Lrigade. Ick kilde mir ein, irier das Vertrauen 6er leitenden Xreise ru Kaken, 6a sie 
wußten, daß ick auk dem Loden 6er Verfassung stand un6 durckkielt. koeder^ 
allerdings Kat mit allen Leteiligten sckon ein ganres lakr rusammengearkeitet un6 
erfreut sick uneingesckränkten Vertrauens, weswegen er 6en düttwilr-deuten 
auck unangenekm war. 8eit vorgestern liat er sieli gesund gemeldet, un6 ick wage 
Ilrnen, kockverekrter Herr Oeneral, gekorsamst vorruscklagen, 6en Oeneral 
v. Loeder als kiesigen Lrigadelukrer als 6en reckten Vlann an ricktiger 8telle ru 
kestätigen. Ick arkeite mit Loeder seit 3. lanuar 1919 rusammen un6 kenne ikn. 
Ooßler, sein Oeneralstaksoffirier, ist gut, rukiger, verständiger ^lann.
Oie Verkältnisse Kei 6er l'ruppe sin6 r.l'. nock ükel. Ourck eine ungekeure 
Lropaganda 6es ^irtsckaktsverkandes derdnterokfiriere^-Vorsitrende sin6 mei8t 
^kwickelungsleute o6er genesene Orückekerger - jedenfalls last alle Vorsitren6e 
waren ekemakge 8oldatenräte 6es Oeimatkeeres - 6urck 6ie Lropaganda 6ieser 
deute sckeinen 6ie dnterokkiriere un6 Vlannsckaften 6er Leickswekr in ganr 
unverantwortlicker V/eise gegen ikre Offiriere aukgeketrt ru sein. Ick nekme 6ie 
Offiriere aker auck nickt in 8ckutr, sie Kaden größtenteils, nickt im dinklang mit 
ikrem did, sick ganr nack reckts orientiert un6 6urck mekr o6er min6er 
ungesckickte Lropaganda verzückt, ikre deute auck nack reckts ru 6reken. 
8ckeinkar vielkack mit drkolg. ^ker sie ke6ackten nickt, 6ak unsere lieickswekr 
keine dkte-Vlenscken sin6, daß sie sämtlickst aus 6en 8ckickten 6er rot 
orientierten Vrkeitermassen entstammen. Oie natürlicke dolge war, was ick sckon 
einmal in Xattowitr an düttwitr entgegnete, als er von 6er ,,8ickerkeit 6er 
Oesinnung 6er l'ruppe" sprack: ,,dxr., ke6enken 8ie, 6as ist nur 8ckein, sie sin6 
alle Oanaillen wie ikre Lrüder, ru denen kalten sie un6 nickt ru uns." ^ker so ein 
6ummes drontsckwein, wie 6er Leutnant vulgär sagt, wir6 ja nickt gekört, man 
wollte auck nickt kören, aus Lorniertkeit un6 Oummkeit. Vker 6as drgeknis un6 
meines dracktens jetrt ^Vicktigste - von meinem 8tan6punkte un6 Ooriront aus 
ketracktet - ist jetrt, 6agegen 8tan6rukalten, daß nickt plötrlick eine dlut von 
dnteroffirieren in Okkirierstellen kineingesetrt wir6. dinige - gewiß, aker grund- 
sätrlick: nein - o6er 6ie lieickswekr gekt kaputt. Oie Onterolliriere Kaken keine 
Autorität aul 6ie Oauer, sie Kaken sckon als Vertrauensleute ru sekr mit den 
deuten fraternisiert. Vierrekn l'age kalten sie 6ie l'ruppe nock rusammen, 6ann 
wir6 6iese eine roke, un6isriplinierte 8ol6at6ska, läuft auseinan6er o6er gekt ru 
6en Lolsckewisten üker.
Ick Katte ganre Lataillone okne Offiriere^. ds gelang, allmäkkck wie6er einreine, 
kier un6 6a auck alle Offiriere wie6er einrusetren. Vker wir Kaken dock nock 
l'ruppenteile ganr okne Offiriere. Vker eine l'ruppe, wie die meisten kier im 
Lerirk, die üker ikre Offiriere akgestimmt Kaken, die sie sick r.l. wiedergekolt, 
ist keine kampfkräftige l'ruppe, ist 8oIdateskL. Ick kekaupte, die Lrigade IV ist

5 Oeneralma^or v. Koeber, am 18. ^lai 1920 rum Kommandeur der Keiekswellr-Lriga^e 4 ernannt.
6 Oemeint ist der KeiellL^virtsetlaftsverdand deutscher Lerulssoldaten.
7 Vgl. Xrckivaliseke k'orsekungen VII >lr. 173, I^r. 180, 181, I^r. 188. 
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Der Putsch 25.3.1920 41. 

Brigade. Ich bilde mir ein, hier das Vertrauen der leitenden Kreise zu haben, da sie 
wußten, daß ich auf dem Boden der Verfassung stand und durchhielt. Roede~ 
allerdings hat mit allen Beteiligten schon ein ganzes Jahr zusammengearbeitet und 
erfreut sich uneingeschränkten Vertrauens, weswegen er den Lüttwitz-Leuten 
auch unangenehm war. Seit vorgestern hat er sich gesund gemeldet, und ich wage 
Ihnen, hochverehrter Herr General, gehorsamst vorzuschlagen, den General 
v. Roeder als hiesigen Brigadeführer als den rechten Mann an richtiger Stelle zu 
bestätigen. Ich arbeite mit Roeder seit 3. Januar 1919 zusammen und kenne ihn. 
Goßler, sein Generalstabsoffizier, ist gut, ruhiger, verständiger Mann. 

Die Verhältnisse bei der Truppe sind z. T. noch übel. Durch eine ungeheure 
Propaganda des Wirtschaftsverbandes der Unteroffiziere6

- Vorsitzende sind meist 
Abwickelungsleute oder gewesene Drückeberger - jedenfalls fast alle Vorsitzende 
waren ehemalige Soldatenräte des Heimatheeres - durch die Propaganda dieser 
Leute scheinen die Unteroffiziere und Mannschaften der Reichswehr in ganz 
unverantwortlicher Weise gegen ihre Offiziere aufgehetzt zu sein. Ich nehme die 
Offiziere aber auch nicht in Schutz, sie haben größtenteils, nicht im Einklang mit 
ihrem Eid, sich ganz nach rechts orientiert und durch mehr oder minder 
ungeschickte Propaganda versucht, ihre Leute auch nach rechts zu drehen. 
Scheinbar vielfach mit Erfolg. Aber sie bedachten nicht, daß unsere Reichswehr 
keine Elite-Menschen sind, daß sie sämtlichst aus den Schichten der rot 
orientierten Arbeitermassen entstammen. Die natürliche Folge war, was ich schon 
einmal in Kattowitz an Lüttwitz entgegnete, als er von der "Sicherheit der 
Gesinnung der Truppe" sprach: "Exz., bedenken Sie, das ist nur Schein, sie sind 
alle Canaillen wie ihre Brüder, zu denen halten sie und nicht zu uns." Aber so ein 
dummes Frontschwein, wie der Leutnant vulgär sagt, wird ja nicht gehört, man 
wollte auch nicht hören, aus Borniertheit und Dummheit. Aber das Ergebnis und 
meines Erachtens jetzt Wichtigste - von meinem Standpunkte und Horizont aus 
betrachtet - ist jetzt, dagegen standzuhalten, daß nicht plötzlich eine Flut von 
Unteroffizieren in OffiziersteIlen hineingesetzt wird. Einige - gewiß, aber grund
sätzlich: nein - oder die Reichswehr geht kaputt. Die Unteroffiziere haben keine 
Autorität auf die Dauer, sie haben schon als Vertrauensleute zu sehr mit den 
Leuten fraternisiert. Vierzehn Tage halten sie die Truppe noch zusammen, dann 
wird diese eine rohe, undisziplinierte Soldateska, läuft auseinander oder geht zu 
den Bolschewisten über. 

Ich hatte ganze Bataillone ohne Offiziere7• Es gelang, allmählich wieder einzelne, 
hier und da auch alle Offiziere wieder einzusetzen. Aber wir haben doch noch 
Truppenteile ganz ohne Offiziere. Aber eine Truppe, wie die meisten hier im 
Bezirk, die über ihre Offiziere abgestimmt haben, die sie sich z.T. wiedergeholt, 
ist keine kampfkräftige Truppe, ist Soldateska. Ich behaupte, die Brigade IV ist 

5 Generalmajor v. Roeder, am 18. Mai 1920 zum Kommandeur der Reichswehr-Brigade 4 ernannt. 

6 Gemeint ist der Reichswirtschaftsverband deutscher Berufssoldaten. 

7 Vgl. Archivalische Forschungen VII Nr. 173, Nr. 180, 181, Nr. 188. 
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gut, wenn sie Olliriere Kat, dieselbe Iruppe ist unzuverlässige 8ol6ateska obne 
Berulsolliriere. Os müllte eine Verfügung kommen, 6all alle Olliriere wieller 
eingesetzt werllen, 6ie aul 6em Bollen cler Verfassung stanllen. Olliriere llllrken 
nur vom Beicbsprasillenten auk Antrag 6er Vorgesetzten oller lles Nilitärbekebls- 
babers abgesetrt werden, Os gekt um llen Xampk gegen llen Ollirier.
Bull es war alles ganr scbön eingerenkt allerorten. Vucb in 6er Beicbswebr 
erkannte man eine Besserung in Bklicbtgekübl un6 Noral, un6 es batte 6en 
Vnscbein, 6a6 6as bisberige Xabinett^ siell allmäbllcb abwirtscbaltet - 6a mull 
6ies6 verl>len6et6 Oeselisellalt uns wieller an 6en Banll 6es Vbgrunlls bringen, un6 
wie viele törielite, aber sonst gute Olliriere, 6ie 6as Beste wollten, voll glülien6er 
Vat6rlLn6sIiel>e, sin6 brotlos gewor6en.
Ober mieb persönlicb jetrt ru sprecben, ist keine ^eit. lVacb 6em, was ieb bier 
fetrt 6urcbgemaebt babe, ist mir 6as Oeben als 3ol6at speieklig gewor6en, aber 6ie 
Oekabr ist noeb niebt vorüber, un6 bis 6abin mull ieb 6urebbalten; 6a icb mieb mit 
Boe6er ausgereicbnet verstelle, so blicke ieb vertrauensvoll in 6ie ^ukunlt, 
wenigstens bier in unserem kleinen Berirk. Vie es 6rau6en stöbt, abne icb nicbt, 
6a eben erst Berliner Leitungen bier eingegangen. Vlies Oute Ibnen, lieber Herr 
Oeneral, balten aucb 8ie 6urcb, trotr aller Villerwärtigkeiten. ,,Bs ist nicbt nötig, 
6ak Du lebst, wobl aber nötig, 6aB Du kürs Vaterlanll Beine Bkllcbt tust!" Biese 
Vorte Ibrer verklärten Brau Vlutter gelten Mrt last nocb mebr als 1914.
Ibr treu geborsamer

VOn.
Litte Verreibung ob 6er grollen Olle. Der Xurier wartet llrauken aul 6en Briel.

8 Oie OeiobsreZierunA 6uslsv L-iuer, äie von luni 1919 bis ^lsrr 1920 Liniierte.

42.

Lekebl Les Oberbekeblsbsbers Ler kieicbswebr-Ornppe 2, Oenerallent- 
nunt v. 8eBoeIer, über Las Bübren von Babnen Lnreb Lie Gruppe.

25. Msrr 1920. Lsssel. Il, »r. 5524/287 per«. - »8l^ glultxsrt. M 366 86. 7 2. IVlssck.
^b8el4ri5t.

Ber BeicbswebrsoI6at bat 6urcb seinen Bill 6er Beicbsverlassung 4reue gescbwo- 
ren un6 gelobt, 6ie gesetrmälligen Oinricbtungen 6es lleutscben Beicbes ru 
sebütren. blacb 6er Beicbsverlassung sind 6ie Beicbslarben scbwarr-rot-golll.
Oinrelne Beicbswebrverbänlle baben naeb vorllegenllen Uelllungen Babnen in 6en 
Barben scbwarr-weill-rot mit sicb gekübrt. Biss wir6 mit Becbl von Oeilen 6er 
Bevölkerung als eine Oerauslorllerung emplunllen. Bas Nitlübren besonllerer 
Babnen un6 Vbreicben ist unmilltäriscb. Vucb in 6er alten Vrmee gab es keine 
nicbtmilitäriscben Babnen un6 Vbreicben.
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gut, wenn sie Offiziere hat, dieselbe Truppe ist unzuverlässige Soldateska ohne 
Berufsoffiziere. Es müßte eine Verfügung kommen, daß alle Offiziere wieder 
eingesetzt werden, die auf dem Boden der Verfassung standen. Offiziere dürfen 
nur vom Reichspräsidenten auf Antrag der Vorgesetzten oder des Militärbefehls
habers abgesetzt werden. Es geht um den Kampf gegen den Offizier. 

Und es war alles ganz schön eingerenkt allerorten. Auch in der Reichswehr 
erkannte man eine Besserung in Pflichtgefühl und Moral, und es hatte den 
Anschein, daß das bisherige Kabinett8 sich allmählich abwirtschaftet - da muß 
diese verblendete Gesellschaft uns wieder an den Rand des Abgrunds bringen, und 
wie viele törichte, aber sonst gute Offiziere, die das Beste wollten, voll glühender 
Vaterlandsliebe, sind brotlos geworden. 

Über mich persönlich jetzt zu sprechen, ist keine Zeit. Nach dem, was ich hier 
jetzt durchgemacht habe, ist mir das Leben als Soldat speieklig geworden, aber die 
Gefahr ist noch nicht vorüber, und bis dahin muß ich durchhalten; da ich mich mit 
Roeder ausgezeichnet verstehe, so blicke ich vertrauensvoll in die Zukunft, 
wenigstens hier in unserem kleinen Bezirk. Wie es draußen steht, ahne ich nicht, 
da eben erst Berliner Zeitungen hier eingegangen. Alles Gute Ihnen, lieber Herr 
General, halten auch Sie durch, trotz aller Widerwärtigkeiten. "Es ist nicht nötig, 
daß Du lebst, wohl aber nötig, daß Du fürs Vaterland Deine Pflicht tust!" Diese 
Worte Ihrer verklärten Frau Mutter gelten jetzt fast noch mehr als 1914. 

Ihr treu gehorsamer 

WHn. 

Bitte Verzeihung ob der großen Eile. Der Kurier wartet draußen auf den Brief. 

8 Die Reichsregierung Gustav Bauer, die von Juni 1919 bis .\Iärz 1920 amtierte. 

42. 

Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 2, Generalleut
nant v. Schoeler, über das Führen von Fahnen durch die Truppe. 

25. März 1920. Kassel. Ib Nr. 5524/287 pers. - HStA Stuttgart. M 366 Bd. 7 Akt 2. Masch. 
Abschrift. 

Der Reichswehrsoldat hat durch seinen Eid der Reichsverfassung Treue geschwo
ren und gelobt, die gesetzmäßigen Einrichtungen des deutschen Reiches zu 
schützen. Nach der Reichsverfassung sind die Reichsfarben schwarz-rot-gold. 

Einzelne Reichswehrverbände haben nach vorliegenden Meldungen Fahnen in den 
Farben schwarz-weiß-rot mit sich geführt. Dies wird mit Recht von Teilen der 
Bevölkerung als eine Herausforderung empfunden. Das Mitführen besonderer 
Fahnen und Abzeichen ist unmilitärisch. Auch in der alten Armee gab es keine 
nichtmilitärischen Fahnen und Abzeichen. 
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Ick verbiete daber 628 Nitkübren sebwarr-weik-roter blaggen und ersuobe die 
Nilitärbekeblsbaber und Truppenkübrer, dies Verbot den unterstellten Verbünden 
sokort bekanntrugeben.

Oer Oberbekeblsbaber 
gor. von Loboeler.

43.

brlrlürunA des Okerbekeblsbsbers der Keiebswebr-Oruppe 1, Oenerul- 
mujor v. Leeokt, in der Oresse über die militürpolitisobe bs^e.

26. I^lsrr 1920. Herlin. - Örnek: Lerliner I'sKedlatl Olr. 140 vorn 26. I>Isrr 1920.

Ills ist ganr klar, dall vorläukig im Volke eine kurcbtbare Nibstimmung und ein 
grobes VliFtrauen gegen alles berrscbt, was Okkirier ist. ^Vir müssen nun die Luppe 
ausessen, die diese beute uns eingebroekt baben. leb babe die Laebe kommen 
seben. leb babe Kerearnt naeb allen liiebtungen bin. ^Vber starke, energisclie 
Nallnabmen, die nötig gewesen wären, waren leider niebt durobrusetren. IVorke 
dacbte immer, es werde scbon geben, bs ist begreiklieb, dall er jetrt tiek erbittert 
ist, denn er ist unerbört getäusobt worden. leb mull aber aueb von mir gestoben: 
ieb babe an den lbi/ien rum T'utscb pe§iaubt, niebt an die rluL/ubrunH', weil ieb 
solcbe l/nLUmme van Oummbeit docb niebt kür mögbeb gebalten babe. Ns der 
butscb Tatsaebe wurde, babe ieb sokort meinen rlb^ebied gegebenk leb babe 
erklärt, dall ieb mieb dem Oensral v. büttwitr unter keiner Bedingung und in 
keiner borm unterstelle. lXaeb dem ^usammenbrueb der Herren Kapp und 
büttwitr maebte ieb meinen Wiedereintritt davon abbängig, dall die lieiebsregie- 
rung ibn wünscbte und dall ieb ibr Truppen mitbringen könnte, bs kam in diesem 
Augenblick darauk an, dall jemand, der einen tarnen bei den Truppen bat, die 
bllbrung übernabm. Nan bat micb angegrikken, weil niebt sokort an einem läge alle 
Lpuren der Nilitarberrsebakt verscbwanden, aber die Gruppen konnten niebt 
gleicb mit räuber Hand angekallt werden, bs ist ricbtig, wenn man sagt, dall auk die 
bmp/indunKen der 4rbeiter^cba/k klücksicbt genommen werden müsse, und ieb 
erkenne das durcbaus an. Vber ieb mull aueb auk die Truppen klücksicbt nebmen, 
wenn ieb sie in der kland beballen soll, und ieb kann sie niebt verprellen, bin 
gewisses bavieren rwiseben den Osküblen der Nbeitersebakt und denen der 
Truppe war notwendig, leb glaube aber, dall die Oinge jetrt in Ordnung kommen. 
Nan bat mir vorgeworken, ieb bätle die boiscbeunstisebe 6e/a/rr übertrieben. 
vVbsicbtlicb babe ieb das nie getan. Icb müllte mir sagen, dall der butseb eine 
Oegenwirkung auk der anderen Leite baben müllte, und niemand konnte wissen, 
wobin das kübren würde, leb war verantwortlieb kür die ökkentbcbe Licberbeit, und 
meine Verantwortung scbrieb mir vor, die nötigen militäriseben Vorkebrungen ru 
trekken. lob babe micb aber überreugt, d«)8 eine Arundiieb orFnnisierte bommuni-

1 2um Verteilen Zeeckts vväkrenü ües Kgs>p-Küuvvil7.-Put8e>ie8 8. kteier-VellVer 8. 257-281. 

87

Der Putsch 26.3.1920 43. 

Ich verbiete daher das Mitführen schwarz-weiß-roter Flaggen und ersuche die 
Militärbefehlshaber und Truppenführer, dies Verbot den unterstellten Verbänden 
sofort bekanntzugeben. 

43. 

Der Oberbefehlshaber 
gez. von Schoeler. 

Erklärung des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 1, General
major v. Seeckt, in der Presse über die militärpolitische Lage. 

26. März 1920. Berlin. - Druck: Berliner Tageblatt Nr. 140 vom 26. März 1920. 

Es ist ganz klar, daß vorläufig im Volke eine furchtbare Mißstimmung und ein 
großes Mißtrauen gegen alles herrscht, was Offizier ist. Wir müssen nun die Suppe 
ausessen, die diese Leute uns eingebrockt haben. Ich habe die Sache kommen 
sehen. Ich habe gewarnt nach allen Richtungen hin. Aber starke, energische 
Maßnahmen, die nötig gewesen wären, waren leider nicht durchzusetzen. Noske 
dachte immer, es werde schon gehen. Es ist begreiflich, daß er jetzt tief erbittert 
ist, denn er ist unerhört getäuscht worden. Ich muß aber auch von mir gestehen: 
ich habe an den Willen zum Putsch geglaubt, nicht an die Ausführung, weil ich 
solche Unsumme von Dummheit doch nicht für möglich gehalten habe. Als der 
Putsch Tatsache wurde, habe ich sofort meinen Abschied gegeben l . Ich habe 
erklärt, daß ich mich dem General v. Lüttwitz unter keiner Bedingung und in 
keiner Form unterstelle. Nach dem Zusammenbruch der Herren Kapp und 
Lüttwitz machte ich meinen Wiedereintritt davon abhängig, daß die Reichsregie
rung ihn wünschte und daß ich ihr Truppen mitbringen könnte. Es kam in diesem 
Augenblick darauf an, daß jemand, der einen Namen bei den Truppen hat, die 
Führung übernahm. Man hat mich angegriffen, weil nicht sofort an einem Tage alle 
Spuren der Militärherrschaft verschwanden, aber die Truppen konnten nicht 
gleich mit rauher Hand angefaßt werden. Es ist richtig, wenn man sagt, daß auf die 
Empfindungen der Arbeiterschaft Rücksicht genommen werden müsse, und ich 
erkenne das durchaus an. Aber ich muß auch auf die Truppen Rücksicht nehmen, 
wenn ich sie in der Hand behalten soll, und ich kann sie nicht verprellen. Ein 
gewisses Lavieren zwischen den Gefühlen der Arbeiterschaft und denen der 
Truppe war notwendig. Ich glaube aber, daß die Dinge jetzt in Ordnung kommen. 

Man hat mir vorgeworfen, ich hätte die bolschewistische Gefahr übertrieben. 
Absichtlich habe ich das nie getan. Ich mußte mir sagen, daß der Putsch eine 
Gegenwirkung auf der anderen Seite haben müßte, und niemand konnte wissen, 
wohin das führen würde. Ich war verantwortlich für die öffentliche Sicherheit, und 
meine Verantwortung schrieb mir vor, die nötigen militärischen Vorkehrungen zu 
treffen. Ich habe mich aber überzeugt, daß eine gründlich organisierte kommuni-

1 Zum Verhalten Seeckts während des Kapp-Lüttwitz-Putsches s. Meier-Wclcker S. 257-281. 
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stisc/re AeEAllNF /rier nic/rt existiert. Linrelno .lu/äuFS claru wurclen Zomaollt. Ls 
bestanclen aollt kommunistisollo Verbebursaus. Oewisso VorsiclltsmallroZoln 
waren also unerlallUcll. loll Kabe aber clas Oestreben Zellabt uncl trabe clarauk 
ZeclrunZen, keinen ^.nlaü ru neuen OerauskorclerunZen ru Zeben. Lin Zroller leil 
cler ^rbeitersebakt war einriZ uncl allein ru clem Lweeke aukZestanclen, um ciie 
Ver/assuuF ru verteiciiAeu. Vir clurkten clas niellt vergessen uncl mukten clarauk 
Lüoksiellt nellmen. Oas konnte niellt Zleioll in ciie LrsolleinunZ treten. Teller von 
OaZ ru lag babe icll Lollritt kür Lcllritt meins Kanreu VkaßreKe/u ak>Kei>aut, uncl 
lleute ist beinalle wiecler tier Lustancl llerZestellt, wie er vor clem rwölkten Vlarr 
war. lllur in cier Om§eKenck Leriinz Zibt es nooll piiiucierucie öancien, clie ciort 
umllerriellen uncl clie OeZsncl unsieller maellen. OaZeZen müssen wir clie klewoll- 
ner sellütren, uncl clabei Zellt es niellt ollne IleibunZen unll manellmal auell niellt 
ollne V/ißKri/fe all.
Le/rr ernst ist clie Lituation nur nocll im Ku/rrZ-ediet. Die Lielekelcler Verllancllun- 
Zen^ sinll rwecklos Zewesen. Mt clem wirklloll wielltiZen uncl wesentliellen 
Llement, clen Kommunisten, ist Zar niellt verllanclelt worclen. Oie ^bmaollunZen 
werclen von illnen absolut niellt Zellalten. Im LullrZebiet Zibt es rweikellos eine 
ZrollartiZe, von lanZer Oancl vorbereitete kommunistisolle ^Zitation. Oen letrten 
^nstoll bat clsr Xapp-Outsell ZeZeben. Ls bestellt clort eine Kote Zirmes wie in 
Lulllancl, clie Zut ausZerüstet uncl Zeküllrt ist. Lie werken LcllütrenZräben aus, sie 
verwerten alles, was sie im XrieZe Zelernt llaben. Oa müssen aucll militäriselle 
küeksiellten walten. In clen ancleren Oeilen cles Leielles ist es niellt so selllimm. In 
TVrürinAen^ Zellen clie OinZe cler LesserunZ entZeZen, in Oot/ra^ ist allerclinZs arZ 
Zellaust worclen, aber es stellt keine Zrolle OrZanisation clallinter. Oer ducken ist 
Zanr rulliZ, in LranL/urk spukt es ein billollen. Ostpreußen, clas ruerst sellr unrulliZ 
war, kommt jetrt in OrclnunZ, ebenso Ltettin uncl Vkec^ienburK. Lac/rsen wircl sieb 
berulliZen. IlnanZenellm sincl clie Verbaltnisse in ^iei uncl Vi/ireims/iaveu, wo cler 
alte Lampk rwisellen Okkirieren uncl Oeckokkirieren ausZebroollen ist. Oer Keic/rs- 
präsicient bat besonclere Kommissare clortllin Zesclliekt, um clie OinZe in OrclnunZ 
ru brinZer?.
Vie ist nun clie Zanre ^timmun§, clie clen blöclsinniZen Outsell möZliell maellte, in 
clas O/firierskorps Zekommen? Lin verlorener LrieZ, nacll lanZen LrieZsiallren 
überall riemlicll verbrauellte Nerven. Oie scllwere LnttausellunZ, clie tiekZreikencle 
VeränclerunZ in clen Verllältnissen 6es Okkirierstanlles, clie scllleellte LellancllunZ

2 Vgl. bir. 39 ^nm. 2, rur baZe im kubrZebiet clie in ?4r. 28 c^nm. 2 genannte Literatur.
3 Tu clen naebstekencl ZenLnnten Gebieten vßi. len Überblick bei bucss II 8. 132-142, 8. 1551. uncl 

8. 163-177 sowie Die Virren in cler HeicbsbLuptstLclt uncl ini nörcilicben Oeutscblancl 1918- 
1920 (OmsteilunAkn aus clen b/Lebkriegskämplen cleulscber Gruppen unci Freikorps, iin cKuktrsZe 
cies Oberkommsncios cles Heeres brsß. von tier KrieZsZesebiebllieben OorsebunASLnstait cles 
Heeres. 8ci. 6). Leibn 1940. 8. 154-168. Oie Kample in 8üciwestleutscklancl 1919-1923 (Oarstebun- 
Zen Lus clen i^aebkrießskämplen cleutscber Gruppen uncl Freikorps, im ckuktrage cles Oberkomman- 
clos cles Heeres krsA. von cier KriegsZescbicbtbcken KorscbunZsanstalt cles Heeres. 8<l. 5). Leriin 
1939. 8. 1531.

4 Tu cien Kämpken in 6otba nm 18. Uärr 1920 s. Könnemann-Kruseb 8. 2121.
5 cVm 25. Narr 1920 ernannte cier keiebspräsicient lien 8taatskommissar Or. Köster rum keicbskom- 

missar lür 8cbieswiA-IIoIstein, insbesonciere Kiel, unci cien cKbZeorcineten Vesper rum Keicbskom- 
missar lür ^ilbeimsbaven. Verreicknis tier LUS ckniaü cier neuesten Onruben bestellten keiebskom- 
missare vom 31. Um 1920. 8cK. H 43 1/2705. Uascb. Heinscbrikt.
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stische Bewegung hier nicht existiert. Einzelne Anfänge dazu wurden gemacht. Es 
bestanden acht kommunistische Werbebureaus. Gewisse Vorsichtsmaßregeln 
waren also unerläßlich. Ich habe aber das Bestreben gehabt und habe darauf 
gedrungen, keinen Anlaß zu neuen Herausforderungen zu geben. Ein großer Teil 
der Arbeiterschaft war einzig und allein zu dem Zwecke aufgestanden, um die 
Verfassung zu verteidigen. Wir durften das nicht vergessen und mußten darauf 
Rücksicht nehmen. Das konnte nicht gleich in die Erscheinung treten. Aber von 
Tag zu Tag habe ich Schritt für Schritt meine ganzen Maßregeln abgebaut, und 
heute ist beinahe wieder der Zustand hergestellt, wie er vor dem zwölften März 
war. Nur in der Umgegend Berlins gibt es noch plündernde Banden, die dort 
umherziehen und die Gegend unsicher machen. Dagegen müssen wir die Bewoh
ner schützen, und dabei geht es nicht ohne Reibungen und manchmal auch nicht 
ohne Mißgriffe ab. 

Sehr ernst ist die Situation nur noch im Ruhrgebiet. Die Bielefelder Verhandlun
gen2 sind zwecklos gewesen. Mit dem wirklich wichtigen und wesentlichen 
Element, den Kommunisten, ist gar nicht verhandelt worden. Die Abmachungen 
werden von ihnen absolut nicht gehalten. Im Ruhrgebiet gibt es zweifellos eine 
großartige, von langer Hand vorbereitete kommunistische Agitation. Den letzten 
Anstoß hat der Kapp-Putsch gegeben. Es besteht dort eine Rote Armee wie in 
Rußland, die gut ausgerüstet und geführt ist. Sie werfen Schützengräben aus, sie 
verwerten alles, was sie im Kriege gelernt haben. Da müssen auch militärische 
Rücksichten walten. In den anderen Teilen des Reiches ist es nicht so schlimm. In 
Thüringen3 gehen die Dinge der Besserung entgegen, in Gotha4 ist allerdings arg 
gehaust worden, aber es steht keine große Organisation dahinter. Der Süden ist 
ganz ruhig, in Frankfurt spukt es ein bißehen. Ostpreußen, das zuerst sehr unruhig 
war, kommt jetzt in Ordnung, ebenso Stettin und Mecklenburg. Sachsen wird sich 
beruhigen. Unangenehm sind die Verhältnisse in Kiel und Wilhelmshaven, wo der 
alte Kampf zwischen Offizieren und Deckoffizieren ausgebrochen ist. Der Reichs
präsident hat besondere Kommissare dorthin geschickt, um die Dinge in Ordnung 
zu bringen5. 

Wie ist nun die ganze Stimmung, die den blödsinnigen Putsch möglich machte, in 
das Offizierskorps gekommen? Ein verlorener Krieg, nach langen Kriegsjahren 
überall ziemlich verbrauchte Nerven. Die schwere Enttäuschung, die tiefgreifende 
Veränderung in den Verhältnissen des Offizierstandes, die schlechte Behandlung 

2 Vgl. Nr. 39 Anm. 2, zur Lage im Ruhrgebiet die in Nr. 28 Anm. 2 genannte Literatur. 

3 Zu den nachstehend genannten Gebieten vgl. den Überblick bei Lucas 11 S. 132-142, S. 155 f. und 
S. 163-177 sowie Die Wirren in der Reichshauptstadt und im nördlichen Deutschland 1918-
1920 (Darstellungen aus den Nachkriegskämpfen deutscher Truppen und Freikorps, im Auftrage 
des Oberkommandos des Heeres hrsg. von der Kriegsgeschichtlichen Forschungsanstalt des 
Heeres. Bd. 6). Berlin 1940. S. 154-168. Die Kämpfe in Südwestdeutschland 1919-1923 (Darstellun
gen aus den Nachkriegskämpfen deutscher Truppen und Freikorps, im Auftrage des Oberkomman
dos des Heeres hrsg. von der Kriegsgeschichtlichen Forschungsanstalt des Heeres. Bd. 5). Berlin 
1939. S. 153f. 

4 Zu den Kämpfen in Gotha am 18. März 1920 s. Könnemann-Krusch S. 212 f. 

5 Am 25. März 1920 ernannte der Reichspräsident den Staatskommissar Dr. Köster zum Reichskom
missar für Schleswig-Holstein, insbesondere Kiel, und den Abgeordneten Vesper zum Reichskom
missar für Wilhelmshaven. Verzeichnis der aus Anlaß der neu esten Unruhen bestellten Reichskom
missare vom 31. Mai 1920. BA. R 43 U2705. Masch. Reinschrift. 

88 



Oer Outsell 26. 3.IS20 43.

6er Okkiriere bei Leginn 6er Revolution, sebr viele übertriebene c^ngrikke. Oie 
l^otwencligkeit, einen Orenrscbutr iin Osten ru unterboten, un6 6a6urcb verlän
gertes Xriegsleben. Oie uns von 6er Entente aukgerwungene enorme Verminde
rung cles Heeres uncl 6a6urcb gänrbcbe Onsieberbeit cler ^ukunkl kür clie meisten 
Okkiriere - ein ausscblaggebenües Moment. Oie Neuerung uncl clie 6a6ureb 
bervorgerukene sebleebte bebensbaltung. bine ganr an6ere Tlrrl'elruag, clie nun ru 
cler beutigen ^eit niebt pa6t. Oeson6ers clie älteren Okkiriere, aber aueb viele 
an6ere, rein monarcbistiseb errogen, polltlsc/r ganr ungesclrult, unverankrvarkllc/r 
ver/retrk uncl verlelket von cler reclrtsste/renöen Tresse, von cler linken übertrieben 
angegrikken. ^us cliesem Mlieu beraus ist es allein erklärlieb, 6aK eine solebe 
Oewegung ausbreeben bannte. Oei clen einen politiscber Onverstancl uncl nur 6er 
Kin6bebe 0e6anke: ,,^etrt wir6^s besser." Oei 6en snüeren eine wabnsinnige 
Oespera6opolitik: ,,beber mit 6em Oolsebewismus!" Oa beüurkte es nur 6er 
unverantrvortllcken Tak cles Generals v. I-uttivltr, 6er sein kalter, seinen tarnen un6 
seine Stellung susnutrte, um 6iesen Olö6sinn berbeirukübren. Obenein war 6er 
Outseb noeb öesonöerL sc/r/ec/rk uncl lelc/rt/ertlgvoröereltet. Oas ist ein Olück, 6enn 
sonst bätte es länger geüauert, bis man mit ibm kertig geworüen wäre, aber bei 
Ln6erer Vorbereitung bätte 6er Outseb wenigstens eine 8pur von Oröke gebabt, 
niebt 6iese /lar/ekinmanreren angenommen. 6e6es Verantwortungsgekübl bst 
seinen Ilrbebern gekeblt. bs war ein Vakanguesplel erster Xlasse.
Oncl wie siebt 6ie ^ukun/k kür uns aus? ^ir 6ürken niebt vergessen, 6a6 uns 6ureb 
clen brie6ens vertrag ein 8ölöner/reer, o6er wenn man will, ein TVatorlanerkeer, 
aukgenötigt wor6en ist. Lin solcbes 8öI6nerbeer biI6et immer eine Oe/alrr im 
Staate. Ls wür6e aucb ebenso eine Oekabr sein, wenn es ein rotes 8öl6nerbeer 
wäre. Tun /leer ist nur öann unge/äkrllclr, reenn es einen lntegrlerenöen Teil cler 
Volksgemelnseka/t öarstellt. 8eruk88oI6aten, 8ö16ner, wir6 man immer 8treiebeln 
müssen, uncl anüererseits mu6 man sebr streng sein. Das siebt man in Onglancl. 
V/ir müssen bokken, in absebbarer ^eit bei 6er Ontente ru erwirken, 6ak wir eine 
cVrt von Volks/reer scbakken können. leb wie6erbole, 6aO ein 8äl6nerbeer eine 
ewige grobe Oekabr bleibt. Ob es rot ist o6er niebt, es wir6 immer ^eman6 geben, 
6er 6ie beute binter sicb bekommt, mit 6er baust auk clen Tiseb seblägt un6 6ie 
0r6nung über clen Hauken wirkt.
8olange wir aber clas Heer in seiner Mrigen Oestalt baben, mull wenigstens 6akür 
gesorgt wer6en, 6all es aus alien 8clrlekten 6er Bevölkerung rusammengesetrt 
wir6. ^Vir können kein einseitiges blear gebraucben - 6ie vtröelker un6 Bürger 
müssen mit clabei sein. Oie //altung 6er O//lrlere rväkrenö 6er Tuksektage mub 
jetrt runäebst genau geprükt wer6en. Oegen wen 6er Vorwurk erboben wer6en 
bann, 6ab er in 6ieser ^eit gegen seine Okliebt geban6elt bat, 6er muF/ort. t^ber 
clabei können wir niebt steben bleiben. ^Vir wer6en aueb maneben geben lassen 
müssen, liessen Haltung in 6iesen Tagen einwanükrei war. Das Okkirierkorps mu6 
ver/üngt wer6en. Viele 6er älteren Okkiriere sin6 nun einmal in 3n6eren Tra6itio- 
nen aukgewacbsen un6 können 6avon niebt los. bs ist niebt ru verlangen, clall all' 
6iese Vlänner, 6ie so lange in einer ganr an6eren Oiebtung gewesen sinci, sieb noeb 
umgewöbnen. Oaraus müssen wir clie Konsequenren rieben, ^lan soll clie Okkiriere 
uncl clie Truppen niebt politisieren, aber man mull sie po/rtlsck au/klärea, mull 
ibnen reigen, wo 6ie Interessen uncl Aele 6es Vaterlanües liegen. IVIan mull ibnen 
klar maeben, clall kür Oeutscblanü nur eine ru/rrge, öemokratisc/re b?nkrvreke/ung 
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der Offiziere bei Beginn der Revolution, sehr viele übertriebene Angriffe. Die 
Notwendigkeit, einen Grenzschutz im Osten zu unterhalten, und dadurch verlän
gertes Kriegsleben. Die uns von der Entente aufgezwungene enorme Verminde
rung des Heeres und dadurch gänzliche Unsicherheit der Zukunft für die meisten 
Offiziere - ein ausschlaggebendes Moment. Die Teuerung und die dadurch 
hervorgerufene schlechte Lebenshaltung. Eine ganz andere Erziehung, die nun zu 
der heutigen Zeit nicht paßt. Besonders die älteren Offiziere, aber auch viele 
andere, rein monarchistisch erzogen, politisch ganz ungeschult, unverantwortlich 
verhetzt und verleitet von der rechtsstehenden Presse, von der linken übertrieben 
angegriffen. Aus diesem Milieu heraus ist es allein erklärlich, daß eine solche 
Bewegung ausbrechen konnte. Bei den einen politischer Unverstand und nur der 
kindliche Gedanke: "jetzt wird's besser." Bei den anderen eine wahnsinnige 
Desperadopolitik: "lieber mit dem Bolschewismus!" Da bedurfte es nur der 
unverantwortlichen Tat des Generals v. Lüttwitz, der sein Alter, seinen Namen und 
seine Stellung ausnutzte, um diesen Blödsinn herbeizuführen. Obenein war der 
Putsch noch besonders schlecht und leichtfertig vorbereitet. Das ist ein Glück, denn 
sonst hätte es länger gedauert, bis man mit ihm fertig geworden wäre, aber bei 
anderer Vorbereitung hätte der Putsch wenigstens eine Spur von Größe gehabt, 
nicht diese Harlekinmanieren angenommen. Jedes Verantwortungsgefühl hat 
seinen Urhebern gefehlt. Es war ein Vabanquespiel erster Klasse. 

Und wie sieht die Zukunft für uns aus? Wir dürfen nicht vergessen, daß uns durch 
den Friedensvertrag ein Söldnerheer, oder wenn man will, ein Prätorianerheer, 
aufgenötigt worden ist. Ein solches Söldnerheer bildet immer eine Gefahr im 
Staate. Es würde auch ebenso eine Gefahr sein, wenn es ein rotes Söldnerheer 
wäre. Ein Heer ist nur dann ungefährlich, wenn es einen integrierenden Teil der 
Volksgemeinschaft darstellt. Berufssoldaten, Söldner, wird man immer streicheln 
müssen, und andererseits muß man sehr streng sein. Das sieht man in England. 
Wir müssen hoffen, in absehbarer Zeit bei der Entente zu erwirken, daß wir eine 
Art von Volksheer schaffen können. Ich wiederhole, daß ein Söldnerheer eine 
ewige große Gefahr bleibt. Ob es rot ist oder nicht, es wird immer jemand geben, 
der die Leute hinter sich bekommt, mit der Faust auf den Tisch schlägt und die 
Ordnung über den Haufen wirft. 

Solange wir aber das Heer in seiner jetzigen Gestalt haben, muß wenigstens dafür 
gesorgt werden, daß es aus allen Schichten der Bevölkerung zusammengesetzt 
wird. Wir können kein einseitiges Heer gebrauchen - die Arbeiter und Bürger 
müssen mit dabei sein. Die Haltung der Offiziere während der Putschtage muß 
jetzt zunächst genau geprüft werden. Gegen wen der Vorwurf erhoben werden 
kann, daß er in dieser Zeit gegen seine Pflicht gehandelt hat, der muß fort. Aber 
dabei können wir nicht stehen bleiben. Wir werden auch manchen gehen lassen 
müssen, dessen Haltung in diesen Tagen einwandfrei war. Das Offizierkorps muß 
verjüngt werden. Viele der älteren Offiziere sind nun einmal in anderen Traditio
nen aufgewachsen und können davon nicht los. Es ist nicht zu verlangen, daß all' 
diese Männer, die so lange in einer ganz anderen Richtung gewesen sind, sich noch 
umgewöhnen. Daraus müssen wir die Konsequenzen ziehen. Man soll die Offiziere 
und die Truppen nicht politisieren, aber man muß sie politisch aufklären, muß 
ihnen zeigen, wo die Interessen und Ziele des Vaterlandes liegen. Man muß ihnen 
klar machen, daß für Deutschland nur eine ruhige, demokratische Entwickelung 
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möglicb ist. Nan mull auk den ^usgleicb slier Ltandesinteressen binwirken, soweit 
das Zellt, ^enn dann sucb auk der anderen Leite guter ^Ville und Verständnis lür 
clie ganre Litustion gereigt werden, werden wir vorwärtskommen. In dieser Zangen 
krage slier Türken wir nie unterlassen, suell sn ciss Ausland ru denken. ZVur eine 
ruZrrF /ortsc/rrertende cZemokratrscZre KZukrorckeZunF Oeutsc/rZands kan/r uns eine 
ac/rtunMebZetende ^teZZunK Zn tier IVeZk u-ZederFeken^.

6 2ur Keaktion eliemaliZer Okkiriere auk dieses Interview s. ^leier-^Veleker 5. 274 k.

44.

löeriebt «les iVlsjors IIütt^nauu^ über eine Lespreobuug ins keielrswelir- 
niinisterinin ru ^kblauk un«I konsequenten «les Xapp-Oüttwitt-?ut8ebe8.

26. IVlärr 1920. Oline OrtsanKalre. Vertraulieli. Dlrerselirikt: kerielit über ^ie kespre- 
eliunK im keieliswelirministerium. - 8^ KU 37/5058. ^lsseki. ^lrselirikt.

I. Oeneral v. Leeckt kübrt aus: Oie durcb die Fiction Xapp-Ollttwitr gescbakkene 
Litustion ist äußerst ernst. Oie Oolgen dieses krevelbakten Onternebmens in ilirer 
verderblichen Auswirkung kaum abruseben; unermelllicber Lcbaden lür dss Neer 
ist verursacbt; um ibn abruscbwäcben und ru überwinden ist nötig:
1. ^ksoZuker 6eZrorsam /eder OZenststeZZe und /edes ^rnreZnen.
(Oeispiel: kbn Truppenteil erbält Lekebl vom Oenersl v. Leeckt, eine Ortscbakt bei 
Oerlln ru räumen. ^nkrage, ob die Ortscbakt geräumt sei. Antwort: ,,I^lein, ds der 
Lürgermeister es lür rweckmäiliger bekunden babe, ru verbandeln.")
2. lVeZtakrücken von /eder poZZtZsc/ren FerdtrKunA.
^VIs solebe ist snruseben: Zeigen von scbwarr-weill-roten Oabnen, Oakenkreure 
suk den Neimen, LinZen von ,,Neii dir im LieZericrsnr" usw. (Oeispiei: Oine 
Iruppe sus Lobiesien erbslt Oekebl, rur VerstärlcunZ der keiebswebrtruppen nseb 
dem NubrZebiet transportiert ru werden. Iruppe Icommt mit sebwsrr-weill-roten 
Osbnen pp. sul den OsbnboO Nisenbsbner weiZern sieb den XuZ sbrulertiZen, ds 
sie ZIsubten, diese ,,reaktionäre" Iruppe kabre naeb Oerlin, um keZierunZ Xapp- 
Oüttwitr ru stütren. Iransport konnte niebt ablsbren.) Heine, niebt böse gemeinte 
Nrsseben, verbängnisvolle Wirkung.
3. /'einZZeZr korrekte KZaZtunF des 3/iZrtars, besonders der O//Hrere
in XuLerunZen, tkuktreten und t^nrug der Levölkerung gegenüber, blasse des 
Volkes mu6 allmäblieb wieder Zutrauen rum Neere bekommen. Nangel an 
Lelbstdisriplin unter ONirieren vielkacb kestgestellt.
4. kerantroortZic/rkeik. Versntwortbeb jeder lür seine Anordnungen. Nntergebene, 
die ibre Lekeble auslübren, sind dureb den Oekeblsgeber völlig gedeckt. Verant- 
wortbcbe Oübrer sind und werden noeb rur kecbenscbakt gerogen - naeb

1 Oie ci.imsliße OienstsleUunZ von Xlnjor Itüllinsnn I8k nickl nnker 2U eiinilteln. 

90

44. 26.3.1920 Kapitel I 

möglich ist. Man muß auf den Ausgleich aller Standesinteressen hinwirken, soweit 
das geht. Wenn dann auch auf der anderen Seite guter Wille und Verständnis für 
die ganze Situation gezeigt werden, werden wir vorwärtskommen. In dieser ganzen 
Frage aber dürfen wir nie unterlassen, auch an das Ausland zu denken. Nur eine 
ruhig fortschreitende demokratische Entwickelung Deutschlands kann uns eine 
achtunggebietende Stellung in der Welt wiedergeben6• 

6 Zur Reaktion ehemaliger Offiziere auf dieses Interview s. Meier-Welcker S. 274 f. 

44. 

Bericht des Majors Hüttmann l über eine Besprechung im Reichswehr
ministerium zu Ablauf und Konsequenzen des Kapp-Lüttwitz-Putsches. 

26. März 1920. Ohne Ortsangabe. Vertraulich. Überschrift: Bericht über die Bespre
chung im Reichswehrministerium. - BA-MA. RH 37/5058. Masch. Abschrift. 

I. General v. Seeckt führt aus: Die durch die Aktion Kapp-Lüttwitz geschaffene 
Situation ist äußerst ernst. Die Folgen dieses frevelhaften Unternehmens in ihrer 
verderblichen Auswirkung kaum abzusehen; unermeßlicher Schaden für das Heer 
ist verursacht; um ihn abzuschwächen und zu überwinden ist nötig: 

1. Absoluter Gehorsam jeder Dienststelle und jedes Einzelnen. 

(Beispiel: Ein Truppenteil erhält Befehl vom General v. Seeckt, eine Ortschaft bei 
Berlin zu räumen. Anfrage, ob die Ortschaft geräumt sei. Antwort: "Nein, da der 
Bürgermeister es für zweckmäßiger befunden habe, zu verhandeln. ") 

2. Weitabrücken von jeder politischen Betätigung. 

Als solche ist anzusehen: Zeigen von schwarz-weiß-roten Fahnen, Hakenkreuze 
auf den Helmen, Singen von "Heil dir im Siegerkranz" usw. (Beispiel: Eine 
Truppe aus Schlesien erhält Befehl, zur Verstärkung der Reichswehrtruppen nach 
dem Ruhrgebiet transportiert zu werden. Truppe kommt mit schwarz-weiß-roten 
Fahnen pp. auf den Bahnhof. Eisenbahner weigern sich den Zug abzufertigen, da 
sie glaubten, diese "reaktionäre" Truppe fahre nach Berlin, um Regierung Kapp
Lüttwitz zu stützen. Transport konnte nicht abfahren.) Kleine, nicht böse gemeinte 
Ursachen, verhängnisvolle Wirkung. 

3. Peinlich korrekte Haltung des Militärs, besonders der Offiziere 

in Äußerungen, Auftreten und Anzug der Bevölkerung gegenüber. Masse des 
Volkes muß allmählich wieder Zutrauen zum Heere bekommen. Mangel an 
Selbstdisziplin unter Offizieren vielfach festgestellt. 

4. Verantwortlichkeit. Verantwortlich jeder für seine Anordnungen. Untergebene, 
die ihre Befehle ausführen, sind durch den Befehlsgeber völlig gedeckt. Verant
wortliche Führer sind und werden noch zur Rechenschaft gezogen - nach 

1 Die damalige Dienststellung von ~Iajor Hüttmann ist nicht näher zu ermitteln. 
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eingeben6er Ontersucbung -, 6abei soll cler kreis 6er Verantwortlicben möglicbst 
eng gerogen wer6en. Nullösung 6er keiebswebr kalscbes Oerücbt, 6agegen 
kekormen wobl möglicb. Bewegungen im klnterokkirierkorps ist nurru begegnen 
6urcb ein je6er Kritik 8tan6balten6es, einwan6krei68 Verbalten un6 Oeborsam 6er 
Okkiriere.
5. Zeru/rtFunK 6er 'Kruppe babe aucb einrusetren; sie soll von 6em Vertrauen 
getragen wer6en, 6alZ wir alles rum guten Kn6e kübren wer6en, wenn ^e6er nack 
obigen Oe8iebt8punkten lian6elt.
2!um 8cbluk noclimals §roFer Lrnst 6er La^e betont. Ls Fe/rt /ekrt um 8ekn o6er 
kVr'e6tsein 6er /?erc/r5E/rr un6 6amkt 6es Kere/re^. ^lle nocb so berecbtigten 
8on6erwünscbe müssen runäcbst rurückgestellt wer6en. Oie Kresse sei ein eigen 
Ding. 2u tragiscb solle man ibre Vorwürke nicbt nebmen. Lr wer6e sicb mit allen 
kräkten un6 mit aller Lnergie kür 6ie Gruppe einsetren.
Oeneral v. 8eeckt gibt 6ann, 6a er in 6en keicbstsg müsse, 6en Vorsitr an Oberst 
Oe^, 6er 6en ^lajor v. Löttieber^ aukkor6ert, über 6ie Lntstebungsgesebicbte 6es 
kutscbes ru sprecben.
kl/a^'or v. Lö'ttic/rer erklärt, 6a6 nacb kekanntwer6en 6er ^bsicbt 6es Oenerals 
v. küttwitr bloske un6 Oeneral v. 8eeckt ibr Xullerstes bei Oeneral v. Lüttwitr 
aukgeboten batten, ibn von seinem Vorbsben abrubalten, batten aber tauben 
Obren gepre6igt. Oarauk kllcktritt 8eeckt'8, Ol6srbausen's, Oven's u.a.m. Krbebt 
6ann 6ie Krogrammpunkte bervor:
1. keiebskanrler un6 preulliscber Mnisterpräsiclent in einer kerson ein kroblem, 
mit 6em kismarck sieb viel bekamt babe.
2. 8cbne11e lVeuwablen un6
3. Lacbminister.
Lür 6rese po/r'tisc/ren Äe/e setrte man 6ie völlig unpolitiscbe, abnungslose 'Kruppe 
ein, 6ie 6a6urcb in Oekabr geriet, sicb gegenseitig ru rerkleiscben. kutscb scbleebt 
organisiert, keine ^linisterliste, keine klugblätter ge6ruckt usw. - Oer Lekebl rur 
Xurüekriebung 6er regierungstreuen 'Kruppen sei nocb von Oeneral v. 8eeckt 
erwirkt. ^Vm 13. Versammlung 6er Okkiriere 6es kembswebrministeriums un6 von 
Komman6euren rwecks 8tellungnabme rur Legierung ,,kapp-Lültwitr". Ergeb
nis: kegierung Kapp-Lüttwitr ist als kutscbrsgierung anruseken, 6eren kolgen 
namenlos scbä6Iicb. Verweigerung 6es Oeborsams gegen 6iese kegierung, 6es- 
gleicben scblossen sicb nicbt nur kübrer 6er Links-, sondern aucb 6er kecbtspar- 
tei^enl rusammen in 6em kescblukl, 6ie kegierung kapp-küttwilr ru stürren. 
weitere Vorgänge 6en kerliner 'Kruppen bekannt.

l- -
Im §c/6u)3reort erklärt Oberst 6/e^e, warum 6as keicbswebrministerium 6ie 
'Kruppe nicbt orientiert babe. Dies sei

2 Obers! lte^e, Obel «les Llsbes 6es Iruppensmtes.
3 Oie ägmalige OiensIstellunZ cles v. Laenicber im üeiebsvvebrminislerium ist niela »Liier zm

ermitteln.
4 I^litteiltint;en über riie ,,ünte ,4rmee" im rbeiniscb-lveslkLbseben Inriuslriegebiet »n<I in ^neltsen 

sind vveMelnssen.
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eingehender Untersuchung -, dabei soll der Kreis der Verantwortlichen möglichst 
eng gezogen werden. Auflösung der Reichswehr falsches Gerücht, dagegen 
Reformen wohl möglich. Bewegungen im Unteroffizierkorps ist nur zu begegnen 
durch ein jeder Kritik standhaltendes, einwandfreies Verhalten und Gehorsam der 
Offiziere. 

5. Beruhigung der Truppe habe auch einzusetzen; sie soll von dem Vertrauen 
getragen werden, daß wir alles zum guten Ende führen werden, wenn jeder nach 
obigen Gesichtspunkten handelt. 

Zum Schluß nochmals großer Ernst der Lage betont. Es geht jetzt um Sein oder 
Nichtsein der Reichswehr und damit des Reiches. Alle noch so berechtigten 
Sonderwünsche müssen zunächst zurückgestellt werden. Die Presse sei ein eigen 
Ding. Zu tragisch solle man ihre Vorwürfe nicht nehmen. Er werde sich mit allen 
Kräften und mit aller Energie für die Truppe einsetzen. 

General v. Seeckt gibt dann, da er in den Reichstag müsse, den Vorsitz an Oberst 
Heye2

, der den Major v. Bötticher'l auffordert, über die Entstehungsgeschichte des 
Putsches zu sprechen. 

Major v. Bötticher erklärt, daß nach Bekanntwerden der Absicht des Generals 
v. Lüttwitz Noske und General v. Seeckt ihr Äußerstes bei General v. Lüttwitz 
aufgeboten hätten, ihn von seinem Vorhaben abzuhalten, hätten aber tauben 
Ohren gepredigt. Darauf Rücktritt Seeckt's, Olderhausen's, Oven's u. a. m. Er hebt 
dann die Programm punkte hervor: 

1. Reichskanzler und preußischer Ministerpräsident in einer Person ein Problem, 
mit dem Bismarck sich viel befaßt habe. 

2. Schnelle Neuwahlen und 

3. Fachminister. 

Für diese politischen Ziele setzte man die völlig unpolitische, ahnungslose Truppe 
ein, die dadurch in Gefahr geriet, sich gegenseitig zu zerfleischen. Putsch schlecht 
organisiert, keine Ministerliste, keine Flugblätter gedruckt usw. - Der Befehl zur 
Zurückziehung der regierungstreuen Truppen sei noch von General v. Seeckt 
erwirkt. Am 13. Versammlung der Offiziere des Reichswehrministeriums und von 
Kommandeuren zwecks Stellungnahme zur Regierung "Kapp-Lüttwitz". Ergeb
nis: Regierung Kapp-Lüttwitz ist als Putschregierung anzusehen, deren Folgen 
namenlos schädlich. Verweigerung des Gehorsams gegen diese Regierung, des
gleichen schlossen sich nicht nur Führer der Links-, sondern auch der Rechtspar
tei[en] zusammen in dem Beschluß, die Regierung Kapp-Lüttwitz zu stürzen. 
Weitere Vorgänge den Berliner Truppen bekannt. 

[ ... ]4 

Im Schlußwort erklärt Oberst v. Heye, warum das Reichswehrministerium die 
Truppe nicht orientiert habe. Dies sei 

2 Oberst Heye, Chef des Stabes de,; Truppenamtes. 

3 Die damalige DienststeIlung des ~lajors v. Boetticher im Reichswehrministerium i,t nicht näher zu 
ermitteln. 

4 Mitteilungen über die "Rote Armee" im rheinisch-westfälischen Industriegebiet lind in Sachsen 
sind weggelassen. 
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I. teebniseb unmögbeb gewesen, äs Oeneral v. Oüttwitr unä Oberst Lauer^ 
sämtlicbe l'elelone beseblagnabmt batten^,
2. sollte aueb verrnieäen weräen, Zwiespalt in äie Iruppe ru bringen. Das Lilä 
babe sieb so äargestellt: äer besten bade rur alten Regierung, äer Osten im 
Allgemeinen ru Oüttwitr gestanäen.
Oemeinsam unä erlreulieb, äaü beiäe leile äer Reicbswebr iliren Vorgesetrten 
geborsam gewesen waren. Oie Gruppe sei aller Verantwortung leäig, äiese trügen 
allein äie Vorgesetrten. Osnn bat Oberst v. läe^e, äem Oeneral v. Leeekt volles, 
unbeäingtes Vertrauen ru scbenken, äenn er sei äer gegebene Nann, uns in äieser 
sebweren 2eit ru bellen, äa er äas beste ^Vollen, äen Kopl unä äie Energie äaru 
babe. ^Venn jetrt einreine, an sieb sebr bereebtigte V^ünsebe lallen gelassen 
würäen, gesebebe äas, weil sie augenbliekbcb unäureblübrbar seien unä um 
größeres - äen Restanä äes Heeres unä äes Reiebes - ru retten.
Vie besonäeren ^Vünsebe äer Lrigaäe, ^urüclcriebung äes Regiments 5 unä ^ager 
^-Lataillonj 3 naeb kotsäam, wuräen Oberstleutnant ^Vetrel? unä Najor v. Voss^ 
vorgetragen, äie übrigen scbriltbeb rur Kenntnis äes keiebswebrministeriums 
Major v. Lötticber) gebraokt. ^n ibre -a/är§e Krlüllung ist in äieser äukert 
ernsten vage niebt ru äenlcen.
l^laebtrag: Oeneral v. Leeckt ärückte noeb äen nacbärücklieben ^Vunscb aus, äak 
äer Inbalt äer Lespreebung scbnellstens rur Kenntnis äes Ollirierkorps komme.

ger. llüttmann
Najor.

5 Oberst a. l). ^lax Lauer, ru seiner Letelligung LIN Xapp-bütttvitr-Lutscb s. Lrger passim.
6 blaeb den unverökkentbcbten Erinnerungen von 8tekan V. Velsen, Lilcl aut Lilcl (8^-^IV. bl 05 - 6/52. 

^laseb. Luebmanusbript) besaü die Lisenbaknabteilung des Leiebswebrministeriums ein eigenes 
lelekonnetr, das tväbrend Oer putscktage unkontrolliert blieb uncl desbalb clem Leicbsvvebrministe- 
rium besondere blacbricbtenverbindungen ermögliebte. Vgl. aueb Ibürten 8. 145 k.

7 Oberstleutnant bVetrell, Lkek des Oeneralstabes (les ^ebrlcreislcommandos III, Lerlln.
8 Uajor v. Voll, erster Oeneralstabsollirier ties Vebrbreisbommanclos III, Lerlin.
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1. technisch unmöglich gewesen, da General v. Lüttwitz und Oberst Bauer5 

sämtliche Telefone beschlagnahmt hatten6
, 

2. sollte auch vermieden werden, Zwiespalt in die Truppe zu bringen. Das Bild 
habe sich so dargestellt: der Westen habe zur alten Regierung, der Osten im 
Allgemeinen zu Lüttwitz gestanden. 

Gemeinsam und erfreulich, daß beide Teile der Reichswehr ihren Vorgesetzten 
gehorsam gewesen waren. Die Truppe sei aller Verantwortung ledig, diese trügen 
allein die Vorgesetzten. Dann bat Oberst v. Heye, dem General v. Seeckt volles, 
unbedingtes Vertrauen zu schenken, denn er sei der gegebene Mann, uns in dieser 
schweren Zeit zu helfen, da er das beste Wollen, den Kopf und die Energie dazu 
habe. Wenn jetzt einzelne, an sich sehr berechtigte Wünsche fallen gelassen 
würden, geschehe das, weil sie augenblicklich undurchführbar seien und um 
größeres - den Bestand des Heeres und des Reiches - zu retten. 

Die besonderen Wünsche der Brigade, Zurückziehung des Regiments 5 und Jäger 
[-Bataillon] 3 nach Potsdam, wurden Oberstleutnant WetzelF und Major v. Voss8 

vorgetragen, die übrigen schriftlich zur Kenntnis des Reichswehrministeriums 
(Major v. Bötticher) gebracht. An ihre baldige Erfüllung ist in dieser äußert 
ernsten Lage nicht zu denken. 

Nachtrag: General v. Seeckt drückte noch den nachdrücklichen Wunsch aus, daß 
der Inhalt der Besprechung schnellstens zur Kenntnis des Offizierkorps komme. 

gez. Hüttmann 
Major. 

5 Oberst a. D. Max Bauer, zu seiner Beteiligung am Kapp-Lüttwitz-Putsch s. Erger passim. 

6 Nach den unveröffentlichten Erinnerungen von Stefan v. Velsen, Bild auf Bild (BA-MA. H 05 - 6/52. 
Masch. Buchmanuskript) besaß die Eisenbahnabteilung des Reichswehrministeriums ein eigenes 
Telefonnetz, das während der Putschtage unkontrolliert blieb und deshalb dem Reichswehrministe
rium besondere Nachrichtenverbindungen ermöglichte. Vgl. auch Hürten S. 145f. 

7 Oberstleutnant Wetzell, Chef des Generalstabes des Wehrkreiskommandos In, Berlin. 

8 Major v. Voß, erster Generalstabsoffizier des Wehrkreiskommandos In, Berlin. 
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45.

DenXsekrikt 4er Oruppe Usus üker clie Oekskr linKsrsdiXsIei» Lewegun- 
gen im rXeiniseX-westkälisoXen InrlustriegeDiet^.

26. AlsrL 1920. 1^ipp8ts<1l. - 8H8t^ IV. Keiiütren-kriAscle 21, D<I. 24 3. IVIasck.
Vureliseln'ikt.

Dür 6en jenseits 6er Orenren 6er Demokratie steben6en Dinksra6ikalismu8 war 
6as Xapp-r^benteuer nur 6er 8eit lVlai vorigen labres mit küblstsr Keserve 
erstrebte r^nlab rur eigenen Aktion.
Dali 6as in 6er ^Vabl cles Zeitpunktes so sinnlose Xosseblagen 6er Xapp-Oruppe 
6as ^Verk einer planmabigen un6 6ureb 6ie politisebe ^bnungslosigkeit 6er 
kübrenden Nilitärs erkolgreieben Provokation seitens 6er D.8.D. war, ist einwand- 
krei beweisbar. Xbenso aber ist kür 6en kubrberirk beweisbar, dab wir jetrt 
gegenüber 6er planmäbig seit käst einem jabr vorbereiteten Aktion rur Durebküb- 
rung^ 6er kätediktatur, praktiscb 6es Dolsebewismus, <weieben>; 6er Dutseb 
vom 13. 3. bot nur eine kür 6ie demagogiscbe Auswertung un6 Irrekübrung über 
alles Xraebten günstige Daroie.
Leit 6em 8eiieitern 6es grollen Dergarbeiterstreiks Nitte ^pril 1919^, endgiltig 
6ann seit 6sm knde 6es Nünebener Onternebmens^, war im kubrberirk jede 
,,6irekte Aktion" verpönt. In unendlieber Xinrelarbeit wur6e eine Organisation 
aukgebaut, 6ie im entscbei66n6en Augenblick kampkbsreit sein sollte. Nan ist kür 
6ie Deurteilung dieses Droblems niebt auk 6as kragwür6ige Material von ^genten- 
msI6ungen angewiesen, 6ie bier von vorneberein ausgesebaltet bleiben; vielmebr 
war 6iese Arbeit jedem klar, 6er sab, bürte, miterlebte; Dresse, Versammlungen, 
ökkentlicbe un6 gebeime Organisationsarbeit liegen einwan6krei vor.
Oleieb im ersten Augenblick, als clie Vussicbten 6es groben Lergarbeiterstreiks 
kragbeb wur6en, erörterte die am 9. 4. bei 6er 8prengung 6er Decber-Xommission 
3ukgekun6ene grobe DenksebrikO 6ie 0rün6e kür 6en militäriseben, politiseben un6 
organisatoriseben Niberkolg un6 gab clie kicbtlinien kür 6ie neue Organisation an, 
speriell kür 6ie militärisebe. Diese kiebtlinien sin6 stets im Dewublsein der 
Kadikalen mabgebend geblieben, sie sin6 jetrt verwirkbebt^.
Nan grikk in prinripieller 8ebärke un6 mit 6em 2iel 6er prinzipiellen Durebkeebtung 
bis rum be6ingungslos6n 8ieg 6ie Nebrbeitssorialisten un6 clie clureb sie gestütrte 
kegierung an; man grikk in unerbörter ^Veise 6ie Gruppe an un6 versuebte, sie 
6ureb planmäbige Nilitärpropaganda ru rersetren; man nabm 6en Xampk mit 
voller 8cbärke innerbalb 6er Oewerksebakten auk, mit sperieller 'Dendenr gegen 6ie 
alten Lergarbeiterverbände; clie radikale Dresse, erbeblieb verstärkt clureb rabl-

1 Dber clem lext ksl.: „büße".
2 „2ur Durcbkülrrung" lrsl. nnclrgetrrrgen.
3 2um Lergnrbeiterstreilc im rbeimsclr-vestläliseben Inciustriegebiet vam krülünkr 1919 8. 8nn6 II 

Kr. 17 c^nm. 1.
4 Lemeint ist clie I^ieclerverlung cler bnyeriseben knteregierung im Nni 1919.
5 >üebt ermittelt.
6 „sie - verrvirklielrt" Irsl. nseltgetrsgen.
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45. 

Denkschrift der Gruppe Haas über die Gefahr linksradikaler Bewegun
gen im rheinisch-westfälischen Industriegebiet 1. 

26. März 1920. Lippstadt. - BHStA IV. Schützen-Brigade 21, Bd.24 Akt 3. Masch. 
Durchschrift. 

Für den jenseits der Grenzen der Demokratie stehenden Linksradikalismus war 
das Kapp-Abenteuer nur der seit Mai vorigen Jahres mit kühlster Reserve 
erstrebte Anlaß zur eigenen Aktion. 

Daß das in der Wahl des Zeitpunktes so sinnlose Losschlagen der Kapp-Gruppe 
das Werk einer planmäßigen und durch die politische Ahnungslosigkeit der 
führenden Militärs erfolgreichen Provokation seitens der U.S.P. war, ist einwand
frei beweisbar. Ebenso aber ist für den Ruhrbezirk beweisbar, daß wir jetzt 
gegenüber der planmäßig seit fast einem Jahr vorbereiteten Aktion zur Durchfüh
rung2 der Rätediktatur, praktisch des Bolschewismus, <weichen>; der Putsch 
vom 13. 3. bot nur eine für die demagogische Auswertung und Irreführung über 
alles Erachten günstige Parole. 

Seit dem Scheitern des großen Bergarbeiterstreiks Mitte April 1919:\ endgiltig 
dann seit dem Ende des Münchener Unternehmens4

, war im Ruhrbezirk jede 
"direkte Aktion" verpönt. In unendlicher Einzelarbeit wurde eine Organisation 
aufgebaut, die im entscheidenden Augenblick kampfbereit sein sollte. Man ist für 
die Beurteilung dieses Problems nicht auf das fragwürdige Material von Agenten
meldungen angewiesen, die hier von vorneherein ausgeschaltet bleiben; vielmehr 
war diese Arbeit jedem klar, der sah, hörte, miterlebte; Presse, Versammlungen, 
öffentliche und geheime Organisationsarbeit liegen einwandfrei vor. 

Gleich im ersten Augenblick, als die Aussichten des großen Bergarbeiterstreiks 
fraglich wurden, erörterte die am 9. 4. bei der Sprengung der Hecher-Kommission 
aufgefundene große DenkschriftS die Gründe für den militärischen, politischen und 
organisatorischen Mißerfolg und gab die Richtlinien für die neue Organisation an, 
speziell für die militärische. Diese Richtlinien sind stets im Bewußtsein der 
Radikalen maßgebend geblieben, sie sind jetzt verwirklicht6

. 

Man griff in prinzipieller Schärfe und mit dem Ziel der prinzipiellen Durchfechtung 
bis zum bedingungslosen Sieg die Mehrheitssozialisten und die durch sie gestützte 
Regierung an; man griff in unerhörter Weise die Truppe an und versuchte, sie 
durch planmäßige Militärpropaganda zu zersetzen; man nahm den Kampf mit 
voller Schärfe innerhalb der Gewerkschaften auf, mit spezieller Tendenz gegen die 
alten Bergarbeiterverbände; die radikale Presse, erheblich verstärkt durch zahl-

1 Über dem Text hsl.: "Lage". 

2 "Zur Durchführung" hsl. nachgetragen. 

3 Zum Bergarbeiterstreik im rheinisch-westfälischen Industriegebiet vom Frühjahr 1919 s. Band 11 
Nr. 17 Anm. l. 

4 Gemeint ist die Niederwerfung der bayerischen Räteregierung im Mai 1919. 

5 Nicht ermittelt. 

6 "sie - verwirklicht" hsl. nachgetragen. 
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lose unakkängige un6 Kommunistiseke INeugrünllungen, arbeitete mit allen iVlitteln 
6er Demagogie un6 Verketrung, 6enen 6ie ^lacktmittel «les Relagerungsrustanlles 
nur neues ^Vasser auf 6ie lVlüklen lieferten; man seltlaclitete 6ie 8treiks, vor allem 
6ie im kanuar un6 Xekruar ausgekroekenen, politisck aus, vor allem «lie Xreiso 6er 
Allgemeinen Arbeiter-llnion (X.R.D.)? provozierten politiselre 8treiks unter 6er Kei 
6er allgemeinen Neuerung un6 Oelllentwertung stets riekenllen wirtsekaftkeken 
XIagge; man kielt 6ie Waffen kereit un6 verkok ie6e Aktion, 6ie 6en 0run6 o6er 
Vorwanll rur Rescklagnakme von Waffen o6er KVstnakme von Xükrern kielen 
konnte, stellte 6eskalk auek planmäkig 6ie kekensmittelkrawalle ein; man sekuf 
straff gegkellerte Organisationen, 6ie rwar niekt als militärisek kereieknet 
wurllen, aker stets 6en militärisek verwenllkaren Rakmen akgaken. Tolles arkeitete 
auk 6as Xn6riel Kin, kür 6as 6er Oeist 6er revolutionären Xntseklossenkeit offen 
Ieken6ig gekalten wur6e. Xntsprecken6 war in 6en letrten Nonaten eine Verstär
kung 6er versekie6enen Iinksr36ikal6n Xampkorganisationen 6eutliek erkennkar. 
Das Ökersckiektenakkommen konnte 6en Vnsatr ru einer gelleikkeken wirtsekaft- 
licken Xntwieklung Kil6en, war aker in seiner en6gülligen Durokkükrung un6 vor 
allem in seiner praktiseken Auswertung erkekliek fraglieker, als man öffentliek ru 
sagen mit Reekt für rweckmällig kielt.
Die radikalen Xükrer waren siek kei^ allem kewullt, 6a6 im Rukrkerirk 6ie 
Xntsekei6ung fallen wür6e. Regierungen in Herlin sin6 leiekt ru stürren o6er 
einrusetren, aker auek leickt von Rerkn ru verlegen o6er in Rerkn politisck 
ausrukungern. Die Xntsekeiüung kalk Kei 6er ungekeuren Xompkriertkeit unseres 
wirtsekaftkeken Organismus aker an 6er 8telle, wo 6ie Atolle 6er rusammenge- 
6rängte8ten wirtsekaftkeken Dro6uktion liegt, wo 6ie Xokle gesekaffen wir6, 6ie 
6as Rlut in allen V6ern unseres Vkrtsekaltskörpers 6arstellt, wo 6ie wiektigsten 
klerven auek 6er ükrigen inllustriellen Zweige auek rusammentreffen un6 6ie 
inllustrielle Danllarkeitersekakt in 6en llicktesten blassen gekallt woknt. -
^us 6iesen Orunlllagen, aus 6em Rewulltsein einer im wesentkcken akgescklosse- 
nen Organisation, ist auek 6as erstaunkeke 8iekerkeits- unll Ökerlegenkeitsgefllkl 
ru erklären, mit 6em in 6er letrten 2eit 6ie ra6ikalen Xllkrer auktraten.
^Vas 6ann am 13.3. im Rukrkerirk auf 6as 8ignal 6es Derrn Xapp Kin loskraek, war 
6er Rolsekewismus^. Oleick 6ie am 13.3. in Kissen rusammengetretene Xonferenr 
von ra6ikal6n Xükrern 6es Reviers wies klar 6ie Riektung un6 6ie ^iele, Dagen, 
6as 6urek 6en Rallikalismus seit 48 kekannte märkiscke Oekiet um 6ie Kinnepe, 
wur6e 6er 8itr 6er Zentrale; 6ie Rersönliekkeiten 6er Xükrer genügen für 6en 
Xun6igen.
^ker es war ein Rolsckewismus in 6er klügsten, Kun6erte Nale mit aller 
^kgekrüktkeit von Xrnst^ u. Oen. ükerlegten Xorm. Die gegen «Ke Reaktion

7 2ur Ligenart 4er „Unionen" im kukrgebiet vgl. Peter v. Oertren, 8etriebsräte in 4er Novemberre- 
volution <8eilrage nur Lesckickte 4es Parlamentarismus un4 4er politiscken Parteien. 84. 25). 
0üsseI4ork 1963. 8. 207-218.

8 „bei" bsl. korrigiert aus „vor'".
9 8. Nr. 28 ^nm. 2.

10 losek kirnst <Il8PI8, Levverksckaktssekretär, Vorsitren4er 4es „Zentralen Vertei4igungsausscbus- 
ses" in Haßen, 4er aUer4ings seinen «Knsprucb auf 8eksblsgetvalt über 4ie gesamte „Kote ^rmee" 
4es kubrgebiets nickt voUstän4ig 4urcksetren konnte, kucas II 8. 69. 
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lose unabhängige und kommunistische Neugründungen, arbeitete mit allen Mitteln 
der Demagogie und Verhetzung, denen die Machtmittel des Belagerungszustandes 
nur neues Wasser auf die Mühlen lieferten; man schlachtete die Streiks, vor allem 
die im Januar und Februar ausgebrochenen, politisch aus, vor allem die Kreise der 
Allgemeinen Arbeiter-Union (K.P.D.)7 provozierten politische Streiks unter der bei 
der allgemeinen Teuerung und Geldentwertung stets ziehenden wirtschaftlichen 
Flagge; man hielt die Waffen bereit und verbot jede Aktion, die den Grund oder 
Vorwand zur Beschlagnahme von Waffen oder Festnahme von Führern bieten 
konnte, stellte deshalb auch planmäßig die Lebensmittelkrawalle ein; man schuf 
straff gegliederte Organisationen. die zwar nicht als militärisch bezeichnet 
wurden, aber stets den militärisch verwendbaren Rahmen abgaben. Alles arbeitete 
auf das Endziel hin, für das der Geist der revolutionären Entschlossenheit offen 
lebendig gehalten wurde. Entsprechend war in den letzten Monaten eine Verstär
kung der verschiedenen linksradikalen Kampforganisationen deutlich erkennbar. 
Das Überschichtenabkommen konnte den Ansatz zu einer gedeihlichen wirtschaft
lichen Entwicklung bilden, war aber in seiner endgültigen Durchführung und vor 
allem in seiner praktischen Auswertung erheblich fraglicher, als man öffentlich zu 
sagen mit Recht für zweckmäßig hielt. 

Die radikalen Führer ".-aren sich bei8 allem bewußt, daß im Ruhrbezirk die 
Entscheidung fallen würde. Regierungen in Berlin sind leicht zu stürzen oder 
einzusetzen, aber auch leicht von Berlin zu verlegen oder in Berlin politisch 
auszuhungern. Die Entscheidung fällt bei der ungeheuren Kompliziertheit unseres 
wirtschaftlichen Organismus aber an der Stelle, wo die Stelle der zusammenge
drängtesten wirtschaftlichen Produktion liegt, wo die Kohle geschaffen wird, die 
das Blut in allen Adern unseres Wirtschaftskörpers darstellt, wo die wichtigsten 
Nerven auch der übrigen industriellen Zweige auch [!] zusammentreffen und die 
industrielle Handarbeiterschaft in den dichtesten Massen geballt wohnt. -

Aus diesen Grundlagen, aus dem Bewußtsein einer im wesentlichen abgeschlosse
nen Organisation, ist auch das erstaunliche Sicherheits- und Überlegenheitsgefühl 
zu erklären, mit dem in der letzten Zeit die radikalen Führer auftraten. 

Was dann am 13.3. im Ruhrbezirk auf das Signal des Herrn Kapp hin losbrach, war 
der Bolschewismus9

• Gleich die am 13.3. in Essen zusammengetretene Konferenz 
von radikalen Führern des Reviers wies klar die Richtung und die Ziele, Hagen, 
das durch den Radikalismus seit 48 bekannte märkische Gebiet um die Ennepe, 
wurde der Sitz der Zentrale; die Persönlichkeiten der Führer genügen für den 
Kundigen. 

Aber es war ein Bolschewismus in der klügsten, hunderte Male mit aller 
Abgebrühtheit von Ernst lO u. Gen. überlegten Form. Die gegen die Reaktion 

7 Zur Eigenart der "Unionen" im Ruhrgebiet vgl. Peter v. Oertzen, Betriebsräte in der Novemberre
volution (Beiträge zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien. Bd. 25). 
Düsseldorf 1963. S. 207-218. 

8 "bei" hsl. korrigiert aus" vor". 

9 S. Nr. 28 Anm. 2. 

10 losef Ernst (USPDl, Gewerkschaftssekretär. Vorsitzender des .,Zentralen Verteidigungsausschus
ses" in Hagen, der allerdings seinen Anspruch auf Befehlsgewalt über die gesamte "Rote Armee" 
des Ruhrgebiets nicht vollständig durchsetzen konnte. Lucas II S. 69. 
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geprägte Formel, clie auck Oemokraten uncl Zentrum einspannts, krackte vor 
allem clie Nekrkeitssorialisten unter äie politiselie kükrung äer kaäikalen; man 
war! rwsi scklagwörter in äie Nassen, clie auk alle källe Kellen müllten: „Oie 
l'ruppen wollen äie Kapp-Kegierung äurcksetren", okwokl 6er Hagener Zentrale 
spätestens seit Nontagmittag las Oegenteä in cler verkinälicksten äienstlicken 
Korm kekannt war uncl immer wieäer versickert woräen i8t^^; äaneken: „äie 
Iruppsn wollen clen ^cktstunäentag nekmen", - niemancl kann sagen, wie.
Oas Vort käteäiktatur wircl vorsicktigerweise umfangen (um clie etwas enttäusck- 
ten Nassen ru kerukigen, wirlt man es iknen in I^ekengskieten mit reiner 
rVrbeiterkevölkerung Kin); clenn clieses V^ort wurcle clie kntents ru sekr provorie- 
ren, es würcie auck las ükrige veutseklancl <6rsckreeken, rumal clas Lürgerlum> 

glüeklick ist, clie Decke üker clie Okren rieken ru können, cla lies ominöse 
^Vort niekt ertönt; man würcle clamit auok clie Oekolgsekakt äerjenigen 'keile cler 
Nekrkeitssorialisten verlieren, äie siek lokal noek irre kükren lassen, .^ker 
natürkek maekt r. L. äer Kommunist Neinkerg^, Oiktator von vortmunä, Kei 
seinem lormalen Verriekt auk käteäiktatur clen Vorkekalt „vorläukig", „unter äen 
auZenklickkoken Verkältnissen".
In äer kraxis aker^ ksrrsekt regelreckte käteäiktatur mit allen svmptomen, woran 
natürkek äie Neläungen äer im kukrkerirk kegenäen, unter Oruek stekenäen 
stellen äes U.K. niekts Lnäern. Oie aussekkelZlieke Nackt liegt in äen Oanäen 
von ^ktionsausscküssen, ^rkeiterräten usw.; äas sorialrevolutionäre kroletariat 
verkünäet äurck klakate äie Öksrnakme äer gesamten Oewalt; äie Verwaltung 
äark, soweit sie nickt einkaek akgesetrt wirä, rwar unter Kontrolle weiterarkeiten, 
aker nur, weil sonst äer gesamte Apparat sokort still stänäe; äie kolirsi ist an äen 
meisten Orten nieäergeknüppelt, erscklagen, geklüektet, keseitigt; vor allem ist 
äie Nackt, äie IValle, aussckkellkck in äie Ilanäe äer raäikaleren Kreise gelegt, 
äie Kote Oaräe organisiert; äie kankgutkaken sinä an mekreren Orten kereits 
kescklagnakmt; als klünäersr kekanäslt, äas keillt ersckossen, wirä nack 
kekanntgake nickt nur, wer eine ^Vakke rurückkskält, okne -^rksiter ru sein, 
sonäern auck, wer mit Vort oäer sckrikt gegen Nallnakmen äer ^ktionsaus- 
seküsse auktritt.
Oie „Lielekeläer kescklüsse"^ sinä entspreckenä ru Kewerten: aus Klugkeit in äer 
Formulierung mallvoll, tatsäckUck aker nur als erste unä vorläukige Klappe seitens 
äer kaäikalen ketracktet unä in ikren eigenen Zusagen von vornkerein nickt 
eingekalten.
Vieser Oesicktspunkt, äall alle kiskerigen krgeknisse nur als vorläufig unä als 
erste station äes sieges ru ketrackten seien, ist von äer Oegenseite wieäerkolt 
ausgesproeken woräen unä mull stets auks äringenäste kerüeksicktigt weräen;

II Oer ruständiZe Lekeklskaber im ^Vekrkreis VI, Generalleutnant krkr. V. Vigner, Kalle noeb sm 
Nonlag, dem 15. Narr, eine Orltlärung varbereiiek, aber anscheinend nickt veräklentlichl, in der er 
jede Parteinahme kür eine der beiden Regierungen ahlelinte. Or unterstellte sich erst sm kolbenden 
läge der verlassungsmäüigen kegierung. Härten 8. 136 k.

12 Line lextsleUe unleserlick.
13 ^dolk Neinberg, kaukmannsgekille, Vorsitzender der X?O und des VuIOuZsrsts in vorlmund.
14 „aber" hsl. nackgetragen.
15 Vgl. IVr. 39 tVnm. 2.
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geprägte Formel, die auch Demokraten und Zentrum einspannte, brachte vor 
allem die Mehrheitssozialisten unter die politische Führung der Radikalen; man 
warf zwei Schlagwörter in die Massen, die auf alle Fälle helfen mußten: "Die 
Truppen wollen die Kapp-Regierung durchsetzen", obwohl der Hagener Zentrale 
spätestens seit Montagmittag das Gegenteil in der verbindlichsten dienstlichen 
Form bekannt war und immer wieder versichert worden istlI; daneben: "die 
Truppen wollen den Achtstundentag nehmen", - niemand kann sagen, wie. 

Das Wort Rätediktatur wird vorsichtigerweise umgangen (um die etwas enttäusch
ten Massen zu beruhigen, wirft man es ihnen in Nebengebieten mit reiner 
Arbeiterbevölkerung hin); denn dieses Wort würde die Entente zu sehr provozie
ren, es würde auch das übrige Deutschland <erschrecken, zumal das Bürgertum> 
[ ••• ]12 glücklich ist, die Decke über die Ohren ziehen zu können, da dies ominöse 
Wort nicht ertönt; man würde damit auch die Gefolgschaft derjenigen Teile der 
Mehrheitssozialisten verlieren, die sich lokal noch irre führen lassen. Aber 
natürlich macht z. B. der Kommunist Meinberg13, Diktator von Dortmund, bei 
seinem formalen Verzicht auf Rätediktatur den Vorbehalt" vorläufig", "unter den 
augenblicklichen Verhältnissen". 

In der Praxis aber14 herrscht regelrechte Rätediktatur mit allen Symptomen, woran 
natürlich die Meldungen der im Ruhrbezirk liegenden, unter Druck stehenden 
Stellen des W.T.B. nichts ändern. Die ausschließliche Macht liegt in den Händen 
von Aktionsausschüssen, Arbeiterräten usw.; das sozialrevolutionäre Proletariat 
verkündet durch Plakate die Übernahme der gesamten Gewalt; die Verwaltung 
darf, soweit sie nicht einfach abgesetzt wird, zwar unter Kontrolle weiterarbeiten, 
aber nur, weil sonst der gesamte Apparat sofort still stände; die Polizei ist an den 
meisten Orten niedergeknüppelt, erschlagen, geflüchtet, beseitigt; vor allem ist 
die Macht, die Waffe, ausschließlich in die Hände der radikaleren Kreise gelegt, 
die Rote Garde organisiert; die Bankguthaben sind an mehreren Orten bereits 
beschlagnahmt; als Plünderer behandelt, das heißt erschossen, wird nach 
Bekanntgabe nicht nur, wer eine Waffe zurückbehält, ohne Arbeiter zu sein, 
sondern auch, wer mit Wort oder Schrift gegen Maßnahmen der Aktionsaus
schüsse auftritt. 

Die "Bielefelder Beschlüsse"lS sind entsprechend zu bewerten: aus Klugheit in der 
Formulierung maßvoll, tatsächlich aber nur als erste und vorläufige Etappe seitens 
der Radikalen betrachtet und in ihren eigenen Zusagen von vornherein nicht 
eingehalten. 

Dieser Gesichtspunkt, daß alle bisherigen Ergebnisse nur als vorläufig und als 
erste Station des Sieges zu betrachten seien, ist von der Gegenseite wiederholt 
ausgesprochen worden und muß stets aufs dringendste berücksichtigt werden; 

II Der zuständige Befehlshaber im Wehrkreis VI, Generalleutnant Frhr. v. Walter, hatte noch am 
Montag, dem 15. März, eine Erklärung vorbereitet, aber anscheinend nicht veröffentlicht, in der er 
jede Parteinahme für eine der beiden Regierungen ablehnte. Er unterstellte sich erst am folgenden 
Tage der verfassungsmäßigen Regierung. Hürten S. 136f. 

12 Eine TextsteIle unleserlich. 

13 Adolf Meinberg, Kaufmannsgehilfe, Vorsitzender der KPD und des Vollzugsrats in Dortmund. 

14 "aber" hsl. nachgetragen. 

15 V gl. Nr. 39 Anm. 2. 

97 



45. 26. z. I92V Kspitel II

kiibl und Klar kabt die kükrung auk der Oegenseite den kntsckeidungskampk ums 
Oanrs ins T^uge.
In Erkenntnis dieser 'katsacken Kat sick jetrt auck jdiej unnatürlicke Koalition vorn 
13. 3. gelöst. Kackdem runäckst Oemokraten unci Centrum sick abtrennten, saken 
aucb die Nekrkeitsso^iabsten ein, dab sie iirr eigenes lociesurteil sckrieben, wenn 
sie siclr weiter vor den V^agen der keinde der Oemokratie spannen liefen. Vrot? 
des terrors liegen entspreckende krklärungen der mabgebendenkarteünstan^en 
sus dem kukrberurk vor. Vn einzelnen Orten allerdings baben sielr unselbständige 
und unbedeutende klnterkükrer (r. 6. Hirdes-Hagen) 2u sekr in das kakrwasser der 
O.8.K. reiben lassen, um so scknell los 2u kommen; indem sie ilrren I^lamen 
vergaben, stellen sie in bedauerkcker ^eise die Kartei blob. ^ber das sind 
Vusnakmen. In erkreulicbsr Veise werden auek sonst die in den letzten IVlonaten 
angeknüpkten Verständigungen und Verbindungen, naebdem Tunäckst das kapp- 
Vbenteuer jäk ersebütternd gewirkt batte, wieder aulgenommen. - Oanr kür sieb, 
als Vngelegenkeit besonderer ^rt mub die Holle der beiden Oberbürgermeister 
von Oagen^ und kssen^ betraektet werden. Leit über einem lakre in rweikelkakten 
Köllen, bedingungslose Opportunisten jvonj reinstem ^Vasser, okne Vugenmab kür 
die tatsäcbkcben Nacktvorbedingungen einer rubigen kntwieklung, baben sie 
jetM in der verbängnisvollsten IVeise dureb ikre keteiligung, Vermittlung usw. 
eine bolsebewistiseke kewegung unterstützt und verwirrend auk die politisebe 
Orteilsbildung eingewirkt, ^ber vollkommen isoliert, wie sie steben, dürken sie mit 
ibrem blamen weder als Oewäbrsmänner nock als Exponenten oder s^mptomatisck 
kür die bags angeseken werden. -
Oie Oegenseite, runäckst rukrieden mit dem ersten Krkolg der käumung des 
kukrberirks und den einseitigen kielekelder kescklüssen, erstrebt den kndkampk 
kür den kolscbewismus unter Kntscbeidung im kukrbe^irk. Osnn im kukrberirk 
ist kür den kolsckewismus Zentrum und Oauptkront. Hier steben die kükrer, 
bierkin kommen aueb bereits kükrer aus anderen kandesteilen. Hier sind 
besonders die russiseben .Agenten und Okkiriere der Koten Oarde kestgestellt. Hier 
ist die Organisation jetrt abgescklossen, die Kote Grinse bestebt. ^ukgestellt auk 
Orund einer planmabigen Mobilisierung durck klakate, Kisten usw., stellt sie 
einen vollkommen abgescklossenen und kompletten kleereskörper dar. 8ie 
sckliebt alles in sieb, vom Oeneralstabs-Okkirier bis rum klieger, vom Nörser und 
der reitenden Latterie bis rum täglicken kleeresberickt^^. Vor allem aber verkügt 
sie über kampkgeübte Nassen, wie kein anderer Veil Oeutseklands sie kennt. 
Oarum ist kier, und nur kier, die krönt gegen den Lolsckewismus, gegen die 
Vorgänge in anderen 'keilen Oeutseklands okne jeden kelang sind, ^uck kück- 
sckläge in anderen kandesteilen sind okne Kinklub, radikale krkolge brecken in 
siek rusammen, sobald die kage im kukrberirk geklärt ist. In dieser Leriekung gilt 
die karakele von der Vestkront wäkrend des groben Krieges in verstärktem Orade.

16 ^Villi Luno (bb?), Oberbürgermeister von bagen.
17 Ilans butber (parteilos), Oberbürgermeister von bssen. 2u seinen krkabrungen im kubraukstancl 

s. bans kutber, kolitiber obne Partei. Erinnerungen. 8tuttgart 1950. 8. 75-80.
18 2ur tatsäoblicben 8türbe, Ausstattung unü kübrung tier ..Koten Nmee", liie in tlen militäriscben 

kericbten immer vvieüer erbeblieb llberscbätrt tvurclen. vgl. üie in blr. 28 ^nm. 2 genannte 
bileratur.
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kühl und klar faßt die Führung auf der Gegenseite den Entscheidungskampf ums 
Ganze ins Auge. 

In Erkenntnis dieser Tatsachen hat sich jetzt auch [die] unnatürliche Koalition vom 
13. 3. gelöst. Nachdem zunächst Demokraten und Zentrum sich abtrennten, sahen 
auch die Mehrheitssozialisten ein, daß sie ihr eigenes Todesurteil schrieben, wenn 
sie sich weiter vor den Wagen der Feinde der Demokratie spannen ließen. Trotz 
des Terrors liegen entsprechende Erklärungen der maßgebenden Parteiinstanzen 
aus dem Ruhrbezirk vor. An einzelnen Orten allerdings haben sich unselbständige 
und unbedeutende Unterführer (z. B. Hirdes-Hagen) zu sehr in das Fahrwasser der 
U.S.P. reißen lassen, um so schnell los zu kommen; indem sie ihren Namen 
hergaben, stellen sie in bedauerlicher Weise die Partei bloß. Aber das sind 
Ausnahmen. In erfreulicher Weise werden auch sonst die in den letzten Monaten 
angeknüpften Verständigungen und Verbindungen. nachdem zunächst das Kapp
Abenteuer jäh erschütternd gewirkt hatte, wieder aufgenommen. - Ganz für sich, 
als Angelegenheit besonderer Art muß die Rolle der beiden Oberbürgermeister 
von Hagenl6 und Essen l7 betrachtet werden. Seit über einem Jahre in zweifelhaften 
Rollen, bedingungslose Opportunisten [von] reinstem Wasser, ohne Augenmaß für 
die tatsächlichen Machtvorbedingungen einer ruhigen Entwicklung, haben sie 
jetzt in der verhängnisvollsten Weise durch ihre Beteiligung, Vermittlung usw. 
eine bolschewistische Bewegung unterstützt und verwirrend auf die politische 
Urteils bildung eingewirkt. Aber vollkommen isoliert, wie sie stehen, dürfen sie mit 
ihrem Namen weder als Gewährsmänner noch als Exponenten oder symptomatisch 
für die Lage angesehen werden. -

Die Gegenseite, zunächst zufrieden mit dem ersten Erfolg der Räumung des 
Ruhrbezirks und den einseitigen Bielefelder Beschlüssen, erstrebt den Endkampf 
für den Bolschewismus unter Entscheidung im Ruhrbezirk. Denn im Ruhrbezirk 
ist für den Bolschewismus Zentrum und Hauptfront. Hier stehen die Führer, 
hierhin kommen auch bereits Führer aus anderen Landesteilen. Hier sind 
besonders die russischen Agenten und Offiziere der Roten Garde festgestellt. Hier 
ist die Organisation jetzt abgeschlossen, die Rote Armee besteht. Aufgestellt auf 
Grund einer planmäßigen Mobilisierung durch Plakate, Listen usw., stellt sie 
einen vollkommen abgeschlossenen und kompletten Heereskörper dar. Sie 
schließt alles in sich, vom Generalstabs-Offizier bis zum Flieger, vom Mörser und 
der reitenden Batterie bis zum täglichen Heeresbericht l8 • Vor allem aber verfügt 
sie über kampfgeübte Massen, wie kein anderer Teil Deutschlands sie kennt. 
Darum ist hier, und nur hier, die Front gegen den Bolschewismus, gegen die 
Vorgänge in anderen Teilen Deutschlands ohne jeden Belang sind. Auch Rück
schläge in anderen Landesteilen sind ohne Einfluß, radikale Erfolge brechen in 
sich zusammen, sobald die Lage im Ruhrbezirk geklärt ist. In dieser Beziehung gilt 
die Parallele von der Westfront während des großen Krieges in verstärktem Grade. 

16 Willi Cuno (DDP). Oberbürgermeister von Hagen. 

17 Hans Luther (parteilos), Oberbürgermeister von Essen. Zu seinen Erfahrungen im Ruhraufstand 
s. Hans Luther, Politiker ohne Partei. Erinnerungen. Stuttgart 1950. S. 75-80. 

18 Zur tatsächlichen Stärke, Ausstattung und Führung der .. Roten Armee", die in den militärischen 
Berichten immer wieder erheblich überschätzt wurden. vgl. die in Nr. 28 Anm. 2 genannte 
Literatur. 
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Denn in unserer äamaligen Kinkreisung gaben immerbin militärisclie unä wirt- 
sebaktliebe Orünäs aueb anderen teilen äes gescblossenen Kreises, Osten, Kalkan 
usw. bestimmte keäeutung, - jstrt aber liegt mibtäriseb wie wirtscbaktlieb äie 
Kntsebeiäung aussebbeblieb im kubrberirk. Mililäriseb: äenn nur bier bestebt 
eine organisierte rote Arines mit allen Maebtmitteln, äie nur äer kubrberirk geben 
bann, Munition, Makkenberstellung, Kastkraktwagen obne Kabl, Ktrabsnbabnsn, 
kenrol, Reparaturwerkstätten usw.: wirtsebaktlieb: äer Rubrberirk verfügt über 
äie Koble, äas gesamte Dsutscblanä bangt von ibm ab. Ks sei äaran erinnert, äab 
wäbrenä äer ersten läge äer Kapp-^Virren äie Zentrale r^rbeitsgemsinssbakt lür 
äen Rubrkoblenbergbau in äer Kage war, äureb ibre Disposition über äie Kobls 

weitreiebenäen politiseben Kinklub auk anäere reile Deutssblanäs aus/.uü- 
ben. -
Ks gilt also, auk Orunä äiessr Kage alle Kräkte Lum entsebsiäentlen Kampk gegen 
äen Lolsebewismus ^usammenrukassen; alle reile Deutseblanäs baben äaran äas 
gleiebe Interesse. ^Vir müssen äanaeb streben, äab uns äer weite ^eg äureb alle 
Ztaäien äes jammers, äes klutes, äes Dungers unä äer Iränsn erspart bleibt, äen 
äas bolsebewistisebe kublanä bat geben müssen. Klar ist, äab er im inäustriali- 
sierten Deutseblanä ein noeb viel gröberes Klenä beäeuten würäe. Die Distoris 
reigt, äab nur ratsacben, wirkliebe politisebe unä gesebielitliebe Kntwieklungen, 
niebt irgenä eine ^ukblärung äureb blobs Darstellung) wirklieb belebrenä wirbt, 
^ber wir müssen im Interesse von 8taat unä Volle bokken, äab äie ersten 8taäisn, 
äie wir jetrt erlebt baben, ausreieben, um äie Kusammenkassung aller Kräkte an 
äiessr einen Krönt ru erreicben. Om äie .-Vuseinanäersetrung bier kommen wir 
ksineskalls, trotr aller sebeinbarsn unä irrekübrenäen Verlianälungsn, berum; 
anäsrnkalls versinken wir in wenigen Monaten restlos in kolsebewismus.

MabnkeiV".

19 Line ^ükürrunA unleserlicli.
20 Die Dnterreieknung ciurck keutnant I^aknken, /^cijutant im Freikorps kioklsokiag, nar urszirüng- 

Kek nickt vorgeseken. denn er kalte seine Darapke an 6en 8eklu6 cies Textes ^esetrt nnci ciainil 
seine ^rkeit als 2ur ^nskertigung äurck einen Vorgesetzten kestimmt gckcnn^cic knct.

46.

^ukueiolinung cles Majors Krlrr. v. Krilseli' ülrsr clis innere nnll änkere 
OsA« Des Neutselren keielres.

28. Hlärr 1920. Oline Ortsnngnbe. - ^1^. IV 33/1. Ilsl. keinsellrikt.

Kin Krieg ist beute, bei äer beseitigen Verkassung unseres Volkes unä äa wir 
keine ^Vebrpkliebt mebr baben, nur möglieb, wenn er getragen ist vom Krisgswil- 
len breiter Volkssebiebten.

1 Oie Dienststellung von ^lajor Lrltr. V. kUtsek ru diesem ^eitpunlrt ist nieltt nülier ru ermitteln, er 
nur OenerLlstulisotkirier keim ^.O.k. IVord genesen und ist im Olitolrer 1920 unter den Olürieren 
des lieicksnelu-ministeriums nucliruneisen.
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Denn in unserer damaligen Einkreisung gaben immerhin militärische und wirt
schaftliche Gründe auch anderen Teilen des geschlossenen Kreises, Osten, Balkan 
usw. bestimmte Bedeutung, - jetzt aber liegt militärisch wie wirtschaftlich die 
Entscheidung ausschließlich im Ruhrbezirk. Militärisch: denn nur hier besteht 
eine organisierte rote Armee mit allen Machtmitteln, die nur der Ruhrbezirk geben 
kann, Munition, Waffenherstellung, Lastkraftwagen ohne Zahl, Straßenbahnen, 
Benzol, Reparaturwerkstätten usw.: wirtschaftlich: der Ruhrbezirk verfügt über 
die Kohle, das gesamte Deutschland hängt von ihm ab. Es sei daran erinnert, daß 
während der ersten Tage der Kapp-Wirren die Zentrale Arbeitsgemeinschaft für 
den Ruhrkohlenbergbau in der Lage war, durch ihre Disposition über die Kohle 
[ •.• ]19 weitreichenden politischen Einfluß auf andere Teile Deutschlands auszuü
ben. -

Es gilt also, auf Grund dieser Lage alle Kräfte zum entscheidenden Kampf gegen 
den Bolschewismus zusammenzufassen; alle Teile Deutschlands haben daran das 
gleiche Interesse. Wir müssen danach streben, daß uns der weite Weg durch alle 
Stadien des Jammers, des Blutes, des Hungers und der Tränen erspart bleibt, den 
das bolschewistische Rußland hat gehen müssen. Klar ist, daß er im industriali
sierten Deutschland ein noch viel größeres Elend bedeuten würde. Die Historie 
zeigt, daß nur Tatsachen, wirkliche politische und geschichtliche Entwicklungen, 
nicht irgend eine Aufklärung durch bloße Dar[stellung] wirklich belehrend wirkt. 
Aber wir müssen im Interesse von Staat und Volk hoffen, daß die ersten Stadien, 
die wir jetzt erlebt haben, ausreichen, um die Zusammenfassung aller Kräfte an 
dieser einen Front zu erreichen. Um die Auseinandersetzung hier kommen wir 
keinesfalls, trotz aller scheinbaren und irreführenden Verhandlungen, herum; 
andernfalls versinken wir in wenigen Monaten restlos in Bolschewismus. 

19 Eine Abkürzung unleserlich. 

20 Die Unterzeichnung durch Leutnant Mahnken, Adjutant im Freikorps Liehtschlag, war ursprüng
lich nicht vorgesehen. denn er hatte seine Paraphe an den Schluß des Textes gesetzt und damit 
seine Arbeit als zur Ausfertigung durch einen Vorgesetzten bestimmt gek"nnzeichnct. 

46. 

Aufzeichnung des Majors Frhr. v. Fritsch l über die innere und äußere 
Lage des Deutschen Reiches. 

28. März 1920. Ohne Orlsangabe. - BA·MA. N 33/1. lIsl. Reinschrift. 

Ein Krieg ist heute, bei der derzeitigen Verfassung unseres Volkes und da wir 
keine Wehrpflicht mehr haben, nur möglich, wenn er getragen ist vom Kriegswil
len breiter Volksschichten. 

Die DienststeIlung von Major Frhr. v. Fritsch zu diesem Zeitpunkt ist nicht näher zu ermitteln, cr 
war Generalstabsoffizier beim A.O.K. I\'on! gewespn und ist im Oktober 1920 unter den Offizieren 
des Reichswehrministeriums nachzuweisen. 
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46. 28. 3. 1920 Kapitel II

Lu einer intensiven Kriegsfübrung im 8t)äe 1914/1918 keblen uns auf viele Jabre 
binaus äie materiellen unä personellen Kräfte. cVuf einen Krieg gegen Lrankreicb- 
Lnglanä-^merika mit äem Lweck, clas Lrgebnis cles V/eltkriegs umrustoken, mu6 
clalrer vorläufig verricbtet weräen, wenigstens solange als wir uns in clem jetzigen 
Lustanä cler 8cbwacbe befinäen, clie obigen Leinäe noclt niellt innerlicb ocler 
äurcb sonstige Linklüsse rersetrt sincl. Lleicbwobl weräen wir Kei äen äureli äen 
Krieg unä äen Lrieäensvertrag gescbaffenen Verbältnissen gezwungen sein, nocb 
auk labre binaus ru Kämpfen.
Oer erste unä bauptsäcblieb in Oetrackt kommenäe Leinä ist äer innere unä 
äußere llolscbewismus. Oie grollte 8tärke äieses Leinäes bestellt in äer Lnergie 
unä einlreitlielien Nacbt seines ^Villens unä äem grollen Keservoir unverbraucbter 
Kräfte, über äie er verkügt. Oemgegenüber reigt sieb im Oürgertum grolle 
Zersplitterung über äie ru erreiebenäen Liele unä Lnfäbigkeit, äie im Ilolscbewis- 
mus liegenäe geistige Lewegung äurcb überlegene geistige Bakken ru bekämpfen. 
Oas Oürgertum macbt äem mit ^ugenäkrakt voräringenäen Oolscbewismus gegen
über einen abgelebten unä verbrauebten Linäruck. Oer Lrunä bierkür liegt nicbt 
ruletrt äarin, äa6 äie Kräfte äes Oürgertums - äes sogenannten Mttelstanäes - 
äurcb äen V/eltkrieg weit mebr in cVnsprucb genommen sinä als äie äer 
^rbeiterscbaft. Ls kommt darauf an, äall äas Lürgertum - nicbt äie äuäen - wieäer 
äie künftige Lübrerscbaft äes Volkes übernimmt, regulierenä auf äie neue 
Ilewegung einwirkt, äas Lesunäe in ibr entwickelt unä äie in äer IVIasse rubenäe^ 
Intelligenr ru sieb emporriebt. Line glatte ^blebnung mu8 ru einem ^ukeinanäer- 
prallen fübren, bei äem mir äer Ausgang äes Kampfes bei äer Lersplitterung äes 
klürgertums nicbt rweikelbalt ist. Oer 8ieg äes Ilolscbewismus würäe Oeutscblanä 
in ein ä/rümmerfelä Lbnlicb äen 8cblacbtfeläern im IVoräosten Lrankreicbs 
verwanäeln. Linsn ^Vieäeraufbau giebt es äann sobalä nicbt.
Oie unglücklicbe Kappscbe Onternebmung bat ru erneuter Lersplitterung äes 
Ilürgertums gefübrt, äie ^rbeiterscbaft gescblossen nacb links vereinigt. Ls 
kommt äarauf an, äie bürgerlicben Oppositions-Larteien ru gemeinsamen Lielen 
scbarf rusammenrukassen, äie lVlebrbeitssorialistsn wieäer von äer übrigen 
^rbeiterscbaft abruspalten. I^lur so wirä es möglicb sein, äer starken Lbalanx äer 
raäikalen Linken Kampftruppen gegenüberrusteilen, äie einen Kampf nicbt von 
vornberein aussicbtslos erscbeinen lassen.
Oas Kampfriel äer bürgerlicben Larteien äark nicbt in gewaltsamer ^näerung äer 
bestebenäen Lustänäe erblickt weräen, rur Ourcbfübrung solcber Liele feblen äie 
Kräfte, siebe Kapp, es mull vielmebr runacbst äarin erblickt weräen, äie 
ungesunäen Lrscbeinungsformen äer beutigen Lustänäe ru bekämpfen, also 
Lekämpfung äer Korruption, wieäer rur Leitung Ilringen äer alten Lugenäen, äie 
uns groll gemacbt baben, nämlicb Lbre, Lkbcbtgefübl, Lreue^, Vaterlanäsbebe 
unä ^Vabrbaftigkeit. Lelingt es uns, solcben moraliscben Laktoren wieäer Leitung 
im Voike ru scbaffen, es kann unä wirä aber nur äurcb persönbcbes Beispiel 
gelingen, äann baben äie äerreitigen Oemagogen^, Leute wie Lrrberger^, 8cbeiäe-

2 „ruliencie" snslelle des ursprüngliclien ..scdlummerricie".
3 LrsprllnZIiclies ,,unä" vor unü nack ,,1>eue" getilßr.
4 ,,6ie clerreitiZen OemugoZen'' nsckträZIick einZekügt.
5 ^Isttkius klrrberßor (L), dis rum 12. Nur? 1920 Heicdskmsnrmimsler. 
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Zu einer intensiven Kriegsführung im Style 1914/1918 fehlen uns auf viele Jahre 
hinaus die materiellen und personellen Kräfte. Auf einen Krieg gegen Frankreich
England-Amerika mit dem Zweck, das Ergebnis des Weltkriegs umzustoßen, muß 
daher vorläufig verzichtet werden, wenigstens solange als wir uns in dem jetzigen 
Zustand der Schwäche befinden, die obigen Feinde noch nicht innerlich oder 
durch sonstige Einflüsse zersetzt sind. Gleichwohl werden wir bei den durch den 
Krieg und den Friedensvertrag geschaffenen Verhältnissen gezwungen sein, noch 
auf Jahre hinaus zu kämpfen. 

Der erste und hauptsächlich in Betracht kommende Feind ist der innere und 
äußere Bolschewismus. Die größte Stärke dieses Feindes besteht in der Energie 
und einheitlichen Macht seines Willens und dem großen Reservoir unverbrauchter 
Kräfte, über die er verfügt. Demgegenüber zeigt sich im Bürgertum große 
Zersplitterung über die zu erreichenden Ziele und Unfähigkeit, die im Bolschewis
mus liegende geistige Bewegung durch überlegene geistige Waffen zu bekämpfen. 
Das Bürgertum macht dem mit Jugendkraft vordringenden Bolschewismus gegen
über einen abgelebten und verbrauchten Eindruck. Der Grund hierfür liegt nicht 
zuletzt darin, daß die Kräfte des Bürgertums - des sogenannten Mittelstandes -
durch den Weltkrieg weit mehr in Anspruch genommen sind als die der 
Arbeiterschaft. Es kommt darauf an, daß das Bürgertum - nicht die Juden - wieder 
die künftige Führerschaft des Volkes übernimmt, regulierend auf die neue 
Bewegung einwirkt, das Gesunde in ihr entwickelt und die in der Masse ruhende2 

Intelligenz zu sich emporzieht. Eine glatte Ablehnung muß zu einem Aufeinander
prallen führen, bei dem mir der Ausgang des Kampfes bei der Zersplitterung des 
Bürgertums nicht zweifelhaft ist. Der Sieg des Bolschewismus würde Deutschland 
in ein Trümmerfeld ähnlich den Schlachtfeldern im Nordosten Frankreichs 
verwandeln. Einen Wiederaufbau giebt es dann sobald nicht. 

Die unglückliche Kappsche Unternehmung hat zu erneuter Zersplitterung des 
Bürgertums geführt, die Arbeiterschaft geschlossen nach links vereinigt. Es 
kommt darauf an, die bürgerlichen Oppositions-Parteien zu gemeinsamen Zielen 
scharf zusammenzufassen, die Mehrheitssozialisten wieder von der übrigen 
Arbeiterschaft abzuspalten. Nur so wird es möglich sein, der starken Phalanx der 
radikalen Linken Kampf truppen gegenüberzustellen, die einen Kampf nicht von 
vornherein aussichtslos erscheinen lassen. 

Das Kampfziel der bürgerlichen Parteien darf nicht in gewaltsamer Änderung der 
bestehenden Zustände erblickt werden, zur Durchführung solcher Ziele fehlen die 
Kräfte, siehe Kapp, es muß vielmehr zunächst darin erblickt werden, die 
ungesunden Erscheinungsformen der heutigen Zustände zu bekämpfen, also 
Bekämpfung der Korruption, wieder zur Geltung Bringen der alten Tugenden, die 
uns groß gemacht haben, nämlich Ehre, Pflichtgefühl, Treue3, Vaterlandsliebe 
und Wahrhaftigkeit. Gelingt es uns, solchen moralischen Faktoren wieder Geltung 
im Volke zu schaffen, es kann und wird aber nur durch persönliches Beispiel 
gelingen, dann haben die derzeitigen Demagogen4, Leute wie ErzbergerS, Scheide-

2 "ruhende" anstelle des ursprünglichen "schlummernde". 

3 Ursprüngliches "und" vor und nach "Treue" getilgt. 

4 "die derzeitigen Demagogen" nachträglich eingefügt. 

5 Matthias Erzberger (Z), bis zum 12. März 1920 Reichsfinanzminister. 
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mann^ u.s.w. ausgcspiclt, 6cnn 6iesc Lxistenren wachsen nur auk 6em Locken 6er 
Korruption, Lüge uncl Oemeinheit. Dann ist auch 6em Bolschewismus 6as 
Oekährliche genommen, 6enn clie Betätigung obiger moralischer Ligensehakten 
schließt 6as Läuber- un6 Ban6itentum 6es Bolschewismus aus^. Den Lchlubstein 
6er moralischen 0esun6ung erbliche icb in 6er ^ie6ereinkührung 6er Monarchie. 
Diese Ltaatskorm halte ich kür uns am besten geeignet, eine ruhige ^Veiterentwick- 
lung Lu gewährleisten. Line krühere Binkührung 6er ^lonarehie käme nur 6ann in 
Drage, wenn sieb eine überragen6e Bersönlichkeit als Monarch kän6e, 6er aus 
eigener Krakt 6ie moralische 0esun6ung 6es Volkes 6urebkühren könnte.
lieben 6er aktiven Kampkkührung be6ark 6as Bürgertum 6er scharken Kusammen- 
kassung Lu einer ^bwehrkront, um nicht von clem Bolschewismus überrannt Lu 
wer6en. Mabrenü bisher 6as Bürgertum sich in seinen Vbwehrorganisationen auk 
staatliche Hilke stützen konnte, besteht jelLt 6ie Oekahr, 6ab 6er 8taat 6em 
Bürgertum seine Diike versagen, sie vielmehr 6er raclikalen Vrbeiterschakt 
Luwen6en wir6. Das Bürgertum mub sich aus eigener Krakt Hellen. Das hat clen 
groben uncl 6urchaus ?u erstrebenüen Vorteil, 6ab es sich 6amit als selbstän6ige 
lVlacbt 6er Legierung gegenüber stellt, clie Legierung Lwingt, 6iese flacht ru 
beachten, währen6 sie bisher clas Bürgertum als quantile negligeable 6er 
selbständiger organisierten V^rbeitersebakt gegenüber bebanüelteb. Die erkorüerli- 
cben gröberen OeI6mittel können un6 müssen aukgebracbt werben, wenn man 
be6enkt, welche Mttel 6er Arbeiter von seinem Einkommen kür seine Organisatio
nen beisteuert.
IVotL^ wi6erstr6it6n6er Interessen uncl sicher vielkaeh vorbanüener mangeln6er 
Einsicht in 6ie Oekährlichkeit 6er Lage ist grollte Beschleunigung geboten. 
Vielleicht bietet 6er ostpreubisebe Deimatbun6^o eine günstige 6run6lage, um 
eine ähnliche Organisation kür alle Brovinren ru schakken, soweit es noch nicht 
geschehen ist. Lammlung 6er BrovinLial-Verbänüe 6urch Lchakkung einer Zentral
stelle in Berlin.
Ob uncl wieweit es möglich sein wir6, 6ie mehrheitssoLialistischen Arbeiter wie6er 
vom ra6ikalen Klügel abrutrennen, entricht sich meiner Kenntnis. Leichter wir6 
6ies bei 6en Xlehrheitssorialisten sein, clie nicht eigentlich Arbeiter sin6.
Kin grober Obelstan6 bei 6er Vukstellung bürgerlicher Kampklruppen besteht 
6arin, 6ab 6er Bürger besitrlich ist (auch wenn es nur ein Kokker voll Lachen ist) 
uncl sieh rumal bei clen heutigen Verhältnissen kein Mensch gern von seinen 
Lacken trennt. Der Arbeiter, besonüersH 6er hauptsächlich kür clen Kampk in

6 Philipp 8cheidemann (8PO), Volksheaultragter, lieichsministerpräsident vom pebruar bis luni 
1919.

7 Oer vorangegangene 8str ist auf besonderem Klatt gescbrieben und als an diese 8telle gebörig 
gekennreicbnet.

8 Oie ursprüngliche Formulierung des ?>Iebensatre8 lautete: „daü es sich damit auch mehr der 
staatlichen Kontrolle enthielten kann, stellt aber wesentlich gröbere Anforderungen an die 
finanzielle Leistungsfähigkeit"; anstelle von „behandelte" Stand früher „betrachtete".

9 Oetilgl: „vielfach".
10 2um Ostpreubiscben hleimatbund vgl. Hand II IK'r. 18 ^nm. 3 sowie Klaus V. Wippermann, 

politische Propaganda und staatsbürgerliche Bildung. Oie Beichsrenlrale für Ileimatdienst in der 
Weimarer kepublik. Köln 1976. 8. 179-184.

II pllr „hesonders" ursprünglich: „humal".

I0I

Krise und Reorganisation 28.3.1920 46. 

mann6 u.s. w. ausgespielt, denn diese Existenzen wachsen nur auf dem Boden der 
Korruption, Lüge und Gemeinheit. Dann ist auch dem Bolschewismus das 
Gefährliche genommen, denn die Betätigung obiger moralischer Eigenschaften 
schließt das Räuber- und Banditenturn des Bolschewismus aus7

• Den Schlußstein 
der moralischen Gesundung erblicke ich in der Wiedereinführung der Monarchie. 
Diese Staatsform halte ich für uns am besten geeignet, eine ruhige Weiterentwick
lung zu gewährleisten. Eine frühere Einführung der Monarchie käme nur dann in 
Frage, wenn sich eine überragende Persönlichkeit als Monarch fände, der aus 
eigener Kraft die moralische Gesundung des Volkes durchführen könnte. 

Neben der aktiven Kampfführung bedarf das Bürgertum der scharfen Zusammen
fassung zu einer Abwehrfront, um nicht von dem Bolschewismus überrannt zu 
werden. Während bisher das Bürgertum sich in seinen Abwehrorganisationen auf 
staatliche Hilfe stützen konnte, besteht jetzt die Gefahr, daß der Staat dem 
Bürgertum seine Hilfe versagen, sie vielmehr der radikalen Arbeiterschaft 
zuwenden wird. Das Bürgertum muß sich aus eigener Kraft helfen. Das hat den 
großen und durchaus zu erstrebenden Vorteil, daß es sich damit als selbständige 
Macht der Regierung gegenüber stellt, die Regierung zwingt, diese Macht zu 
beachten, während sie bisher das Bürgertum als quantite negligeable der 
selbständiger organisierten Arbeiterschaft gegenüber behandeltes. Die erforderli
chen größeren Geldmittel können und müssen aufgebracht werden, wenn man 
bedenkt, welche Mittel der Arbeiter von seinem Einkommen für seine Organisatio
nen beisteuert. 

Trotz9 widerstreitender Interessen und sicher vielfach vorhandener mangelnder 
Einsicht in die Gefährlichkeit der Lage ist größte Beschleunigung geboten. 
Vielleicht bietet der ostpreußische Heimatbund lO eine günstige Grundlage, um 
eine ähnliche Organisation für alle Provinzen zu schaffen, soweit es noch nicht 
geschehen ist. Sammlung der Provinzial-Verbände durch Schaffung einer Zentral
stelle in Berlin. 

Ob und wieweit es möglich sein wird, die mehrheitssozialistischen Arbeiter wieder 
vom radikalen Flügel abzutrennen, entzieht sich meiner Kenntnis. Leichter wird 
dies bei den Mehrheitssozialisten sein, die nicht eigentlich Arbeiter sind. 

Ein großer Übelstand bei der Aufstellung bürgerlicher Kampf truppen besteht 
darin, daß der Bürger besitzlich ist (auch wenn es nur ein Koffer voll Sachen ist) 
und sich zumal bei den heutigen Verhältnissen kein Mensch gern von seinen 
Sachen trennt. Der Arbeiter, besonders ll der hauptsächlich für den Kampf in 

6 Philipp Scheide mann (SPD), Volksbeauftragter, Reichsministerpräsident vom Februar bis Juni 
1919. 

7 Der vorangegangene Satz ist auf besonderem Blatt geschrieben und als an diese Stelle gehörig 
gekennzeichnet. 

8 Die ursprüngliche Formulierung des Nebensatzes lautete: "daß es sich damit auch mehr der 
staatlichen Kontrolle entziehen kann, stellt aber wesentlich größere Anforderungen an die 
finanzielle Leistungsfähigkeit"; anstelle von "behandelte" stand früher "betrachtete". 

9 Getilgt: "vielfach". 

10 Zum Ostpreußischen Heimatbund vgl. Band II Nr. 18 Anm. 3 sowie Klaus W. Wippermann, 
Politische Propaganda und staatsbürgerliche Bildung. Die Reichszentrale für Heimatdienst in der 
Weimarer Republik. Köln 1976. S. 179-184. 

11 Für "besonders" ursprünglich: "zumal" . 
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Betracht kommende jüngere Arbeiter, ist so gut wie besitrlos, daher weit weniger 
an einen Ort gebunden. Der ältere Bürger fügt sicb nur ungern in die Dolle des 
gewöbnlicben Loldaten, er will Dübrer sein, oder er macbt überhaupt nicht mit. 
Dies sind blachteile, clie sich überwinden lassen, weit schwerer wiegt dagegen der 
Übelstand, dab die Arbeiterschaft meist in grollen Nengen geschlossen beieinan
der wolint, während die Bürgerschaft meist stark mit Vrbeiterbevölkerung 
untersetzt und sehr viel verstreuter untergebracht ist.
Die Oefahr des Lulleren Bolschewismus ist dureli die jetrigen Zustände in 
Deutschland in bedrohliche blähe gerückt. Zweifelhaft bleibt, ob die küssen jetrt 
selton in der Lage sind, mit einer groll angelegten Ollensive gegen Dolen ru 
beginnen^. blacb den allerdings selir unklaren blaebriebten über die schwierige 
Dransportlage im Innern Bublands sollte man glauben, dab sie nocb etwa vier 
wocben 2sit rur Beendigung des ^.ukmarscbs gegen Dolen bedürften, also etwa 
Ünde Vpril. Vor binde Vpril sind aucb die Wegeverhältnisse gröberen Operationen 
in Dolen abträglich. Andererseits ist ru beachten, dab es sich bei dem Lharakter 
der beiderseitigen Gruppen bei den Dämpfen an der Bolschewistenfront nicht 
mehr um Operationen wie im Weltkrieg, vielfach^ mehr um Bandenkämpfe 
handeln wird. Diese sind weniger an die dahresreit gebunden, die schon jetrt im 
Oring befindlichen Dämpfe westlich Bmolensk und westlich Diew könnten daher 
schon als Einleitung der russischen Offensive aufgefallt werden, wahrscheinlich 
ist es allerdings nicht, die Auswirkung des Dappschen Unternehmens ist kaum 
vierrehn Vage alt, die beiderseitigen in dis letrten Dämpfe verwickelten Truppen
stärken sind anscbeinend nur sehr gering.
Die Widerstandskraft der Dolen gegen den Bolschewismus wird gering einge- 
schätrt, intensive bolschewistische Dropaganda im Innern Dolens, die in Hungers
not und 'Deuerung wirksamste Unterstützung findet, soll den Loden für den 
russischen Vngriff gut vorbereitet haben. Nil einem Zusammenbruch Dolens bei 
ernsthaftem russischem Angriff ist daher ru rechnen, wenn Dolen nicht von 
anderer 5>eile wirksame ünterstütrung erhält.
Dür ünterstütrung Dolens käme hauptsächlich die Entente in Betracht: Amerika, 
England und Drankreich werden auks schwerste durch weitere Ausbreitung des 
Bolschewismus gefährdet. ^Vlle drei Ltaaten sind aber kaum in der Lage, 
nachhaltige Unterstützung ru gewähren. Die amerikanische Volksstimme ist 
weiteren europäischen Abenteuern durchaus abgeneigt, in der englischen Arbei
terschaft soll es gären, sie soll fest entschlossen sein, ihren ganzen Dinflub gegen 
einen Dampf gegen die Bolschewisten in die Waagschale ru werfen. Der durch den 
Driedensschlub außerordentlich erweiterte Nachtbereich der Dranrosen ver
schlingt soviel Gruppen, dab sie kaum noch starke Dräkte rur ünterstütrung 
Dolens verfügbar machen können, ^.uberdem erschwert die schlechte finanrielle 
Lage Drankreich die Beteiligung an gröberen kriegerischen Unternehmungen, 
geldliche ünterstütrung wäre aber vielleicht von England und Vmerika ru 
erwarten.

12 2ur Lilustion Dolens s. Diotr 8. Vsndvcr, 8oviet-?olisk Helülions, 1917-1921. LLinüilüße/Nass. 
1969.

13 Dür,,vie1tneli" ursprünZIielc ..sondern".
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46. 28.3.1920 Kapitel II 

Betracht kommende jüngere Arbeiter, ist so gut wie besitzlos, daher weit weniger 
an einen Ort gebunden. Der ältere Bürger fügt sich nur ungern in die Rolle des 
gewöhnlichen Soldaten, er will Führer sein, oder er macht überhaupt nicht mit. 
Dies sind Nachteile, die sich überwinden lassen. weit schwerer wiegt dagegen der 
Übelstand, daß die Arbeiterschaft meist in großen Mengen geschlossen beieinan
der wohnt, während die Bürgerschaft meist stark mit Arbeiterbevölkerung 
untersetzt und sehr viel zerstreuter untergebracht ist. 

Die Gefahr des äußeren Bolschewismus ist durch die jetzigen Zustände in 
Deutschland in bedrohliche Nähe gerückt. Zweifelhaft bleibt, ob die Russen jetzt 
schon in der Lage sind. mit einer groß angelegten Offensive gegen Polen zu 
beginnen12

• Nach den allerdings sehr unklaren Nachrichten über die schwierige 
Transportlage im Innern Rußlands sollte man glauben, daß sie noch etwa vier 
Wochen Zeit zur Beendigung des Aufmarschs gegen Polen bedürften, also etwa 
Ende April. Vor Ende April sind auch die Wege verhältnisse größeren Operationen 
in Polen abträglich. Andererseits ist zu beachten, daß es sich bei dem Charakter 
der beiderseitigen Truppen bei den Kämpfen an der Bolschewistenfront nicht 
mehr um Operationen wie im Weltkrieg, vielfach13 mehr um Bandenkämpfe 
handeln wird. Diese sind weniger an die Jahreszeit gebunden, die schon jetzt im 
Gang befindlichen Kämpfe westlich Smolensk und westlich Kiew könnten daher 
schon als Einleitung der russischen Offensive aufgefaßt werden. Waluscheinlich 
ist es allerdings nicht, die Auswirkung des Kappsehen Unternehmens ist kaum 
vierzehn Tage alt, die beiderseitigen in die letzten Kämpfe verwickelten Truppen
stärken sind anscheinend nur sehr gering. 

Die Widerstandskraft der Polen gegen den Bolschewismus wird gering einge
schätzt, intensive bolschewistische Propaganda im Innern Polens, die in Hungers
not und Teuerung wirksamste Unterstützung findet, soll den Boden für den 
russischen Angriff gut vorbereitet haben. Mit einem Zusammenbruch Polens bei 
ernsthaftem russischem Angriff ist daher zu rechnen, wenn Polen nicht von 
anderer Seite wirbarnf' Unterstützung erhält. 

Für Unterstützung Polens käme hauptsächlich die Entente in Betracht: Amerika, 
England und Frankreich werden aufs schwerste durch weitere Ausbreitung des 
Bolschewismus gefährdet. Alle drei Staaten sind aber kaum in der Lage, 
nachhaltige Unterstützung zu gewähren. Die amerikanische Volksstimme ist 
weiteren europäischen Abenteuern durchaus abgeneigt, in der englischen Arbei
terschaft soll es gären, sie soll fest entschlossen sein, ihren ganzen Einfluß gegen 
einen Kampf gegen die Bolschewisten in die Waagschale zu werfen. Der durch den 
Friedensschluß außerordentlich erweiterte Machtbereich der Franzosen ver
schlingt soviel Truppen, daß sie kaum noch starke Kräfte zur Unterstützung 
Polens verfügbar machen können. Außerdem erschwert die schlechte finanzielle 
Lage Frankreich die Beteiligung an größeren kriegerischen Unternehmungen, 
geldliche Unterstützung wäre aber vielleicht von England und Amerika zu 
erwarten. 

12 Zur Situation Polens s. Piotr S. Wandycz, Soyiet-Polish Relations, 1917-1921. Cambridge/Mass. 
1969. 

13 Für" vielfach" ursprünglich: "sondern". 
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Im wesentbeben sebeint es, dab Idolen im Kampk mil clem bolscbewismus auk sieb 
selbst angewiesen I>IsiI>t. Lein Onterliegen in diesem Kampk isl wabrsebeinbeb. 
Oer IVäcbst-beteiligte ist Oeutsebland. Oie Kntente soll bereits an uns 6ns 
Ansinnen gestellt baben, Kolon im Kampk gegen den bolscbewismus ru unterstüt- 
ren". welebe Antwort wir gegeben baben, ontriebt sielt meiner Kenntnis. Ltatt 
glatter Vblebnung würde ielr Oegenkorderungen stellen:
I. blleKgabe aller besetzten und abgetretenen Oebiete, welebe 1914 ru Oeutseb- 
land gebürten, mit Vusnabme vielleiebt von KIsab-Kotbringen und der Vbstim- 
mungsrone I in Lebleswig,
2. bebekerung mit Kebensmitteln und bobstokken,
3. Oewäbrung kinanrieller Kredite,
4. Okkirieller Verriebt aul die Vusliekerung irgendwelelter Kersonen,
5. Kreie Hand in der Organisation des Heeres.
Kin Kingeben aul diese Korderungen wird wabrsebeinlieb am widerstände 
KranKreiebs sebeitern. Obne Bewilligung dieser Korderungen würde sielt Oeutseb- 
land bauptsäeblicb lür lremde Interessen opkern. Oer 2wang der Verbältnisse 
bann von beiden Leiten ein blacbgeben berbeilüliren.
Kommt es niebt ru einer deutsob-polniseben Kinigung, so mub Oeutsebland den 
Kampl gegen den Lolsebewismus spätestens dann aulnebmen, wenn die bolsebe- 
wistiseben Kruppen sieb der 1914 deulseben Orenre näbern.
Osi einer Vngrikksriebtung über NinsK steben die Küssen 400 Km von der 
ostpreubiseben Orenre; bei Vngrikksriebtung über Kemberg 600 bin von der 
oberseblesiseben Orenre. welebe bicbtung die bolseliewistisebe Okkensive neb- 
men wird, ist sebwer vorausrussgen. Kür gekäbrbeber balte ieb die biebtung über 
Kemberg auk Oberseblesien. Lie lültrt in das Iderr Nittel-Kuropas, triklt in 
Obersoblesien ein Industriegebiet, lübrt aul dem weg dortbin über die mit der 
polniseben Oerrsebakt unrulriedenen weiklrutbenen. Von der Osclieebo-Llowabei 
wird bein grober widerstand ru erwarten sein, Oeutseb-Österrsieb wird sieb bei 
der dortigen trostlosen Kage bald den bolsebewisten anselilieKen. Oie groben 
Ltrombarrieren Vlemel, weiebsel, Oder werden im Oberlaul umgangen. Aller
dings wird der Vngrikk Kemberg-Oberseblesien von vornborein stärbere Krälte 
verlangen als ein Vngrikl über IVIinsb auk Ostpreuben. Vielleiebt kindet eine 
Kombination beider Vngrikke statt, beginnt der Vngrikk Knde Vpril, so Können die 
bolsebewistiseben Gruppen sieb Vnkang luli der deutseben Orenre näbern.
Oeutsebland^ bat mitbin etwa rwei IVIunate vom beginn der russiselien Okkensive 
an 2sit^, seine Verteidigung ru organisieren, wieweit uns das gelingt, bängt 
wesentbeb von den inneren Verbältnissen Oeutseblands ab. le mebr die begierung 
als Klaebwirbung des Kappscben Onternebmens radibabsiert, umso weniger sind 
wir in der Kage, eine Verteidigung ru sebaklen. Oas mub der begierung mit allem 
blaebdrueK blar gemaebt werden. Vile Mrt in der beiebswelir boden gewinnenden

14 Die Annahme ist irriß.
15 Oer .^.bsatr begann ursprünglich rnil cien dorten: ,,^VeIeüen ^icierslanü".
16 Ursprüngliche Formulierung: ,,2vvei klonale ^cit nach öcginn der russischen Offensive".
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Im Wesentlichen scheint es, daß Polen im Kampf mit dem Bolschewismus auf sich 
selbst angewiesen bleibt. Sein Unterliegen in diesem Kampf ist wahrscheinlich. 
Der Nächst-Beteiligte ist Deutschland. Die Entente soll bereits an uns das 
Ansinnen gestellt haben, Polen im Kampf gegen den Bolschewismus zu unterstüt
zen l4 . Welche Antwort wir gegeben haben, entzieht sich meiner Kenntnis. Statt 
glatter Ablehnung würde ich Gegenforderungen stellen: 

1. Rückgabe aller besetzten und abgetretenen Gebiete, welche 1914 zu Deutsch
land gehörten, mit Ausnahme vielleicht von Elsaß-Lothringen und der Abstim
mungszone I in Schleswig, 

2. Belieferung mit Lebensmitteln und Rohstoffen, 

3. Gewährung finanzieller Kredite, 

4. Offizieller Verzicht auf die Auslieferung irgend welcher Personen, 

5. Freie Hand in der Organisatiun des Heeres. 

Ein Eingehen auf diese Forderungen wird wahrscheinlich am Widerstande 
Frankreichs scheitern. Ohne Bewilligung dieser Forderungen würde sich Deutsch
land hauptsächlich für fremde Interessen opfern. Der Zwang der Verhältnisse 
kann von beiden Seiten ein Nachgeben herbeiführen. 

Kommt es nicht zu einer deutsch-polnischen Einigung, so muß Deutschland den 
Kampf gegen den Bolschewismus spätestens dann aufnehmen, wenn die bolsche
wistischen Truppen sich der 1914 deutschen Grenze nähern. 

Bei einer Angriffsrichtung über Minsk stehen die Russen 400 km von der 
ostpreußischen Grenze; bei Angriffsrichtung über Lemberg 600 km von der 
oberschlesischen Grenze. Welche Richtung die bolschewistische Offensive neh
men wird, ist schwer vorauszusagen. Für gefährlicher halte ich die Richtung über 
Lemberg auf Oberschlesien. Sie führt in das Herz Mittel-Europas, trifft in 
Oberschlesien ein Industriegebiet, führt auf dem Weg dorthin über die mit der 
polnischen Herrschaft unzufriedenen Weißruthenen. Von der Tschecho-Slowakei 
wird kein großer Widerstand zu erwarten sein, Deutsch-Österreich wird sich bei 
der dortigen trostlosen Lage bald den Bolschewisten anschließen. Die großen 
Strombarrieren Memel, Weichsel, Oder werden im Oberlauf umgangen. Aller
dings wird der Angriff Lemberg-Oberschlesien von vornherein stärkere Kräfte 
verlangen als ein Angriff über Minsk auf Ostpreußen. Vielleicht findet eine 
Kombination beider Angriffe statt. Beginnt der Angriff Ende April, so können die 
bolschewistischen Truppen sich Anfang Juli der deutschen Grenze nähern. 

DeutschlandIS hat mithin etwa zwei Monate vom Beginn der russischen Offensive 
an Zeit l6 , seine Verteidigung zu organisieren. Wieweit uns das gelingt, hängt 
wesentlich von den inneren Verhältnissen Deutschlands ab. Je mehr die Regierung 
als Nachwirkung des Kappsehen Unternehmens radikalisiert, umso weniger sind 
wir in der Lage, eine Verteidigung zu schaffen. Das muß der Regierung mit allem 
Nachdruck klar gemacht werden. Alle jetzt in der Reichswehr Boden gewinnenden 

14 Die Annahme ist irrig. 

15 Der Absatz begann ursprünglich mit den Worten: "Welchen Widerstand". 

16 Ursprüngliche Formulierung: "zwei Monate Zeit nach Beginn der russischen Offensive". 
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Ltrömungsn naeb brsatr der Olliriere durcb bnterokliriere kübr6N^^ unweigerlieb 
daru, dall äie Truppe im entsebeidenden Nomsnt versagt. le mebr wir letrt eins 
Vrbeiterberrsebakt ini Innern einriebten, umso mebr l'ruppen brauebsn wir beim 
Bolsebewisten-^ngrill irn Innern, denn unrweilelbalt wird die ^rbeiterscbakt eine 
Verteidigung ru verbindern sueben. ^ls Istrtes Nittel bat sie bierru den 
Oeneralstreik in der Hund, sine Malle, dis ibr die Regierung selbst gegeben bat.

17 Vorl.: „küärt".

47.

8ekeül des Okerdekelblsbmlbers der Keiobswebr-Ortippe 1, Oeneralinajor 
v. 8eeelkt, über die üesligung des inneren Xussnnnenbslts der Truppe.

28. Mär- 1920. kerlin. Is Nr. 23254. - »8t^ SluttKart. HI 366, 8Ü. 7 2. Vervielt.
^usiertiKUNK.

In der Überstürzung der politiscben ürsignisss der letrten Tage ist UN vielen 
8teben eins Trübung in der klaren 8tebungnabme des binrelnen und der 
Oesamtbeit rum Heere eingetreten, die aul den inneren 2usammenbalt der Truppe 
niebt obne binklulZ bleiben kann.
Demgegenüber mull lestgestellt werden, dull eine strakk gelübrte, innsrbcb 
gekestigte Mebrmaebt lür das beben ledes 8taatss unbedingte blotwendigkeit ist, 
will er niebt der i^narebie und dem ^usammenbrueb verlallen.
Die dsr Trupps augenblioklieb drobenden Oekabren baben in ibr selbst eins starke 
Deunrubigung bervorgerulen und droben, ibren lesten Halt ru rermürben; gelingt 
es den unverantwortbeben Elementen, die bisr eilrigst am Merk sind, ibre Arbeit 
ungestört lortrulübren, so bliebt die letrte Ltütre des wankenden Ltaatsbaues 
rusammen, und er verlädt rettungslos dem Dolsebewismus.
Dis ümsturrbewegung vom 13. 3. bat eine allgemeine üetre im öllentbeben beben 
und vor allem in der Dresse gegen das Nilitär rur Dolge gebabt. Demgegenüber 
mull immer wieder lestgestellt werden, dall es lediglieb der kesten Haltung der 
Truppen (einsebbelllieb Lieberbeitspolirei, ^eitlreiwilligen, binwobnerwebr, 
Teebnisebe blotbille) ru verdanken ist, dall wir in Berlin aus dem Konflikt 
bervorgegangen sind, obne bolsebewistisebem Terror ru verladen.
leb werde mieb mit meiner ganren Person dalür einsetren, dall der mübsam 
durcbgelübrte innere ^ulbau der Reiebswebr und der mit ibr rusammenarbeiten- 
den Organisationen niebt gesebädigt wird und sie seblagkraktig gegen den inneren 
und möglieberweise in kurrer ^eit von Osten ber drobenden aulleren Deind 
erbalten bleibt. leb erwarte dabei die ünterstütrung ledes binrelnen.
Die Propaganda lener rersetrenden Elemente ist mit allen Mitteln aus der ^rmee 
kern ru ballen. Oestütrt aul das alte Vertrauensverbältnis in der ^rmee bat der 
Ollirier durob stete Türsorge lür das ünterollirierkorps und seine blannscbalten 
diese Krebssobäden ru bekämpken.
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Strömungen nach Ersatz der Offiziere durch Unteroffiziere führen!7 unweigerlich 
dazu, daß die Truppe im entscheidenden Moment versagt. Je mehr wir jetzt eine 
Arbeiterherrschaft im Innern einrichten, umso mehr Truppen brauchen wir beim 
Bolschewisten-Angriff im Innern, denn unzweifelhaft wird die Arbeiterschaft eine 
Verteidigung zu verhindern suchen. Als letztes Mittel hat sie hierzu den 
Generalstreik in der Hand, eine Waffe, die ihr die Regierung selbst gegeben hat. 

17 Vor!.: "führt". 

47. 

Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 1, Generalmajor 
v. Seeckt, über die Festigung des inneren Zusammenhalts der Truppe. 

28. März 1920. Berlin. Ia Nr. 23254. - HStA Stuttgart. M 366, Bd. 7 Akt 2. Vervielf. 
Ausfertigung. 

In der Überstürzung der politischen Ereignisse der letzten Tage ist an vielen 
Stellen eine Trübung in der klaren Stellungnahme des Einzelnen und der 
Gesamtheit zum Heere eingetreten, die auf den inneren Zusammenhalt der Truppe 
nicht ohne Einfluß bleiben kann. 

Demgegenüber muß festgestellt werden, daß eine straff geführte, innerlich 
gefestigte Wehrmacht für das Leben jedes Staates unbedingte Notwendigkeit ist, 
will er nicht der Anarchie und dem Zusammenbruch verfallen. 

Die der Truppe augenblicklich drohenden Gefahren haben in ihr selbst eine starke 
Beunruhigung hervorgerufen und drohen, ihren festen Halt zu zermürben; gelingt 
es den unverantwortlichen Elementen, die hier eifrigst am Werk sind, ihre Arbeit 
ungestört fortzuführen, so bricht die letzte Stütze des wankenden Staats baues 
zusammen, und er verfällt rettungslos dem Bolschewismus. 

Die Umsturzbewegung vom 13. 3. hat eine allgemeine Hetze im öffentlichen Leben 
und vor allem in der Presse gegen das Militär zur Folge gehabt. Demgegenüber 
muß immer wieder festgestellt werden, daß es lediglich der festen Haltung der 
Truppen (einschließlich Sicherheitspolizei, Zeitfreiwilligen, Einwohnerwehr, 
Technische Nothilfe) zu verdanken ist, daß wir in Berlin aus dem Konflikt 
hervorgegangen sind, ohne bolschewistischem Terror zu verfallen. 

Ich werde mich mit meiner ganzen Person dafür einsetzen, daß der mühsam 
durchgeführte innere Aufbau der Reichswehr und der mit ihr zusammenarbeiten
den Organisationen nicht geschädigt wird und sie schlagkräftig gegen den inneren 
und möglicherweise in kurzer Zeit von Osten her drohenden äußeren Feind 
erhalten bleibt. Ich erwarte dabei die Unterstützung jedes Einzelnen. 

Die Propaganda jener zersetzenden Elemente ist mit allen Mitteln aus der Armee 
fern zu halten. Gestützt auf das alte Vertrauensverhältnis in der Armee hat der 
Offizier durch stete Fürsorge für das Unteroffizierkorps und seine Mannschaften 
diese Krebsschäden zu bekämpfen. 

104 



Krise uncl keorganisation 28.3.1920 48.

Lbcnso erwarte icb von 6cn Ontcrokkiricren, 6a6 sie ersonnen, was von ibrcr 
legten pklicbttreucn 8teilung irn Heer lür 6as ^Vobl cles Vaterlan6es abbangt.

Oer Oberbekeblsbabcr
v. 8cecbt

Oencralmajor.

48.

?rivslkriek cles Oberglen v. Lpp au Oenernlinsjnr v. lVlölrl über clie 
HenrteilunK cler politigeben Osgc bei clen iin Rubr^ebiet ein^eselLten 
Gruppen uncl inöglicb« 8ebrilte rur Linkluknsbnie auk «lie weitere 

Lntwielclung.

28. Uärr 1920. 8eelcuni - 8^. 1X8 Lpp ?alcet 8/3. bsl. keinsebrikt.

Oocbgccbrtcr Herr Ocncral!
Lcikolgcn6 gestatte icb mir einige nie6erge8cbrieben6 kbn6rücbe un6 Ileklexionen 
ru übersen6en, clie clie übersanclten Oagenbericbte in Liniiern ergänren clürlten. 
8ie waren ursprünglicb nur als Material kür eine gelegentbcbe Oenbscbrikt 
ge6acbt. IVun scbeint es mir aber 6ocb besser, solort ru orientieren.
Oie Vorgänge bei cler klegierungsbil6ung in Oerlin^ wercien von clen l'ruppen mit 
grober ^ukmerbsambeit, rum 4eil mit Onrube verkolgt uncl rwar niebt blob bei clen 
unsrigen, sondern ebenso bei 6en Württembergern unci, wie icb clurcb clen Oesucb 
cles Xübrers cler recbten ^nscblubbolonne soeben erlabre, aueb bei clen preulli- 
scben keicbswebrtruppen. Oie Oreuben - soweit icb sie gebürt babe - recbnen 
claraul, besser bollen claraul, 6a6 sie clurcb unsere I,än6er eine liüclcenstütre 
erbalten. rVucb kür Ox. ^Vatter^ wäre eine solcbe nütrlicb, cla seine 8tellung 
naturZemab exponiert ist uncl er inkolge seiner vorsicbtigen Haltung wäbren6 6er 
Xappreit angegrikken wircl.
Icb 6ark annebmen, 6a6 man in Müncben 6ie Vorgänge mit 6er gleicben 
^ukmerlrssmbeit verkolgt. Herr Oeneral bönnten nacb meinem llrteil auk mebreren 
Vegen in clie bommen6e Gestaltung eingreiken:
a) clurcb Orientierung 6er ba^eriscben llegierung uncl Anregung, 6ab sie in Oerlin 
ibre 8timme gegen 6ie Versucbe erbebt, 6ie 8teuermLscbin6 6es keicbes nacb 
bnbs binüber ru 6rücben^. Oabei wäre ^6araukl aukmerbsam ru macben, 6ab bei

1 2ur 8iI6ung cler 8eicbsregierung Müller, bei cier ciie Oewerlcscbakten ein Xlitspraebereebt 
verlangten, s. jetrt Kabinett ^luller I 8. IX-XIV. Vgl. aueb IXr. 39 ^nm. 2.

2 Oeneraiieutnant Osbar 8rkr. v. Valier, als Leleiüsiiaber iin Vebricreis VI rustänüiß tür üie 
Operationen iin kulirgebiet. 2u seiner 8altunß im Kapp-ImNcvitr-?utscb s. bürten 8. 133-137.

3 Oer baxerisciie Ninisterprasiüent Kairr batte bereits am 22. XIarr üurcb 8eleßramm ciie ba^erisebe 
Oesancitsebalt in 8erbn ersucbt, cier keicksreßierunZ mitruteilen, üaü ciie nicbtamtlieben Informa
tionen über ciie Vereinbarungen 6er Koalitionsparteien unci 6er Oewerlcscbalten wegen 6er 
8een6igung 6es Oeneraistreilcs ,,in Kreisen 6er Or6nungsiieben6en 8eunrubigung" bervorgerulen 
batten un6 6ie ba^erisebe llegierung ..jetrl sebon gegen einige ?unblc scbwere 8e6enlcen" batte. 
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Ebenso erwarte ich von den Unteroffizieren, daß sie erkennen, was von ihrer 
festen pflichttreuen Stellung im Heer für das Wohl des Vaterlandes abhängt. 

48. 

Der Oberbefehlshaber 
v. Seeckt 

Generalmajor. 

Privatbrief des Obersten v. Epp an Generalmajor v. Möhl über die 
Beurteilung der politischen Lage bei den im Ruhrgebiet eingesetzten 
Truppen und mögliche Schritte zur Einflußnahme auf die weitere 

Entwicklung. 

28. März 1920. Beckum - BA. NL Epp Paket 8/3. Hsl. Reinschrift. 

Hochgeehrter Herr General! 

Beifolgend gestatte ich mir einige niedergeschriebene Eindrücke und Reflexionen 
zu übersenden, die die übersandten Lagenberichte in Einigem ergänzen dürften. 
Sie waren ursprünglich nur als Material für eine gelegentliche Denkschrift 
gedacht. Nun scheint es mir aber doch besser, sofort zu orientieren. 

Die Vorgänge bei der Regierungsbildung in Berlin l werden von den Truppen mit 
großer Aufmerksamkeit, zum Teil mit Unruhe verfolgt und zwar nicht bloß bei den 
unsrigen, sondern ebenso bei den Württembergern und, wie ich durch den Besuch 
des Führers der rechten Anschlußkolonne soeben erfahre, auch bei den preußi
schen Reichswehrtruppen. Die Preußen - soweit ich sie gehört habe - rechnen 
darauf, besser hoffen darauf, daß sie durch unsere Länder eine Rückenstütze 
erhalten. Auch für Ex. W atte~ wäre eine solche nützlich, da seine Stellung 
naturgemäß exponiert ist und er infolge seiner vorsichtigen Haltung während der 
Kappzeit angegriffen wird. 

Ich darf annehmen, daß man in München die Vorgänge mit der gleichen 
Aufmerksamkeit verfolgt. Herr General könnten nach meinem Urteil auf mehreren 
Wegen in die kommende Gestaltung eingreifen: 

a) durch Orientierung der bayerischen Regierung und Anregung, daß sie in Berlin 
ihre Stimme gegen die Versuche erhebt, die Steuermaschine des Reiches nach 
links hinüber zu drücken3

• Dabei wäre [darauf] aufmerksam zu machen, daß bei 

1 Zur Bildung der Reichsregierung Müller, bei der die Gewerkschaften ein Mitspracherecht 
verlangten, s. jetzt Kabinett Müller I S. IX-XIV. Vgl. auch Nr. 39 Anm. 2. 

2 Generalleutnant Oskar Frhr. v. Watter, als Befehlshaber im Wehrkreis VI zuständig für die 
Operationen im Ruhrgebiet. Zu seiner Haltung im Kapp-Lüttwitz-Putsch s. Hürten S. 133-137. 

3 Der bayerische Ministerpräsident Kahr hatte bereits am 22. März durch Telegramm die bayerische 
Gesandtschaft in Berlin ersucht, der Reichsregierung mitzuteilen, daß die nichtamtlichen Informa
tionen über die Vereinbarungen der Koalitionsparteien und der Gewerkschaften wegen der 
Beendigung des Generalstreiks "in Kreisen der Ordnungsliebenden Beunruhigung" hervorgerufen 
hätten und die bayerische Regierung "jetzt schon gegen einige Punkte schwere Bedenken" hätte. 
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äem rascllen V/oollsel llor ans Lleuer tretenden Personen llioso Lellritte immer 
wiellerllolt werllen müssen, llamit sie nieirt in einem ^irtenregale einem seligen 
Vergessen anlleimfallen.
ll) lluroll entspreellenlle Leeinflussung lles Leiellswellrministeriums.
e) ciureir entspreellenlle Meinungsüllermittlung an gleiell llenllenlle Oruppenirom- 
manllos, llamit 6ie in 6er Leiellswellr an verselliellenen Orten aufspringenllen 
Oellanirenrielltungen ein einireitlieires Asi unci f)uersellnittsllelastung llellommen.
Ou a) wäre naell^utragen, llall llie lla^eriselle Legierung rweelcmällig iirren 
Lellritten ein vermeirrtes Oewiellt llurcll Larallelalction 6er Legierungen von 
^Vürttemkerg unll Lallen versellakfen würlle.
VulZerllem glaulls iell, llall llie lla^erisellen lanllwirtsellaftlicllen Vereinigungen ein 
llllereinstimmenlles Oanlleln mit 6er - wie mir wiellerllolt gesagt wirll - ausge- 
^eiellneten westfälisellen Lauernsellaft llerlleifüllren sollten. Hier selleint 6er 
lleruLielle Vussöllnungs- unll OonsollllierungsprorieL noeir llelleutenll weiter 
Lurüelc ru sein als llei uns, unll von uns aus Icönnte man forciern. Oie Oentrumspar- 
tei irönnte eine sclron vorllanllene Lrüeice Uekern; ciie länllllclle Oinwollnerwellr 
einen scllon vorllanllenen unll lrampkwilligen, aller nocll nieirt ru einlleitliellem 
^Villen organisierten Lunllesgenossen kür llen Lampk mit 6er ^akke gewinnen. Oer 
Moment, illn fester auf llie Leine ru stellen, wirci icommsn mit cier eingetrstenen 
Entwaffnung selllapper Oinwollnerwellren oller aufgetaner ^rlleiterwellren llurell 
llie Leicllswellrtruppen, llie angeorllnet ist.
Om llieses fanatiselle Lullrgelliet müllte man einen Ling von Lauernwellren mit 
foigenller Liefersperre legen wie um Münellen. Hier ist ller Lrutofen von 
Oeutsellianll. Nir selleint, llier gellörten rwei Männer rur Anleitung ller: Oselle- 
riell^ unll llleim^. Oak ller politisells Vollen anllersartig, vielleiellt aucll etwas 
sellwanlcenller ist, verlrenne ieir niellt. Oall man llier mit llen Waffen allein nieirt 
Lemellur scllafft, selleint mir aller auell sieller.
lell llitte, llall Illerr Oenerai meine rascll niellergelegten Oellanllen auf weitere 
Verfolgung prüfen wollten, unll llin mit llem Vusllruelc meiner ausgereiellneten 
llloellaelltung

Ouer Ooellwolllgelloren gellorsamster 
Oranr Opp, Ollerst.

„Insbesondere rnllsse nacb ibrer /Vukkassung 8eeinträcbtigung cler verlnssunZsinäbiAen kieZie- 
runZsbiläung, LcbvvnebunZ der ^ebrlcrnü, OesinnunZssebnükkelei bei Lenrnten unä Otkirieren unb 
übertriebene, niebt ciurcbkübrbnie LorinbsierunZsrusngen verinieclen »erden" kc 43 I/22I3. 
Nnseb. ^bsckrilt). /luk der entspreebenden ?Iote des bn^eriseben Lesnndten, Or. v. preZer, 
blr. 8120 vorn 23. Nürr 1920 (8^. 8 43 I/22I3. ^Inseb. r^uskertiMnZ) verinerlcte üeiebsbonz.Ier 
8nuer srn ßleicben InZe: nseb ist eins .^ntcvort niebt ertorderlicb; die keiebsreZierunZ
bednrt keiner 8eIekrunZ durcb 3n>ern."

4 borstrnt 6eorZ Lsebericb, bnndesbsuptrnLnn der bLvsriscben Lintvobnervvsbren.
5 Or. 6eorß Heim, Organisator des 8sveriseben Lbristbcben 8auernvereins und des ländlieben 

Oenosssnsebsllsrvesens in Hadern, Nilbegrunder der llayeriscben Volkspartei. blerinann Kenner, 
Oeorg Heim. Oer 8auerndoktor. ^lüneken, 8onn, Vien 1960.
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dem raschen Wechsel der ans Steuer tretenden Personen diese Schritte immer 
wiederholt werden müssen, damit sie nicht in einem Aktenregale einem seligen 
Vergessen anheimfallen. 

b) durch entsprechende Beeinflussung des Reichswehrministeriums. 

c) durch entsprechende Meinungsübermittlung an gleich denkende Gruppenkom
mandos, damit die in der Reichswehr an verschiedenen Orten aufspringenden 
Gedankenrichtungen ein einheitliches Ziel und Querschnittsbelastung bekommen. 

Zu a) wäre nachzutragen, daß die bayerische Regierung zweckmäßig ihren 
Schritten ein vermehrtes Gewicht durch Parallelaktion der Regierungen von 
Württemberg und Baden verschaffen würde. 

Außerdem glaube ich, daß die bayerischen landwirtschaftlichen Vereinigungen ein 
übereinstimmendes Handeln mit der - wie mir wiederholt gesagt wird - ausge
zeichneten westfälischen Bauernschaft herbeiführen sollten. Hier scheint der 
berufliche Aussöhnungs- und Consolidierungsprozeß noch bedeutend weiter 
zurück zu sein als bei uns, und von uns aus könnte man fördern. Die Centrumspar
tei könnte eine schon vorhandene Brücke liefern; die ländliche Einwohnerwehr 
einen schon vorhandenen und kampfwilligen, aber noch nicht zu einheitlichem 
Willen organisierten Bundesgenossen für den Kampf mit der Waffe gewinnen. Der 
Moment, ihn fester auf die Beine zu stellen, wird kommen mit der eingetretenen 
Entwaffnung schlapper Einwohnerwehren oder aufgetaner Arbeiterwehren durch 
die Reichswehrtruppen, die angeordnet ist. 

Um dieses fanatische Ruhrgebiet müßte man einen Ring von Bauernwehren mit 
folgender Liefersperre legen wie um München. Hier ist der Brutofen von 
Deutschland. Mir scheint, hier gehörten zwei Männer zur Anleitung her: Esche
rich4 und HeimS. Daß der politische Boden andersartig, vielleicht auch etwas 
schwankender ist, verkenne ich nicht. Daß man hier mit den Waffen allein nicht 
Remedur schafft, scheint mir aber auch sicher. 

Ich bitte, daß Herr General meine rasch niedergelegten Gedanken auf weitere 
Verfolgung prüfen wollten, und bin mit dem Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung 

Euer Hochwohlgeboren gehorsamster 
Franz Epp, Oberst. 

"Insbesondere müsse nach ihrer Auffassung Beeinträchtigung der verfassungsmäßigen Regie
rungsbildung, Schwächung der Wehrkraft. Gesinnungsschnüffelei bei Beamten und Offizieren und 
übertriebene, nicht durchführbare Sozialisierungszusagen vermieden werden" (BA. R 43 1/2213. 
Masch. Abschrift). Auf der entsprechenden Note des bayerischen Gesandten, Dr. v. Preger, 
Nr. 8120 vom 23. März 1920 (BA. R 43 1/2213. Masch. Ausfertigung) vermerkte Reichskanzler 
Bauer am gleichen Tage: "M.A. nach ist eine Antwort nicht erforderlich; die Reichsregierung 
bedarf keiner Belehrung durch Bayern." 

4 Forstrat Georg Escherich, Landeshauptmann der bayerischen Einwohnerwehren. 

5 Dr. Georg Heim. Organisator des Bayerischen Christlichen Bauernvereins und des ländlichen 
Genossenschaftswesens in Bayern, Mitbegründer der Bayerischen Volkspartei. Hermann Renner. 
Georg Heim. Der Bauerndoktor. München, Bonn. Wien 1960. 
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49.

NlelriunK lies 4ükrers 4er Orirppe Naas, Oeneralrnajor Naas, üker kie 
Haltung ller Gruppe Lur NeieksregierunA^.

30. 1920. 8oest. I^o. 12, 13,14. Dkerselrritt: keurteilunK der poliriselren der
Oruppe Hsüs. - H8t-^ 8rutt^srl. 660 Otto Hass l^r. 3. Hlnsek. ^^sekrikt mir eixenk. 
Idntersekrikr.

1. Oie lruppe stellt unbedingt auk 6em 8o6en cler Verkassung un6 bält rur 
Volksregierung. Dies gilt kür alle Nannsebakten, llnterokkiriere un6 Okkiriere 
einseblieblieb 6erlenig6n, welcbe 6as Oekübl 6er lrauer über Verlorenes noeki 
nicbt überwun6en traben.
2. Oie Truppenteile württembsrgiscb-baüiscber llerkunkt sin6 kreu6ig lrierlrer 
geeilt, unr cler be6rängten keicbsregierung beirusteben irn Xampke gegen clen 
Oolscbewismus irn kbeiniseb-^Vestkäliseben In6ustrieberirk.
3. Ilm niclrts ancleres als um 6en Oolscbewismus ban6elt es sielr bier. 8icb 
clagegen verscblieben, treibt Vogelstraubpolitik treiben. IVober sonst clie Kote 
Vrmee unter Neinberg, 8temmer^, Du6wig^, Kirnst, 8cbnei6er^? IVober sonst 6ie 
organisierten Bataillone unct Compagnien? ^Vober sonst cter Öberklub von Fakten, 
von Nörsern un6 6er scbweren llaubitren bis rur Oistole un6 Handgranate, N.O. 
obne rabl, Nunition im Öberklub? V^ober sonst 6ie russiseben Oeneralstabsokki- 
riere^? V^ober 6as OeI6? IVober 6as prompte Oossetrlagen, naebclem 6er Xapp- 
Öüttwitr-Outscb 6en clankbar begrübten -Vnlab geboten bat? rVus alten Xun6gebun- 
gen un6 Oorüerungen, wie Ontwakknung 6er keiebs-, Oolirei-, 8ieberbeits- un6 
Xinwobnerwsbr un6 clakür bewakknung un6 6amit Oiktatur cles Oroletariats, ist 6as 
riel ersicbtlieb.
4. Nit Lesorgnis baben clie württembergiscb-ba6iscben leite 6er lieicbswebr 6ie 
t3iel6keI66r Verban61ungen in Vnwesenbeit 6er keiebsminister verkolgt. IVir 
versteben niebt, warum 6er Vrbeiterselrakt, warum wirtselraktlicben ^weelcverbän- 
6en, wie sie 6ie Oewerbsebakten 6er Arbeiter, 6er blisenbatrner, 6er Oeamten un6 
Angestellten clarstellen, entsebei6en6er tllinklull auk clie kegierung un6 6amit 
Oesetrgebung un6 vo11rieben6e Oewalt eingeräumt wer6en solO. Nit 6em gleieben 
keebt mübte 6erse1be Illinklub 6er Oan6wirtsebakt, 6em Oürgertum, 6en Xireben, 
6em ^V6el ocler seblieblieb aueb 6em Oeere eingeräumt werclen. ^Vir baben 6as 
Oekübl, als entkernten wir uns von 6er Demokratie, anstatt uns ibr ru näbern.

1 Diese ^lel^unß ßinZ nack 6em ^ilFLinAsvermeric nietrt nur sn (ias im kiuiir^eliier ^efetilssüilrencie 
^Vetlrtcreislrommün^o VI, Münster, und sn das keimiseke ^VeiiricreisicommLndo V, ätuH^nrt, 
sondern auell un die ^vürltemberßiscke Ztuulsre^ierung und den z.urüekßetretenen sinister Kosice.

2 ^rnst Ltemmer (D8DD), Delrrer in Dommern, führendes I^Iilglied einer Xumplleitun^ der ,,Iioten 
^.rmee".

Z Xonrud Dudvvi^ (D8DD), /Xli^eordneter rur Dreu6isoiien Dundesversummlun^.
4 ^iliieim Zoiineider (8DD), Vorsitrender des dreien Oevvericsoimslsicurlells in i^Iüilteim.
5 VZI. die ßleieiien üderlriedenen Linseliütrungen von OrZunisulion und De^vsklnunA der Holen 

^rmee in I^r. 45, rur Kontrolle vßl. die in I^r. 28 ^Xnm. 2 Zenunnte Diterutur.
6 V5I. ?^r. 48.
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49. 

Meldung des Führers der Gruppe Haas, Generalmajor Haas, über die 
Haltung der Truppe zur Reichsregierung l , 

30. März 1920. Soest. No. 12, 13,14. Üherschrift: Beurteilung der politischen Lage der 
Gruppe Haas. - HStA Stuugart. M 660 NL Ouo Haas Nr. 3. l\Iasch. Ahschrift mit eigenh. 
U ntersehrift. 

1. Die Truppe steht unbedingt auf dem Boden der Verfassung und hält zur 
Volks regierung. Dies gilt für alle Mannschaften, Unteroffiziere und Offiziere 
einschließlich derjenigen, welche das Gefühl der Trauer über Verlorenes noch 
nicht überwunden haben. 

2. Die Truppenteile württembergisch-badischer Herkunft sind freudig hierher 
geeilt, um der bedrängten Reichsregierung beizustehen im Kampfe gegen den 
Bolschewismus im Rheinisch-Westfälischen Industriebezirk. 

3. Um nichts anderes als um den Bolschewismus handelt es sich hier. Sich 
dagegen verschließen, heißt Vogelstraußpolitik treiben. Woher sonst die Rote 
Armee unter Meinberg, Stemmer2, Ludwig3, Ernst, Schneiderl ? Woher sonst die 
organisierten Bataillone und Kompagnien? Woher sonst der Überfluß von Waffen, 
von Mörsern und der schweren Haubitzen bis zur Pistole und Handgranate, M.G. 
ohne Zahl, Munition im Überfluß? Woher sonst die russischen Generalstabsoffi
ziereS? Woher das Geld? Woher das prompte Losschlagen, nachdem der Kapp
Lüttwitz-Putsch den dankbar begrüßten Anlaß geboten hat? Aus allen Kundgebun
gen und Forderungen, wie Entwaffnung der Reichs-, Polizei-, Sicherheits- und 
Einwohnerwehr und dafür Bewaffnung und damit Diktatur des Proletariats, ist das 
Ziel ersichtlich. 

4. Mit Besorgnis haben die württembergisch-badischen Teile der Reichswehr die 
Bielefelder Verhandlungen in Anwesenheit der Reichsminister verfolgt. Wir 
verstehen nicht, warum der Arbeiterschaft, warum wirtschaftlichen Zweckverbän
den, wie sie die Gewerkschaften der Arbeiter, der Eisenbahner, der Beamten und 
Angestellten darstellen, entscheidender Einfluß auf die Regierung und damit 
Gesetzgebung und vollziehende Gewalt eingeräumt werden so116 • Mit dem gleichen 
Recht müßte derselbe Einfluß der Landwirtschaft, dem Bürgertum, den Kirchen, 
dem Adel oder schließlich auch dem Heere eingeräumt werden. Wir haben das 
Gefühl, als entfernten wir uns von der Demokratie, anstatt uns ihr zu nähern. 

Diese Meldung ging nach dem ALgangsvermerk nicht nur an das im Ruhrgebiet befehlsführende 
Wehrkreiskommando VI, ~fünster. und an das heimische Wehrkreiskommando V, Stuttgart, 
sondern auch an die württembergische Staatsregierung und den zurückgetretenen Minister Noske. 

2 Ernst Stemm er (USPD). Lehrer in Bommern, führendes Mitglied einer Kampfleitung der "Hoten 
ArmeeH. 

3 Konrad Ludwig (USPD), Abgeordneter zur Preußischen Landesversamllliung. 

4 Wilheim Sclmeider (SPD), Vorsitzender des Freien Gewerkschaftskartell, in Mülheim. 

5 Vgl. die gleichen übertriebenen Einschätzungen von Organisation und Bewaffnung der Roten 
Armee in Nr. 45, zur Kontrolle vgl. die in Nr. 28 Anm. 2 genannte Literatur. 

6 Vgl. Nr. 48. 
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5. Überhaupt verstellen urteilskäbige, ausgereikte, entwickeltere kersonlicbkeiten 
iin Heer geraäe nicbt, wieso u-irttc/ra/t/rc/ren 2weckverbänäen bestimmenäer 
Kinklub auk äie Oescbakte äer kegierung rugestanäen weräen sob. ^Vas baben 
kobnkragen, Alters- unci Invabäitäts Versorgung, Kürsorge unci 8cbutr cles TVrbeit- 
nebmers gegenüber äem Kapitalismus unä Ilnternebmertum init äer politiseben 
Oesebäktskübrung unmittelbar ru tun? In 8üääeutscblanä gewinnt äie kewegung 
Or. kuäolk 8teinerH an keäeutung unä Verbreitung, welcbe auk Trennung cles 
gesebscbaktlicben Organismus in politisebe, wirtscbaktbcbe unä kulturelle Re- 
lange abrielt. Oer Oeäanke ist la niebt neu, er wuräe von 8orialisten cler 
Vergangenbeit wieäerbolt aukge werken uncl bat neuerdings Lestätigung gelungen 
in clem Verlangen eines beruksstänäiseben Larlaments neben äem politiscben.
6. Mt grobem Leäauern bat clas Heer allerdings gerade clen Rücktritt cles 
keicbswebrministersb aukgenommen, niebt als ob clem neuernannten keicbswebr- 
minister^ gegenüber Vlibtrauen entgegengebraebt weräen soll, aber selbstver- 
stänälicb erküllt äie 8oläaten aller Oienstgracle clie 8orge um äie wirtscbaktlicbe 
Lieberstellung cles kinrelnen, äie eben erst in klar erkennbarer kicbtung vom 
alten ^ebrminister IVoske angebabnt woräen var. Obne krage bat clas cieutlieb 
erkennbare 8cbwanken 6er kegierung in äieser kicbtung verstimmend unä 
beunrubigenä gevirkt uncl clamit cler Kapp-Küttwitr-Lewegung Vorsebub geleistet.
7. Oleicbermaben unverstänälicb bleibt clie katsacbe, äak ^äie^ 8teuerg6S6trge- 
bung uncl clie Lekämpkung cler ökkentbcb anerkannten Mbstänäe in Hueber-, 
8cbieber- uncl Oamstertum kein krakliges kempo gevinnt. ks clark nicbt verkannt 
verclen, äab clank cler materialistiscben Veltanscbauung uncl Oescbicbtsaukkas- 
sung, clie seit l^larx in clie 8cbääel cler banciarbeitenclen Klassen eingebammert 
vurcle, vir immer mebr einem lustänäe entgegensteuern, vo eine kersönlicbkeit 
mit ^ussicbt auk Krkolg clie lassen an sieb reiben kann unter immer maßloseren 
Versprechungen, um sie scbbeblieb gegen clie clemokratiscbe Volksregierung ru 
kübren. ^iVir treiben immer mebr äiesem bolscbevistiscben Mlitarismus ru. Ls ist 
kklicbt äer Volksregierung, äem recbtreitig äurcb unbeäingte Licberstellung äer 
8taatsautorität auk Orunä äer neuen keicbsverkassung entgegenruwirken. Oeraäe 
äem, vas äem Lucien kegime rum Vorvurk gemacbt virä, virä jetrt äurcb äas 
Oebenlassen erst reebt äer ^Veg gebabnt.
8. Oas neue Heer vill sieb als Instrument äer keicbsregierung küblen unä 
betätigen; in äieser bereitwilligen Hingabe unä Ilnteroränung unter äas rVUgemein- 
vobl liegt äer beste Oeäanke, äer von einer kraktvollen kegierung nur aukgegrikken 
ru veräen braucht, um sieb siegbakt äurcbrusetren. Oer 8taat soll kür uns nicbts 
weiter äarstellen als eine gewaltige, wenn aueb komplirierte Nascbine, äie 
selbstverstänälicb sorgkältigster kkege beäark mit 8icberbeitsventilen, keparatu- 
ren oäer Ilmbau, wo keibungskacben entsteben oäer sieb Oelenke unä Kager 
beiblauken. Oer 8taat soll unä clark keine kenäenr rur Versteinerung reigen, soll

7 Dr. ku6oU 8teiner, Orün6er 6er rlntkroposopkisoben OeseUsckakt, vertrat eine bekre von 6er 
,,OreigIie6erung 6es sozialen Organismus".

8 kieiobsweiirminisler Oustav i^osko Katte nm 18. Uärr angesickts 6er Kritik aus 6en keiben 6er 
eigenen Partei sein kücktrittsgesuck eingereickt, 6as am 22. ^lärr 1920 vom keicksprLsi6enten 
angenommen vur6e. Lebultbeü 1920 I 8. 63 un6 8. 71.

9 Peieksvekrmimster Otto Oeüler (OOP).
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5. Überhaupt verstehen urteilsfähige, ausgereifte, entwickeltere Persönlichkeiten 
im Heer gerade nicht, wieso wirtschaftlichen Zweckverbänden bestimmender 
Einfluß auf die Geschäfte der Regierung zugestanden werden soll. Was haben 
Lohnfragen, Alters- und Invaliditätsversorgung, Fürsorge und Schutz des Arbeit
nehmers gegenüber dem Kapitalismus und Unternehmertum mit der politischen 
Geschäftsführung unmittelbar zu tun? In Süddeutschland gewinnt die Bewegung 
Dr. Rudolf Stein er' s 7 an Bedeutung und Verbreitung, welche auf Trennung des 
gesellschaftlichen Organismus in politische, wirtschaftliche und kulturelle Be
lange abzielt. Der Gedanke ist ja nicht neu, er wurde von Sozialisten der 
Vergangenheit wiederholt aufgeworfen und hat neuerdings Bestätigung gefunden 
in dem Verlangen eines berufs ständischen Parlaments neben dem politischen. 

6. Mit großem Bedauern hat das Heer allerdings gerade den Rücktritt des 
Reichswehrministers8 aufgenommen, nicht als ob dem neuernannten Reichswehr
minister9 gegenüber Mißtrauen entgegengebracht werden soll, aber selbstver
ständlich erfüllt die Soldaten aller Dienstgrade die Sorge um die wirtschaftliche 
Sicherstellung des Einzelnen, die eben erst in klar erkennbarer Richtung vom 
alten Wehrminister Noske angebahnt worden war. Ohne Frage hat das deutlich 
erkennbare Schwanken der Regierung in dieser Richtung verstimmend und 
beunruhigend gewirkt und damit der Kapp-Lüttwitz-Bewegung Vorschub geleistet. 

7. Gleichermaßen unverständlich bleibt die Tatsache, daß [die] Steuergesetzge
bung und die Bekämpfung der öffentlich anerkannten Mißstände in Wucher-, 
Schieber- und Hamsterturn kein kräftiges Tempo gewinnt. Es darf nicht verkannt 
werden, daß dank der materialistischen Weltanschauung und Geschichtsauffas
sung, die seit Marx in die Schädel der handarbeitenden Klassen eingehämmert 
wurde, wir immer mehr einem Zustande entgegensteuern, wo eine Persönlichkeit 
mit Aussicht auf Erfolg die Massen an sich reißen kann unter immer maßloseren 
Versprechungen, um sie schließlich gegen die demokratische Volksregierung zu 
führen. Wir treiben immer mehr diesem bolschewistischen Militarismus zu. Es ist 
Pflicht der Volksregierung, dem rechtzeitig durch unbedingte Sicherstellung der 
Staatsautorität auf Grund der neuen Reichsverfassung entgegenzuwirken. Gerade 
dem, was dem Ancien Regime zum Vorwurf gemacht wird, wird jetzt durch das 
Gehenlassen erst recht der Weg gebahnt. 

8. Das neue Heer will sich als Instrument der Reichsregierung fühlen und 
betätigen; in dieser bereitwilligen Hingabe und Unterordnung unter das Allgemein
wohlliegt der beste Gedanke, der von einer kraftvollen Regierung nur aufgegriffen 
zu werden braucht, um sich sieghaft durchzusetzen. Der Staat soll für uns nichts 
weiter darstellen als eine gewaltige, wenn auch komplizierte Maschine, die 
selbstverständlich sorgfältigster Pflege bedarf mit Sicherheitsventilen, Reparatu
ren oder Umbau, wo Reibungsflächen entstehen oder sich Gelenke und Lager 
heißlaufen. Der Staat soll und darf keine Tendenz zur Versteinerung zeigen, soll 

7 Dr. RudoU Steiner, Gründer der Anthroposophischen Gesellschaft, vertrat eine Lehre von der 
"Dreigliederung des sozialen Organismus". 

8 Reichswehrminister Gustav Noske hatte am 18. März angesichts der Kritik aus den Reihen der 
eigenen Partei sein Rücktrittsgesuch eingereicht, das am 22. März 1920 vom Reichspräsidenten 
angenommen wurde. Schultheß 1920 I S. 63 und S. 71. 

9 Reichswehrminister Otto Geßler (DDP). 
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keine 8phinx mit wesenlosem Blick und Onveränderlichkeit sein, sondern alle 
lVIerkmale des gesunden Organismus, des Wachstums unci cier Befreiung von 
Auswüchsen ocier llherwucherndem Onkraut Zeigen.
9. Instinktiv fühlt das Heer, das seit lahrrehnten eine Bklegestätte des groBdeut- 
schen Oedankens gewesen ist, die Befahren, welche dem Bestand des Keichs 
drohen, wenn nicht Keich und keichsregierung sick durch^usetren vermögen.
Hierzu gekört unweigerlich die Durchführung des Kampfes gegen den rheinisch- 
westfälischen Bolschewismus naek russischem lVluster. Belingt dieser Kampf 
nicht, so geht das Keich der Auflösung in Kleinstaaten entgegen, die in ihrer 
politischen und wirtschaftlichen Ohnmacht erst recht der kapitalistischen, inter
nationalen Brutalität erliegen müssen in ^usBeutung, Bewucherung, Ausverkauf 
des deutschen Volkes.
10. Oer schrankenlose lVlammonismus, dem das deutsche Volk verfallen ist vom 
^rBeitskittel his rum Brokkapitalismus, kann nur Bekämpft werden auk dem 
Boden des Bechts, d. h. durch Anerkennung der sittlichen Bflicht, der Unterord
nung des Binrelnen unter das Oesamtwohl. Diese ^ufgaBe kann aher nur gelingen 
in der aufhauenden kleinarBeit am einreinen Individuum. Ls mu6 sufgehört 
werden mit dem ewigen Versprechen und Binräumen weiterer Bechte an 
hestimmte Oruppen, die wieder Bechtsverletrungen anderer Oruppen Bedeuten 
und Hedeuten müssen. ^Vir müssen rurllckkehren rur Aufrichtung der Bklicht, 
deren restlose und hingehende Erfüllung allein den Benuk staatshürgerlicher 
Bechts hegründet.
Leit dem 1.8.1914 sind diese Närrtage die hedeutungsvollsten für unser Volk. 8ie 
entscheiden üher 8ein oder IVichtsein, und darum verlangen wir kraftvolle und 
hedingungslose hhederkämpfung des Bolschewismus. 8ie muk aher auch schnell 
erfolgen, denn sonst marschiert und vereinigt sich von kleuem der BeindBund, das 
Blend, die Hungersnot, die Beuchen und die Larharei.
^Venn diese Borderungen aufgestellt werden, so geschieht dies ganr gewik nicht 
aus militärischem Bmpfinden, sondern ganr allein aus dem Bedanken heraus, da6 
der Bortschritt der IVlenseBBeit und die Heilung ihrer Beiden nur denkhar ist auf 
dem ^Vege üher das eigene deutsche Volk.
^Klle süddeutschen Kontingente sind in guter Verfassung und trefflichem Oeiste 
hierher gekommem. Die Anfechtung der Oegenseite ist also deutlich erkennhar. 
Verhetrung mittels Versprechungen ist keine Kunst und wird stets von Brkolg 
Begleitet sein, wo nicht in täglicher Bflichterfüllung in ^rBeit, vVusBildung und 
Kampf die lVloral neugestärkt wird.

Dass.
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keine Sphinx mit wesenlosem Blick und Unveränderlichkeit sein, sondern alle 
Merkmale des gesunden Organismus, des Wachstums und der Befreiung von 
Auswüchsen oder überwucherndem Unkraut zeigen. 

9. Instinktiv fühlt das Heer, das seit Jahrzehnten eine Pflegestätte des großdeut
schen Gedankens gewesen ist, die Gefahren, welche dem Bestand des Reichs 
drohen, wenn nicht Reich und Reichsregierung sich durchzusetzen vermögen. 

Hierzu gehört unweigerlich die Durchführung des Kampfes gegen den rheinisch
westfälischen Bolschewismus nach russischem Muster. Gelingt dieser Kampf 
nicht, so geht das Reich der Auflösung in Kleinstaaten entgegen, die in ihrer 
politischen und wirtschaftlichen Ohnmacht erst recht der kapitalistischen, inter
nationalen Brutalität erliegen müssen in Ausbeutung, Bewucherung, Ausverkauf 
des deutschen Volkes. 

10. Der schrankenlose Mammonismus, dem das deutsche Volk verfallen ist vom 
Arbeitskittel bis zum Großkapitalismus, kann nur bekämpft werden auf dem 
Boden des Rechts, d. h. durch Anerkennung der sittlichen Pflicht, der Unterord
nung des Einzelnen unter das Gesamtwohl. Diese Aufgabe kann aber nur gelingen 
in der aufbauenden Kleinarbeit am einzelnen Individuum. Es muß aufgehört 
werden mit dem ewigen Versprechen und Einräumen weiterer Rechte an 
bestimmte Gruppen, die wieder Rechtsverletzungen anderer Gruppen bedeuten 
und bedeuten müssen. Wir müssen zurückkehren zur Aufrichtung der Pflicht, 
deren restlose und hingebende Erfüllung allein den Genuß staatsbürgerlicher 
Rechte begründet. 

Seit dem 1.8.1914 sind diese Märztage die bedeutungs vollsten für unser Volk. Sie 
entscheiden über Sein oder Nichtsein, und darum verlangen wir kraftvolle und 
bedingungslose Niederkämpfung des Bolschewismus. Sie muß aber auch schnell 
erfolgen, denn sonst marschiert und vereinigt sich von Neuem der Feindbund, das 
Elend, die Hungersnot, die Seuchen und die Barbarei. 

Wenn diese Forderungen aufgestellt werden, so geschieht dies ganz gewiß nicht 
aus militärischem Empfinden, sondern ganz allein aus dem Gedanken heraus, daß 
der Fortschritt der Menschheit und die Heilung ihrer Leiden nur denkbar ist auf 
dem Wege über das eigene deutsche Volk. 

Alle süddeutschen Kontingente sind in guter Verfassung und trefflichem Geiste 
hierher gekommem. Die Anfechtung der Gegenseite ist also deutlich erkennbar. 
Verhetzung mittels Versprechungen ist keine Kunst und wird stets von Erfolg 
begleitet sein, wo nicht in täglicher Pflichterfüllung in Arbeit, Ausbildung und 
Kampf die Moral neugestärkt wird. 

Haas. 
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50.

^ukLeielrnuilg über <1ie 8teIIuirAil»lnne einer XonrmsnrleurbesprevIiunK 
im Melrrlcreis I rur politischen HsItunM <1er keiehsvveiir.

30. RliirL 1420. Okne Orlssngske. Ddersdirill: Xvininsnrlkurbesprevtiun^ »"i 30.3.1420. 
8l^I>. kep. 2 II ^ir. 4121 8Ü. I. Vervielk. Reinsekritl.

I .) HkeZZllNFna/rme 6es 1Ve/rr^rerL^c>mman6o5 / rum Xapp-Z^uk^c/r.'
Das Mehrlcreislcomman6o I Kal versucht, mit 6er alten llegierung, 6ie nach 
Dresden geliehen var, in Oernschreihverhin6ung ru Icommen. Ou 6ies nicht 
gelung, wurden 6ie lielehle 6es bisherigen militärischen Vorgesetrten, Oeneral 
v. Oüttwitr, lessen inrvvischen tatsuchlich erlolgte lieurlauhung 6em Mehrlcreis- 
Icomman6o nicht helcannt >var, gutglauhig hekolgt un6 hei 6er ^ulrechterhaltung 
6er Orcinung mitgevirlct.
Von einem verantwortlichen uncl hewullten Vorschuhleisten 6er Omsturrhewe- 
gung Icann Heine lietie sein.
8oweit 6urch 6as Verhüllen 6es Mehrlcreislcomman6os I 6er - tatsächlich 
unhegrün6ete - Ver6aeht einer Onterstütrung 6er Omsturrhewegung erregt 
wor6en ist, Hut 6ie Versntvvortung Hierlür in ritterlicher Meise Oenerul v. Ostorlk 
ühernommen un6 6ie Xonsequenren gerogen^. ^Ile seine Ontergehenen huhen 
seine Lekehle gutgläubig belolgt un6 hei 6er ^.ulreebterhaltung 6er Or6nung 
mitgewirlct.
Zollten irgen6vvo Miitärpersonen in 6em begrün6eten Ver6ueht stehen, sich 
politischer Vergehen scbul6ig gemacht ru huhen, so ist eine Xlärung 6urch 
Einleitung gerichtlicher Verluhren herheirulühren. iVuk 6ie örtüchen politischen 
Verhüllnisse ist hei 6er Muhl 6es ^eitpunhtes kür 6us Oinscbreiten llüelcsiebt ru 
nehmen. Line Leunrubigung 6er Iruppe mull vermie6en wer6en. Öder 6ie 
Einleitung etwaiger gerichtlicher Verluhren ist hierher ru mel6en.
2 .) /"ruMenunrerrrc/rt
Oolgen6e Iluuptpunlcte:
u) Oer Xapp-Outscb Hut mit lurchthurer OeulUeblceit gereigt, wohin wir Icommen, 
wenn ein o6er rwei Flanner mit einer llun6voll ZoI6uten, gunr gleich aus welchen 
8evveggrün6en, sich Unterlängen, hessere ^ustun6e im lieich Kewa/kLam herhei- 
lühren ru ^vollen. Oie Interessengegensütre 6er einrelnen Oevöllcerungsschichten 
sin6 rur ^eit so groll, 6u6 je6e Ourtei- o6er Xlussen6ihtutur, gunr gleich oh von 
rechts o6er linlcs, 6en Ontergung 6er ühervviegen6en Mehrheit 6es Vollces 
He6eutet. Oeshulh: mug unsere Verlussung noch so verhesserungshe6ürltig sei, sie 
stütrt sich uul 6en Millen 6er Mehrheit 6es Vollces ru gemeinsamem Mie6erauk- 
hau unseres Vaterlands. 8ie ist 6ie einrig mögliche Orun6luge rum Fortschritt. 
6e6er an6ere Meg lührt in 6en V^hgrun6. Oie lleichsvvehr mull 6uher 6ie 
Verlassung gegen je6en hevvaklneten -^ngrill schütren.

I 6eners> v. 8eee!ct kstte sm 21. Usrr 6en 6enersl v. Lslorkk ,,im ^uktrsZ 6er keielisrsßierunA" 
ersuckl, sein Kommsnäo nie^errulegen. Lsrsten 8. 101.
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50. 

Aufzeichnung über die Stellungnahme einer Kommandeurbesprechung 
im Wehrkreis I zur politischen Haltung der Reichswehr. 

30. März 1920. Ohne Ortsangabe. Überschrift: Konunandellrbesprechllng am 30.3.1920. 
StAL. Rep. 2 1I Nr. 4121 Bd. 1. Vervielf. Reinschrift. 

1.) Stellungnahme des Wehrkreiskommandos I zum Kapp-Putsch: 

Das Wehrkreiskommando I hat versucht, mit der alten Regierung, die nach 
Dresden geflohen war, in Fernschreibverbindung zu kommen. Da dies nicht 
gelang, wurden die Befehle des bisherigen militärischen Vorgesetzten, General 
v. Lüttwitz, dessen inzwischen tatsächlich erfolgte Beurlaubung dem Wehrkreis
kommando nicht bekannt war, gutgläubig befolgt und bei der Aufrechterhaltung 
der Ordnung mitgewirkt. 

Von einem verantwortlichen und bewußten Vorschubleisten der Umsturzbewe
gung kann keine Rede sein. 

Soweit durch das Verhalten des Wehrkreiskommandos I der - tatsächlich 
unbegründete - Verdacht einer Unterstützung der Umsturzbewegung erregt 
worden ist, hat die Verantwortung hierfür in ritterlicher Weise General v. Estorff 
übernommen und die Konsequenzen gezogen l

. Alle seine Untergebenen haben 
seine Befehle gutgläubig befolgt und bei der Aufrechterhaltung der Ordnung 
mitgewirkt. 

Sollten irgendwo Militärpersonen in dem begründeten Verdacht stehen, sich 
politischer Vergehen schuldig gemacht zu haben, so ist eine Klärung durch 
Einleitung gerichtlicher Verfahren herbeizuführen. Auf die örtlichen politischen 
Verhältnisse ist bei der Wahl des Zeitpunktes für das Einschreiten Rücksicht zu 
nehmen. Eine Beunruhigung der Truppe muß vermieden werden. Über die 
Einleitung etwaiger gerichtlicher Verfahren ist hierher zu melden. 

2.) Truppenunterricht 

Folgende Hauptpunkte: 

a) Der Kapp-Putsch hat mit furchtbarer Deutlichkeit gezeigt, wohin wir kommen, 
wenn ein oder zwei Männer mit einer Handvoll Soldaten, ganz gleich aus welchen 
Beweggründen, sich unterfangen, bessere Zustände im Reich gewaltsam herbei
führen zu wollen. Die Interessengegensätze der einzelnen Bevölkerungsschichten 
sind zur Zeit so groß, daß jede Partei- oder Klassendiktatur, ganz gleich ob von 
rechts oder links, den Untergang der überwiegenden Mehrheit des Volkes 
bedeutet. Deshalb: mag unsere Verfassung noch so verbesserungsbedürftig sei, sie 
stützt sich auf den Willen der Mehrheit des Volkes zu gemeinsamem Wiederauf
bau unseres Vaterlandes. Sie ist die einzig mögliche Grundlage zum Fortschritt. 
leder andere Weg führt in den Abgrund. Die Reichswehr muß daher die 
Verfassung gegen jeden bewaffneten Angriff schützen. 

1 General v. Seeckt hatte am 21. März den General v. Estorff "im Auftrag der Reichsregierung" 
ersucht, sein Kommando niederzulegen. Carsten S. 101. 
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b) Oeic/rsrve/rr un6 /1rkeiter.?eka/t
Oer 6ureb gewi88enlo86 Agitation konstruierte Oegensatr ist niebt vorbanüen. 
Oein 8ol6aten wir6 gesagt, er 6iene 6em Orollkapital un6 sebaüe 6amit 6en 
Arbeitern. Geleiten 0run6 aber sollten nir, cier sebleebt berablte 8tan6, wobl 
baben, 6em Orobkapitalismus 6ie Kastanien aus 6em keuer ru bolen?
l^lein, aber Arbeit un6 Orclnung sebütren wir, 6enn oline sie gellen nir alle 
rugruncle.
e) l^ann enck/rck crirck es kesser im Vaterianci?
Oe6uI6! ^Vir waren auk einem von keblern rwar niebt kreisn, aber brauebbaren 
^Veg rum IVieüeraukbau, als 6er kapp-kutseb uns in 6er kntwiekelung um 
Monate, nenn niclit mebr, rurüekwark. Oas mulZ in k?u/re nieder eingebolt werüen 
un6 ist 8aobe cler kegierung.
Kür uns 8ol6aten aller gilt naell nie vor: Oän6e neg von cler kobtik!
cl) Oie mi/itär/einci/ie/re 8rrmmung
8ie wir6 niellt bleiben. ^ueb liier: Oe6ul6! !>licbt 6ie kbnte ins Korn werken! Oer 
cleutsolie 8o16at ist immer 6er geaelltetste 8oI6at in 6er ganren ^elt genesen. Oas 
berubt auk 8tamm686igensellLkten, clie keine kntwiekelung uncl keine lletre ru 
rerstören vermag. I^lur nir selbst könnten sie rerstören, nenn nir clie kkeiler 
einreiben, auk clenen unsere rullmvolle kraclition rubt: 'kapkerkeit uncl Oeborsam.

51.

LekekI lies keieblswekrininisters 6e6Ier uncl Kes Icoiumisssrisebeu Obeks 
Ker Heeresleitung, Oeneralrnsjor v. Seeelct, an kie irn kubrgebiet einge

setzten Gruppen über Verfassungstreue unk l>I»nne8ruvbt.

Lnüe IMrr 192v>. kerlin. 1 Nr. 1943.3.2V. - IlStä Stuttssrt. M 383, 86. 4. M-rsek. 
^bsckrikt.

Kalls ein kingreiken 6er keiclisnelir im kulirgebiet erkorkerlieli nircl, ernartet clie 
keiebsregierung, 6aK sieb alle l'ruppen als Organe cler 8taat8g6nalt külilen, 
nelells gegenüber eigenen Volksgenossen clie beclrobte 8taatsautoritat nieüerber- 
rustellen baben. Ks gilt clem Volke ru reigen, clalZ clie keiebsnebr treu binter 6er 
Verkassung stellt un6 6alZ sie 6as Vertrauen cles ganren Volkes ver6ient. Oaru 
gebürt vor allem ^Vabrung sebärkster lVlannesruebt, Vermeiüung aller unnötigen 
Harten un6 jeglieber Öbergrikke un6 krovokationen. I^lur eine 'Kruppe, 6ie bei aller 
Oestimmtbeit 6oeb sacblicb uncl rubig un6 besebeiüen auktritt uncl sieb streng an 
clie Oesetre bait, ist bekabigt, bebilkbcb ru sein, irregeleitete 6eut8ebe Volksmit-

1 Oie Vorl. lrÄßt clen kanZsnZsslempel vom I. ^Vpril 1920.
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b) Reichswehr und Arbeiterschaft 

Der durch gewissenlose Agitation konstruierte Gegensatz ist nicht vorhanden. 
Dem Soldaten wird gesagt, er diene dem Großkapital und schade damit den 
Arbeitern. Welchen Grund aber sollten wir, der schlecht bezahlte Stand, wohl 
haben, dem Großkapitalismus die Kastanien aus dem Feuer zu holen? 

Nein, aber Arbeit und Ordnung schützen wir, denn ohne sie gehen wir alle 
zugrunde. 

c) Wann endlich wird es besser im Vaterland? 

Geduld! Wir waren auf einem von Fehlern zwar nicht freien, aber brauchbaren 
Weg zum Wiederaufbau, als der Kapp-Putsch uns in der Entwickelung um 
Monate, wenn nicht mehr, zurückwarf. Das muß in Ruhe wieder eingeholt werden 
und ist Sache der Regierung. 

Für uns Soldaten aber gilt nach wie vor: Hände weg von der Politik! 

d) Die militärfeindliche Stimmung 

Sie wird nicht bleiben. Auch hier: Geduld! Nicht die Flinte ins Korn werfen! Der 
deutsche Soldat ist immer der geachtetste Soldat in der ganzen Welt gewesen. Das 
beruht auf Stammeseigenschaften, die keine Entwickelung und keine Hetze zu 
zerstören vermag. Nur wir selbst könnten sie zerstören, wenn wir die Pfeiler 
einreißen, auf denen unsere ruhm volle Tradition ruht: Tapferkeit und Gehorsam. 

51. 

Befehl des Reichswehrministers Geßler und des kommissarischen Chefs 
der Heeresleitung, Generalmajor v. Seeckt, an die im Ruhrgebiet einge

setzten Truppen über Verfassungstreue und Manneszucht. 

Ende März 1920 1• Berlin. T 1 Nr. 1943.3.20. - HStA Stuttgart. M 383, Bd. 4. Masch. 
Abschrift. 

Falls ein Eingreifen der Reichswehr im Ruhrgebiet erforderlich wird, erwartet die 
Reichsregierung, daß sich alle Truppen als Organe der Staatsgewalt fühlen, 
welche gegenüber eigenen Volksgenossen die bedrohte Staatsautorität wiederher
zustellen haben. Es gilt dem Volke zu zeigen, daß die Reichswehr treu hinter der 
Verfassung steht und daß sie das Vertrauen des ganzen Volkes verdient. Dazu 
gehört vor allem Wahrung schärfster Manneszucht, Vermeidung aller unnötigen 
Härten und jeglicher Übergriffe und Provokationen. Nur eine Truppe, die bei aller 
Bestimmtheit doch sachlich und ruhig und bescheiden auftritt und sich streng an 
die Gesetze hält, ist befähigt, behilflich zu sein, irregeleitete deutsche Volks mit-

1 Die Vorl. trägt den Eingangsstempel vom 1. April 1920. 
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glieder wieder aut äsn Weg cier Ordnung und Verkassung rurückrukükren. Kur die 
wird sick selbst Vertrauen erwerben und 6er Ltaatsgewalt Vcktung und Vertrauen 
versckakken können^.

Oer Reiekswekr-Ninister: Oer Lkek 6er lleeresleitung:
ger. Or. 6e6Ier. v. Leeckt.

2 2ur ?olitilc cier KeZieruag Müller der 6er LereiniAunZ 6es ^ulstarr^s im KulirZediet 5. Kabinett 
Müller I 8. XXXII-XI.il.

52.

Veriest äes OenersHeutnaiits Oequis über seine Naknabmen in üen 
ünrob üen Kspp-Oültwitr-Outseb snsAeiösten wirren in 8eblesien.

I2.-3I. Alärr 1920. öerlin^. Ökersekrilt: kericlit über meine ItlsLnsbmen vübrenü Oes 
I^urseltes uncl naelrker. - 38/28. iVIsseli. Vurelisekrilt.

6ru»6/eFsn6e/lll//a.»llNF.'
Oür mein gesamtes Verkalken als Oekeklskaber in 6er Ileiekswekr sind grundle- 
gend folgenden rVnsickten, die iek seit lakr und 6"ag sowokl meinen Vorgesetzten 
bis einsekliebliek keiekswekrminister und deren Oekilken, als auek meinen 
Untergebenen und der Bevölkerung gegenüber rum Ausdruck berw. rur Anwen
dung gebrackt kabe. Wenn kierbei politiseke und miktariseke Oründe sieb 
durckdringen, so kalte iek dies mindestens bei einem kökeren Okkirier kür 
erkorderlick, wenn er, über den Oarteien stekend, lediglick ein Organ der kuke 
und Ordnung sein soll.
I. Oie gesamte keutige Omwalrung in Ouropa kennreicknet sick als der unaukkalt- 
SLme Vukstieg des Vrkeitnekmerstandes, dementspreckend kann sick in der 
jetzigen 2eit eine llegierung nur auk längere Dauer kalten, wenn sie die Nekrkeit 
der Vrkeitnekmer kinter sick Kat. Dies ergibt sick praktisck allein sckon aus dem 
äukeren Orunde, dall der Oürger in der Nasse rur 2eit nickt geneigt ist, sein Oeken 
kür seine Ideen in die Lckanre ru scklagen, wokl aker der Arbeiter.
2. -Vuk Oauer ist eine auk Oewaltkerrsckakt der Ileiekswekr gegründete llegierung 
unmögkck, denn die Nasse der lieickswekr entstammt dem Vrbeitnekmerstande 
und tritt von selbst nack lcürrerer 2eit oder längerer ^eit auk die Leite ikrer 
Vngekörigen. Oies trikkt besonders kür die Mrige Ileickswekr in ikrer stets 
weckselnden unkertigen Oestalt ru.

1 Ontum und Ort sind nus der irn sollenden lext erwähnten ,,8eschvverdeschriÜ" üequis' vom 
6. /Vpril 1920 hl 38/27. VInsch. Ourchschrikt) erschlossen, leile dieser hlr. werden such in
einem 8ckreiben üequis" nn den krüheren keichswehrminister hloshe vom 22. ^pril ritiert. hloslce 
8. 172.
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glieder wieder auf den Weg der Ordnung und Verfassung zurückzuführen. Nur die 
wird sich selbst Vertrauen erwerben und der Staatsgewalt Achtung und Vertrauen 
verschaffen können2• 

Der Reichswehr-Minister: 
gez. Dr. Geßler. 

Der Chef der Heeresleitung: 
v. Seeckt. 

2 Zur Politik der Regierung Müller bei der Bereinigung des Aufstands im Ruhrgebiet s. Kabinett 
Müller I S. XXXII-XLII. 

52. 

Bericht des Generalleutnants Lequis über seine Maßnahmen in den 
durch den Kapp-Lüttwitz-Putsch ausgelösten Wirren in Schlesien. 

12.-31. März 1920. BerHn l • Überschrift: Bericht über meine Maßnahmen während des 
Putsches und nachher. - BA-MA. N 38/28. Masch. Durchschrift. 

Grundlegende Auffassung: 

Für mein gesamtes Verhalten als Befehlshaber in der Reichswehr sind grundle
gend folgenden Ansichten, die ich seit Jahr und Tag sowohl meinen Vorgesetzten 
bis einschließlich Reichswehrminister und deren Gehilfen, als auch meinen 
Untergebenen und der Bevölkerung gegenüber zum Ausdruck bezw. zur Anwen
dung gebracht habe. Wenn hierbei politische und militärische Gründe sich 
durchdringen, so halte ich dies mindestens bei einem höheren Offizier für 
erforderlich, wenn er, über den Parteien stehend, lediglich ein Organ der Ruhe 
und Ordnung sein soll. 

1. Die gesamte heutige Umwälzung in Europa kennzeichnet sich als der unaufhalt
same Aufstieg des Arbeitnehmerstandes, dementsprechend kann sich in der 
jetzigen Zeit eine Regierung nur auf längere Dauer halten, wenn sie die Mehrheit 
der Arbeitnehmer hinter sich hat. Dies ergibt sich praktisch allein schon aus dem 
äußeren Grunde, daß der Bürger in der Masse zur Zeit nicht geneigt ist, sein Leben 
für seine Ideen in die Schanze zu schlagen, wohl aber der Arbeiter. 

2. Auf Dauer ist eine auf Gewaltherrschaft der Reichswehr gegründete Regierung 
unmöglich, denn die Masse der Reichswehr entstammt dem Arbeitnehmerstande 
und tritt von selbst nach kürzerer Zeit oder längerer Zeit auf die Seite ihrer 
Angehörigen. Dies trifft besonders für die jetzige Reichswehr in ihrer stets 
wechselnden unfertigen Gestalt zu. 

Datum und Ort sind aus der im folgenden Text erwähnten "Beschwerdeschrift" Lequis' vom 
6. April 1920 (BA-MA. N 38/27. Masch. Durchschrift) erschlossen. Teile dieser Nr. werden auch in 
einem Schreiben Lequis' an den früheren Reichswehrminister Noske vom 22. April zitiert. Noske 
S.172. 
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3. le besser lisripliniert ein Löllnerbeer ist, eine UM8O gröbere Oekabr beleutet 68 
kür oler gegen jegbcbe Regierung. Oer böcbste mrlitär»c/re Xübrer bann auk 
Orunl cier Ltukenleiter cie8 Oeborsams ciie gesamte Xeicbswebr im ^ugenblicb in 
cier von ibm gewollten kicbtung in llewegung setren. ^nlererseits bann ciie 
einbeitlicbe, rusammenbaltenle Gruppe selbst Xorlerungen aller c^rt gegen 
mibliebige Ollbrer oler Regierung lurcblrücben (Oratorianerbeer). ^uk Oauer 
aber werlen immer ciie ru 2.) aukgekübrten Momente entscbeilenl sein.
4. Oie Xeicbswebr mu6 von jeler abtiven Oolitib kerngebalten werlen, cienn sie 
mub als Vacbter cier Verkassung über cien Parteien sieben. Oaber llerausbalten 
/eZlic/rer Oarteipropaganla aus len Xasernen unci cier l'ruppe, bein abtives 
^Vablrecbt unci Xrrieben 6er l'ruppe, lab sie sieb als Xreunl unci ilort les Bürgers 
jelen Ltanles kübit unä ein Vorbill 6er verwabrlosten leutscben lugenl wirl.
5. Leibst lie birnverbranntesten Icieen lassen sieb niebt mit Nascbinengewebren 
unci Xunonen aus cien Xöpken cier Nenseben berausscbieben, man scbiebt sie 
vieimebr umso kester binein. Oie geistige Oesunlung ist ein innerer Ororeb unci 
ergibt sieb aus cier I^atur cier Oinge von selbst. Oewib bann man lies unterstützen, 
bescbleunigen, über selten lurcb Oewaltmittel wie Oulver unl Blei. Oaber sei lies 
Nittel lür lie leitenlen Beicbswebrbekeblsbaber ultima ratio, im Oegensatr rum 
Xriege gegen len Lulleren Oeinl. Xntscbliellt man sieb rur Vakkengewalt, so mull 
sie selbstverstanllicb recbtreitig unl energiscb angewanlt werlen, lenn las liegt 
in ibrer ?latur unl in ler Xorlerung naebbaltiger ^Virbung.
buller liesen allgemeinen ^nsicbten traten kür mein Ilanleln in unl naeb len 
Outsebtagen noeb einige ausscblaggebenle 6eF6nrearts§rünl6 binru.
1. Line Regierung Xapp-Oüttwitr ersebien mir nacb meinen vorgeäullerten 
^nscbauungen von vornberein als Totgeburt. Xür len, ler eine solebe naebträglieb 
bier nielergelegte ^nsicbt als len Ereignissen angepallt ballen sollte, vermag ieb 
kür lieses unl alle bier aukgestellten Bebauptungen unl -Vnsiebten eine ganre ^abl 
von beugen ^eler ^rt keirubringen, im besonleren aueb labingebenl, lall ieb len 
Ereignissen stets vorausscbauenl, niebt naebbinlcenl gegenüber gestanlen babe 
unl getreten bin.
2. Ourcb len Outsell ist lie Beicbswebr unl besonlers ibr kübrenler Oeil, lie 
Okkiriere, wenn aueb grollten Oeils obne aictive Lebull, bis auk lie Xnoeben 
lisbrelitiert. Dies bann bei len Mrigen k^aebweben les Outscbes niebt lurcb 
übertriebene Betonung les Oreustebens binter ler Verkassung unl Oarauklos- 
scbiellens bei jeder Oelegenbeit wettgemacbt werlen, sonlern nur lurcb rubige 
^urücbbaltung unl Bkbcbterküllung.
3. Besonlere Orünle rur ^urllcbbaltung lagen kür Lcblesien noeb vor, weil lie 
Nasse ler Oreiborps sieb in Ilreslau auk las wüsteste unl robste wäbrenl les 
Butscbes benommen batte^ unl laber in Lcblesien eine grobe Erbitterung gegen 
lie Beicbswebr bis weit in lie recbten Xreise binein bestanl.
4. ^Vueb lie Oesamtlage mit ibren grollen ^ukrubrgebieten in Obüringen unl an ler 
Bubr, sowie lie Abgabe käst ler llalkte ler scblesiscben l'ruppen lortbin, gebot 
weise Bescbränbung in ^nwenlung ler ^Vakken rur Vermeilung von Oeneralstreilc 
unl llillung eines roten Ileeres.

2 2ur OisriplinIasiZIceil (ler k'ieilcnrps in Lckiesien 8. iaenielce 3. 18k. un6 8. 21.
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3. Je besser diszipliniert ein Söldnerheer ist, eine umso größere Gefahr bedeutet es 
für oder gegen jegliche Regierung. Der höchste militärische Führer kann auf 
Grund der Stufenleiter des Gehorsams die gesamte Reichswehr im Augenblick in 
der von ihm gewollten Richtung in Bewegung setzen. Andererseits kann die 
einheitliche, zusammenhaltende Truppe selbst Forderungen aller Art gegen 
mißliebige Führer oder Regierung durchdrücken (Prätorianerheer). Auf Dauer 
aber werden immer die zu 2.) aufgeführten Momente entscheidend sein. 

4. Die Reichswehr muß von jeder aktiven Politik ferngehalten werden, denn sie 
muß als Wächter der Verfassung über den Parteien stehen. Daher Heraushalten 
jeglicher Parteipropaganda aus den Kasernen und der Truppe, kein aktives 
Wahlrecht und Erziehen der Truppe, daß sie sich als Freund und Hort des Bürgers 
jeden Standes fühlt und ein Vorbild der verwahrlosten deutschen Jugend wird. 

5. Selbst die hirnverbranntesten Ideen lassen sich nicht mit Maschinengewehren 
und Kanonen aus den Köpfen der Menschen herausschießen, man schießt sie 
vielmehr umso fester hinein. Die geistige Gesundung ist ein innerer Prozeß und 
ergibt sich aus der Natur der Dinge von selbst. Gewiß kann man dies unterstützen, 
beschleunigen, aber selten durch Gewaltmittel wie Pulver und Blei. Daher sei dies 
Mittel für die leitenden Reichswehrbefehlshaber ultima ratio, im Gegensatz zum 
Kriege gegen den äußeren Feind. Entschließt man sich zur Waffengewalt, so muß 
sie selbstverständlich rechtzeitig und energisch angewandt werden, denn das liegt 
in ihrer Natur und in der Forderung nachhaltiger Wirkung. 

Außer diesen allgemeinen Ansichten traten für mein Handeln in und nach den 
Putschtagen noch einige ausschlaggebende Gegenwartsgründe hinzu. 

1. Eine Regierung Kapp-Lüttwitz erschien mir nach meinen vorgeäußerten 
Anschauungen von vornherein als Totgeburt. Für den, der eine solche nachträglich 
hier niedergelegte Ansicht als den Ereignissen angepaßt halten sollte, vermag ich 
für dieses und alle hier aufgestellten Behauptungen und Ansichten eine ganze Zahl 
von Zeugen jeder Art beizubringen, im besonderen auch dahingehend, daß ich den 
Ereignissen stets vorausschauend, nicht nachhinkend gegenüber gestanden habe 
und getreten bin. 

2. Durch den Putsch ist die Reichswehr und besonders ihr führender Teil, die 
Offiziere, wenn auch größten Teils ohne aktive Schuld, bis auf die Knochen 
diskreditiert. Dies kann bei den jetzigen Nachwehen des Putsches nicht durch 
übertriebene Betonung des Treustehens hinter der Verfassung und Darauflos
schießens bei jeder Gelegenheit wettgemacht werden, sondern nur durch ruhige 
Zurückhaltung und Pflichterfüllung. 

3. Besondere Gründe zur Zurückhaltung lagen für Schlesien noch vor, weil die 
Masse der Freikorps sich in Breslau auf das wüsteste und rohste während des 
Putsches benommen hatte2 und daher in Schlesien eine große Erbitterung gegen 
die Reichswehr bis weit in die rechten Kreise hinein bestand. 

4. Auch die Gesamtlage mit ihren großen Aufruhrgebieten in Thüringen und an der 
Ruhr, sowie die Abgabe fast der Hälfte der schlesischen Truppen dorthin, gebot 
weise Beschränkung in Anwendung der Waffen zur Vermeidung von Generalstreik 
und Bildung eines roten Heeres. 

2 Zur Disziplinlosigkeit der Freikorps in Schlesien s. lacnickc S. 18 f. und S. 21. 
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Verlauk:
Oei ^Vusbrucb cles Xapp-Outscbes am 13. 3. war icb in Lerlin clienstlieb anwesencl 
un6 batts nocb Lin IVlittag cles vorbergebenclen l'ages eine klückspracbe in Lacben 
cler Oensrale von Rriecleburg uncl cle l'Orne cle 8t. ^nge beim Herrn Reicbswebr- 
minister lXoske. Os icb clem Outscb clurcbaus Lblebnencl uncl verurteilenci 
gegenüberstancl, ging icb niebt weiter ru clen bissigen lVlilitärbebörclen, sonclern 
kubr am 14. ru meiner Origacle, wo icb Lm 15. vormittags in meinem (Quartier 
Rossen bei Krieg ankam. Oort wurden mir clie Vorgänge in kreslau gemelclet, die 
eine 8tellungnabm6 kür 6ie Regierung Xapp beüsuteten^. Icb sagte clarsukbin 
meinem ersten Osbilken, üem ersten Oeneralstabsokkirisr, uncl clem ersten 
Vcllutanten, clab icb clie Rübrung cler Rrigacle unter cliesen Ilmstänclen niebt wiecler 
übernebmen könne. Oiese Okkiriere macbten micb aber Luk clie Rolgen meiner 
^blebnung kür clas VerbLlten uncl clen ^usammenbalt meiner Iruppen, clie an mir 
bängen uncl voll in meiner Oancl sinü, aukmerksam, gleicbrsitig lieken Uelclungen 
von blutigen ^usammenstöken von Nibtär unü Avil in Krieg ein. Icb übernabm 
äaraukbin sokort cles Xommanüo, um clie 8. krigacle unü üen Reil Lcblesiens, 
clessen keksblsbaber icb wLr, mögbcbst gekabrlos über clie Xpisocls Xapp 
binweg^usteuernR Icb kubr sokort naeb Krieg, bst alle karteikübrer ru mir uncl Zab 
sntsprecbenüe kekeble an ^üie^ l'ruppe unü erlielZ ^ukruke an clie kevölkerung. 
^lsüann kubr icb in alle grelleren 8täclts meines kerirks uncl spracb clort mit 
meinen Ilnterkllbrern unü clen karteivorstänüen^. Rsitgsclanke Lller kekeble, 
rVnspracben usw. war: Oie Oinge geben ibrer balcligen Xntscbeiüung in kerlin 
entgegen. Icb uncl meine krigacle kennen uncl treiben keine karteipolitik, solange 
icb bskeble. Vir sincl lsüigbcb planner 6es mibtäriscben Osborsams unü als solcbe 
nur kür Hube uncl Orclnung verantwonlicb, alle Parteien wollen uns bierin 
unterstütren uncl aus sieb selbst berLus Orclnung balten, soclak icb meine Iruppen 
aus clem 8tra6enbilü berausrieben könnte. Oie Rübrer bsbe icb angewiesen, je 
naeb Rags Xrleicbterungen cles vom Oeneralkommanclo bekoblenen versebärkten 
^usnabmerustLnües, besonclers cles VersLmmlungsrecbtes, vorrunebmen.
Oas Ergebnis war, 826 Kube uncl Orclnung obne weiteres 8Iutvergie6en in meinem 
kerirk gewabrt würcle, bis clie alte Regierung wiecler clen kekebl übernabm. Hätte 
icb micb okkiriell gegen clas OeneralkommLnclo Lukgelebnt, so wäre üas Ergebnis 
ein Lürger- uncl 8olclatenkrieg in 8cblesisn gewesen. Oieser war Zwecklos, clenn 
üie Oinge steuerten von selbst clem Xnüe 6er Xappregierung entgegen, wie icb 
bereits bei meiner ^nwesenbeit in Herlin erkannte uncl Bekannten gegenüber als 
meine /Vnsicbt äußerte.

3 Oie Ookoblsslells VI, clie IVucbkoIZeorAunisution cles Oenerulbommundos cles VI. .Armeekorps, in 
Oreslsu vur um 13. ^lärr von rknbänßern cler Lerllner pulselcieZierunZ übernommen worclen. 
Isenielce 8. 12.

4 Im In^sbelebl IVr. 52 6er Keielisvelir-Hri^ncie 8, Ila Xr. 2573 vom 15. Narr 1920 (OX-iVI.X. X 38/28 
Verviell. -tbsckrikt) erlclLrle Oequis: ,,Ick bin rurücbßelrekrl uncl bube clen Oelebl über clie 
üeiebsvvsbrbriAsüe vvieüer übernommen, b'nler üen inrvviscben neu einZelrelenen Verbüllnissen 
bleibt unverändert ^ukZube der keiebswekr, nueb vie vor kür kiuke und Ordnung im Vuterlunds 
einrusteken - unter ^ussebuIlunZ jeZIicber Oolilib. IVir Kuben ru Zekoreken. Oie Lekekle des 
6en. lido. VI.^.X's sind kür die kieicbsvebrbriZude muÜZebend."

5 VZI. IVr. 13.
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Verlauf: Kapp-Putsch. 

Bei Ausbruch des Kapp-Putsches am 13. 3. war ich in Berlin dienstlich anwesend 
und hatte noch am Mittag des vorhergehenden Tages eine Rücksprache in Sachen 
der Generale von Friedeburg und de l'Orne de St. Ange beim Herrn Reichswehr
minister Noske. Da ich dem Putsch durchaus ablehnend und verurteilend 
gegenüberstand, ging ich nicht weiter zu den hiesigen Militärbehörden, sondern 
fuhr am 14. zu meiner Brigade, wo ich am 15. vormittags in meinem Quartier 
Lossen bei Brieg ankam. Dort wurden mir die Vorgänge in Breslau gemeldet, die 
eine Stellungnahme für die Regierung Kapp bedeuteten3• Ich sagte daraufhin 
meinem ersten Gehilfen, dem ersten Generalstabsoffizier, und dem ersten 
Adjutanten, daß ich die Führung der Brigade unter diesen Umständen nicht wieder 
übernehmen könne. Diese Offiziere machten mich aber auf die Folgen meiner 
Ablehnung für das Verhalten und den Zusammenhalt meiner Truppen, die an mir 
hängen und voll in meiner Hand sind, aufmerksam, gleichzeitig liefen Meldungen 
von blutigen Zusammenstößen von Militär und Zivil in Brieg ein. Ich übernahm 
daraufhin sofort das Kommando, um die 8. Brigade und den Teil Schlesiens, 
dessen Befehlshaber ich war, möglichst gefahrlos über die Episode Kapp 
hinwegzusteuern4• Ich fuhr sofort nach Brieg, bat alle Parteiführer zu mir und gab 
entsprechende Befehle an [die] Truppe und erließ Aufrufe an die Bevölkerung. 
Alsdann fuhr ich in alle größeren Städte meines Bezirks und sprach dort mit 
meinen Unterführern und den Parteivorständen5• Leitgedanke aller Befehle, 
Ansprachen usw. war: Die Dinge gehen ihrer baldigen Entscheidung in Berlin 
entgegen. Ich und meine Brigade kennen und treiben keine Parteipolitik, solange 
ich befehle. Wir sind lediglich Männer des militärischen Gehorsams und als solche 
nur für Ruhe und Ordnung verantwortlich, alle Parteien wollen uns hierin 
unterstützen und aus sich selbst heraus Ordnung halten, sodaß ich meine Truppen 
aus dem Straßenbild herausziehen könnte. Die Führer habe ich angewiesen, je 
nach Lage Erleichterungen des vom Generalkommando befohlenen verschärften 
Ausnahmezustandes, besonders des Versammlungsrechtes, vorzunehmen. 

Das Ergebnis war, daß Ruhe und Ordnung ohne weiteres Blutvergießen in meinem 
Bezirk gewahrt wurde, bis die alte Regierung wieder den Befehl übernahm. Hätte 
ich mich offiziell gegen das Generalkommando aufgelehnt, so wäre das Ergebnis 
ein Bürger- und Soldatenkrieg in Schlesien gewesen. Dieser war zwecklos, denn 
die Dinge steuerten von selbst dem Ende der Kappregierung entgegen, wie ich 
bereits bei meiner Anwesenheit in Berlin erkannte und Bekannten gegenüber als 
meine Ansicht äußerte. 

3 Die Befehlsstelle VI, die Nachfolgeorganisation des Generalkommandos des VI. Armeekorps, in 
Breslau war am 13. März von Anhängern der Berliner Putschregierung übernommen worden. 
laenicke S. 12. 

4 Im Tagesbefehl Nr. 52 der Reichswehr-Brigade 8, Ha Nr. 2573 vom 15. März 1920 (BA-MA. N 38/28 
Vervielf. Abschrift) erklärte Lequis: "Ich bin zurückgekehrt und habe den Befehl über die 
Reichswehrbrigade wieder übernommen. l' nt er den inzwischen neu eingetretenen Verhältnissen 
bleibt unverändert Aufgabe der Reichswehr, nach wie vor für Ruhe und Ordnung im Vaterlande 
einzustehen - unter Ausschaltung jeglicher Politik. Wir haben zu gehorchen. Die Befehle des 
Gen. Kdo. VI.A.K's sind für die Reichswehrbrigade maßgebend." 

5 Vgl. Nr. 13. 
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Fres/aner Vor§än§e.'
^um IVaebkolger 6es Oeneralleutnants Oraken Zcbmettow^ am 20. 3. ernannt, 
erbell icb sokort einen ^ukruk an 6ie Oevöllierung, einen llekebl an meine Gruppen 
un6 nabm unverrllglieb k'üblung mit 6en 8ebör6en, allen Oressevertretern un6 
Parteien auk. Okkiriells Einladungen des Vobrugsrates lebnte icb aber als die einer 
nicbt verkassungsmälligen kkörperscbakt scbriktlicb ab, ging aller kreiwillig an 
einem mir passenden lkage gelegentlicb einer TVnwesenbeit im Ol>erprä8i<lium am 
25.3. bin, 6a sicb sonst deine Oelegenbeit rur liücdspracbe berw. TVusspracbe mit 
den im Vollrugsausscbull vertretenen Karteien bot. Oie Erregung in Ilevölderung 
und Oresse war ungemein gro6 al8 besondere Oolge 6er liobeiten 6er Vreidorps. 
Ielt verstrebte aul alle V^eise, besonders durcb versöbnlicbe rVukdlärung, besänkti- 
gend ru wirken, 1ei6er wirdte mein in 6ie Oresse gelangter llekebl an 6ie l'ruppen^ 
in 6er lindsradidalen Oresse gegenteilig, weil ielt 6en von 6en Vruppen wäliren6 
des Xapp-Outscbes bewiesenen militäriseben Oeborssm anerdannte un6 in diesem 
Zinne kür 8ie voll einrutreten verspraeb. Ilei 6er grollen Orregung un6 Onsicberbeit 
in 6er Gruppe müllte 6ie8 ausgesprocben wer6en un6 entspracb M auclt voll 6en 
späteren klrlassen des Oeicbswebrministeriums. T^ucb müllte icli al8 neuer Nann 
runacbst 6a8 Vertrauen 6er Gruppe durcb Eintreten kür 8ie erwerben, 6amit icb 
6ann UM80 sicberer errieberiscb auk 8ie einwirden lconnte. Oie8 bracbte ieli sueü in 
meinem ersten Ilekelil dabingebend rum ^usdrucd, 6all ielt deinerlei Oarteipoblid 
6ul6en würde; natürlieli wür6en beute, 6ie über ibre Oeborsamspklicbt binaus 
Verdreckten U8W. begangen batten, einer Ilestrakung entgegenseben. Oiese p8^- 
cbologiscben Momente babe icli 8owol>l 6en Pressevertretern wie 6en Parteien 
auseinandergesetrt un6 kan6 aucli volles Verständnis kiierkür ebenso wie kür meine 
sonstigen Vuskübrungen aller Vrt. Oer Xampk in 6er radidalen Oresse ging alter 
weiter, kleiner ^nsicbt nacli leitete 6al>ei 6en Vollrugsrat un6 6ie radidalen 
Parteien 6ie Vbsicbt, 6ie kleicbswebr un6 ikire bübrer weiter ru disdreditieren un6 
Voldsbewakknung unter 6em republidaniseben Oübrerbund an ibre Ztelle ru 
setren. 8cbon am ersten Vage meines Antritts in Ilreslau sucbte man kvon^ mir 
unter ^ubilkenabme 6es Oder- un6 6es Oolireipräsidentenb 6ie Zustimmung rur 
llewakknung 6er Saldenburger Voldswsbr un6 llreslauer Voldsbataillone mit 
Tausenden von Oewebren ru erlangen un6 sclireclite vor 6en scdärksten Orodun- 
gen wie Oeneralstreili un6 Oewalt niedt rurüeli. Nit ^Vusgade von vierliun6ert kür 
Oinwoltnerwelirsn seit langem rustünüigen Oeweliren statt 6er gekollerten vier- 
tausen6 un6 mit 6er Ourcltküktrung 6es dereits vor meiner ^eit versproclienen 
.^ltmarsclies 6er Ztriegauer Oarnison errielle icli 6ie Widerlegung 6es Oeneral- 
streilrs in V^al6enlturg. ln Ilreslau konnte ielt 6ie ^dlelinung 6er llewakknung 6urcl> 
6ie Weisungen 6ss lleicdsweltrministeriums üder Verbot 6er IliI6ungen von 
/Vrbeiterbataillonen lmliräktigen.
Oerner wur6e in 6er Vruppe starlie Agitation 6urcli ^6enl repultlilianisclmn 
Vülirerltun6, 6urcli 6en kleicltsverl>an6 6er llerukssoI6aten un6 6ie Vollrugsaus- 
seltüsse aller Orts getrieben mit 6em 2wecl<e, es ru IVleutereien, bewakknetem 
Oinscbreiten usw. ru bringen, um dann selbst clas lickt in 6ie klan6 ru belcommen.
6 Vgl. Itü. 34 1.
7 8. Nr. 34.
8 Lrnst Rkilipp (8?O), Oberpräsicisirt cler Rrovinr Lciilesion, un8 Krie<iric:>i Voigt (8?O), Oulireipräsi- 

6ont von öreslau.
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Breslauer Vorgänge: 

Zum Nachfolger des Generalleutnants Grafen Schmettow6 am 20. 3. ernannt, 
erließ ich sofort einen Aufruf an die Bevölkerung, einen Befehl an meine Truppen 
und nahm unverzüglich Fühlung mit den Behörden, allen Pressevertretern und 
Parteien auf. Offizielle Einladungen des Vollzugsrates lehnte ich aber als die einer 
nicht verfassungsmäßigen Körperschaft schriftlich ab, ging aber freiwillig an 
einem mir passenden Tage gelegentlich einer Anwesenheit im Oberpräsidium am 
25.3. hin, da sich sonst keine Gelegenheit zur Rücksprache bezw. Aussprache mit 
den im Vollzugsausschuß vertretenen Parteien bot. Die Erregung in Bevölkerung 
und Presse war ungemein groß als besondere Folge der Roheiten der Freikorps. 
Ich versuchte auf alle Weise, besonders durch versöhnliche Aufklärung, besänfti
gend zu wirken, leider wirkte mein in die Presse gelangter Befehl an die Truppen7 

in der linksradikalen Presse gegenteilig, weil ich den von den Truppen während 
des Kapp-Putsches bewiesenen militärischen Gehorsam anerkannte und in diesem 
Sinne für sie voll einzutreten versprach. Bei der großen Erregung und Unsicherheit 
in der Truppe mußte dies ausgesprochen werden und entsprach ja auch voll den 
späteren Erlassen des Reichswehrministeriums. Auch mußte ich als neuer Mann 
zunächst das Vertrauen der Truppe durch Eintreten für sie erwerben, damit ich 
dann umso sicherer erzieherisch auf sie einwirken konnte. Dies brachte ich auch in 
meinem ersten Befehl dahingehend zum Ausdruck, daß ich keinerlei Parteipolitik 
dulden würde; natürlich würden Leute, die über ihre Gehorsamspflicht hinaus 
Verbrechen usw. begangen hätten, einer Bestrafung entgegensehen. Diese psy
chologischen Momente habe ich sowohl den Pressevertretern wie den Parteien 
auseinandergesetzt und fand auch volles Verständnis hierfür ebenso wie für meine 
sonstigen Ausführungen aller Art. Der Kampf in der radikalen Presse ging aber 
weiter. Meiner Ansicht nach leitete dabei den Vollzugsrat und die radikalen 
Parteien die Absicht, die Reichswehr und ihre Führer weiter zu diskreditieren und 
Volksbewaffnung unter dem republikanischen Führerbund an ihre Stelle zu 
setzen. Schon am ersten Tage meines Antritts in Breslau suchte man [von] mir 
unter Zuhilfenahme des Ober- und des Polizeipräsidenten8 die Zustimmung zur 
Bewaffnung der Waldenburger Volkswehr und Breslauer Volksbataillone mit 
Tausenden von Gewehren zu erlangen und schreckte vor den schärfsten Drohun
gen wie Generalstreik und Gewalt nicht zurück. Mit Ausgabe VOll vierhundert für 
Einwohnerwehren seit langem zuständigen Gewehren statt der geforderten vier
tausend und mit der Durchführung des bereits vor meiner Zeit versprochenen 
Abmarsches der Striegauer Garnison erzielte ich die Niederlegung des General
streiks in Waldenburg. In Breslau konnte ich die Ablehnung der Bewaffnung durch 
die Weisungen des Reichswehrministeriums über Verbot der Bildungen von 
Arbeiterbataillonen bekräftigen. 

Ferner wurde in der Truppe starke Agitation durch [den] republikanischen 
Führerbund, durch den Reichsverband der Berufssoldaten und die Vollzugsaus
schüsse aller Orts getrieben mit dem Zwecke, es zu Meutereien, bewaffnetem 
Einschreiten usw. zu bringen, um dann selbst das Heft in die Hand zu bekommen. 

6 Vgl. 1\r. 34 Anm. l. 

7 S. Nr. 34. 

8 Ernst Philipp (SPD), Oberpräsident der Provinz Schlesien, und Friedrich Voigt (SPD), Polizeipräsi
dent von Breslau. 
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Oer orste Ztroiob in ciieser 8eriebung var 6ie Meuterei in 6er Olkor-Xaserne in 
Oreslau, 6er 6urcb mein persönliobes ^uktrelen in 6er Xnserne 6a6urcb verbin6ert 
vur6e, 6ab 6ns bataibon 6urcb meine l^nspracbe rur Oinsiobt Icam. Lein scbon vor 
meinem Ointrekken boabsicbtigter ^.bmarsob vur6e 6ann 6urob eine Volbsmonge 
verbin6ert, so6ak iob auk Vorscblag 6er beim Oenerabcommanüo übernommenen 
un6 sonst 8tet8 kür bovakknetes Oingreiken Zerreißten Oernter 6en Oekebl rum 
I^iobtabmarseb gab, anüerenkalls väre 6er V^iobereinmarseb 6er Oreiborps, 
sobveres 81utvergie6en, Oeneralstreib usv. niebt ru vermei6en ^gevesen^. Oas 
batte ve6er im Interesse 6er Oesamtlage noeb in 6em Leblesiens gelegen. Oas 
8ataillon selbst marscbierte nm naebsten Vage truppweise naeb seinem Oegiment 
ab, biermit var auk unblutige V^eise 6ie Oisripbn gevabrt un6 Vollrugsrat, 8.8.8? 
un6 8.O.8?o mit ibren ^bsiebten bereingekallen, vas 6eren Mibbebagen gegen 
mieb allerbings sebr 8teigerte.

6/atrer VorH-anAS.-
In gleieber ^Veise erging e8 mit 6em Olatrer ^ukstan6". Oie Oarnison (rvei 
8ataiI1one) batte ansobeinenü im Pinverstan6nis mit 6em 8reslauer Vollrugsrat 
un6 in Verbin6ung mit streilcen6en Arbeitern gemeutert, leinens Vollrugsrat 
gebi16et un6 sieb in 6en Oesitr 6er Oestung un6 ibrer groben Bakken- un6 
Munitionsbestande gesetrt. Ourcb lelegramme un6 vom plugreug gevorkene 
plugblätter^^ vurde runaebst 6ie in Olatr bebauptete un6 verbreitete /Vnsiebt, dab 
6ie Verballung 6er Okkiriere, 8i16ung eines VoIIrugsrats usv. auk 8ekeb1 6es 
Oberpräsidenten erkolgt sei, viderlegt un6 Permin rur V^iederberstellung 6er 
gesetrlicben Zustande gesetrt. Palls 6ieser niebt eingebaben vürde, sollten 6ie 
Oataillone als Meuterer naeb Oesetr beban6elt werden usv.
Inrviseben erscbienen beim Oeneralicommando Vertreter aller 8ebör6en, vom 
Oberpräsidenten berab bis ru 6en Oandräten, sovie 6er Arbeiter usv. 6er 
Saldenburger- un6 OIatrergeg6n6 un6 erklärten, dab eine gevaltsame Onterdrülc- 
bung 6es im guten Olauben un6 aus 6er Entrüstung über 6en Xapp-Putseb beraus 
erkolgten Vukstandes rur 8iI6ung einer roten ^rmee mit Oilke 6er pestungsbe- 
stande un6 rum allgemeinen Oeneralstreilc kübren ver6e. Runäebst lebnte ieb 6en 
Vertretern 6er 8ebör6en gegenüber 6as Vnsinnen kriedliober Vereinbarung ab. 
Oiese stieb aber auk 6erartige Proteste un6 gute Oegengrün6e, 6ab 6er Vorseblag 
ru 6en berücbtigten V6r6inbLrungen^^ sogar von 6en sonst stets ru 6en energiseb- 
sten Mabnabmen raten6en alten Oebilken 6es Oeneralbommandos ausging. Oiese 
Vereinbarungen varen als prgänrung ru meinem Plugblatt gedaobt, insokern 6er

9 8epuklikaniscker Oükrerbund. Vgl. 8and II !Vr. 64 -4nm. I.
10 8eickswirtsckaktsverkand deutscker 8erukssoldaten.
II Vgl. kierru den 8eriekt 6er Volkswackt lür Zcklesien und ?osen vom 27. Mrr 1920 in 

^rckivaliscke k'orsckunZen VII klr. 278.
12 Os8 ?IußblLlt I.equis' sn die ,,8e^olrner und Zoldsten der Oruksckukt" drokle den Lolduten die 

LeliundlunZ als ^leulerer, LperrunZ der I.öIinunZ, kintlsssunZ und Lnlruz des AvilversorZunZs- 
setieins NN, wenn sie nickt Kis rum 27. ^Isrr, 12 klkr, ,,ru geordneten Verknltnisssn" rurückgekekrt 
seien. 8^-^l^. 38/28. Oruckstück.

13 Oer Wortlaut dieser unter Leteikgung des kegierungsprnsidenten Iuenicke, des Oolireiprüsidenten 
Voigt und des Onndrsts Or. ?IggeI rustnndegelcommenen Vereinbnrungen vom 27. ^Isrr in dem in 
^.nm. II genannten pressekerickt. eine masck. Ourcksckrikt in I^I 38/28. 
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Der erste Streich in dieser Beziehung war die Meuterei in der Elfer-Kaserne in 
Breslau, der durch mein persönliches Auftreten in der Kaserne dadurch verhindert 
wurde, daß das Bataillon durch meine Ansprache zur Einsicht kam. Sein schon vor 
meinem Eintreffen beabsichtigter Abmarsch wurde dann durch eine Volksmenge 
verhindert, sodaß ich auf Vorschlag der beim Generalkommando übernommenen 
und sonst stets für bewaffnetes Eingreifen geneigten Berater den Befehl zum 
Nichtabmarsch gab, anderenfalls wäre der Wiedereinmarsch der Freikorps, 
schweres Blutvergießen, Generalstreik usw. nicht zu vermeiden [gewesen]. Das 
hätte weder im Interesse der Gesamtlage noch in dem Schlesiens gelegen. Das 
Bataillon selbst marschierte am nächsten Tage truppweise nach seinem Regiment 
ab, hiermit war auf unblutige Weise die Disziplin gewahrt und Vollzugsrat, R.F.B. 9 

und R.D.B. lO mit ihren Absichten hereingefallen, was deren Mißbehagen gegen 
mich allerdings sehr steigerte. 

Glatzer Vorgänge: 

In gleicher Weise erging es mit dem Glatzer Aufstand 11. Die Garnison (zwei 
Bataillone) hatte anscheinend im Einverständnis mit dem Breslauer Vollzugs rat 
und in Verbindung mit streikenden Arbeitern gemeutert, [einen] Vollzugsrat 
gebildet und sich in den Besitz der Festung und ihrer großen Waffen- und 
Munitionsbestände gesetzt. Durch Telegramme und vom Flugzeug geworfene 
Flugblätterl2 wurde zunächst die in Glatz behauptete und verbreitete Ansicht, daß 
die Verhaftung der Offiziere, Bildung eines Vollzugs rats usw. auf Befehl des 
Oberpräsidenten erfolgt sei, widerlegt und Termin zur Wiederherstellung der 
gesetzlichen Zustände gesetzt. Falls dieser nicht eingehalten würde, sollten die 
Bataillone als Meuterer nach Gesetz behandelt werden usw. 

Inzwischen erschienen beim Generalkommando Vertreter aller Behörden, vom 
Oberpräsidenten herab bis zu den Landräten, sowie der Arbeiter usw. der 
Waldenburger- und Glatzergegend und erklärten, daß eine gewaltsame Unterdrük
kung des im guten Glauben und aus der Entrüstung über den Kapp-Putsch heraus 
erfolgten Aufstandes zur Bildung einer roten Armee mit Hilfe der Festungsbe
stände und zum allgemeinen Generalstreik führen werde. Zunächst lehnte ich den 
Vertretern der Behörden gegenüber das Ansinnen friedlicher Vereinbarung ab. 
Diese stieß aber auf derartige Proteste und gute Gegengründe, daß der Vorschlag 
zu den berüchtigten Vereinbarungenl3 sogar von den sonst stets zu den energisch
sten Maßnahmen ratenden alten Gehilfen des Generalkommandos ausging. Diese 
Vereinbarungen waren als Ergänzung zu meinem Flugblatt gedacht, insofern der 

9 Republikanischer Führerbund. VgI. Band II Nr. IH Anm. l. 

10 Reichswirtschaftsverband deutscher Berufssoldaten. 

11 Vgl. hierzu den Bericht der Volkswacht für Schlesien und Posen vom 27. März 1920 in 
Archivalische Forschungen VII Nr. 278. 

12 Das Flugblatt Lequis' an die "Bewohner und Soldaten der Grafschaft" drohte den Soldaten die 
Behandlung als Meuterer, Sperrung der Löhnung, Entlassung und Entzug des Zivil versorgungs
scheins an, wenn sie nicht bis zum 27. März, 12 Uhr, .,zu geordneten Verhältnissen" zurückgekehrt 
seien. BA-MA. N 38/28. Druckstück. 

13 Der Wortlaut dieser unter Beteiligung des Regierungspräsidenten Jaenicke, des Polizeipräsidenten 
Voigt und des Landrats Dr. Nagel zustandegekommenen Vereinbarungen vom 27. März in dem in 
Anm. 11 genannten Pressebericht. eine masch. Durchschrift in BA-MA. N 38/28. 
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gcsctrmälligc rustanä ruuäckst äaäurck wicäcrkcrgcstekt würäe, 626 vorerst nur 
ärei Okkiriere, äic clas Vertrauen 6er Nannsckaktcn genossen, äie Oükrung unä 
Bainit clie Lcstung wieäer ükernakmen. Hiermit Katte ick meine Oanä, wenn auck 
runäckst nur mit ärei Oingern, wieder in Olat^. Oas weitere kanä sick äann unä Kat 
sick auck gekunäen, inäem ick am Zweiten rage äarauk mit rwei Zuverlässigen 
Oataikonen uncl einer Oatterie voll wiecler klerr cler Oestung war unä clie 
Vrkeitersckakt sick kerukigt Katte, 6a alles okne (Gewalt vor sick Zing. IVur äie vom 
Oataillonskükrer vorgenommenen vorläufigen Verkaltungen cler Lääelskükrer cler 
lVleuterei kükrten neue Aufregungen kerkei uncl riefen äen neuen Leickskommis- 
83r^^ auk clen Olan, cler auf Orunä seiner unglauklick weitgekenäen Vollmackten 
clie Lntkaktung anorclnete, worauf wiecler Luke eintrat. 8elkstverstänälick gekt 
clas gericktlicke Verkakren gegen clie kääelskükrer seinen 6ang weiter uncl wircl 
auck äeren gericktkcke Verkaktung keine 8ckwierigkeit6n mekr macken, nack- 
clem clas unzuverlässige Lataikon aktransportiert ist. 8elkstverstLnäIick sincl clie 
ganzen Oinge nickt so einkack verlaufen, wie sie kier in grollen unä Kurren tilgen 
gesckiläert sinä. Oas Lnäergeknis aber ist, äall äie Oiläung einer roten ^rmee mit 
Lickerkeit unä okne Olutvergiellen vermieäen ist unä äall äer Oreslauer Vollrugs- 
rat unä sein Spiritus rector Or. Xökisek äakei äas 8piel wieäer verloren Kat.
Oeiäer mull ick kierkei keststeken^^, äall mir äie Ourckkükrungen meiner Vksick- 
ten sekr äurck offene Oerngespräcke oäer Oernsprücke okkiriek unä unoffiriell 
ersckwert wuräen. Oie Tarnungen vor ru groller IVackgiekigkeit gegenüker 
raäikalen Ooräerungen, verkappter von mir gsnekmigter Oklirierwakl unä äergl. 
vermekrten offenen unä versteckten Miäerspruck gegen meine ^rt äer Lrleäi- 
gung, äie ick wäkrenä äer klanälung selkst äen 8täken unä Iruppen nickt offen 
äarlegen konnte. Oas Onäergeknis aker mit äen in Ilekekl unä Oresse gegekenen 
Aufklärungen, Oeloken äer einwanäfreien Olkiriere, Compagnien usw. gak äer 
Iruppe ikr Vertrauen wieäer unä reigte ikr, wie ick mit meiner cVrt äer 
Lekanälung äer Oinge rweckmällig verkakren war.
Oie mick kemmenäen okkenen Xritiken seitens äer vorgesetrten 6eköräen^'' unä 
äer äaraus ru sckliellenäe lVIangel an Vertrauen ru mir Kellen mick äie Ilitte 
aussprecken, einen Xommanäowecksel in Erwägung ru nekmen. 8tatt liessen 
ersckien am 31. krük ein neuer Lkek äes Oeneralstakes mit äer Litte äes Oenerals

14 Oer ^.rrt Or. 8ritr Koebiscb (OOO) >var am 27. ^lärr vom 8eic!l8pra8i6enten rum 8eicb8bommi88ar 
für Lreslsu un6 den unbesetrten ^eil 3eble8ien8 ernannt vkorclen und batte 6en Auftrag, ,,6ie in 
8olge cler Llaatsstreiekbe^egung ge8ebakfene Oage ru prüfen uncl auf clie Ourcbfübrung geor6neter 
verkassungsmallißer Verbäbni88e binru^virben". 8r ^var ermäebtigt, über clie Raft verüäcbtiger 
8eieb5^vebrangebörjger ru ent8cbei6en uncl ibre ^mt^entbebung uncl 6i8rip1inLri8ebe Verfolgung ru 
beantragen. ^1a8eb. Ourcb8cbrift 6er Vollmaebt 8-^. 8 43 1/2705.

15 Oetilgt folgt: ,,>vie ieb in meiner Oegebwerüesebrikt f68rg68tellt babe".
16 Oag 8eicb8vvebr-6ruppenbomman6o 1 ta6elte 6a8 Vorgeben bequi8' 6urcb 6a8 4'elegramm 

I^ir. 16591 vom 27. Uärr (8^-^I/V. 38/28. ^Ia8cb.^b8cbrift): ,,Rierber gemelclete Vereinbarung
über Beurlaubung 83mtbcber Oftiriere 6er Oataillone in Olatr un6 6ie 8e8etrung 6er Bataillone 
6ureb einen Offirier, mit clem 6ie l'ruppe 8icb gewi88erma8en einverstan6en ru erblaren bat, 
ent8preeben, 80^veit e8 8ieb bier über8eben 1ä8t, nicbt 6en vom 8eicb8vvebrmim8ter gegebenen 
XVei^ungen. Oie böbere Iruppenfübrung lauft bei allru groller l^aebgiebigbeit gegenüber ra6iba!en 
8or6erungen Oetabr, 6a8 Vertrauen 6er l'ruppenoffiriere un6 6er Gruppe ru verlieren. Icb bitte ru 
erwägen, ob cliesem Oesicbt8punlct nicbt 6ureb Rerau8verlegen cler Gruppe mit ibren Offirieren au8 
6er Oarni8on keebnung getragen ^verclen bann." 
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gesetzmäßige Zustand zunächst dadurch wiederhergestellt würde, daß vorerst nur 
drei Offiziere, die das Vertrauen der Mannschaften genossen, die Führung und 
damit die Festung wieder übernahmen. Hiermit hatte ich meine Hand, wenn auch 
zunächst nur mit drei Fingern, wieder in Glatz. Das weitere fand sich dann und hat 
sich auch gefunden, indem ich am zweiten Tage darauf mit zwei zuverlässigen 
Bataillonen und einer Batterie voll wieder Herr der Festung war und die 
Arbeiterschaft sich beruhigt hatte, da alles ohne Gewalt vor sich ging. Nur die vom 
Bataillonsführer vorgenommenen vorläufigen Verhaftungen der Rädelsführer der 
Meuterei führten neue Aufregungen herbei und ricfen den neuen Reichskommis
sar14 auf den Plan, der auf Grund seiner unglaublich weitgehenden Vollmachten 
die Enthaftung anordnete, worauf wieder Ruhe eintrat. Selbstverständlich geht 
das gerichtliche Verfahren gegen die Rädelsführer seinen Gang weiter und wird 
auch deren gerichtliche Verhaftung keine Schwierigkeiten mehr machen, nach
dem das unzuverlässige Bataillon abtransportiert ist. Selbstverständlich sind die 
ganzen Dinge nicht so einfach verlaufen, wie sie hier in großen und kurzen Zügen 
geschildert sind. Das Endergebnis aber ist, daß die Bildung einer roten Armee mit 
Sicherheit und ohne Blutvergießen vermieden ist und daß der Breslauer Vollzugs
rat und sein spiritus rector Dr. Köbisch dabei das Spiel wieder verloren hat. 

Leider muß ich hierbei feststellenIS, daß mir die Durchführungen meiner Absich
ten sehr durch offene Ferngespräche oder Fernsprüche offiziell und unoffiziell 
erschwert wurden. Die Warnungen vor zu großer Nachgiebigkeit gegenüber 
radikalen Forderungen, verkappter von mir genehmigter Offizierwahl und dergl. 
vermehrten offenen und versteckten Widerspruch gegen meine Art der Erledi
gung, die ich während der Handlung selbst den Stäben und Truppen nicht offen 
darlegen konnte. Das Endergebnis aber mit den in Befehl und Presse gegebenen 
Aufklärungen, Beloben der einwandfreien Offiziere, Kompagnien usw. gab der 
Truppe ihr Vertrauen wieder und zeigte ihr, wie ich mit meiner Art der 
Behandlung der Dinge zweckmäßig verfahren war. 

Die mich hemmenden offenen Kritiken seitens der vorgesetzten Behörden16 und 
der daraus zu schließende Mangel an Vertrauen zu mir ließen mich die Bitte 
aussprechen, einen Kommandowechsel in Erwägung zu nehmen. Statt dessen 
erschien am 31. früh ein neuer Chef des Generalstabes mit der Bitte des Generals 

14 Der Arzt Dr. Fritz Koebisch (DDP) war am 27. März vom Heichspräsidenten zum Heichskommissar 
für Breslau und den unbesetzten Teil Schlesiens ernannt worden und hatte den Auftrag, "die in 
Folge der Staatsstreichbewegung geschaffene Lage zu prüfen und auf die Durchführung geordneter 
verfassungsmäßiger Verhältnisse hinzuwirken". Er war ermächtigt, über die Haft verdächtiger 
Reichswehrangehöriger zu entscheiden und ihre Amtsenthebung und disziplinarisehe Verfolgung zu 
beantragen. Masch. Durchschrift der Vollmacht BA. R 43 I/2705. 

15 Getilgt folgt: "wie ich in meiner Beschwerdeschrift festgestellt habe". 

16 Das Heichswehr-Gruppenkommando 1 tadelte das Vorgehen Lequis' durch das Telegramm 
Nr. 16591 vom 27. März (BA-MA. N 38/28. Masch.Abschrift): "Hierher gemeldete Vereinbarung 
über Beurlaubung sämtlicher Offiziere der Bataillone in Glatz lind die Besetzung der Bataillone 
durch einen Offizier, mit dem die Truppe sich gewissermaßen einverstanden zu erklären hat, 
entsprechen, soweit es sich hier übersehen läßt, nicht den vom Heichswehrminister gegebenen 
Weisungen. Die höhere Truppenführung läuft bei allzu großer Nachgiebigkeit gegenüber radikalen 
Forderungen Gefahr, das Vertrauen der Truppenoffiziere und der Truppe zu verlieren. Ich bitte zu 
erwägen, ob diesem Gesichtspunkt nicht durch Herausverlegen der Truppe mit ihren Offizieren aus 
der Garnison Rechnung getragen werden kann." 
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von 8eeekl, 626 icli meine 8teUe clock veiler innekslten möekle. ^m I^LekmiltLge 
aker var ick kereits clurck Herrn Dr. Xökisok keseitiAl.
^Vie clieser scknelle Linnesvecksel meiner vorZeselrten Lekörclen gick erklärt, ist 
kür miek selrver keAreikliolr. Vielleickt UeZt eine Xomkinstion vor. Das keieks- 
vekrministerium vor 6er ^nsiekt, 626 icli r2<lilc2len k'orüerunAcn ru Iciclit 
nueliZebe, 2n<lerer8eits bekürclitete uncl 82k cler 2lte Vorsitrencle cle8 unvcrk2s- 
sunZsmLlZiZen VolIruZ8r2te8^^ unü neue keicliskommissur, 626 icli clie ^ustäncle in 
8clilesien oline seine MtvirkunZ löste uncl rvur in einer ^Veise, 6ie mit 6er 
olle liiclitunZen 6er LevölkerunZ beruliiAc.

17 Vorsitzender cles am 13. Närz in 8reslau von äen Parteien gebildeten pllnkzekneraussckusses war 
Dr. med. Kandsberg (8PD).

53.

Lrlsk «les ksielispräsi^snten Lkert üder 6ie LinselirkinkunK 6er 6en 
su1!eror66ntlielien Ilerelislronrinlssuren erteilten Vollrnneltten.

1. äpril 1920. kerlin. - Sä. s 43 1/2705. Nasck. äksckrikt.

^.Ile 2n uuüerorüentliclre keicliskommissure ZeZekenen Vollm2clil6^ veräen 
cluliin eingeseliränkt, 62s Lingrikke in clie mr'/rtärrse/ren LekelrlsveriiLltnisse von 
jetrt 2b ru unterkleiken Küken.

1 black dem „Verzeicknis äer aus änlaü äer neuesten länruken bestellten lleickskommissare" vorn 
31. Närz 1920 (8ä. 8 43 1/2705. Nasck. 8einsckrikt) waren ernannt: I)r. Paulssen kür äie 
tküringiscken Oebiete, Krüger kür OreiHiää unä Hingebung, 8eillkaus unä Käppler kür Krkurt, 
Dr. Köster kür 8ckIeswiß-HoIstein, Vesper kür Vilkelmskaven, Käppler kür Ootka, Dr. Koebiscb kür 
Dreslau unä äas unbesetzte 8cklesien, 3orowski kür Ostpreuüen (Vollmackt kür äen letztgenannten 
bei Klatt 8. 271). Darüber binaus war äer Oberpräsiäent äer Provinz Zacksen, Sörsing, ain 
15. Närz zum peickskommissar kür äie Provinz 8aebsen ernannt woräen; ibin waren alle 8eicks- 
unä Ztaatsbeköräen unterstellt unä ,,bis auk weiteres" auck äer lnllitäriscke Oberbekebl übertragen 
woräen (8ä. 8 43 1/2705. Insert in 8ckreiden äes Staatssekretärs in äer 8eickskanzlei 8K. 3235 vorn 
5. äpril 1921 an äen 8eicksminister äes Innern. Nasck. äbsckrikl). 8eicks- unä Dtaatskommissar 
8evering Katte am 30. Narr 1920 eine Erweiterung seiner Vollmacklen erkakren, insokern 
„Kntsckeiäungen über militäriscke Operationen in äem Oebiele, kür äas er bestellt ist, im 
Kinvernekmen mit ikm erkolgen" sollten (Sä. 8 43 1/2705. Nasck. äbsckrikt). Die Vollmackten äer 
aus änlall äer Kapp-KUttwitz-^irren ernannten bzw. mit erweiterten Kompetenzen ausgestatteten 
8eickskommissare waren keineswegs einkeitllck. Dorowski (vgl. seinen Seckensekaktsberiekt 
blr. 10b), Koebiscb, Köster unä 8evering Katten äie Vollmackt, über Hakt unä Freilassung 
verääcktiger keickswekrangeköriger zu bekinäen, ikre äisziplinariscke Verkolgung unä ämtsentke- 
bung zu beantragen. Dr. Paulssen war äurck körmlieke Veroränung äes keicksprasiäenten auk 
Orunä äes ärt. 48,2 vom 22. Närz 1920 ermäcktigt woräen, „alle erkoräerlicken, nickt äen 
militäriscken Kommsnäostellen zukallenäen Naünakmen zur Meäerkerstellung äer ökkentlicksn 
8ickerkeit unä Oränung zu trekken, besonäers äie kierzu erkoräerlicken Veroränungen mit 
Oesetzeskrakt zu erlassen unä äie Zekoräen mit XVeisung zu verseken" sowie äas Personal äer 
Kanäesregierungen unä -beköräen auszuweckseln (8ä. 8 43 1/2705. Nasck. äbsckrikt). peillkaus, 
Käppler unä Krüger waren äemgegenüber nur „beauklragt unä bevollmäcktigt", in äem iknen 
zugewiesenen Oebiet „alle notwendigen Krkunäigungen einzuzieken unä äukklärungen zu geben, 
namentlick auck auk Beseitigung von Nillverslanänissen kinzuwirken" (8ä. 8 43 1/2705. Nasck. 
äuskertigung bzw. äbsckrikt).
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von Seeckt, daß ich meine Stelle doch weiter innehalten möchte. Am Nachmittage 
aber war ich bereits durch Herrn Dr. Köbisch beseitigt. 

Wie dieser schnelle Sinneswechsel meiner vorgesetzten Behörden sich erklärt, ist 
für mich schwer begreiflich. Vielleicht liegt eine' Kombination vor. Das Reichs
wehrministerium war der Ansicht, daß ich radikalen Forderungen zu leicht 
nachgebe, andererseits befürchtete und sah der alte Vorsitzende des unverfas
sungsmäßigen Vollzugsrates l7 und neue Reichskommissar, daß ich die Zustände in 
Schlesien ohne seine Mitwirkung löste und zwar in einer Weise, die mit der Zeit 
alle Richtungen der Bevölkerung beruhigte. 

17 Vorsitzender des am 13 . .:vlärz in Breslau von den Parteien gebildeten Fünfzehnerausschusses war 
Dr. med. Landsberg (SPD). 

53. 

Erlaß des Reichspräsidenten Ebert über die Einschränkung der den 
außerordentlichen Reichskommissaren erteilten Vollmachten. 

1. April 1920. Berlin. - BA. R 43 1/2705. l\lasch. Abschrift. 

Alle an außerordentliche Reichskommissare gegebenen Vollmachten I werden 
dahin eingeschränkt, das Eingriffe in die militärischen Befehlsverhältnisse von 
jetzt ab zu unterbleiben haben. 
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Nach dem "Verzeichnis der aus Anlaß der neuesten Unruhen bestellten Reichskommissare" vom 
31. März 1920 (BA. R 43 I/2705. Masch. Reinschrift) waren ernannt: Dr. Paulssen für die 
thüringischen Gebiete, Krüger für Greifswald und Umgebung, Reißhaus und Käppler für Erfurt, 
Dr. Köster für Schleswig-Holstein, Vesper für Wilhelmshaven, Käppler für Gotha, Dr. Koebisch für 
Breslau und das unbesetzte Schlesien, Borowski für Ostpreußen (Vollmacht für den letztgenannten 
bei Klatt S. 271). Darüber hinaus war der Oberpräsident der Provinz Sachsen, Hörsing, am 
15. März zum Reichskommissar für die Provinz Sachsen ernannt worden; ihm waren alle Reichs
und Staatsbehörden unterstellt und "bis auf weiteres" auch der militärische Oberbefehl übertragen 
worden (BA. R 43 1/2705. Insert in Schreiben des Staatssekretärs in der Reichskanzlei Rk. 3235 vom 
5. April 1921 an den Reichsminister des Innern. :\Iasch. Abschrift). Reichs- und Staatskommissar 
Severing hatte am 30. März 1920 eine Erweiterung seiner Vollmachten erfahren, insofern 
"Entscheidungen über militärische Operationen in dem Gebiete, für das er bestellt ist, im 
Einvernehmen mit ihm erfolgen" sollten (BA. R 43 1/2705. Masch. Abschrift). Die Vollmachten der 
aus Anlaß der Kapp-Lüttwitz-Wirren ernannten bzw. mit erweiterten Kompetenzen ausgestatteten 
Reichskommissare waren keineswegs einheitlich. Borowski (vgl. seinen Rechenschaftsbericht 
Nr. 106), Koebisch, Köster und Severing hatten die Vollmacht, über Haft und Freilassung 
verdächtiger Reichswehrangehöriger zu befinden, ihre disziplinarische Verfolgung und Amtsenthe
bung zu beantragen. Dr. Paulssen war durch förmliche Verordnung des Reichspräsidenten auf 
Grund des Art. 48,2 vom 22. März 1920 ermächtigt worden, "alle erforderlichen, nicht den 
militärischen KommandosteIlen zufallenden Maßnahmen zur Wiederherstellung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung zu treffen, besonders die hierzu erforderlichen Verordnungen mit 
Gesetzeskraft zu erlassen und die Behörden mit Weisung zu versehen" sowie das Personal der 
Landesregierungen und -behörden auszuwechseln (BA. R 43 1/2705. Masch. Abschrift). Reißhaus, 
Käppler und Krüger waren demgegenüber nur "beauftragt und bevollmächtigt", in dem ihnen 
zugewiesenen Gebiet "alle notwendigen Erkundigungen einzuziehen und Aufklärungen zu geben, 
namentlich auch auf Beseitigung von Mißverständnissen hinzuwirken" (BA. R 43 I/2705. Masch. 
Ausfertigung bzw. Abschrift). 



Krise un<I kieorKsnisstion 1.4.1920 54.

Ikbenso dürten die gesetrlieben keebte cler auk Orund meiner Verordnung vom 
13. lanuar 1920^ eingesetrten Inhaber 6er vollriebenden Oewalt und 6er ibnen 
beigegebenen kegierungslcommissare nieiit dureb die aukerordentlieben keiebs- 
bommissare beeinträebtigt werden.
Kei dieser Oelegenbeit weise ieb besonders daraut Irin, dall den kandesregierun- 
Zen den keicbswebrtruppen gegenüber eine Xommandogewalt vertassungsgemsk 
niebt rustebt. kemgemab sind aueb keicbswebrangebörige, die dureb kandesre- 
gierungen vorläufig kestgenommen sind, nunmekr den Zuständigen Oeriebten 
Zurulübren^.

Ker keiebswebrminister. Ker keiebspräsident.
ßer. vr. Oebler. Zer. kbert.

2 KODI. 8. 207. 8ckultbeü 1920 I 8. 8k. Vgl. auck Danä II IVr. 155.
3 Oiesei- Lrlsk wurcle vom Iruppenamt mit IVr. L.I^O.I. I.^4.3. vom 1. ^pril 1920 tier keickskanrlsi 

„rur Dckanntgabe sn ciie ksncicarcgierungen uncl auIZsroräcntiicken keickskommiasare" rugestellt 
(D/4. D 43 1/2705. VIasck. ^uskcrtigung). Der rustänciige Desrdeiter in cler Heickskanrlei, 6ek. 
Degierungsrat Dr. ^rnolcl Dreckt, vermerkte claru ksl.: „Die anliegencie Verlügung ist okne 
Nitvirkung Oes Deickskanrlers rustanclegekommen. Der lext ist rein militärisck abgekaüt uncl 
würcle im Kalle einer Verökkentiickung sicker unliebsames ^utseken erregen, kür 8evering ist cier 
Inkalt vollstänllig unmöglick. Im übrigen ist er insoweit unricktig oiler unklar, als in äen 
Volimackten auscirücklick clem keickskommissar clie vorläukige kntsckeiclung über Daktentlassun- 
gen usw. ausllrücklick übertragen ist. 8oII cliese Dekugnis llaclurck aukgegeken Kerrien?" - Die 
erweiterte Vollmsekt 8everings wurcie clurcb llringenlles Deickscliensttelegramm cler keicksregie- 
rung DK 3560 vom 2. ^pril 1920 sukreckterkallen (lkV k 43 1/2705. lüasck. Xonrepl). Dreckt 
vermerkte ciarum am 10. rkprili „IVsckllem inrwiscken 8everings Vollmackt auscirücklick bestätigt 
ist unci verscbiecikns anclere Ivommisssre ikre Tätigkeit abgescklossen baben ocler müncikck 
instruiert sinlli ciies

54.

^SKeskekekI «ler Oruppe Hass sur „Koten Grinse" im knIrrAekiet.

1. ^pril 1920. 8oest. Kberscbrikt: ^sgesbekebl IVr. 5. - 11/4. IVI, kipp. Paket 9/Itub rope ra
tion. Vervielk. -kbscbrikt.

I. kie blaebriobten aus dem kubrberirb ergeben ein immer deutliekeres Lild von 
dem dort berrsebenden lerror und der iVrt des OeAners, der uns ZeAenüberstebt. 
T^nkLNAS moebte auk der OeZenseite maneber ebrbeber kampier sein, der irre 
geleitet war dureb VerbetrunZ und kü^e, nls ob es MMN die keuktion oder ZeZen 
Xnpptruppen ru bämpken Zelte. Kas ist Mrt vorbei, kie Heister baben sieb 
Zescbieden. kie gesamte besonnene ^rbeitersebakt bat sieb von den ^ulrübrern 
und Verbreebern getrennt, kie ganre ordnungsliebende kevöllcerung sebnt unsern 
Kinmarseb berbei, erbittert über die unerbörten Oewalttätigbeiten, die sie bat 
erleiden müssen, voller kurebt vor neuen Viederbolungen.
kenn was stebt uns gegenüber? Kas sind niebt die „deutseben krüder", von denen 
mancber ketrer redet, der sieb selbst woblweislicb im Hintergrund bait, kns 
gegenüber stebt der ungeordnete klaute iener Elemente, die niebt bodenständig 
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Ebenso dürfen die gesetzlichen Rechte der auf Grund meiner Verordnung vom 
13. Januar 19202 eingesetzten Inhaber der vollziehenden Gewalt und der ihnen 
beigegebenen Regierungskommissare nicht durch die außerordentlichen Reichs
kommissare beeinträchtigt werden. 

Bei dieser Gelegenheit weise ich besonders darauf hin, daß den Landesregierun
gen den Reichswehrtruppen gegenüber eine Kommandogewalt verfassungsgemäß 
nicht zusteht. Demgemäß sind auch Reichswehrangehörige, die durch Landesre
gierungen vorläufig festgenommen sind, nunmehr den zuständigen Gerichten 
zuzuführen3• 

Der Reichswehrminister. 
gez. Dr. Geßler. 

Der Reichspräsident. 
gez. Ebert. 

2 RGBI. S. 207. Schultheß 1920 I S. Sf. Vgl. auch Band 11 Nr. 155. 

3 Dieser Erlaß wurde vom Truppenamt mit Nr. 8.4.20. T.l.A.3. vom 1. April 1920 der Reichskanzlei 
"zur Bekanntgabe an die Landesregierungen und außerordentlichen Reichskommissare" zugestellt 
(BA. R 43 I/2705. Masch. Ausfertigung). Der zuständige Bearbeiter in der Reichskanzlei, Geh. 
Regierungsrat Dr. Arnold Brecht, vermerkte dazu hsl.: "Die anliegende Verfügung ist ohne 
Mitwirkung des Reichskanzlers zustandegekommen. Der Text ist rein militärisch abgefaßt und 
würde im Falle einer Veröffentlichung sicher unliebsames Aufsehen erregen. Für Severing ist der 
Inhalt vollständig unmöglich. Im übrigen ist er insoweit unrichtig oder unklar, als in den 
Vollmachten ausdrücklich dem Reichskommissar die vorläufige Entscheidung über Haftentlassun
gen usw. ausdrücklich [!] übertragen ist. Soll diese Befugnis dadurch aufgegeben werden?" - Die 
erweiterte Vollmacht Severings wurde durch dringendes Reichsdiensttelegramm der Reichsregie
rung Rk 3560 vom 2. April 1920 aufrechterhalten (BA. R 43 I/2705. Masch. Konzept). Brecht 
vermerkte darum am 10. April: "Nachdem inzwischen Severings Vollmacht ausdrücklich bestätigt 
ist und verschiedene andere Kommissare ihre Tätigkeit abgeschlossen haben oder mündlich 
instruiert sind: dies z.d.A." 

54. 

Tagesbefehl der Gruppe Haas zur "Roten Armee" im Ruhrgebiet. 

1. April 1920. Soest. Überschrift: Tagesbefehl Nr. 5. - BA. NL Epp. Paket 9/Ruhropera. 
tion. Vervielf. Abschrift. 

1. Die Nachrichten aus dem Ruhrbezirk ergeben ein immer deutlicheres Bild von 
dem dort herrschenden Terror und der Art des Gegners, der uns gegenübersteht. 

Anfangs mochte auf der Gegenseite mancher ehrlicher Kämpfer sein, der irre 
geleitet war durch Verhetzung und Lüge, als ob es gegen die Reaktion oder gegen 
Kapptruppen zu kämpfen gelte. Das ist jetzt vorbei. Die Geister haben sich 
geschieden. Die gesamte besonnene Arbeiterschaft hat sich von den Aufrührern 
und Verbrechern getrennt. Die ganze ordnungsliebende Bevölkerung sehnt unsern 
Einmarsch herbei, erbittert über die unerhörten Gewalttätigkeiten, die sie hat 
erleiden müssen, voller Furcht vor neuen Wiederholungen. 

Denn was steht uns gegenüber? Das sind nicht die "deutschen Brüder", von denen 
mancher Hetzer redet, der sich selbst wohlweislich im Hintergrund hält. Uns 
gegenüber steht der ungeordnete Haufe jener Elemente, die nicht bodenständig 
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sind, sondern dureb die LoeLungen der grobstadtiseben Industrie in den Rubrbe- 
rirL gerogen sind. Linen besonders Aroden led stellen IViebtdeutsebe. Vor allein 
die in Aroder Laid einAeströrnten polniseb-russiseben Vlassen, die niebt Aelernt 
baben, sielt der staatlielten OrdnunA Oeutscblands ru lügen, deren Vorteile sie okt 
lanAk A6NUA A6N0SS6N baben, die rum led aueir aus iltrem Osten das Odt des 
Lolsebewismus mitgebraebt baben. Oie Lübrung baben in Aröderer Labl russiselie 
Lolscbewisten-Okkiriere übernommen.
80 stellen wir einem Oesindel gegenüber, das aus den Lnruben vor allem 
persönlieben lautren und Lereieberung ru rielien suebt. Oer Lrkolg ist lür uns ja 
rweikellos, soletie Leinde lialten im Lrnst nielit stand. Ls ist bitter lür jeden ecbten 
Loldaten und Aulen Oeutseben, in der eiAenen Heimat mit einem soleben OeAner 
keebten ru müssen, ^ber die Leitung Oeutseblands vor dem Lolscbewismus, vor 
der sebwersten Xatastropbe kordert von uns Aetreue Lkliebterküllung aueb in 
diesem Xampk.

Von Leiten der Oruppe Haas
Oer Obel des Oenerdstabes

Zer. Oraeter
Vlajor.

I Die üdriZen ?unlcte cies aus dem Oienstbelried erv/aciisenon l'sZesdokeiils sinci
koNZelasssn.

55.

kekebl dies boininissariseben Obeks der Heeresleitung, Oenerslrnajor 
v. 8eeebt, über die innere Lestigung der Gruppe naeb dein Xapp-

Lüttwitri-k'utsob.

3. zlpril 1920. Herlin. 207.4 I^I-V-I. - 8H8t^ IV. seüülren-Lrixacle 21, 8ü. 52, I. 
Vervielk. Vksciirikl.

Oie Hauptaukgabe der Leicbswebr bestebt kür die naebste LuLunkt - soweit sie 
niebt kür die ^ukrecbterbaltung der Rube und OrdnunA rur ZioberunA verkassungs- 
mäKiger Lustande in ^Vnsprucb Aenommen wird - in der LestiAUNA des dureb die 
LreiZnisse der letrten soeben scbwer erscbütterten inneren Oebalts der lruppe. 
Lür diese ^ukZabe ersuebe ieb die mibtariscben Lebörden und Xommandostellen, 
sieb mit allen Xräkten einrusetren.
Oie Herren Obeks der ^mter des Leiebswebrministeriums bitte ieb daber, dakür 
sorgen ru wollen, dab der Gruppe alles kerngebalten wird, was mit küclcsicbt auk 
die augenblieldicbe Lage niebt unbedingt erkorderlieb ist.
V^Ue Lragen der Organisation, die r. Lt. niebt dringlieb sind, wie r. 8. die 
Umbildung rum 100 000 IVIann-Oeer, und Lragen der Ausbildung müssen r. Lt. 
rurüeLgestellt werden. Oie Vorarbeiten km V/knksterkum sollen dadureb Leine 
Ilnterbreebung erkabren. ^Vo es erkorderlieb wird, Oeriebte und Lingaben von den 
Gruppen ru kordern, sind sie auk Lalle ru besebränLen, die sieb auk die 
augenbliclcliebe Lage berieben.

ger. von ZeecLt.
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sind, sondern durch die Lockungen der großstädtischen Industrie in den Ruhrbe
zirk gezogen sind. Einen besonders großen Teil stellen Nichtdeutsche. Vor allem 
die in großer Zahl eingeströmten polnisch-russischen Massen, die nicht gelernt 
haben, sich der staatlichen Ordnung Deutschlands zu fügen, deren Vorteile sie oft 
lange genug genossen haben, die zum Teil auch aus ihrem Osten das Gift des 
Bolschewismus mitgebracht haben. Die Führung haben in größerer Zahl russische 
Bolschewisten-Offiziere übernommen. 

So stehen wir einem Gesindel gegenüber, das aus den Unruhen vor allem 
persönlichen Nutzen und Bereicherung zu ziehen sucht. Der Erfolg ist für uns ja 
zweifellos, solche Feinde halten im Ernst nicht stand. Es ist bitter für jeden echten 
Soldaten und guten Deutschen, in der eigenen Heimat mit einem solchen Gegner 
fechten zu müssen. Aber die Rettung Deutschlands vor dem Bolschewismus, vor 
der schwersten Katastrophe fordert von uns getreue Pflichterfüllung auch In 

diesem Kampf. 

[ ... ]1 Von Seiten der Gruppe Haas 
Der Chef des Generalstabes 

gez. Graeter 
Major. 

1 Die übrigen Punkte des aus dem alltäglichen Dienstbetrieb erwachsenen Tagesbefehls sind 
fortgelassen. 

55. 

Befehl des kOlDlllissarischen Chefs der Heeresleitung, Generalmajor 
v.Seeckt, über die innere Festigung der Truppe nach dem Kapp

Lüttwitz-Putsch. 

3. April 1920. Berlin. 207.4 T.l.A.l. - BHStA IV. Schützen.Brigade 21, Bd. 52, Akt l. 
Vervielf. Abschrift. 

Die Hauptaufgabe der Reichswehr besteht für die nächste Zukunft - soweit sie 
nicht für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung zur Sicherung verfassungs
mäßiger Zustände in Anspruch genommen wird - in der Festigung des durch die 
Ereignisse der letzten Wochen schwer erschütterten inneren Gehalts der Truppe. 
Für diese Aufgabe ersuche ich die militärischen Behörden und KommandosteIlen, 
sich mit allen Kräften einzusetzen. 

Die Herren Chefs der Ämter des Reichswehrministeriums bitte ich daher, dafür 
sorgen zu wollen, daß der Truppe alles ferngehalten wird, was mit Rücksicht auf 
die augenblickliche Lage nicht unbedingt erforderlich ist. 

Alle Fragen der Organisation, die z. Zt. nicht dringlich sind, wie z. B. die 
Umbildung zum 100000 Mann-Heer, und Fragen der Ausbildung müssen z. Zt. 
zurückgestellt werden. Die Vorarbeiten im flIfinisterium sollen dadurch keine 
Unterbrechung erfahren. Wo es erforderlich wird, Berichte und Eingaben von den 
Truppen zu fordern, sind sie auf Fälle zu beschränken, die sich auf die 
augenblickliche Lage beziehen. 

gez. von Seeckt. 

120 



Krise und Reorganisation 3.4.1920 56.

56.

8ekekl cles 8eke6ls6s6ers im Welirlcreis V, OenersHeutnsnt v. 8erg- 
msnn, üker Oisriplin uncl politiseke XuverlässiKlceit.

3. ^pril 1920. Atuttgart. le I^r. 842 Rers. - H8t^ 8tnttgart. IVI 366, Lei. 7 ^kt 2. IVIasek. 
^uskertignng.

Lei einer sm 27.3. irn keicbswebrministerium stattgebabten kesprecbung mit 
V^bgesan6ten 6er oberen keicbswebrbebörcien wies Oeneralma^or v. Leec^k mit 
tiefem Lrnste clarauf Irin, 6ak 6urcb 6en lVlilitärputscb 6es Oenerals v. Lüttwitr 
clas Vnseben 6er keicbswebr, insbesondere ibres Okkirierskorps, einen scbweren 
Scblag erlitten batte.
Ls Zelte Vlies 6aran ru setren, um 6as verlorengegangene Vertrauen im cleutscben 
Volke wieder ru erlangen. Daru geböre vor allem Verbannung aller Lobtik auk 
eigene Laust aus 6er keicbswebr, kescbränkung auk 6ie 6urcb clie Verfassung 6er 
keicbswebr gegebenen kecbte uncl kflicbten, ^urllckbaltung im Vultreten cles 
Linrelnen wie 6er Lruppe, Zurückstellung von Sonüerinteressen un6 Lor6erungen 
uncl vor allem strengste keacbtung 6er militäriseben Onteror6nung. Lall 6ie 
Disciplin im Ollirierskorps selbst in so beclauerlicber V^eise nacbgelassen batte, 
6ak kekeble 6er oberen LommLn6obebör6en gar nicbt ocler abgeänclert ausgekübrt 
würclen, 6s6 vielkacb einzelne kersönlicbkeiten glaubten, eine eigene kolitik 
treiben uncl kleine Vorcks^ spielen ru müssen, babe clie beclauerlieben Vorkomm
nisse 6er letrten 2eit ermöglicbt uncl clen kestanü 6er keicbswebr uncl clamit 6es 
keicbes aufs scbwerste gefabr6et.
Icb ersucbe 6ie Lommancleure, ibre Okkirierskorps aufs ein6ringlicbste ru 
belebren, 6a6 Vlles unterbleiben mull, was geeignet ist, Zweifel in clie Luverlässig- 
keit 6es Okfirierskorps un6 6er keicbswebr im Sinne einer regierungstreuen 
Gruppe bervorruruken uncl clie Disciplin ru scbä6igen. Icb ersucbe sie, aucb auf 
6ie Linrelnen einruwirken, VUes ru unterlassen, was unliebsames Vukseben in 6er 
kevölkerung erregen kann. Daru gebürt aucb 6ss Lullere Vuktreten wie aukkallen- 
6er Vnrug, stän6iges ^lonokeltragen un6 6ergleicben.
V^er glaubt, 6er keicbswebr 6ies68 Opfer persöniicber Xurückbaltung nicbt 
bringen ru können, für 6en ist kein kaum mebr in 6en keiben 6er neuen cleutscben 
VZebrmacbt. Ls mull jetrt klare Stellung genommen wer6en. I^acbsicbt gegen 
einrelne, wenn aucb vielleicbt früber bewäbrte Lersönlicbkeiten ist nicbt mebr am 
klatre. Die Zukunft 6er 6eutscbe Vrmee stebt auf clem Spiele.

Der Leleblsbaber
v. kergmann 

Oeneralleutnant.

I lolisnn ÜLviü V. Vorclc (seit 1814: 6rak Vorclc V. ^Vsrlenüurß), preuüisclier LenersIIeut-
nant, scbloü am 30. December 1612 in l'aurogßen eine Konvention mit <1er russiseben -Vrmee, dureii 
6ie 6as von ikm kekekliAe prenkiseke Korps aus dem Verband des von Napoleon ßeßen KuKIand ins 
k^eld ßekükrten Heeres aussekied und der ^nsebluÜ I^reuÜens an Hu61and vorbereitet wurde.
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56. 

Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis V, Generalleutnant v. Berg. 
mann, über Disziplin und politische Zuverlässigkeit. 

3. April 1920. Stuttgart. Ie Nr. 842 Pers. - HStA Stuttgart. M 366, Bd. 7 Akt 2. Maseh. 
Ausfertigung. 

Bei einer am 27.3. im Reichswehrministerium stattgehabten Besprechung mit 
Abgesandten der oberen Reichswehrbehörden wies Generalmajor v. Seeckt mit 
tiefem Ernste darauf hin, daß durch den Militärputsch des Generals v. Lüttwitz 
das Ansehen der Reichswehr, insbesondere ihres Offizierskorps, einen schweren 
Schlag erlitten hätte. 

Es gelte Alles daran zu setzen, um das verlorengegangene Vertrauen im deutschen 
Volke wieder zu erlangen. Dazu gehöre vor allem Verbannung aller Politik auf 
eigene Faust aus der Reichswehr, Beschränkung auf die durch die Verfassung der 
Reichswehr gegebenen Rechte und Pflichten, Zurückhaltung im Auftreten des 
Einzelnen wie der Truppe, Zurückstellung von Sonderinteressen und Forderungen 
und vor allem strengste Beachtung der militärischen Unterordnung. Daß die 
Disciplin im Offizierskorps selbst in so bedauerlicher Weise nachgelassen hätte, 
daß Befehle der oberen Kommandobehörden gar nicht oder abgeändert ausgeführt 
würden, daß vielfach einzelne Persönlichkeiten glaubten, eine eigene Politik 
treiben und kleine Y orcks1 spielen zu müssen, habe die bedauerlichen Vorkomm
nisse der letzten Zeit ermöglicht und den Bestand der Reichswehr und damit des 
Reiches aufs schwerste gefährdet. 

Ich ersuche die Kommandeure, ihre Offizierskorps aufs eindringlichste zu 
belehren, daß Alles unterbleiben muß, was geeignet ist, Zweifel in die Zuverlässig
keit des Offizierskorps und der Reichswehr im Sinne einer regierungstreuen 
Truppe hervorzurufen und die Disciplin zu schädigen. Ich ersuche sie, auch auf 
die Einzelnen einzuwirken, Alles zu unterlassen, was unliebsames Aufsehen in der 
Bevölkerung erregen kann. Dazu gehört auch das äußere Auftreten wie auffallen
der Anzug, ständiges Monokeltragen und dergleichen. 

Wer glaubt, der Reichswehr dieses Opfer persönlicher Zurückhaltung nicht 
bringen zu können, für den ist kein Raum mehr in den Reihen der neuen deutschen 
Wehrmacht. Es muß jetzt klare Stellung genommen werden. Nachsicht gegen 
einzelne, wenn auch vielleicht früher bewährte Persönlichkeiten ist nicht mehr am 
Platze. Die Zukunft der deutsche Armee steht auf dem Spiele. 

Der Befehlshaber 
v. Bergmann 

Generalleutnant. 

1 lohann David Ludwig v. Yorck (seit 1814: Graf Yorck v. Wartenburg), preußischer Generalleut
nant, schloß am 30. Dezember 1812 in Tauroggen eine Konvention mit der russischen Armee, durch 
die das von ihm befehligte preußische Korps aus dem Verband des von Napoleon gegen Rußland ins 
Feld geführten Heeres ausschied und der Anschluß Preußens an Rußland vorbereitet wurde. 
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57.

k'rivstkriek «les OderbürKermeistors von küstrinKon, OrieeXen, sn 
keieksionenininister Xock üker clie Os^e in cier Klarins.

7. 4pril 1920. küslriiixeri. - 84 lUrV. k 4077 84. 7. lüsseli. ^bsekrikt.

Kieker Xock!
Vie ick gestern Kei Ksnt26n-Oeering^ erkakren Kake, Kal dieser auck an Dick 
telegrakiert un6 sick bemllkt, Dick kür 6en Xampk rwiscken ikm un6 6en 
Organisationen 6er Oerukssolüaten einerseits un6 6en 8eeokkirieren un6 6er 
^6miraktät andererseits ru interessieren. Da 6ie Oekakr kestekt, 6a6 6ie ganre 
Vlarine aukgelöst wird un6 6ie 8ts6te Vilkelmskaven und küstringen 6akei unter 
6ie Kader geraten, kalte ick mick kür verpkkcktet, Dir meine ^ukkassung 6er Dinge 
kurr mitruteilen: In 6en kagen 6es Xapp-kutsckes sin6 kier auk Veranlassung 
kantrens un6 6er kerukssoldaten 140 Okkiriere verkaktet^. Oegen weitaus 6en 
grollten keil «Keser Okkiriere lag nickts weiteres vor, als 6a6 sie Okkirier waren un6 
6a6 sie gegen 6ie Haltung 6es 8tationsckeks^ keinen Xinspruck erkoken Kaken 
(woru sie, wenigstens rum keil, gar nickt mal in 6er kage waren, 6a sie okne 
Xenntnis 6er Vorgänge mit Vlinensuckkooten un6 an6eren Oakrreugen in 8ee 
waren).
In 6er 8acke selkst ist 6aker nack meiner Ökerreugung üker 6as Äel kinausge- 
sckossen. Ick Kake 6as auck kantren gesckrieken. Oas Oericktsverkakren Kat 
6enn auck 6ie Entlassung 6er Okkiriere rur Oolge gekakt. letrt mackt 6ie 
Viedereinrenkung 6es Onternekmens naturgemälZ ungekeure 8ckwierigkeiten. 
Oie Okkiriere leknen es ak, ikre Xomman6o8teken wie6er einrunekmen, solange 
nickt gegen 6ie Oeckokkiriere un6 Onterokkiriere eingesckritten wir6, 6ie sie als 
Meuterer kereicknen. Oeckokkiriere un6 Onterokkiriere un6 angeklick auck 6ie 
Kruppe (6ie ükrigens m.X. tun wir6, wie es ikr gera6e gesagt wir6) leknen es ak, 
6ie Okkiriere wie6er ru nekmen. Oie Okkiriere vertreten 6ie c^ukkassung, 6as ganre 
Onternekmen stelle eine gewerksckaktlicke kewegung 6er sogen. künde - 6es 
Onterokkirierkundes un6 6es Oeckokkirierkundes - 6ar, mit 6em 2weck, 6ie 8teken 
6er Okkiriere kür sick ru erokern, wakrend 6ie Onterokkiriere 6ies kestreiten. 
Immerkin ist 6urck ein „Xingesandt" eines Oeckokkiriers (oder Onterokkiriers) in 
6en 8treitt3gen 6ie ^ukkassung 6er Okkiriere kestätigO. In 6iesem Oresseerreugnis 
wur6e 6ie ^ukkassung vertreten, 6a6 6ie 8teken 6er Okkiriere sekr gut 6urck 
Oeckokkiriere un6 Onterokkiriere 6auern6 eingenommen wer6en können, also 6ie 
Okkiriere unnötig seien. Oie Okkiriere vertreten 6ie -^ukkassung, 6a6, ksks eine 
Beseitigung 6er künde un6 ikres Xinklusses nickt mögkck sei, eine ^uklösung 6er 
Vlarine erkolgen müsse, um in spateren weiten von 0run6 auk wie6er aukrukauen.

1 Mnisterprnsidenl von Oldenburg, VA>. 29 4nm. 13.
2 2u clen VnrßsnZen in Vikielmslinven und der Holle von Innlren-Heering s. >lr. 29 und k'orstineier 

8. 59-65.
3 VireadmirnI Mclielsen, Lkek der ^InrineLlLlion der Nordsee, ru »einer HsIlunZ iin Knpp-I-uttvcitr- 

?utsclr vgl. I^!r. 29.
4 Vgl. I^lr. 29 4nni. 16.
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57. 

Privatbrief des Oberbürgernteisters von Rüstringen, Luecken, an 
Reichsinnenminister Koch über die Lage in der Marine. 

7. April 1920. Rüstringen. - BA-MA. F 4077 Bd. 7. Masch. Abschrift. 

Lieber Koch! 

Wie ich gestern bei Tantzen-Heering1 erfahren habe, hat dieser auch an Dich 
telegrafiert und sich bemüht, Dich für den Kampf zwischen ihm und den 
Organisationen der Berufssoldaten einerseits und den Seeoffizieren und der 
Admiralität andererseits zu interessieren. Da die Gefahr besteht, daß die ganze 
Marine aufgelöst wird und die Städte Wilhelmshaven und Rüstringen dabei unter 
die Räder geraten, halte ich mich für verpflichtet, Dir meine Auffassung der Dinge 
kurz mitzuteilen: In den Tagen des Kapp-Putsches sind hier auf Veranlassung 
Tantzens und der Berufssoldaten 140 Offiziere verhaftet2

• Gegen weitaus den 
größten Teil dieser Offiziere lag nichts weiteres vor, als daß sie Offizier waren und 
daß sie gegen die Haltung des Stationschefs3 keinen Einspruch erhoben haben 
(wozu sie, wenigstens zum Teil, gar nicht mal in der Lage waren, da sie ohne 
Kenntnis der Vorgänge mit Minensuchbooten und anderen Fahrzeugen in See 
waren). 

In der Sache selbst ist daher nach meiner Überzeugung über das Ziel hinausge
schossen. Ich habe das auch Tantzen geschrieben. Das Gerichtsverfahren hat 
denn auch die Entlassung der Offiziere zur Folge gehabt. letzt macht die 
Wiedereinrenkung des Unternehmens naturgemäß ungeheure Schwierigkeiten. 
Die Offiziere lehnen es ab, ihre KommandosteIlen wieder einzunehmen, solange 
nicht gegen die Deckoffiziere und Unteroffiziere eingeschritten wird, die sie als 
Meuterer bezeichnen. Deckoffiziere und Unteroffiziere und angeblich auch die 
Truppe (die übrigens m. E. tun wird, wie es ihr gerade gesagt wird) lehnen es ab, 
die Offiziere wieder zu nehmen. Die Offiziere vertreten die Auffassung, das ganze 
Unternehmen stelle eine gewerkschaftliche Bewegung der sogen. Bünde - des 
Unteroffizierbundes und des Deckoffizierbundes - dar, mit dem Zweck, die Stellen 
der Offiziere für sich zu erobern, während die Unteroffiziere dies bestreiten. 
Immerhin ist durch ein "Eingesandt" eines Deckoffiziers (oder Unteroffiziers) in 
den Streittagen die Auffassung der Offiziere bestätigt4. In diesem Presseerzeugnis 
wurde die Auffassung vertreten, daß die Stellen der Offiziere sehr gut durch 
Deckoffiziere und Unteroffiziere dauernd eingenommen werden können, also die 
Offiziere unnötig seien. Die Offiziere vertreten die Auffassung, daß, falls eine 
Beseitigung der Bünde und ihres Einflusses nicht möglich sei, eine Auflösung der 
Marine erfolgen müsse, um in späteren Zeiten von Grund auf wieder aufzubauen. 

1 Ministerpräsident von Oldenburg. vgl. Nr. 29 Anm. 13. 

2 Zu den Vorgängen in Wilhelmshaven und der Rolle von Tantzen-Heering s. Nr. 29 und Forstmeier 
S. 59-65. 

3 Vizeadmiral Michelsen. Chef der Marinestation der Nordsee. zu seiner Haltung im Kapp-Lüttwitz
Putsch vgl. Nr. 29. 

4 V gl. Nr. 29 Anm. 16. 
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Oiese Auffassung wird von 6er Admiralität scdeindar geteilt. Oemgegenüder 
wollen die Oecdoffiriere und Önterofkiriere, ev. unter Anwendung von Oswalt, die 
Beseitigung der Admiralität erzwingen. 8ie würden ev. wie iin satire 1918 die 
15 000 dlann Marine in Liel dis Lmden rusammenfassen und sied seldst, iin 
Oegensatr aucd rur Legierung, eine neue Admiralität, etwa in Vildelmsdaven, 
gründen. Uan siedt an dein ganren Oing, was alles aus politiseden Lewegungen in 
der Gruppe derausspringen dann. led din persönlied der Neinung, dall es unklug 
ist, die 8acde aul die 8pitre ru treiden, sowodl von Zeiten der Olliriere wie von 
seilen der Oecdoffiriere. dlacd meiner Meinung ist in soleden 8ituationen wie dier, 
wo es ums Oanre gedt, tatsacdlied nur die dlöglicddeit einer Öderdleisterung des 
Lisses gegeden; es mull ein vernünftiger ^usgleicd gesucdt werden. led glaude ja 
nicdt, dall eine Leseitigung der Lünde möglled ist, wodl allerdings, dall die 
Beteiligung adtiver Oecdoffiriere und Önteroffiriere an soleden Organisationen 
verdoten werden mull, led glaude, dall andererseits die Ödertragung eines Lells 
unterer Okkirierstellen an die Oecdoffiriere duredaus im Lereied der lVIöglicddeit 
ist. Ls ist allerdings dieser V/eg dereits desedritten, eine ganre Vnradl von 
Oecdokkirieren ist dereits ru Ollirieren ernannt, wieweit darllder dinaus aus 
Lücdsicdten aul die tecdniscde Vordildung eine weitere Ödertragung durcdlüdr- 
dar ist, vermag icd naturgemäll niedt ru llderseden. Andererseits dann es niedt 
rweileldalt sein, dall die 8tellen in döderen 8täden und döderen Lommandostellen 
aussedlielllled in die Iland von Leruksoklirieren gedören. Oer Vorsedlag von 
Lantren, Oandelsdapitäne und Leserveolliriere in solede 8tellungen ru dringen, 
ist sdsolut unmöglled, eden mit Lücdsicdt auk die ungedeuren Anforderungen, die 
auk dem Oediete tecdniseder 8perialdenntni88e die lüdrende ^larinetätigdeit 
voraus8etrt. Oie Forderung nacd repudlidaniscd ge8innten Offirieren ist m.L. 
gleiedkalls unerfülldar. Ls mag ja sein, dall dieser oder jener sied als repudlida- 
niscd gesinnt dereicdnet. led würde einer soleden Lersönllcddeit meinerseits dein 
allru grokes Vertrauen entgegendringen. Im ganren ist, wie aucd Oir dedannt, der 
Leruksoffirier monarcdistised gesinnt, ^laneder mag ru demodratiseden Vn8cdau- 
ungen neigen, ader scdlielllied wird es jedem docd geden wie dem Lavalleriepferd, 
das, wenn die Narscdmusid ertönt, odne weiteres antritt. Oamit wird man sied nun 
scdon einmal adkinden müssen. In der keiedswedr ist es natllrded anders. Ls ist 
deswegen docd nur die Uetdode durcdküdrdar, die dlosde rur Anwendung 
gedracdt dat, wenigstens, insoweit das Ollirierdorps in Lrage dommt. ^Vas ied vom 
sogen, repudddaniseden Llldrerdund geseden dade, ist in dodem Nalle minder
wertig. Immerdin rweille icd nicdt daran, dall mit der ^eit sied das ändern wird, 
ader damit dat man rurreit jedenfalls niedt die notwendigen Lersöndeddeiten.

led mull also persönlicd undedingt warnen, den ^Veg ru descdreiten, den Lantren 
ru geden deadsicdtigt. Lautren stedt auf dem 8tandpundt, dall aus politiseden 
Gründen die ganre Vngelegendeit niedt auf irgend einem V^eg des ^usgleieds 
erledigt werden dann, sondern nur dured restloses Lintreten für den 8tandpundt 
der Oecdokliriere und Önterokkiriere. ^dgeseden davon, dall das nacd meiner docd 
riemlicd entwicdelten Lenntnis der Verdaltnisse in der dlarine pradtiscd unmög- 
llcd ist und ru deinerlei vernünftigem kesultat küdrt, din icd üderreugt, dall die 
8tädte ^Vildelmsdaven und kllstringen dei diesem Verladren scddellUcd als die 
Lrscdlagenen am Loden liegen kleiden. Icd ditte also dringend, aul eine Milderung 
der Oegensätre dinruwirden. Line Auflösung der Ninensucdverdände erscdeint 
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Diese Auffassung wird von der Admiralität scheinbar geteilt. Demgegenüber 
wollen die Deckoffiziere und Unteroffiziere, ev. unter Anwendung von Gewalt, die 
Beseitigung der Admiralität erzwingen. Sie würden ev. wie im Jahre 1918 die 
15 000 Mann Marine in Kiel bis Emden zusammenfassen und sich selbst, im 
Gegensatz auch zur Regierung, eine neue Admiralität, etwa in Wilhelmshaven, 
gründen. Man sieht an dem ganzen Ding, was alles aus politischen Bewegungen in 
der Truppe herausspringen kann. Ich bin persönlich der Meinung, daß es unklug 
ist, die Sache auf die Spitze zu treiben, sowohl von seiten der Offiziere wie von 
seiten der Deckoffiziere. Nach meiner Meinung ist in solchen Situationen wie hier, 
wo es ums Ganze geht, tatsächlich nur die Möglichkeit einer Überkleisterung des 
Risses gegeben; es muß ein vernünftiger Ausgleich gesucht werden. Ich glaube ja 
nicht, daß eine Beseitigung der Bünde möglich ist, wohl allerdings, daß die 
Beteiligung aktiver Deckoffiziere und Unteroffiziere an solchen Organisationen 
verboten werden muß. Ich glaube, daß andererseits die Übertragung eines Teils 
unterer Offizierstellen an die Deckoffiziere durchaus im Bereich der Möglichkeit 
ist. Es ist allerdings dieser Weg bereits beschritten, eine ganze Anzahl von 
Deckoffizieren ist bereits zu Offizieren ernannt, wieweit darüber hinaus aus 
Rücksichten auf die technische Vorbildung eine weitere Übertragung durchführ
bar ist, vermag ich naturgemäß nicht zu übersehen. Andererseits kann es nicht 
zweifelhaft sein, daß die Stellen in höheren Stäben und höheren Kommandostellen 
ausschließlich in die Hand von Berufsoffizieren gehören. Der Vorschlag von 
Tantzen, Handelskapitäne und Reserveoffiziere in solche Stellungen zu bringen, 
ist absolut unmöglich, eben mit Rücksicht auf die ungeheuren Anforderungen, die 
auf dem Gebiete technischer Spezialkenntnisse die führende Marinetätigkf'it 
voraussetzt. Die Forderung nach republikanisch gesinnten Offizieren ist lll. E. 
gleichfalls unerfüllbar. Es mag ja sein, daß dieser oder jener sich als republika
nisch gesinnt bezeichnet. Ich würde einer solchen Persönlichkeit meinerseits kein 
allzu großes Vertrauen entgegenbringen. Im ganzen ist, wie auch Dir bekannt, der 
Berufsoffizier monarchistisch gesinnt. Mancher mag zu demokratischen Anschau
ungen neigen, aber schließlich wird es jedem doch gehen wie dem Kavalleriepferd, 
das, wenn die Marschmusik ertönt, ohne weiteres antritt. Damit wird man sich nun 
schon einmal abfinden müssen. In der Reichswehr ist es natürlich anders. Es ist 
deswegen doch nur die Methode durchführbar, die Noske zur Anwendung 
gebracht hat, wenigstens, insoweit das Offizierkorps in Frage kommt. Was ich vom 
sogen. republikanischen Führerbund gesehen habe, ist in hohem Maße minder
wertig. Immerhin zweifle ich nicht daran, daß mit der Zeit sich das ändern wird, 
aber damit hat man zurzeit jedenfalls nicht die notwendigen Persönlichkeiten. 

Ich muß also persönlich unbedingt warnen, den Weg zu beschreiten, den Tantzen 
zu gehen beabsichtigt. Tantzen steht auf dem Standpunkt, daß aus politischen 
Gründen die ganze Angelegenheit nicht auf irgend einem Weg des Ausgleichs 
erledigt werden kann, sondern nur durch restloses Eintreten für den Standpunkt 
der Deckoffiziere und Unteroffiziere. Abgesehen davon, daß das nach meiner doch 
ziemlich entwickelten Kenntnis der Verhältnisse in der Marine praktisch unmög
lich ist und zu keinerlei vernünftigem Resultat führt, bin ich überzeugt, daß die 
Städte Wilhelmshaven und Rüstringen bei diesem Verfahren schließlich als die 
Erschlagenen am Boden liegen bleiben. Ich bitte also dringend, auf eine Milderung 
der Gegensätze hinzuwirken. Eine Auflösung der Minensuchverbände erscheint 
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mir äurebaus möglicb, wenn man äie gesamte lätigkeit lrivatunternebmern 
übergibt. lrwünscbt erscbeint es mir, äall in ciem Vertrag mit lrivatunternebmern 
bestimmt wirä, 626 sie auk ^ilbelmsbaven lauken, wo clie Kommanäobeböräe 
sitren müllte, mit 6er clie lrivatunternebmer Oanä in Hanel ru arbeiten batten. Oas 
Küstenwebrregiment ist eine Iruppe naeb -^rt cler lieiobswebr, äas leäigbcb 
lanääienst bat. Ls entspriebt etwa clem lrüberen 8eebataiIIon uncl würcie, 6a cler 
Kommanäeur wäbrencl cler ganren lnruben auk Urlaub war, in dessen Oanä 
rurückgelegt werden können uncl bei cler legelung cler Narinekragen äraullen vor 
bleiben können. leb verkenne niebt, äall eine sacbgemälle kegelung äullerst 
scbwierig ist. bis kann aber nur bei gutem ^Villen ein Zusammenarbeiten beider 
'keile errielt werclen.
bis war ursprüngbeb mein Vunseb, in dieser ^ngelegenbeit naeb Lerbn ru kabren, 
cla ja clie stäätiseben Interessen aul äas scbwerste in Nitleiäenscbalt gerogen 
weräen, bin aber äurcb clie morgige Orünäungsversammlung cler liscbereigesell- 
scbalt äaran verbinäert. leb babe Herrn latsberrn Oug^ gebeten, statt meiner 
mitrulabren naeb Herlin. Icb möcbte äaraul aufmerksam macben, äall äie 
Oarstellungen von lautren unä äen Oerulssoläaten larteiäarstellungen sinä. Oie 
Herren weräen naturgemall stark angelocbten wegen ibrer äas 2iel llberscbreiten- 
äen Nallnabmen. bibenso sinä natürbeb äie Oarstellungen äer Olliriere larteiäar- 
stellungen. biin objektives Lilä ru gewinnen, ist nicbt ganr leiobt. lob glaube aber, 
es in äen obigen ^uskübrungen annäbernä gegeben ru baben.

Nit bestem Oru6
Oein 

gor. luecken.

5 V^I. 29 18.

58.

Lekelil «les lülrers cler Oruppe Huas, Oeneralinajor Huas, über sirti- 
semiliselie lropagsntls äler Gruppe.

8. ^pril 1920. Dortmund. Id I^io 167/inod. V^rtrsuliod. - H8t^ AtuttKS^t. AI 383, 4.
Alased. ^dsedrilt.

bis ist ru meiner Kenntnis gekommen, äall von äer lruppe in mebreren lallen in 
llamm unä Oortmunä eine antisemitiscbe lätigkeit entlaltet woräen ist'. Oie mir 
gemeläeten lalle weräen r. 2t. rwar noeb geprült, äie bestimmten Aussagen 
ruverlässiger ^ugenreugen lassen es aber äocb geboten erscbeinen, scbon beute 
aul äas Ongebörige unä llnmiUtäriscbe einer äerartigen llanälungsweise binru- 
weisen.
In einem Vergnügungslokal von Oortmunä betrat ein Zoläat am 7.4. abenäs äas 
loäium unä loräerte alle luclen aul, äas lokal ru verlassen, -^n einer keibe von 
labrreugen soll äas Ilakenkreur angebraebt sein. Nannscbalten, äie vor kurrem

I Vßl. ösnd II IVr. 91, I^Ir. 113 uncl 160 sovie die kolgende I^r.
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mir durchaus möglich, wenn man die gesamte Tätigkeit Privatunternehmern 
übergibt. Erwünscht erscheint es mir, daß in dem Vertrag mit Privatunternehmern 
bestimmt wird, daß sie auf Wilhelmshaven laufen, wo die Kommandobehörde 
sitzen müßte, mit der die Privatunternehmer Hand in Hand zu arbeiten hätten. Das 
Küstenwehrregiment ist eine Truppe nach Art der Reichswehr, das lediglich 
Landdienst hat. Es entspricht etwa dem früheren Seebataillon und würde, da der 
Kommandeur während der ganzen Unruhen auf Urlaub war, in dessen Hand 
zurückgelegt werden können und bei der Regelung der Marinefragen draußen vor 
bleiben können. Ich verkenne nicht, daß eine sachgemäße Regelung äußerst 
schwierig ist. Es kann aber nur bei gutem Willen ein Zusammenarbeiten beider 
Teile erzielt werden. 

Es war ursprünglich mein Wunsch, in dieser Angelegenheit nach Berlin zu fahren, 
da ja die städtischen Interessen auf das schwerste in Mitleidenschaft gezogen 
werden, bin aber durch die morgige Gründungsversammlung der Fischereigesell
schaft daran verhindert. Ich habe Herrn Ratsherrn Hug5 gebeten, statt meiner 
mitzufahren nach Berlin. Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß die 
Darstellungen von Tantzen und den Berufssoldaten Parteidarstellungen sind. Die 
Herren werden naturgemäß stark angefochten wegen ihrer das Ziel überschreiten
den Maßnahmen. Ebenso sind natürlich die Darstellungen der Offiziere Parteidar
stellungen. Ein objektives Bild zu gewinnen, ist nicht ganz leicht. Ich glaube aber, 
es in den obigen Ausführungen annähernd gegeben zu haben. 

5 Vgl. Nr. 29 Anm. 18. 

58. 

Mit bestem Gruß 
Dein 

gez. Luecken. 

Befehl des Führers der Gruppe Haas, Generalmajor Haas, über anti
semitische Propaganda der Truppe. 

8. April 1920. Dortmund. Ib No 167/mob. Vertraulich. - HStA Stuttgart. M 383, Bd. 4. 
Masch. Abschrift. 

Es ist zu meiner Kenntnis gekommen, daß von der Truppe in mehreren Fällen in 
Hamm und Dortmund eine antisemitische Tätigkeit entfaltet worden ist l . Die mir 
gemeldeten Fälle werden z. Zt. zwar noch geprüft, die bestimmten Aussagen 
zuverlässiger Augenzeugen lassen es aber doch geboten erscheinen, schon heute 
auf das Ungehörige und Unmilitärische einer derartigen Handlungsweise hinzu
weIsen. 

In einem Vergnügungslokal von Dortmund betrat ein Soldat am 7.4. abends das 
Podium und forderte alle Juden auf, das Lokal zu verlassen. An einer Reihe von 
Fahrzeugen soll das Hakenkreuz angebracht sein. Mannschaften, die vor kurzem 

1 Vgl. Band II Nr. 91, Nr. 113 und Nr. 160 sowie die folgende Nr. 
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nock llie ^ugkontrolle in Lamm ausgeüllt Kallen, sollen Ltaklkelme mit 6cm 
Lakenkreur getragen linken. Leim Rinrücken in Lortmunll sollen lla^riscke 
Iruppen sofort antisemitiscke Rluglllätter verteilt Kaken.
Das Verhältnis cler lülliscken Oemeinlle in Lortmunll ru <lem llllrigen heil cier 
Revölkerung ist ein aullerorllentkck gutes; Angriffe gegen clie Lullen werllen also 
auck von llen ^ngekörigen cler ancleren Konfessionen kier nickt gskilligt.
Ick ersucke clie Herren Rommanlleure mit allem I^ackciruck clakin ru wirken, llall 
cliese luclenketre unter keinen Ilmstänllen weiter ketrieben wircl.

gor. Klaas.

59.

Hekelll cles stellvertretenclen kukrers cler keiekswelir-Seliüt^en-llriAscle 
21, Okerstleutnsrct Eschauer, ül>er antisemitische -khtionen von Xeitlrei- 

willig;en.

8. ^pril 1920. Münoken. I-- IVo. 2442. - 8N8t^ IV. 8el>ütren-8ri8-iüe 21, vü. 60 ^kt 1. 
Vervielk. ^usLerliAUNK.

Ls ist mir Aemeldel worcien, 636 neuerciinAS wiecier ^eirkreiwilliAe in Lnikorm in 
cler Röniginstralle antisemitiscke Llugklätter verteilt Kaken.
Ick glauke, es mir ersparen ru können, naek all cien wieclerkolten einclringlicken 
Rrmaknungen neuerclings auseinanllerrusetren, «lall geracle Mrt cler ^ieclerkekr 
cler von allen Rinsicktigen erseknten georcineten, strakken ^ustänlle nickts 
sckäcllioker sein kann als einseitige politiscke Retätigung 6er Reickswekr. Ler 
Rinrelne mag üker ciie letrigen un6 6ie kommenllen Verhältnisse llenken, wie er 
will, in 6er Öffentlichkeit 6ie Reickswekr poktisck ungekarkt llasteken. klur 
kann kann sie, wenn es nottut, mit wirklichem IVackllruck auktreten.
Lall clie Zeitfreiwilligen - solange sie einkeruken sin6 - 6er Reickswekr angekören, 
kann wokl nickt in Zweifel steken. Las lür Reickswekr gegekene Verkot einer 
öffentlichen politischen Betätigung gilt also auck kür clie Zeitfreiwilligen. Ick kitte, 
mick nickt in llie mir peinlicke klotwenciigkeit ru versetren, lliesen Relekl mit 
Ltralen oller llurck Entlassung llurckllrücken ru müssen. OK llie Zeitfreiwilligen 
als ^rm/personen sick poktisck ketätigen, kann unll will ick nickt keeinflussen. In 
I/nr/orm lellenkalls ist eine politiscke Retätigung ausgeschlossen.
Ick verkenne keineswegs llie reinen unll illealen Reweggrünlle kür llie Lanlllungs- 
weise ller vereinreit sick nock öffentlich in Uniform poktisck ketatigenllen 
Zeitfreiwilligen, koffe aller, llall sie um lles grollen Osnren willen unll mit 
Rüeksickt auf llen inneren V^ert ller Reickswekr lliesem meinem enllKÜ/trKen 
Hinweise kolgegeken.
Lieser Rekekl ist allen Zeitfreiwilligen llekannt ru geken.

^sckauer
Okerstleutnant unll stellv. Rrigallekükrer.
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noch die Zugkontrolle in Hamm ausgeübt haben, sollen Stahlhelme mit dem 
Hakenkreuz getragen haben. Beim Einrücken in Dortmund sollen bayrische 
Truppen sofort antisemitische Flugblätter verteilt haben. 

Das Verhältnis der jüdischen Gemeinde in Dortmund zu dem übrigen Teil der 
Bevölkerung ist ein außerordentlich gutes; Angriffe gegen die Juden werden also 
auch von den Angehörigen der anderen Konfessionen hier nicht gebilligt. 

Ich ersuche die Herren Kommandeure mit allem Nachdruck dahin zu wirken, daß 
diese Judenhetze unter keinen Umständen weiter betrieben wird. 

gez. Haas. 

59. 

Befehl des stellvertretenden Führers der Reichswehr-Schützen-Brigade 
21, Oberstleutnant Aschauer, über antisemitische Aktionen von Zeitfrei

willigen. 

8. April 1920. München. Ia No. 2442. - BHStA IV. Schützen-Brigade 21, Bd. 60 Akt 1. 
Vervielf. Ausfertigung. 

Es ist mir gemeldet worden, daß neuerdings wieder Zeitfreiwillige in Uniform in 
der Königinstraße antisemitische Flugblätter verteilt haben. 

Ich glaube, es mir ersparen zu können, nach all den wiederholten eindringlichen 
Ermahnungen neuerdings auseinanderzusetzen, daß gerade jetzt der Wiederkehr 
der von allen Einsichtigen ersehnten geordneten, straffen Zustände nichts 
schädlicher sein kann als einseitige politische Betätigung der Reichswehr. Der 
Einzelne mag über die jetzigen und die kommenden Verhältnisse denken, wie er 
will, in der Öffentlichkeit muß die Reichswehr politisch ungefärbt dastehen. Nur 
dann kann sie, wenn es nottut, mit wirklichem Nachdruck auftreten. 

Daß die Zeitfreiwilligen - solange sie einberufen sind - der Reichswehr angehören, 
kann wohl nicht in Zweifel stehen. Das für Reichswehr gegebene Verbot einer 
öffentlichen politischen Betätigung gilt also auch für die Zeitfreiwilligen. Ich bitte, 
mich nicht in die mir peinliche Notwendigkeit zu versetzen, diesen Befehl mit 
Strafen oder durch Entlassung durchdrücken zu müssen. Ob die Zeitfreiwilligen 
als Zivilpersonen sich politisch betätigen, kann und will ich nicht beeinflussen. In 
Uniform jedenfalls ist eine politische Betätigung ausgeschlossen. 

Ich verkenne keineswegs die reinen und idealen Beweggründe für die Handlungs
weise der vereinzelt sich noch öffentlich in Uniform politisch betätigenden 
Zeitfreiwilligen, hoffe aber, daß sie um des großen Ganzen willen und mit 
Rücksicht auf den inneren Wert der Reichswehr diesem meinem endgültigen 
Hinweise folgegeben. 

Dieser Befehl ist allen Zeitfreiwilligen bekannt zu geben. 

Aschauer 
Oberstleutnant und stellv. Brigadeführer. 
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60.

Lckchl des Odcrhdehdshshmrs der Rcichsvchr-6ruppc 4, Oenerslmajor 
v. Möhl, üder die politische Maltulng des Okki^ierhorps.

9. Vpril 1920. Illüneliei». Is Nr. 310 Kell. - 81I8l^ IV. ZellütLen-IieKiinent 42, 8<I. 13 
Vlit 9e. Vervielk. ^kselirilt.

Oas ^uktrcten der da^crischcn llcicdsvchr und der angcgUcdcrtcn Vcitkrcivilli- 
gcn-^dtcilungcn sovohl in Ladern vie iin Reiche tint allenthalden dei den 
Ledörden und dei der anständigen öevölderung grade Anerkennung gekunden. Oie 
häretische keiedsvedr dann stair sein auk das Ansehen, das sie sied irn ganzen 
dande ervorden dat, und ied ditte, allen l'ruppen kür den guten Oeist, den sie 
hcvicscn hahcn, und kür idrs vorzügliche inllitärisede Haltung meinen Oand ru 
üdermittein. Vor allem danke ied den Okkirieren, deren sachdundige Fürsorge in 
dürrer 2eit so gute l'ruppen gesedakken dar.
Venn ied somit im allgemeinen nur vünschcn dann, dall die lruppc aued in 
^udunkt so dieiden vird, vie sie gegenvärtig ist, so muk ied doed derüglled des 
Vinklusses der Oolitid auk die Or'srrp/rn kur 0//r2rensüorps einige Redenden und den 
dringenden Munsch auk dünktige Änderung geltend maeden.
Meine sedon einmal detonte Tarnung vor 8onderhündclcicn^ mud ied in sedärkster 
Vorm viederdolen. Mir dünnen deinen repudlldaniseden Vüdrerdund draueden, 
ader edensovenig Vereinigungen, die darauk hinausgehen, odne Xenntnis der 
milltäriseden Vorgesetrten politisede Handlungen vorrudereiten.
Den „Heimatdienst"? im riedtigen Linne des Mortes dssorgt die keiedsvedr unter 
idren Rührern. Mer sie dadei unterstütrt, soll villdommen sein. Mer es ader 
unternimmt, die Reiedsvedr ru rerspllttern und idr Oekügc ru loedsrn, der 
sedädigt die Heimat.
Vs ist geraderu staunensvert, mit veled eigenartigen Ocrsönlichdeiten sied 
einreine Okkiriere in Unterhandlungen und Veradredungen eingelassen daden, 
anstatt okken und rüeddaltlos idren vorgesetrten Lommandodedürden Vorschläge 
ru machen und Meldung ru erstatten. Oas deveist auk der einen Leite eine 
Vertrauensseligdeit und auk der anderen Leite einen Mangel an Vertrauen, die 
Heide in gleicher Meise ru verurteilen sind.
Ich verdicke mir auk das entschiedenste, dall jemals vieder irgend jemand an 
l'ruppentcilc meines Lekehlsdereichs mit der Misicht herantritt, die l'ruppen ru

I Nr. 21.
2 Anspielung Lus die kleieksrentrsle kür Ocimotdienst. lviir kekebl llpl.-No. 16083/2902 Ib vorn 

22. rMril 1920 (8R8t^ IV. 8cbütren-llegiment 41, 80. 13 ^Ict 13. bknseb.^bsebrikt) verbot ^löbl 
äen unterstellten l'ruppen, Oruelcsncken der Ileicksrentrnle kür Ileimntdienst, leren „pnrteipobti- 
scbe, üso einseitig orientierte lürigbeit" er bereits krüber bennstnndet bnbe, ru verteilen. Oer 
bommisssrisebe Lbek tier OeeresIeitunZ. Oenernlmnior V. 8eeebt, msebte iedock in seinem kekebl 
Nr. 1923.4.20.1.1.Ill vom 18. ^Ini 1920 (LrV kl 43 1/2504. Nnseb.^bsebrikt) geltend, dn6 blnünnb- 
men mibtüriseber 8tellen gegenüber der lleicbsrentrnle kür kleimLtdienst nls einer keiebsbebörde 
„nur einbeitlicb und von 8eiten des Ileicbsvebrministeriums nneb Vorlnge im keicbsbnbinett" 
nngeordnet Verden könnten, „leb bitte dnber, die dortige Vertilgung . .1 bis ru meiner 
Ontsebeidung nukrubeben."
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60. 

Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 4, Generalmajor 
v. Möhl, über die politische Haltung des Offizierkorps. 

9. April 1920. München. Ia Nr. 510 geh. - BHStA IV. Schützen-Regiment 42, Bd. 15 
Akt 9c_ Venielf. Abschrift. 

Das Auftreten der bayerischen Reichswehr und der angegliederten Zeitfreiwilli
gen-Abteilungen sowohl in Bayern wie im Reiche hat allenthalben bei den 
Behörden und bei der anständigen Bevölkerung große Anerkennung gefunden. Die 
bayerische Reichswehr kann stolz sein auf das Ansehen, das sie sich im ganzen 
Lande erworben hat. und ich bitte, allen Truppen für den guten Geist, den sie 
bewiesen haben, und für ihre vorzügliche militärische Haltung meinen Dank zu 
übermitteln. Vor allem danke ich den Offizieren, deren sachkundige Fürsorge in 
kurzer Zeit so gute Truppen geschaffen hat. 

Wenn ich somit im allgemeinen nur wünschen kann, daß die Truppe auch in 
Zukunft so bleiben wird, wie sie gegenwärtig ist, so muß ich doch bezüglich des 
Einflusses der Politik auf die Disziplin im Offizierskorps einige Bedenken und den 
dringenden Wunsch auf künftige Änderung geltend machen. 

Meine schon einmal betonte Warnung vor Sonderbündeleien1 muß ich in schärfster 
Form wiederholen. Wir können keinen republikanischen Führerbund brauchen, 
aber ebensowenig Vereinigungen, die darauf hinausgehen, ohne Kenntnis der 
militärischen Vorgesetzten politische Handlungen vorzubereiten. 

Den "Heimatdienst"2 im richtigen Sinne des Wortes besorgt die Reichswehr unter 
ihren Führern. Wer sie dabei unterstützt, soll willkommen sein. Wer es aber 
unternimmt, die Reichswehr zu zersplittern und ihr Gefüge zu lockern, der 
schädigt die Heimat. 

Es ist geradezu staunenswert, mit welch eigenartigen Persönlichkeiten sich 
einzelne Offiziere in Unterhandlungen und Verabredungen eingelassen haben, 
anstatt offen und rückhaltlos ihren vorgesetzten Kommandobehörden Vorschläge 
zu machen und Meldung zu erstatten. Das beweist auf der einen Seite eine 
Vertrauensseligkeit und auf der anderen Seite einen Mangel an Vertrauen, die 
heide in gleicher Weise zu verurteilen sind. 

Ich verbiete mir auf das entschiedenste, daß jemals wieder irgend jemand an 
Truppenteile meines Befehlsbereichs mit der Absicht herantritt, die Truppen zu 

1 Nr. 2l. 

2 Anspielung auf die Reichszentrale für Heimatdienst. Mit Befehl Hpt.-No. 16083/2902 Ib vom 
22. April 1920 (BHStA IV. Schützen-Regiment 41, Bd. 13 Akt 13. Masch.Abschrift) verbot Möhl 
den unterstellten Truppen, Drucksachen der Reichszentrale für Heimatdienst, deren "parteipoliti
sehe, also einseitig orientierte Tätigkeit" er bereits früher beanstandet habe, zu verteilen. Der 
kommissarische Chef der Heeresleitung, Generalmajor v. Seeckt, machte jedoch in seinem Befehl 
Nr. 1923.4.20.T.l.III vom 18. Mai 1920 (BA. R 43 U2504. Masch.Abschrift) geltend, daß Maßnah
men militärischer Stellen gegenüber der Reichszentrale für Heimatdienst als einer Reichsbehörde 
"nur einheitlich und von Seiten des Reichswehrministeriums nach Vorlage im Reichskabinett" 
angeordnet werden könnten. "Ich bitte daher, die dortige Verfügung [ ... ] bis zu meiner 
Entscheidung aufzuheben." 
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Oancliungen ru verleiten, von denen die miiitäriseben Vorgesetrtsn niebts srkabren 
oder er8t naebtragiieb Kenntnis erbaiten sollen. In einer guten nn<l festen Gruppe 
INÜ886N 8olel»e Ilestrebungen in allererster kinie an cler abisbnenden Haltung cler 
Okkiriere erkolglos abprallen.
Unsere jungen Okkiriere in cler keiebswebr uncl in clen ^eitkreiwilllgsnverbänden 
baben dis besten ^bsicbten uncl einen grollen 'Katendrang, aber nur wenig Urteil. 
Nan sollte es niebt kür möglieb ballen, wsleb unsinnige Oerüebts in den letrten 
soeben unter clen Okkirieren einrelner Abteilungen verbreitet werden konnten.
Oie Okkiriere sinci inkoigsdsssen cler Oekabr 6er Verkübrung clureb überspannte 
kanatiker ocler clureb gewissenlose Intriganten, clie eine Kolle spielen wollen, unter 
Ilinstänclen sogar einer absiebtlieben Verbetrung clureb Agenten in bobein Oracle 
ausgesetrt; nur eins keste militäriscbe Oisriplin bann sie davor bewabren.
leb bitte alle Kommandeure, dall sie clie Krrisbung uncl Öberwaebung ibrer 
Okkiriere in altbewäbrtern Linne kür ibre wiebtigste ^ukgabe baben uncl dall sie 
rüeksiebtslos solebe Okkiriere entkernen, clie claru geneigt sincl, auk eigens kaust 
irgsncl welcbe kolitik ru betreiben. leb ersuebe aullerdem, sorgkältig clarauk ru 
acbten, dall rwiseben clen Okkirieren uncl llnterokkirieren keine Oegensätre 
entstsben.
Iin besonderen bat sokort jeder Keiebswebr-Okkirier eine ebrenwörtliebe krklärung 
abrugeben, ob er einer „politiscben Verbindung init eigenen, ökkentbeb unbekann
ten vielen angebört". In Gebern einreinen Kalle ist bann clureb clie kegimentskom- 
mandeure ocler bei kleineren, selbständigen Verbänllen llureb die lllrigadekom- 
inancieure ru prüken, ob cler betrekkende Okkirier in ller keiebswebr verbleiben 
kann ocler ob Antrag auk seine Verabsebiedung ru stellen ist.
leb bitte bierüber um Vollrugsinelclung bis ruin I. IVlai. blit neu rugekenclen 
Okkirieren ist ebenso ru verkabren.
Oer lnbalt clieser Vsrkügung ist allen Okkirieren cler lieiebswebr unll bei clen 
gegenwärtig unterstellten ^eitkreiwilligen-Verbänden bekanntrugeben mit clsm 
lleikllgen, ball ieb nur solebe Okkiriere in meinem kekeblsbereieb dulden kann, llis 
von ibrer Verpkllebtung rum unbeclingten militäriseben Oeborsam innerlieb 
überreugt sinci.

Oer Oberbekebisbaber:
ger. Vlöbl

Oeneralmajor.
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Handlungen zu verleiten, von denen die militärischen Vorgesetzten nichts erfahren 
oder erst nachträglich Kenntnis erhalten sollen. In einer guten und festen Truppe 
müssen solche Bestrebungen in allererster Linie an der ablehnenden Haltung der 
Offiziere erfolglos abprallen. 

Unsere jungen Offiziere in der Reichswehr und in den Zeitfreiwilligenverbänden 
haben die besten Absichten und einen großen Tatendrang, aber nur wenig Urteil. 
Man sollte es nicht für möglich halten, welch unsinnige Gerüchte in den letzten 
Wochen unter den Offizieren einzelner Abteilungen verbreitet werden konnten. 

Die Offiziere sind infolgedessen der Gefahr der Verführung durch überspannte 
Fanatiker oder durch gewissenlose Intriganten, die eine Rolle spielen wollen, unter 
Umständen sogar einer absichtlichen Verhetzung durch Agenten in hohem Grade 
ausgesetzt; nur eine feste militärische Disziplin kann sie davor bewahren. 

Ich bitte alle Kommandeure, daß sie die Erziehung und Überwachung ihrer 
Offiziere in altbewährtem Sinne für ihre wichtigste Aufgabe halten und daß sie 
rücksichtslos solche Offiziere entfernen, die dazu geneigt sind, auf eigene Faust 
irgend welche Politik zu betreiben. Ich ersuche außerdem, sorgfältig darauf zu 
achten, daß zwischen den Offizieren und Unteroffizieren keine Gegensätze 
entstehen. 

Im besonderen hat sofort jeder Reichswehr-Offizier eine ehrenwörtliche Erklärung 
abzugeben, ob er einer "politischen Verbindung mit eigenen, öffentlich unbekann
ten Zielen angehört". In jedem einzelnen Falle ist dann durch die Regimentskom
mandeure oder bei kleineren, selbständigen Verbänden durch die Brigadekom
mandeure zu prüfen, ob der betreffende Offizier in der Reichswehr verbleiben 
kann oder ob Antrag auf seine Verabschiedung zu stellen ist. 

Ich bitte hierüber um Vollzugsmeldung bis zum 1. Mai. Mit neu zugehenden 
Offizieren ist ebenso zu verfahren. 

Der Inhalt dieser Verfügung ist allen Offizieren der Reichswehr und bei den 
gegenwärtig unterstellten Zeitfreiwilligen-Verbänden bekanntzugeben mit dem 
Beifügen, daß ich nur solche Offiziere in meinem Befehlsbereich dulden kann, die 
von ihrer Verpflichtung zum unbedingten militärischen Gehorsam innerlich 
überzeugt sind. 

Der Oberbefehlshaber: 
gez. Möhl 

Generalmajor. 
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61.

Dingsde lies DüRrers ller Division Aiünster, Oenersimsjor v. DreinitLer, 
an «lie iVstionsiverssnunIunK wc^en lies sox. Lielekeilier ^DDonnncns.

10. -^pril 1920. Zünsler. - 88l^ stullKsrl. IV1 366, Uli. 7 2. IVIssek. ^.bsckrilt.

Die Operation rur DekricDung Des InDuslriegekietes ist ru einein jaken ^VKsckluK 
gekommen^. I^ickt Durck clen Dingrikk Drankreicks, sondern Durck clie innere 
Dnwakrkaktigkeit Des DeitgeDankens: ^ieDerkerstellung verkassungsmaDigerDu- 
stanDe.
Das DielekelDer -^.bkommen^ bedeutet sowokl in seinen wesentlicken Dielen als 
auck in cler ^,rt seiner Dntstekung einen sckweren Druck cler Verkassung. Die 
Regierung kekarrt in Dem Verkassungskruck, trot^Dem sick Die ^ukrükrer nickt an 
Das Abkommen gekalten Kaken. I^ickt genug Damit wurden Den ^ukrükrern 
verkassungswiDrige Amnestien versprocken, clie Iruppe aker in ikren gesetrkcken 
Vlacktmitteln rur ^VieDerkerstellung cler OrDnung gekürzt.
Dine kleuorDnung nack clen lctrigen Dianen kecleutet: MiRkürlicken Druck 6er 
Verkassung, völlige Sckutrlosigkeit 6er Gruppe.
Dine ^Veiterkükrung 6er Operation mit Oültigkeit Des RieleksIDer Vkkommens Kat 
sick als unmöglick erwiesen.
Ds sei ausDrücklick clarauk aukmerksam gemackt, Da6 Die Iruppe es akleknt, 
ikrerseits irgenD welcke DorDerungen ru erkeken oDer DeDingungen ru stellen. 8ie 
acktet Die Verkassung, aker Die Regierung mu6 Die gleicke ^cklung in allen 
DanDlungen unD VerkanDlungen Keweisen. Die Iruppe rukt Den 8ckutr Der 
Nationalversammlung an gegen Das DielekelDer ^Vkkommen. Die Regierung Kat 
Durck ikr Verkalten Der Reickswekr Das Rückgrat gekrocken. ^uk einen ruverläs- 
sigen 8ckutr von Volk unD Verkassung kann Deskalk nickt mekr gerecknet werDsn, 
weDer ^etrt nock in künktigen 6?agen, wenn nickt Die IVationalversammlung, als Das 
Volk selkst, anDers entsckeiDet.

Dür Die Division Münster, 
ger. v. Dreinitrer 

Oeneralmajor.

1 Die beicksre§ierunA Katte aus Verlangen aus Kreisen cler Oevverksekalten und der sorialistiscken 
Karteien die ^usa^e ßeZeken, da8 Industrießekiet südlick der Kukr nickt mit Keicksvvekrtruppen ru 
kesetren. Deskalk kamen die mililäri8cken Operationen am 8. ^pril rum 8tillstand. Kritik dieser 
Lntsckeidunß au8 der DevölkerunZ de8 IndustrieZekietes veranlaüte die Ke§ierunß ^edock nickt ru 
einer anderen klaltunß. 3ie ent8ckied am 2. ^lai, da6 die Le8etrun§ des Oekiete8 8üdkck der kukr 
,,als reine ?olireiaktion" unter I^eitunZ des Okerpräsidenten von V^estkaien vor sick ßeken solle. 
Xakinett Müller I ?§r. 21 ^nm. 2, I^r. 23, l>ir. 29 und I^r. 77 ^nm. 13 so^vie LrrettunA des 
HukrAekiets 8. 2211. und 8. 230-232.

2 Vßl. I^r. 39 ^nm. 2.
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61. 

Eingabe des Führers der Division Münster, Generalmajor v. Preinitzer, 
an die Nationalversammlung wegen des sog. Bielefelder Abkommens. 

10. April 1920. Münster. - HStA Stuttgart. M 366, Bd. 7 Akt 2. Masch. Abschrift. 

Die Operation zur Befriedung des Industriegebietes ist zu einem jähen Abschluß 
gekommen l . Nicht durch den Eingriff Frankreichs, sondern durch die innere 
Unwahrhaftigkeit des Leitgedankens: Wiederherstellung verfassungsmäßiger Zu
stände. 

Das Bielefelder Abkommen2 bedeutet sowohl in seinen wesentlichen Zielen als 
auch in der Art seiner Entstehung einen schweren Bruch der Verfassung. Die 
Regierung beharrt in dem Verfassungsbruch, trotzdem sich die Aufrührer nicht an 
das Abkommen gehalten haben. Nicht genug damit wurden den Aufrührern 
verfassungswidrige Amnestien versprochen, die Truppe aber in ihren gesetzlichen 
Machtmitteln zur Wiederherstellung der Ordnung gekürzt. 

Eine Neuordnung nach den jetzigen Plänen bedeutet: Willkürlichen Bruch der 
Verfassung, völlige Schutzlosigkeit der Truppe. 

Eine Weiterführung der Operation mit Gültigkeit des Bielefelder Abkommens hat 
sich als unmöglich erwiesen. 

Es sei ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht, daß die Truppe es ablehnt, 
ihrerseits irgend welche Forderungen zu erheben oder Bedingungen zu stellen. Sie 
achtet die Verfassung, aber die Regierung muß die gleiche Achtung in allen 
Handlungen und Verhandlungen beweisen. Die Truppe ruft den Schutz der 
Nationalversammlung an gegen das Bielefelder Abkommen. Die Regierung hat 
durch ihr Verhalten der Reichswehr das Rückgrat gebrochen. Auf einen zuverläs
sigen Schutz von Volk und Verfassung kann deshalb nicht mehr gerechnet werden, 
weder jetzt noch in künftigen Tagen, wenn nicht die Nationalversammlung, als das 
Volk selbst, anders entscheidet. 

Für die Division Münster. 
gez. v. Preinitzer 

Generalmaj or. 

1 Die Reichsregierung hatte auf Verlangen aus Kreisen der Gewerkschaften und der sozialistischen 
Parteien die Zusage gegeben, das Industriegebiet südlich der Ruhr nicht mit Reichswehrtruppen zu 
besetzen. Deshalb kamen die militärischen Operationen am 8. April zum Stillstand. Kritik dieser 
Entscheidung aus der Bevölkerung des Industriegebietes veranlaßte die Regierung jedoch nicht zu 
einer anderen Haltung. Sie entschied am 2. ~1ai, daß die Besetzung des Gebietes südlich der Ruhr 
"als reine Polizeiaktion" unter Leitung des Oberpräsidenten von Westfalen vor sich gehen solle. 
Kabinett Müller I Nr. 21 Anm. 2, Nr. 23, Nr. 29 und Nr. 77 Anm. 13 sowie Errettung des 
Ruhrgebiets S. 221 f. und S. 230-232. 

2 Vgl. Nr. 39 Anm. 2. 

128 



Krise und UeorKNnisarion 10.4. 1920 63.

62.

kirlrlärnnA cler Xeilkrei^villiAen «les Nataillons v. Xrank in cier ReieLs- 
>ve6r-8e6ütLen-6riAs6e 21 üker iLre LntlassunK.

10. ^pril 1920. Okne OrlssnAske. - KH8t^ IV. KeküLLen-He^iment 42, öd. 15 -Vkt 4. 
Vervielk. ^uskertiKunK.

Oie ^eitkreivvilliZen 6es Lataillons von Xrauk cler 8ellütrenliriA366 Lpx> erklären, 
6a6 sie sieli im LulirZeluet unter Zar Ireinen Umständen entvakinen un6 auklösen 
lassen werclei?. Sie verlangen, im Verdancle 6er 8riAa6e Lpp gemäK ilirer 
VerpklielitunZ 6aru verwendet ru vver6en, um entivecler mit aller Xrakt clen 
Oolselrevvismus niecler ru selilaAsn^ o6er wer6en, kalls ilrnen 6iese ^ulAade 
verveirrt vvir6, unverrüZIieli in ilire lleimat Zeselllossen rurüelclceliren.
8ie sincl clakei üderreu^t, 6s6 ilire Xamera^en von 6er ReiellSivetir auk ilirer 8eite 
stellen.
8ie lassen sieli nielit von einer lieZierunZ mikkrauelien, 6ie okken ocler versteelct 
clie Olane 6er ^ukrülirer im kulirAsbiet kör6ert.

v. Xraull.

1 Heicbspräsiclent Lbert Katte am 6. ^pril 1920 clen Hercbswebrminister angewiesen, clie ^eittreivvilli- 
gentormationen „baldigst autrulösen^ (Kabinett Müller I I^r. 13). Diese als Konsequenz des Kapp- 
Düttwitr-Dutsebes angelegte ^laOnabme entspraeb rugleieb einer bereits trüber erbobenen 
Forderung cler Interalliierten WÜtar-Kontroll-Korninission (ebd. I^r. 20).

2 Vgl. I^r. 61 Vnm. I.

63.

LrlULrun^ lies I^reileorps OLerlsn«! ü6er seine kintlassunK.

10. ^pril 1920. Dorlniuncl. - 6118t^ IV. 8et>ülren-IieAiinenl 42, 80. 15 >VIn 4. IVIssek. 
^ksvlirikl.

^us 6er Ores86 lialien 6ie ^nZeliöriAsn 6es k'reilcorps Olierlan6 erkaliren, clak 6ie 
^eitkreivvilliAen-k'ormLtionen aukZelöst vver6en sollet?.
Oas k'reilcorps O6erlan6 erlclärt, sieli nur auk llekelil seines LriZacle-Xommancleurs? 
aukrulösen. Oin lVuklösunA8l>ekeliI von an6erer Seite tvir6 6as Xorps nielit 
anerlcennen; 6as Xorps vir6 sieli in 6iesem knalle Aeselilossen uncl entsclilossen 
ivi6ersetren.
Oas Xorps destelit aus allen sorialen Seliieliten; es stellt 6er ^rdeiter neden 6em 
kürzer, 6er Lauer nelisn clem 8tä6ter. Oer Ororentsatr an Okkirieren un6

1 Vßl. IVr. 62 Vnm. I.
2 Oberst krsnr V. Lpp, Xommsn6eur cier keicbsivebr-8cbütren-8riAL<ie 2t.
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62. 

Erklärung der Zeitfreiwilligen des Bataillons v. Krauß in der Reichs
wehr-Schützen-Brigade 21 über ihre Entlassung. 

10. April 1920. Ohne Ortsangabe. - BHStA IV. Schützen-Regiment 42, Bd. 15 Akt 4. 
Vervielf. Ausfertigung. 

Die Zeitfreiwilligen des Bataillons von Krauß der Schützenbrigade Epp erklären, 
daß sie sich im Ruhrgebiet unter gar keinen Umständen entwaffnen und auflösen 
lassen werden l

. Sie verlangen, im Verbande der Brigade Epp gemäß ihrer 
Verpflichtung dazu verwendet zu werden, um entweder mit aller Kraft den 
Bolschewismus nieder zu schlagen2 oder werden, falls ihnen diese Aufgabe 
verwehrt wird, unverzüglich in ihre Heimat geschlossen zurückkehren. 

Sie sind dabei überzeugt, daß ihre Kameraden von der Reichswehr auf ihrer Seite 
stehen. 

Sie lassen sich nicht von einer Regierung mißbrauchen, die offen oder versteckt 
die Pläne der Aufrührer im Ruhrgebiet fördert. 

v. Krauß. 

Reichspräsident Ebert hatte am 6. April 1920 den Reichswehrminister angewiesen, die Zeitfreiwilli
genformationen "baldigst aufzulösen" (Kabinett Müller I Nr. 13). Diese als Konsequenz des Kapp
Lüttwitz-Putsches angelegte Maßnahme entsprach zugleich einer bereits früher erhobenen 
Forderung der Interalliierten Militär-Kontroll-Kommission (ebd. Nr. 20). 

2 Vgl. Nr. 61 Anm. 1. 

63. 

Erklärung des Freikorps Oberland über seine Entlassung. 

10. April 1920. Dortmund. - BHStA IV. Schützen-Regiment 42, Bd. 15 Akt 4. Masch. 
Abschrift. 

Aus der Presse haben die Angehörigen des Freikorps Oberland erfahren, daß die 
Zeitfreiwilligen-Formationen aufgelöst werden sollen l

. 

Das Freikorps Oberland erklärt, sich nur auf Befehl seines Brigade-Kommandeurs2 

aufzulösen. Ein Auflösungsbefehl von anderer Seite wird das Korps nicht 
anerkennen; das Korps wird sich in diesem Falle geschlossen und entschlossen 
widersetzen. 

Das Korps besteht aus allen sozialen Schichten; es steht der Arbeiter neben dem 
Bürger, der Bauer neben dem Städter. Der Prozentsatz an Offizieren und 

1 Vgl. Nr. 62 Anm. 1. 

2 Oberst Franz v. Epp, Kommandeur der Reichswehr-Schützen-Brigade 21. 
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8tubenten ist gering. Oer 8prueb: ,,Oie ^eitlreirvilbgen sinb eine reabtionäre 
Iruppe, bie ber Volirsversöbnung cubebs aukgelöst rvsrben müssen", ist eine 
inkame Oetre unci büge. In tier Nullösung tier ^eitkrsivvibigen-Oormationen 
erbbelct tins Oreiborps Oberlanb lceine bie rabibale vVrbeitersebakt versobnenbe 
Nabnabme, sonbern eine planmäßige Vorarbeit lür ben russiseben Lolsebe- 
rvismus.
Oiesen 8ebritt maebt bas breilrorps niebt rnit.

ger.: lborabam.

64.

IVIelliungen rler Xornpagniekültrer lies I. kntsillons lies keiebs^veiir- 
Sebütren-Iiegirnenls 41 über riie politisebe Haltung cier ^rupp6^.

IO./II. Vpril 1920. Alünelien. - 6H8l^ IV. 8okülren-keAiirlenl 41, 8Ü. 13 ^Ilt 13. HsI. 
Vuskerti^unxen.

a) IHelrlung ÜS8 k^ükrers tier I. Kompsxnie, Ilsuptinsnn ^iminer.
IVaebbem in tier Xompagnie von jeber rias Ostreiben jegbeberOobtib unterbuncien 
würbe, bestebt ein Oinneigen in eine bestirninte politisebe Oiebtung bei cien 
Nannsebakten tier Xompagnie überbaupt niebt. Die beute Icennen nur eine große 
Abneigung unci keinbsebge Haltung, bas ist <iie gegen <Ien Oolscbevvismus. Die 
übrigen pobtiseben Vorgänge verkoigen bie Nannsebakten rrvar mit Interesse, 
verbalten sieb ^ebocb inbikkerent bieru. Die 8timmung ber beute selbst ist, 
insbesondere seit tier letzten böbnungsaukbesserung, eine sebr gute.

I. V.
Vb innrer

Hauptmann unb XompaZnielübrer.

k) ^I«Iclui»K cles ^ülArers cler 2. KoinpaKme, Hsuptrnann KvZIei'.
Oer Zrobe leb ber Vlannscbalten ist pobtiscb inbillerent; ein kleinerer kost neigt 
entsebieben naeb reebts.
LtrömunZen naeb bnbs babe ieb niebt beobacbtet.

XöZIer
Hauptmann unb XompaZnielübrer.

e) AlelrluiAK cles I^ütirers «1er 3. KompsKnie, Hsuptinann Dietl.
Oie OnteroHiriere unb ^lannscbalten meiner XompaZnie sinb entsebieben national 
gesinnt. 8ie treten im allgemeinen warm lür ben vaterlanbiseben, beutsebnationa- 
len Oebanben ein.

1 Der stellv, k'ükrer <äer Lckütren-DrißL^e 21, OberstleutnLnr ^sekauer, Katte 6urek Letekl le 
I^o. 8482 vom 6. ^.pril 1920 (am ßleieken k'un^ort vie okiße ?^r. Verviel/.^ksekrikt) auk§run8 eines 
Daßekeriekts, ,,8a6 et^va 8ie Hallte 8er Gruppe 8es Ltan^orts mit 8er s^mpatkisiere", 8ie
Llska18iße ^1eI8un§ 8er Kommandeure über 8ie ,,politiseke 2unei§unß 8er DnterZekenen" verlang. 
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Studenten ist gering. Der Spruch: "Die Zeitfreiwilligen sind eine reaktionäre 
Truppe, die der Volks versöhnung zuliebe aufgelöst werden müssen", ist eine 
infame Hetze und Lüge. In der Auflösung der Zeitfreiwilligen-Formationen 
erblickt das Freikorps Oberland keine die radikale Arbeiterschaft versöhnende 
Maßnahme, sondern eine planmäßige Vorarbeit für den russischen Bolsche
WIsmus. 

Diesen Schritt macht das Freikorps nicht mit. 
gez.: Horadam. 

64. 

Meldungen der Kompagnieführer des I. Bataillons des Reichswehr
Schützen-Regiments 41 über die politische Haltung der Truppe l • 

10.111. April 1920. München. - BHStA IV. Schützen-Regiment 41, Bd. 13 Akt 13. Hsl. 
Ausfertigungen. 

a) Meldung des Führers der 1. Kompagnie, Hauptmann Wimmer. 

Nachdem in der Kompagnie von jeher das Betreiben jeglicher Politik unterbunden 
wurde, besteht ein Hinneigen in eine bestimmte politische Richtung bei den 
Mannschaften der Kompagnie überhaupt nicht. Die Leute kennen nur eine große 
Abneigung und feindselige Haltung, das ist die gegen den Bolschewismus. Die 
übrigen politischen Vorgänge verfolgen die Mannschaften zwar mit Interesse, 
verhalten sich jedoch indifferent hiezu. Die Stimmung der Leute selbst ist, 
insbesondere seit der letzten Löhnungsaufbesserung, eine sehr gute. 

1. V. 
Wimmer 

Hauptmann und Kompagnieführer. 

b) Meldung des Führers der 2. Kompagnie, Hauptmann Kögler. 

Der große Teil der Mannschaften ist politisch indifferent; ein kleinerer Rest neigt 
entschieden nach rechts. 

Strömungen nach links habe ich nicht beobachtet. 
Kögler 

Hauptmann und Kompagnieführer. 

c) Meldung des Führers der 3. Kompagnie, Hauptmann Dietl. 

Die Unteroffiziere und Mannschaften meiner Kompagnie sind entschieden national 
gesinnt. Sie treten im allgemeinen warm für den vaterländischen, deutschnationa
len Gedanken ein. 

Der stellv. Führer der Schützen-Brigade 21, Oberstleutnant Aschauer, hatte durch Befehl Ic 
No. 8482 vom 6. April 1920 (am gleichen Fundort wie obige Nr. VervielLAbschrift) aufgrund eines 
Lageberichts, "daß etwa die Hälfte der Truppe des Standorts mit der M.S.P. sympathisiere", die 
alsbaldige Meldung der Kommandeure über die "politische Zuneigung der Untergebenen" verlangt. 
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Von dieser politischen Zuneigung mull fecloeh ihre Auffassung in rein wirtschaftli- 
chen, finanziellen Kragen (Verpflegung, Löhnung) getrennt werden, llei aller 
vaterländischen Oesinnung vertreten clie Deute in cler überwiegenclen Nehrheit in 
äieser kerielmng clem 2ug cler 2eit entsprechencl einen rein materiellen 8tanci- 
punbt, neigen leicht ru unrulrieclenen keclereien uncl Dünnen nie genug bebom- 
inen. Vugenblicblieb ist hierin infolge cler eingetretenen Dölmungserhöhung eine 
kesserung ru verreichnen.

Dietl 
blauptmann uncl kompagnielührer.

cl) IVlSlclunK cles ^ülirers cler 4. (^1.6.) Kompagnie, ULcuptmsnu Kuie6.
Otine ^vveikel clie ^Lnn8e^Lkten cler XompL^nie Sinter cien 8t3cit8er^Llren-
clen Parteien. Irn Unterricht sowohl wie auch in Oespräehen cler Mannschaft ist 
mir noch nie eine hesonclere Zuneigung ru cler N.8. Kartei^ aufgefallen. Hierfür 
spricht auch cler ümstancl, clall clie im Deserimmer aufliegencis Münchner kosü 
nur vereinreit gelesen wirci.

kniell
Hauptmann uncl Kompagnieführer.

e) I^IelclunA cles k^ülrrers cler Aliuen^erter-Xoknpsßnie, Müller.
Die üherragencle Mehrheit cler H1.V.K. sympathisiert mit clen national gesinnten 
bürgerlichen Karteien uncl ist einer bürgerlichen kegierung mehr rugetan als clen 
bisherigen rein ocler gemischt sorialistischen Vorgängern. Ob einreine soriali- 
stiscb orientierte Deute vorhanden sincl, ist niebt offenbunclig geworclen. Lin als 
Nitgliecl cler ^l.8.k. bekannter 8ergeant ist schon seit Rochen ausgeschieclen; er 
war im Übrigen Dein Detrer uncl von anstäncliger Oesinnung. Die meisten Deute 
Dllmmern sich überhaupt wenig um kolitiD.
<Vniä6lich> cler letzten ünruhen reigten sich alle Deute mit cler läaltung cles 
Regiments einverstanclen; sie waren von cler ?csotwencjigDeil cler Erneuerung cler 
Reichs- uncl bayerischen Regierung überreugt; wünschten nur clen Vollrug auf 
loyalem Veg ohne militärische Oswalttat; wie ich es ihnen als wünschenswert 
vortrug.

Vlüller.

k) IVIelllunA «les küDrers «ler ZlslisDoinpaAme, Hsuplmann lisu.
Die 8tabsDompagnie hat cieutschnationale Oesinnung.

kau
Hauptmann uncl kompagniekllhrer.

8) Uelüun8 cles kükrers einer weiteren XoinpNKnie.
Dis llberwiegencle Mehrheit cler Kompagnie äürkte politisch cler 
Hinneigen.

c. -.?

2 Oemeint ist <lie 8OO (icletirlieitssoriuIüemotcrLlie).
3 OrZsn cler sorislcleinolcrntiseken Ourtei in ^lünelien.
4 Oie Ontersekrikt ist nnIeserlieD.
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Von dieser politischen Zuneigung muß jedoch ihre Auffassung in rein wirtschaftli
chen, finanziellen Fragen (Verpflegung, Löhnung) getrennt werden. Bei aller 
vaterländischen Gesinnung vertreten die Leute in der überwiegenden Mehrheit in 
dieser Beziehung dem Zug der Zeit ents prechend einen rein materiellen Stand
punkt, neigen leicht zu unzufriedenen Redereien und können nie genug bekom
men. Augenblicklich ist hierin infolge der eingetretenen Löhnungserhöhung eine 
Besserung zu verzeichnen. 

Dietl 
Hauptmann und Kompagnieführer. 

d) Meldung des Führers der 4. (M.G.) Kompagnie, Hauptmann Knieß. 

Ohne Zweifel stehen die Mannschaften der Kompagnie hinter den staatserhalten
den Parteien. Im Unterricht sowohl wie auch in Gesprächen der Mannschaft ist 
mir noch nie eine besondere Zuneigung zu der M.S. Partei2 aufgefallen. Hierfür 
spricht auch der Umstand, daß die im Lesezimmer aufliegende Münchner Post"' 
nur vereinzelt gelesen wird. 

Knieß 
Hauptmann und Kompagnieführer. 

e) Meldung des Führers der Minenwerfer-Kompagnie, Müller. 

Die überragende Mehrheit der M. W.K. sympathisiert mit den national gesinnten 
bürgerlichen Parteien und ist einer bürgerlichen Regierung mehr zugetan als den 
bisherigen rein oder gemischt sozialistischen Vorgängern. Ob einzelne soziali
stisch orientierte Leute vorhanden sind, ist nicht offenkundig geworden. Ein als 
Mitglied der M.S.P. bekannter Sergeant ist schon seit Wochen ausgeschieden; er 
war im Übrigen kein Hetzer und von anständiger Gesinnung. Die meisten Leute 
kümmern sich überhaupt wenig um Politik. 

<Anläßlich> der letzten Unruhen zeigten sich alle Leute mit der Haltung des 
Regiments einverstanden; sie waren von der Notwendigkeit der Erneuerung der 
Reichs- und bayerischen Regierung überzeugt; wünschten nur den Vollzug auf 
loyalem Weg ohne militärische Gewalttat; wie ich es ihnen als wünschenswert 
vortrug. 

f) Meldung des Führers der Stabskompagnie, Hauptmann Rau. 

Die Stabskompagnie hat deutschnationale Gesinnung. 
Rau 

Müller. 

Hauptmann und Kompagnieführer. 

g) Meldung des Führers einer weiteren Kompagnie. 

Die überwiegende Mehrheit der Kompagnie dürfte politisch der [!] M.S.P. 
hinneigen. 

2 Gemeint ist die SPD (Mehrheitssozialdemokratie). 

3 Organ der sozialdemokratischen Partei in München. 

4 Die Unterschrift ist unleserlich. 

[ ... ]4 
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65.

8eBreiBen «les OBerBeleBIsIiaBers cler BeieBsvebr-Oruppe 4, Oeneral- 
msjor v. lVlübtl, itii Ben boininissarisclren Olbek Ber HeeresIeilnnK, Oene- 
ralinajor v. 8eedct, nder BersonsIkrnKen cles BeieBsbeeres naeb clem

Xapp-Büttvitr-ButseB.

I I. 1920. Alünelren. - 6^ ^1^. 247/88. LiAenti. ^uske^liKunK.

8ebr geebrter Herr Oeneral!
Oestatten 8ie mir, claB ieb einige viebtige Bragen persönlieb mit Ibnen bespreebe.
In cier Bresse unü aueb an6ervarts ist ciss Oerüebt aukgetaucbt, 6ak cier ,,Vla^or" 
a. O. Branr Kari Bnüres^, auüerüem sogar Na^or Brust Baraquin^ in cias 
Beiebsvebrministerium ausgenommen verüen sollen. leli bitte clringencl, clak ieb 
in soleben wallen, venn ba^risebe Okkiriere in Betracbt bommen, vorber gekragt 
verüe. Oie beiclen genannten Okkiriere sinü ebenso unmöglieb, vie es r. 8. 6er 
Oeneral Orak Nontgelas^ wäre, - vie icb vorbeugencl gleiob bemerken mäebte. 
Oetrterer ist ein geistreieber blarr, 6er seine mibtärisebe Onbrauebbarbeit burr 
nacb Beginn cles Krieges enclbeb aueb kür diejenigen beviesen bat, clie es niobt 
vorber sebon gemerbt batten. Baraquin uncl Bnüres sinci ebarabterlose 8treber, 
letrterer nebenbei ein Bevolverjournalist seblimmster 8orte, beicie in cier ba>ri- 
seben ^rmee veräebtbcb vegen ibrer Haltung naeb cler Bevolution. Oie ^uknabme 
soleber Okkiriere in clas Beiebsvebrministerium bönnte ciie Binbeit cier cieutseben 
Beicbsvebr rerstören, vie ieb Ibnen bbpp unci blar mitteiien mub. Bben erbaite 
ieb allerdings ciie I^laebriebt von Berlin, 6a6 6as Oerüebt über Bnüres-Baraquin 
niebt rutrikkO.
OaB überbaupt solebe Oerüebte entsteben bönnen, ist aber auBerclem ein 
bedeutsames Nerbmal kür clen ganrbeben Mangel an Vertrauen, clas 6ie 
ba^risebe Beiebsvebr clem neuen Beiebsvebrminister entgegenbringt. 8ein Ver- 
balten in 6er ^ngelegenbeit cles ^ukstanües im Bubrgebiet unü seine Beteiligung 
an Verbanülungen mit cien Oeverbscbakter? baben es Babin gebraebt, 6a6 man 
bier cliesem Nann alles - ocler venn 8ie vollen - aueb gar niebts rutraut. Oer Buk 
naeb blosbe ist allgemein ocler jeüenkalls veitaus besser^, venn es sebon 
bein Oeneral sein bann, vas kür vernünktige Nenseben selbstverstänBlicb, kür Bas 
Beutsebe Volb rur 2eit Baber ausgeseblossen ersebeint. V^äre es niebt möglieb, 
mit I^osbe in Verbindung ru treten, Ball er seinen Blatr viecler einnimmt - oBer aus 
velebem OrunBe sollte es niebt möglieb ocler niebt angereigt sein?

I Lranr Lari Lndres, Verkssser cies Lucdes Leiedswedr unci Deinolcratie. iVIuneden und Leipzig 1919. 
Lr bereicdnet sied dort als „osinsniseker ^lajor 3. D.".

2 Linst Lsrsquin, Nsjoi s. O.
3 Naxiinilisn Ornk ^lontZelss, LenersI 6. Ink. L. II.. 1914 LenersIIeutnsnt uncl Xommsncleui cler 

4. bsveriscken Division in IVürrburZ.
4 Der vorstokencle 8atr ist uuk 6ein unteren Hsnci 4er Leite nactißetrugen un6 6urel> Ltern als sn -liess 

Ltelle ßelröriß bereicknet worden.
5 Lur Lritilc sn 6elZIer vZI. sueli k»Ir. 66.
6 Lin ocler rwei ^orte in cler Vorl. ciurclr Loclrunß rerslört.
7 „ocler - dessen" auk clern Lande naedlräZIied einAeküZt.
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65. 

Schreiben des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 4, General
major v. Möhl, an den kommissarischen Chef der Heeresleitung, Gene
ralmajor v. Seeckt, über Personalfragen des Reichsheeres nach dem 

Kapp-LüUwitz-Putsch. 

11. April 1920. München. - BA·MA. N 247/88. Eigenh. Ausfertigung. 

Sehr geehrter Herr General! 

Gestatten Sie mir, daß ich einige wichtige Fragen persönlich mit Ihnen bespreche. 

In der Presse und auch anderwärts ist das Gerücht aufgetaucht, daß der "Major" 
a. D. Franz Karl Endres1, außerdem sogar Major Ernst Paraquin2 in das 
Reichswehrministerium aufgenommen werden sollen. Ich bitte dringend, daß ich 
in solchen Fällen, wenn bayrische Offiziere in Betracht kommen, vorher gefragt 
werde. Die bei den genannten Offiziere sind ebenso unmöglich, wie es z. B. der 
General Graf Montgelas3 wäre, - wie ich vorbeugend gleich bemerken möchte. 
Letzterer ist ein geistreicher Narr, der seine militärische Unbrauchbarkeit kurz 
nach Beginn des Krieges endlich auch für diejenigen bewiesen hat, die es nicht 
vorher schon gemerkt hatten. Paraquin und Endres sind charakterlose Streber, 
letzterer nebenbei ein Revolverjournalist schlimmster Sorte, beide in der bayri
sehen Armee verächtlich wegen ihrer Haltung nach der Revolution. Die Aufnahme 
solcher Offiziere in das Reichswehrministerium könnte die Einheit der deutschen 
Reichswehr zerstören, wie ich Ihnen klipp und klar mitteilen muß. Eben erhalte 
ich allerdings die Nachricht von Berlin, daß das Gerücht über Endres-Paraquin 
nicht zutrifft4• 

Daß überhaupt solche Gerüchte entstehen können, ist aber außerdem ein 
bedeutsames Merkmal für den gänzlichen Mangel an Vertrauen, das [!] die 
bayrische Reichswehr dem neuen Reichswehrminister entgegenbringt. Sein Ver
halten in der Angelegenheit des Aufstandes im Ruhrgebiet und seine Beteiligung 
an Verhandlungen mit den Gewerkschaften5 haben es dahin gebracht, daß man 
hier diesem Mann alles - oder wenn Sie wollen - auch gar nichts zutraut. Der Ruf 
nach Noske ist allgemein oder jedenfalls [ ... ]6 weitaus besser7, wenn es schon 
kein General sein kann, was für vernünftige Menschen selbstverständlich, für das 
deutsche Volk zur Zeit daher ausgeschlossen erscheint. Wäre es nicht möglich, 
mit N oske in Verbindung zu treten, daß er seinen Platz wieder einnimmt - oder aus 
welchem Grunde sollte es nicht möglich oder nicht angezeigt sein? 

1 Franz earl Endres, Verfasser des Buches Reichswehr und Demokratie. München und Leipzig 1919. 
Er bezeichnet sich dort als "osmanischer Major a. D.". 

2 Ernst Paraquin, Major a. D. 

3 Maximilian Graf Montgelas, General d. Inf. a. D., 1914 Generalleutnant und Kommandeur der 
4. bayerischen Division in Würzburg. 

4 Der vorstehende Satz ist auf dem unteren Rand der Seite nachgetragen und durch Stern als an diese 
Stelle gehörig bezeichnet worden. 

S Zur Kritik an Geßler vgl. auch Nr. 66. 

6 Ein oder zwei Worte in der Vorl. durch Lochung zerstört. 

7 "oder - besser" auf dem Rande nachträglich eingefügt. 
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kindlick warne ick vor einer Inquisition in 6er ka^riscken Reickswekr wegen ikrer 
Haltung in 6er Xapp-t^kkaire. Oie ka^riscke Reickswekr ist unter meinem Rekekl 
6er „alten Regierung" treu geklieken. ^Velcke 8ekwierigkeiten und Reikungen 
dakei ru ükerwinden waren, ist eine interne ^ngelegenkeit. Oie „Nünckner Rost" 
ist ein 8ckmierklatt, dem viel ru viel kikre angetlran wird, wenn seine „kintküllun- 
gen" rur Grundlage einer 8taatsaktion gemackt werden sollten.
leit stelle es Ilmen Irei, dem Herrn Reickswekrminister von diesem Rrieke 
mitruteilen, was 8ie lür gut kalten; ick moelite 8ie nur dringend kitten, den Kirnst 
der Rage niekt ru untersekätren; üker die allgemeine 8timmung in Ladern gegen 
die Reicksregierung dürkten 8ie oknekin ausreickend unterriektet sein.
Oenekmigen 8ie die Versiekerung meiner ausgereiekneten Ooeksektung, womit 
ick Kin unter kameradsckakllickem OruK

Ikr ergekenster
Nökl.

66.

IVlelRunK «les Rudrers der Hri^sde kipp, Oders! v. kipp, an die Oruppe 
Hass üder die Reaktion der Gruppe auk das SOK. kkielekelder ^dkoiurnen.

II. 1920. Ooi-tinun^. Io I^o. 715. - 8tuttKLi'r. 1^1 366, 8^. 7 2.
^dsekrikr.

Ick Kin verpkkcktet, üker die r. Ä. unter den l'ruppen meines Rekeklskereicks 
kestekende lkkiFstimmunK - die ikren Orund in der ^ulkassung der l'ruppe üker 
den kiskerigen Oang der miktäriscken und politiscken kireignisse Kat - ru melden. 
Oie erste ernste Leunrukigung entstand durck das >In/raiten des Rarmarsc/res au/ 
Orund der Rie/e/e/der Ver/rand/unKen und durck den - Kisker allerdings nickt im 
autkentiscken Wortlaut dienstlick kekannt gewordenen - /n/raitdes sogenannten 
Rielekelder ^kkommensk
Inskesondere Kaken folgende Runkle des ^kkommens kirregung ausgelöst:
/'ll»/:! l.' Mitwirkung der Oewerksckakten Kei kleukildung der Regierung und 
entscheidender KiinRulZ der Oewerksckakten auk gewisse leile der Oesetrgekung?.
Oie l'ruppe Kat das kier/assunAsundriKe solcker ^usickerungen klar erkannt.

1 VZI. Nr. 61 und Nr. 39 ^nm. 2. Kritilc 3M SNA. Lielekelder ^blcommen It3tte bereits 3M 25. Uärr 
1920 das ^Vebrlcreisirommando VI dem keiebsrvebrminister ßeZenuber ßeäuüert (Hurten 8. 1541.). 
Xbnlicbe Lesicbtspunlcte vertrat 3ueb der band^irtsebaktlicbe Hauptverein kür den Kegierunßsbe- 
rirlc Münster in seiner 3n die KeicbsreZierunß Zeriebteten LntscblieüunZ vom 14. -^pril 1920. 
Kabinett Müller I Nr. 39.

2 Vßl. Nr. 48 ^nm. I.
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Endlich warne ich vor einer Inquisition in der bayrischen Reichswehr wegen ihrer 
Haltung in der Kapp-Affaire. Die bayrische Reichswehr ist unter meinem Befehl 
der "alten Regierung" treu geblieben. Welche Schwierigkeiten und Reibungen 
dabei zu überwinden waren, ist eine interne Angelegenheit. Die "Münchner Post" 
ist ein Schmierblatt, dem viel zu viel Ehre angethan wird, wenn seine "Enthüllun
gen" zur Grundlage einer Staatsaktion gemacht werden sollten. 
Ich stelle es Ihnen frei, dem Herrn Reichswehrminister von diesem Briefe 
mitzuteilen, was Sie für gut halten; ich möchte Sie nur dringend bitten, den Ernst 
der Lage nicht zu unterschätzen; über die allgemeine Stimmung in Bayern gegen 
die Reichsregierung dürften Sie ohnehin ausreichend unterrichtet sein. 

Genehmigen Sie die Versicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung, womit 
ich bin unter kameradschaftlichem Gruß 

66. 

Ihr ergebenster 
Möhl. 

Meldung des Führers der Brigade Epp, Oberst v. Epp, an die Gruppe 
Haas über die Reaktion der Truppe auf das sog. Bielefelder Abkommen. 

11. April 1920. Dortmund. Ic No. 715. - HStA Stuttgart. !\f 366, Bd. 7 Akt 2. !\fascho 
Abschrift. 

Ich bin verpflichtet, über die Z. Zt. unter den Truppen meines Befehlsbereichs 
bestehende Mißstimmung - die ihren Grund in der Auffassung der Truppe über 
den bisherigen Gang der militärischen und politischen Ereignisse hat - zu melden. 

Die erste ernste Beunruhigung entstand durch das Anhalten des Vormarsches auf 
Grund der Bielefelder Verhandlungen und durch den - bisher allerdings nicht im 
authentischen Wortlaut dienstlich bekannt gewordenen - Inhalt des sogenannten 
Bielefelder Abkommens!. 

Insbesondere haben folgende Punkte des Abkommens Erregung ausgelöst: 

Punkt 1: Mitwirkung der Gewerkschaften bei Neubildung der Regierung und 
entscheidender Einfluß der Gewerkschaften auf gewisse Teile der Gesetzgebung2

• 

Die Truppe hat das Verfassungswidrige solcher Zusicherungen klar erkannt. 

Vgl. Nr. 61 und Nr. 39 Anm. 2. Kritik am sog. Bielefelder Abkommen hatte bereits am 25. März 
1920 das Wehrkreiskommando VI dem Reichswehrminister gegenüber geäußert (Hürten S. 154f.). 
Ähnliche Gesichtspunkte vertrat auch der Landwirtschaftliche Hauptverein für den Regierungsbe· 
zirk Münster in seiner an die Reichsregierung gerichteten Entschließung vom 14. April 1920. 
Kabinett Müller I Nr. 39. 

2 Vgl. Nr. 48 Anm. 1. 
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Loltiältliolte ^roteste Aesotilossener Truppenteile^ Aegon die etwaige Kil3ung einer 
reinen /I rbeikec-I?sAternnF 8ind rnir rugegangen.
Kunht 7: Keorgam8ation der Keieli8welir, insdsgondere durcli HernnrietiunZ der 
organisierten Arbeiter, Kngeatellten und Leamlen.
Jeder Loidst i8t aioli I>ewu6t, ds6 sine aololie ^Ia6nalime die Oolitili und damit den 
Keim der ^eraetrung in8 Heer tragen mu6^.
Kunhr JO: Oraetrung der Oinwolmerwekren dureti Ortaweliren, die insbesondere 
aus den Xrei8kn der organisierten Arbeiter, T^ngeatellten und Oeamten gebildet 
werden sollen.
Oie Gruppe weil!, da6 dies - wenig8ten8 in den Industriegebieten - nicbts anderes 
bedeutet a/s >lu/ste//ung der Stämme /ür eine rote z4rmec.
Kunkt Id: ^ulbebung des verscbärlten tVusnabmerustsndes. Oie Gruppe siebt, dab 
das wirbaamate Büttel rur OnterdrücbunZ des ^ulrubrs aus der Hand gegeben 
werden soll; sie weib, dab letzten Ondes sie dalür bluten muk, und siebt ibre 
bisberigen Opker als umsonst gebraebt an.
Kunhk I7: Oas „Amnestie-Versprec/ren".
Os bat de//e Empörung bei der Iruppe ausgelöst, dab der keiebswebrsoldat, der 
/ür die Kegierung sein Keüen eingesetzt /rat, bier in einem ^tem mit dem 
bolsebewistiseben Kukrübrer genannt, mit ibm aul die g/eie/re §tu/e gestellt wird^. 
Immerbin bestand die OoHnung, dab die Kegierung - besonders naobdem der 
Oegner deiner der ibm im Lielelelder ^.blcommen aulerlegten Verpkliebtungen 
naebgebommen war - sie/r nie/rk me/rr an das rlühommen gebunden betrae/rken 
wurde.
Oiese Holknung wurde gestärbt dureb den anscheinenden Ontscblub der kegie-

3 blacb einer vorbereitend angekertigten 7usammenstebung von kescbwerden 4er Pruppen an die 
keicbsregierung aus tier 7eit vor dein 4. ^.pril 1920 (LK8t^ IV. 8cblltren-8rigade 21, Kd. 24 z^kt 3. 
Nascb. keinscbrikt) batten rwei kataibone solcbe Proteste vorgebracbt.

4 Vgl. bierru Oeorg Ootkein, Oie acbt Punkte. II, in: Lerliner Pageblatt bkr. 153 vorn 3. ^pril 1920: 
„Hier lautete die ursprüngbcbe porderung ider Oewerkscbaktenl, ,.4uklosung aller konterrevolutio- 
nären pormationen und Öbsrnabrne des 8icberbeitsdienstes dureb die organisierte ^rbeiterscbaktb 
Oa als konterrevolutionäre pormationen aucb 8olcbe bereicbnet wurden, bei denen nur die 
kekeblsbaber oder einige Okkiriere kür die Kapp und büttwitr eingetreten waren, so wäre von der 
keicbswebr nicbt viel übrig geblieben und an ibre stelle eine ^rbeiterarmee getreten. Oa8 war der 
gerade Weg rum Kommunismus k- - -I 8cbon der priedensvertrag, der uns leider nur ein 
8öldnerbeer gestattet, widerspricbt dieser Forderung, gestattet nicbt die Öbernabme des 8icber- 
beitsdienstes dureb eine rote ^.rmee. Wir batten aber aucb nickt die geringste Neigung, alle 
militäriscbe Vlacbt und damit aucb die politiscbe in die Hände einer einzigen Klasse oder Partei ru 
legen. Oas widerspräcbe allen demokratiscben Orundsätren. Wir braucben eine unpolitiscbe 
Webrmacbl, die ein ruverlässiges Instrument in der Hand der verkassungsmäkigen kegierung ist 
und 8tastskorm und Verkassung wirksam scblltrt. Oaü sie nicbt unpolitiscb war, wurde unser 
Unglück. 8ie muü unnacbsicbtig von allen nicbt verkassungstreuen, konterrevolutionären Elemen
ten gereinigt werden, aber man dark dabei nicbt in den Pebler kallen, sie rum Instrument der ebenso 
einseitigen, enlgegengesetrten kicbtung ru macben."

5 Oie 2ikker 17 des sog. Lielekelder Abkommens lautet: „Weder den Arbeitern, die an den Kämpken 
teilgenommen baben, nocb den Vügliedcrn der Pobrei- und pinwobnerwebren und den blannscbak- 
ten der keicbswebr dürken blacbteile oder Kelästigungen wegen ibrer peilnabme erwacbsen. " 
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Schriftliche Proteste geschlossener Truppenteile3 gegen die etwaige Bildung einer 
reinen Arbeiter-Regierung sind mir zugegangen. 

Punkt 7: Reorganisation der Reichswehr, insbesondere durch Heranziehung der 
organisierten Arbeiter, Angestellten und Beamten. 

Jeder Soldat ist sich bewußt, daß eine solche Maßnahme die Politik und damit den 
Keim der Zersetzung ins Heer tragen muß4• 

Punkt 10: Ersetzung der Einwohnerwehren durch Ortswehren, die insbesondere 
aus den Kreisen der organisierten Arbeiter, Angestellten und Beamten gebildet 
werden sollen. 

Die Truppe weiß, daß dies - wenigstens in den Industriegebieten - nichts anderes 
bedeutet als Aufstellung der Stämme für eine rote Armee. 

Punkt 15: Aufhebung des verschärften Ausnahmezustandes. Die Truppe sieht, daß 
das wirksamste Mittel zur Unterdrückung des Aufruhrs aus der Hand gegeben 
werden soll; sie weiß, daß letzten Endes sie dafür bluten muß, und sieht ihre 
bisherigen Opfer als umsonst gebracht an. 

Punkt 17: Das "Amnestie- Versprechen ". 

Es hat helle Empörung bei der Truppe ausgelöst, daß der Reichswehrsoldat, der 
für die Regierung sein Leben eingesetzt hat, hier in einem Atem mit dem 
bolschewistischen Aufrührer genannt, mit ihm auf die gleiche Stufe gestellt wirds. 

Immerhin bestand die Hoffnung, daß die Regierung - besonders nachdem der 
Gegner keiner der ihm im Bielefelder Abkommen auferlegten Verpflichtungen 
nachgekommen war - sich nicht mehr an das Abkommen gebunden betrachten 
würde. 

Diese Hoffnung wurde gestärkt durch den anscheinenden Entschluß der Regie-

3 Nach einer vorbereitend angefertigten Zusammenstellung von Beschwerden der Truppen an die 
Reichsregierung aus der Zeit vor dem 4. April 1920 (BHStA IV. Schützen-Brigade 21, Bd. 24 Akt 3. 
Masch. Reinschrift) hatten zwei Bataillone solche Proteste vorgebracht. 

4 Vgl. hierzu Georg Gothein, Die acht Punkte. II, in: Berliner Tageblatt Nr. 153 vom 3. April 1920: 
"Hier lautete die ursprüngliche Forderung [der Gewerkschaften], ,Auflösung aller konterrevolutio
nären Formationen und Übernahme des Sicherheitsdienstes durch die organisierte Arbeiterschaft'. 
Da als konterrevolutionäre Formationen auch solche bezeichnet wurden, bei denen nur die 
Befehlshaber oder einige Offiziere für die Kapp und Lüttwitz eingetreten waren, so wäre von der 
Reichswehr nicht viel übrig geblieben und an ihre Stelle eine Arbeiterarmee getreten. Das war der 
gerade Weg zum Kommunismus [ ... ]. Schon der Friedensvertrag, der uns leider nur ein 
Söldnerheer gestattet, widerspricht dieser Forderung, gestattet nicht die Übernahme des Sicher
heitsdienstes durch eine rote Armee. Wir hatten aber auch nicht die geringste Neigung, alle 
militärische Macht und damit auch die politische in die Hände einer einzigen Klasse oder Partei zu 
legen. Das widerspräche allen demokratischen Grundsätzen. Wir brauchen eine unpolitische 
Wehrmacht, die ein zuverlässiges Instrument in der Hand der verfassungsmäßigen Regierung ist 
und Staatsform und Verfassung wirksam schützt. Daß sie nicht unpolitisch war, wurde unser 
Unglück. Sie muß unnachsichtig von allen nicht verfassungstreuen, konterrevolutionären Elemen
ten gereinigt werden, aber man darf dabei nicht in den F ehIer fallen, sie zum Instrument der ebenso 
einseitigen, entgegengesetzten Richtung zu machen." 

5 Die Ziffer 17 des sog. Bielefelder Abkommens lautet: "Weder den Arbeitern, die an den Kämpfen 
teilgenommen haben, noch den Mitgliedern der Polizei- und Einwohnerwehren und den Mannschaf
ten der Reichswehr dürfen Nachteile oder Belästigungen wegen ihrer Teilnahme erwachsen." 
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runZ, enerMseti üurokruAreifen: Ollimalum an 6m ^.ufrüftror^, 
Vollmacklen sn 6en Okerkofok^tiaDor 6s8 ^Vekrkrei868 VI.
Oie Hoffnung wur6o g6läu8okl: O8 erfolgten erneute Anforderungen 6er Regie
rung, die Operationen für 48 8tun6en an^ukalton, un6 neue „Oespreeltungen" in 
Nünster rviseüen dein keic:k8kommi88Lr uncl clen ^ufrükrerkükrorn?. Xurr 
darauf, clem ^4nsc/rern nac/r eine Oolge 6er 8e8preeliungen in lVlün8ter, wur6on 
bekannt:
1. Oa8 Verbot cler Vol/^trec/cunF cler bestätrAken8'riebk>:urteilc^.
Oie l'ruppe erkannte, 626 6a8 wirk8LM8te ^b^c/trecbunK^miktel niebt angewandt 
W6r6en 8oIIte. 8ie 8ab 6arin mit keebt eine neue Vr8ebvverung ibrer Vatigkeit.
2. Oer ,,/fmnesrieerlaF" 6er kegierung für alle in 6er ^eü vom 13. 3. big 2. 4. I Obr 
mittag8 am Om8turr Oeteiligten. (8is jetrt im autbenti8cben Wortlaut 6ien8tlieb 
niebt bekannt geworden.
Kg wir6 6er l'ruppe nie vei8läncilieb ru macben 8ein, wostlalb 6er .lu/rü/rrer, clem 
8ie auf lle/elrl 6er /fsAierunF in erbittertem Kample entgegentreten mubte, jetrt 
§tra/lo§ bleiben 8oII.
IVeitere Vli^Ltimmung gebuk 6ie latgLoko - eine böige 6e8 erneuten ^nkallon8 6er 
Vruppenbevegungen -, 6a6 in clen Orten vor un8erer Krönt, naberu vor 6en trugen 
un8erer Kruppen, b'lun^ernnFen vorkamen un6 6a8 clie Oevölkerung, 6ie ibre 
Oilferuke mi6aebtet glaubte, weZen 6e8 ver8päteten Kinrüekeng Vorwürfe erbob.

6 Veil die Rielekelder Vereinbarungen nicht <len gewünschten Krkolg hrachten, stellte clie Reichsre- 
gierung am 28. Märr ein aul 30. März., 12 Ohr, bekrisletes Ultimatum, lext in Archivalische 
Rorsckungen VII blr. 392.

7 Oer preukische Innenminister Levering (3RD) hatte am 31. März mit Vertretern <ler vXukständischen 
in Münster verhandelt und neue Kristen kür die Räumung der Ltellungen und die ^bliekerung der 
Vakken vereinbart. Dabei batte er auch das Zugeständnis gemacht, daü am z^kend des 31. März 
„jede Vorwärtsbewegung der Reichswehr oder leile derselben" aukböre. Dr war dabei jedoch von 
der Voraussetzung ausgegangen, daü die Reichsregierung bereits den Vormarsch der Reichswehr 
angehallen habe. Das Kabinett sah bereits am I. ^pril den allgemeinen Vormarseb kür den 3. t^pril 
vor, wenn bis dahin nicht die Aufständischen ikre Vakken vollständig niedergelegt Kälten. Kabinett 
Müller I ?1r. 4 und blr. 8. Das Ergebnis dieser Resprechungen in Münster, ru denen auck die 
Ausdehnung der ^mnestiekrist gekörte, liegt in zwei Versionen vor: Kabinett Müller I blr. 4 und 
Archivalische Rorschungen VII blr. 400, Ruber III blr. 220, Levering 8. 189f.

8 Die Ltandgerickte waren durch Verordnung der Regierung vom 3. ^pril 1920 mit Virkung vom 
folgenden läge aufgehoben worden, was erbeblicbe Redenken bei den im Ruhrgebiet eingesetzten 
Gruppen, aber auch bei zivilen Rebörden Hervorriek. Kabinett Müller I blr. 23, ebd. /Vnm. 13 sowie 
ebd. blr. 27. Die Rükrer der vier dem Oeneralleutnant Rrbr. v. Vatter unterstellten Oruppen batten 
diesem sogar am 8. z^pril bei einer Respreebung in Vesterbolt vorgescblagen, „der Reicksregie- 
rung mitzuteilen, daü die Iruppen den Rückmarsch aus den besetzten Oebieten antreten müüten, 
wenn nicht das 8tandreckt wieder in Virkung gesetzt werde". Errettung des Ruhrgebiets 8. 221. 
Vie aus dem Rekebl des Vebrkreiskommandos VI le I^r. 3057 pers vom 13. /Vpril 1920 (R^V bID 
Opp, Rakel 9. Vervielk. ^bsebrikt) bervorgebt, wurde die Verordnung über die Aushebung der 
8tandgerickte „mit Oenebmigung der Regierung angehalten und nicht bekannt gegeben". 8ie trat 
erst am 10. ^pril in Krakt, nachdem ein beschleunigtes Verfahren bei den außerordentlichen 
Kriegsgerichten eingeführt worden war. Vgl. auch ?Ir. 75.

9 In den Respreebungen von Münster war das ^mnestieversprechen auk diesen Zeitraum ausgedehnt 
worden. Vgl. ^nm. 6. Da es sich hierbei nicht um Vereinbarungen von unzweikelbakter Verbindlich
keit handelte, war die Unterlassung ihrer dienstlichen Rekanntgabe erklärlich.
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rung, energisch durchzugreifen: Ultimatum an die Aufrührer6
, weitgehende 

Vollmachten an den Oberbefehlshaber des Wehrkreises VI. 

Die Hoffnung wurde getäuscht: Es erfolgten erneute Anforderungen der Regie
rung, die Operationen für 48 Stunden anzuhalten, und neue "Besprechungen" in 
Münster zwischen dem Reichskommissar und den Aufrührerführern7• Kurz 
darauf, dem Anschein nach eine Folge der Besprechungen in Münster, wurden 
bekannt: 

1. Das Verbot der Vollstreckung der bestätigten Standgerichtsurteildl. 

Die Truppe erkannte, daß das wirksamste Abschreckungsmittel nicht angewandt 
werden sollte. Sie sah darin mit Recht eine neue Erschwerung ihrer Tätigkeit. 

2. Der "Amnestieerlaß " der Regierung für alle in der Zeit vom 13. 3. bis 2. 4. 1 Uhr 
mittags am Umsturz Beteiligten. (Bis jetzt im authentischen Wortlaut dienstlich 
nicht bekannt geworden.)9 

Es wird der Truppe nie verständlich zu machen sein, weshalb der Aufrührer, dem 
sie auf Befehl der Regierung in erbittertem Kampfe entgegentreten mußte, jetzt 
straflos bleiben soll. 

Weitere Mißstimmung schuf die Tatsache - eine Folge des erneuten Anhaltens der 
Truppenbewegungen -, daß in den Orten vor unserer Front, nahezu vor den Augen 
unserer Truppen, Plünderungen vorkamen und daß die Bevölkerung, die ihre 
Hilferufe mißachtet glaubte, wegen des verspäteten Einrückens Vorwürfe erhob. 

6 Weil die Bielefelder Vereinbarungen nicht den gewünschten Erfolg brachten, stellte die Reichsre
gierung am 28. März ein auf 30. März, 12 Uhr, befristetes Ultimatum. Text in Archivalische 
Forschungen VII Nr. 392. 

7 Der preußische Innenminister Severing (SPD) hatte am 31. März mit Vertretern der Aufständischen 
in Münster verhandelt und neue Fristen für die Räumung der Stellungen und die Ablieferung der 
Waffen vereinbart. Dabei hatte er auch das Zugeständnis gemacht, daß am Abend des 31. März 
"jede Vorwärtsbewegung der Reichswehr oder Teile derselben" aufhöre. Er war dabei jedoch von 
der Voraussetzung ausgegangen, daß die Reichsregierung bereits den Vormarsch der Reichswehr 
angehalten habe. Das Kabinett sah bereits am 1. April den allgemeinen Vormarsch für den 3. April 
vor, wenn bis dahin nicht die Aufständischen ihre Waffen vollständig niedergelegt hätten. Kabinett 
Müller I Nr. 4 und Nr. 8. Das Ergebnis dieser Besprechungen in Münster, zu denen auch die 
Ausdehnung der Amnestiefrist gehörte, liegt in zwei Versionen vor: Kabinett Müller I Nr. 4 und 
Archivalische Forschungen VII Nr. 400, Huber III Nr. 220, Severing S. 189 f. 

8 Die Standgerichte waren durch Verordnung der Regierung vom 3. April 1920 mit Wirkung vom 
folgenden Tage aufgehoben worden, was erhebliche Bedenken bei den im Ruhrgebiet eingesetzten 
Truppen, aber auch bei zivilen Behörden hervorrief. Kabinett Müller I Nr. 23, ebd. Anm. 13 sowie 
ebd. Nr. 27. Die Führer der vier dem Generalleutnant Frhr. v. Watter unterstellten Gruppen hatten 
diesem sogar am 8. April bei einer Besprechung in Westerholt vorgeschlagen, "der Reichsregie
rung mitzuteilen, daß die Truppen den Rückmarsch aus den besetzten Gebieten antreten müßten, 
wenn nicht das Standrecht wieder in Wirkung gesetzt werde". Errettung des Ruhrgebiets S. 221. 
Wie aus dem Befehl des Wehrkreiskommandos VI Ic Nr. 3057 pers vom 13. April 1920 (BA. NL 
Epp, Paket 9. Vervielf. Abschrift) hervorgeht, wurde die Verordnung über die Aufhebung der 
Standgerichte "mit Genehmigung der Regierung angehalten und nicht bekannt gegeben". Sie trat 
erst am 10. April in Kraft, nachdem ein beschleunigtes Verfahren bei den außerordentlichen 
Kriegsgerichten eingeführt worden war. Vgl. auch Nr. 75. 

9 In den Besprechungen von Münster war das Amnestieversprechen auf diesen Zeitraum ausgedehnt 
worden. Vgl. Anm. 6. Da es sich hierbei nicht um Vereinbarungen von unzweifelhafter Verbindlich
keit handelte, war die Unterlassung ihrer dienstlichen Bekanntgabe erklärlich. 
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Ihren Höhepunkt hat iie Leunruhigung uni Drregung aber iurch iie neuesten, 
aus ien Leitungen (r. 8. Dortmunder „Iremoniu" vom 8. 4.) ru entnehmenden 
^ullerungen ies Leichswehrministers Oekler (Antwort auk iie neuen Dorierungen 
ier Lerliner 6ew6rhschLkt6n)^o erreicht:
I. 8usiclmrung, alle Gruppen, iie „Ausschreitungen" begangen haben, aus iem 
Luhrgebiet rurüehruriehen. 8s wiri von ier Iruppe als unerhört empkunien, ink 
gan^e Truppenteile kür etwaige Ausschreitungen Diu^ekuer angelclagt uni gemall- 
regelt werien sollen. (laicht ein Dall einer Ausschreitung auch nur eines Dinrelnen 
ist ührigens in meinem Lekeblsbereicb hisher ien Dienststellen rur Kenntnis 
gehracht worien.)
2. Zusicherung ier rVuklösung ier Deitkreiwilligenverbänie".
wenngleich noch nicht ersichthch ist, inwieweit iie neuesten Dotierungen ier 
Dntente kür iiese Zusicherungen mithestimmeni gewesen sini, erregt auk alle 
Dalle ias sokortige wiierspruchslose I^acbgeben ier Legierung in iieser Angele
genheit unter ien 8eitkreiwilligen iie grollte Dmpörung aus^l- - 8ie haben Leruk 
uni 8tuiium im 8ticb gelassen, ihre selhstverstänilichstsn, hescheiiensten 
wünsche (r. 8. Verschiebung ies 8emesterbeginns) sini bisher nur mkk Verspre- 
c/ruuZ-eu beantwortet worien uni ike Legierung, ier sie eben noch unter Dinsatr 
ihres Lebens kreiwillig iie Dxistenr sicherten, gibt sie Mrt - nur ru willig - preis.
8u all iem Hommen letrt noch iie weiteren beunrubigenien Zeitungsnachrichten 
über ias wiierspruchslose Dingehen ier Legierung auk ien Wunsch ier Dntente, 
iie Einwohnerwehren sokort aukrulöseri?.
Die lVIikstimmung hat Mrt einen Orai erreicht, ier ru ernsten LeienLen ^nlak 
gibt. Dine Legierung, iie willenlos leiem ^nirängen von linlcs nachgibt, iie - 
wenn auch unwissentlich, blini hinter ihren parteipolitischen 8cheuhlappen, 
geängstigt von iem r. 8t. mehr ienn je wesenlosen Oespenst einer „monarchisti
schen Leabtion" - iie p/auma/ÜKcu VoröerektunAeu ru neuem k»o/^c/rere»ki^e/rem 
k/mskurr/öriert, bringt sich in Oekabr, iie Oekolgscbakt ihrer Gruppen ru verlieren. 
lVur wenn iie Gruppe sieht, iak eine Legierung kest entschlossen ist, ien 
DeöenLnokreenirKheiten ies Leiches Lechnung ru tragen, Hann man von ihr 
verlangen, iall sie ihr Leben kür iiese Legierung einsetrt.
Daru geboren als iringenie Dorierungen:
1 . Xekn VsrLuc/r ier Lepub/rkanrUrunF ier Lerc/rsree/rr km 8knne ie^ Lke/e/e/ier

10 In der LnZegehenen /^usZshe wsr eine entsprechende NeldunZ nicht ru ermitteln, Drdl. z^ushunkt 
des Instituts kür ^situnAskorsckunß, Dortmund. ?1uch anderen Dresseherichten Hst Leüler sm 
7. zlpril vor der Dresse in .Aussicht Zestellt, den „KleinlcrieZ" durch llüchruZ der Iruppe in ihre 
Osrnisonen ru heenden, in /uhuntl die .^usnshmevollmuchten an zivile Behörden ühertrsßen ru 
Isssen und die BriZude Lhrhardt ,,nsch einem isolierten ÜhunAsplstr" uhruschisben. Karlsruher 
^eitunA. Bsdischer LtsstsunreiAer >lr. 73 vom 8. z^pril 1920.

II VZI. I^lr. 63 und k>lr. 64.
12 In einer LhekhespreehunZ vom 7. /tpril 1920 beschloü die Deichsregierunz, in einem Kommunique 

die ^uklösunA der Einwohnerwehren LnrulcundiZen, »her rußleich die Künder sukrukordern, „einen 
örthchen 8chutr ru sclmkken". Ksdinett ^luller I I^r. 20.

136

66. 11.4.1920 Kapitel II 

Ihren Höhepunkt hat die Beunruhigung und Erregung aber durch die neuesten, 
aus den Zeitungen (z. B. Dortmunder "Tremonia" vom 8. 4.) zu entnehmenden 
Äußerungen des Reichswehrministers Geßler (Antwort auf die neuen Forderungen 
der Berliner Gewerkschaften)lo erreicht: 

1. Zusicherung, alle Truppen, die "Ausschreitungen" begangen haben, aus dem 
Ruhrgebiet zurückzuziehen. Es wird von der Truppe als unerhört empfunden, daß 
ganze Truppenteile für etwaige Ausschreitungen Einzelner angeklagt und gemaß
regelt werden sollen. (Nicht ein Fall einer Ausschreitung auch nur eines Einzelnen 
ist übrigens in meinem Befehlsbereich bisher den Dienststellen zur Kenntnis 
gebracht worden.) 

2. Zusicherung der Auflösung der Zeitfreiwilligenverbändell
. 

Wenngleich noch nicht ersichtlich ist, inwieweit die neuesten Forderungen der 
Entente für diese Zusicherungen mitbestimmend gewesen sind, erregt auf alle 
Fälle das sofortige widerspruchslose Nachgeben der Regierung in dieser Angele
genheit unter den Zeitfreiwilligen die größte Empörung aus[!]. - Sie haben Beruf 
und Studium im Stich gelassen, ihre selbstverständlichsten, bescheidensten 
Wünsche (z. B. Verschiebung des Semesterbeginns) sind bisher nur mit Verspre
chungen beantwortet worden und die Regierung, der sie eben noch unter Einsatz 
ihres Lebens freiwillig die Existenz sicherten, gibt sie jetzt - nur zu willig - preis. 

Zu all dem kommen jetzt noch die weiteren beunruhigenden Zeitungsnachrichten 
über das widerspruchslose Eingehen der Regierung auf den Wunsch der Entente, 
die Einwohnerwehren sofort aufzulösen l2. 

Die Mißstimmung hat jetzt einen Grad erreicht, der zu ernsten Bedenken Anlaß 
gibt. Eine Regierung, die willenlos jedem Andrängen von links nachgibt, die -
wenn auch unwissentlich, blind hinter ihren parteipolitischen Scheuklappen, 
geängstigt von dem z. Zt. mehr denn je wesenlosen Gespenst einer "monarchisti
schen Reaktion" - die planmäßigen Vorbereitungen zu neuem bolschewistischem 
Umsturz/ördert, bringt sich in Gefahr, die Gefolgschaft ihrer Truppen zu verlieren. 

Nur wenn die Truppe sieht, daß eine Regierung fest entschlossen ist, den 
Lebensnotwendigkeiten des Reiches Rechnung zu tragen, kann man von ihr 
verlangen, daß sie ihr Leben für diese Regierung einsetzt. 

Dazu gehören als dringende Forderungen: 

1. Kein Versuch der Republikanisierung der Reichswehr im Sinne des Biele/elder 

10 In der angegebenen Ausgabe war eine entsprechende Meldung nicht zu ermitteln. Frdl. Auskunft 
des Instituts für Zeitungsforschung, Dortmund. Nach anderen Presseberichten hat Geßler am 
7. April vor der Presse in Aussicht gestellt, den "Kleinkrieg" durch Rückzug der Truppe in ihre 
Garnisonen zu beenden, in Zukunft die Ausnahmevollmachten an zivile Behörden übertragen zu 
lassen und die Brigade Ehrhardt "nach einem isolierten Übungsplatz" abzuschieben. Karlsruher 
Zeitung. Badischer Staatsanzeiger Nr. 73 vom 8. April 1920. 

11 Vgl. Nr. 63 und Nr. 64. 

12 In einer Chefbesprechung vom 7. April 1920 beschloß die Reichsregierung, in einem Kommunique 
die Auflösung der Einwohnerwehren anzukündigen, aber zugleich die Länder aufzufordern, "einen 
örtlichen Schutz zu schaffen". Kabinett Müller I Nr. 20. 
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^tdkommens^; üenn las ist gloiokkocleutenä mit Oolitisierung, ^ersotxung unä 
^usliekorung an äsn kacliiralismus.
2 . Xerne^4ll//c»sllNFcke/-^elr/v6rrvr//rAenvevbäncke(nötigenkall8 onergisoke Oegonvor- 
stellung Kei 6er Entente). Vor allem kür clen Lücken Ooutsoklanüs mit seinen 
sokwaokon lruppenkestanclen ist las Kis auk weiteres I.eber»/raAe.
3 . Xer'ne K/ckunF von Ltammkormationen kür eine neue rote -Vrmee, 6. k. von 
„Ovtsive/rven"^ im Linne les Lielekelüer ^klcommens^.

8er. Lpp 
Okerst.

13 Akker 7 «les sog. 8ieIekeI6er Abkommens verlangte „Vuklösung aller 6er Verkassung nickt treu 
gebliebenen konterrevolutionären militärischen Formationen un6 ilire Krsetrung 6urch Formatio
nen aus 6en Kreisen 6er Zuverlässigen republikanischen Devolkerung, insbesondere 6er organisier
ten Arbeiter, Angestellten un6 Leamten, ohne Zurücksetzung irgen6 eines 8tan6es". Diese 
Por6erung war i6entiscli mit 2ikker 8 6er am 20. lüärr 1920 von Vertretern 6er Regierungen un6 
Karteien in kerlin abgeschlossenen Vereinbarung rur 8esn6igung 6es Oeneralslreiks (vgl. I^Ir. 39 
^nm. 2), 6eren lext käst vollstän6ig in 6as sog. 8ieIekeI6«r Abkommen übernommen wur6e.

14 pikier 9 6es sog. 8ielekeI6er Abkommens bestimmte u. a.1 „Die jetrt besteben6en Vollzugs- 06er 
Aktionsausschüsse haben in Oemeinschakt mit 6er 6emein6ebebnr6e 6ie Ortswehr aukrustellen 
un6 6ie ^Vakkenabgabe ru regeln."

15 Die Oruppe Daas, in 6eren Verban6 6ie 8riga6e kipp währen6 ihrer Verwen6ung im kuhrgebiet 
Stan6, reichte 6iese ^IeI6ung unter Ib IVr. 587 am 12. /kpril 1920 an 6as ^Vehrkreiskomman6o 
weiter mit clem 2usatr: „Vorstehen6e ^uskührungen trekken in vollem Umkange auch kür 6as 
Vllrttembergisch-8a6ische Kontingent ru."

67.

LinAsde «les kükrers cler Division Xadisoli, Oenoralmajor Xskiseli, an 
clie ^stionsIversannnIunA wo^eii «les soA. Rielekelcker ^klconunens.

I I. >kpril 1920. ^Vesel. In l^lc». 649. - H8lck sluttgsrt. HI 366, 86. 7 cklrt 2. Hinsch. 
Durehsehrikt.

Im I^amon üor mir unterstellten l'ruppen appelliere iek gogou clas sogenannte 
Oiolokolüor T^KIcommen an clie Nationalversammlung.
Oie Ounlcte 1, 2, 4, 5, 6, 7, 9, 10, 17^ verstoßen gegen clie Verkassung korw. gegen 
üie auk Orunü 6er Verkassung erlassenen Oesetre. Ls ist geraüeru ein Doku, wenn 
üieses t^klcommen mit 6er Verkassung in Linlclang gekraekt werüen soll, wie es in

1 Die genannten Punkte berieben sich auk 6!e I^IeubiI6ung 6er kleichsregierung un6 6ie IVeuregelung 
6er v/irtsckakts- un6 Lorialgesetrgebung unter 6em Kinkluü 6er Oewerksckakten (1), ksstrakung 6er 
Putschisten bei Strakkreiheit kür 6ie ru ihrer Abwehr begangenen 8traktaten (2), Verwaltungsrekorm 
unter Deteiligung 6er Oewerkschakten <4), „volle, soriale, wirtscliaktlicke Oleichberechtigung" 6er 
Arbeitnehmer <5), 8orialisierung „6er 6aru reiken IVirtschaklsrweige" (6), Vuklösung „konterrevo
lutionärer" Truppenteile un6 8iI6ung neuer pormationen „aus 6en Kreisen 6er ruverlässigen 
republikanischen Levölkerung" (7), 8iI6ung von Ortswehren (9 u. 10), Verbot 6er Benachteiligung 
kür 6ie Teilnehmer 6er Kämpke, einschlieülich 6er „hlannschakten 6er kieichswebr" (17). 
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Abkommensl3
; denn das ist gleichbedeutend mit Politisierung, Zersetzung und 

Auslieferung an den Radikalismus. 

2. Keine Auflösung der Zeitfreiwilligenverbände (nötigenfalls energische Gegenvor
steIlung bei der Entente). Vor allem für den Süden Deutschlands mit semen 
schwachen Truppenbeständen ist das bis auf weiteres Lebensfrage. 

3. Keine Bildung von Stammformationen für eine neue rote Armee, d. h. von 
"Ortswehren "14 im Sinne des Bielefelder Abkommens l5• 

gez. Epp 
Oberst. 

13 Ziffer 7 des sog. Bielefelder Abkommens verlangte "Auflösung aller der Verfassung nicht treu 
gebliebenen konterrevolutionären militärischen Formationen und ihre Ersetzung durch Formatio
nen aus den Kreisen der zuverlässigen republikanischen Bevölkerung, insbesondere der organisier
ten Arbeiter, Angestellten und Beamten, ohne Zurücksetzung irgend eines Standes". Diese 
Forderung war identisch mit Ziffer 8 der am 20. März 1920 von Vertretern der Regierungen und 
Parteien in Berlin abgeschlossenen Vereinbarung zur Beendigung des Generalstreiks (vgl. Nr. 39 
Anm. 2), deren Text fast vollständig in das sog. Bielefelder Abkommen übernommen wurde. 

14 Ziffer 9 des sog. Bielefelder Abkommens bestimmte u. a.: "Die jetzt bestehenden Vollzugs- oder 
Aktionsausschüsse haben in Gemeinschaft mit der Gemeindebehörde die Ortswehr aufzustellen 
und die Waffenabgabe zu regeln." 

15 Die Gruppe Haas, in deren Verband die Brigade Epp während ihrer Verwendung im Ruhrgebiet 
stand, reichte diese Meldung unter Ib Nr. 587 am 12. April 1920 an das Wehrkreiskommando 
weiter mit dem Zusatz: "Vorstehende Ausführungen treffen in vollem Umfange auch für das 
Württembergisch-Badische Kontingent zu." 

67. 

Eingabe des Führers der Division Kabiseh, Generalmajor Kabiseh, an 
die Nationalversammlung wegen des sog. Bielefelder Abkommens. 

11. April 1920. Wesel. Ia No. 649. - HStA Stullgart. M 366, Bd. 7 Akt 2. Masch. 
Durchschrift. 

Im Namen der mir unterstellten Truppen appelliere ich gegen das sogenannte 
Bielefelder Abkommen an die Nationalversammlung. 

Die Punkte 1, 2, 4, 5, 6, 7, 9, 10, 17 1 verstoßen gegen die Verfassung bezw. gegen 
die auf Grund der Verfassung erlassenen Gesetze. Es ist geradezu ein Hohn, wenn 
dieses Abkommen mit der Verfassung in Einklang gebracht werden soll, wie es in 

Die genannten Punkte beziehen sich auf die Neubildung der Reichsr<>gierung und die Neuregelung 
der Wirtschafts- und Sozialgesetzgebung unter dem Einfluß der Gewerkschaften (I). Bestrafung der 
Putschisten bei Straffreiheit für die zu ihrer Abwehr begangenen Straftaten (2), Verwaltungsreform 
unter Beteiligung der Gewerkschaften (4), "volle, soziale, wirtschaftliche Gleichberechtigung" der 
Arbeitnehmer (5), Sozialisierung "der dazu reifen Wirtschaftszweige" (6), Auflösung "konterrevo
lutionärer" Truppenteile und Bildung neuer Formationen "aus den Kreisen der zuverlässigen 
republikanischen Bevölkerung" (7), Bildung von Ortswehren (9 u. 10), Verbot der Benachteiligung 
für die Teilnehmer der Kämpfe, einschließlich der" Mannschaften der Reichswehr" (17). 
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cler Rinloitung beißt; es isk vielmebr dieses Abkommen der „diktierte rote 
Brieden", wie dies in bissigen linksradikalen Rlättern aueb okken ausgesproeben 
ist.
Trotzdem ist dieses Abkommen von der Gegenseite niebt einmal gobalton. Im 
Oegentoil; aueb naeb dem 24. 3. 20 wurden meine Gruppen bei Mosel angegrikken, 
die 8tadt obne ^ede Rücksiebt auk die Avilbevölkerung bombardiert. blur dureb 
den Vorstoß vom 27. 3. babe ieb verbüket, dab sebwere und stärkere Artillerie in 
die Resebießung von Mosel oingrikk. Tür den 2. Vpril war, wie keststebt, ein neuer 
^Kngrikk auk meine Gruppen geplant, der nur an meinem Vorgeben sebeiterte^.
Oie 8ebwäebe, die das Rielekelder Abkommen sebuk, bat niebt ^um Ael gekübrt. 
Dauter und lauter erseboll der Oilkeruk der rbeiniseben Ltädte um Dingreiken der 
Truppe - gerade aueb aus Kreisen, die das Rielekelder Abkommen mit unterreieb- 
net batten, blaebdem die Truppe unter Rlutopkern Oilke gebraebt batte, ist es 
unmöglleb, den revolutionären Verbreebern ru gestatten, sieb Mrt binter dieses 
Abkommen ru verkriecben und runäebst einmal dessen Orüebto einrubeimsen, die 
ibnen den Meg rur Diktatur des Rroletarials kür das näebste blal ebnen sollen.
Denn darüber kann kein Aveikel sein, werden die Restimmungen des Dielekolder 
Abkommens, so wie sie von der äußersten Kinken gemeint sind und wie sie die 
berliner Oewerksebakten auslegen, insbesondere naeb Runkt 7 und 10^ orkllllt, so 
ist damit die planmäßige Rewakknung des Droletariats durebgekübrt. Mor das 
duldet, der muß sieb darüber klar sein, daß dann die drundbodingung des 
Programms Denins erküllt ist; ein 8ebutr der Verkassung und der verkassungsmäßi- 
gen Regierung ist dann niebt mebr mögbeb, die Oerrsebakt der dritten Internatio
nale ist dann gesicbert.
Die mir unterstellten Truppen baben vom 20. Närr an, wo sie beim kreiwilligen 
und kriedlieben ^bmarscb aus dem Industriegebiet beimtüekiscb in Oamborn 
überladen wurden und nur unter ernsten Verlusten sieb durebseblagen konnten, 
treu und tapker kür die vorkassungsmäßige Regierung gekämpkt. 8ie kennen den 
Koind, mit dem sie gekämpkt baben, aus der dauernden Rerübrung eines Fabres, 
leb porsönlmb babe seit dem 24. Debruar 1919 ununterbrocben den Kampk kür die 
Regierung und Verkassung gegen Kommunismus und Radikalismus 2U kllbron 
gebabt. Desbalb balle ieb und meine Truppen uns kür bereebtigt und verpkliebtet, 
unsere Marnungen der blationalversammlung vorrutragen.

gor. Kabiscb 
Oeneralmalor.

2 2u clen kümpken um Vesel s. Lrnst X^ubisck, Oiu kümpke um >Iiederrkein und un der kukr im 
bnscbluL un den kupp-?utsek, in: Mssen und Vekr 8 (1934), 8. 521-557.

3 VZI. ^tnm. I.
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der Einleitung heißt; es ist vielmehr dieses Abkommen der "diktierte rote 
Frieden", wie dies in hiesigen linksradikalen Blättern auch offen ausgesprochen 
ist. 

Trotzdem ist dieses Abkommen von der Gegenseite nicht einmal gehalten. Im 
Gegenteil; auch nach dem 24. 3. 20 wurden meine Truppen bei Wesel angegriffen, 
die Stadt ohne jede Rücksicht auf die Zivilbevölkerung bombardiert. Nur durch 
den Vorstoß vom 27. 3. habe ich verhütet, daß schwere und stärkere Artillerie in 
die Beschießung von Wesel eingriff. Für den 2. April war, wie feststeht, ein neuer 
Angriff auf meine Truppen geplant, der nur an meinem Vorgehen scheiterte2• 

Die Schwäche, die das Bielefelder Abkommen schuf, hat nicht zum Ziel geführt. 
Lauter und lauter erscholl der Hilferuf der rheinischen Städte um Eingreifen der 
Truppe - gerade auch aus Kreisen, die das Bielefelder Abkommen mit unterzeich
net hatten. Nachdem die Truppe unter Blutopfern Hilfe gebracht hatte, ist es 
unmöglich, den revolutionären Verbrechern zu gestatten, sich jetzt hinter dieses 
Abkommen zu verkriechen und zunächst einmal dessen Früchte einzuheimsen, die 
ihnen den Weg zur Diktatur des Proletariats für das nächste Mal ebnen sollen. 

Denn darüber kann kein Zweifel sein, werden die Bestimmungen des Bielefelder 
Abkommens, so wie sie von der äußersten Linken gemeint sind und wie sie die 
Berliner Gewerkschaften auslegen, insbesondere nach Punkt 7 und 103 erfüllt, so 
ist damit die planmäßige Bewaffnung des Proletariats durchgeführt. Wer das 
duldet, der muß sich darüber klar sein. daß dann die Grundbedingung des 
Programms Lenins erfüllt ist; ein Schutz der Verfassung und der verfassungsmäßi
gen Regierung ist dann nicht mehr möglich, die Herrschaft der dritten Internatio
nale ist dann gesichert. 

Die mir unterstellten Truppen haben vom 20. März an, wo sie beim freiwilligen 
und friedlichen Abmarsch aus dem Industriegebiet heimtückisch in Hamborn 
überfallen wurden und nur unter ernsten Verlusten sich durchschlagen konnten, 
treu und tapfer für die verfassungsmäßige Regierung gekämpft. Sie kennen den 
Feind, mit dem sie gekämpft haben, aus der dauernden Berührung eines Jahres. 
Ich persönlich habe seit dem 24. Februar 1919 ununterbrochen den Kampf für die 
Regierung und Verfassung gegen Kommunismus und Syndikalismus zu führen 
gehabt. Deshalb halte ich und meine Truppen uns für berechtigt und verpflichtet, 
unsere Warnungen der Nationalversammlung vorzutragen. 

gez. Kabisch 
Generalmajor. 

2 Zu den Kämpfen um Wesel s. Ernst Kabisch, Die Kämpfe am Niederrhein und an der Ruhr im 
Anschluß an den Kapp-Putsch, in: Wissen und Wehr 8 (1934), S. 521-557. 

3 Vgl. Anm. 1. 
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68.

Dingade Kes Düdrers cler Oruppe Huss, Oeneralinajor Usus, wegen cles 
sog. kielekelcler ^ddonnnens.

II. Vpril 1920. Dorlmunü. II» 573 mal,, per«. - I18lV ZtullKsrl. Hl 306, 83. 7 Vlvt 2. 
IVlnsek. Vbsekrilt.

Der Dinmarscb in cien kubrberürk ist vorläukig ru einem Duktstoll geworüen^. Die 
kür clen cVukrubr verantwortlioben Dübrer sin6 amnestiert, 6ie sokortige Dntwakk- 
nung cles Degners ist inkolge cler Durebkreurung 6er militäriscben Dan61ung ciurelt 
politisebe Aktionen gesebeitert, 6ie en6gültige Dntvvakknung 6ureb 6as Deblen 6er 
erkorclerlielmn keebts- un6 Zwangsmittel unmögbeb.
Die Dntwakknung 6es kubrberirks unci 6ie T^ussebaitung cler verantwortlicben 
Dübrer 6es v^ukrubrs sin6 ein kür unsere politisebe Dukunkt entsebeiclenües 
Droblem. Der Degner bat in aller Dorin ausgesproeben, 6akl er 6en rur ^eit 
aussicbtsiosen Xampk nur vorläukig aukgibt, 6aK er aber entselrlossen ist, ibn ru 
besserer Deit unter günstigen Vorbeüingungen wi«6er aukrunebmen.
Diese Vorbe6ingungen sebakkt cias Dielekelüer Abkommen. Ds soll auk 6er einen 
Leite clie l'ruppe rersetren, auk 6er an6eren Leite 6em Degner 6ie Vlaebtmittel in 
clie Dan6 spielen. Die Dersetrung 6er Gruppe ergibt sieb aus ibrer Dobtisierung, 
6ie in 6em Abkommen aus6rüekbeb erstrebt wir6; praktiseb würben Xa6res 6er 
Koten Grinse in 6ie l'ruppe aukgenommen. Die militäriseben Naebtmittel siebert 
sieb 6er Degner 6ureb 6ie politiseb organisierten Ortswebren, 6ie 6ie Drun6Isge 
rur Mobilisierung 6er Koten ^rmee sebakken un6 6en Ltaat 6er stänciigen Drobung 
6es ^ukrubrs 6urcb eine bewakknete Min6erbeit aussetren.
Dabei ist 6ieses Abkommen kormal un6 materiell verkassungswi6rig. Dntstan6en 
aus einer kespreebung 6ureb niebts legitimierter, überwiegen6 ra6ikaler kersön- 
bebkeiten, be6eut6n käst alle wiebtigen kunkte run6e Verkassungsverletrungen^.
Die l'ruppe, clie ausseblieWcb rum Lcbutre 6er Verkassung tätig ist, 6ark niebt 6as 
Opker einer ra6ikalen Min6erbeit wer6en. Lie rukt 6en Lebutr 6er Nationalver
sammlung an, ciie cias Deutscbe Volk repräsentiert. Der Lebutr von Volk unci 
Verkassung ist ciie ^ukgabe 6er l'ruppe^. Die Durebkllbrung 6ieser r^ukgabe wir6 
unmögbeb, wenn 6ie l'ruppe 6as Objekt eines verkassungswibrigen Druckes wir6. 
blur 6ie Nationalversammlung selbst 6ark in 6ieser kür clie Dukunkt unseres Volkes 
wiebtigsten Drage entsebeicien^. ger. Dass.

1 Vßl. iVr. 61.
2 Vßl. IVr. 66 un3 IVr. 67.
3 Oie Vorl. wiecierliolt clen letrten 8atr unä cias 8n3e cies vorlierZeZanßenen.
4 Diese känßade wur3e 3en unterstellten lruppen ciureii Hetetil äer Oruppe Daa« 16 573 pers. vorn 

II. c^pril 1920 rnil tolßenüem 2usatr delcannlßeAeben:
,,Obensteäen3e LrDärunß 3er Oruppe wirci äeute Insekt ciureä cien Vertreter Oes keicirsvetirmini- 
steriums beim ^Veärlcreislcoininanäo VI naek Herlin üderdraeät. Icntspreelienäe Oriclsrunßen 3er 
an3eren Divisionen, ciie 3ie IcntscIiei3unZ cier 61ationalvers3inrnlunß anrulen, lauten gleieäreitiß. 
6Iack 3en 6eute eingeßanßenen i^ackricliten ist eine Icntscliei3ung irn 8inne 3er ?nr3erungen 3er 
l'ruppen sowolil derüßl. eines adZeicürrten IcrießSAericätlieäen Verlaärens un3 3ns linnsclrreitens 
ße^en 3ie verantwortliclien pükrer wie berüßl. 3es soßenannlen 8ieiekeI3er cVblcommens ru 
erwarten."
Vgl. aueb ?lr. 75, erster ^bsatr.
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68. 

Eingabe des Führers der Gruppe Haas, Generalmajor Haas, wegen des 
sog. Bielefelder Abkommens. 

11. April 1920. Dortmund. Ib 573 mob. pers. - HStA Stuttgart. M 366, Bd. 7 Akt 2. 
Masch. Abschrift. 

Der Einmarsch in den Ruhrbezirk ist vorläufig zu einem Luftstoß geworden l
. Die 

für den Aufruhr verantwortlichen Führer sind amnestiert, die sofortige Entwaff
nung des Gegners ist infolge der Durchkreuzung der militärischen Handlung durch 
politische Aktionen gescheitert, die endgültige Entwaffnung durch das Fehlen der 
erforderlichen Rechts- und Zwangsmittel unmöglich. 

Die Entwaffnung des Ruhrbezirks und die Ausschaltung der verantwortlichen 
Führer des Aufruhrs sind ein für unsere politische Zukunft entscheidendes 
Problem. Der Gegner hat in aller Form ausgesprochen, daß er den zur Zeit 
aussichtslosen Kampf nur vorläufig aufgibt, daß er aber entschlossen ist, ihn zu 
besserer Zeit unter günstigen Vorbedingungen wieder aufzunehmen. 

Diese Vorbedingungen schafft das Bielefelder Abkommen. Es soll auf der einen 
Seite die Truppe zersetzen, auf der anderen Seite dem Gegner die Machtmittel in 
die Hand spielen. Die Zersetzung der Truppe ergibt sich aus ihrer Politisierung, 
die in dem Abkommen ausdrücklich erstrebt wird; praktisch würden Kadres der 
Roten Armee in die Truppe aufgenommen. Die militärischen Machtmittel sichert 
sich der Gegner durch die politisch organisierten Ortswehren, die die Grundlage 
zur Mobilisierung der Roten Armee schaffen und den Staat der ständigen Drohung 
des Aufruhrs durch eine bewaffnete Minderheit aussetzen. 

Dabei ist dieses Abkommen formal und materiell verfassungswidrig. Entstanden 
aus einer Besprechung durch nichts legitimierter, überwiegend radikaler Persön
lichkeiten, bedeuten fast alle wichtigen Punkte runde Verfassungsverletzungen2• 

Die Truppe, die ausschließlich zum Schutze der Verfassung tätig ist, darf nicht das 
Opfer einer radikalen Minderheit werden. Sie ruft den Schutz der Nationalver
sammlung an, die das Deutsche Volk repräsentiert. Der Schutz von Volk und 
Verfassung ist die Aufgabe der Truppe3

. Die Durchführung dieser Aufgabe wird 
unmöglich, wenn die Truppe das Objekt eines verfassungswidrigen Druckes wird. 
Nur die Nationalversammlung selbst darf in dieser für die Zukunft unseres Volkes 
wichtigsten Frage entscheiden4

• 
gez. Haas. 

1 Vgl. Nr. 61. 

2 Vgl. Nr. 66 und Nr. 67. 

3 Die Vor!. wiederholt den letzten Satz und das Ende des vorhergegangenen. 

4 Diese Eingabe wurde den unterstellten Truppen durch Befehl der Gruppe Haas Ib 573 pers. vom 
11. April 1920 mit folgendem Zusatz bekanntgegeben: 
"Obenstehende Erklärung der Gruppe wird heute Nacht durch den Vertreter des Reichswehrmini
steriums beim Wehrkreiskommando VI nach Berlin überbracht. Entsprechende Erklärungen der 
anderen Divisionen, die die Entscheidung der Nationalversammlung anrufen. laufen gleichzeitig. 
Nach den heute eingegangenen Nachrichten ist eine Entscheidung im Sinne der Forderungen der 
Truppen sowohl bezügl. eines abgekürzten kriegsgerichtlichen Verfahrens und des Einschreitens 
gegen die verantwortlichen Führer wie bezügl. des sogenannten Bielefelcler Abkommens zu 
erwarten. H 

Vgl. auch Nr. 75, erster Absatz. 
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69.

8eRreikeu Res IcoiuiuissnriseRen OReks 4er Heeresleitung, Oenernliunjor 
v. 8eeelrt, sn «len OderbekeRIsRnIrer tier ReieRsweRr-Oruppe 4, OenersI- 
rnsjor v. AIöRI, über Rie Kage cler Reielrswelir nsek klein Rapp-Küttwit^-

RulseR.

IV-rek 11. äpril 1920. 8erlin. - 8^-IVI^. lx 247/88. n«!. lionrept.

8ebr verehrter Herr Oeneral!
Da es nie beabsichtigt war, den Oeneral Oral iVIontgelas und die IVla^ore Andres 
und Raraquin in das Reichswehrministerium ru übernehmen, erübrigt es sieb lür 
mieb, aul cliese tragen einrug6hen^. Ibre ^uklassung über clen neuen keichswehr- 
minister teile ieb niebt. Oine Rückkehr I^oskes balle ieb r. 2t. kür niebt möglieb, 
ganr abgesehen von cler Krage, ob er selbst claru bereit ist.
/^n eine Inquisition in cler bayrischen Reichswehr denkt kein Nenseb. Oer 
Oharakter cler ,Münchner Rost" ist auch hier hekannt. Oas bann nicht hinclern, 
ihre „Enthüllungen", wenn auch nieht rum Oegenstancl einer 8taatsaktion, so 
cloeh einer sachlichen Rrükung ru machen.
Oie 8timmung in Ladern gegen clie kieichsregierung ist mir bekannt, ebenso wie 
<gerL<le> clie in Kreisen cler Reicbswebr gegen clie llegierung erbobenen 
Vorwürle.
Icb verkenne clie Rerecbtigung vieler Klagen cler Reichswehr nicht, dark aller 
claraul Hinweisen, dall clie Regierung viellach nicht aus Ilbelwollen ocler 8cbwacbe 
clie herechtigten Klagen nicht abstellt, sondern clall clie 8chwierigkeiten in unserer 
gesamten Rage begründet sind. Oie durch die iVlärr-Rreignisse noch besonders 
gesteigerten 8cbwierigkeiten der Regierung im Hinblick auk die Reicbswebr in 
gemeinsamer Arbeit ru überwinden, wird unser aller ernsteste ^.ukgabe der 
nächsten 2sit sein müssen.
Mt dem Ausdruck vorrüglichster Hochachtung verbleibe ich

Ihr sehr ergehener 
v. 8.

1 Vgl. IXr. 65, 6ie biermit beantwortet wuräe, vgl. aueb IXr. 30 uncl IXr. 31.

70.

klrlrlärung cler Vertrnueusleute «les II. Lutsillous cles keieR8weIlr-8eRüt- 
Len-Kegiiueuts 42 üRer üie Vorwürle gegen dlie keieRsweRr-krigsüe 21.

12. ^pnil 1920. Oortniuncl. IXi-. 1304. l/bersebrikl: 8e8obulciigung clen buxenisekon 
keieliswebrbniKuüe von Lpp. - 8H8l4 IV. 8nbütren-8niKnlie 21, 84. 9e ^lil 7. IVIrl8nb. 
-Vuskentigung.

Rolitik sei ein kür alle mal aus der Reichswehr verbannt.
^enn wir beute diese 2eilen rur Vorlage bringen, so ist es 8elbstbilke und 
hlotwebr, da die Obre der jungen Reicbswebrtruppe angegrikken ist.
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69. 

Schreiben des kOlmnissarischen Chefs der Heeresleitung, Generahnajor 
v. Seeckt, an den Oberbefehlshaber der Reichswehr-Gruppe 4, General
major v. Möhl, über die Lage der Reichswehr nach dem Kapp-Lüttwitz-

Putsch. 

Nach 11. April 1920. Berlin. - BA-MA. N 247/88. HsI. Konzept. 

Sehr verehrter Herr General! 

Da es nie beabsichtigt war, den General Graf Montgelas und die Majore Endres 
und Paraquin in das Reichswehrministerium zu übernehmen, erübrigt es sich für 
mich, auf diese Fragen einzugehen l

. Ihre Auffassung über den neuen Reichswehr
minister teile ich nicht. Eine Rückkehr Noskes halte ich z. Zt. für nicht möglich, 
ganz abgesehen von der Frage, ob er selbst dazu bereit ist. 

An eine Inquisition in der bayrischen Reichswehr denkt kein Mensch. Der 
Charakter der "Münchner Post" ist auch hier bekannt. Das kann nicht hindern, 
ihre "Enthüllungen", wenn auch nicht zum Gegenstand einer Staatsaktion, so 
doch einer sachlichen Prüfung zu machen. 

Die Stimmung in Bayern gegen die Reichsregierung ist mir bekannt, ebenso wie 
<gerade> die in Kreisen der Reichswehr gegen die Regierung erhobenen 
Vorwürfe. 

Ich verkenne die Berechtigung vieler Klagen der Reichswehr nicht, darf aber 
darauf hinweisen, daß die Regierung vielfach nicht aus Übelwollen oder Schwäche 
die berechtigten Klagen nicht abstellt, sondern daß die Schwierigkeiten in unserer 
gesamten Lage begründet sind. Die durch die März-Ereignisse noch besonders 
gesteigerten Schwierigkeiten der Regierung im Hinblick auf die Reichswehr in 
gemeinsamer Arbeit zu überwinden, wird unser aller ernsteste Aufgabe der 
nächsten Zeit sein müssen. 

Mit dem Ausdruck vorzüglichster Hochachtung verbleibe ich 

Ihr sehr ergebener 
v. S. 

I Vgl. Nr. 65, die hiermit beantwortet wurde. vgl. auch Nr. 30 und Nr. 31. 

70. 

Erklärung der Vertrauensleute des 11. Bataillons des Reichswehr-Schüt
zen-Regiments 42 über die Vorwürfe gegen die Reichswehr-Brigade 21. 

12. April 1920. Dortrnund. Nr. 1304. Überschrift: Beschuldigung der baycrischen 
Reichswehrbrigade von Epp. - BHStA IV. Schützen-Brigade 21, Bd. 9c Akt 7. Masch. 
Ausfertigung. 

Politik sei ein für alle mal aus der Reichswehr verbannt. 

Wenn wir heute diese Zeilen zur Vorlage bringen, so ist es Selbsthilfe und 
Notwehr, da die Ehre der jungen Reichswehrtruppe angegriffen ist. 
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Krise uncl Reorganisation 12.4. 1920 70.

Ourcb äen naeb Rerlln entsanäten Vertrauensmann Onterokkirier v. Xrempek/ruüer 
erkubren wir, äak äie jetrige Reiebsregierung tiekes Mlltrauen gegen äie keicbs- 
webr begt, besonäers aber gegen äie ba^eriscbe Rrigaäe von Rpp.
^Vir sinä in äas Rubrgebiet berufen woräen, um bier äie gesetrmällige lVlacbt 
wieäer berrustellen unä wieäer Rube unä Oränung ru scbakken.
Oie lustänäe, wie sie liier waren, erinnern an Rulllanä. Oer rote Terror lierrsclite 
mit allen seinen ^uswücbsen unä ungesunäen Rrsebeinungen.
IVur äem umsicbtigen, energiscben Ourcbgreiken äer Reicbswebr mit eiserner 
kaust ist es ru veräanken, wenn äie Rube wieäer bergestellt ist.
7^n 8telle einen Oank äer kegierung ru ernten, äie uns vor Monatsfrist bieber 
geruken bat, müssen wir äie scllwersten Anwürfe erleben, ^nwürke, äie gegen 
unsere ^lannesebre geben, äie uns feiges, unnobles unä unfaires Verbalten rur 
bast legen unä unsere Rampkart auf gleiebe 8tuke stellen mit ^ener äer roten 
Ooräe.
kubrer unä Vlann erbeben gegen äiese sebweren ^nsebuläigungen in sebärkster 
^Veise Orotest.
^Vir baben leäiglleb unsere Rklicbt getan unä äas Heiligste, unser Vaterlanä, mit 
äem 8ebwerte gesebütrt, um es von äer Verwabrlosung unä äem Ontergange ru 
retten, Rin energisebes, rücbsiebtsloses Ourebgreifen war geboten.
Rs ist nun balä ein äabr, äall äie Reicbswebr bestebt. Mt unenälieber Vlübe gelang 
es, eine verlässige Truppe ru sebafken, um äie 8taatsgewalt ru sebütren. Oiese 
Truppe stellt fest rur Regierung, solange sie siebt, äak ^ene an äer Verkassung 
festbält.
Heute ist äieses Vertrauen erscbüttert. Orsebüttert scbon äureb äas ewige 
taktieren - Lielekeläer Abkommen -, äurcb äie ^Veicbbeit unä 8eblappbeit äes 
Oanäelns, äureb äie errwungen langsamen unä bemmenäen Operationen.
Ourcb ein äerartiges Verbalten wirä nicbt Rlut gespart. Rs wirä naeb äem 
^Vegrieben äas alte Lbaos neu entsteben, äsvor bat äie Levölkerung beute scbon 
längst.
Oer rote Terror mull äurcb rücksicbtsloses ^ukassen bekämpft weräen. V/eicbbeit 
unä Oalbbeit, Verbanäeln unä l^acbgeben beäeutet Ontergang unä 8elbstmorä 
einem so verscblagenen Oegner gegenüber.
Oaber foräern wir:
Oanre Arbeit - ^ktionskreibeit für unsere kubrer unä Truppen - Vertrauen ru 
unseren Handlungen, äie gesetrlicb sinä, waren unä bleiben weräen, - Vollstrec
kung äer Toäesurtelle an all äenen, äie bereits verurteilt sinä^, weil sie gegen uns 
gekämpkt baben. - kekabilitierung äer Reicbswebr von äen scbarken Vnwürken 
äer Reicbsregierung.

1 Im kubrßebiet sind iin Vlürr uncl ^pril 1920 von 205 stundßericbtlicken Todesurteilen 50 vollstreclil 
rvorden. IVebrlrreisIcommsndo VI 1.8. bio. 210 vom 5. luni 1920, Oenicsebrilt über die Klüngel der 
suüerordentlicben 8lrslrecbtsp8eße im rbeinisek-vesltülisclien Induslrießebiet. 8II8t4 IV. 8clmt- 
ren-8riZnde 21, 3d. 9c Vio 7. Verviell. ^uslertißunß.
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Durch den nach Berlin entsandten Vertrauensmann Unteroffizier v. Krempelhuber 
erfuhren wir, daß die jetzige Reichsregierung tiefes Mißtrauen gegen die Reichs
wehr hegt, besonders aber gegen die bayerische Brigade von Epp. 

Wir sind in das Ruhrgebiet berufen worden, um hier die gesetzmäßige Macht 
wieder herzustellen und wieder Ruhe und Ordnung zu schaffen. 

Die Zustände, wie sie hier waren, erinnern an Rußland. Der rote Terror herrschte 
mit allen seinen Auswüchsen und ungesunden Erscheinungen. 

Nur dem umsichtigen, energischen Durchgreifen der Reichswehr mit eiserner 
Faust ist es zu verdanken, wenn die Ruhe wieder hergestellt ist. 

An Stelle einen Dank der Regierung zu ernten, die uns vor Monatsfrist hieher 
gerufen hat, müssen wir die schwersten Anwürfe erleben. Anwürfe, die gegen 
unsere Mannesehre gehen, die uns feiges, unnobles und unfaires Verhalten zur 
Last legen und unsere Kampfart auf gleiche Stufe stellen mit jener der roten 
Horde. 

Führer und Mann erheben gegen diese schweren Anschuldigungen in schärfster 
Weise Protest. 

Wir haben lediglich unsere Pflicht getan und das Heiligste, unser Vaterland, mit 
dem Schwerte geschützt, um es von der Verwahrlosung und dem Untergange zu 
retten. Ein energisches, rücksichtsloses Durchgreifen war geboten. 

Es ist nun bald ein Jahr, daß die Reichswehr besteht. Mit unendlicher Mühe gelang 
es, eine verlässige Truppe zu schaffen, um die Staatsgewalt zu schützen. Diese 
Truppe steht fest zur Regierung, solange sie sieht, daß jene an der Verfassung 
festhält. 

Heute ist dieses Vertrauen erschüttert. Erschüttert schon durch das ewige 
Paktieren - Bielefelder Abkommen -, durch die Weichheit und Schlappheit des 
Handeins, durch die erzwungen langsamen und hemmenden Operationen. 

Durch ein derartiges Verhalten wird nicht Blut gespart. Es wird nach dem 
Wegziehen das alte Chaos neu entstehen, davor hat die Bevölkerung heute schon 
Angst. 

Der rote Terror muß durch rücksichtsloses Zufassen bekämpft werden. Weichheit 
und Halbheit, Verhandeln und Nachgeben bedeutet Untergang und Selbstmord 
einem so verschlagenen Gegner gegenüber. 

Daher fordern wir: 

Ganze Arbeit - Aktionsfreiheit für unsere Führer und Truppen - Vertrauen zu 
unseren Handlungen, die gesetzlich sind, waren und bleiben werden, - Vollstrek
kung der Todesurteile an all denen, die bereits verurteilt sind!, weil sie gegen uns 
gekämpft haben. - Rehabilitierung der Reichswehr von den scharfen Anwürfen 
der Reichsregierung. 

1 Im Ruhrgebiet sind im März und April 1920 von 205 standgerichtlichen Todesurteilen 50 vollstreckt 
worden. Wehrkreiskommando VI LB. No. 210 vom 5. Juni 1920, Denkschrift über die Mängel der 
außerordentlichen Strafrechtspflege im rheinisch-westfälischen Industriegebiet. BHStA IV. Schüt
zen-Brigade 21, Bd. 9c Akt 7. Vervielf. Ausfertigung. 
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71. VorI3.4. 1920 Kapitel II

Vir wollen keinen Dank un6 keine Anerkennung, weil wir nur vorn LLiedtgeküdl 
geleitet sin6, aller wir lorclern unser Leellt, klares, oLenes, ellrllclles 8piel unci 
rieldewulltes Oan6eln, uin unsere Heimat rur 6esun6ung ru dringen.

Oer Vertrauensmann «les Latls.:
O.O. v. Krempelduder 

Oie Vertrauensleute 6er 5. Komp. 
Lerg, 8rgt., Lrautigam, Oelr., Oeokel, 8edütre. 

Oie Vertrauensleute 6er 6. Komp. 
V.O6w. Olasser, Oekr. Lued, Lellütre Oenk, los. 

Oie Vertrauensleute 6er 7. Komp. 
Leutnant Külller, Oekr. Loser, Lellütre Kopp. 

Oie Vertrauensleute 6er 8. Komp.
Oelr. Oörster.

Oie Vertrauensleute 6es Latls.O.8lade8 
8cdütre Kie6er, 8ergt. ^la^er.

Oem Vunsede 6er ^ngedörigen 6es Lataillons entspreellen6 llitte iell, vorste- 
llen6e Erklärung rur kolleren Kenntnis dringen ru 6ürlen.

Luitd
^lajor un6 LatLillon8kommLn6eur.

71.

Kernselireilren ries stellvertretenllen Lekedlsdaders iin Vedrlireis I, 
Oeneralinsjor v. Dassel, an «las keiedswelirininisterinin üder 6ie Dan6l- 

lislrung rles ^u8nalnneLN8tsn6es.

Vor 13. Vpril I920>. Königsberg. III Vr. 830/20. - 8t^b. kep. 2 II I>Ir. 4121 86. 1. 
Vervielk. /4bsebrikt.

Oer neue Leicdskommissar Lorowski^ dat deute angekün6igt, 6aü aued 6ie 
^ukdedung 6es einkaellen ^usnadm6ru8ran6es nur eine Krage ganr kurrer 2eit 
seK. Oas Vedrkreiskomman6o dittet 6ringen6, 6en ^usnadmeru8tLn6 dis rum 
Kintritt einer desseren Ornädrungslage ru delassen^.

1 Oie Vorl. trügt den klingungsstempel vom 13. ^pril 1920.
2 8tudtrut Vibert borowslci, 6er bereits vordem kegierungsbommissur kür Ostpreuüen gewesen war 

(vgl. ^Ir. 53 Vnm. I), wurde um 12. Vpril 1920 vom keicbsprüsidenten erneut rum Hegierungsbom- 
missur auk der Orundlage der Verordnung vom I I. Vpril 1920 (vgl. blr. 78 Vnm. 1) ernannt. XIatt 
8. 196.

3 8. Natt 8. 198.
4 Oie Verordnung des keiebsprüsidenten, betrekkend Vuüerlcraktselrung der rur ^Viederberslellung 

der ökkentlicben 8icberbeit und Ordnung uuk Orund des ^rt. 48, ^bs. 2 der keiebsvertussung 
erlassenen Vorscbrikten vom II. ,4pril 1920 kür den nuebstebend sukgekübrten kerirli, vom 28. Nm 
1920 (8681. 8. 1094) bob den ^usnubmerustund kür Ostpreuüen uuk.
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Wir wollen keinen Dank und keine Anerkennung, weil wir nur vom Pflichtgefühl 
geleitet sind, aber wir fordern unser Recht, klares, offenes, ehrliches Spiel und 
zielbewußtes Handeln, um unsere Heimat zur Gesundung zu bringen. 

Der Vertrauensmann des Batls.: 
U.O. v. Krempelhuber 

Die Vertrauensleute der 5. Komp. 
Berg, Srgt., Bräutigam, Gefr., HeckeI, Schütze. 

Die Vertrauensleute der 6. Komp. 
V.Fdw. Glasser, Gefr. Buch, Schütze Denk, Jos. 

Die Vertrauensleute der 7. Komp. 
Leutnant Kübler, Gefr. Boser, Schütze Kopp. 

Die Vertrauensleute der 8. Komp. 
Gefr. Förster. 

Die Vertrauensleute des Batls. U. Stabes 
Schütze Rieder, Sergt. Mayer. 

Dem Wunsche der Angehörigen des Bataillons entsprechend bitte ich, vorste
hende Erklärung zur höheren Kenntnis bringen zu dürfen. 

Ruith 
Major und Bataillonskommandeur. 

71. 

Fernschreiben des stellvertretenden Befehlshabers hn Wehrkreis I, 
Generalmajor v. Dassei, an das Reichswehrministerium über die Hand

habung des Ausnahmezustandes. 

Vor 13. April 19201• Königsberg. III ~r. 830/20. - StAL. Rep. 2 II Nr. 4121 Bd. 1. 
Vervielf. Abschrift. 

Der neue Reichskommissar Borowsk? hat heute angekündigt, daß auch die 
Aufhebung des einfachen Ausnahmezustandes nur eine Frage ganz kurzer Zeit 
sei3

• Das Wehrkreiskommando bittet dringend, den Ausnahmezustand bis zum 
Eintritt einer besseren Ernährungslage zu belassen4

• 

1 Die Vor!. trägt den Eingangsstempel vom 13. April 1920. 

2 Stadtrat Albert Borowski, der bereits vordem Regierungskommissar für Ostpreußen gewesen war 
(vgl. Nr. 53 Anm. 1), wurde am 12. April 1920 vom Reichspräsidenten erneut zum Regierungskom
missar auf der Grundlage der Verordnung vom 11. April 1920 (vgl. Nr. 78 Anm. 1) ernannt. Klatt 
S.196. 

3 S. Klau S. 198. 

4 Die Verordnung des Reichspräsidenten, betreffend Außerkraftsetzung der zur Wiederherstellung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung auf Grund des Art. 48, Abs. 2 der Reichsverfassung 
erlassenen Vorschriften vom 11. April 1920 für den nachstehend aufgeführten Bezirk, vom 28. Mai 
1920 (RGB!. S. 1094) hob den Ausnahmezustand für Ostpreußen auf. 
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Krise unci KeorKsnisstivn 14.4.1920 72.

Oie gestern sus Lerlin befoblene mll6e llan6babung cles ^usnsbmeru8tLn6es list 
sicli in Ostpreußen selten seit rwei soeben in clein sllinältlielten ^bbsu 6er 
verscbärfenllen Lestimmungen vollzogen. Oie Onabbängigen-Lübrer sin6 trotr 6es 
LefebL vorn 17.3. aben6s ülrerliaupt nielit verbaftet wor6en, <ls Ostpreußen rubig 
war uncl 6er OeneraLtreilc so sm wirksamsten verltinclert wurcle. Lestern sincl 
sogar 6ie Kommunisten kreigegeben wor6en, 6s ilrre weitere Lestbaltung sie ru 
lVIsrt^rern ru inselien 6robte un6 6ie in Ostpreußen bisber nielit be6euten6e 
kommunistiscbe Osrtei 6srsus Xapital ru seltlsgen begann. Verssmmlungsverbot 
bestellt nur noelt für 6ie Xommunisten, ^nmel6epflicllt lür gewerkscllaktliclle 
Verssininlungen ist aufgelloben. Lbenso Velegramm- un6 Lernsprecllllberwa- 
eliung. Lriekrensur list nielit bestanclen.
Oss Vellrkreiskomman6o muß aber 6ie VsöF/rc/r/cert bellalten, bei Verscllärfung 
6er Lage solort 6urcllrugreiken. ^ucll 6ie Iruppe 6srl nielit 6ss Oekülil bekom- 
rnen, 6sß nun 6en kaüikslen alles erlaubt sei. Ls ist sowieso scbon reelit sellwer, 
6en susfübren6en Organen klarrumacben, 6aß ein reitweises Luftlassen gegen
über 6en ka6ikalen lecliglleb 6ie unverniei6Uebe Lolge 6es verbängnisvollen Xapp- 
Outsebes ist.

Oer Leleblsbaber
I.V.

ger. v. Oassel 
Oeneralma^jor.

72.

lLutwurk kür eine Lingske «len Oruppe Usus sn «kie lXstionslverssnunIung 
wegen cles sog. kielekelüer ^bXouunens.

14. ^pril 1920. Oortinunü. - 88t^ siullKsrl. IVI 366, 8ü. 7 ^Ict 2. IVIssok. I)ur«68«brikl.

Oie mir unterstellten l'ruppen, suis tiefste keunrubigt 6urcb clie Vorgänge 6er 
letrten Mocben, baben cloeb ^e6en unmilitäriscben un6 verkL88ung8wi6rigen 
Versucb einer Linklußnabrne suk Legierung o6er Nationalversammlung planmäßig 
vermie66n^.
Vber 6a6urob baben 6er I^stionalverssmmlung, wie clie bisberigen Verbsn61ung6n 
ergeben, sowobl 6er grunüsätrlicbe Xernpunkt 6ieser auf lange labre binaus 
ent8ebei66n66n ^useinanüersetrungen wie 6ie einbellige Öberreugung aller mir 
unterstellten, unbe6ingt verfassung8treu6n Ladern, Württemberger, 8a6ener, 
Oreuken un6 8aebsen niebt belcsnnt wer6en Icönnen.
Oesbslb sebe icb micb nunmebr pklicbtmäßig gerwungen, rur Information, nicbt in 
irgencl einem ultimativen Linne, folgenlles ru mel6en:
Oie l'ruppe erwartet von 6er I^ationalversammlung 6en Lcbutr 6er Verfsssung 
einer8eit8 6urcb vollkommene Lntpoliti8ierung 6er lieicbswebr, an6ererseit8

1 Vßl. 67 und 68.
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Die gestern aus Berlin befohlene milde Handhabung des Ausnahmezustandes hat 
sich in Ostpreußen schon seit zwei Wochen in dem allmählichen Abbau der 
verschärfenden Bestimmungen vollzogen. Die Unabhängigen-Führer sind trotz des 
Befehls vom 17.3. abends überhaupt nicht verhaftet worden, da Ostpreußen ruhig 
war und der Generalstreik so am wirksamsten verhindert wurde. Gestern sind 
sogar die Kommunisten freigegeben worden, da ihre weitere Festhaltung sie zu 
Märtyrern zu machen drohte und die in Ostpreußen bisher nicht bedeutende 
kommunistische Partei daraus Kapital zu schlagen begann. Versammlungsverbot 
besteht nur noch für die Kommunisten, Anmeldepflicht für gewerkschaftliche 
Versammlungen ist aufgehoben. Ebenso Telegramm- und Fernsprechüberwa
chung. Briefzensur hat nicht bestanden. 

Das Wehrkreiskommando muß aber die Möglichkeit behalten, bei Verschärfung 
der Lage sofort durchzugreifen. Auch die Truppe darf nicht das Gefühl bekom
men, daß nun den Radikalen alles erlaubt sei. Es ist sowieso schon recht schwer, 
den ausführenden Organen klarzumachen, daß ein zeitweises Luftlassen gegen
über den Radikalen lediglich die unvermeidliche Folge des verhängnisvollen Kapp
Putsches ist. 

72. 

Der Befehlshaber 
LV. 

gez. v. Dassel 
Generalmaj or. 

Entwurf für eine Eingabe der Gruppe Haas an die Nationalversanunlung 
wegen des sog. Bielefelder Abkommens. 

14. April 1920. Dortmund. - HStA Stuttgart. M 366, Bd. 7 Akt 2. Masch. Durchschrift. 

Die mir unterstellten Truppen, aufs tiefste beunruhigt durch die Vorgänge der 
letzten Wochen, haben doch jeden unmilitärischen und verfassungswidrigen 
Versuch einer Einflußnahme auf Regierung oder Nationalversammlung planmäßig 
vermieden 1. 

Aber dadurch haben der Nationalversammlung, wie die bisherigen Verhandlungen 
ergeben, sowohl der grundsätzliche Kernpunkt dieser auf lange lahre hinaus 
entscheidenden Auseinandersetzungen wie die einhellige Überzeugung aller mir 
unterstellten, unbedingt verfassungstreuen Bayern, Württemberger, Badener, 
Preußen und Sachsen nicht bekannt werden können. 

Deshalb sehe ich mich nunmehr pflichtmäßig gezwungen, zur Information, nicht in 
irgend einem ultimativen Sinne, folgendes zu melden: 

Die Truppe erwartet von der Nationalversammlung den Schutz der Verfassung 
einerseits durch vollkommene Entpolitisierung der Reichswehr, andererseits 

1 Vgl. Nr. 67 und Nr. 68. 
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73. 15. 4. 192« Kspitel II

6urek 8ickerungen kür 6ie en6gültige Lekrie6ung 6es In6ustriegekiete8. 8ei6es 
wird 6urck cüs 8ieleke16er Vereinkarungen rum 8ekeitern gekrackt; sic sckakken 
statt 6es8en 6ie Vorke6ingungen, auk 6eren Orun6lage 6er Oegner 6en Xampk 
unter günstigeren Verkältnissen wie6er aukrunekmen kokkt.
Akker 7 keüeutet 6ie en6gMige Politisierung 6er l'ruppe^.
Akker 10 sickert 6urck 6ie poktisck organisierten Ortswekren 6ie Orun6Iagen rur 
^-lokiksierung 6er kielen ^rmee un6 setrt 6en 8taat 6er stan6igen Orokung 6es 
^ukrukrs 6urck eine kewakknete Mn6erkeit aus^.
Oie Ourekkükrung 6ieser Kei6en Akkern allein wird genügen, um 6er l'ruppe, 6er 
Lckütrerin 6er Verkassung, un6 6er Oemokratie 6as kiückgrat ru krecken.
Oie Lielckelder Vereinkarungen, auk nickt verkassungsmäkigem ^ege ent8tan6en 
un6 materiell auck in weiteren Äkkern verkassungswidrig, von 6er Oegenscitc 
niemals eingekalten, 6urkten 6eskalk keineskaks rur Orundlage 6er kevorsteken- 
6en kiegelung werden.

2 Vgl. I^Ir. 66.
3 VZ1. 66.

73.

OekekI lies Oekeklskakers iin XVckrkreis VI, Oencralleutnant 
krlrr. v. satter, üker pokitisclie Oropagands in dienstlivken Verokkent- 

lieknnKen.

15. Vpril 1920. Zünsler. Ic I^o. 3098 per». - 8H8lV IV. 8vüütLen-krixsüe 21, 80. 24 
3. Bissell. -^Irselrrill.

Oie kieickswekr-Origade 31 Kat ein ^ackricktenklatt kerausgegeken, in 6em sie in 
sckarker V^eise 6ie Ooktik 6er kiegierung un6 6er Nekrkeitssoriaksten Lngr6ikt^.
Os kleikt ie6em 8oldaten llkerlassen, sick seine poktiseke ^nsckauung ru Kil6en, 
es mu6 aker sckark verurteilt werden, wenn eine militäriscke Dienststelle sick in 
dieser ^Veise poktisck ketätigt un6 eine 6er liegierungsparteien un6 6ie kiegierung 
in einem kür 6ie l'ruppe bestimmten 6ienstkcken blackricktenklatt angreikt.
Oas ^Vekrkreiskommando 6u16et keine poktiscken Ireikereien in 6er l'ruppe.
8ok aus 6er lieickswekr wie6er ein kestgekügtes un6 krauckkares V^erkreug 
wer6en, so mu6 in erster käme 6as ,,Ooktikmscken" aus ikr versckwin6en.
Oie kieickswckr-Lrigade 31 Kat ru mel6en:
a) wer 6er Verkasser 6es in krage kommenden I^ackricktenklattes ist,
k) ok un6 welcke Oewäkr 6akür geleistet ist, 6a6 sick 6erartige poktiseke 
8eitensprünge nickt wie6erkolen.
Oas ^Vekrkreiskommando bekält sick weitere klaknakmen vor.

Oer Lekeklskaker
ger. Orkr. v. satter

-----------  Oenerakeutnant.
I bliebt ermittelt.
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durch Sicherungen für die endgültige Befriedung des Industriegebietes. Beides 
wird durch die Bielefelder Vereinbarungen zum Scheitern gebracht; sie schaffen 
statt dessen die Vorbedingungen, auf deren Grundlage der Gegner den Kampf 
unter günstigeren Verhältnissen wieder aufzunehmen hofft. 

Ziffer 7 bedeutet die endgültige Politisierung der Truppe2
• 

Ziffer 10 sichert durch die politisch organisierten Orts wehren die Grundlagen zur 
Mobilisierung der Roten Armee und setzt den Staat der ständigen Drohung des 
Aufruhrs durch eine bewaffnete Minderheit aus3

• 

Die Durchführung dieser beiden Ziffern allein wird genügen, um der Truppe, der 
Schützerin der Verfassung, und der Demokratie das Rückgrat zu brechen. 

Die Bielefelder Vereinbarungen, auf nicht verfassungsmäßigem Wege entstanden 
und materiell auch in weiteren Ziffern verfassungswidrig, von der Gegenseite 
niemals eingehalten, durften deshalb keinesfalls zur Grundlage der bevorstehen
den Regelung werden. 

2 Vgl. Nr. 66. 

3 Vgl. Nr. 66. 

73. 

Befehl des Befehlshahers im Wehr kreis VI, Generalleutnant 
Frhr. v. Waller, üher politische Propaganda in dienstlichen Veröffent

lichungen. 

15. April 1920. Münster. Ic No. 3098 pers. - BHStA IV. Schützen-Brigade 21, Bd. 24 
Akt 3. Masch. Abschrift. 

Die Reichswehr-Brigade 31 hat ein Nachrichtenblatt herausgegeben, in dem sie in 
scharfer Weise die Politik der Regierung und der Mehrheitssozialisten angreiftl. 

Es bleibt jedem Soldaten überlassen, sich seine politische Anschauung zu bilden, 
es muß aber scharf verurteilt werden, wenn eine militärische Dienststelle sich in 
dieser Weise politisch betätigt und eine der Regierungsparteien und die Regierung 
in einem für die Truppe bestimmten dienstlichen Nachrichtenblatt angreift. 

Das Wehrkreiskommando duldet keine politischen Treibereien in der Truppe. 

Soll aus der Reichswehr wieder ein festgefügtes und brauchbares Werkzeug 
werden, so muß in erster Linie das, ,Politikmachen" aus ihr verschwinden. 

Die Reichswehr-Brigade 31 hat zu melden: 

a) wer der Verfasser des in Frage kommenden Nachrichtenblattes ist, 

b) ob und welche Gewähr dafür geleistet ist, daß sich derartige politische 
Seitensprünge nicht wiederholen. 

Das Wehrkreiskommando behält sich weitere Maßnahmen vor. 

1 Nicht ermittelt. 
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74.

^ukLkieknunK «les krsKstlenIispitLns krut^er über Lerstungen ini Hau8- 
bsltsstissebuk <1er?isti»nslv«r8snnnlun8 ^nr 1.88« der Marine.

16. ^4pril 1920. kierlin. - II^-I^I^. 4077 84. 7. Vervielk. ^ksekrikt.

0.M^.
8ei tier 8eratung der Organrung rum IVotgesetr im llausbaltungsaussebuk stellte 
beute der Abgeordnete Oe/ru/ die Krage, ob naeb den Vorgängen im Märr in Kiel 
und Vilbelmsbaven clie Admiralität noeb an 6er rVbsicbt, den Oecbokkirierstand 
eingeben ru lassen, kestbielte.
le/r erblärte als Kommissar 6er Admiralität, dall icb rur 8eantwortung 6er Krage 
nicbt bekugt sei.
Oarauk erbielt 6er Abgeordnete IVosbe 6as ^Vort un6 kübrte nacb meinen IVotiren 
etwa blacbstebendes aus: blacb 6en Vorgängen im Märr ist 6ie Clarins in Kiel un6 
Vilbelmsbaven ein Lcbeiterbauken, um nicbt einen 6rastiscberen Vusdrucb ru 
gebraucben. ^lle 6ie grolle Mübe un6 Arbeit, 6ie in 6en letrten labren in 6en 
^Viederaukbau gestecbt worden ist, ist 6abin. Kr bönne sicb runäcbst beine 
Vorstellung macben, wie 6ie Oescbiebte wieder in Ordnung gebracbt werden 
bönnte. Kin Vukbau mit Oecbokkirieren un6 Onterokkirieren sei nicbt mögbcb. Kiel 
müllte ganr ausgescbaltet werden, aul 6em 8oden bann nicbts Verständiges 
aukgebaut werden, 6ort berrsebten absolut verkabrene, verrottete Verbältnisse. 
Zeiner Meinung nacb müllten 6ie paar Lcbikke, 6ie uns nocb geblieben, mit jungem 
Oersonal besetrt werden, 6as bust un6 Kiebe rur Leekabrt bat un6 6ie Klagge 
wieder auk 8ee reigen bann^.
In 6er rubünltigen Marine 6ürkte es beine Decbokkiriere geben. Oie Oecbokkiriere 
wären ein Kwitter, sie strebten 6auern6 in 6ie Höbe. Lolange wir nocb burr 
6ienen6e8 Oersonal batten, wurden Zperialisten gebraucbt, 6ie mögbcbst lang 
6ienten. Lei 6em lang 6ienen6en Personal 6er neuen Marine werden alle beute 
Lperiabsten, es bommt 6aber nicbt darauk an, 6ureb Krbaltung 6er Oecbokkirier- 
laukbabn mögbcbst lang 6ienen6es personal ru gewinnen. Oer Oecbokkirier ist aber 
nur Zperialist, bein Okkirier, es bann wobl ein kootsmann (ricbtig lorpedosteuer- 
mann) ein bleines Kabrreug kabren, 6amit bst er aber nocb nicbt 6ie VorbiI6ung 
rum Okkirier. Ks berrscbt 6a eine absolute 8egrikksvsrwirrung bei 6en Oecbokkirie- 
ren. Oie ^bsicbt 6es Keicbswebrministeriums bei 6er Okkirierstellenbesetrung in 
6er neuen Marine ging 6abin, aus 6en tücbtigen un6 aukgewecbten Mannscbakten 
rum Okkirier geeignete berausruwäblen un6 auk diese ^Veise, auk demobratiscbem 
^Vege allen 7ücbtigen die Kaukbabn krei ru macben.

I knickt sicller aukrulösenäe ^bbürrun^, mäßücln 6e!>orsrni>sle ^lelitunß. Oer Inkslt liisser ^utreiok- 
nunß stimmt in allem tVesenlllellen üllerein mit llem ?r»toboll ller 66. Litrunß lles ^ussckusses für 
llen keiellsllausllalt vom 16. ^.prll 1920, 8. 7 k.

2 Lari Delius <DDO), Oostsellretär.
3 Vßl. llierru ?1r. 77 unll I^fr. 83.
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74. 

Aufzeichnung des Fregattenkapitäns Brutzer über Beratungen im Haus
haltsausschuß der Nationalversammlung zur Lage der Marine. 

16. April 1920. Berlin. - BA-MA. F 4077 Bd. 7. Vervielf. Abschrift. 

G.M1
• 

Bei der Beratung der Ergänzung zum Notgesetz im Haushaltungsausschuß stellte 
heute der Abgeordnete Deliu?- die Frage, ob nach den Vorgängen im März in Kiel 
und Wilhelmshaven die Admiralität noch an der Absicht, den Deckoffizierstand 
eingehen zu lassen, festhielte. 

Ich erklärte als Kommissar der Admiralität, daß ich zur Beantwortung der Frage 
nicht befugt sei. 

Darauf erhielt der Abgeordnete Noske das Wort und führte nach meinen Notizen 
etwa Nachstehendes aus: Nach den Vorgängen im März ist die Marine in Kiel und 
Wilhelmshaven ein Scheiterhaufen, um nicht einen drastischeren Ausdruck zu 
gebrauchen. Alle die große Mühe und Arbeit, die in den letzten lahren in den 
Wiederaufbau gesteckt worden ist, ist dahin. Er könne sich zunächst keine 
Vorstellung machen, wie die Geschichte wieder in Ordnung gebracht werden 
könnte. Ein Aufbau mit Deckoffizieren und Unteroffizieren sei nicht möglich. Kiel 
müßte ganz ausgeschaltet werden, auf dem Boden kann nichts Verständiges 
aufgebaut werden, dort herrschten absolut verfahrene, verrottete Verhältnisse. 
Seiner Meinung nach müßten die paar Schiffe, die uns noch geblieben, mit jungem 
Personal besetzt werden, das Lust und Liebe zur Seefahrt hat und die Flagge 
wieder auf See zeigen kann3

• 

In der zukünftigen Marine dürfte es keine Deckoffiziere geben. Die Deckoffiziere 
wären ein Zwitter, sie strebten dauernd in die Höhe. Solange wir noch kurz 
dienendes Personal hatten, wurden Spezialisten gebraucht, die möglichst lang 
dienten. Bei dem lang dienenden Personal der neuen Marine werden alle Leute 
Spezialisten, es kommt daher nicht darauf an, durch Erhaltung der Deckoffizier
laufbahn möglichst lang dienendes Personal zu gewinnen. Der Deckoffizier ist aber 
nur Spezialist, kein Offizier, es kann wohl ein Bootsmann (richtig Torpedosteuer
mann) ein kleines Fahrzeug fahren, damit hat er aber noch nicht die Vorbildung 
zum Offizier. Es herrscht da eine absolute Begriffsverwirrung bei den Deckoffizie
ren. Die Absicht des Reichswehrministeriums bei der Offizierstellenbesetzung in 
der neuen Marine ging dahin, aus den tüchtigen und aufgeweckten Mannschaften 
zum Offizier geeignete herauszuwählen und auf diese Weise, auf demokratischem 
Wege allen Tüchtigen die Laufbahn frei zu machen. 

I Nicht sicher aufzulösende Abkürzung, möglich: Gehorsamste Meldung. Der Inhalt dieser Aufzeich
nung stimmt in allem Wesentlichen überein mit dem Protokoll der 66. Sitzung des Ausschusses für 
den Reichshaushalt vom 16. April 1920, S. 7 f. 

2 earl Delius (DDP), Postsekretär. 

3 Vgl. hierzu Nr. 77 und Nr. 83. 
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Xr wisse wobl, clab clie Verantwortung lür alle Vnorclnungen in cier Oeekollirier- 
unü anderen Organisationslragen von Or. ^trur^ unci Oenossen ci ein Vclmiral 
v. 7ror/ra rugesebrieben vvürcien - ru Onreebt, er, Kosice, babe sieb personlieb in 
bisse Dragen vertielt unci ibre Oösung sei sein eigenstes ^Verk.
Oer >lbF6orc/n6t6 Or. Oaa/ erklärte, aul ciiese kragen nieiit näber eingeben ru 
vollen, betonte aber, clab clie Oübrung bei cler Narine in ruverlässigen Ilänclen sein 
müsse.
Oer >lb§eorclnete Or. Ober/o/rren^ stimmte aul Orunci seiner eigenen Orlabrungen 
in Xiei cien ^uslübrungen lies ^bgeorclnetsn Kosice clurebaus ru. Oie Oüncle batten 
aus wirtsebaltlicben, egoistiscben Orüncien cien Xampl gelübrt uncl ciurcb betreri- 
sebe ^ussbrikten an ciie ^bgeorclneten Stimmung lür sieb ru maeben versuebt.
Oer ^4d§eorclnete Oe/rus erklärte, «lab ?loskes Erklärung clie tVngelegenbeit in 
einem anderen Oiebt ersebeinen liebe. Oie 8aebe müÜte lebenlalls genau geprült 
werben.
Oer ^4l>Keorclneke ^tüe^/e^ kam claraul aul clie Xaebolliriere ru spreeben uncl 
erklärte es lür lalscb, «lab clie Leeokkiriere jetrt clen Oienst bieser bewäbrten 
Olliriere verseben uncl sie aus ibren Ltellungen verbrängen wollten.
/c/r erwiberte, bab cias keineswegs cler Dail wäre. Oie ^abl cler Olliriere uncl 
Inbienstbaltungen sei clureb ben Oeinbbunb lestgesetrt. Oie Vukstellung naeb ben 
Xtats bätte ergeben, bab clie verlügbare ^abl von Ollirierstellen niebt ausreicbte, 
um clie kaebollirisre als soiebe ru ballen. Damit nun ibre boebgesebätrte Xralt in 
Verwaltungsgesebälten niebt verloren ging, wurcle clie Omwanblung in Oeamte 
clurebgekübrt.
Oer vl-Aeorclnete lVoske unterstrieb meine -^uslübrungen unb erklärte, bab er mit 
clen Vertretern 6er Oacbokliriere clie Orüncle ru ibrer Entmilitarisierung genau 
burebgesproeben bätte unci bak er persönlieb clalllr eingetreten wäre, bab sie bei 
6er Destsetrung in Leamtenstellen cles Oesolbungsgesetres gut absebnitten. Oas 
wäre aueb gesebeben.

X I?
ger. Orutrer.

4 Dr. me6. ^Villielin Ztruve, lanZjällrißer liberaler kieielistaßgadZeor^neter.
5 Dr. jur. Du^vviß Dass (DDD), Kee^ts2uvv2ll.
6 Dr. rer. pol. Krn8t Oberkokren (D?>lV?), Ztu^ienräl.
7 Daniel 8tüclclen (8?D), keclalcleur.
8 dliikkre 6er Ltats-^^teilunA cler ^^miralität, in 6er I^reßarrentcapitän Drutrer täNA war.
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Er wisse wohl, daß die Verantwortung für alle Anordnungen in der Deckoffizier
und anderen Organisationsfragen von Dr. Struve4 und Genossen dem Admiral 
v. Trotha zugeschrieben würden - zu Unrecht, er, Noske, habe sich persönlich in 
diese Fragen vertieft und ihre Lösung sei sein eigenstes Werk. 

Der Abgeordnete Dr. Raa;; erklärte, auf diese Fragen nicht näher eingehen zu 
wollen, betonte aber, daß die Führung bei der Marine in zuverlässigen Händen sein 
müsse. 

Der Abgeordnete Dr. Oberfohren6 stimmte auf Grund seiner eigenen Erfahrungen 
in Kiel den Ausführungen des Abgeordneten Noske durchaus zu. Die Bünde hätten 
aus wirtschaftlichen, egoistischen Gründen den Kampf geführt und durch hetzeri
sche Zuschriften an die Abgeordneten Stimmung für sich zu machen versucht. 

Der Abgeordnete Delius erklärte, daß Noskes Erklärung die Angelegenheit in 
einem anderen Licht erscheinen ließe. Die Sache müßte jedenfalls genau geprüft 
werden. 

Der Abgeordnete Stücklen7 kam darauf auf die Fachoffiziere zu sprechen und 
erklärte es für falsch, daß die Seeoffiziere jetzt den Dienst dieser bewährten 
Offiziere versehen und sie aus ihren Stellungen verdrängen wollten. 

Ich erwiderte, daß das keineswegs der Fall wäre. Die Zahl der Offiziere und 
Indiensthaltungen sei durch den Feindbund festgesetzt. Die Aufstellung nach den 
Etats hätte ergeben, daß die verfügbare Zahl von OffiziersteIlen nicht ausreichte, 
um die Fachoffiziere als solche zu halten. Damit nun ihre hochgeschätzte Kraft in 
Verwaltungsgeschäften nicht verloren ging, wurde die Umwandlung in Beamte 
durchgeführt. 

Der Abgeordnete Noske unterstrich meine Ausführungen und erklärte, daß er mit 
den Vertretern der Fachoffiziere die Gründe zu ihrer Entmilitarisierung genau 
durchgesprochen hätte und daß er persönlich dafür eingetreten wäre, daß sie bei 
der Festsetzung in Beamtenstellen des Besoldungsgesetzes gut abschnitten. Das 
wäre auch geschehen. 

E 1. 8 

gez. Brutzer. 

4 Dr. med. Wilhelm Struve, langjähriger liberaler Reichstagsabgeordneter. 

5 Dr. jur. Ludwig Haas (DDP), Rechtsanwalt. 

6 Dr. rer. pol. Ernst überfohren (DNVP), Studienrat. 

7 Daniel Stücklen (SPD), Redakteur. 

8 Chiffre der Etats-Abteilung der Admiralität, in der Fregattenkapitän Brutzer tätig war. 
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75.

Lekebl «les Lekeblsbsbers im Webrlcreis VI, OenersIIeutnsnt 
Lrbr. v. Estler, über üie -V^nkbebung 6er 8tsnügeriebte.

16. ^pri! 1920. Alünsler. le I^r. 881 III/20 k*ers. - Kpp Calcet 9. Vervielk.
^uskertiKNNA.

In 6er Oesprecbung iin lieicbswebrministerium LIN d. 4. vorm. IiLt 6er Herr 
keicbswebrminister sieb vor 6en Vertretern 6er einreinen iin Industriegebiet 
eingesetrten 1'ruppenv6rbLn6e Catlin geäußert, 6aß 6ie 8tan6gericbte Luk meinen 
un6 6es keicbsicommissars Levering Antrag aukgeboben seien^. Dies entsprießt 
nieiit 6en 'Latsacben. Icii trabe micb stets mit aber Lralt lür 6ie Leibebaitung 6er 
8tLn6geriobte eingesetrt un6 stets 6en 8tan6punbt vertreten, 6aß 6ie 8tan6ge- 
riebte lür 6ie Lieberbeit 6er Iruppe un6 lür 6ie Ourcbkübrung 6er miiitäriscben 
^laßnabmen im In6ustriegebiet unbe6ingt notwen6ig seien^.
Ls wir6 aukgeI6ärt wer6en, aul weicbe Weise 6iese irrige -Vnsicbt beim Herrn 
keicbswebrminister ent8tan6en ist.

Oer Oelebisbaber
Lrbr. von Walter 
Oeneraiieutnant.

1 Vgl. I^Ir. 66 Ttnm. 7.
2 6enernIIeutnnnt Drkr. v. XVntter linkte 6ureli DekeKI le KIr. 2975 Ders. vorn 5. Vpril 1920 (DcV^I>V 

KU 53 - 6/v.53. Vervielk. c^uskertigung) 6sn unterstellten Truppenteilen seine telegrnpiiiseli unci 
münOIiclr erkokenen Vorstellungen keiln Deicllswellrininisteriuin gegen ciie Vukkekung Oer 
8tnn6gericllte mitgeteilt. Vetter vertrnt cien 8tnn6punlct, ,,6nll Vussellnltung 6er LlnnOgerickte ru 
nn6erweitigein unci l>ei weitern grollerein Dlutvergieüen kükren inull". ^ucli Deiellslcornmissnr 
Levering unterstützte ciie Ditte nuk Deikeiisitung 6er 8tnncigerielite.

76.

?rivstbriel von ViriesümirsI iVIießelsen an lien OOerdürgermeister von 
küslrinAen, Oneclcen, über üie Lage 6er IVIsrine.

18. c^pril 1920. »ilüeskeim. - D 4077 86. 7. Masek. ^dsekrikl.

8ebr verebrter Herr Oberbürgermeister!
Von Ibrem Orieke an 6en Herrn Heicbsminister 6es Innern^ babe icb Kenntnis 
erbaiten. leb nebme an, 6a6 Ibnen 6as recbt ist, 6a rvir uns ja scbon eine Zeitlang 
bennen un6 weil 8ie in Ibrem 8cbreiben bemllbt sin6, einen objektiven 8tan6- 
punbt ru gewinnen.
Oanr überein stimme icb mit Ibrer ^nsicbt, 6a6 es in 6er vorbegen6en 8treitkrage 
um 6ie Lxistenr 6er Is6e8tL6t6 gebt ur>6 6a6 ein mo6us viven6i im Interesse 6ieser

1 Vgl. ^Ir. 57.
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75. 

Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VI, Generalleutnant 
Frhr. v. Watter, über die Aufhebung der Standgerichte. 

16. April 1920. Münster. Ie Nr.881 111120 Pers. - BA.NL Epp Paket 9. Vervielf. 
Ausfertigung. 

In der Besprechung im Reichswehrministerium am 9. 4. vorm. hat der Herr 
Reichswehrminister sich vor den Vertretern der einzelnen im Industriegebiet 
eingesetzten Truppenverbände dahin geäußert, daß die Standgerichte auf meinen 
und des Reichskommissars Severing Antrag aufgehoben seien I. Dies entspricht 
nicht den Tatsachen. Ich habe mich stets mit aller Kraft für die Beibehaltung der 
Standgerichte eingesetzt und stets den Standpunkt vertreten, daß die Standge
richte für die Sicherheit der Truppe und für die Durchführung der militärischen 
Maßnahmen im Industriegebiet unbedingt notwendig seien2• 

Es wird aufgeklärt werden, auf welche Weise diese irrige Ansicht beim Herrn 
Reichswehrminister entstanden ist. 

1 Vgl. Nr. 66 Anm. 7. 

Der Befehlshaber 
Frhr. von Watter 
Generalleutnant. 

2 Generalleutnant Frhr. v. Watter hatte durch Befehl Ic Nr. 2975 Pers. vom 5. April 1920 (BA-MA. 
RH 53 - 6/v.53. Vervielf. Ausfertigung) den unterstellten Truppenteilen seine telegraphisch und 
mündlich erhobenen Vorstellungen beim Reichswehrministerium gegen die Aufhebung der 
Standgerichte mitgeteilt. Watter vertrat den Standpunkt, "daß Ausschaltung der Standgerichte zu 
anderweitigem und bei weitem größerem Blutvergießen führen muß". Auch Reichskommissar 
Severing unterstützte die Bitte auf Beibehaltung der Standgerichte. 

76. 

Privatbrief von Vizeadmiral Michelsen an den Oberbürgermeister von 
Rüstringen, Luecken, über die Lage der Marine. 

18. April 1920. Hildesheim. - BA-MA. F 4077 Bd. 7. Maseh. Abschrift. 

Sehr verehrter Herr Oberbürgermeister! 

Von Ihrem Briefe an den Herrn Reichsminister des Innern] habe ich Kenntnis 
erhalten. Ich nehme an, daß Ihnen das recht ist, da wir uns ja schon eine Zeitlang 
kennen und weil Sie in Ihrem Schreiben bemüht sind, einen objektiven Stand
punkt zu gewinnen. 

Ganz überein stimme ich mit Ihrer Ansicht, daß es in der vorliegenden Streitfrage 
um die Existenz der ladestädte geht und daß ein modus vivendi im Interesse dieser 

1 Vgl. Nr. 57. 
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8ta6te irgen6wie wieüerbergestellt werclen sollte, kalis clas llberbaupt möglich ist. 
V^ill man aber einen ^usgleieb sebakken, so mull man sielt über clas 8ebul6ma6 6er 
Oeteibgten - Olliriere uncl Lün6e - vorber klar wer6en.
Vlit keebt sagen 8ie, 6a8 6ie Okkiriere )L 6urcbwsg nielits anderes getan baben, als 
meine §e/e/r/e ausrukllbren; bierru waren sie verpkbebtet, wenn sie 6iese niebt als 
ein Verbreeben in sieb seblie6en6 ernennen muüten. Das wir6 wobl - auell vor 
clem ^bsebluü cler llntersuebung - lXieman6 bebaupten wollen. ^.lso «las Oros cler 
Olliriere ist unbelastet. Viele baben sieb sogar - ru einer politiseben 8tellung- 
nabme veranlagt - rüelcbaltslos lür clie Regierung erklärt, sokort o6er ebe ieb 6as 
cler V6mirabtät bergb cler ganren Oarnison mitgeteilt batte. Oebollen bat es ibnen 
lreibeb gegenüber clen Oün6en niebts.
Vhs meine Berson anbetrillt, so wircl ja clie llntersuebung Klarbeit sebakken^. Os 
wir6 8ie aber interessieren, clall ieb mit lVoske eingebenü gesproeben babe un6 
«lall clieser meine Haltung als 8olclat anerkannt uncl gebilligt bat. Dall wir clurcb 
eine unter 6en 6amaligen Omstänclen unmögliebe Oarole «les Obels 6er ^6miralität 
verleitet un6 uns pobtiseb ungesebiekt benommen batten, sei eine 8aebe kür sieb, 
an 6er 6er bisberige Obel 6er ^6mirabtät allein 6ie 8ebu16 trage; er sei aber in 
seiner Überzeugung, 6a6 6as Okkirierkorps 6er IVorüseestation sieb keineskalls 
gegen clie Regierung stellen wer6e, keinen Vugenbliek wanken6 gewor6en, 
son6ern babe sieb gleich gesagt: 6ie 8aebe stimmt so niebt! Da stecken clie Llln6e 
6abinter! lVun, 6as ist ein llrteil, 6as aueb kür 8ie Vert baben wir6. ^ueb 6er neue 
Reiebswebrminister^ sebeint mir ein gerechtes un6 unparteüsebes llrteil in clieser 
8aebe ru baben. leb wür6e Ibnen empleblen, sieb unmittelbar an ibn ru wenclen. 
^Vas 6ie berüebtigte Rarole cles Obels 6er ^.6mirabtäÜ anbetrillt, so lautete sie, 
wie Ibnen aus einem Kurren von mir verkalkten Artikel 6es Vbavener Tageblatts 
bekannt sein wir6, 6abin, in weiten pobtiseber 8pannung einseblieklieb von 
Veränclerungen innerbalb 6er Regierung selbst (so wur6e uns 6ies6 Lewegung 
clargesteUt) 6ie Iruppe unter Rernbaltung von aller Rolitik geseblossen 6ureb clie 
Krisis bin6urobrukübren. 8ie wer6en beute sagen: Oas war ja eine Unmöglichkeit! 
8ie wer6en aber spater rugeben müssen, 6a6 wir clas runaebst niebt erkennen 
konnten. Rerner wer6en 8ie sebon jetrt immerbin rugeben müssen, 6a8 6ie 
Iruppe, so wie sie von 6er Regierung aukgebaut war, eine politisebe Rinbeit niebt 
üarstellte. Obenso wie wir Oeutsebnstionale un6 Oeutsebe Volksparteiler unter 
6en Okkirieren un6 ^lannsebakten batten, waren ünabbängige un6 Kommunisten, 
besonüers aueb viele Antisemiten, unter clen Oetrteren. Oer Obek 6er V6miralität 
konnte also sebr wob! auk clen 0e6anken kommen, «lall eine unpolitische Raroie 
einstweilen clie einrig mögliebe kür eine solebe Iruppe sei, wenn sie niebt 
Luseinanüerlauken sollte. In 6iesem 8inne verstanüen wir 6as Telegramm cles 
Obeks 6er V6mirabtät. ^iVie «laber mein Vntworttelegramm an Rrotba^ aukrukassen 
sei, ist 6en Vlarineteilen uncl clen Vertrauensleuten sattsam erklärt wor6en. Oie 
Lün6e batten aber sebon vorber clen Üntergrun6 kür jeües Vertrauen 6ureb ibre 
Rarole: ,,OIaubt 6en Okkirieren niebts! 8ie lügen!" unterwüblt.

2 2ur pultun^ Uicbelsens vgl. seinen Lriek SN IXosbe vom 21. ^lürr 1920 bei Xosbe 8. 167 k.
3 kleiebscvebrminister Olto OeLIer (Opp).
4 V^I. blr. 20 uncl Xi. 29.
5 VZI. blr. 29 c^nm. 12.
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Städte irgendwie wiederhergestellt werden sollte, falls das überhaupt möglich ist. 
Will man aber einen Ausgleich schaffen, so muß man sich über das Schuldrnaß der 
Beteiligten - Offiziere und Bünde - vorher klar werden. 

Mit Recht sagen Sie, daß die Offiziere ja durchweg nichts anderes getan haben, als 
meine Befehle auszuführen; hierzu waren sie verpflichtet, wenn sie diese nicht als 
ein Verbrechen in sich schließend erkennen mußten. Das wird wohl - auch vor 
dem Abschluß der Untersuchung - Niemand behaupten wollen. Also das Gros der 
Offiziere ist unbelastet. Viele haben sich sogar - zu einer politischen Stellung
nahme veranlaßt - rückhaltslos für die Regierung erklärt, sofort oder ehe ich das 
der Admiralität bezgl. der ganzen Garnison mitgeteilt hatte. Geholfen hat es ihnen 
freilich gegenüber den Bünden nichts. 

Was meine Person anbetrifft, so wird ja die Untersuchung Klarheit schaffen2
• Es 

wird Sie aber interessieren, daß ich mit Noske eingehend gesprochen habe und 
daß dieser meine Haltung als Soldat anerkannt und gebilligt hat. Daß wir durch 
eine unter den damaligen Umständen unmögliche Parole des Chefs der Admiralität 
verleitet und uns politisch ungeschickt benommen hätten, sei eine Sache für sich, 
an der der bisherige Chef der Admiralität allein die Schuld trage; er sei aber in 
seiner Überzeugung, daß das Offizierkorps der Nordseestation sich keinesfalls 
gegen die Regierung stellen werde, keinen Augenblick wankend geworden, 
sondern habe sich gleich gesagt: die Sache stimmt so nicht! Da stecken die Bünde 
dahinter! Nun, das ist ein Urteil, das auch für Sie Wert haben wird. Auch der neue 
Reichswehrministe~ scheint mir ein gerechtes und unparteiisches Urteil in dieser 
Sache zu haben. Ich würde Ihnen empfehlen, sich unmittelbar an ihn zu wenden. 

Was die berüchtigte Parole des Chefs der Admiralität4 anbetrifft, so lautete sie, 
wie Ihnen aus einem kurzen von mir verfaßten Artikel des W'havener Tageblatts 
bekannt sein wird, dahin, in Zeiten politischer Spannung einschließlich von 
Veränderungen innerhalb der Regierung selbst (so wurde uns diese Bewegung 
dargestellt) die Truppe unter Fernhaltung von aller Politik geschlossen durch die 
Krisis hindurchzuführen. Sie werden heute sagen: Das war ja eine Unmöglichkeit! 
Sie werden aber später zugeben müssen, daß wir das zunächst nicht erkennen 
konnten. Ferner werden Sie schon jetzt immerhin zugeben müssen, daß die 
Truppe, so wie sie von der Regierung aufgebaut war, eine politische Einheit nicht 
darstellte. Ebenso wie wir Deutschnationale und Deutsche Volksparteiler unter 
den Offizieren und Mannschaften hatten, waren Unabhängige und Kommunisten, 
besonders auch viele Antisemiten, unter den Letzteren. Der Chef der Admiralität 
konnte also sehr wohl auf den Gedanken kommen, daß eine unpolitische Parole 
einstweilen die einzig mögliche für eine solche Truppe sei, wenn sie nicht 
auseinanderlaufen sollte. In diesem Sinne verstanden wir das Telegramm des 
Chefs der Admiralität. Wie daher mein Antworttelegramm an TrothaS aufzufassen 
sei, ist den Marineteilen und den Vertrauensleuten sattsam erklärt worden. Die 
Bünde hatten aber schon vorher den Untergrund für jedes Vertrauen durch ihre 
Parole: "Glaubt den Offizieren nichts! Sie lügen!" unterwühlt. 

2 Zur Haltung Michelsens vgl. seinen Brief an Noske vom 21. März 1920 bei Noske S. 167 f. 
3 Reichswehrminister Ouo Geßler (DDP). 

4 Vgl. Nr. 20 und Nr. 29. 

5 V gl. Nr. 29 Anm. 12. 
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Vas nun die Bünde ihrerseits betrikkt, so wird die Untersuchung den Beweis dakür 
dringen, dall die Verschwörung gegen die Okkiriere schon vor dem I3ten kertig war, 
da6 es sich also urn eine organisierte Meuterei handelt. Dall die Ansammlung von 
Tausenden entlassener Deckokkiriere und Bnterokkiriere in den ^adestädten, die 
neuerliche T^bsehakkung des Deckokkirierstandes und mein schärkeres Vorgehen 
gegen die Bünde seit der Anwesenheit I^loske's (19. 2.) 2ündstokk genug Hot, wird 
Ihnen ja auch hekannt sein, wodurch die Lntründung dieses Bulverkasses 
erkolgte, möchte ich hier weglassen, um 8ie nicht mit Bingen ru helasten, die ich 
einstweilen geheim halten möchte. IBeine Feststellungen hierüher sind auch noch 
nicht ahgeschlossen.
Oleichwohl hätten die Lünde ihre ^leuterei nicht gewagt ohne autoritative 
Bückenstütre. Biese hghen sie leider mit Bilke der IVlehrheitsparteien in der 
nächstgelegenen Landesregierung, in Berrn lantren^ gekunden. 8ie werden mit 
Leichtigkeit keststellen können, dall schon am I3ten IBittags durch rwei ^bge- 
sandte der Vlehrheitsparteien (oder runächst nur der lVl.8??) die Verhindung der 
Bünde mit 'Lantren hergestellt wurde. Bünlich^ war sicher dahei. Bas war, 
wohlgemeint, lange vor dem 'Leiegramm lrotha's, ja vor meiner Bllckberukung aus 
Bremen. Andererseits war es wenige 8tunden nach den ersten unklaren Nach
richten aus Berlin. In dieser latsache und in dem weiteren keindlichen Verhalten 
der lBehrheitsparteien der ladestädte gegen die Okkiriere liegt m. L. eine tragische 
8chuld der Bürger- und ^rheiterschakt der Heiden 8tädte, die keineswegs 
unschuldig sind an dem voraussichtlichen Niedergang, ^m meisten belastet ist 
kreillch Berr 'Lantren, der ohne eine Ahnung von den Zusammenhängen und 
militärischen Bingen mit plumper Laust das dortige ^arineleben rerstört Kat. Vn 
seiner gänrlichen Bnkähigkeit in miUtärisehen Bingen läüt doch sein Vorschlag 
hetr. der Bandelsschikks-Okkiriere keinen 2weikel mehr. Damit ist doch weder der 
Marine noch den Bünden gedient! Lersönlich hahe ich einen hesonderen ^orn auk 
ihn, weil er mich riemlich gut kannte und trotrdem mich auk die ersten 
Linklüsterungen hin kür einen Verräter hielt. 8chon nach einem 'Leiekongespräch 
am I3ten abends mit ibm kam mir der Verdacht, dall er gegen mich eingestellt 
worden sein müsse. lVachträglich hahe ich erkahren müssen, dall er alle meine in 
diesem Oespräch getanen Xullerungen in hinterlistigster Veise susgelegt und 
kombiniert bat. Istrt kreilicb bekindet er sieb in der Bekensive, da nehme ich ihm 
das nicht weiter llhel. Damals war er aher der ^ngreiker und paarte Unkenntnis 
und Niedertracht.
IVun noch Ihr Urteil über die Okkiriere! Lieber Berr Oberbürgermeister! Vlarsch- 
musik haben wir in den ersten drei lagen genug gehört, aher wir sind doch nicht 
angetreten. 8ie müssen hedenken, dall wir alle unsere Nachrichten, die wir von 
der Admiralität bekamen, kür objektiv wahr hielten, weil wir keine Ahnung hatten, 
dall diese in der Beichskanrlei Lapp-Lllttwitr verkallt und von der Admiralität 
kritiklos weiter gegehen wurden. Venn 8ie diese Beeinklussungen alle kennen 
werden, so werden 8ie selbst sagen: Ls ist ein Vunder, dall die ^länner dabei

6 Ikkeoüor lantren-Beerinß (Opp), Uinisterpräsiüent von OI<lent>urß.
7 Liiiktre kür ^leltrkeitssorialüemokratie.
8 Oskar Bermann Bünlick, Parteisekretär üer 8PP in Villmlmskaven. 
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Was nun die Bünde ihrerseits betrifft, so wird die Untersuchung den Beweis dafür 
bringen, daß die Verschwörung gegen die Offiziere schon vor dem 13ten fertig war, 
daß es sich also um eine organisierte Meuterei handelt. Daß die Ansammlung von 
Tausenden entlassener Deckoffiziere und Unteroffiziere in den Jadestädten, die 
neuerliche Abschaffung des Deckoffizierstandes und mein schärferes Vorgehen 
gegen die Bünde seit der Anwesenheit Noske's (19. 2.) Zündstoff genug bot, wird 
Ihnen ja auch bekannt sein. Wodurch die Entzündung dieses Pulverfasses 
erfolgte, möchte ich hier weglassen, um Sie nicht mit Dingen zu belasten, die ich 
einstweilen geheim halten möchte. Meine Feststellungen hierüber sind auch noch 
nicht abgeschlossen. 

Gleichwohl hätten die Bünde ihre Meuterei nicht gewagt ohne autoritative 
Rückenstütze. Diese haben sie leider mit Hilfe der Mehrheitsparteien in der 
nächstgelegenen Landesregierung, in Herrn Tantzen6 gefunden. Sie werden mit 
Leichtigkeit feststellen können, daß schon am 13ten Mittags durch zwei Abge
sandte der Mehrheitsparteien (oder zunächst nur der M.S.7?) die Verbindung der 
Bünde mit Tantzen hergestellt wurde. HünlichB war sicher dabei. Das war, 
wohlgemerkt, lange vor dem Telegramm Trotha's, ja vor meiner Rückberufung aus 
Bremen. Andererseits war es wenige Stunden nach den ersten unklaren Nach
richten aus Berlin. In dieser Tatsache und in dem weiteren feindlichen Verhalten 
der Mehrheitsparteien der Jadestädte gegen die Offiziere liegt m. E. eine tragische 
Schuld der Bürger- und Arbeiterschaft der beiden Städte, die keineswegs 
unschuldig sind an dem voraussichtlichen Niedergang. Am meisten belastet ist 
freilich Herr Tantzen, der ohne eine Ahnung von den Zusammenhängen und 
militärischen Dingen mit plumper Faust das dortige Marineleben zerstört hat. An 
seiner gänzlichen Unfähigkeit in militärischen Dingen läßt doch sein Vorschlag 
betr. der Handelsschiffs-Offiziere keinen Zweifel mehr. Damit ist doch weder der 
Marine noch den Bünden gedient! Persönlich habe ich einen besonderen Zorn auf 
ihn, weil er mich ziemlich gut kannte und trotzdem mich auf die ersten 
Einflüsterungen hin für einen Verräter hielt. Schon nach einem Telefongespräch 
am 13ten abends mit ihm kam mir der Verdacht, daß er gegen mich eingestellt 
worden sein müsse. Nachträglich habe ich erfahren müssen, daß er alle meine in 
diesem Gespräch getanen Äußerungen in hinterlistigster Weise ausgelegt und 
kombiniert hat. Jetzt freilich befindet er sich in der Defensive, da nehme ich ihm 
das nicht weiter übel. Damals war er aber der Angreifer und paarte Unkenntnis 
und Niedertracht. 

Nun noch Ihr Urteil über die Offiziere! Lieber Herr Oberbürgermeister! Marsch
musik haben wir in den ersten drei Tagen genug gehört, aber wir sind doch nicht 
angetreten. Sie müssen bedenken, daß wir alle unsere Nachrichten, die wir von 
der Admiralität bekamen, für objektiv wahr hielten, weil wir keine Ahnung hatten, 
daß diese in der Reichskanzlei Kapp-LüUwitz verfaßt und von der Admiralität 
kritiklos weiter gegeben wurden. Wenn Sie diese Beeinflussungen alle kennen 
werden, so werden Sie selbst sagen: Es ist ein Wunder, daß die Männer dabei 

6 Theodor Tantzen-Heering (DDP), Ministerpräsident von Oldenburg. 

7 Chiffre für Mehrheitssozialdemokratie. 

80skar Hermann Hünlich, Parteisekretär der SPD in Wilhelmshaven. 
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nickt umgekippt sin6! Ick Kake ikncn clock Onreckt getan! Ikr Gewissen ist dock 
stärker entwickelt wie ikre poktiscken Oelükle!
T^ber 6arum keine Oein6sckglt nickt! Zollte ick nock einmal vorübergeken6 nack 
clort kommen, 80 wercle ick 8ie mit beson6erem Vergnügen aulsucken.
Nit bestem 0ru6

Ikr ergebener
ger. Nickelsen, Virea6miral.

77.

krlrläruuK «les Vertrauensmannes 6er 7. Ostsee-Nlinensnek- 
Uslbklottille, Natrose Kropp, über 6ie Disziplin in seinem Verbauet.

20. /tpril 1920. Kiel. - 8^-IVI-V. KIVI 20/433. IVIsseb. ^iiskertiAuiiA.

Im Auftrage 6er Lesatrungen 6er 7. Ostsse-Ninensuck-Halkklottille gebe ick 
kolgen6e Erklärung ab:
In einem Artikel 6er „Kieler Neueste klackrickten" stan6 eine Oekauptung cles 
trüberen keickswekrministers /Voske üker gänrkcke Oisriplinlosigkeit in 6en 
Narine-VerbLn6en kielk
Oie Oesatrungen 6er 7. Ostseeminensuckkalbllottille erkeken einstimmig auts 
sckärlste Orotest gegen 6ie unwakren Oekauptungen uncl erklären, 6a6 clie 
Oisripkn uncl Nannesruckt unter 6en jetzigen Oükrern eine unke6ingt kessere un6 
straHere ist wie vor6em. Os ist sick fecler kewuüt, 6ak in 6ieser sckweren 2eit 
Keson6ers je6er an seiner Ltelle in uncl auker Oienst seine Ollickt tun mu6. On6 
6iese unsere OOickt tun wir unter unseren jetzigen kükrern Ireuüig un6 gerne.
^Vir sin6 ^s6erreit bereit, 6ie Verfassung ru sckütren un6 6ie Lekekle un6 
^nor6nungen 6er verlassungsmäkigen kegierung ausrulükren.

Kropps
Natrose un6 Vertrauens

mann 6er 7. O.N.8.OslbOottiUe.

I Vxl. 74.
2 bis kicäNAkeit cier bnterscliriü ^vur6e ciurck 6er> ULlbkloUillenebek, beutnsnl r. 8. 8lokHI, unter 

cieni OienslsieZel 3M gleichen läge besebeinißt.
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nicht umgekippt sind! Ich habe ihnen doch Unrecht getan! Ihr Gewissen ist doch 
stärker entwickelt wie ihre politischen Gefühle! 

Aber darum keine Feindschaft nicht! Sollte ich noch einmal vorübergehend nach 
dort kommen, so werde ich Sie mit besonderem Vergnügen aufsuchen. 
Mit bestem Gruß 

Ihr ergebener 
gez. Michelsen, Vizeadmiral. 

77. 

Erklärung des VertrauensIDannes der 7. Ostsee-Minensuch
Halhflottille, Matrose Kropp, üher die Disziplin in seineID Verhand. 

20. April 1920. Kiel. - BA-l\IA. RM 20/433. Masch. Ausfertigung. 

Im Auftrage der Besatzungen der 7. Ostsee-Minensuch-Halbflottille gebe ich 
folgende Erklärung ab: 

In einem Artikel der "Kieler Neueste Nachrichten" stand eine Behauptung des 
früheren Reichswehrministers Noske über gänzliche Disziplinlosigkeit in den 
Marine-Verbänden Kiel'. 

Die Besatzungen der 7. Ostseeminensuchhalbflottille erheben einstimmig aufs 
schärfste Protest gegen die unwahren Behauptungen und erklären, daß die 
Disziplin und Manneszucht unter den jetzigen Führern eine unbedingt bessere und 
straffere ist wie vordem. Es ist sich jeder bewußt, daß in dieser schweren Zeit 
besonders jeder an seiner Stelle in und außer Dienst seine Pflicht tun muß. Und 
diese unsere Pflicht tun wir unter unseren jetzigen Führern freudig und gerne. 

Wir sind jederzeit bereit, die Verfassung zu schützen und die Befehle und 
Anordnungen der verfassungsmäßigen Regierung auszuführen. 

1 Vgl. Nr. 74. 

Kropp2 

Matrose und Vertrauens
mann der 7. O.M.S.Halbflottille. 

2 Die Richtigkeit der Unterschrift wurde durch den Halbflottillenchef, Leutnant z. S. Stoffel, unter 
dem Dienstsiegel am gleichen Tage bescheinigt. 
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78.

lVieltiuug 8es Nekoiiisdsirers irn Weinrirreis VI, OenersIIeutnsnt 
Lriir. v. Wstter, su lias Keioiisvedr-Oruppeuicoinnisuäio 2 üder clie 

keinen lier neuen Negeiung kür lien ^usnskuneLustsnil.

21. äpril 1920. Münster. Ie »r. 3180 Pers. - »8t^ gluttKsrt. M 366, 86. 7 2. Vervielk.
^uskertignng.

Die Neuregelung äs8 -^usnakmerustanäes mit der Ükertragung 6er voIOiekenäen 
Oevalt auk civile Kegierung8kommi88are^ veranlakt äas ^Vekrlcreiskommanäo riu 
naekstekenäer Stellungnakme:
I .) Oie rivi1-VervLltung8keköräen sinä naek äen kiskerigen Lrkakrungen Kei ikrer 
rusammensetrung venig geeignet, in unrukigen Lerirlcen äsn sekr umkangreicken 
unä seknelle Learkeitung keäingenäen politiseken unä militariseken Xampk mil 
äen lämstürrlern ru kükren. Lin Stak vie äas Vekrlcreiskommanäo VI, verstärkt 
äurek clie iin politiseken Leken stekenäen un<I politisek gesekulten Nitglieäer <Ie8 
keiekskommissariats, var eken Aerate ausreiekenä, uin alle ^rkeiten, äie äer 
groks Xsmpk gegen äen Ilmsturr erkoräerte, ru leisten.
Die Okerprasiäenten sinä r. ^t. zsäenkalls auck nook niekt genügenä unterriektet 
üker äie Stimmung in äer LevöIIcerung unä kesonäers in äer ^rkeitersekakt unä 
üker clie Aele unä V^ege cier kegierungskeinäe. Dies Kann iin Kaule äer reit Ki8 ru 
einem gevissen Oracle gekessert veräen; augenkkekliek aker liegen äie Verkält- 
ni886 ieäsnkalls 80. Lisker koiten 8iek äie Okerprasiäenten äauernä ikre Orientie
rung Kei äen militariseken Stellen.
2 .) Oie Linkeitkcklceit äes ^kvekrkampkes gegen äen lämsturr virä gekakräet, 
venn in secier Orovinr eine anäere Stelle äie voiiriekenäe Oevalt ausükt unä man 
niekt äarauk kllelcsiekt nimmt, äak politisek ru8ammengekörige Oekietsteile von 
einer Stelle politi8ck vervaltet veräen (r. 8. kegierungskerirk Oüsseläork unä äie 
mit Inäu8trie äurek8etrten leile äer Legierungskerirke klünster unä ^rnskerg).
Nan äark niekt verge88en, äaÜ auk äer 0eg6N8eit6 eine einkeitkcke Leitung 
kestekt, äie 8ick naek äen Lrkakrungen äer letrten Lampke in ikrer Organi8ation 
noek verkk88ern virä.
3 .) Ourek äie kleuregeiung virä äie 'Kruppe mekr oäer veniger kknä gemaekt. Oer 
militäri8eke Kaekricktenäi6N8t, äer ki8ker äakür 8orgte, äak äie Iruppe üker äa8 
Linsatrgekiet unä seine Verkältnisse unterriektet vuräe, ver8ekvinäet. Oie

I Llietbespreeiiung 6er Keietisregierung vom 6. ^Vpril 1920 (?rokotcoU in Kabinett Müller 1 
I^r. 14) batte mit Oenebmißung 6es Reiebspräsi6enten auk Antrag 6es Reiebsvvebrministers 
beseblossen, bünktige ^laLnabmen naeb ^Xrt. 48, ^.bs. 2 8er Reiebsverkassung ,,mog!iebst so ru 
gestalten, 826 cbe voHriebencle Oevvalt niebt auk 8en ^libtärbekeblsbaber übergebt, sondern bei üen 
Ävilbebörüen verbleibt". Oaüurcb sollten ,,8ie mibtäriscben öebörüen von 6er politiseben 
Verantwortung kreigebalten werüen". Oie Neuregelung war bereits weitgebend dureb die Verord
nung des Reiebsprasidenten auk Orund des ^rt. 48, ^bs. 2 der kleiebsvertassung, betr. die rur 
^Viederberstebung der ökkentbeben Licberbeit und Ordnung notigen ^laÜnabmen, vom II. ^.pril 
1920, KO6l. 5. 479 verwirlcbebt worden. - ^Vuk unserer Vorl. vermerkte bierru der Obek des 
Oeneralstabes der Oruppe Haas, K1a)or Oraeter, bsl., die neuen Vorsebrikten seien ,,der Oruppe 
dienstlicb noeb niebt bekannt gemaebt".
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78. 

Meldung des Befehlshabers im Wehrkreis VI, Generalleutnant 
Frhr. v. Waller, an das Reichswehr-Gruppenkommando 2 über die 

Folgen der neuen Regelung für den Ausnahmezustand. 

21. April 1920. Münster. Ie Nr. 3180 Pers. - HStA Stuttgart. M 366, Bd. 7 Akt 2. Vervielf. 
Ausfertigung. 

Die Neuregelung des Ausnahmezustandes mit der Übertragung der vollziehenden 
Gewalt auf zivile Regierungskommissare1 veranlaßt das Wehrkreiskommando zu 
nachstehender Stellungnahme: 

1.) Die Zivil-Verwaltungsbehörden sind nach den bisherigen Erfahrungen bei ihrer 
Zusammensetzung wenig geeignet, in unruhigen Bezirken den sehr umfangreichen 
und schnelle Bearbeitung bedingenden politischen und militärischen Kampf mit 
den Umstürzlern zu führen. Ein Stab wie das Wehrkreiskommando VI, verstärkt 
durch die im politischen Leben stehenden und politisch geschulten Mitglieder des 
Reichskommissariats, war eben gerade ausreichend, um alle Arbeiten, die der 
große Kampf gegen den Umsturz erforderte, zu leisten. 

Die Oberpräsidenten sind z. Zt. jedenfalls auch noch nicht genügend unterrichtet 
über die Stimmung in der Bevölkerung und besonders in der Arbeiterschaft und 
über die Ziele und Wege der Regierungsfeinde. Dies kann im Laufe der Zeit bis zu 
einem gewissen Grade gebessert werden; augenblicklich aber liegen die Verhält
nisse jedenfalls so. Bisher holten sich die Oberpräsidenten dauernd ihre Orientie
rung bei den militärischen Stellen. 

2.) Die Einheitlichkeit des Abwehrkampfes gegen den Umsturz wird gefährdet, 
wenn in jeder Provinz eine andere Stelle die vollziehende Gewalt ausübt und man 
nicht darauf Rücksicht nimmt, daß politisch zusammengehörige Gebietsteile von 
einer Stelle politisch verwaltet werden (z. B. Regierungsbezirk Düsseldorf und die 
mit Industrie durchsetzten Teile der Regierungsbezirke Münster und Arnsberg). 

Man darf nicht vergessen, daß auf der Gegenseite eine einheitliche Leitung 
besteht, die sich nach den Erfahrungen der letzten Kämpfe in ihrer Organisation 
noch verbessern wird. 

3.) Durch die Neuregelung wird die Truppe mehr oder weniger blind gemacht. Der 
militärische Nachrichtendienst, der bisher dafür sorgte, daß die Truppe über das 
Einsatzgebiet und seine Verhältnisse unterrichtet wurde, verschwindet. Die 

Eine Chefbesprechung der Reichsregierung vom 6. April 1920 (Protokoll in Kabinett Müller I 
Nr. 14) hatte mit Genehmigung des Reichspräsidenten auf Antrag des Reichswehrministers 
beschlossen, künftige Maßnahmen nach Art. 48, Abs. 2 der Reichsverfassung "möglichst so zu 
gestalten, daß die vollziehende Gewalt nicht auf den Militärbefehlshaber übergeht, sondern hei den 
Zivilbehörden verbleibt". Dadurch sollten "die militärischen Behörden von der politischen 
Verantwortung freigehalten werden". Die Neuregelung war bereits weitgehend durch die Verord
nung des Reichspräsidenten auf Grund des Art. 48, Abs. 2 der Reichsverfassung, betr. die zur 
Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen Maßnahmen, vom 11. April 
1920, RGB!. S. 479 verwirklicht worden. - Auf unserer Vor!. vermerkte hierzu der Chef des 
Generalstabes der Gruppe Haas, Major Graeter, hsl., die neuen Vorschriften seien "der Gruppe 
dienstlich noch nicht bekannt gemacht". 
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Lullerst wertvolle Orientierung aus allen leilen ller Levölkerung unll von llen 
kebörllen wirll ganr von selbst aukbören, lla lliese beute, llie wissen, llab llas 
Mbtär aus eigener krakt ibnen nicbt inebr bellen bann, aucb nicbt inebi ru llen 
iniUtäriscben 8tellen kommen.
Oie Iruppe, llie jetrt llie 8timmung in ller ^rbeiterscbakt bannte unll bei ibrern 
bingreiken mögbcbst berücksiebtigte, wirll ller Tkrbeiterscbskt wieller entkremllet. 
Oie Gruppe wirll aucb bei ibrein bingreiken obne llen 8cbutr ller notwenlligen 
Verorllnungen sein, llen ibr bisber ller kekeblsbaber gegeben bat.
Oer brisk llerartiger Verorllnungen mub irnrner erst beantragt werllen unll wirll, 
selbst wenn ller rivile kegierungskommissar sicb bierru bereit erklärt, in llen 
meisten ballen ru spät kommen.
4 .) Lei llem binsatr von Gruppen auk ^nkorllern ller kegierungskommissare mub 
llas Oeleblsverbältnis wieller so geregelt werllen, llab ller bübrer ller betretenden 
Iruppen llen kekebl über llie anllern ru llem gleicben 2weck eingesetzten 
staatbcben berw. kommunalen Organe erbält. Oesebiebt llas nicbt, so gibt es ein 
beilloses Ourcbeinanller, llas günstigstenkalls ru einer Zersplitterung ller kräkte, 
scbbmmstenkalls ru einer gegenseitigen kekämpkung ller Orllnungsorgane kübrt. 
Oie bruppe ^ver^trägt es, dab sie ietrt unter einem rivilen keicbswebrminister 
ibren Oienst tut, naebllem sie in ller kerson lles keicbswsbrministers Kloske einen 
guten bürsprscbei unll bübrer gekunden batte. 8ie verträgt es aber nicbt, dab sie 
unter llem Lekebl eines mebr oller weniger scbwäcbbcben kobreipräsidenten oller 
Oemeindevorstebers rum kampk auk beben unll 'boll eingesetrt wirll.
5 .) ^ucb llas Vebrkreiskommando begrübt es, wenn llie 8olllaten unll mibtäri- 
seben kekeblsstellen mögbcbst von ller kobtik kern gebalten werllen unll sicb mit 
ibrem eigentbcben Leruke, ller ^Kusblldung rum kampk, einrig unll allein bescbäkti- 
gen können. Oas Vebrkreiskommando siebt aucb in llem Oberpräsillenten llie 
geeignete 8telle kür llie Learbeitung ller pobtiseben bragen in ller brovinr, aber 
nur nacb einbeitbcber Regelung llurcb llie kegierung als kegierungskommissar 
neben llem kekeblsbaber. Allein llas Interesse ller 8taal83utorität läbt es ja 
erkorllerbcb erscbeinen, daK llie orllentllcben Lebörden wieller in ibre kecbts unll 
kkbcbten eingesetrt werllen. lVur kür ganr rubige brovinren kann aber aus llen 
oben angekübrten Oründen lliese ksgelung sebon ^etrt erkolgen. bine brovinr wie 
Vestkalen unll ein kegierungsberirk wie Oüsselllork macben aucb ^etrt nocb 
besonllere Vlabnabmen erkorllerbcb. Lei ller bissigen bags bäb llas Vebrkreis- 
kommanllo r. 8. llen T^bbau lles keicbskommissariats kür eine grobe Oekabr. Oas 
Vebrkreiskommando war in ller letrten 2eit mit mebreren ^labnabmen lles 
keicbskommissars ^euerrnKgewib nicbt einverstanden, mub aber betonen, llab llie 
lätigkeit lles jetzigen Ministers 8evering als keicbskommissar aber im ganren 
eine auberorllentbcb umkangreicbe unll kür llen bissigen bewirk sebr erspriebbcbe 
gewesen ist^. Venn nicbt alles trügt, bält nacb Tknsicbt lles Vebrkreiskommandos 
aucb llie kegierung llen bortbestanll lles keicbskommissariats unll llie kslassung 
ller vollriebenllen Oewalt beim kekeblsbaber lles Vebrkreises VI kür erkorllerbcb.

2 LsrI Levering war in der nm 27. klürr neuZebilcieten preuüisckcn keZierun^ Innenminisler 
geworden, nnkm aber erst nm 11. ,-VpriI 1920 die 6csckLkte nuk, nm seine ^ukZnbe nls Heicks- und 
8tnstskommissnr im Industriegckicl nbruwickcln. 8ein I^sckkolßer wurde kirnst ^lekliclr. Lari 
Levering- ^lein I.ekensweg 8d. 1. Köln 1950. 8. 275-278.

152

78. 21.4.1920 Kapitel 11 

äußerst wertvolle Orientierung aus allen Teilen der Bevölkerung und von den 
Behörden wird ganz von selbst aufhören, da diese Leute, die wissen, daß das 
Militär aus eigener Kraft ihnen nicht mehr helfen kann, auch nicht mehr zu den 
militärischen Stellen kommen. 

Die Truppe, die jetzt die Stimmung in der Arbeiterschaft kannte und bei ihrem 
Eingreifen möglichst berücksichtigte, wird der Arbeiterschaft wieder entfremdet. 
Die Truppe wird auch bei ihrem Eingreifen ohne den Schutz der notwendigen 
Verordnungen sein, den ihr bisher der Befehlshaber gegeben hat. 

Der Erlaß derartiger Verordnungen muß immer erst beantragt werden und wird, 
selbst wenn der zivile Regierungskommissar sich hierzu bereit erklärt, in den 
meisten Fällen zu spät kommen. 

4.) Bei dem Einsatz von Truppen auf Anfordern der Regierungskommissare muß 
das Befehlsverhältnis wieder so geregelt werden, daß der Führer der betreffenden 
Truppen den Befehl über die andern zu dem gleichen Zweck eingesetzten 
staatlichen bezw. kommunalen Organe erhält. Geschieht das nicht, so gibt es ein 
heilloses Durcheinander, das günstigstenfalls zu einer Zersplitterung der Kräfte, 
schlimmstenfalls zu einer gegenseitigen äekämpfung der Ordnungsorgane führt. 
Die Truppe [ver]trägt es, daß sie jetzt unter einem zivilen Reichswehrminister 
ihren Dienst tut, nachdem sie in der Person des Reichswehrministers Noske einen 
guten Fürsprecher und Führer gefunden hatte. Sie verträgt es aber nicht, daß sie 
unter dem Befehl eines mehr oder weniger schwächlichen Polizeipräsidenten oder 
Gemeindevorstehers zum Kampf auf Leben und Tod eingesetzt wird. 

5.) Auch das Wehrkreiskommando begrüßt es, wenn die Soldaten und militäri
schen Befehlsstellen möglichst von der Politik fern gehalten werden und sich mit 
ihrem eigentlichen Berufe, der Ausbildung zum Kampf, einzig und allein beschäfti
gen können. Das Wehrkreiskommando sieht auch in dem Oberpräsidenten die 
geeignete Stelle für die Bearbeitung der politischen Fragen in der Provinz, aber 
nur nach einheitlicher Regelung durch die Regierung als Regierungskommissar 
neben dem Befehlshaber. Allein das Interesse der Staatsautorität läßt es ja 
erforderlich erscheinen, daß die ordentlichen Behörden wieder in ihre Rechte und 
Pflichten eingesetzt werden. Nur für ganz ruhige Provinzen kann aber aus den 
oben angeführten Gründen diese Regelung schon jetzt erfolgen. Eine Provinz wie 
Westfalen und ein Regierungsbezirk wie Düsseldorf machen auch jetzt noch 
besondere Maßnahmen erforderlich. Bei der hiesigen Lage hält das Wehrkreis
kommando z. B. den Abbau des Reichskommissariats für eine große Gefahr. Das 
Wehrkreiskommando war in der letzten Zeit mit mehreren Maßnahmen des 
Reichskommissars Severinggewiß nicht einverstanden, muß aber betonen, daß die 
Tätigkeit des jetzigen Ministers Severing als Reichskommissar aber im ganzen 
eine außerordentlich umfangreiche und für den hiesigen Bezirk sehr ersprießliche 
gewesen ist2. Wenn nicht alles trügt, hält nach Ansicht des Wehrkreiskommandos 
auch die Regierung den Fortbestand des Reichskommissariats und die Belassung 
der vollziehenden Gewalt beim Befehlshaber des Wehrkreises VI für erforderlich. 

2 earl Severing war in der am 27. März neugebildeten preußischen Regierung Innenminister 
geworden, nahm aber erst am 11. April 1920 die Geschäfte auf, um seine Aufgabe als Reichs- und 
Staatskommissar im Industriegebiet abzuwickeln. Sein Nachfolger wurde Ernst Mehlich. earl 
Severing. Mein Lebensweg Bd. 1. Köln 1950. S. 275-278. 
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Krise unä keorKsnisstivn 22.4.1920 79.

Vielleicht sprechen Rarteirüchsichten mit, wenn clie sozialistischen lVIitglieüer cler 
Regierung, «lein Ansturm cies Zentrums lolgenü, clen unüanlcdaren kosten ües 
Reichslcommissars kür ^estlalen 6em Okerpräsiüenten von ^lünster^, als einem 
2entrumsmann, üderlassen wollen. Vlit clen hiesigen Verhältnissen Vertraute 
wissen, clak es lür Heine Rartei eine Rreuüe ist, clen Regierungslcommissar kür 
^Vestlalen uncl Regierungsderirlc Düsselüorl ru stellen.
Oss ^Vehrlcreislcommanüo glaudte, clie Reüenlcen, clie es gegen ciie lVeuregelung 
hat, an höherer Ltelle rur 8prache dringen ru müssen. Ls wircl hetont, 6a6 es nicht 
cler ciem V^ehrhreislcommanclo VI schon so häulig naehgesagte hlachthunger ist, 
cler clas ^ehrlcreisicommanüo ru cliesen -Vuslührungen veranlagte. Das V^ehrlcreis- 
hommanclo ist auch in Heiner ^Veise nervös, sieht aher ciie Dinge hier in ^Vestlalen 
unci kheinlanü so, wie sie tatsächlich liegen. ^Vir stehen vor schweren Rämpken, 
man hüte sich clavor, in clieser 2!eit Experimente ru machen unci im Rampl 
erprohte Organisationen clurch nicht erprohte ru ersetren. Da6 ciie Dinhsraclihalen 
eine cierartige Regelung cler ^uslldung cler vollriehencien Oswalt als eine ihrer 
Dorüerungen aulgestellt Haden, clürlte schon allein deweisen, ciak ciie disherige 
Regelung ihnen unangenehm unci somit gut war.
Ich halte eine gemeinsame Besprechung cler Oderbekehlshader uncl cier ^Vehr- 
hreisdekehlshader üder cliese Drage lür erkorclerlich.

Der Rekehlshader 
Rrhr. von ^Vatter 
Oeneralleutnanl.

3 üernksrä Vürmeling, Oberprssiclent äer Provinz IVestlalen.

79.

8eRreibeu Res OderDekehIsIrsRers äer ReiehsweRr-Oruppe 4, OenersI- 
msjur v. l^lüRI, sn äen Rs^eriseReu Alinisterprssiäenten unä Innenmini
ster v. Xsirr über äie ^kweRr vkkentlielier ^NKrikke sul äie ReieRsweRr.

22. ^pril 1920. Hlünvken. ^ir. 691 xeü. - 888t^ IV. keiekswelir-lnlsiiterierexiiirent 46, 
Hü. 7 VIu 3. Vervielt. Vbsehrill.

Die Heirs rahlreicher Leitungen gegen ciie Reichswehr hat seit clen letrten sechs 
Wochen einen Omlang unci einen Don angenommen, cler nach meiner Öderreu- 
gung ru einer hrältigen uncl pianmLÜigen Oegenwehr verpachtet. Dail ciie gleiche 
Oetre gegen ciie Regierung unci ciie Einwohnerwehr getrieden wirü, liegt rwar 
aukerhald meines Rereiches, hängt ader «loch untrenndar mit cler Ostre gegen ciie 
Reichswehr rusammen. Daru icommen noch ^uklorcierungen ru Ltreiics unci 
8tra6enciemon8trationen, wociurch üie Vlarmdereitschalt 6er Reichswehr stänciig 
in Anspruch genommen wircl. Die häulig wiecierhehrenclen verstechten unci 
olkenen Denunriationen gegenllder 6er Rntente unü sonstige ausgesprochen 
vsterlanüsleinüliche Xuüerungsn verdienen nedendei desonüere keachtung, die
len ader rugleicd einen willlcommenen ^ngrikkspunict.
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Vielleicht sprechen Parteirücksichten mit, wenn die sozialistischen Mitglieder der 
Regierung, dem Ansturm des Zentrums folgend, den undankbaren Posten des 
Reichskommissars für Westfalen dem Oberpräsidenten von Münster3, als einem 
Zentrums mann, überlassen wollen. Mit den hiesigen Verhältnissen Vertraute 
wissen, daß es für keine Partei eine Freude ist, den Regierungskommissar für 
Westfalen und Regierungsbezirk Düsseldorf zu stellen. 

Das Wehrkreiskommando glaubte, die Bedenken, die es gegen die Neuregelung 
hat, an höherer Stelle zur Sprache bringen zu müssen. Es wird betont, daß es nicht 
der dem Wehrkreiskommando VI schon so häufig nachgesagte Machthunger ist, 
der das Wehrkreiskommando zu diesen Ausführungen veranlaßte. Das Wehrkreis
kommando ist auch in keiner Weise nervös, sieht aber die Dinge hier in Westfalen 
und Rheinland so, wie sie tatsächlich liegen. Wir stehen vor schweren Kämpfen, 
man hüte sich davor, in dieser Zeit Experimente zu machen und im Kampf 
erprobte Organisationen durch nicht erprobte zu ersetzen. Daß die Linksradikalen 
eine derartige Regelung der Ausübung der vollziehenden Gewalt als eine ihrer 
Forderungen aufgestellt haben, dürfte schon allein beweisen, daß die bisherige 
Regelung ihnen unangenehm und somit gut war. 

Ich halte eine gemeinsame Besprechung der Oberbefehlshaber und der Wehr
kreisbefehlshaber über diese Frage für erforderlich. 

3 Bernhard Würmeling, Oberpräsident der Provinz Westfalen. 

79. 

Der Befehlshaber 
Frhr. von Watter 
Generalleutnant. 

Schreiben des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 4, General
major v. Möhl, an den bayerischen Ministerpräsidenten und Innenmini
ster v. Kahr über die Abwehr öffentlicher Angriffe auf die Reichswehr. 

22. April 1920. München. Nr. 691 geh. - BHStA IV. Reichswehr-Infanterieregiment 46, 
Bd. 7 Akt 3. Vervielf. Abschrift. 

Die Hetze zahlreicher Zeitungen gegen die Reichswehr hat seit den letzten sechs 
Wochen einen Umfang und einen Ton angenommen, der nach meiner Überzeu
gung zu einer kräftigen und planmäßigen Gegenwehr verpflichtet. Daß die gleiche 
Hetze gegen die Regierung und die Einwohnerwehr getrieben wird, liegt zwar 
außerhalb meines Bereiches, hängt aber doch untrennbar mit der Hetze gegen die 
Reichswehr zusammen. Dazu kommen noch Aufforderungen zu Streiks und 
Straßendemonstrationen, wodurch die Alarmbereitschaft der Reichswehr ständig 
in Anspruch genommen wird. Die häufig wiederkehrenden versteckten und 
offenen Denunziationen gegenüber der Entente und sonstige ausgesprochen 
vaterlandsfeindliche Äußerungen verdienen nebenbei besondere Beachtung, bie
ten aber zugleich einen willkommenen Angriffspunkt. 
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79. 22.4.1920 Kapitel II

Das nLebstbegen6e Mittel kür die Oegenwebr ist ciie Feric/rtirc/re Ker/o/KUNA von 
naebweisbaren Lelei6igung6n. leb linde in meinem Lekeblsbereicb oktmals auk 6ie 
Lesebreitung 6es Veges bingewiesen, babe ibn aueb selbst sebon wie6erbolt 
besebritten, aber ieb kann clen Linwanci niebt entkräkten, 6er mir bäukig gemaebt 
wir6, - 6a6 nämlieb 6ieses Mittel niebts bilkt. Vor allem «lauert clas Verkabren viel 
ru lange. Lis es rur gericbtlicben Verkolgung kommt, ist 6er Vorkall längst 
vergessen, ^uller6em bestellt gegen 6ie 8cbwurgeriebte ein bliktrauen, 6es8en 
Lereebtigung ieb niebt beurteilen bann, weil mir clie Lrkabrung bierkür leblt. 
I'atsäebbeb sebeut sieb jedermann vor 6em Lesebreiten clieses g686trbcben 
Vege8. ckbbilke 6urcb ein ^usnabmeZesetr erscbeint 6aber 6ringen6 geboten. Ver 
8inn bat lür ciie ^ukreebterbaltung 6er staatbeben Autorität, 6arl sieb aus 
grun6sätrbeben Erwägungen einem 6erartigen Antrags in 6er gegenwärtigen 2eit 
niebt wi6er8etren. leb bin 6er ^nsebauung, 6all 6ie Lanclesregierung sieb in 6i6ser 
krage eine gewisse 8elb8tän6igkeit 8icbern 8ollte un«l könnte.

Las näeb8te blittel i8t eine zcbär/ere /ianci/rabuuA kreLLeuerbokes 6ureb 6ie bi8 
aul weiteres bieru belugten Organe. ^U8 Orün6en, 6ie ieb begreile, aber niebt kür 
riebtig balle, wir6 bievon viel ru wenig Oebraucb gemaebt. Ler Vergleieb mit 6er 
Xnebelung 6er g6gneri8eben Lre8se in Luillanci un6 an6erwärt8 wäbren6 6er 
Räterepublik liegt nabe un6 wir6 okt ange8tellt. Las Volk bat kür sebweigenüe 
bbebtaebtung un6 kür b166e wenig Verstän6ni8. k8 erblickt bierin entwe6er 
8ebu16bewuLt8ein o6er 8cbwäcbe. Lie ra6ikalen Llätter wer6en um80 kreeber, ^e 
bk88er man 8ie bebanüelt.

^18 6ritt«8 Vlittel kommt /luM/ürunK unci lisAenpropaFancia in Krage, wokllr eine 
eigene Orgam8Ltion ru 8ebakken wäre, niebt etwa ein8eitig bei 6er Leicb8webr, 
8on6ern ru8ammenka88sn6 von Leite 6er 8taat8regi6rung, wobei aueb Organe 6er 
keiebawebr mitruwirken bätten. Objektive Licbtigstellung allein nütrt 8«br wenig, 
son6ern Oegenangrikk ist nötig, 6er beson6ers wirksam wir6, wenn er clie 
8ew6ggrün6e 6er llauptbetrer, ibre Vergangenbeit un6 unter llmstän6en ibre 
pekuniären Leriebungen ökkentbeb biobsteben kann. VaterlLn6sk6in6Iiebe Auslas
sungen könnten clureb allgemeine Vorbereitung uncl kortwäbrencie Vie6erbolun- 
gen auk je6em gangbarem Vege 6aru verwertet wer6en, 6ie 8timmung weiter 
Volkskreise gegen solebe Llätter so ru erbittern, 6a6 6ies sebbeklieb abgeseben 
von sonstigen Wirkungen aueb bei 6en Vablen ru Ounsten 6er 8tLats6rba1t6n6en 
Karteien rum cVus6ruck käme. Lie einkörmige, geistlose Vie6erbolung 6erselben 
Lebauptung ist ein ebenso einkaebes wie erkolgreiebes blittel, um auk 6ie blenge 
Lin6ruek ru maeben. Vir 6ürken 6ieses Glitte! niebt versebmäben, wenn es aueb 
6em gebiI6eten bienseben wiclerwärtig erscbeint.

Las letrte blittel ist 6ie ^eibst/rli/e 6urcb clie cVngegrikkenen. 8ie läbt sieb 
verbin6ern, wenn man 6ie 6rei an6eren blittel anwen6et. Venn aber ciie 
^ngegrikkenen 6auern6 6as Oekllbl baben, l6aU sie scbutrlos sin6, so könnten 
ciaraus sebr be6Luerbebe, in ibren Virkungen scbL6liebe cVussebreitungen 
entstellen.

Ler Oberbekeblsbaber:
ger. biöbl

Oeneralmajor.
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Das nächstliegende Mittel für die Gegenwehr ist die gerichtliche Verfolgung von 
nachweisbaren Beleidigungen. Ich habe in meinem Befehlsbereich oftmals auf die 
Beschreitung des Weges hingewiesen, habe ihn auch selbst schon wiederholt 
beschritten, aber ich kann den Einwand nicht entkräften, der mir häufig gemacht 
wird, - daß nämlich dieses Mittel nichts hilft. Vor allem dauert das Verfahren viel 
zu lange. Bis es zur gerichtlichen Verfolgung kommt, ist der Vorfall längst 
vergessen. Außerdem besteht gegen die Schwurgerichte ein Mißtrauen, dessen 
Berechtigung ich nicht beurteilen kann, weil mir die Erfahrung hierfür fehlt. 
Tatsächlich scheut sich jedermann vor dem Beschreiten dieses gesetzlichen 
Weges. Abhilfe durch ein Ausnahmegesetz erscheint daher dringend geboten. Wer 
Sinn hat für die Aufrechterhaltung der staatlichen Autorität, darf sich aus 
grundsätzlichen Erwägungen einem derartigen Antrage in der gegenwärtigen Zeit 
nicht widersetzen. Ich bin der Anschauung, daß die Landesregierung sich in dieser 
Frage eine gewisse Selbständigkeit sichern sollte und könnte. 

Das nächste Mittel ist eine schärfere Handhabung des Presseverbotes durch die bis 
auf Weiteres hiezu befugten Organe. Aus Gründen, die ich begreife, aber nicht für 
richtig halte, wird hievon viel zu wenig Gebrauch gemacht. Der Vergleich mit der 
Knebelung der gegnerischen Presse in Rußland und anderwärts während der 
Räterepublik liegt nahe und wird oft angestellt. Das Volk hat für schweigende 
Nichtachtung und für Milde wenig Verständnis. Es erblickt hierin entweder 
Schuldbewußtsein oder Schwäche. Die radikalen Blätter werden umso frecher, je 
besser man sie behandelt. 

Als drittes Mittel kommt Aufklärung und Gegenpropaganda in Frage, wofür eine 
eigene Organisation zu schaffen wäre, nicht etwa einseitig bei der Reichswehr, 
sondern zusammenfassend von Seite der Staatsregierung, wobei auch Organe der 
Reichswehr mitzuwirken hätten. Objektive Richtigstellung allein nützt sehr wenig, 
sondern Gegenangriff ist nötig, der besonders wirksam wird, wenn er die 
Beweggründe der Haupthetzer, ihre Vergangenheit und unter Umständen ihre 
pekuniären Beziehungen öffentlich bloßstellen kann. Vaterlandsfeindliche Auslas
sungen könnten durch allgemeine Vorbereitung und fortwährende Wiederholun
gen auf jedem gangbarem Wege dazu verwertet werden, die Stimmung weiter 
Volkskreise gegen solche Blätter so zu erbittern, daß dies schließlich abgesehen 
von sonstigen Wirkungen auch bei den Wahlen zu Gunsten der staatserhaltenden 
Parteien zum Ausdruck käme. Die einförmige, geistlose Wiederholung derselben 
Behauptung ist ein ebenso einfaches wie erfolgreiches Mittel, um auf die Menge 
Eindruck zu machen. Wir dürfen dieses Mittel nicht verschmähen, wenn es auch 
dem gebildeten Menschen widerwärtig erscheint. 

Das letzte Mittel ist die Selbsthilfe durch die Angegriffenen. Sie läßt sich 
verhindern, wenn man die drei anderen Mittel anwendet. Wenn aber die 
Angegriffenen dauernd das Gefühl haben, [daß] sie schutzlos sind, so könnten 
daraus sehr bedauerliche, in ihren Wirkungen schädliche Ausschreitungen 
entstehen. 

154 

Der Oberbefehlshaber: 
gez. Möhl 

Generalmajor. 



Krise und keorgsnisalion 24.4.1920 80.

80.

Letireiken «les Icciinmissarisebci, Eliels «ler HeeresIeilunA, Oenerslinsjor 
v. 8eeelit, in Vertretung «les lleielisvelirininisters Oeüler sn koiebsin- 

nenrninister ^ocb über rlie Lekngnisse «1er llegiernngslronunisssre.

24. ^pril 1920. Oerlin. I»r. 2436.4.20.^.1.111.-8^-^. 8» 37/5063. Vervie». 4bsckrikl.

Ls bestellen Zweifel 6arüber, inwieweit clie suk 6run6 6er Veror6nung cles 
keicbspräsiüenten vom II. 4. 20 ernannten Legierungsbommissare^ berecbtigt 
sin6, in Ausübung 6er vollrieben^en Oswalt in clie inneren Dienstverbaltnisse 6es 
Mbtärs einrugreilen, insbesondere, ob sie belügt sin6, ^ngebörige 6er Leiebs- 
webr in 8ebutrbakt ru nebmen o6er - wie bereits in einem Lulle gesebeben - 
Durebsuebung von Diensträumen militüriseber Lebör6en uncl Leseblagnabme von 
^btenmaterial anruor6nen.
T^us 6em 8 3 6er Verordnung 6es Leiebspräsiüenten vom II. 4. 20 (Lw.blin. 
905.4.20 ^1^3 vom 15. 4. 20 ^nl. I) gebt unzweideutig bervor, 6a6 6ie 
Vlibtärbebörüen 6er Leleblsbelugnis 6es kegierungslcommissars niebt unterstellt 
sin6, 626 sie also 6amit 6er vollrieben6en Oewalt gewissermaken exterritorial 
gegenüber stöben^.
Lbenso ist aus 6er Aller 4 6er ^ukreiebnung über clie Obekbespreebung am 
6. 4. 20 im keiebslcanrlerbaus (K.L. 2748, kwMin. 905.4.20 I' I 3 vom 
15. 4. 20, ^nl. 2) ersiebtlicb, 6a6 dem lVIiUtär dem kegierungsbommissar gegen
über eine ausdrüeblieb betonte Londerstellung eingeräumt wird, die in besonderen 
Lallen ru regeln sieb der Leiebspräsident selbst vorbalten baO.
Lsnr aber abgeseben von diesen Lrwägungen reebtlieber blatur ist eine 8on6er- 
stellung der Mlitärs aucb aus sacblieben Lründen rwingende blotwendigbeit.
Lei der Ligenart des militäriscben Dienstes drobt iedes Lingreiken in die inneren 
Verbsltnisse der keiobswebr ru sebwerwiegenden, die Leblagkertigbeit der 
l'ruppe ernstlieb geläbrdenden Loigen ru lübren. Lingrikle in den Lürobetrieb der 
Lommandostellen labmen und bemmen den geregelten Dienstbetrieb und Icönnen 
in Augenblicken der Spannung ein Versagen der Lekeblskübrung im Oelolge 
baben. Dureb Zebutrbaktverbängung, die ebne Beteiligung der Vorgesetrten 
erlolgen, die sogar über geseblossene 8täbe und ganre Iruppenteile verbangt

1 Vgl. KIr. 53 ^nm. I.
2 Oer tiier angerogene 8 3 der Verordnung des keickspräsidenten (vgl. blr. 78 ^nm. 1) lautet:

,,^üe 2ivilverwaltungsbekörden des Lerirkes Kuben den ürsucken des liegierungslcommissars irn 
liakmen ibrer Zuständigkeit üolge ru leisten. Oedark der Kegierungskommissar rur Ourckkllkrung 
seiner ^ukgaben in ünterstütrung der polireilicben Organe inilitäriscber Hilke, so ersucbt er darum 
das V^ekrirreiskommando oder bei Oekakr im Verruge die örllicben Oekeklsstellen. Oie kegelung 
der Oekeklsgewalt innerbalb der lieickswekr wird bierdureb nickt berllkrt."

3 Oie angerogene Ztelle lautet: ,,üs bestand Einverständnis, daü im Palle eines ürsuckens des 
liegierungskommissars um militäriscke ünterstütrung (8 3 ^bs. 2) das ürsucken nickt als 
bindender Oekekl ru betrackten ist, sondern daü die öekeklsverkällnisse in der lieickswekr 
unberllkrt bleiben. Lei gröberen militäriscben Aktionen soll eine besondere üntscblieüung des 
kteickspräsidenten l- . 6 eingekolt werden." 
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80. 

Schreiben des kommissarischen Chefs der Heeresleitung, Generahnajor 
v. Seeckt, in Vertretung des Reichswehrministers Geßler an Reichsin

nenminister Koch über die Befugnisse der Regierungskommissare. 

24. April 1920. Berlin. Nr. 2436.4.20.T.l.III. - BA·MA. RH 37/5063. Vervielf. Abschrift. 

Es bestehen Zweifel darüber, inwieweit die auf Grund der Verordnung des 
Reichspräsidenten vom 11. 4. 20 ernannten Regierungskommissare1 berechtigt 
sind, in Ausübung der vollziehenden Gewalt in die inneren Dienstverhältnisse des 
Militärs einzugreifen, insbesondere, ob sie befugt sind, Angehörige der Reichs
wehr in Schutzhaft zu nehmen oder - wie bereits in einem Falle geschehen -
Durchsuchung von Diensträumen militärischer Behörden und Beschlagnahme von 
Aktenmaterial anzuordnen. 

Aus dem § 3 der Verordnung des Reichspräsidenten vom 11. 4. 20 (Rw.Min. 
905.4.20 T 1 A 3 vom 15. 4. 20 An!. 1) geht unzweideutig hervor, daß die 
Militärbehörden der Befehlsbefugnis des Regierungskommissars nicht unterstellt 
sind, daß sie also damit der vollziehenden Gewalt gewissermaßen exterritorial 
gegenüber stehen2

• 

Ebenso ist aus der Ziffer 4 der Aufzeichnung über die Chefbesprechung am 
6. 4. 20 im Reichskanzlerhaus (R.K. 2748, Rw.Min. 905.4.20 T 1 A 3 vom 
15. 4. 20, An!. 2) ersichtlich, daß dem Militär dem Regierungskommissar gegen
über eine ausdrücklich betonte Sonderstellung eingeräumt wird, die in besonderen 
Fällen zu regeln sich der Reichspräsident selbst vorhalten hat3

• 

Ganz aber abgesehen von diesen Erwägungen rechtlicher Natur ist eine Sonder
stellung der Militärs auch aus sachlichen Gründen zwingende Notwendigkeit. 

Bei der Eigenart des militärischen Dienstes droht jedes Eingreifen in die inneren 
Verhältnisse der Reichswehr zu schwerwiegenden, die Schlagfertigkeit der 
Truppe ernstlich gefährdenden Folgen zu führen. Eingriffe in den Bürobetrieb der 
Kommandostellen lähmen und hemmen den geregelten Dienstbetrieb und können 
in Augenblicken der Spannung ein Versagen der Befehlsführung im Gefolge 
haben. Durch Schutzhaftverhängung, die ohne Beteiligung der Vorgesetzten 
erfolgen, die sogar über geschlossene Stäbe und ganze Truppenteile verhängt 

1 Vgl. Nr. 53 Anm. l. 

2 Der hier angezogene § 3 der Verordnung des Reichspräsidenten (vgl. Nr. 78 Anm. 1) lautet: 
"Alle Zivilverwaltungsbehörden des Bezirkes haben den Ersuchen des Regierungskommissars im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit Folge zu leisten. Bedarf der Regierungskommissar zur Durchführung 
seiner Aufgaben in Unterstützung der polizeilichen Organe militärischer Hilfe, so ersucht er darum 
das Wehrkreiskommando oder bei Gefahr im Verzuge die örtlichen Befehlsstellen. Die Regelung 
der Befehlsgewalt innerhalb der Reichswehr wird hierdurch nicht berührt." 

3 Die angezogene Stelle lautet: "Es bestand Einverständnis, daß im Falle eines Ersuchens des 
Regierungskommissars um militärische Unterstützung (§ 3 Abs. 2) das Ersuchen nicht als 
bindender Befehl zu betrachten ist, sondern daß die Befehlsverhältnisse in der Reichswehr 
unberührt bleiben. Bei größeren militärischen Aktionen soll eine besondere Entschließung des 
Reichspräsidenten [ ... ] eingeholt werden." 
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werden könnten, wirä äie Oi8ripbn unä äa8 ^nseken 6er Vorg686trten auk äa8 
8ebwer8te er8cbüttert.
Iell bitte, äen Kegierung8kommi8saren eine äiesberügbcbe ^.nwei8ung rugeben ru 
1u88en^ unä mir mitrutellen, ob unä in welcber Korm äi«8 ge8obeben ist, äamit ieli 
äie mibtäriseben Oienststellen entsprecbenä anweisen kann.
Werner bitte iell, auell clie Begierungen cler bänäer äarauk aukmerksam macben ru 
wollen, äak 8ie niebt belügt 8incl, etwa aul Orunä äes Artikels 48, ^bs. 4 äer 
Beicbsverlassung Vlaknabmen anruoränen, äie in äie inneren Beleblsbelugnisse 
äer Beicbswebr eingreilen.

Oer Beicbswebr-Ninister
I. V. ger. von 8eeckt.

4 Oie von keieksinnenminister Kock am 27. November 1920 unter II L 7335 übersandte Oienstanvvei- 
sung lür kegierungsbommissare (8^. 8 43 82705. Verviell. ^uslertigung) entsprack dieser 
Forderung.

81.

Ilcricbt «les Bükrers «les Regiments finsterer, Alsjor finsterer, an «len 
Bükrer «ler 8rigs«Ie Lpp, Okers! v. Kpp, üker «lie Lrkskrnngen mit «len 

2eit1reiwiUigen-8stsrlIonen keim LinsstL im Rukrgekiet.

26. ^pril 1920. Vortinuurl. - 8H8tX IV. AelrütLonHexilmerrt 42, 8<I. 15 4. Alssek.
XoirLept.

Oem Regiment waren 2eitlreiwilligen-8ataillone v. Krauss vom 3. 20 unä Bataillon 
Oberlanä vom 4.20^ ab, beiäe bis ru ibrem Abtransport naeb Vlüncben am 23. 4. 
1920, rugeteilt?.
8ie waren gut verwenäungsläbig, äas Material, abgeseben von einem kleinen 
Brorentsatr sebr jugenäbeber beute, gut, gröktentells sebr gut. Oer soläatisebe 
Oeist war vorrüglicb, ebenso äie 8timmunZ in äer ersten 2eit^ äer Verwenäung. 
Lesonäers betonen möebte ieb äen vorbanäenen latenärang, ein Orangen naeb 
militäriseber Letätigung unä äen brennenäen ^Vunseb naeb Oelegenbeit ru 
energisebem 2ula88en unä Oraulgeben. Oie8S8 8treben ging soweit, äak scbon 
naeb einigen lagen äes 8tillstsnä68 in äer Vorwärtsbewegung unä mangelnäer 
Betätigung äie 8timmung naeb ^U883ge äer Bataillonslübrer sebr rurüekging.
Oaäureb traten brsebeinungen ru läge, äie äie Kübrung äieser Lataillone sebr 
erscbwerten. Oie mit äer Lekämplung äes 8partakismu8 notwenäigerwei8e 
verbunäenen polireibcben Vlaknabmen unä Verwaltungsangelegenbeiten wuräen

I Oas lagcsdaium kekll LU beiden Zlellen.
2 Vgl. bir. 62 und Nr. 63.
3 Osl. geändert aus: „den ersten lagen". 
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werden könnten, wird die Disziplin und das Ansehen der Vorgesetzten auf das 
Schwerste erschüttert. 

Ich bitte, den Regierungskommissaren eine diesbezügliche Anweisung zugehen zu 
lassen4 und mir mitzuteilen, ob und in welcher Form dies geschehen ist, damit ich 
die militärischen Dienststellen entsprechend anweisen kann. 

Ferner bitte ich, auch die Regierungen der Länder darauf aufmerksam machen zu 
wollen, daß sie nicht befugt sind, etwa auf Grund des Artikels 48, Abs. 4 der 
Reichsverfassung Maßnahmen anzuordnen, die in die inneren Befehlsbefugnisse 
der Reichswehr eingreifen. 

Der Reichswehr-Minister 
1. V. gez. von Seeckt. 

4 Die von Reichsinnenminister Koch am 27. November 1920 unter II C 7335 übersandte Dienstanwei
sung für Regierungskommissare (BA. R 43 l/2705. Vervielf. Ausfertigung) entsprach dieser 
Forderung. 

81. 

Bericht des Führers des Regiments Finsterer, Major Finsterer, an den 
Führer der Brigade Epp, Oberst v. Epp, über die Erfahrungen mit den 

Zeitfreiwilligen-Bataillonen beim Einsatz im Ruhrgebiet. 

26. April 1920. Dortrnund. - BHStA IV. Schützen-Regiment 42, Bd. 15 Akt 4. Masch. 
Konzept. 

Dem Regiment waren Zeitfreiwilligen-Bataillone v. Krauss vom 3. 20 und Bataillon 
Oberland vom 4.201 ab, beide bis zu ihrem Abtransport nach München am 23. 4. 
1920, zugeteilt2• 

Sie waren gut verwendungsfähig, das Material, abgesehen von einem kleinen 
Prozentsatz sehr jugendlicher Leute, gut, größtenteils sehr gut. Der soldatische 
Geist war vorzüglich, ebenso die Stimmung in der ersten Zeit3 der Verwendung. 
Besonders betonen möchte ich den vorhandenen Tatendrang, ein Drängen nach 
militärischer Betätigung und den brennenden Wunsch nach Gelegenheit zu 
energischem Zufassen und Draufgehen. Dieses Streben ging soweit, daß schon 
nach einigen Tagen des Stillstandes in der Vorwärtsbewegung und mangelnder 
Betätigung die Stimmung nach Aussage der Bataillonsführer sehr zurückging. 

Dadurch traten Erscheinungen zu Tage, die die Führung dieser Bataillone sehr 
erschwerten. Die mit der Bekämpfung des Spartakismus notwendigerweise 
verbundenen polizeilichen Maßnahmen und Verwaltungsangelegenheiten wurden 

I Das Tagesdatum fehlt an beiden Stellen. 

2 Vgl. Nr. 62 und Nr. 63. 

3 Hs!. geändert aus: "den ersten Tagen". 
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nielit mit der notwendigen Energie und Lorgfalt betrieben und bedurften wieder- 
bolten biaebdrueks von Leiten des Legiments. Lin Lataillon maebte viebaeb 
Zobwierigkeiten bei Kommandierung von Abstellungen auKerbalb des Lataillons 
als Ordonnanren, Lernspreeber und dergl. mit dem llinweis, dak das 8aebe der 
Leiebswebr und niebt der Zeitfreiwilligen sei. Dabei batte ieb den Lindruek, dab 
die Zeitfreiwilligen selbst sieb im Allgemeinen niebt dagegen sträubten.
Lei der ^uswabl der Lübrer von i^eitfreiwilligenverbänden^ muk darauf Ledaebt 
genommen werden, dak sie geeignet sind, den in soleben Lormstionen begreik- 
lleberweise leiebt aultretenden politiseben 8trömungen und ^Vünseben, die sieb 
dann auel? aul's Oebiet des rein Nibläriseben übertragen, eine keste 8tirn 
enlgegenrusetren. Lolcbe Ltrömungen müssen im Lataillon und in der einreinen 
Kompagnie ausgeglieben brw. niedergebalten werden und dürken niebt soweit 
ausarten, dak die vorgesetrten 8tellen dauernd mit ibnen belästigt werden und der 
dienstUebe Verkebr mit den Lataillonen aus einem militäriseben ru einem 
gersderu^ diplomatiseben wird, blierunter bat der eigentliebe Dienstbetrieb 
erbebbeb gelitten. Den Londerwünseben wurde okt der Vorrang vor eigentlieben 
Dienstgesebäkten gegeben. leb babe den Lindruek gewonnen, dak bier lediglieb 
eine lalscbe iVukkassung der kubrer vorliegt, der meines Lraebtens mit allem 
biaebdruek entgegenrutreten ist. In dem Lestreben, dem rweilellos im Durcb- 
sebnitt boben morabseben ^ert der ^eitkreiwilligen und ibren okt bereebtigten 
privaten ^ünseben gereebt ru werden, sind die Lübrer meines Lraebtens weit 
über das blak binausgegangen und baben Krisen gesebakken, wo keine waren oder 
leiebt bätten vermieden werden können. 80 war der Drang in die Deimat beim 
8tillstand der Operationen meinen persönlieben Leobaebtungen und? ^ukerungen 
einreiner ^eitkreiwilligen naeb lange niebt so starb, als er von den Lübrern 
dargesteilt wurde.
^ueb die ^ukkassung, dak die ^eitkreiwilligen eine ^rt Levorrugung gegenüber der 
keicbswebr ru genieken baben, sebädigt ein ersprieKliebes Zusammenwirken im 
^ukstandsgebiet und bedeutet eine ^urlleksetrung der Leiebswebr, die dem 
^nseben der Letrteren in keiner bVeise dienlieb ist.
leb fasse meine Lrkabrungen dakin rusammen, dak die -^uswabl der Lataillons- 
und Kompagniekübrer bei Lreiwilligenverbänden eine äukerst sorgfältige sein muk 
und Lübrer notwendig sind, die frei von jeder einseitigen Auffassung ibrer 8lellung 
nur das Oesamtinteresse und ein entgegenkommendes Zusammenarbeiten mit der 
Leiebswebr im ^uge baben.
Dann werden aueb die Zeitfreiwilligen gerne^ allen Anforderungen entspreeben, 
die bei unseren Onternebmungen unbedingt an sie gestellt werden müssen.

Linsterer
blajor und Legimentskübrer.

4 Usl. geändert Lus: „^eirtreiviUißendLtlen uncl cler ^ULLmmenselrung illrer 8tübe".
5 ,,aueti" tlsl. nae^gelragen.
6 „geracleru" ^sl. nseligetrsgen.
7 Oetilgt: „rslilreieken".
8 Oelllgl: ,,uncl mit gutem Lrkolg".

157

Krise und Reorganisation 26.4.1920 81. 

nicht mit der notwendigen Energie und Sorgfalt betrieben und bedurften wieder
holten Nachdrucks von Seiten des Regiments. Ein Bataillon machte vielfach 
Schwierigkeiten bei Kommandierung von Abstellungen außerhalb des Bataillons 
als Ordonnanzen, Fernsprecher und dergl. mit dem Hinweis, daß das Sache der 
Reichswehr und nicht der Zeitfreiwilligen sei. Dabei hatte ich den Eindruck, daß 
die Zeitfreiwilligen selbst sich im Allgemeinen nicht dagegen sträubten. 

Bei der Auswahl der Führer von Zeitfreiwilligenverbänden4 muß darauf Bedacht 
genommen werden, daß sie geeignet sind, den in solchen Formationen begreif
licherweise leicht auftretenden politischen Strömungen und Wünschen, die sich 
dann auchs auf's Gebiet des rein Militärischen übertragen, eine feste Stirn 
entgegenzusetzen. Solche Strömungen müssen im Bataillon und in der einzelnen 
Kompagnie ausgeglichen bzw. niedergehalten werden und dürfen nicht soweit 
ausarten, daß die vorgesetzten Stellen dauernd mit ihnen belästigt werden I1nd der 
dienstliche Verkehr mit den Bataillonen aus einem militärischen zu einem 
geradezu6 diplomatischen wird. Hierunter hat der eigentliche Dienstbetrieb 
erheblich gelitten. Den Sonderwünschen wurde oft der Vorrang vor eigentlichen 
Dienstgeschäften gegeben. Ich habe den Eindruck gewonnen, daß hier lediglich 
eine falsche Auffassung der Führer vorliegt, der meines Erachtens mit allem 
Nachdruck entgegenzutreten ist. In dem Bestreben, dem zweifellos im Durch
schnitt hohen moralischen Wert der Zeitfreiwilligen und ihren oft berechtigten 
privaten Wünschen gerecht zu werden, sind die Führer meines Erachtens weit 
über das Maß hinausgegangen und haben Krisen geschaffen, wo keine waren oder 
leicht hätten vermieden werden können. So war der Drang in die Heimat beim 
Stillstand der Operationen meinen persönlichen Beobachtungen und7 Äußerungen 
einzelner Zeitfreiwilligen nach lange nicht so stark, als er von den Führern 
dargestellt wurde. 

Auch die Auffassung, daß die Zeitfreiwilligen eine Art Bevorzugung gegenüber der 
Reichswehr zu genießen haben, schädigt ein ersprießliches Zusammenwirken im 
Aufstandsgebiet und bedeutet eine Zurücksetzung der Reichswehr, die dem 
Ansehen der Letzteren in keiner Weise dienlich ist. 

Ich fasse meine Erfahrungen dahin zusammen, daß die Auswahl der Bataillons
und Kompagnieführer bei Freiwilligenverbänden eine äußerst sorgfältige sein muß 
und Führer notwendig sind, die frei von jeder einseitigen Auffassung ihrer Stellung 
nur das Gesamtinteresse und ein entgegenkommendes Zusammenarbeiten mit der 
Reichswehr im Auge haben. 

Dann werden auch die Zeitfreiwilligen gerne8 allen Anforderungen entsprechen, 
die bei unseren Unternehmungen unbedingt an sie gestellt werden müssen. 

Finsterer 
Major und Regimentsführer. 

4 Hs!. geändert aus: "Zeitfreiwilligenbatlen und der Zusammensetzung ihrer Stäbe". 

5 "auch" hs!. nachgetragen. 

6 "geradezu" hs!. nachgetragen. 

7 Getilgt: "zahlreichen". 

8 Getilgt: "und mit gutem Erfolg". 
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82.

Xntwrirk kür «inen Aufruf sn «Iie InKenienrotki^iere Lnr Xooperstion mit 
üen 8eeokki2i6r6n.

27. ^pril 1920. Lerlin. l)berseln'ilt: Lnrvui4 eines Appells an «Iss InKenienroHirier-Korps 
^er Marine Lnr ^nssnnnensrbeit init äsn seeoIkiLieren aul Kleieker clienstlielRei' un^ 
Kainersklselraltlielier Orun^laK«. - 8^-^I^. HIV! 20/433. Usl. Keinselrrilt.

Durob die Närruurubou ist der Best unserer Mebrmaobt und damit die Narine bis 
ins Bundament binein aukgewüblt und Zerrüttet, bloob ist niebt ru überleben, ob 
von einer Miedergeburt, von einem bleusukbau gesprooben werden bann, Äuk 
welcber Orundlage aber aueb immer die Versucbe einer bleusoböpkung siob 
vollrieben mögen, sie würden die neue Narine von vornberein auk eine morsebe 
Orundlage stellen, wenn ibr niebt ein einbeitbebes Okkirierborps mitgegeben wird, 
wenn niebt ein im Boden dienstbober und Icameradsebaktbober Oleicbbereebti- 
gung wurzelndes Okkirierborps aulbauen bilkt. In erster Binie gilt clas kür die beiden 
BrontokkOierborps: das Leeollirier- und das Ingenieurokbrierborps. Das gemein
same Land, das in wabrer Bameradsobakt einen lür alle und alle kür einen 
umsebbeken mu6, labt lceinen kaum kür Lelbstsüobteleien und Londerwünsobe. 
Oie neue ^eit kordert Oöberss und das Vergangene mub begraben bleiben.
Oureb die Bestimmungen über die Oienstverbältnisse der Okkirierborps der 
Narine, die Ergänzungen rur OisripbnarbestrNung und ru den Bestimmungen kür 
den Dienst an Bord, sowie die Änderungen der Benennung der Dienstgrade des 
Nsrine-Ingenieurborps (N.V.Lb 1920 Vo 356-359)' sind die (Grundlagen verkügt 
worden, die kür den Miederaukbau der Narine naeb der Bevolution im November 
1918 kür das gegenseitige Verbältnis des LeeokBrier-Xorps rum IngenieuroBirier- 
Borps maßgebend sind. Menn bisber die pralctisobe Binkübrung der Verordnungen 
niebt immer den Erwartungen und dem Linne der Verfügungen entspraeb, so lag 
das rum grollten Veil an der Vsrworrenbeit aller Verbaltnisse in unserem 
sobwerbranben Vaterlands, andererseits war aber bei der einsebneidenden 
Änderung einer last ein balbes labrbundert alten Überlieferung niebt ru erwarten, 
da6 sie siob in so burrer ^eit reibungslos den Borderungen der neuen 2eit 
ansobmiegte und einfügte. Om aber etwa noob rweifelbaften Äuslegungen der 
Verfügungen vorrubeugen und restlose Bearbeit im gegenseitigen dienstlicben 
Verbältnis ru sobaffen, wird die Ädmirabtät sobald als mögbcb Äuskübrungsbe- 
stimmungen und Brgänrungen ru den Verordnungen berausgeben.
Älso niobt nur das dienstbcbe Verbältnis der beiden Offirierborps rueinander mu6 
gebessert werden, sondern auob die bameradsobaktboben Beriebungen müssen 
auf eine gesunde und gedeibbobe Grundlage gestellt werden. Dierbei mit allen 
Nitteln mitruwirben, ist Bkbcbt aller Okkiriere. Notwendig ist die Äukbebung aller

I r^ngerogen sind die Bestimmungen über die DienstverbAtnisse der Otkirierkorps der Narine, die 
Verordnung über die Disripbnarbestrakung, die Bestimmungen kür den Bienst an Lord, die 
Verordnung über die Benennung der Dienstgrade des Narine-Ingenieurkorps, sämtlick vom 
18. Oktober 1919, Florine-Verordnungs-Blatt 1919 8. 465-467. Bureb diese Verordnungen wurden 
die Okkiriere des Narine-Ingenieur-Xorps in ibrer dienstlicken und gesellsekaktlieken 8te1Iung den 
8eeokkirieren angegkcken.
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82. 

Entwurf für einen Aufruf an die Ingenieuroffiziere zur Kooperation mit 
den Seeoffizieren. 

27. April 1920. Berlin. Überschrift: Entwurf eines Appells an das Ingenieuroffizier-Korps 
der Marine zur Zusammenarbeit mit den Seeoffizieren' auf gleicher dienstlicher und 
kameradschaftlicher Grundlage. - BA-MA. RM 20/433. Hs!. Reinschrift. 

Durch die Märzunruhen ist der Rest unserer Wehrmacht und damit die Marine bis 
ins Fundament hinein aufgewühlt und zerrüttet. Noch ist nicht zu übersehen, ob 
von einer Wiedergeburt, von einem Neuaufbau gesprochen werden kann. Auf 
welcher Grundlage aber auch immer die Versuche einer Neuschöpfung sich 
vollziehen mögen, sie würden die neue Marine von vornherein auf eine morsche 
Grundlage stellen, wenn ihr nicht ein einheitliches Offizierkorps mitgegeben wird, 
wenn nicht ein im Boden dienstlicher und kameradschaftlicher Gleichberechti
gung wurzelndes Offizierkorps aufbauen hilft. In erster Linie gilt das für die beiden 
Frontoffizierkorps: das Seeoffizier- und das Ingenieuroffizierkorps. Das gemein
same Band, das in wahrer Kameradschaft einen für alle und alle für einen 
umschließen muß, läßt keinen Raum für Selbstsüchteleien und Sonderwünsche. 
Die neue Zeit fordert Höheres und das Vergangene muß begraben bleiben. 

Durch die Bestimmungen über die Dienstverhältnisse der Offizierkorps der 
Marine, die Ergänzungen zur Disziplinarbestrafung und zu den Bestimmungen für 
den Dienst an Bord, sowie die Änderungen der Benennung der Dienstgrade des 
Marine-Ingenieurkorps (M.V.Bl. 1920 No 356-35W sind die Grundlagen verfügt 
worden, die für den Wiederaufbau der Marine nach der Revolution im November 
1918 für das gegenseitige Verhältnis des Seeoffizier-Korps zum Ingenieuroffizier
Korps maßgebend sind. Wenn bisher die praktische Einführung der Verordnungen 
nicht immer den Erwartungen und dem Sinne der Verfügungen entsprach, so lag 
das zum größten Teil an der Verworrenheit aller Verhältnisse in unserem 
schwerkranken Vaterlande, andererseits war aber bei der einschneidenden 
Änderung einer fast ein halbes Jahrhundert alten Überlieferung nicht zu erwarten, 
daß sie sich in so kurzer Zeit reibungslos den Forderungen der neuen Zeit 
anschmiegte und einfügte. Um aber etwa noch zweifelhaften Auslegungen der 
Verfügungen vorzubeugen und restlose Klarheit im gegenseitigen dienstlichen 
Verhältnis zu schaffen, wird die Admiralität sobald als möglich Ausführungsbe
stimmungen und Ergänzungen zu den Verordnungen herausgeben. 

Also nicht nur das dienstliche Verhältnis der beiden Offizierkorps zueinander muß 
gebessert werden, sondern auch die kameradschaftlichen Beziehungen müssen 
auf eine gesunde und gedeihliche Grundlage gestellt werden. Hierbei mit allen 
Mitteln mitzuwirken, ist Pflicht aller Offiziere. Notwendig ist die Aufhebung aller 

1 Angezogen sind die Bestimmungen über die Dienstverhältnisse der Offizierkorps der Marine, die 
Verordnung über die Disziplinarbestrafung, die Bestimmungen für den Dienst an Bord, die 
Verordnung über die Benennung der Dienstgrade des Marine-Ingenieurkorps, sämtlich vom 
18. Oktober 1919, Marine-Verordnungs-Blatt 1919 S, 465-467, Durch diese Verordnungen wurden 
die Offiziere des Marine-Ingenieur-Korps in ihrer dienstlichen und gesellschaftlichen Stellung den 
Seeoffizieren angeglichen. 
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der llas gegenseitige Verhältnis 6er Olliriere 6er heillen Dorps hetrellenllen 
Delehle un6 Dichtlinien, 6ie 6iesem Orunllsatr villersprechen. Das virll von 6er 
^llmiralltät geschehen.
Oie vorn Ingenieurokkirier-Dorps iin Deremller 1918 angenommene Dichtlinie: 
,, Onbe6inFk6S ^nLammen/ra/ten mir 6em ZeeoAirier" soll un6 mull weiter llicllt- 
schnur hleihen. Oies gehietet nieiit allein 6ie Oaltung als Ollirier, sonllern virll 
aneli gekorllert 6urcli 6en Lrnst 6er Dage. seller mull hestrellt sein, 6as 
gegenseitige Verhältnis ru einem treuDamerallschaltlichen ausruhauen. Oierru 
genügt nicht allein 6er gute Mille, son6ern es mull 6urch 6ie l^at llereugt verllen. 
Vor allen Dingen veg mit 6cm Mlltrauen gegenllller 6en anlleren, Vertrauen 
gegen Vertrauen!
Menn es le nötig var ru hetonen, heute mull gellem Okkirier klar vor Vugen stehen, 
6all 6as Molli 6es Vaterianlls, 6er ^euaulhau einer lür 6ie gelleilliielle OntvicD- 
lung unenthehrllchen Mehrmaeht un6 6ie Miellerherstellung lles Vnsehens lles 
Ollirierstanlles nur mit Hills eines solchen Ollirierhorps möglich ist, llas in sich 
einig unll geschlossen ist.
Daran mitruvirllen vollen vir Ingenieurolliriere als unsere vornehmste Ollicht 
ansehen in ller Orvartung, llall auch llas LeeolkirierDorps sich aul llieselhe 
Orunlliage nicht nur mit Morten, sonllern auch mit Oaten stellt^.

2 Oer Vsrkusser 6es Onkwurts kügts namens cier V Ici (kiekerat in 6er Vebr-^irteilung cies Narine- 
Komman6o-rkmtes) unter 6em Datum vom 27. cVpril 1920 uni ,,Icir iraite es kür rrveck6ienlicb, »enn 
ein Appell in ciieser OeriekunZ gemeinsam an 6sn Leeutkirier un6 Ingenisurokkiirier geriebtet vvirä."

83.

LrkIärunA ller 8. Ostsee-Mnensueh-Haldklottille üder ikre VerkrtssunKs- 
treue, Dienstkereitsekskt unll Disciplin*.

Vor 30. cVpril 1920?. ^rel. - O^vitiv. KVl 20/433. Mnselr. cXdselirikt.

Die 8. OstseeminensuchhalhllottiUe legt gegen llie von llem ^hgeorllneten lVoz/ce 
im Oaushaltungsausschull gemachten ^uslührungsr?, in llenen sie eine verieum- 
llerische Leleilligung sieht, schärlsten Protest ein. Der Omstanll, llall llie Disripiin 
innerhalh ller Ninensuchverhänlle ausgereichnet ist, entllrältet lliese von Oelläs- 
sigheiten trielenlle Delle hloskes volllcommen. Die Nannschakten versehen ihren 
Dienst mit Dust unll Diehe unll stehen treu unll lest ru ihren Vorgesetzten (DeoD- 
unll Onterollirieren), ru llenen allein sie unhellingtes Vertrauen Hallen. Die 
glänrenllen Deistungen im Dollien legen von ller l)ualltät ller Deute llerelltes 
Zeugnis all. Die 8. O.Vl.8.H. väre ller Deichsregierung sehr llanllbar llakür, venn

I blaeli einem Vermerk auk 6er küekseite unserer Vuri. vur6e 6ieser lext vom Kommsn6n 6er 
^larinestation 6er Ostsee unter 8t.o. 11542 vom 30. ckprii 1920 6er Kreier presse rugkieitet.

2 Ous Outum ergibt sieb aus 6er in c^nm. 1 ercväbnten Vkeitsrgnlre un 6ie presse.
3 Vgl. blr. 74.
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der das gegenseItIge Verhältnis der Offiziere der beiden Korps betreffenden 
Befehle und Richtlinien, die diesem Grundsatz widersprechen. Das wird von der 
Admiralität geschehen. 

Die vom Ingenieuroffizier-Korps im Dezember 1918 angenommene Richtlinie: 
"Unbedingtes Zusammenhalten mit dem Seeoffizier" soll und muß weiter Richt
schnur bleiben. Dies gebietet nicht allein die Haltung als Offizier, sondern wird 
auch gefordert durch den Ernst der Lage. leder muß bestrebt sein, das 
gegenseitige Verhältnis zu einem treukameradschaftlichen auszubauen. Hierzu 
genügt nicht allein der gute Wille, sondern es muß durch die Tat bezeugt werden. 
Vor allen Dingen weg mit dem Mißtrauen gegenüber den anderen, Vertrauen 
gegen Vertrauen! 

Wenn es je nötig war zu betonen, heute muß jedem Offizier klar vor Augen stehen, 
daß das Wohl des Vaterlands, der Neuaufbau einer für die gedeihliche Entwick
lung unentbehrlichen Wehrmacht und die Wiederherstellung des Ansehens des 
Offizierstandes nur mit Hilfe eines solchen Offizierkorps möglich ist, das in sich 
einig und geschlossen ist. 

Daran mitzuwirken wollen wir Ingenieuroffiziere als unsere vornehmste Pflicht 
ansehen in der Erwartung, daß auch das Seeoffizierkorps sich auf dieselbe 
Grundlage nicht nur mit Worten, sondern auch mit Taten stellt2• 

2 Der Verfasser des Entwurfs fügte namens der A Id (Referat in der Wehr-Abteilung des Marine
Kommando-Amtes) unter dem Datum vom 27. April 1920 an: "Ich halte es für zweckdienlich, wenn 
ein Appell in dieser Beziehung gemeinsam an den Seeoffizier und Ingenieuroffizier gerichtet wird." 

83. 

Erklärung der 8. Ostsee-Minensuch-Halbflottille über ihre Verfassungs
treue, Dienstbereitschaft und Disziplin l • 

Vor 30. April 19202 • Kiel. - BA-MA. RM 20/433. Masch. Abschrift. 

Die 8. Ostseeminensuchhalbflottille legt gegen die von dem Abgeordneten Noske 
im Haushaltungsausschuß gemachten Ausführungen3, in denen sie eine verleum
derische Beleidigung sieht, schärfsten Protest ein. Der Umstand, daß die Disziplin 
innerhalb der Minensuchverbände ausgezeichnet ist, entkräftet diese von Gehäs
sigkeiten triefende Rede Noskes vollkommen. Die Mannschaften versehen ihren 
Dienst mit Lust und Liebe und stehen treu und fest zu ihren Vorgesetzten (Deck
und Unteroffizieren), zu denen allein sie unbedingtes Vertrauen haben. Die 
glänzenden Leistungen im Kohlen legen von der Qualität der Leute beredtes 
Zeugnis ab. Die 8. O.M.S.H. wäre der Reichsregierung sehr dankbar dafür, wenn 

1 Nach einem Vermerk auf der Rückseite unserer Vorl. wurde dieser Text vom Kommando der 
Marinestation der Ost see unter St.O. 11542 vom 30. April 1920 der Kieler Presse zugeleitet. 

2 Das Datum ergibt sich aus der in Anm. 1 erwähnten Weitergabe an die Presse. 

3 Vgl. Nr. 74. 
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sie Vertreter entsenden wür6e, um ciie Verhältnisse in Xiei Hennen ru lernen, 
clamit clen schamlosen Verleum6ungen I^oskes cler Loclen entrogen wir6.
Xerner erheht clie 8. 0.^1.8.11. gegen clie von Xapitän r. 8. von Hollwegs in cler 
Vossischen Leitung vom II. ^pril 1920^ veröffentlichten Äußerungen, clie von 
holschewistisehen 2ustän6en innerhalh cles Älinensuchverhanßes reclen uncl clen 
Äufhau cler neuen Xeichsmarine mit in seinem 8inne hesonclers gesichtetem 
Personal for6ern, flammen6en Protest. Oie Halhflottille weist cliese ehenso 
lächerüchen als nie6rigen Verdächtigungen von Oersonen, clie sich ihres wissens 
nicht von clem einwandfreien Lenelimen cler Vlinensucher an Ort uncl 8telle 
unterrichtet hahsn, rurück. 8ie macht auch hesonclers clarauk aufmerksam, 6aß 
sich clie hier kürrlich anwesende Xntentekommission in 6er anerkennenßsten 
V/eise üher Disriphn cler Nannschalten un6 6en guten ^ustan6 cler Xasernen 
ausgesprochen hat.

4 Vireaäiniral a. O. Oollcveg lmtte in cler Vossisclien Leitung ?<r. 185 vorn II. ^pril 1920 unter (lern 
IiU'! Pie 2u!cunkt cler ^larine einen .VrN^el verökkentlielit, ller sctiarl gegen clie Runcie Ltellung 
nulim uncl einen völlig neuen .Vulbau cler ^larine verlangte.

84.

iVlelclung cles 8teIIvertr6ters cles Hekehlslrshers im ^elrrXreis VI, Oene- 
rslmsjor v. Osmpe, an «Iss keielrswelirmimsterium üder Onrutrsglivli- 
Xeiten hei cler 8trsfverkolgung gegen clie Teilnehmer sm Äukstsncl im 

kuhrgehiet.

30. 4pril 1920. Alünsler. III i>r. 1431. - 8l4 >Iünster. Operprüsicliurn >r. 7622. Ulaseli. 
^bseürill.

Äuf 6ie schweren Oefahren, welche «lurch ciie Anweisungen 6es preußischen 
lustirministers an 6ie 8taatsanwalt8chaften vom I. uncl 19. Äpril 6s. Is? hetref- 
fen6 6ie Verfolgung^ 6er in wirklicher o6er vermeinthcher Öherreugung rum 
Zwecke 6er Bekämpfung cles Xapp'schen Äufstan6es hegangenen Verhrechen 
hervorgerufen werclen, glauht 6as ^Vehrkreiskomman6o Hinweisen ru müssen.
hast von ie6em 6er an 6em ietrigen Vufstan6e im Xuhrherirk Leteiligten wir6 
hehauptet, 6aß er rur Ähwehr cles Xapp'schen Äufstancles gehan6elt hahe. Diese 
Behauptungen, 6ie vielleicht für clie allererste 2eit geglauht wer6en können, 
Heclürfen für clie spätere 2eit einer eingehenßen richterhchen Orüfung. ^Venn auch 
in einem l'eile cles von clen Aufrührern hesetrten Oehieles 6er wahre 8achverhalt 
mit allen Bütteln unter6rückt ist, so ist 6och rweifellos 6urch mün6hche 
Mitteilungen, 6urch von Xliegern ahgeworkene Xlughlätter u.s.w. 6urchgesickert, 
6aß 6er Xapp'sche Vufstan6 längst Heen6igt war. ^Vir6 trotr6em schon von 6er 
^nklagehehörße im weitesten ^laße, wie vorgeschriehen, vor 6er Oauptverhan6-

1 I^iclit ermittelt.
2 Vor!.: ,,Versetzung"
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sie Vertreter entsenden würde, um die Verhältnisse in Kiel kennen zu lernen, 
damit den schamlosen Verleumdungen Noskes der Boden entzogen wird. 

Ferner erhebt die 8. O.M.S.H. gegen die von Kapitän z. S. von Hollweg[!] in der 
Vossischen Zeitung vom 11. April 19204 veröffentlichten Äußerungen, die von 
bolschewistischen Zuständen innerhalb des Minensuchverbandes reden und den 
Aufbau der neuen Reichsmarine mit in seinem Sinne besonders gesichtetem 
Personal fordern, flammenden Protest. Die Halbflottille weist diese ebenso 
lächerlichen als niedrigen Verdächtigungen von Personen, die sich ihres Wissens 
nicht von dem einwandfreien Benehmen der Minensucher an Ort und Stelle 
unterrichtet haben, zurück. Sie macht auch besonders darauf aufmerksam, daß 
sich die hier kürzlich anwesende Ententekommission in der anerkennendsten 
Weise über Disziplin der Mannschaften und den guten Zustand der Kasernen 
ausgesprochen hat. 

4 Vizeadmiral a. D. Hollweg hatte in der Vossischen Zeitung Nr. 185 vom 11. April 1920 unter dem 
Titel Die Zukunft der Marine einen Artikel veröffentlicht, der scharf gegen die Bünde Stellung 
nahm und einen völlig neuen Aufbau der Marine verlangte. 

84. 

Meldung des Stellvertreters des Befehlshabers hn Wehrkreis VI, Gene
ralmajor v. Campe, an das Reichswehrministerium über Unzuträglich
keiten bei der Strafverfolgung gegen die Teilnehmer am Aufstand im 

Ruhrgebiet. 

30. April 1920. Münster. III Nr. 1431. - StA Münster. Oberpräsidium Nr. 7622. Masch. 
Abschrift. 

Auf die schweren Gefahren, welche durch die Anweisungen des preußischen 
lustizministers an die Staatsanwaltschaften vom 1. und 19. April ds. Js. 1 betref
fend die VerfolgungZ der in wirklicher oder vermeintlicher Überzeugung zum 
Zwecke der Bekämpfung des Kapp'schen Aufstandes begangenen Verbrechen 
hervorgerufen werden, glaubt das Wehrkreiskommando hinweisen zu müssen. 

Fast von jedem der an dem jetzigen Aufstande im Ruhrbezirk Beteiligten wird 
behauptet, daß er zur Abwehr des Kapp'schen Aufstandes gehandelt habe. Diese 
Behauptungen, die vielleicht für die allererste Zeit geglaubt werden können, 
bedürfen für die spätere Zeit einer eingehenden richterlichen Prüfung. Wenn auch 
in einem Teile des von den Aufrührern besetzten Gebietes der wahre Sachverhalt 
mit allen Mitteln unterdrückt ist, so ist doch zweifellos durch mündliche 
Mitteilungen, durch von Fliegern abgeworfene Flugblätter u.s.w. durchgesickert, 
daß der Kapp'sche Aufstand längst beendigt war. Wird trotzdem schon von der 
Anklagebehörde im weitesten Maße, wie vorgeschrieben, vor der Hauptverhand-

I Nicht ermittelt. 

2 Vor!.: "Versetzung" 
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lung clie Linstellung 6es Verkabrens beantragt, 80 ist 68 lür clen OesebuI6igten 
leiebt, sieb cler Ltrale ru entrieben, uncl ciie ciurebaus notwendige riebteriiebe 
Lrülung ist völlig labmgelegt. 2u einer Verurteilung eines rVulrübrers, aueb 6er 
^nlülirer unci 6er Gewalttätigen, wir6 es niemals kommen.

Oer Deleblsbaber 6es ^Vebrkreises VI
I. V.

ger. v. Lampe 
Leneralmalor.

85.

Dekelrl «les kleiebsweXrrninisters Lekler an «las Ststionslronunantlo ^Vil- 
lielinsliaven, Repressionen von Legnern «ler solrlstiseXen lleruksver- 

känrle LU unterlassen un«l rüeligsngig Lu inaelien.

4. Mai 1920. Berlin. Neu Id 2768. - 6^-M^. KM 20/433. Ns!. Xonrepl.

Ls sin6 an micb 6esebwer6sn^ gelangt, 6a6 gegen Niiitärpersonen miiitär6ienstli- 
ebe iVlaknabmen aus 6em Lrun6e erlolgt sin6, weil 6ie Detrekkenöen mit 
^la6nabmen 6er ^Virtsebaktsverbänöe 6er Derukssoiöaten niebt einverstanöen sin6 
un6 ilrre gegenteilige ^nsiebt rum ^.usöruek bringen?. Oie ^irtsebaktsverbänöe 
sin6 private Vereinigungen, un6 ieb weise 6arauk bin, ciall es gänriieb unruiässig 
ist, in soleben niebt 6ienst1ieben Dingen 6ie militärisebe Dekeblsgewalt rur Leitung 
ru bringen. Loweit Nakregelungen wie ^wangsbeuriaubungen, ^WLNgs6ien8tent- 
bebung un6 6ergleicben bereits erlolgt sin6, sin6 sie unverrüglieb rückgängig ru 
maeben.

Oer Reiebswebrminister
Or. Lebler.

I list von uu,tuor Itiunl vurtussuil uns: .,ts isl ru Iixiixu XouuOns/' 
2 Vgl. Nr. »ü.

86.

Protokoll über «lie Vorspraebe einer Delegation von Alarineangeltörigen 
im Reieliswelrrrninisteriuin wegen «les Vorgehens «ler inilitäriselien

Derulsverbänlle in Villielinsltaven.

5. Mai 1920. Berlin. - K^-Mrt. KM 20/433. Nsl. keinsckrik.

Ls ersebeint eine Deputation bestebenci aus 6em Oklirierstellvertreter bieumann, 
LeI6webeI Xerspe un6 Oberstüekmeistermsat Opitr als Vertretung von etwa 800 
Onterollirieren un6 Nannsebakten 6er iVlarinegarnison ^Vilbeimsbaven un6 gibt ru 
Protokoll:
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lung die Einstellung des Verfahrens beantragt, so ist es für den Beschuldigten 
leicht, sich der Strafe zu entziehen, und die durchaus notwendige richterliche 
Prüfung ist völlig lahm gelegt. Zu einer Verurteilung eines Aufrührers, auch der 
Anführer und der Gewalttätigen, wird es niemals kommen. 

Der Befehlshaber des Wehrkreises VI 
I. V. 

85. 

gez. v. Campe 
Generalmajor. 

Befehl des Reichswehrministers Geßler an das Stationskommando Wil
helmshaven, Repressionen von Gegnern der soldatischen Berufsver

bände zu unterlassen und rückgängig zu machen. 

4. Mai 1920. Berlin. Neu A Ib 2768. - BA-MA. RM 20/433. Hsl. Konzept. 

Es sind an mich Beschwerden l gelangt, daß gegen Militärpersonen militärdienstli
che Maßnahmen aus dem Grunde erfolgt sind, weil die Betreffenden mit 
Maßnahmen der Wirtschaftsverbände der Berufssoldaten nicht einverstanden sind 
und ihre gegenteilige Ansicht zum Ausdruck bringen2

• Die Wirtschaftsverbände 
sind private Vereinigungen, und ich weise darauf hin, daß es gänzlich unzulässig 
ist, in solchen nicht dienstlichen Dingen die militärische Befehlsgewalt zur Geltung 
zu bringen. Soweit Maßregelungen wie Zwangsbeurlaubungen, Zwangsdienstent
hebung und dergleichen bereits erfolgt sind, sind sie unverzüglich rückgängig zu 
machen. 

Der Reichswehrminister 
Dr. Geßler. 

Hsl. von and<'!"t'r !land verbessert au" .,E, i,t zu Illt'i,lt'r Kennt ni,:' 

2 Vgl. Nr. 86. 

86. 

Protokoll über die Vorsprache einer Delegation von Marineangehörigen 
im Reichswehrministerium wegen des Vorgehens der militärischen 

Berufsverbände in Wilhelmshaven. 

5. Mai 1920. Berlin. - BA-MA. RM 20/433. Hsl. Reinschrift. 

Es erscheint eine Deputation bestehend aus dem Offizierstellvertreter Neumann, 
Feldwebel Kerspe und Oberstückmeistermaat Opitz als Vertretung von etwa 800 
Unteroffizieren und Mannschaften der Marinegarnison Wilhelmshaven und gibt zu 
Protokoll: 
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Die Oage in Vilbelmsbaven gibt ru 8esorgnissen ^nlu6. Oie Gruppen steten rum 
grollen Deile unter 6em XinDusse 6er politiscb arbeitenden 8ün6e, woraus sieb 
logiseberweise 6er völlige Zerkall 6er Marine ergeben bönnte. Oegen 6ie geistige 
Oeitung oben genannter 800 Onterokkiriere un6 Nannscbakten, 6ie sieb als Ael 
völlige Ontpolitisierung, mögliebst unverrügliebe Vieüereinsetrung von Okkirieren 
un6 verständnisvolle Zusammenarbeit mit 6em Okkirierlcorps gesetrt bat, wir6 in 
terroristiseber Veise vorgegangen. 8o sin6 r. 8. sebon rwei Onterokkiriere, 6ie 
Nasebinenmaate Orimm un6 Veber von 8. Königsberg, welebe sieb als Nitglieüer 
6es 8.6.8? gegen ibre Verban6sleitung ausspracben, vom Dienste entboben (bis 
auk weiteres beurlaubt) wor6en mit 6er ausürllelclieben Anweisung, Vilbelmsba- 
ven sokort ru verlassen. 8egrün6et wur6e 6iese NaOnabme mit Agitation gegen 
6en Verban6 6er 8erukssoI6at6n. Dieses Vorgeben entbebrt reebtlieb )e6er 
Orun6lage un6 be6eutet einen groben Villlcüralct seitens 6er augenblielclicben 
militäriseben Dübrer, 6enn wenn sieb Nitglieüer von privaten Vereinigungen 
innerbalb 6ieser betätigen, so ist 6ies eine Drivatangelegenbeit. Die Vertretung 
obiger 800 Onterokkiriere un6 Nannsebakten bittet 6en Herrn 8eicbswebrminister 
um keebtssebutr.

Neumann
Delüwebel (Okkr.8tellv.).

Xerspe
Delüwebel.

Opitr
Ob.8telcm.Naat.

I kieie^swirlse^Lftsverban^ ^«utse^er 6ei-ut8so!6Lten.

87.

kekekl «les Oderdekekilsliaders 6er keieksweXr-Orrrppe 4, Oenerslinajor 
v. NöXI, über «lie Verökkentlielrung von kielitiAsteHunAen unwalrrer 
kelrauptunKen üker «las Verhalten cles OkklLierlcorps keim Xspp-Oült- 

witr:-Dcltso8.

6. IVIai 1920. INünoken. 19325/3480 II>. - 8»8l^ IV. 8ekül-sn-kris->6« 21, 86. 24 I.

In 6er Dresse un6 neuer6ings aueb im Oan6tag sowie in 8eriebten an 6ie 8erliner 
Ontersuebungslcommission tritt immer wie6er 6ie 8ebauptung rutage, 6a6 an 
einreinen Orten 6ie Okkiriere versuebt bätten, sieb 6er kiegierung Xapp anru- 
seblieken, 6a6 sie )«6oeb von 6en Nannsebskten 6aran gebin6ert wor6en seien.
Oier6ureb wir6 6as /^nseben 6er 8eicbswebr gesebä6igt un6 ibr ^usammenbalt 
geloelcert. leb balte 6aber eine ökkentlicbe Dicbtigstellung soleber 8ebauptungen 
in 6er Dresse, womöglieb ausgeben6 von 6er l'ruppe selbst, kür sebr wünsebens- 
wert.
Xs wür6e )e6oeb niebt genügen, wenn etwaige kiebtigstellungen nur in 6er 
Oolcalpresse ersebienen; sie müssen, um ibren ^weclc ru erkllllen, aueb auswärts 
abge6ruelct wer6en.
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Die Lage in Wilhelmshaven gibt zu Besorgnissen Anlaß. Die Truppen stehen zum 
großen Teile unter dem Einflusse der politisch arbeitenden Bünde, woraus sich 
logischerweise der völlige Zerfall der Marine ergeben könnte. Gegen die geistige 
Leitung oben genannter 800 Unteroffiziere und Mannschaften, die sich als Ziel 
völlige Entpolitisierung, möglichst unverzügliche Wiedereinsetzung von Offizieren 
und verständnisvolle Zusammenarbeit mit dem Offizierkorps gesetzt hat, wird in 
terroristischer Weise vorgegangen. So sind z. B. schon zwei Unteroffiziere, die 
Maschinenmaate Grimm und Weber von S. Königsberg, welche sich als Mitglieder 
des R.d.B.! gegen ihre Verbandsleitung aussprachen, vom Dienste enthoben (bis 
auf weiteres beurlaubt) worden mit der ausdrücklichen Anweisung, Wilhelmsha
ven sofort zu verlassen. Begründet wurde diese Maßnahme mit Agitation gegen 
den Verband der Berufssoldaten. Dieses Vorgehen entbehrt rechtlich jeder 
Grundlage und bedeutet einen groben Willkürakt seitens der augenblicklichen 
militärischen Führer, denn wenn sich Mitglieder von privaten Vereinigungen 
innerhalb dieser betätigen, so ist dies eine Privatangelegenheit. Die Vertretung 
obiger 800 Unteroffiziere und Mannschaften bittet den Herrn Reichswehrminister 
um Rechtsschutz. 

Neumann 
Feldwebel (Offz.Stellv.). 

Kerspe 
Feldwebel. 

I Reichswirtschaftsverband deutscher Berufssoldaten. 

87. 

Opitz 
Ob. Stckm.Maat. 

Befehl des Oberbefehlshabers der Reichswehr-Gruppe 4, Generalmajor 
v. Möhl, über die Veröffentlichung von Richtigstellungen unwahrer 
Behauptungen über das Verhalten des Offizierkorps beim Kapp-Lütt-

witz-Putsch. 

6. Mai 1920. München. 19325/3480 Ib. - BHStA IV. Schützen.Brigade 21, Ud. 24 Akt 1. 
Masch. Ausfertigung. 

In der Presse und neuerdings auch im Landtag sowie in Berichten an die Berliner 
Untersuchungskommission tritt immer wieder die Behauptung zutage, daß an 
einzelnen Orten die Offiziere versucht hätten, sich der Regierung Kapp anzu
schließen, daß sie jedoch von den Mannschaften daran gehindert worden seien. 

Hierdurch wird das Ansehen der Reichswehr geschädigt und ihr Zusammenhalt 
gelockert. Ich halte daher eine öffentliche Richtigstellung solcher Behauptungen 
in der Presse, womöglich ausgehend von der Truppe selbst, für sehr wünschens
wert. 

Es würde jedoch nicht genügen, wenn etwaige Richtigstellungen nur in der 
Lokalpresse erschienen; sie müssen, um ihren Zweck zu erfüllen, auch auswärts 
abgedruckt werden. 
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Krise keorKsnisstivn 14. 5. 1920 88.

Ick crsucbc clabcr um Öbcrsenclung von Vbürückcn unci würüe unter Umstünden 
kür weitere Verbreitung Zorge tragen.

Oer Oberbekeblsbaber: 
Möbl 

Oeneralmaior.

88.

llekskl «les keieliswekrminislers Oekler rur Eruierung cler Vorsekrikl 
üker «len V^nkkenKebrnueli «les Militärs un«l seine Mitwirkung rur 

llnterkrüekung innerer klnruken.

14. IVIgi 1920. verlin. Nr. 1996. 4. 20. 1.1.III. - 6V-H1V. k 4886 V-I-26. vü. 1. Masek. 
Vbselirikt.

I. Oie „Vorscbrikt über den ^akkengebraucb des Militärs und seine Mitwirkung 
rur Unterdrückung innerer Onruben" vom 19. 3. 14' bleibt unter kartkall des 'Keils 
III (vom Kriegs- und Lelngerungsrustnnd) und mit den nncbstebend aukgekübrten 
Änderungen des IHIs II in Krakt".
In IVil II sind kolgende Änderungen vorrunebmen:
a) In ^ikker 3, Vbsatr 1, erbült der letzte 8atr kolgende kassung: „V/elcbe 
MaKnabmen rur Krreicbung dieses Zweckes mililüriscb erkorderlieb sind, unter
liegt allein der Oeurleilung des militüriscben kekeblsbabers"^.
b) Alker 3, Vbsatr 2, ist ru streicben und durcb kolgendes ru ersetzen:
,,vie Änkorderung ist in der Kegel an das rustündige ^Vebrkreiskommando, bei 
Oekabr im Verruge an die örtlicben kekeblsbaber ru riebten."

1 lexl bei Antonius Komen und Lari kissom, ^akkengebruueb und kestnubmereebt des ^libtärs. 
Outtentugscke 8ammlung deutscber keiebsgesetre bü. 114. ksrlin 1914. 8. 36-97 und 8. 118-129; 
Vusrug bei Huber II 8. 393-396.

2 kinen kust glsicbluutenden knlwurk butte 6enerulms(ur v. 8eeebt in Vertretung des keicbswebrmi- 
nisters unter blr. 1996. 4. 20.1 I III vein 24. Vpril 1920 dein Onterstautssebretür in der 
keiebslcunrlei , ,rur 8teI1ungnabme" rugeleitet (8V. 8 43 1/2699. ^tuseb. Vuskertigung). Oie 
Änderung war erkorderlieb geworden, nucbdem die neuen Vusnabmevorscbrikten nacb Vrt. 48, 
Vbs. 2 der keicbsverkassung niebt rnebr die Übertragung vollriebender üewult uuk du« Militär 
vorsaben. Vgl. bü. 78 Vnm. I.

3 Oie irn Vpril von 8eeckt vorgelegte Formulierung (s. Vnm. 2) butte gelautet; „Ober die rur 
krreiebung dieses Zweckes erkorderlieben militüriseken ^laÜnabmen bat allein der rnilitürisebe 
kekeblsbuber unter eigener Verantwortung ru bestimmen." Ouru batte der rustündige Ninisteriul- 
rat krecbt bsl. sm Kunde vermerbt: „Oieser 8utr gebt ru weit. Oenn wenn der Uilitürbekebübaber 
gewisse Operationen kür nötig bull, so muü wieder die Avilbebörde bestimmen, ab sie dann noeb 
uuk das militüriscbe kinscbreiten Oewiebt legt." kreekt butte aueb eine entsprecbende Änderung 
dieses 8atres bereits vorgeseblugen. Oer ünterslaatssebretsr in der keiebsbanrlei batte jedocb die 
bier uukgenommene Formulierung angeregt. Kabinett IVIüIIer I Kr. 14 Vnm. 8.
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Ich ersuche daher um Übersendung von Abdrücken und würde unter Umständen 
für weitere Verbreitung Sorge tragen. 

88. 

Der Oberbefehlshaber: 
Möhl 

Generalmajor. 

Befehl des Reichswehrministers Geßler zur Änderung der Vorschrift 
über den Waffengebrauch des Militärs und seine Mitwirkung zur 

Unterdrückung innerer Unruhen. 

14. Mai 1920. Berlin. Nr. 1996.4.20. T.I.III. - BA-MA. F 4886 A-I-26. Bd. 1. Masch. 
Abschrift. 

1. Die , , Vorschrift über den Waffengebrauch des Militärs und seine Mitwirkung 
zur Unterdrückung innerer Unruhen" vom 19. 3. 141 bleibt unter Fortfall des Teils 
III (vom Kriegs- und Belagerungszustand) und mit den nachstehend aufgeführten 
Änderungen des Teils II in Kraft2

• 

In Teil II sind folgende Änderungen vorzunehmen: 

a) In Ziffer 3, Absatz 1, erhält der letzte Satz folgende Fassung: " Welche 
Maßnahmen zur Erreichung dieses Zweckes militärisch erforderlich sind, unter
liegt allein der Beurteilung des militärischen Befehlshabers"3. 

b) Ziffer 3, Absatz 2, ist zu streichen und durch folgendes zu ersetzen: 

"Die Anforderung ist in der Regel an das zuständige Wehrkreiskommando, bei 
Gefahr im Verzuge an die örtlichen Befehlshaber zu richten." 

Text bei Antonius Romen und earl Rissom, Waffengebrauch und Festnahmere"ht des Militärs. 
Guttentagsche Sammlung deutscher Reichsgesetze Nr. 114. Berlin 1914. S. 36-97 und S. 118-129; 
Auszug bei Huber II S. 393-396. 

2 Einen fast gleichlautenden Entwurf hatte Generalmajor v. Seeckt in Vertretung des Reichswehrmi
nisters unter Nr. 1996. 4. 20.T 1 UI vom 24. April 1920 dem Unterstaatssekretär in der 
Reichskanzlei "zur Stellungnahme" zugeleitet (BA. R 43 I/2699. Masch. Ausfertigung). Die 
Änderung war erforderlich geworden, nachdem die neuen Ausnahmevorschriften nach Art. 48, 
Abs. 2 der Reichsverfassung nicht mehr die Übertragung vollziehender Gewalt auf das Militär 
vorsahen. Vgl. Nr. 78 Anm. 1. 

3 Die im April von Seeckt vorgelegte Formulierung (s. Anm. 2) hatte gelautet: "Über die zur 
Erreichung dieses Zweckes erforderlichen militärischen Maßnahmen hat allein der militärische 
Befehlshaber unter eigener Verantwortung zu bestimmen." Dazu hatte der zuständige Ministerial
rat Brecht hsl. am Rande vermerkt: "Dieser Satz geht zu weit. Denn wenn der Militärbefehlshaber 
gewisse Operationen für nötig hält, so muß wieder die Zivilbehörde bestimmen, ob sie dann noch 
auf das militärische Einschreiten Gewicht legt." Brecht hatte auch eine entsprechende Änderung 
dieses Satzes bereits vorgeschlagen. Der Unterstaatssekretär in der Reichskanzlei hatte jedoch die 
hier aufgenommene Formulierung angeregt. Kabinett Müller I Nr. 14 Anm. 8. 
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89. 15.5. 1920 Xspitel II

Lei erkorclerlieb werüenclen grökeren militäriseben Operationen ist eine bntseblie- 
6ung <ies Leiebspräsiclenten über clas keiebswebrministerium einrubolen. Oer 
kieicbspräsicient wircl kür jecien ball besondere Oestimmungen erlassen."
c) Akker 3, Vbsatr 3 uncl 5 sincl ru streicben.
cl) Akker 4, ^bsatr 2 (ab: in Oebieten...bis: erblärt worclen sincl) ist ru streicben.
2. Oie wie vorstebenü geänclerte Vorscbrikt gilt kür clas gesamte Leicbsgebiet, 
gleicbgültig ob ^.usnabmerustanü bsstebt oüer niebt. Ausgenommen sincl nur 
Oebiete, in clenen cler Leicbspräsiclent besonclere ^norcinunZen trikkt ocier 
getrokken bat (siebe Akker 1,b).
3. Olaubt clas uin inilitäriscbe bnterstlltrung angegangene ^ebrlcreislcommanclo 
ocler ein örtlieber inilitäriseber Lekeblsbaber clie nacbgesucbte klilkeleistung aus 
Erwägungen inilitäriseber ^rt niebt gewäbren ru clürken, ist sokortige telegrapbi- 
sebe bntscbeiclung cles Leicbswebrministeriums bsrw. cles ^Vebrlcreisbommanclos 
berbeirukübren.

Oer Leicbswebrminister 
ger. Or. Oeüler.

89.

Iklekclung des külrrers cles kleioliswekir-Inkanterie-Iiegimeiits 101, IVIsjor 
8ebllent1tsr, ar» cllen Inknnteriekülrrer I über sein Verkrallen beim Kapp- 

büttwitri-l'ntseb.

15. IVIsi 1920. Ulsil. II. 6sl!.8cbülrenRTt. I^r. 2. (I.H.4I) IIs/^.O. IVr. 113/20 pers. kür 
I.I1.I01. - 8l^I.. kep. 2 II Nr. 4042 II. Itl-rseti. ^ksckrikl.

Oie Lebauptungen in c^bsatr 2 uncl 3 cles anbegenclen Krickes' sincl unwabr. Oer 
Vorgang war kolgencler:
/Vis am 13.3. Oerüebte über clen Lturr cler Legierung laut vvurclen - von welcber 
Leite sie gestürrt sei, war noeb niebt Iclar babe ieb als Legiments-bübrer clie 
Okkiriere versarninelt uncl ibnen als Liebtscbnur kür clas Verbalten von Okkirieren 
uncl l^lannsebakten bekoblen: ,,Oie Iruppe ist rur IVabrung von Lube uncl 
Ordnung, rum Voble cles Vaterlandes üa. Lie banclelt bierbei nur naeb clen 
kestimmungen uncl naeb clen Lekeblen ibrer vorZesetrten Ltellen." Insbesonclere 
verbot ieb clen Okkirieren jecle persönlicbe IvunüZebunZ, um von cler Iruppe clie 
Oolitib naeb ^löZbebbeit kern ru balten. Oementspreebencl wurcle von allen 
Okkirieren verkabren.
^m 14. 3. wurclen auk clen clureb Inkanteriekübrer 1 clem lieZiment übermittelten 
Lekebl sämtlicbe beute von ibren XompaAnie-Oübrern bekrsAt, wer sieb cler neuen 
LexierunA niebt unterstellen wolle. Oabei wurcle clen beuten erlaubt, etwaige

I I^iclu rrmiltell.
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89. 15.5.1920 Kapitel 11 

Bei erforderlich werdenden größeren militärischen Operationen ist eine Entschlie
ßung des Reichspräsidenten über das Reichswehrministerium einzuholen. Der 
Reichspräsident wird für jeden Fall besondere Bestimmungen erlassen." 

c) Ziffer 3, Absatz 3 und 5 sind zu streichen. 

d) Ziffer 4, Absatz 2 (ab: in Gebieten ... bis: erklärt worden sind) ist zu streichen. 

2. Die wie vorstehend geänderte Vorschrift gilt für das gesamte Reichsgebiet, 
gleichgültig ob Ausnahmezustand besteht oder nicht. Ausgenommen sind nur 
Gebiete, in denen der Reichspräsident besondere Anordnungen trifft oder 
getroffen hat (siehe Ziffer 1,b). 

3. Glaubt das um militärische Unterstützung angegangene Wehrkreiskommando 
oder ein örtlicher militärischer Befehlshaber die nachgesuchte Hilfeleistung aus 
Erwägungen militärischer Art nicht gewähren zu dürfen, ist sofortige telegraphi
sche Entscheidung des Reichswehrministeriums bezw. des Wehrkreiskommandos 
herbeizuführen. 

89. 

Der Reichswehrminister 
gez. Dr. Geßler. 

Meldung des Führers des Reichswehr-Infanterie-Regiments 101, Major 
Schienther, an den Infanterieführer I über sein Verhalten beim Kapp

Lüttwitz-Putsch. 

15. Mai 1920. Tilsit. 11. Batl.SchützenRgt. Nr. 2. (I.R.41) lIa/A.O. Nr. 113/20 pers. für 
I.R.I01. - StAL. Rep. 2 11 Nr. 4042 11. 'Uasch. Abschrift. 

Die Behauptungen in Absatz 2 und 3 des anliegenden Briefes! sind unwahr. Der 
Vorgang war folgender: 

Als am 13.3. Gerüchte über den Sturz der Regierung laut wurden - von welcher 
Seite sie gestürzt sei, war noch nicht klar -, habe ich als Regiments-Führer die 
Offiziere versammelt und ihnen als Richtschnur für das Verhalten von Offizieren 
und Mannschaften befohlen: "Die Truppe ist zur Wahrung von Ruhe und 
Ordnung, zum Wohle des Vaterlandes da. Sie handelt hierbei nur nach den 
Bestimmungen und nach den Befehlen ihrer vorgesetzten Stellen." Insbesondere 
verbot ich den Offizieren jede persönliche Kundgebung, um von der Truppe die 
Politik nach Möglichkeit fern zu halten. Dementsprechend wurde von allen 
Offizieren verfahren. 

Am 14. 3. wurden auf den durch Infanterieführer 1 dem Regiment übermittelten 
Befehl sämtliche Leute von ihren Kompagnie-Führern befragt, wer sich der neuen 
Regierung nicht unterstellen wolle. Dabei wurde den Leuten erlaubt, etwaige 

I Nicht ermittelt. 
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Krise unci keorKsnisstion 17. 5. 1920 90.

Lntlassungswünscke clem Lompagnie-Lükrer nack dem Appell oknc beugen 
vorrutragen, kamit sick nickt etwa Leute aus 8ckeu vor Ker ^llgcmeinkeit von 6er 
Melkung abkalten licken. Ls meldeten sick in keinen Lataillonen rusammen 28 
klnterokkiriere unk ^lannsckakten. 8ie sckieken am näcksten "Lage unter Oewäk- 
rung aller vertraglick rustckenkcn Oekükrnisse aus, okne Ka6 ilinen ein Vorwurk 
gemackt wurke. Ls wurke nack keinerlei kicktung Kin 2wang ausgeükt. lVlekrcrc 
ankere mekrkeitssoriakstisck kenkcnke lVlannsckaktcn, clie nickt urn Lntlassung 
Asketen kalten, wurken von clen Lompagnie-Lükrern nock kckragt, ok sie kenn 
kleiden sollten. Da sie kräkten, wurken sie in Ker Gruppe gelassen.
Lin Lruck Ker eikkck kesckworencn Verkassung Karn keinem Okkiricr oker Nann 
in Ken 8inn. OK kie Legierung Kapp kie Verkassung gekrocken, lick sick nack Ken 
kürktigen l^ackrickten nickt keurtcilen; kenn eine Xunkgekung Lapp's versi
ckerte, kie Verkassung werke nickt angetastet?. Ltwaiges ^ussckeikcn konnte 
köckstens aus persönlickem Lmpkinken keraus erkolgen. Lür kie Okkiriere aker 
kurkte persönlickes Lmpkinken nickt mitspreckcn, wenn nickt kie Ocscklossenkcit 
Ker l'ruppc in Lrage gestellt werken sollte. 8ie kalten lekiglick pklicktgemad ru 
gekorcken, solange iknen nickt gesctrwikrigc Lekekle erteilt wurken. Oaru kam es 
nickt, rumal kie ökkentkeke Luke unk Orknung gewakrt klick unk kie Gruppe 
nirgcnks einrugreiken Katte.
Ls ist also unwakr, Ka6 auk irgenk jemanken ein ^wang ausgeükt worken ist, sick 
Ker Lapp-Legierung anruscklieken, unwakr, Ka6 irgenkwo kektige Oegcnwekr 
stattgekunken Kat. Lkensowcnig tritt irgenk ein Okkirier seit Kem Lapp-Lutsck 
sckärker auk als vorker. Vor wie nack wirk kie Oisriplinarstrakgewalt lekiglick Ken 
Vorsckrikten entspreckenk gekankkakt.

ger. 8cklentker
IVkajor unk Legimentskükrer

Kes Lw. I.kl.101.

2 VZI. äie „kiunäßebung" Xapps vom 13. klärr 1920 bei Krammer 8. 16.

90.

Lckckl «les Loninüssariseken Okcks «Icr Heeresleitung, Ocnerslmsjor 
v. 8eeelit, üker Leu politiseken IVsekriektenüienst Ler keiekswekr.

17. IVIai 1920. verlin. >!r. 1122.5.20. 1^.1.III. - k» 8/v.9O8. Vervielk. äkselirikt.

1. Oemäk Ker ,,Vorsckrikt kür Ken V^akkengekrauck Kes ^lilitars unk seine 
kkitwirkung rur klnterkrückung innerer klnruken"*, ^ksckn. II. 2. 2 sink kie 
KVuppenkekeklskaker verpklicktet, keim Lintritt von Verkältnissen unk Vorgän
gen, ,,wclcke kie ökkentkeke kuke kckrokcnke Vuktritte vorausseken lassen", 
,,ken Oang Ker Ereignisse ru keokackten unk kie nötigen Vorkereitungen ru

I Vßl. I^Ir. 88 änm. I. 
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Entlassungswünsche dem Kompagnie-Führer nach dem Appell ohne Zeugen 
vorzutragen, damit sich nicht etwa Leute aus Scheu vor der Allgemeinheit von der 
Meldung abhalten ließen. Es meldeten sich in beiden Bataillonen zusammen 28 
Unteroffiziere und Mannschaften. Sie schieden am nächsten Tage unter Gewäh
rung aller vertraglich zustehenden Gebührnisse aus, ohne daß ihnen ein Vorwurf 
gemacht wurde. Es wurde nach keinerlei Richtung hin Zwang ausgeübt. Mehrere 
andere mehrheitssozialistisch denkende Mannschaften, die nicht um Entlassung 
gebeten hatten, wurden von den Kompagnie-Führern noch befragt, ob sie denn 
bleiben wollten. Da sie bejahten, wurden sie in der Truppe gelassen. 

Ein Bruch der eidlich beschworenen Verfassung kam keinem Offizier oder Mann 
in den Sinn. Ob die Regierung Kapp die Verfassung gebrochen, ließ sich nach den 
dürftigen Nachrichten nicht beurteilen; denn eine Kundgebung Kapp's versi
cherte, die Verfassung werde nicht angetastet2• Etwaiges Ausscheiden konnte 
höchstens aus persönlichem Empfinden heraus erfolgen. Für die Offiziere aber 
durfte persönliches Empfinden nicht mitsprechen, wenn nicht die Geschlossenheit 
der Truppe in Frage gestellt werden sollte. Sie hatten lediglich pflichtgemäß zu 
gehorchen, solange ihnen nicht gesetzwidrige Befehle erteilt wurden. Dazu kam es 
nicht, zumal die öffentliche Ruhe und Ordnung gewahrt blieb und die Truppe 
nirgends einzugreifen hatte. 

Es ist also unwahr, daß auf irgend jemanden ein Zwang ausgeübt worden ist, sich 
der Kapp-Regierung anzuschließen, unwahr, daß irgendwo heftige Gegenwehr 
stattgefunden hat. Ebensowenig tritt irgend ein Offizier seit dem Kapp-Putsch 
schärfer auf als vorher. Vor wie nach wird die Disziplinarstrafgewalt lediglich den 
Vorschriften entsprechend gehandhabt. 

gez. SchIenther 
Major und Regimentsführer 

des Rw. I.R.101. 

2 Vgl. die "Kundgebung" Kapps vom 13. März 1920 bei Brammer S. 16. 

90. 

Befehl des kommissarischen Chefs der Heeresleitung, Generalmajor 
v. Seeckt, über den politischen Nachrichtendienst der Reichswehr. 

17.lUai 1920. Berlin. Nr. 1122.5.20. T.l.III. - BA·lUA. RH 8/v.908. Vervielf. Abschrift. 

1. Gemäß der "Vorschrift für den Waffengebrauch des Militärs und seine 
Mitwirkung zur Unterdrückung innerer Unruhen"l, Abschn. 11. Z. 2 sind die 
Truppenbefehlshaber verpflichtet, beim Eintritt von Verhältnissen und Vorgän
gen, "welche die öffentliche Ruhe bedrohende Auftritte voraussehen lassen", 
"den Gang der Ereignisse zu beobachten und die nötigen Vorbereitungen zu 

1 Vgl. Nr. 88 Anm. 1. 
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90. 17.5.1920 Xspitel II

treten". Kei 6er Mrigem bags ist diese keobaebtung ständig ru betreiben. Ibre 
^ukgaben sinci: Sebutr cies Heeres gegen mibtariscbe Öberrasebungen ciureb 
innere Oeinde, vorbereitende ^uklclärung irn kinrebnii bei beabsicbtigten Onter- 
nebmungen, Verkolgung der Omsturragitation in der Krupps?.
^Vuk bsinen kali dark aber der mibtarisebe innere lVacbriebtendienst ru einer 
pobtiseben ketstigung mibtäriseber Stellen kübren.
2. Oie Oauptträger des inneren iVaebriebtendienstes sind die Vebrlcreisbomman- 
dos. Sie regeln die ^uskübrung in ibrein kereieb. Oie keiebswebrgruppenlcom- 
mandos baben das keiebswebrministerium dureb ^Veitergabe ausgewerteter 
biaebriebten init dem wichtigsten Keweismaterial dauernd unterriebtet ru ballen. 
Oie IVaebricbtenübermittlung erkolgt dureb die Kommandobebörden auk dein 
Dienstwege; besonders wiebtige und eilige Meldungen sind unter Meldung an die 
Vorgesetzte Stelle aueb dein keicbswebrministerium unmittelbar ru erstatten.
3. Berichte, die der MeiterZabe von Nachrichten an Untergebene und nebengeord- 
nete Stellen dienen, lVaebriebtenblatter pp. baben sieb auk sacbliebe Oarstellung 
militäriseb wiebtiger IVacbriebten ru bescbränlcen (Vergl. Lbek der Deeresleitung 
2275.4.20. 1" I III vom 26. 4. 20^). Oie keurlellung der politiscben Kago, ^Vünsebe 
und Anträge sind den kingaben an die vorgesetzte Stelle vorbebalten; besonders 
wird auk die kagenbericbte an das keiebswebrministerium rum 10. ^eden Monats 
bingewiesen. Oerartige Kingaben dürken erst dann an andere k^teMen als die 
unmittelbar Vorgesetzte belcanntgegeben werden, wenn der Herr keicbswebrmini- 
ster ibren Inbalt gebilligt bat, damit der dienstbeben Verbreitung widerspreeben- 
der ^ukkassungen vorgebeugt wird. Oen keicbswebrgruppenbommandos bleibt es 
gestattet, ibre kagenberiebte ausrutauscben.
4. Oie V/ebrlcreise pp. tauseben mit den ibnen in ibrem Oeltungsbereieb 
entspreebenden Avbbebörden IVaebricbten aus. (Vergl. Vorsebrikt kür den Vak- 
kengebraueb pp. II.2.)
5. Oie nötigen Mittel sind von den keiebswebrgruppenlcommandos bei ^bt. 
anrukorclern.
^bw.Or? sebeidet aus der kearbeitung des inneren lVaebricbtendienstes aus. Oie 
etatsmäkigen ^bwebrokkiriere (ie drei aus dem Lereieb der keiebswebrgruppen- 
bommandos I und 2) werden dem 'kruppenamt unmittelbar unterstellt und erbalten 
kür ibre weiteren .^ukgaben besondere Weisung.

ger. von Seecht.

2 2ur trüberen Araxis cles militäriselien I^Lclirielitendienstes ü6er innenpolitische VorZänZe s. Land 
II I^lr. 4-4, 46, 59, I^r. 63, 76, 134, 173 ci.ö.; Lu <Ien ^us^virlcunAen dieses
Lekelils s. I^r. 95 und 103.

3 Igelit ermittelt.
4 Oie ^nAsde ist in der Vorl. dureli OoeliunZ verstört.
5 ^Knelir-Oruppe.
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treffen". Bei der jetzigen Lage ist diese Beobachtung ständig zu betreiben. Ihre 
Aufgaben sind: Schutz des Heeres gegen militärische Überraschungen durch 
innere Feinde, vorbereitende Aufklärung im Einzelfall bei beabsichtigten Unter
nehmungen, Verfolgung der Umsturz agitation in der Truppe2• 

Auf keinen Fall darf aber der militärische innere Nachrichtendienst zu einer 
politischen Betätigung militärischer Stellen führen. 

2. Die Hauptträger des inneren Nachrichtendienstes sind die Wehrkreiskomman
dos. Sie regeln die Ausführung in ihrem Bereich. Die Reichswehrgruppenkom
mandos haben das Reichswehrministerium durch Weitergabe ausgewerteter 
Nachrichten mit dem wichtigsten Beweismaterial dauernd unterrichtet zu halten. 
Die Nachrichtenübermittlung erfolgt durch die Kommandobehörden auf dem 
Dienstwege; besonders wichtige und eilige Meldungen sind unter Meldung an die 
vorgesetzte Stelle auch dem Reichswehrministerium unmittelbar zu erstatten. 

3. Berichte, die der Weitergabe von Nachrichten an Untergebene und nebengeord
nete Stellen dienen, Nachrichtenblätter pp. haben sich auf sachliche Darstellung 
militärisch wichtiger Nachrichten zu beschränken (Vergl. Chef der Heeresleitung 
2275.4.20. T 1 III vom 26. 4. 20.3). Die Beurteilung der politischen Lage, Wünsche 
und Anträge sind den Eingaben an die vorgesetzte Stelle vorbehalten; besonders 
wird auf die Lagenberichte an das Reichswehrministerium zum 10. jeden Monats 
hingewiesen. Derartige Eingaben dürfen erst dann an andere [Ste]llen als die 
unmittelbar vorgesetzte bekanntgegeben werden, wenn der Herr Reichswehrmini
ster ihren Inhalt gebilligt hat, damit der dienstlichen Verbreitung widersprechen
der Auffassungen vorgebeugt wird. Den Reichswehrgruppenkommandos bleibt es 
gestattet, ihre Lagenberichte auszutauschen. 

4. Die Wehrkreise pp. tauschen mit den ihnen in ihrem Geltungsbereich 
entsprechenden Zivilbehörden Nachrichten aus. (Vergl. Vorschrift für den Waf
fengebrauch pp. II.2.) 

5. Die nötigen Mittel sind von den Reichswehrgruppenkommandos bei Abt. [ ... ]4 
anzufordern. 

Abw.Gr.5 scheidet aus der Bearbeitung des inneren Nachrichtendienstes aus. Die 
etatsmäßigen Abwehroffiziere (je drei aus dem Bereich der Reichswehrgruppen
kommandos 1 und 2) werden dem Truppenamt unmittelbar unterstellt und erhalten 
für ihre weiteren Aufgaben besondere Weisung. 

gez. von Seeckt. 

2 Zur früheren Praxis des militärischen Nachrichtendienstes über innenpolitische Vorgänge s. Band 
II Nr.44, Nr. 46, Nr. 59, Nr. 63, Nr. 76, Nr. 134, Nr. 173 u.ö.; zu den Auswirkungen dieses 
Befehls s. Nr. 95 und Nr. 103. 

3 Nicht ermittelt. 

4 Die Angabe ist in der Vor!. durch Lochung zerstört. 

5 Abwehr-Gruppe. 
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91.

öerieDt Der Oruppe Usus über clie Del iDrer VerwenDmiK in» HuDrgediet 
gemseklen DrksDrKinKen DinsieDlIieD «1er Haltung cler Gruppe unD cler 

XrisnmmensrDeit mil civilen öekörDeir .

18. Ülsi 1920. Ovrtrnuncl. i^ker-selirikt: k^olitisek« KrkslirnnKen. - H8t^ KluttAurt. Nl 306, 
8cl. 11. Verviell. keinselirilt.

Das Onternekmsn im In6ustriegekiet Kat ru lang gs6auert. klacküem clie eigentk- 
cken Operationen nörülick 6er Dukr beendet waren, 6urkte clie Gruppe nickt 
wockenlang mekr ocler weniger untätig im Inüustriegekiet gelassen werden. 
Dekam man von 6er Degierung keine klare Antwort, ok sü6kck 6er Dukr 
aukgeräumt wer6en soUte^ o6er nickt, 6ann müllten clie Dauptteile 6er Deickswekr 
clas Dukrgskiet räumen. Derartige Dnternekmungen in ein uncl 6emsslken Oekiet 
sollten allerköckstens vier Vocken 6auern; kommt es wie kier rum 8tillstan6, 
6ann sin6 6ie Oekakren lür 6ie ^ersetrung 6er Gruppe ru groll. Der 8ol6at will 
Dr/okK seken, sonst verliert er 6as Zutrauen rur Dükrung. Die Oekakren, 6ie 6ieser 
unvsrstän6Iick lange ^ukentkalt im Dukrgekiet kür 6en 8estan6 6er Deickswekr 
mit sick kringt, sin6 ernster, als man letrt viekeickt annimmt. ^Venn auck 6er 
Drorentsatr 6erienigen Deickswekrangekörigen, 6ie 6er spartakistiscken Agitation 
erlegen sin6, wakrsekeinlick gering ist, so wirkt clie Untätigkeit 6ock in kokem 
Vlalle rersetren6. Die Nöglickkeit, 6ie Gruppe mit Dienst, 8port un6 8pisl ru 
kesckäktigen, ist eken nur auk einige 8tun6en 6es lages kesckränkt. Dis ükrige 
2eit ist 6er IVlann entwe6er in seinem (Quartier (meist ^lassenczuartier) o6er er gikt 
sein OeI6 in 6er teuren Orollstaclt aus, worn ikn 6ie okt reckt 6ürktige ^Ken6portion 
käukig rwingt. Dr kommt viel mit ^rkeitern rusammen un6 kört von 6iesen, wieviel 
in 6er ln6ustrie ver6ient wir6. Die Dolge ist eine kegreiDicke Onrukrieüenkeit mit 
6em eigenen 8c:kicksak Versekie6entlick wur6e auck sckon geäullert, 6all 
Nannsckakten gleick nack ikrer Düekkekr in clie Heimat Kei 6er Dolireiwekr 
eintreten wollen, ,,6ie rieke man wenigstens nickt wockenlang unnötig in krem6en 
Dän6ern Kerum". Ds clark auck nickt ükerseken wer6en, clall 6er Dlassenunter- 
sckie6 kier viel sckärker in clie Drsckeinung tritt wie Kei uns. Der Deicke kann kier 
alles kauken, clie Oesckäkte stellen Dekensmittel in üksrmälliger Dülle rum kreien 
Verkauk aus. Der Okkirier woknt un6 verkekrt ganr naturgemäll Kei 6em 
,Kapitalisten". ^Vo also in 6er Oarnison 6er Dompagnie- usw. Dükrer clen 
Dlassenuntersckieü 6urck ver8tän6ni8volle ^Vrkeit notclürktig ükerkrückt Kat, 6a 
destekt keute 6ie Oekakr, 6all seine Ontergekenen nack 6em langen Vukentkalt im 
In6ustri6gekiet innerlick wie6er von ikm akrücken.
In 6ie8er langen Vartereit wirkt es natürlick ganr kesonciers ungünstig, wenn 
Operationskekekle käukig wiüerruken wer6en müssen, wie 6as in 6er letrten ^eit 
inkolge 6er Dinüüsse von Derlin käst rur Degel gewor6en ist. Nan untergräkt 
6a6urck planmällig 6as Vertrauen cles Ontergekenen ru seinem Dükrer. Din

1 Dieser üericlit stellt llie /^niu^e 2 ru ller NelllunZ ller Oruppe Haus Is ^ir. 1876 op.moll. vom 18. ^lui 
1920 llsr, mit ller insgesamt künk ,,Lrkullrunßsk>eric!ile" üller llie versekisllenen lütißlceitsllereiclle 
ller Oruppe rvüllrenll illrer VervvenllunA im llullrßelliet un eine Hellie von Xammunllollellörllen unll 
Truppenteilen versunllt rvurllen.
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Bericht der Gruppe Haas über die bei ihrer Verwendung im Ruhrgebiet 
gemachten Erfahrungen hinsichtlich der Haltung der Truppe und der 

Zusammenarbeit mit zivilen Behörden l • 

18. Mai 1920. Dortmund. Überschrift: Politische Erfahrungen. - HStA Stuttgart. M 366, 
Bd. 11. Vervielf. Reinschrift. 

Das Unternehmen im Industriegebiet hat zu lang gedauert. Nachdem die eigentli
chen Operationen nördlich der Ruhr beendet waren, durfte die Truppe nicht 
wochenlang mehr oder weniger untätig im Industriegebiet gelassen werden. 
Bekam man von der Regierung keine klare Antwort, ob südlich der Ruhr 
aufgeräumt werden soll[te] oder nicht, dann mußten die Hauptteile der Reichswehr 
das Ruhrgebiet räumen. Derartige Unternehmungen in ein und demselben Gebiet 
sollten allerhöchstens vier Wochen dauern; kommt es wie hier zum Stillstand, 
dann sind die Gefahren für die Zersetzung der Truppe zu groß. Der Soldat will 
Erfolg sehen, sonst verliert er das Zutrauen zur Führung. Die Gefahren, die dieser 
unverständlich lange Aufenthalt im Ruhrgebiet für den Bestand der Reichswehr 
mit sich bringt, sind ernster, als man jetzt vielleicht annimmt. Wenn auch der 
Prozentsatz derjenigen Reichswehrangehörigen, die der spartakistischen Agitation 
erlegen sind, wahrscheinlich gering ist, so wirkt die Untätigkeit doch in hohem 
Maße zersetzend. Die Möglichkeit, die Truppe mit Dienst, Sport und Spiel zu 
beschäftigen, ist eben nur auf einige Stunden des Tages beschränkt. Die übrige 
Zeit ist der Mann entweder in seinem Quartier (meist Massenquartier) oder er gibt 
sein Geld in der teuren Großstadt aus, wozu ihn die oft recht dürftige Abendportion 
häufig zwingt. Er kommt viel mit Arbeitern zusammen und hört von diesen, wie viel 
in der Industrie verdient wird. Die Folge ist eine begreifliche Unzufriedenheit mit 
dem eigenen Schicksal. Verschiedentlich wurde auch schon geäußert, daß 
Mannschaften gleich nach ihrer Rückkehr in die Heimat bei der Polizeiwehr 
eintreten wollen, "die ziehe man wenigstens nicht wochenlang unnötig in fremden 
Ländern herum". Es darf auch nicht übersehen werden, daß der Klassenunter
schied hier viel schärfer in die Erscheinung tritt wie bei uns. Der Reiche kann hier 
alles kaufen, die Geschäfte stellen Lebensmittel in übermäßiger Fülle zum freien 
Verkauf aus. Der Offizier wohnt und verkehrt ganz naturgemäß bei dem 
"Kapitalisten". Wo also in der Garnison der Kompagnie- usw. Führer den 
Klassenunterschied durch verständnisvolle Arbeit notdürftig überbrückt hat, da 
besteht heute die Gefahr, daß seine Untergebenen nach dem langen Aufenthalt im 
Industriegebiet innerlich wieder von ihm abrücken. 

In dieser langen Wartezeit wirkt es natürlich ganz besonders ungünstig, wenn 
Operationsbefehle häufig widerrufen werden müssen, wie das in der letzten Zeit 
infolge der Einflüsse von Berlin fast zur Regel geworden ist. Man untergräbt 
dadurch planmäßig das Vertrauen des Untergebenen zu seinem Führer. Ein 

Dieser Bericht stellt die Anlage 2 zu der Meldung der Gruppe Haas Ia Nr. 1876 op.mob. vom 18. Mai 
1920 dar, mit der insgesamt fünf "Erfahrungsberichte" über die verschiedenen Tätigkeitsbereiche 
der Gruppe während ihrer Verwendung im Ruhrgebiet an eine Reihe von Kommandobehörden und 
Truppenteilen versandt wurden. 
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Uarsobbokebl kür den nächsten lag dringt eben sebneU dureb und muk aueb 
8ebneU durobdringen, wird er dünn rückgängig gemacbt, so sobimpkt die l'ruppe 
und das mit kocbO.
Ober die sobädliobon kinklllsso, die dureb die Kingrikko des 7?erc/rsLommrssarrats in 
militärisobo Dinge ausgoübO worden sind, ist sebon viel beriebtet und gesproeben 
worden. ^Venn obne ^utun und Einverständnis des Inbabers der vobriebenden 
Oewalt ein „kielekelder ^.bkommen"^ und ein „Köter Frieden von lVlünster"^ 
Zustande kommen konnten, so bedark es keines weiteren Keweises inebr, dak 
solebe blebenregierungen sebädbeb wirken müssen. Obne diese pobtiseben 
Kinklüsse und -^bmaebungen, die auk beiden Zeiten nur Ilnklarbeit der keebtsbe- 
grikke bervorgeruken baben, wäre die ganre Aktion viel sebneller durebgekübrt 
worden und insokern aueb unblutiger und weniger grausam verlauten, als die 
Zpartakisten weniger ^eit gebabt bätten, in solebem Ilmkange ru rauben, ru 
plündern und ru morden, wie das tatsäeblieb gescbeben ist. Die keiebswebr bätte 
viele lag« trüber im eigentbeben Industriegebiet srsobeinen können, und es ist 
von einer keibe pobtiseber kersönbebkeiten, aueb aus soriabstiseben Kreisen, 
geäukert worden, dak diese Verkandlungstaktik mit den ^ukrübrern kür jeder
mann unverständbeb sei. Kin seblagender Keweis, wobin das kielekelder Abkom
men sebbeLlleb kübren konnte, ist der Umstand, dak die aus ^.ngst vor der 
keiebswebr in den Lrüekenkopk kokn übergetretenen ^ukrübrer naeb wenigen 
lagen in besonderen lransporten wieder rurüekkebrten und Ausweise mitbraeb- 
ten, dak sie auk Orund des kielekelder Abkommens strakkrei seien, ^enn aueb 
jeder Kinreine untersuobt und vernommen wurde, so verstand die lruppe doeb 
niebt, dak man aus ibren entkommenen Keinden binter ibrem küeken planmäßig 
die rote ^rmee wieder aukkübte.

2 Über 6ie 8elastung 6er l'ruppe bei 6er Vernen6ung irn kukrgebiet meI6ete 6er Kommandeur des 
II. 8ataiUons 6es 8ckütren-kegiments 42, visier 8uitk, unter Nr. 1966 am 28. Nui 1920 (8k8t^ IV. 
Inkanleriekükrer 21, 86. 1. ^kr. I. Verviell. ^uskertigung):
,,9.) Ha/kunK und Lrimmung der ManriLe/ia/e Oie kultung 6er I^lunnsckult nur vom ersten lug eine 
ganr vorrüglicke. 8s lrerrsciite eine valerländiscke 8egeisterung, 6ie an das lukr 1914 erinnerte. 
Oie beute nuren von 6er Öberreugung durckdrungen, daü sie gegen vaterlandslose Verräter ru 
beide rieben müllten, gegen 6ie mit aller 8ckärke Kutte vorgegangen werden sollen. 8is verstanden 
es dann nutürllek niebt, daü man, anstatt ru marscbieren, tagelang in 6en (Quartieren kerumlag unll 
vor geller vom 8eind beselrlen gröberen 8tu6k gellissentliek steken kliek. ^Is 6ann noek 6ie 
/^nnürke ungeblicker Oreuel un6 Oisripbnlosigkeiten 6aru kamen unll 6ie begierung niekt nur 
keine IVorte 6er 8ecktkertigung Ian6, son6ern im Oegenteil runäckst in 6us gleicke Korn blies, 6a 
war es nur eine selbstverständlicks 8olge 6es in 6er l'ruppe berrscken6en 6urckaus gesun6en 
(leistes, nenn sie sieb kiegegen vernakrte. ^ur Obre meiner beute muü ick aber sagen, 6uü sie siek 
ru keiner unso!6atiscken o6er gar politiscken ^luünakme kinreillen bellen, sick vielmekr auck 6unn 
grun6sütrlick an ikre bükrer nen6eten un6 es iknen ükerbellen, sick kür sie einrusetren. 8s liegt 
über auk 6er Kan6, 6aü 6erartige Vorgänge 6urckuus unekreulick sin6 un6 6en inneren 8estun6 
auck 6er besten l'ruppe sekbeÜbck gekükr6en können, .-^uck von diesem (lesicktspunkt aus mull als 
eine 6er nesentllcksten 8rkakrungen auk 6as 6ringen6ste 6avor genarnt ner6en, 6ie l'ruppe in 
künktigen 8LIIen nickt nie6er vor 6erurtige 8elastungsproben ru stellen un6 ikr in 6er ^eise in 6en 
/^rm ru kallen, nie es näkren6 6er ganren Onlernekmung im bukrgebiet immer nie6er gesckuk."

3 2u 6en mibtäriscken Kompetenren 6es keickskommissars 8evering 8. Nr. 53 ^nm. 1.
4 Vgl. Nr. 39 ^nm. 2.
5 Vgl. Nr. 66 ^nm. 7.
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Marschbefehl für den nächsten Tag dringt eben schnell durch und muß auch 
schnell durchdringen, wird er dann rückgängig gemacht, so schimpft die Truppe 
und das mit Recht2

• 

Über die schädlichen Einflüsse, die durch die Eingriffe des Reichskommissariats in 
militärische Dinge ausgeübt3 worden sind, ist schon viel berichtet und gesprochen 
worden. Wenn ohne Zutun und Einverständnis des Inhabers der vollziehenden 
Gewalt ein "Bielefelder Abkommen"4 und ein "Roter Frieden von Münster"S 
zustande kommen konnten, so bedarf es keines weiteren Beweises mehr, daß 
solche Nebenregierungen schädlich wirken müssen. Ohne diese politischen 
Einflüsse und Abmachungen, die auf beiden Seiten nur Unklarheit der Rechtsbe
griffe hervorgerufen haben, wäre die ganze Aktion viel schneller durchgeführt 
worden und insofern auch unblutiger und weniger grausam verlaufen, als die 
Spartakisten weniger Zeit gehabt hätten, in solchem Umfange zu rauben, zu 
plündern und zu morden, wie das tatsächlich geschehen ist. Die Reichswehr hätte 
viele Tage früher im eigentlichen Industriegebiet erscheinen können, und es ist 
von einer Reihe politischer Persönlichkeiten, auch aus sozialistischen Kreisen, 
geäußert worden, daß diese Verhandlungstaktik mit den Aufrührern für jeder
mann unverständlich sei. Ein schlagender Beweis, wohin das Bielefelder Abkom
men schließlich führen konnte, ist der Umstand, daß die aus Angst vor der 
Reichswehr in den Brückenkopf Köln übergetretenen Aufrührer nach wenigen 
Tagen in besonderen Transporten wieder zurückkehrten und Ausweise mitbrach
ten, daß sie auf Grund des Bielefelder Abkommens straffrei seien. Wenn auch 
jeder Einzelne untersucht und vernommen wurde, so verstand die Truppe doch 
nicht, daß man aus ihren entkommenen Feinden hinter ihrem Rücken planmäßig 
die rote Armee wieder auffüllte. 

2 Über die Belastung der Truppe bei der Verwendung im Ruhrgebiet meldete der Kommandeur des 
11. Bataillons des Schützen-Regiments 42, Major Ruith, unter Nr. 1966 am 28. Mai 1920 (BHStA IV. 
Infanterieführer 21, Bd. 1. Akt. 1. VervieU. Ausfertigung): 
,,9.) Haltung und Stimmung der Mannschaft: Die Haltung der Mannschaft war vom ersten Tag eine 
ganz vorzügliche. Es herrschte eine vaterländische Begeisterung, die an das Jahr 1914 erinnerte. 
Die Leute waren von der Überzeugung durchdrungen, daß sie gegen vaterlandslose Verräter zu 
Felde ziehen mußten, gegen die mit aller Schärfe hätte vorgegangen werden sollen. Sie verstanden 
es dann natürlich nicht, daß man, anstalt zu marschieren, tagelang in den Quartieren herumlag und 
vor jeder vom Feind besetzten größeren Stadt geflissentlich stehen blieb. Als dann noch die 
Anwürfe angeblicher Greuel und Disziplinlosigkeiten dazu kamen und die Regierung nicht nur 
keine Worte der Rechtfertigung fand, sondern im Gegenteil zunächst in das gleiche Horn blies, da 
war es nur eine selbstverständliche Folge des in der Truppe herrschenden durchaus gesunden 
Geistes, wenn sie sich hiegegen verwahrte. Zur Ehre meiner Leute muß ich aber sagen, daß sie sich 
zu keiner unsoldatischen oder gar politischen Maßnahme hinreißen ließen, sich vielmehr auch dann 
grundsätzlich an ihre Führer wendeten und es ihnen überließen, sich für sie einzusetzen. Es liegt 
aber auf der Hand, daß derartige Vorgänge durchaus unerfreulich sind und den inneren Bestand 
auch der besten Truppe schließlich gefährden können. Auch von diesem Gesichtspunkt aus muß als 
eine der wesentlichsten Erfahrungen auf das dringendste davor gewarnt werden, die Truppe in 
künftigen Fällen nicht wieder vor derartige Belastungsproben zu stellen und ihr in der Weise in den 
Arm zu fallen, wie es während der ganzen Unternehmung im Ruhrgebiet immer wieder geschah." 

3 Zu den militärischen Kompetenzen des Reichskommissars Severing s. Nr. 53 Anm. 1. 

4 Vgl. Nr. 39 Anm. 2. 

5 Vgl. Nr. 66 Anm. 7. 
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Dür je6en, 6er 6ie Vorgänge im kubrgebiet auk geilen 6er liegierungstruppen 
mitgemaebt trat un6 2euge von 6em kortwäbren6en Hin un6 Her war, erökknen sieb 
kür 6ie ^ukunkt besorgniserregenlle Vussiebten. Dall 6ie Veror6nung 6es keiebs- 
präsiüenten vom II. 4. 20 betr. 6ie rur Vieüerberstellung 6er ökkentlieben 
8icberbeit un6 Or6nung nöligen ^lallnabmen'', naeb weleber 6ie Avilbebör6en 6ie 
vollriebenüe Oswalt bebalten sollen, rur lXieüerwerkung gröllerer Vukstan6s- un6 
Omsturrbe wegungen niebt 6ie nötige Dan6babe bieten, mull bekllrebtet wer6en. 
On6 6iese 8cbwierigkeiten, 6ie sieb 6araus ergeben, in einem Vugenblieke 
ausruprobieren, in 6em es sieb um 8ein o6er I^icbtsein ban6elt, ist ein 
gekäbrliebes Experiment. Venn man r. 8. annimmt, 6all eine Vukrubrbewegung 
sieb an 6en Orenren versobie6en6r Degierungsberirke abspielt, so 6ürkte es naeb 
6en bisberigen Drkabrungen niebt ganr einkaeb sein, 6ie an sieb scbon meist recbt 
langsam arbeiten6en ^ivilbebör6en sebnell an 6ie Veisungen eines Degierungs- 
kommissars ru bin6en.
Die pobtiseben Oingrikke un6 ^ugestänünisse 6es keiebskommissariats an 6ie 
Vertreter rallikaler kiebtungen batten rur Dolge, 6all eine grolle Kec/rksunsic/ter- 
üeir DIatr grikk, 6ie ru einer Onrabl von Hemmungen un6 Rüekkragen kübrte. I^laeb 
Vbsebakkung 6er 8tan6gericbte^, 6em einrig probaten Büttel rum 8ebutre 6er 
kämpkenllen Druppe, balk man sieb mit aulleror6entlieben Xriegsgeriebten^, 6ie 
aber 6en blaebteil batten, 6all sie 6a un6 6ort ru spät rusammentraten, weil 6ie 
bürgerlieben siebter 6er Lestellung niebt obne weiteres Dolge leisten konnten o6er 
wollten, teilweise waren 6iesen kicbtern 6ie kür ibre Tätigkeit notwenüigen 
Unterlagen aueb gar niebt bekannt.
Die VerreenünnK t>on ^§enken war im In6ustriegebiet 6ureb 6as Vebrkreiskom- 
man6o ausgereiebnet organisiert. Der Druppe wur6en aueb genügen6 Mittel kür 
6en I^laebriebtenüienst rur Verkllgung gestellt, um von sieb aus noeb reiebbeben 
Oebraueb von Ävilaukklärern ru maeben. ^Vueb 6ie Orientierung 6er Kresse 6ureb 
6as Vebrkreiskomman6o un6 6ie Oruppe war susreiebenll.
Die Drage, ob 6ie Avilbebörden vom Dinrlleken 6er Deicbswebr vorber unterrieb- 
tet wer6en sollen o6er niebt, bangt von 6er Oage ab. ^lan mull untersebei6en 
rwiseben rubigen ländlieben Lerirken un6 Industriestädten, 6ie kllbren6e Dersön- 
licbkeiten 6er ^ukstandsbewegung un6 Vakken beberbergen. Im ersten Dall 
müssen 6ie Avilbebörden r>or/rer benaebriebtigt wer6en, in ietrterem ist es 
ricbtiger, llberrasebenll mögbcbst sogar unter Absperrung 6es Objekts einrurük- 
ken, sonst kin6et man 6as I^est leer. Vber aueb bei llberrsseben6er Desetrung 
müssen 6ie "Druppenkübrer mit 6em Dinrüeken so/ort Ortsvorsteber, Dandräte 
usw. un6 Dressevertreter verständigen, sonst entsteben Verstimmungen, unter 
6enen letrten Dndes 6ie Druppe ru lei6en bat.
D"ür die Dintu-a/fnunK ist es niebt geglüekt, einen einbeitlicben 8tan6punkt 
kestrulegen. Die Oruppe vertritt 6ie Vnsicbt, 6all alle Vakken, also aueb 6ie aul 
6em platten Dande, abgegeben un6 r-ernic/rtet wer6en müssen. Vom Vebrkreis-

6 8681. 8. 479k., rur Kritik äes äsäurcb eingeleiteten Verksbrens s. sucb I^kr. 78.
7 Vßl. blr. 66 ^nm. 8.
8 Vßl. (iss Protokoll über Oie 8espreclmnß beim keiebsprssiüenten sm 18. ^Isi 1920 über <be 

suüeroräentlicben krieZsZericbte. Kabinett Müller I I>Ir. 103.
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Für jeden, der die Vorgänge im Ruhrgebiet auf seiten der Regierungstruppen 
mitgemacht hat und Zeuge von dem fortwährenden Hin und Her war, eröffnen sich 
für die Zukunft besorgniserregende Aussichten. Daß die Verordnung des Reichs
präsidenten vom 11. 4. 20 betr. die zur Wiederherstellung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung nötigen Maßnahmen6

, nach welcher die Zivil behörden die 
vollziehende Gewalt behalten sollen, zur Niederwerfung größerer Aufstands- und 
Umsturzbewegungen nicht die nötige Handhabe bieten, muß befürchtet werden. 
Und diese Schwierigkeiten, die sich daraus ergeben, in einem Augenblicke 
auszuprobieren, in dem es sich um Sein oder Nichtsein handelt, ist ein 
gefährliches Experiment. Wenn man z. B. annimmt, daß eine Aufruhrbewegung 
sich an den Grenzen verschiedener Regierungsbezirke abspielt, so dürfte es nach 
den bisherigen Erfahrungen nicht ganz einfach sein, die an sich schon meist recht 
langsam arbeitenden Zivilbehörden schnell an die Weisungen eines Regierungs
kommissars zu binden. 

Die politischen Eingriffe und Zugeständnisse des Reichskommissariats an die 
Vertreter radikaler Richtungen hatten zur Folge, daß eine große Rechtsunsicher
heit Platz griff, die zu einer Unzahl von Hemmungen und Rückfragen führte. Nach 
Abschaffung der Standgerichte7

, dem einzig probaten Mittel zum Schutze der 
kämpfenden Truppe, half man sich mit außerordentlichen Kriegsgerichten8, die 
aber den Nachteil hatten, daß sie da und dort zu spät zusammentraten, weil die 
bürgerlichen Richter der Bestellung nicht ohne weiteres Folge leisten konnten oder 
wollten. Teilweise waren diesen Richtern die für ihre Tätigkeit notwendigen 
Unterlagen auch gar nicht bekannt. 

Die Verwendung von Agenten war im Industriegebiet durch das Wehrkreiskom
mando ausgezeichnet organisiert. Der Truppe wurden auch genügend Mittel für 
den Nachrichtendienst zur Verfügung gestellt, um von sich aus noch reichlichen 
Gebrauch von Zivilaufklärern zu machen. Auch die Orientierung der Presse durch 
das Wehrkreiskommando und die Gruppe war ausreichend. 

Die Frage, ob die Zivilbehörden vom Einrücken der Reichswehr vorher unterrich
tet werden sollen oder nicht, hängt von der Lage ab. Man muß unterscheiden 
zwischen ruhigen ländlichen Bezirken und Industriestädten, die führende Persön
lichkeiten der Aufstandsbewegung und Waffen beherbergen. Im ersten Fall 
müssen die Zivilbehörden vorher benachrichtigt werden, in letzterem ist es 
richtiger, überraschend möglichst sogar unter Absperrung des Objekts einzurük
ken, sonst findet man das Nest leer. Aber auch bei überraschender Besetzung 
müssen die Truppenführer mit dem Einrücken sofort Ortsvorsteher, Landräte 
usw. und Pressevertreter verständigen, sonst entstehen Verstimmungen, unter 
denen letzten Endes die Truppe zu leiden hat. 

Für die Entwaffnung ist es nicht geglückt, einen einheitlichen Standpunkt 
festzulegen. Die Gruppe vertritt die Ansicht, daß alle Waffen, also auch die auf 
dem platten Lande, abgegeben und vernichtet werden müssen. Vom Wehrkreis-

6 RGBI. S. 479f., zur Kritik des dadurch eingeleiteten Verfahrens s. auch Nr. 78. 

7 Vgl. Nr. 66 Anm. 8. 

8 Vgl. das Protokoll über die Besprechung beim Reichspräsidenten am 18. Mai 1920 über die 
außerordentlichen Kriegsgerichte. Kabinett Müller I Nr. 103. 
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Kommando VI und vom Okerpräsidenten aus wurde vorgescklagen, ciem platten 
Dande V7allen rur 8elkstverteidigung ru kelassen. Ls ist sekr wakrsckeinkck, dak 
durck diese sick widerspreckenden ^.nsckauungen, die Kisker durck keine 
unzweideutige Verlllgung geklärt worden sind, eine groüe ^nrakl von 8cku6wal- 
ken nickt rur -^klielerung gelangt ist.

92.

öericbt «les keiekswekrininisters 6e6Ier üben die uuk Orund von Vor- 
würken des kepublilisniscken kübrenbnndes gegen keiekswekrungekö- 

rige Angestellten Krinittlungen.

20. Mai 1920. Serlin. »k. I>r. 1359. 5. 20. ll.III. - 8^-IVI-V. «IVI 20/13. IVIsseli. Durek- 
sekrikt init erAsnrtein Dnterseliriktsverinerlr.

Oer kepuklikaniscke kükrerkund Kal seit dem Närr sekr raklreieke Lesckwerden 
üker Lenackteiligung seiner ^ngekörigen und ^nsckuldigungen gegen angeblick 
reaktionäre Olliriere gericktet. 8oweit die Ontersuckung der OäUe akgescklossen 
ist, Kat sie in ikrer groüen Nekrrakl ergeken, da6 Deute, die wegen sckwerer 
Verletzung der Disriplin oder wegen gewöknkeker Vergelten gemakregelt worden 
sind, ikre Vorgesetzten politisck verdäektigt Kaken, um siek durek Vermittlung 
des K.K.8. ikrer 8trale ru entrieken, und da6 andererseits der K.K.8. viellaok 
durek ^ulketrung der Ontergekenen gegen ikre Vorgesetrten die 8ekuld an 
soleken Disripknwidrigkeiten tragt.
folgende keispiele können dies erläutern:
1. Der K.K.8. kesekuldigt Okerstleutnant v. Oadeln, Kommandant von Dökeritr, 
in den Outsektagen seine Deute gerwungen ru Kaken, Material lür die 2. Marine- 
krigade ausrugeken, und rugelassen ru Kaken, dak Oekangene in seiner Oegen- 
wart mikkandelt wurden.
kestgestellt ist, dall Okerstleutnant v. lladeln ükerkaupt kein Material Kat 
ausgeken lassen und da6 Kei der Entlassung der Oelangenen diese den iknen von 
Okerstleutnant v. Oadeln gegen Versucke von MilZkandlung gewäkrten 8ckutr 
und die gute kekandlung protokollarisek anerkannt Kaken.
2. kesckwerde des K.K.L., die Oelreiten Mitting, kukmann und die Keiler 
8ckröder, Dange, Me^er vom keiler-kegiment 4 seien wegen ^ugekörigkeit rum 
K.K.8. und kesuek einer seiner Versammlungen entlassen worden; er lordert 
-Vksetrung des 8ckwadron-kükrers, Kittmeister klewiger.
Drgeknis: Eitting, kukmann und 8ekröder sind entlassen, da sie lür Vksetrung 
des 8ckwadron-0kels in der l'ruppe agitierten und eine dakingekende Versamm
lung kesuckt Kaken, sitting außerdem wegen wiederkolter Irunkenkeit und 
„Verlierens" seiner sämtlicken Bakken und Ausrüstung; Dange und Me^er wegen 
sekweren Dinkrucks. Die Vertrauensleute waren einverstanden.
3. K.K.ID kesckwerte sick, Oelreiter Oleu vom kionier-kataillon 2 sei entlassen, da 
er eine „Versammlung des KHK" kesuckt Kat.
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kommando VI und vom Oberpräsidenten aus wurde vorgeschlagen, dem platten 
Lande Waffen zur Selbstverteidigung zu belassen. Es ist sehr wahrscheinlich, daß 
durch diese sich widersprechenden Anschauungen, die bisher durch keine 
unzweideutige Verfügung geklärt worden sind, eine große Anzahl von Schußwaf
fen nicht zur Ablieferung gelangt ist. 

92. 

Bericht des Reichswehrministers GeßIer über die auf Grund von Vor
würfen des Republikanischen Führerbundes gegen Reichswehrangehö

rige angestellten Ermittlungen. 

20. Mai 1920. Berlin. H.L. Nr. 1359. 5.20. Tl.III. - BA-l\'IA. RM 20/13. Masch. Durch
schrift mit ergänztem Unterschriftsvermerk. 

Der Republikanische Führerbund hat seit dem März sehr zahlreiche Beschwerden 
über Benachteiligung seiner Angehörigen und Anschuldigungen gegen angeblich 
reaktionäre Offiziere gerichtet. Soweit die Untersuchung der Fälle abgeschlossen 
ist, hat sie in ihrer großen Mehrzahl ergeben, daß Leute, die wegen schwerer 
Verletzung der Disziplin oder wegen gewöhnlicher Vergehen gemaßregelt worden 
sind, ihre Vorgesetzten politisch verdächtigt haben, um sich durch Vermittlung 
des R.F.B. ihrer Strafe zu entziehen, und daß andererseits der R.F.B. vielfach 
durch Aufhetzung der Untergebenen gegen ihre Vorgesetzten die Schuld an 
solchen Disziplinwidrigkeiten trägt. 

Folgende Beispiele können dies erläutern: 

1. Der R.F.B. beschuldigt Oberstleutnant v. Hadeln, Kommandant von Döberitz, 
in den Putschtagen seine Leute gezwungen zu haben, Material für die 2. Marine
Brigade auszugeben, und zugelassen zu haben, daß Gefangene in seiner Gegen
wart mißhandelt wurden. 

Festgestellt ist, daß Oberstleutnant v. Hadeln überhaupt kein Material hat 
ausgeben lassen und daß bei der Entlassung der Gefangenen diese den ihnen von 
Oberstleutnant v. Hadeln gegen Versuche von Mißhandlung gewährten Schutz 
und die gute Behandlung protokollarisch anerkannt haben. 

2. Beschwerde des R.F.B., die Gefreiten Witting, Ruhmann und die Reiter 
Schröder, Lange, Meyer vom Reiter-Regiment 4 seien wegen Zugehörigkeit zum 
R.F.B. und Besuch einer seiner Versammlungen entlassen worden; er fordert 
Absetzung des Schwadron-Führers, Rittmeister Newiger. 

Ergebnis: Witting, Ruhmann und Schröder sind entlassen, da sie für Absetzung 
des Schwadron-Chefs in der Truppe agitierten und eine dahingehende Versamm
lung besucht haben, Witting außerdem wegen wiederholter Trunkenheit und 
"Verlierens" seiner sämtlichen Waffen und Ausrüstung; Lange und Meyer wegen 
schweren Einbruchs. Die Vertrauensleute waren einverstanden. 

3. R.F.B. beschwerte sich, Gefreiter Gleu vom Pionier-Bataillon 2 sei entlassen, da 
er eine "Versammlung desR.F.B." besucht hat. 
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Oekreiter Oleu bat in einer ökkentlieben Versammlung äes k.k.k. clie (Midiere, 
insbesonäsre seines kataillons, äie selbst anwssenä waren, auk's 8ebwerste 
angegrikken unci sie lies kiebstabls unci anäerer Vergeben beriebtigt.
Da in cier Versammlung llbsrbaupt eine maülose ketre gegen clie Okkiriere 
betrieben wuräe - es wuräe mit kotseblagsn unci äsrgl. geärobt -, wuräe kür clie 
Oarnison 8tettin ^ugsböriglceit rum k.k.k. aus äisriplinariseben Orünäen ver
boten.
4. kssebweräe cles k.k.k., cier Oekreite Karmow vom keiter-kegimsnt 14 in 
karebim sei wegen 2ugebörigiceit rum k.k.k. entlassen. k.k.k. verlangt kntlas- 
sung cles Ksicaärons-Kübrsrs.
IVakrer Orunä cler Kntlassung: kannow bat entgegen äisnstliebem kekebl eine 
Versammlung äes k.k.k. in äer Xaserne einberuken.
Ka äer k.k.k. karebim auberäem unter äen keiebswebrleuten kür äie ^uklösung 
äer keiebswebr kropaganäa maebte unä in Versammlungen Oswaltaicte gegen äie 
keiebswebr gut bie8, müllte aueb kür äiese Oarnison äie ^ugebörigbeit rum K.K.8. 
verboten weräen.
5. ^us äen rablreieben kericbten über Versammlungen äes K.K.8. sei nur auk äie 
in Lebweiänitr vom 25. 4. 20 bingewiesen, wo neben äer gewöbnlieben lletre 
gegen äie Okkiriere unbeäingte kolitisierung äer keiebswebr unä äie Lesetrung 
äer kübrerstellen bis rum Xompagnie-Kübrer mit Ilnterokkirieren, äer 8tabsokki- 
rierstellen mit Okkirieren äes keurlaubtenstanäes unä äsr böberen kübrerstellen 
mit Avilbommissaren gekoräert wuräe (keäner Kebstein^).
6. ^nliegenäes 8ebreiben eines alten ^ngebörigen äes K.K.8. an äen keiebswelir- 
minister? gibt ebenkalls ein 8ilä von äsr berabsetrenäen Arbeit äes kunäes.

Ker keiebswebrministsr
ger. kr. Oelller.

I Or.Lrnst Lnkstein, keelitssinvslt in kresl-iu, nuk clem linken Klügel cler 8?I) sisliencler Xnmmunnl- 
poliliker.

2 blickt ermittelt.

93.

8okreiken ties kekeklskskers iin XVskrkreis IV, OenersUentnsnt v. 8to1ir- 
rnsnn, an «len sseksiseken Vlinisterprssitlenten kuek üker «lie Verwen- 

kunK von Militsr Kei «ler ^nklösunA «ler keipLiAen Linwoknerwekr.

20. Alsi 1920. Orescien. I» op. I^ir. 9891. - 6^. k 43 I/27I1. l^lssek. 41»selrrikl.

Im Vnseblull an äie kespreebung am 18. 5. 20 erlaube ieb mir anliegsnä sine 
Zusammenstellung äer beim ^Vsbricreiskommanäo über äie verkassungswiärige 
kinwobnerwsbr in keiprig vorliegenäen IVaebriebten^ ru übersenäen. kür äas von

1 ermittelt.
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Gefreiter Gleu hat in einer öffentlichen Versammlung des R.F.B. die Offiziere, 
insbesondere seines Bataillons, die selbst anwesend waren, aufs Schwerste 
angegriffen und sie des Diebstahls und anderer Vergehen bezichtigt. 

Da in der Versammlung überhaupt eine maßlose Hetze gegen die Offiziere 
betrieben wurde - es wurde mit Totschlagen und dergl. gedroht -, wurde für die 
Garnison Stettin Zugehörigkeit zum R.F.B. aus disziplinarischen Gründen ver
boten. 

4. Beschwerde des R.F.B., der Gefreite Bannow vom Reiter-Regiment 14 in 
Parchim sei wegen Zugehörigkeit zum R.F.B. entlassen. R.F.B. verlangt Entlas
sung des Eskadrons-Führers. 

Wahrer Grund der Entlassung: Bannow hat entgegen dienstlichem Befehl eine 
Versammlung des R.F.B. in der Kaserne einberufen. 

Da der R.F.B. Parchim außerdem unter den Reichswehrleuten für die Auflösung 
der Reichswehr Propaganda machte und in Versammlungen Gewaltakte gegen die 
Reichswehr gut hieß, mußte auch für diese Garnison die Zugehörigkeit zum R.F.B. 
verboten werden. 

5. Aus den zahlreichen Berichten über Versammlungen des R.F.B. sei nur auf die 
in Schweidnitz vom 25. 4. 20 hingewiesen, wo neben der gewöhnlichen Hetze 
gegen die Offiziere unbedingte Politisierung der Reichswehr und die Besetzung 
der FührersteIlen bis zum Kompagnie-Führer mit Unteroffizieren, der Stabsoffi
ziersteIlen mit Offizieren des Beurlaubtenstandes und der höheren FührersteIlen 
mit Zivilkommissaren gefordert wurde (Redner Eckstein l ). 

6. Anliegendes Schreiben eines alten Angehörigen des R.F.B. an den Reichswehr
ministe? gibt ebenfalls ein Bild von der herabsetzenden Arbeit des Bundes. 

Der Reichswehrminister 
gez. Dr. Geßler. 

1 Dr.Ernst Eckstein, Rechtsanwalt in Breslau, auf dem linken Flügel der SPD stehender Kommunal
politiker. 

2 Nicht ermittelt. 

93. 

Schreiben des Befehlshabers im Wehrkreis IV, Generalleutnant v. Stolz
mann, an den sächsischen Ministerpräsidenten Buck über die Verwen

dung von Militär bei der Auflösung der Leipziger Einwohnerwehr. 

20. Mai 1920. Dresden. Ia op. Nr. 9891. - BA. R 43 1/2711. Masch. Abschrift. 

Im Anschluß an die Besprechung am 18. 5. 20 erlaube ich mir anliegend eine 
Zusammenstellung der beim Wehrkreiskommando über die verfassungswidrige 
Einwohnerwehr in Leipzig vorliegenden Nachrichten l zu übersenden. Für das von 

1 Nicht ermittelt. 
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6er Regierung gewünsebte Dinsebreiten gegen diese Dinwobnerwebr seblägt das 
^Vebrkreiskommando auk Orund 6er in keiprig rwiseben 6er Origade XIX und dem 
Dobreidirektor stattgebabten Lespreebung kolgendes vor:
1. Oie Regierung erläkt sokort eine Verordnung, dak die Lildung und das weitere 
Öden der Rinwobnerwebr in keiprig unter deinen Umständen weiter geduldet wird 
und die entstandenen Organisationen lür aufgelöst erklärt werden. ^Vo sielr 
Rewakknete reigen, baben sie ibre nötigenfalls gewaltsame Entwaffnung ru 
gewärtigen. Ebenso unterliegen sie wegen unreebtmäkigen V^akkentragens, gege- 
benenkalls aueli wegen Lildens bewaffneter Hauken, der Bestrafung naell den 
einseblägigen Verordnungen. Insbesondere wird biernaeb aueb die Verordnung 
der Reiebsregierung vom 13. I. 19^ Anwendung finden.
2. Oie Robrei in keiprig ordnet für ibren Lekeblsbereicb an, dak jeder, der 
bewaffnet angetrokken wird und rum ^Vakkentragen niebt bereebtigt ist, sofort auk 
der 8trake ru entwaffnen, wenn nötig festrunebmen ist. Oie einreinen Rolireior- 
gane erbalten die Rerecbtigung, in jedem Ralle, wo sie Verstärkung für nötig 
ballen, unmittelbar bei der Reicbneebr Hilfe ru erbitten. Diese Hilke ist der Rolirei 
rugesagt. Ls wird ständig ein 8toktrupx> der Oarnison keiprig auk kastkraktwagen 
in der Rasern« bereitgestellt werden, um sokort einsatrkertig ru sein.
3. Rolirei- und IXacbriebtendienst der Origade XIX werden angesetrt, um baldigst 
die Rübrer der Rinwobnerwebr kestrusteilen. i^Iaeb ReststeUung der oder wenig
stens eines Teiles der Rübrer sollen Naknabmen ergrikken werden, um die Kisten 
der Mitglieder der V^ebr in Resitr ru bekommen.
4. Vird dureb Leitungen oder durcb sonstige iVaebriebten bekannt, dak die 
Rinwobnerwebr Übungen usw. mit bewakkneten oder unbewakkneten Xlitgliedern 
abbalten will, so wird Robrei und rur Verstärkung Reiobswebr bereitgestellt, um 
diese Abteilungen aacb ibrem ^usammentreten aukrulösen und deren Rubrer 
kestrunebmen.
Ourcb vorstebendes Verkabren wird wenigstens ru erreieben sein, dak die 
Organisation der U.A-O.-V^br empkindbeb gestört und die Mitglieder abge- 
sebreekt werden^.

Oer Rekeblsbaber
ger. v. 8tolrmann 
Oeneralleutnant.

2 Verordnung üder äen Vnüendesitr vorn 13. Isnunr 1919. 8681. 8. 31 Berichtigung 8. 122).
3 2urn hortgsng äer Angelegenheit 8. dir. 98.
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der Regierung gewünschte Einschreiten gegen diese Einwohnerwehr schlägt das 
Wehrkreiskommando auf Grund der in Leipzig zwischen der Brigade XIX und dem 
Polizeidirektor stattgehabten Besprechung folgendes vor: 

1. Die Regierung erläßt sofort eine Verordnung, daß die Bildung und das weitere 
Üben der Einwohnerwehr in Leipzig unter keinen Umständen weiter geduldet wird 
und die entstandenen Organisationen für aufgelöst erklärt werden. Wo sich 
Bewaffnete zeigen, haben sie ihre nötigenfalls gewaltsame Entwaffnung zu 
gewärtigen. Ebenso unterliegen sie wegen unrechtmäßigen Waffentragens, gege
benenfalls auch wegen Bildens bewaffneter Haufen, der Bestrafung nach den 
einschlägigen Verordnungen. Insbesondere wird hiernach auch die Verordnung 
der Reichsregierung vom 13. 1. 1~ Anwendung finden. 

2. Die Polizei in Leipzig ordnet für ihren Befehlsbereich an, daß jeder, der 
bewaffnet angetroffen wird und zum Waffentragen nicht berechtigt ist, sofort auf 
der Straße zu entwaffnen, wenn nötig festzunehmen ist. Die einzelnen Polizeior
gane erhalten die Berechtigung, in jedem Falle, wo sie Verstärkung für nötig 
halten, unmittelbar bei der Reichswehr Hilfe zu erbitten. Diese Hilfe ist der Polizei 
zugesagt. Es wird ständig ein Stoßtrupp der Garnison Leipzig auf Lastkraftwagen 
in der Kaserne bereitgestellt werden, um sofort einsatzfertig zu sein. 

3. Polizei- und Nachrichtendienst der Brigade XIX werden angesetzt, um baldigst 
die Führer der Einwohnerwehr festzustellen. Nach Feststellung der oder wenig
stens eines Teiles der Führer sollen Maßnahmen ergriffen werden, um die Listen 
der Mitglieder der Wehr in Besitz zu bekommen. 

4. Wird durch Zeitungen oder durch sonstige Nachrichten bekannt, daß die 
Einwohnerwehr Übungen usw. mit bewaffneten oder unbewaffneten Mitgliedern 
abhalten will, so wird Polizei und zur Verstärkung Reichswehr bereitgestellt, um 
diese Abteilungen nach ihrem Zusammentreten aufzulösen und deren Führer 
festzunehmen. 

Durch vorstehendes Verfahren wird wenigstens zu erreichen sein, daß die 
Organisation der U.S.P.-Wehr empfindlich gestört und die Mitglieder abge
schreckt werden3• 

Der Befehlshaber 
gez. v. Stolz mann 
Generalleutnant. 

2 Verordnung über den Waffenbesitz vom 13. Januar 1919. RGBl. S. 31 (Berichtigung S. 122). 

3 Zum Fortgang der Angelegenheit s. Nr. 98. 
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94.

kelebl cles kekeblslinbers cler kekelilsstelle VI, Oenernlmajor v. Horn, 
über lXselrriobten- nncl c^bwelirclienst 4er 4ruppe.

25. M->> 1920. vreslau. I« No. 146/20. Ovrsünliek. - «11 37/5063. Musek.
^uskorlißun^-

Oas Oeiebswebrministerium, Lbek 6er Oeereleitung, belieblt unter IXo. 1122. 5. 20 
h. 1 III. vom 17. 5. 20:
l - - - ?

Oie keicbswebrbrigaden und Kommandantur Lreslau traben biernaeb das weitere 
rur Miedereinriebtung eines blaebriebten- und /Vbwebrdienstes ru veranlassen. 
Oie OekeblssteUe bat bei dem Oeiebswebrgruppenlcommando I die Öberweisung 
6er notwendigen Oeldmittel beantragt un6 wird 6iese naeb Hingang auf die 
unterstelllen Oienststeben entspreebend verteilen; eine heilsumme wird sofort 
überwissen werden.
Oie genannten Oienststellen baben in ibrem Oeleblsbereich besonders die 
Vorgänge beobacbten ru lassen, die ru einer Ltörung der öffentlielien Hube und 
Ordnung und damit ru einer Oeranriebung mibtäriselier Kräfte fübren Irönnen.
Ore Oe/e/r/sLke//e ist dauernd au/dem Oau/enden ru erba/kea.
Im besonderen liegen die Aufgaben des Nachrichten- und /Vkwebrdienstes in der 
Anregung und Öberwaebung von ^.bwebrmabnabmen (Host und hernspreebver- 
bebr, hruppenagitation, Lpionage) und in der völlig unparteiischen Oeobaebtung 
der innsrpobtiseben Hage (Oeutseb- und regierungskeindbcbe Oestrebungen aller 
rVrt, Onruben, Ltreilcs, Vereins- und Versammlungstätiglceit, Arbeiterbewegung, 
politisebe Ltrömungen in der Gruppe pp.).
Oeriebte, die der Weitergabe von l>saebriebten an untergebene und untergeordnete 
Ztellen dienen, blaebriebtenblätter pp. baben sieb auf saebliebe Oarstellung 
militärisch wiebtiger I^acbriebten ru bescbränlcen. Oie Oeurteilung der pobtiseben 
Hage, Vünsebe und Anträge sind den Hingaben an die vorgesetrte Ltelle 
vorbebalten.
.^uf enge hüblungnabme mit den entspreebenden ^ivilbebörden und den rVus- 
tauseb geeigneter Nachrichten mit ibnen wird besonderer ^Vert ru legen sein (vgl. 
Vorschrift für den Vhflengebrauch pp. II, 2)/ Oer Oberprasident ist diesseits 
ersucht worden, Kommandantur und Oekeblsstelle in ^ulcunkt reiebbeber mit 
innerpolitisoben blacbriebten seiner l>laebriebtenstelle verseben ru lassen.

Oer Lekeblsbaber
v. Horn

Oeneralmalor.

I Oie Vorl. vviecierkoll liier <tie Mittel' I von I^r. 90, ^ecioeli mik äem Linsoäuli ,,in8ke8on<iere <tie 
?estunßsIcoininLN<tLnten unci cler ültesle Icommunciierencie Otürier im One" Innrer ,,'?rupi>en6e- 
telilslruber".

2 V§I. I^r. 88 c^nm. 1.
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94. 

Befehl des Befehlshabers der Befehlsstelle VI, Generalmajor v. Horn, 
über Nachrichten- und Abwehrdienst der Truppe. 

25. Mai 1920. ßreslau. Ie No. 146/20. Persönlich. - HA-l\1A. RH 37/5063. l\1!lsch. 
Ausfertigung. 

Das Reichswehrministerium, Chef der Heereleitung, befiehlt unter No. 1122. 5. 20 
T. 1 III. vom 17. 5. 20: 

[ ... ]1 

Die Reichswehrbrigaden und Kommandantur Breslau haben hiernach das Weitere 
zur Wiedereinrichtung eines Nachrichten- und Abwehrdienstes zu veranlassen. 
Die Befehlsstelle hat bei dem Reichswehrgruppenkommando I die Überweisung 
der notwendigen Geldmittel beantragt und wird diese nach Eingang auf die 
unterstellten Dienststellen entsprechend verteilen; eine Teilsumme wird sofort 
überwiesen werden. 

Die genannten Dienststellen haben in ihrem Befehlsbereich besonders die 
Vorgänge beobachten zu lassen, die zu einer Störung der öffentlichen Ruhe und 
Ordnung und damit zu einer Heranziehung militärischer Kräfte führen können. 

Die Befehlsstelle ist dauernd auf dem Laufenden zu erhalten. 

Im besonderen liegen die Aufgaben des Nachrichten- und Abwehrdienstes in der 
Anregung und Überwachung von Abwehrmaßnahmen (Post und Fernsprechver
kehr, Truppenagitation, Spionage) und in der völlig unparteiischen Beobachtung 
der innerpolitischen Lage (Deutsch- und regierungsfeindliche Bestrebungen aller 
Art, Unruhen, Streiks, Vereins- und Versammlungstätigkeit, Arbeiterbewegung, 
politische Strömungen in der Truppe pp.). 

Berichte, die der Weitergabe von Nachrichten an untergebene und untergeordnete 
Stellen dienen, Naehrichtenblätter pp. haben sieh auf sachliche Darstellung 
militärisch wichtiger Naehrichten zu beschränken. Die Beurteilung der politischen 
Lage, Wünsche und Anträge sind den Eingaben an die vorgesetzte Stelle 
vorbehalten. 

Auf enge Fühlungnahme mit den entsprechenden Zivilbehörden und den Aus
tausch geeigneter Nachrichten mit ihnen wird besonderer Wert zu legen sein (vgI. 
Vorschrift für den Waffengebrauch pp. 11, 2)2. Der Oberpräsident ist diesseits 
ersucht worden, Kommandantur und Befehlsstelle in Zukunft reichlicher mit 
innerpolitischen Nachrichten seiner Nachrichtenstelle versehen zu lassen. 

Der Befehlshaber 
v. Horn 

Generalmajor. 

1 Die Vor!. wiederholt hier die Ziffer 1 von Nr. 90. jedoch mit dem Einschub "insbesondere die 
Festungskommandanten und der älteste kommandierende Offizier im Orte'" hinter .,Truppenbe
fehlshaber" . 

2 Vg!. Nr. 88 Anm. 1. 
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95.

8ekreiben Kes keiokswekrmirristers Oekler sn keioksinneirnainister 
Xook über die Verwendung von Militär Kei Oekäkrdung der ökkentlieken 

Ordnung.

28. IVlsi 1920. kerlin. IVr. 1781>. 5. 20. 1^.1.111. - k 4886 ^-1-26 8<1. 1. Vervielk.
^dsciirikl.

Oie Vorgänge, 6ie rur Lrscbiekung 6es Lapitänleutnants Laascbe^ kllbrten, 
veranlassen micb, nocb eininal auk 6ie Lrage cler ^nkor6erung von mibtäriscben 
Xräkten rur V^iederberstellung 6er ökkentbcben Ordnung rurückrukommen.
Oie alleinige Verantwortung kür 6ie Lrscbiekung selbst trägt unrweikelbakt 6er 
MUtärbekeblsbaber, 6em 6ie Ourcbkübrung 6es Vuktrages übertragen worden war, 
berw. 6er Läter selbst. 8ie stellt nacb bisber vorbegenden lVacbricbten eine 
scbwere Verkeblung gegen 6ie einseblägigen Lestimmungen 6ar un6 wird mit aller 
8ebärke geabn6et werden, kails eine 8cbul6 kestgesteUt wird.
Liner ernsten I^acbprükung be6ark m. L. aber 6ie Lrage, ob in einem Lall wie 6em 
vorbegenden 6ie ^Vnkorderung 6es Nibtärs an sieb notwen6ig un6 gereebtkertigt 
war.
Ls berrsebt Übereinstimmung darüber, dak 6as Nibtär nicbt rur blöken Onterstüt- 
rung 6er Lobrei gebraucbt wer6en dark, dak es nur 6ann anrukor6ern ist, wenn 6ie 
Lräkte 6er Lolireigewalt nicbt ausreicben.
Ls entriebt sicb meiner Kenntnis, welcbe Lolireikräkte 6em KegierunAskommiLsar 
rur Verkllgung stan6sn, icb möcbte aber ganr allgemein nocb einmal ausdrücklicb 
betonen, dak es gera6e in 6en letrigen weiten im allseitigen Interesse liegt, wenn 
6as Militär als ultima ratio 6es 8taates nur in solcben ganr 6ringen6en Lallen 
eingesetrt wir6, in 6enen 6ie Ltaatsautorität auk keine Ln6ere ^eise rur (Geltung 
gebracbt wer6en kann. IVur unter 6ieser Voraussetrung babe icb micb s. 2t. mit 
kolgen6er in Ibrem 8cbreiben I.N.4716 vom 17. 5. 20 an 6as 8äcbsiscbe 
Mnisterium 6er Auswärtigen ^ngelegenbeiten^ entbaltenen ^.ukkassung einver- 
stan6en erklärt: ,,^Vas 6ie 2uriebung 6er keicbswebr anbetrikkt, so ist nacb 
6ie8S6itiger ^nsicbt 6ie keicbswebr nrc/rt berecbtigt, in eine lVacbprükung 6er 
Lrage einrutreten, ob militäriscbe Hilke an sicb notwendig ist, wobl aber ... usw." 
Lerner entspricbt 6ie ^nkorderung 6es Nibtars 6urcb 6en kegierungskommissar 
bei 6em örtbcben kekeblsbaber nicbt 6en Vereinbarungen, nacb 6enen nur bei 
6e/a/rr rm Verruße 6ie Vnkor6erung unmittelbar beim näcbsten ^libtärbekeblsba- 
ber, sonst aber beim rustän6igen V^ebrkreiskommando erkolgen soll. IVäre 
letrteres gescbeben, so bätten böcbstwabrscbeinbcb Anordnungen getrokken 
wer6en können, 6ie 6en be6au6rbcben Vorgang unmögbcb gemacbt bätten. Oer

I Oie I>Ir. des 8ckriüstüclcs Icönnle sueti ,,1981" Zelessn werden.
2 Xspilänleurnnnl 3. O. Onns Onnsciie, im November 1918 Zoldalenverlreler iin VoIOugsrnt des 

Arbeiter- uncl Zoldnlenrsls von Oroöberlin, wnr sin 22. ^Ini 1920 bei seinen VertiLÜnnZ durclr 
NililLn eisciiossen worden. Vgl. auck knbinell ^lullen I 24 ^nin. 16.

3 I^iotik eninittelt, vgl. jedoek .^nin. 4.
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95. 

Schreiben des Reichswehrministers GeBIer an Reichsinnenminister 
Koch über die Verwendung von Militär bei Gefährdung der öffentlichen 

Ordnung. 

28. Mai 1920. Berlin. Nr. 1781 1• 5. 20. T.I.III. - BA·MA. F 4886 A.I·26 Bd. 1. Vervielf. 
Abschrüt. 

Die Vorgänge, die zur Erschießung des Kapitänleutnants Paasche2 führten, 
veranlassen mich, noch einmal auf die Frage der Anforderung von militärischen 
Kräften zur Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung zurückzukommen. 

Die alleinige Verantwortung für die Erschießung selbst trägt unzweifelhaft der 
Militärbefehlshaber, dem die Durchführung des Auftrages übertragen worden war, 
bezw. der Täter selbst. Sie stellt nach bisher vorliegenden Nachrichten eine 
schwere Verfehlung gegen die einschlägigen Bestimmungen dar und wird mit aller 
Schärfe geahndet werden, falls eine Schuld festgestellt wird. 

Einer ernsten Nachprüfung bedarf m. E. aber die Frage, ob in einem Fall wie dem 
vorliegenden die Anforderung des Militärs an sich notwendig und gerechtfertigt 
war. 

Es herrscht Übereinstimmung darüber, daß das Militär nicht zur bloßen Unterstüt
zung der Polizei gebraucht werden darf, daß es nur dann anzufordern ist, wenn die 
Kräfte der Polizeigewalt nicht ausreichen. 

Es entzieht sich meiner Kenntnis, welche Polizeikräfte dem Regierungskommissar 
zur Verfügung standen, ich möchte aber ganz allgemein noch einmal ausdrücklich 
betonen, daß es gerade in den jetzigen Zeiten im allseitigen Interesse liegt, wenn 
das Militär als ultima ratio des Staates nur in solchen ganz dringenden Fällen 
eingesetzt wird, in denen die Staatsautorität auf keine andere Weise zur Geltung 
gebracht werden kann. Nur unter dieser Voraussetzung habe ich mich s. Zt. mit 
folgender in Ihrem Schreiben LM.4716 vom 17. 5. 20 an das Sächsische 
Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten3 enthaltenen Auffassung einver
standen erklärt: " Was die Zuziehung der Reichswehr anbetrifft, so ist nach 
diesseitiger Ansicht die Reichswehr nicht berechtigt, in eine Nachprüfung der 
Frage einzutreten, ob militärische Hilfe an sich notwendig ist, wohl aber ... usw." 

Ferner entspricht die Anforderung des Militärs durch den Regierungskommissar 
bei dem örtlichen Befehlshaber nicht den Vereinbarungen, nach denen nur bei 
Gefahr im Verzuge die Anforderung unmittelbar beim nächsten Militärbefehlsha
ber, sonst aber beim zuständigen Wehrkreiskommando erfolgen soll. Wäre 
letzteres geschehen, so hätten höchstwahrscheinlich Anordnungen getroffen 
werden können, die den bedauerlichen Vorgang unmöglich gemacht hätten. Der 

1 Die Nr. des Schriftstücks könnte auch ,,1981" gelesen werden. 

2 Kapitänleutnant a. D. Hans Paasche, im November 1918 Soldatenvertreter im Vollzugsrat des 
Arbeiter· und Soldatenrats von Großberlin, war am 22. Mai 1920 bei seiner Verhaftung durch 
Militär erschossen worden. V gl. auch Kabinett Müller I Nr. 24 Anm. 16. 

3 Nicht ermittelt, vgl. jedoch Anm. 4. 
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Legrikk ,,6ekakr im Verruge" clark nickt ru veil gekallt werclen, er ist sickerlick 
nickt auk einen Dali anruwenclen, in clem es sick um einkacke ^Vakkenclureksuckung 
kanclelt.
Ick kitte ergebenst cke unterstellten kekörclen noekmals auk cllese Oesicktspunkte 
kinweisen ru wollen.
Oür eine Mitteilung, ok krw. was veranlagt worcien ist, wäre ick clanlcbar.

Oer keickswekr-klinister 
Zer. Or. Oelller^.

4 In der Vorl. ist der folgende Refehl des Vruppenamtes angefügt:
„Vorstehendes schreiben sn den Herrn Reichsminister des Innern abschriftlich rur Renntnis- 
nahme übersandt. Der Derr Reichsminister des Innern Hut sich init der Auffassung des Reichswehr- 
Alinisteriums und mit einer entsprechenden Veröffentlichung in der Dresse einverstanden erklärt. 
Der angerogene Rassus aus dem schreiben des Derrn Reichsministers des Innern an das 
Läcksische ARnisterium der Xuswärtigcn Angelegenheiten lautet vollständig:
3. Was die ^uriebung der Reichswehr anbetnkft, so ist nach diesseitiger Ansicht die Reichswehr 
nicht herschtigt, in eine Alacbprükung der Drage einrutreten, oh militärische Dille an sich notwendig 
ist, wohl aber, ob die nachgesuchte Hilfeleistung aus Erwägungen mfh'tnrischer Vrt überhaupt 
geleistet werden kann. Olaubt das um militärische Onterstütrung angegangene Webrkreiskom- 
mando oder ein örtlicher Rekehlshaber, die nachgesuchte Hilfeleistung aus Erwägungen militäri
scher Vrt nicht gewähren ru dürken, ist sokortige telegraphische Entscheidung des Reickswebr- 
Ninisteriums berw. des Wehrkreiskommandos einrubolen. Kerner wird seitens der militärischen 
stellen nach Rrükung an Ort und stelle ru bestimmen sein, welche Iruppenmacbt im einreinen 
Ralls erforderlich ist, und der betreffende Rekehlshaber der Reichswehr mull von dem Augenblick 
an, wo das VRIitär eingreift, die volle selbständige Verantwortung kür die von ihm angeordneten 
militärischen VIsRnabmen ühernehmen.

I.
ger. v. scbleicber."

96.

Drivstkriek cles I^ükrers ries keiekswelir-Reiter-keZiirreiNs 7, Oberst 
v.Hrser, sn clen Iconunisssriselien Obel cler Heeresleitung, Oenerslinsjor 
v. Seeelct, üker Auswirkungen ües ^spp-DüttwitL-Dutselies in Zeklesien.

29. Alai 1920. Ureslau. - IVI^. Al 247/95. Ligenb. Ausfertigung.

Hoek verekrter Herr Oeneral!
Ouer Dockwoklgeboren kitte ick um Vergebung, wenn ick Kei cler grollen Kast von 
weit wicktigeren Oingen, clie 8ie besckäktigen, mir erlaube, Ikr Interesse ru 
erbitten kür rwei Okkiriere cles mir Mrt unterstellten Keiter-Iiegiments 7: 
kittmeister Orkr. v. Durant uncl Oberleutnant Orak v. Lekmettow, beicle vom 
ekemakgen Oeibkürassierregiment. Leicle waren clureb clen bekannten Derrn 
Xoebisck^ als Oarteigänger Xapp's bericktigt. Obwokl clie Ontersuckungen cler 
kiesigen wie cler Lerkner Commission wokl ganr rweikelskrei ergeben baben, clall 
beillen auek nickt clas Oeringste vorruwerken ist, so bestekt clock eine gewisse

1 Vgl. Air. 52 /^nm. 14.

175

Krise und Reorganisation 29.5.1920 96. 

Begriff "Gefahr im Verzuge" darf nicht zu weit gefaßt werden, er ist sicherlich 
nicht auf einen Fall anzuwenden, in dem es sich um einfache Waffendurchsuchung 
handelt. 

Ich bitte ergebenst die unterstellten Behörden nochmals auf diese Gesichtspunkte 
hinweisen zu wollen. 

Für eine Mitteilung, ob bzw. was veranlaßt worden ist, wäre ich dankbar. 

Der Reichswehr-Minister 
gez. Dr. Geßler4. 

4 In der Vorl. ist der folgende Befehl des Truppenamtes angefügt: 
"Vorstehendes Schreiben an den Herrn Reichsminister des Innern abschriftlich zur Kenntnis
nahme übersandt. Der Herr Reichsminister des Innern hat sich mit der Auffassung des Reichswehr
Ministeriums und mit einer entsprechenden Veröffentlichung in der Presse einverstanden erklärt. 
Der angezogene Passus aus dem Schreiben des Herrn Reichsministers des Innern an das 
Sächsische Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten lautet vollständig: 
3. Was die Zuziehung der Reichswehr anbetrifft, so ist nach diesseitiger Ansicht die Reichswehr 
nicht berechtigt, in eine Nachprüfung der Frage einzutreten, ob militärische Hilfe an sich notwendig 
ist, wohl aber, ob die nachgesuchte Hilfeleistung aus Erwägungen militärischer Art überhaupt 
geleistet werden kann. Glaubt das um militärische Unterstützung angegangene Wehrkreiskom
mando oder ein örtlicher Befehlshaber, die nachgesuchte Hilfeleistung aus Erwägungen militäri
scher Art nicht gewähren zu dürfen, ist sofortige telegraphische Entscheidung des Reichswehr
Ministeriums bezw. des Wehrkreiskommandos einzuholen. Ferner wird seitens der militärischen 
Stellen nach Prüfung an Ort und Stelle zu bestimmen sein, welche Truppenmacht im einzelnen 
Falle erforderlich ist, und der betreffende Befehlshaber der Reichswehr muß von dem Augenblick 
an, wo das Militär eingreift, die volle selbständige Verantwortung für die von ihm angeordneten 
militärischen Maßnahmen übernehmen. 

1. A. 
gez. v. Schleicher." 

96. 

Privatbrief des Führers des Reichswehr-Reiter-Regiments 7, Oberst 
v.Thaer, an den kommissarischen Chef der Heeresleitung, Generalmajor 
v. Seeckt, über Auswirkungen des Kapp-Lüttwitz-Putsches in Schlesien. 

29. Mai 1920. Breslau. - BA-MA. N 247/95. Eigenh. Ausfertigung. 

Hoch verehrter Herr General! 

Euer Hochwohlgeboren bitte ich um Vergebung, wenn ich bei der großen Last von 
weit wichtigeren Dingen, die Sie beschäftigen, mir erlaube, Ihr Interesse zu 
erbitten für zwei Offiziere des mir jetzt unterstellten Reiter-Regiments 7: 
Rittmeister Frhr. v. Durant und Oberleutnant Graf v. Schmettow, heide vom 
ehemaligen Leibkürassierregiment. Beide waren durch den bekannten Herrn 
Koebisch1 als Parteigänger Kapp's bezichtigt. Obwohl die Untersuchungen der 
hiesigen wie der Berliner Kommission wohl ganz zweifels frei ergeben haben, daß 
beiden auch nicht das Geringste vorzuwerfen ist, so besteht doch eine gewisse 

1 Vgl. Nr. 52 Anm. 14. 
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Lekürebtung, 626 6er Lmebswebrminister doeb vielleiebt aus Lonnivenr gegen die 
Denunzianten ru einer Versetzung seine Zustimmung geben könnte. leb möebte 
8ie, boeb verebrter Derr Oeneral, sebr kitten, dem doeb entgegenwirken ru 
wollen^. rVbgeseben davon, 626 solebe Nallnabmen gegenüber rwei tadellosen unci 
kriegsverdienten Okkirieren ungereebt waren, so wären sie r. ^t. aueb dem 
militäriseben Inleresse Zuwider. Ls bandelt sieb um die einzigen mir verbliebenen 
Okkiriere, die ganr genau mit seblesiseben und besonders Lreslauer innerpobti- 
seben Verbältnissen bekannt sind, ein Lmstand, der sie mir kür die Leitläukte, 
denen wir vielleiebt b2ld entgegen geben, unentbebrbcb macbt. Leides sind sebr 
überlebte, rubig urteilende Nenseben. Durant ist ein Nunn von bober allgemeiner, 
weltmänniseber Lildung und aullerordentllcb gewandt. (Lr wur r. 8. von Oberost 
im Herbst 18 auk Normte ru Lenin naeb Noskau entsandt.) leb erinnere mieb 
deutlieb, dall er scbon am 13. III. Abends, als ansebeinend ganr Lreslau in Wonne 
ru sebwimmen sebien, das Lüttwitr-Lnternebmen kür einen sebweren pobtiseben 
Nlllgrikk mir gegenüber bereicbnete. Lebmettow bat niebts weiter gegen sieb als 
seinen Vaters der )a aueb Herrn Oeneral bekannt ist.
Diese Lüttwitr-8acbe bat uns unendlieb gesebädigt und die 8ituation so ru 
Ongunsten verseboben, dall man käst bokknungslos werden kann. 8eblesien mag 
immer noeb erbebbeb besser sein als viele anders Landesteile. Oleiebwobl ist die 
Verbetrung in Lreslau und den Industriegebieten von 8triegau und Waldenburg 
auk den 8iedepunkt gestiegen. Walken sind in reiebem Nabe bei Kommunisten und 
L.8.L. vorbanden, aueb ibre Organisation dürkte kertig sein. Die Iruppe ist dureb 
dis Lüttwitr-8aebe aueb niebt besser geworden. Lei der Kavallerie ist es rwar 
spurlos vorbeigegangen, in der Inkanterie ist aber ein gewisses Nilltrauen bei den 
Onterokkirieren rum Lell vorbanden. Oleiebwobl würde die Larole: ,,8ebutr der 
Verkassung"' wobl unbedingt in den näebsten rweikellos überaus ernsten Krisen 
docb sieber rieben, wenn man nur damit recbnen könnte, dall sie von oben ber mit 
der nötigen Lnergie ausgesproeben und durebgedrückt werden wirdb Dier begt 
der springende Lunkt der ganren so gekabrvollen Lage. Die Legierung bat gegen 
links bisber nie wirkbeb Lnergie gereigt aus ^.ngst vor dem ^uskall der Walllen. 
Inrwiseben sind in die böberen Verwaltungsstellen soviel 8oris eingerüekt, denen 
der ^nscblull an die Linksradikalen innerbeb näber begt als an die Lürgerbeben; 
und in ibren Lländen liegt die vollriebende Oewalt. Ob eine Leitung aus dem roten 
Olmos mögbeb sein wird, das wird m. L. allein von dem Verbalten der rentralen 
8telle abbangen. Nöebte sie die 2ügel kübren und niebt sebleiken lassen, wie jetrt 
der allgemeine Lindruck ist! leb glaube, dall wir diebt vor dem Zeitpunkt steben, 
von dem wir einst im Oktober spraeben. Unsere ganre Dokknung ist auk Derrn 
Oeneral geriebtet. leb glaube niebt, dall jemand sonst in der Welt wird belken 
können.
In steter Verebrung Luer Doebwoblgeboren geborsamster 
_______ v.Lbaer.
2 Doille Okkiriere verblieben iin Deicbsbeer.
3 Vßi. I4r. 34 /Inm. 1.
4 In seinem ^Mvvortbriek vom 4. Ium 1920 nakm 8eeckl kür sieb in .^nsprucb, llaü er „alles versucbt 

babe, um Zcbutr cier Verkassunß überall als Daroie ausruZeben". Olaus Dusks, Das polltisobe 
Denken lles Oenerals von 8eeckl. Lin LeitraZrur Diskussion des Verbällnisses 8eeckt-Deicbsvvebr- 
llepubllk (ttistoriscbe Lluclien ttekl 422). Lübeck unll LamburZ 1971. 8. 200.
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Befürchtung, daß der Reichswehrminister doch vielleicht aus Connivenz gegen die 
Denunzianten zu einer Versetzung seine Zustimmung geben könnte. Ich möchte 
Sie, hoch verehrter Herr General, sehr bitten, dem doch entgegenwirken zu 
wollen2

• Abgesehen davon, daß solche Maßnahmen gegenüber zwei tadellosen und 
kriegsverdienten Offizieren ungerecht wären, so wären sie z. Zt. auch dem 
militärischen Interesse zuwider. Es handelt sich um die einzigen mir verbliebenen 
Offiziere, die ganz genau mit schlesischen und besonders Breslauer innerpoliti
schen Verhältnissen bekannt sind, ein Umstand, der sie mir für die Zeitläufte, 
denen wir vielleicht bald entgegen gehen, unentbehrlich macht. Beides sind sehr 
überlegte, ruhig urteilende l\Ienschen. Durant ist ein Mann von hoher allgemeiner, 
weltmännischer Bildung und außerordentlich gewandt. (Er war z. B. von Oberost 
im Herbst 18 auf Monate zu Lenin nach Moskau entsandt.) Ich erinnere mich 
deutlich, daß er schon am 13. III. Abends, als anscheinend ganz Breslau in Wonne 
zu schwimmen schien, das Lüttwitz-Unternehmen für einen schweren politischen 
Mißgriff mir gegenüber bezeichnete. Schmettow hat nichts weiter gegen sich als 
seinen Vater3

, der ja auch Herrn General bekannt ist. 

Diese Lüttwitz-Sache hat uns unendlich geschädigt und die Situation so zu 
Ungunsten verschoben, daß man fast hoffnungslos werden kann. Schlesien mag 
immer noch erheblich besser sein als viele andere Landesteile. Gleichwohl ist die 
Verhetzung in Breslau und den Industriegebieten von Striegau und Waldenburg 
auf den Siedepunkt gestiegen. Waffen sind in reichem Maße bei Kommunisten und 
U.S.P. vorhanden, auch ihre Organisation dürfte fertig sein. Die Truppe ist durch 
die Lüttwitz-Sache auch nicht besser geworden. Bei der Kavallerie ist es zwar 
spurlos vorbeigegangen, in der Infanterie ist aber ein gewisses Mißtrauen bei den 
Unteroffizieren zum Teil vorhanden. Gleichwohl würde die Parole: "Schutz der 
Verfassung" wohl unbedingt in den nächsten zweifellos überaus ernsten Krisen 
doch sicher ziehen, wenn man nur damit rechnen könnte, daß sie von oben her mit 
der nötigen Energie ausgesprochen und durchgedrückt werden wird4• Hier liegt 
der springende Punkt der ganzen so gefahrvollen Lage. Die Regierung hat gegen 
links bisher nie wirklich Energie gezeigt aus Angst vor dem Ausfall der Wahlen. 
Inzwischen sind in die höheren Verwaltungsstellen soviel Sozis eingerückt, denen 
der Anschluß an die Linksradikalen innerlich näher liegt als an die Bürgerlichen; 
und in ihren Händen liegt die vollziehende Gewalt. Ob eine Rettung aus dem roten 
Chaos möglich sein wird, das wird m. E. allein von dem Verhalten der zentralen 
Stelle abhängen. Möchte sie die Zügel führen und nicht schleifen lassen, wie jetzt 
der allgemeine Eindruck ist! Ich glaube, daß wir dicht vor dem Zeitpunkt stehen, 
von dem wir einst im Oktober sprachen. Unsere ganze Hoffnung ist auf Herrn 
General gerichtet. Ich glaube nicht, daß jemand sonst in der Welt wird helfen 
können. 

In steter Verehrung Euer Hochwohlgeboren gehorsamster 

2 Beide Offiziere verblieben im Reichsheer. 

3 Vgl. Nr. 34 Anm. 1. 

v.Thaer. 

4 In seinem Antwortbrief vom 4. Juni 1920 nahm Seeckt für sich in Anspruch, daß er "alles versucht 
habe, um Schutz der Verfassung überall als Parole auszugeben". Claus Guske, Das politische 
Denken des Generals von Seeckt. Ein Beitrag zur Diskussion des Verhältnisses Seeckt-Reichswehr
Republik (Historische Studien Heft 422). Lübeck und Hamburg 1971. S. 200. 
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97.

üekekl cles lkeielrswednnünisters Oeklen üker clie Verwenkcinßt von 
Nilitsr dei OeködrclunA cler ökkentlieden Orclnnnx.

7. Juni 1920. »erlin. ll.b.Nr. 379.6. 20H.III. - V-V-^. 8 4886 ä-I-26. 86. 1. IVIgsck. 
^ksobrikt.

Verscbisdene kücbkragen betreffend die in cier Verfügung IKK. IVr. 1981 5.1920 
7.1.III vorn 28. 5. 192(7 niedergelegten Oesieblspunbte Illr clas Eingreifen von 
iKibtär rur ^kiederberstebung 6er öffentbeben Orclnung geben ^nlall ru folgenden 
näbsren Erläuterungen.
Kordert eine ruständigs Avilbsbörde IVIibtär an, so liat der urn Hilfeleistung 
angegangene ^libtärbefelilsbaber niebt das keebt naebruprülen, ob das verlangte 
Kinsebreiten von ?>lilitär an sieb pobtiseb notrcEncbA und rweclcmäbig ist. Die 
Verantwortung für diese grundlegende kntscbeidung rein politiseber blatur muK 
und soll unter allen kmständen den mibtäriseben 8tellen abgenommen werden, sie 
ist unKsterik von der auffordernden Avilbebörde ru tragen, die sieb ibrerseits 
vorder kecbenscbalt abrulegen bat über die ganre Tragweite, die einem Umgrei
fen von Nilitär rubommt samt allen sieb daraus ergebenden böigen. Im Interesse 
der so dringend nötigen Oerausnabme der keiebswebr aus der kolitib mu6 an 
diesem Orundsatr unbedingt lestgebalten werden. Andererseits aber gibt die 
Bestimmung, da6 der Nilitärbsfelrlsbabsr das keckt bst, ru prüfen, ob die 
militärisebe Hilfeleistung aus LrEAUNKön mr/itäriLe/rer /Irt überliaupt geleistet 
werden bann, dem ^lilitärbefsblsbaber - der Anforderung der ^ivilbeliörde 
gegenüber - diejenige breibeit der kntsebliebung, dis im militäriseiien Interesse 
unbedingt erforderlieb ist.
Oer Legriff „Erwägungen mibtäriseber c^rt" ist niebt ru eng ru lassen, er gebt weit 
über den Kabinen rein tabtiseber ketraebtungen binaus, er umla8t in weitestem 
kmkang alle Kragen, die die lVlannesruebt betreffen, den Oeist der Kruppe, das 
Verbältnis rur Levölberung und niebt ruletrt aueb solcbe moraliscber und 
psyebologiscber IVatur: das krestige der ^Vebrmaebt und ibr /Vnseben als letrter 
und wiebtigster ^.usdrueb der Ltaatsgewab.
Oer Nibtärkeleblsbaber bat also im Kalle einer Anforderung niebt nur ru prüfen, 
ob seine Kräfte rur Oureblübrung der gestellten Aufgabe ausreieben, ob sie riebtig 
gruppiert und rusammengesetrt sind - es gebärt vielmebr aueb stets in den kreis 
seiner „Krwägungen mibtäriseber ^.rt", sicb darüber keebensebalt abrulegen, ob 
niebt der Oeist der Kruppe durcb unreitiges oder ollensiebtbeb unnötiges 
Kinsetren leidet - ob niebt die 8tebung der keiebswebr im Volle durcb Ileranrie- 
ben ru Verriebtungen rein pobreibcber ^rt gekäbrdet wird - (Oaussuebungen, 
2wangsbeitreibungen von kebensmitteln) -, oder ob sebbelbicb niebt dureb ru 
bäuliges nur dureb Oeringtügiglcsiten veranlagtes Auftreten der IVebrmaebt die 
letrte und sebärlste ^Vakle, über die der 8taal verfügt, vor der 2eit abgestumpft 
wird und an IVirlcung und 8to6braft verliert.

I Nr. 95.
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97. 

Befehl des Reidlswehrministers Geßler über die Verwendung von 
Militär bei Gefährdung der öffentlichen Ordnung. 

7. Juni 1920. ßerlin. H.L.!'.'r. 379.6. 20.T.I.III. - ßA-l\IA. F 4886 A-I-26. ßd. 1. Maseh. 
Abschrift. 

Verschiedene Rückfragen betreffend die in der Verfügung I-tL. Nr. 198] .5.1920 
T.I.III vom 28. 5. 19201 niedergelegten Gesichtspunkte für das Eingreifen von 
Militär zur Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung geben Anlaß zu folgenden 
näheren Erläuterungen. 

Fordert eine zuständige Zivilbehörde Militär an, so hat der um Hilfeleistung 
angegangene Militärbefehlshaber nicht das Recht nachzuprüfen, ob das verlangte 
Einschreiten von l\Iilitär an sich politisch notwendig und zweckmäßig ist. Die 
Verantwortung für diese grundlegende Entscheidung rein politischer Natur muß 
und soll unter allen Umständen den militärischen Stellen abgenommen werden, sie 
ist ungeteilt von der auffordernden Zivilbehörde zu tragen, die sich ihrerseits 
vorher Rechenschaft abzulegen hat über die ganze Tragweite, die einem Eingrei
fen von Militär zukommt samt allen sich daraus ergebenden Folgen. Im Interesse 
der so dringend nötigen Herausnahme der Reichswehr aus der Politik muß an 
diesem Grundsatz unbedingt festgehalten werden. Andererseit!' aber gibt die 
Bestimmung, daß der Militärbefehlshaber das Recht hat, zu prüfen, ob die 
militärische Hilfeleistung aus Erwägungen militärischer Art überhaupt geleistet 
werden kann, dem Militärhefehlshaber - der Anforderung der Zivilbehörde 
gegenüber - diejenige Freiheit der Entschließung, die im militärischen Interesse 
unbedingt erforderlich ist. 

Der Begriff "Erwägungen militärischer Art" ist nicht zu eng zu fassen, er geht weit 
über den Rahmen rein taktischer Betrachtungen hinaus, er umfaßt in weitestem 
Umfang alle Fragen, die die Manneszucht betreffen, den Geist der Truppe, das 
Verhältnis zur Bevölkerung und nicht zuletzt auch solche moralischer und 
psychologischer Natur: das Prestige der Wehrmacht und ihr Ansehen als letzter 
und wichtigster Ausdruck der Staatsgewalt. 

Der Militärbefehlshaber hat also im Falle einer Anforderung nicht nur zu prüfen, 
ob seine Kräfte zur Durchführung der gestellten Aufgabe ausreichen, ob sie richtig 
gruppiert und zusammengesetzt sind - es gehört vielmehr auch stets in den Kreis 
seiner "Erwägungen militärischer Art", sich darüber Rechenschaft abzulegen, ob 
nicht der Geist der Truppe durch unzeitiges oder offensichtlich unnötiges 
Einsetzen leidet - ob nicht die Stellung der Reichswehr im Volk durch Heranzie
hen zu Verrichtungen rein polizeilicher Art gefährdet wird - (Haussuchungen, 
Zwangsbeitreibungen von Lebensmitteln) -, oder ob schließlich nicht durch zu 
häufiges nur durch Geringfügigkeiten veranlaßtes Auftreten der Wehrmacht die 
letzte und schärfste Waffe, über die der Staat verfügt, vor der Zeit abgestumpft 
wird und an Wirkung und Stoßkraft verliert. 

1 Nr. 95. 
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98. 9.6.1920 Kapitel II

Ls beäarf somit in leäem Linrelkall sorgfältiger unä ernster Lrvägungen, vie äie 
militärischen Interessen 6er Iruppe mit äen politischen äer Avilbehöräen in 
Linlclang ru bringen sinä. Oie Liffer 5 äer ^bänäerungsverfügung rur „Vorschrift 
über äen V^affengebrauch" ILL. 1996. 4. 20.1.1.III vom 14. 5. 1920? gibt leäem 
^libtärbefehlsbabsr äie ^lögbeblreit, äie militärischen OesichtspunLte nacbärücL- 
Uch rur Leitung ru bringen.

Oer Leicbsvehrminister 
ger. Or. Oeßler.

2 ?>Ir. 88.

98.

schreiben äles Dekeblsbsbers irn ^Vebrlcreis IV, Oenerslleutnsnt v. 8tc»Ir- 
msnn, sn clen säebsiseben Vlinisterprssicienten Lnelc über militärisebe 
keüenlren Ke^en äen LortbestanL bevsllneter civiler OrAsnisstionen.

9. luni 1920. Oresäen. la op. »r. 10175. - 84. 8 43 1/2711. IVlasoli. 4bscliri1t.

Ich habe mit Leäauern von äer Lntscbeiäung äer Legierung Lenntnis genommen, 
äaß suk rasches Lingreilen gegen äie Mallenübungen von leilen äer Leipriger 
Arbeiterschaft verrichtet veräen soll. Oie Nachrichten haben sich inrvischen 
veiter veräichtet, unä ich muß äaher, ohne äer pobtischen Lntschließung äer 
rustänäigen stelle auch nur irgenävie vorgreilen ru vollen, erneut unä aul äas 
Dringlichste ein schnelles Lingreifen aus militärischen Orünäen empfehlend Ls ist 
aul äie Dauer ein unerträglicher, truppenrersetrenäer 2ustanä, venn unter äen 
^.ugen äer verfassungsmäßigen bevafkneten Vlacht eine offenbar verkassungsviä- 
rige bevaffnete Organisation entsteht, vächst unä herausforäernäe Übungen 
abbält, obne äaß etvas Durchgreifenäes geschieht, latsächheh hefinäet sich äie 
keichsvehrtruppe üher äiesen Nißstanä r.1. in erhehlicher Lrregung.
Ich muß auch äarauk hinveisen, äaß unter Omstänäsn äer Linsatr äer Leichsvehr 
im sinne äer Legierung gekähräet ist unä ^es^ notvenäig veräen kann, äie 
Leichsvehrtruppe aus Leiprig herausruriehen, um ihr äie erforäerbche Hanä- 
lungslreiheit ru erhalten, weiter ist ru besorgen, äaß äas ungebinäert aulreirenäe 
Oebaren äieser bevallnsten ü.8.L.-Leute ru einem unervünscbten ^Vieäeraufle- 
ben äer soeben aufgelösten Xeitfreivilbgenverhänäe führen kann, äie naturgemäß 
rur selbsthille ärängen, venn von herufener Leite nichts Vorheugenäes rum 
schutre äer Allgemeinheit unternommen virä.
Diese ehemaligen Leitfreivilbgen hahen sich in äer lat hei äen lVlärrunruhen für 
Legierung unä Verfassung eingesetrt, unä rvar unter erheblichen blutigen 
Verlusten, ünrveifelbaft sinä äie erwähnten Vrheitertruppen gegebenenfalls 
ebenso entschlossen, ^äie^ Verfassung mit V^affengevalt umrustoßen. Dis ^4u/lö-

I VZI. ölr. 93.
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Es bedarf somit in jedem Einzelfall sorgfältiger und ernster Erwägungen, wie die 
militärischen Interessen der Truppe mit den politischen der Zivilbehörden in 
Einklang zu bringen sind. Die Ziffer 5 der Abänderungsverfügung zur" Vorschrift 
über den Waffengebrauch" H.L. 1996. 4. 20.T.l.III vom 14. 5. 19202 gibt jedem 
Militärbefehlshaber die Möglichkeit, die militärischen Gesichtspunkte nachdrück
lich zur Geltung zu bringen. 

2 Nr. 88. 

98. 

Der Reichswehrminister 
gez. Dr. Geßler. 

Schreiben des Befehlshabers im Wehrkreis IV, Generalleutnant v. Stolz
mann, an den sächsischen Ministerpräsidenten Buck über militärische 
Bedenken gegen den Fortbestand bewaf~neter ziviler Organisationen. 

9. Juni 1920. Dresden. Ia op. Nr. 10175. - BA. R 431/2711. Masch. Abschrüt. 

Ich habe mit Bedauern von der Entscheidung der Regierung Kenntnis genommen, 
daß auf rasches Eingreifen gegen die Waffenübungen von Teilen der Leipziger 
Arbeiterschaft verzichtet werden soll. Die Nachrichten haben sich inzwischen 
weiter verdichtet, und ich muß daher, ohne der politischen Entschließung der 
zuständigen Stelle auch nur irgendwie vorgreifen zu wollen, erneut und auf das 
Dringlichste ein schnelles Eingreifen aus militärischen Gründen empfehlen l . Es ist 
auf die Dauer ein unerträglicher, truppenzersetzender Zustand, wenn unter den 
Augen der verfassungsmäßigen bewaffneten Macht eine offenbar verfassungswid
rige bewaffnete Organisation entsteht, wächst und herausfordernde Übungen 
abhält, ohne daß etwas Durchgreifendes geschieht. Tatsächlich befindet sich die 
Reichswehrtruppe über diesen Mißstand z.T. in erheblicher Erregung. 

Ich muß auch darauf hinweisen, daß unter Umständen der Einsatz der Reichswehr 
im Sinne der Regierung gefährdet ist und [es] notwendig werden kann, die 
Reichswehrtruppe aus Leipzig herauszuziehen, um ihr die erforderliche Hand
lungsfreiheit zu erhalten. Weiter ist zu besorgen, daß das ungehindert aufreizende 
Gebaren dieser bewaffneten U.S.P.-Leute zu einem unerwünschten Wiederaufle
ben der soeben aufgelösten Zeitfreiwilligenverbände führen kann, die naturgemäß 
zur Selbsthilfe drängen, wenn von berufener Seite nichts Vorbeugendes zum 
Schutze der Allgemeinheit unternommen wird. 

Diese ehemaligen Zeitfreiwilligen haben sich in der Tat bei den Märzunruhen für 
Regierung und Verfassung eingesetzt, und zwar unter erheblichen blutigen 
Verlusten. Unzweifelhaft sind die envähnten Arbeitertruppen gegebenenfalls 
ebenso entschlossen, [die] Verfassung mit Waffengewalt umzustoßen. Die Auflö-

1 Vgl. Nr. 93. 
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Krise und keovgsnisntion 14.6.1920 99.

SUNK 6er ^oitlroiwilbgsn isl seiner ^eik mit I^aob6ruob betrieben un6 überlebt 
wor6on; 6io ^lu/ste/lunK 6er Vrboitortruppen begegnet weitgebenüer l^aebsiebt. 
leb betone noebmals, 6a6 6ies alles leüigbeb Erwägungen vom mibtäriseben 
8tan6punbt sin6, aber ieb vermag niebt stillsebweigenü an 6en sebweren 
Leüenben vorbeirugeben, 6ie sieb mir in meiner Ligensebakt als Dekeblsbaber 6es 
V^ebrbreises angesiebts 6er wacbsenüen Oelabr in Oeiprig aukürangen, un6 rege 
claber - übrigens im binblang mit mebreren rivilbebörülieben 8tellen - rasebes 
unä entseblossenes Oingreilen noebmals auk 6as rVngelegentbebste an.
^Vas <lie Vorscblage lür 6ie ru ergreilen6en lVlaknabmen anbetriklt, so erlaubt sieb 
äas Vebrbreisbomman6o allgemein aul sein Lebreiben vom 20. 5. 20 I^r. la op 
9891^ binruweisen. Oie in 6iesem Lebreiben in Wilker 1 vorgeseblagene Verordnung 
wür6e sieb naeb 6er gestrigen Mitteilung 6es llerrn ^linisterpräsiüenten erübri
gen. Dagegen mull aul 6ie Dureblübrung 6er Ontwallnung ganr besonderer Vert 
gelegt wer6en.
Die letrten IVaebriebten über 6ie Öbungen usw. 6er ^rbeiterwebr sin6 anliegen6 
rusammengestellt^.

Der Oekeblsbaber 
ger. v. 8tolrmann 

 Generalleutnant.
2 ?<r. 93.
3 01636 ^.nl2ß6 ^vur66 nielit 6rmüt6lt.

99.

Rekebl 6es Lekeblsbskers im ^ebrlrreis VII, Oeneralmajon v. lVIölil, über 
6ie Lrrieliung 6es bluteroklirierlLorps un6 6ie politisebe Haltung 6er 

Vlsnnseliakten.

14. Juni 1920. Müncken. IIp,. IV». 247I6/In IV». 4483. - O-t M V. till 37/v. 428. Vervivlk.

Die Leriebte gem. (lrubo.Verkg. la I^lo. 627 geb./6. 5. 20^ (nur an 6ie 8riga6en) 
baben interessante Oinbbebe in 6ie inneren Verbältnisse 6er l'ruppen geboten, leb 
ersuebe, aueb bünltig in 6en monatlieben Dericbten sieb über 6ie in ^ener 
Verlügung beson6ers genannten Dunbte ru äu6ern, solern irgen6 etwas neues o6er 
beüsutsames 6arllber ru sagen ist.
Das Verhältnis 6er ^nkero//iriere sowohl ru äen O/lirieren rere ru 6en V/auusc/ra/-

1 Oer LekekI 6es 8eieks>vekr-6ruppenlcominsn6os 4 Is IVr. 627 geb vorn 6. ^Isi 1920 (8^-N^. 80 53 
- 7/2. KIssLk.Vervielk.) ordneie ^leldun^en über clie inneren Verhältnisse der l'ruppe nseh einem 
Leherns von sechs OrsZen sn, von denen die vierte die politische LtimmunZ der l'ruppe, ihr Orteil 
über die HeicbsreßierunZ und die bsxerische OLndesregierunZ sorvie ,,dss Verhältnis Lsyerns rum 
Keich" betrsk. Diese OrsZe sollte jedoch lediglich sus der im lsukenden Dienst entstandenen 
Kenntnis des Dübrers, nickt aufgrund besonderer IVacbkorsebungen besntvortet (Verden. 
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sung der Zeitfreiwilligen ist seiner Zeit mit Nachdruck betrieben und überwacht 
worden; die Aufstellung der Arbeitertruppen begegnet weitgehender Nachsicht. 
Ich betone nochmals, daß dies alles lediglich Erwägungen vom militärischen 
Standpunkt sind, aber ich vermag nicht stillschweigend an den schweren 
Bedenken vorbeizugehen, die sich mir in meiner Eigenschaft als Befehlshaber des 
Wehrkreises angesichts der wachsenden Gefahr in Leipzig aufdrängen, und rege 
daher - übrigens im Einklang mit mehreren zivilbehördlichen Stellen - rasches 
und entschlossenes Eingreifen nochmals auf das Angelegentlichste an. 

Was die Vorschläge für die zu ergreifenden Maßnahmen anbetrifft, so erlaubt sich 
das Wehrkreiskommando allgemein auf sein Schreiben vom 20. 5. 20 Nr. Ia op 
98912 hinzuweisen. Die in diesem Schreiben in Ziffer 1 vorgeschlagene Verordnung 
würde sich nach der gestrigen Mitteilung des Herrn Ministerpräsidenten erübri
gen. Dagegen muß auf die Durchführung der Entwaffnung ganz besonderer Wert 
gelegt werden. 

Die letzten Nachrichten über die Übungen usw. der Arbeiterwehr sind anliegend 
zusammengestellt3• 

2 Nr. 93. 

3 Diese Anlage wurde nicht ermittelt. 

99. 

Der Befehlshaber 
gez. v. Stolzmann 
Generalleutnant. 

Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Generalmajorv. Möhl, über 
die Erziehung des Unteroffizierkorps und die politische Haltung der 

Mannschaften. 

14. Juni 1920. München. Hpt. No. 2471MIa No. 44·83. - ßA-MA. RH 37/v. 428. Verviclf. 
Ahschrift. 

Die Berichte gern. Gruko. Verfg. Ia No. 627 geh./6. 5. 201 (nur an die Brigaden) 
haben interessante Einblicke in die inneren Verhältnisse der Truppen geboten. Ich 
ersuche, auch künftig in den monatlichen Berichten sich über die in jener 
Verfügung besonders genannten Punkte zu äußern, sofern irgend etwas neues oder 
bedeutsames darüber zu sagen ist. 

Das Verhältnis der Unteroffiziere sowohl zu den Offizieren wie zu den Mannschaf-

Der Befehl des Reichswehr-Gruppenkommandos 4 Ia Nr. 627 geh. vom 6. Mai 1920 (BA-MA. RH 53 
- 7/2. Masch. Vervielf.) ordnete Meldungen über die inneren Verhältnisse der Truppe nach einem 
Schema von sechs Fragen an, von denen die vierte die politische Stimmung der Truppe, ihr Urteil 
über die Reichsregierung und die bayerische Landesregierung sowie "das Verhältnis Bayerns zum 
Reich" betraf. Diese Frage sollte jedoch lediglich aus der im laufenden Dienst entstandenen 
Kenntnis des Führers, nicht aufgrund besonderer Nachforschungen beantwortet werden. 
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99. 14. 6. 1920 Lr-pitel II

ken debark kortgesetrter Überwacbung und in mancber Leriebung einer Verbesse- 
rung.
Icb babe es immer sis bedenkllcb bereicbnst, dall in der krüberen Vrmee die 
Onterokkiriere nicbt nacb ibren Väbigkeiten, Xenntnissen und lleistungen ausge- 
nütrt, berablt und behandelt wurden und dall ilrnen die iVloglicbkeit des 
Vorwärtskommens käst ganr versperr! var. In der devolution bat sieb das bitter 
geräcbt. vVucb beute noeb bekinden sieb im deutscben Heere Vruppsntelle, in 
denen rwiscben den Okkirieren und den Dnterokkirieren eine Xlukt bestellt und wo 
(be Vlannscbakt sieb vorwiegend auk der Leite der Dnterokkiriere bekindet. V^ir 
müssen alles daran setzen, dall Lbnllcbe Zustände in der ba^eriscben keiebswebr 
keine Ledeutung gewinnen können.
Daru gebört vor allem eine sorgkältige ^.uswabl der Dnterokkiriere sowie die 
Xntkernung aller ungeeigneten oder gekällrllcben Dersönllcbkeiten. Ungeeignet 
sind solebe beute, die in ibrem allgemeinen Lildungsgrad und in ibren militäri- 
seben Galligkeiten ru wenig über den Durcbscbnitt der Nannscbakten llervorragen 
würden, um siell das nötige Vnseben verscbakken ru können; gekäbrllcb sind solelle 
Dnterokkiriere, die ill re n XinDuü aul dis ^lannscbakt daru benütren, um 8timmung 
gegen die Okkiriere oder gegen einrelne sngellllell reaktionäre Okkiriere ru maellen. 
Xbemallge Nitglleder oder r^nbänger von Loldatenraten durkten niellt in die 
Xeiebswebr aukgenommen werden und sind baldigst ru entkernen, wenn niellt ganr 
besondere persönbelle Oründe in einrelnen ballen kür illre Lsibebaltung spreellen 
sollten. Darüber, dall ein Onterokkirier, der den Oeist der brupps gekäbrdet, 
entkernt werden mull und inkolge dessen aueb entkernt werden kann, bestellt niellt 
der geringste 2weikel.
Unsere Dauptaukgabe bestellt aber darin, mit den bei der Vruppe verbleibenden 
Onterokkirieren ein dauernd gutes Verllältnis llerrustellen, das von einer unpassen
den Vertraullellkeit ebenso weit entkernt ist wie von unbereebtigter oder gswobn- 
lleitsmälliger Lcllrokkbeit seitens der Okkiriere. Junge Okkiriere sind in dieser 
Dinsiellt ru überwaellen und anruleiten. Vlles was gesellellen kann, um die 
wirtsellaktlielle und gsseUsellaktbolle Ltellung der Onterokkiriere ru beben, ist 
durebrukübren oder ru beantragen. Das dienstllcbe ^.nseben der Onterokkiriere 
gegenüber den Nannsebakten ist mögliebst ru kördern. ^bgeseben von einer 
vorsiebtigen und taktvollen Lebandlung der Onterokkiriere vor der bront empkeble 
icb eine selbständige Verwendung der llierkür geeigneten Ünterokkiriere bei jeder 
passenden Oelegenbeit, andererseits aber ibre dienstllcbe Entlastung, wo es 
angängig erscbeint. Xs soll also nicbt bei jeder Übung ein Okkirier und nicbt neben 
jedem Okkirier ein älterer Onterokkirier anwesend sein, wenn es nicbt die bigenart 
der Übung oder die Vnrabl der Uannscbakten verlangt.
Der aullerdienstllcbe Verkebr der Onterokkiriere mit den Nannscbakten ist von 
dem Xompagniekübrer usw. im k^uge ru bebalten. Die ricbtige Orenre ru kinden, ist 
8acbe des Taktes. Vorscbrikten bierüber können noeb weniger gegeben werden 
wie über den Verkebr rwiscben Okkirier und Onterokkirier.
I^acb V.8I. 19 8. 728^ soll der 8oldat dem Dnterokkirier ,,im Orulle ruvorkom-

2 Oie liier ringerogenen kestirnniungen über den rnilitririselien OruÜ ivurclen verökkentlielit clureli 
^rmoe-VerordnunZs-DIstt 1919 3. 488.
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ten bedarf fortgesetzter Überwachung und in mancher Beziehung einer Verbesse
rung. 

Ich habe es immer als bedenklich bezeichnet, daß in der früheren Armee die 
Unteroffiziere nicht nach ihren Fähigkeiten, Kenntnissen und Leistungen ausge
nützt, bezahlt und behandelt wurden und daß ihnen die Möglichkeit des 
Vorwärtskommens fast ganz versperrt war. In der Revolution hat sich das bitter 
gerächt. Auch heute noch befinden sich im deutschen Heere Truppenteile, in 
denen zwischen den Offizieren und den Unteroffizieren eine Kluft besteht und wo 
die Mannschaft sich vorwiegend auf der Seite der Unteroffiziere befindet. Wir 
müssen alles daran setzen, daß ähnliche Zustände in der bayerischen Reichswehr 
keine Bedeutung gewinnen können. 

Dazu gehört vor allem eine sorgfältige Auswahl der Unteroffiziere sowie die 
Entfernung aller ungeeigneten oder gefährlichen Persönlichkeiten. Ungeeignet 
sind solche Leute, die in ihrem allgemeinen Bildungsgrad und in ihren militäri
schen Fähigkeiten zu wenig über den Durchschnitt der Mannschaften hervorragen 
würden, um sich das nötige Ansehen verschaffen zu können; gefährlich sind solche 
Unteroffiziere, die ihren Einfluß auf die :VIannschaft dazu benützen, um Stimmung 
gegen die Offiziere oder gegen einzelne angeblich reaktionäre Offiziere zu machen. 
Ehemalige Mitglieder oder Anhänger von Soldatenräten durften nicht in die 
Reichswehr aufgenommen werden und sind baldigst zu entfernen, wenn nicht ganz 
besondere persönliche Gründe in einzelnen Fällen für ihre Beibehaltung sprechen 
sollten. Darüber, daß ein Unteroffizier, der den Geist der Truppe gefährdet, 
entfernt werden muß und infolge dessen auch entfernt werden kann, besteht nicht 
der geringste Zweifel. 

Unsere Hauptaufgabe besteht aber darin, mit den bei der Truppe verbleibenden 
Unteroffizieren ein dauernd gutes Verhältnis herzustellen, das von einer unpassen
den Vertraulichkeit ebenso weit entfernt ist wie von unberechtigter oder gewohn
heitsmäßiger Schroffheit seitens der Offiziere. Junge Offiziere sind in dieser 
Hinsicht zu überwachen und anzuleiten. Alles was geschehen kann, um die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung der Unteroffiziere zu heben, ist 
durchzuführen oder zu beantragen. Das dienstliche Ansehen der Unteroffiziere 
gegenüber den Mannschaften ist möglichst zu fördern. Abgesehen von einer 
vorsichtigen und taktvollen Behandlung der Unteroffiziere vor der Front empfehle 
ich eine selbständige Verwendung der hierfür geeigneten Unteroffiziere bei jeder 
passenden Gelegenheit, andererseits aber ihre dienstliche Entlastung, wo es 
angängig erscheint. Es soll also nicht bei jeder Übung ein Offizier und nicht neben 
jedem Offizier ein älterer Unteroffizier anwesend sein, wenn es nicht die Eigenart 
der Übung oder die Anzahl der Mannschaften verlangt. 

Der außerdienstliche Verkehr der Unteroffiziere mit den Mannschaften ist von 
dem Kompagnieführer usw. im Auge zu behalten. Die richtige Grenze zu finden, ist 
Sache des Taktes. Vorschriften hierüber können noch weniger gegeben werden 
wie über den Verkehr zwischen Offizier und Unteroffizier. 

Nach V.Bl. 19 S. 7282 soll der Soldat dem Unteroffizier "im Gruße zuvorkom-

2 Die hier angezogenen Bestimmungen über den militärischen Gruß wurden veröffentlicht durch 
Armee-Verordnullgs-Blatt 1919 S. 488. 
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men". Das unterbleibt sebr bäukig. Viele Onterokkiriere verliebten auk clen Orull 
6er Nannscbakten ober seben auk bie Leite, um sicb Onannebmbcbkeiten ru 
ersparen. Oie Orullvorscbrikt mull unbebingt lieber allgemein burcbgekübrt 
werben. bntgegenkommenbes Verbalten cler lbnterokkiriere uncl OelebrunZ cler 
Nannsebglten wirb biss srleiebtern. Venn bie Orababreicben seblecbt ru 
erkennen sinb, so bann selbstverstanblicb kein Orull verlangt werben. Icb balle es 
übrigens kür erwünscbt, allmäbbcb eine gegenseitige OegrülZung aller keicbswebr- 
solbaten einrukllbren, unb glaube, ball biss, runäcbst innerbalb bes eigenen 
Verbanbes unb in kleineren Stanborten, keine besonberen Schwierigkeiten 
macben wirb.
Ober bie po/rtrsc/rs ^kimmunA ber V/ann^c/ra/ken lauteten bie Oericbte riemlicb 
übereinstimmenb babin, ball kein wesentlicbes Interesse an pobtiscben hageskra- 
gen bestebe. Lei einer Gruppe, bie sicber in ber Oanb ibrer Okkiriere ist, kann 
politiscbe Oleicbgültigkeit im allgemeinen nur als erwünscbt bereicbnet werben. 
Immerbin babe icb clen binbruck, ball nicbt alle bübrer über bie wirkliche 
politiscbe Stimmung ibrer Uannscbakten genügenb unterricbtet sinb unb ball 
mancbe sicb ru wenig barum kümmern. In unserer ^eit ist es aber von grober 
Ilebeutung, ball Vorgesetzte unb Untergebene in ibren pobtiscben ^nscbauungen 
nicbt ru weit auseinanbergeben. Lei scbwierigsn Oelastungsproben wirb auk bie 
Oauer bocb wob! nur ber^enige bübrer seiner Iruppe sicber sein bürken, ber sicb 
mit ibr aucb politiscb in einer gewissen Öbereinstimmung bekinbet. bs ist 
unmögbeb, Vorsebrikten barüber ru geben, wie bie Okkiriere sicb Kenntnis von ber 
pobtiscben Stimmung ibrer Untergebenen verscbakken sollen, ^ber bas eine mull 
gekorbert werben, ball politiscbe Spione ober bletrer in ber Iruppe im bauke ber 
^eit erkannt unb bann sokort aus ibr entkernt werben, berner mull es ber bübrer 
versteben, in seiner Iruppe eine nationale kicbtung unter entsprecbenber 
Iletonung ber Ilebeutung unseres engeren Vaterlanbes groll ru rieben.
In bieser lleriebung balle icb also eine Unterweisung unb blberwacbung ber 
blannscbakten unter ben beutigen Verbäbnissen kür unbebingt notwenbig, so 
scbwer es aucb sein mag, bie richtigen Vege bierkür ru kinben unb bie ricbtigen 
Orenren einrubalten. Scbriktbcbe Veisungen bierüber sinb ru vermeiben. Omso- 
mebr Virkung erwarte icb mir von einer münblicben binwirkung ber böberen 
Vorgesetrten unb von bem persönbcben ^.uktreten unb Beispiel ber jüngeren 
Okkiriere^.

Oer Ilekeblsbaber:
ger. von Nöbl 
Oeneralmalor.

3 VZI. üierru clie prsrisiecunß IVIökIs in I^Ic. 155.
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men". Das unterbleibt sehr häufig. Viele Unteroffiziere verzichten auf den Gruß 
der Mannschaften oder sehen auf die Seite, um sich Unannehmlichkeiten zu 
ersparen. Die Grußvorschrift muß unbedingt wieder allgemein durchgeführt 
werden. Entgegenkommendes Verhalten der Unteroffiziere und Belehrung der 
Mannschaften wird dies erleichtern. Wenn die Gradabzeichen schlecht zu 
erkennen sind, so kann selbstverständlich kein Gruß verlangt werden. Ich halte es 
übrigens für erwünscht, allmählich eine gegenseitige Begrüßung aller Reichswehr
soldaten einzuführen, und glaube, daß dies, zunächst innerhalb des eigenen 
Verbandes und in kleineren Standorten, keine besonderen Schwierigkeiten 
machen wird. 

Über die politische Stimmung der Mannschaften lauteten die Berichte ziemlich 
übereinstimmend dahin, daß kein wesentliches Interesse an politischen Tagesfra
gen bestehe. Bei einer Truppe, die sicher in der Hand ihrer Offiziere ist, kann 
politische Gleichgültigkeit im allgemeinen nur als erwünscht bezeichnet werden. 
Immerhin habe ich den Eindruck, daß nicht alle Führer über die wirkliche 
politische Stimmung ihrer Mannschaften genügend unterrichtet sind und daß 
manche sich zu wenig darum kümmern. In unserer Zeit ist es aber von großer 
Bedeutung, daß Vorgesetzte und Untergebene in ihren politischen Anschauungen 
nicht zu weit auseinandergehen. Bei schwierigen Belastungsproben wird auf die 
Dauer doch wohl nur derjenige Führer seiner Truppe sicher sein dürfen, der sich 
mit ihr auch politisch in einer gewissen Übereinstimmung befindet. Es ist 
unmöglich, Vorschriften darüber zu geben, wie die Offiziere sich Kenntnis von der 
politischen Stimmung ihrer Untergebenen verschaffen sollen. Aber das eine muß 
gefordert werden, daß politische Spione oder Hetzer in der Truppe im Laufe der 
Zeit erkannt und dann sofort aus ihr entfernt werden. Ferner muß es der Führer 
verstehen, in seiner Truppe eine nationale Richtung unter entsprechender 
Betonung der Bedeutung unseres engeren Vaterlandes groß zu ziehen. 

In dieser Beziehung halte ich also eine Unterweisung und Überwachung der 
Mannschaften unter den heutigen Verhältnissen für unbedingt notwendig, so 
schwer es auch sein mag, die richtigen Wege hierfür zu finden und die richtigen 
Grenzen einzuhalten. Schriftliche Weisungen hierüber sind zu vermeiden. Umso
mehr Wirkung erwarte ich mir von einer mündlichen Einwirkung der höheren 
Vorgesetzten und von dem persönlichen Auftreten und Beispiel der jüngeren 
Offiziere3

. 

3 Vgl. hierzu die Präzisierung Möhls in Nr. 155. 

Der Befehlshaber: 
gez. von Möhl 
Generalmaj 01'. 
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100.

^ukLeioknrtiig über die politische Haltung tier Reicliswelir in Ladern.

Mitte luni I920^. - 888t^ IV. OruppenOnininanclo 4, 8ü. 47 VIrt I. Masek. keinsellrikt.

1. Leparatismus, Kö6erah8mus un6 ba^sri8che Keich8wehr^
Von ernst ru nehmen6en 86p3r3tistisch6N 8e8trebungen kann in Ludern 6erreit 
nicht gesprochen wer6en. Oie historisehen 2u8ammenhänge seit 6er Keich8grün- 
6ung un6 iin Verlauf 6es V^eltkriegea wer6en ebenso N3ch6rücklich empfun6en 
un6 anerkannt vie 6ie rus3mmenbin6en6en wirtachaftliehen Hlotwen6igkeiten. 
Das bistoriseb-pobtisebe Kmpkin6sn ist naturgemäb in 6er keiebsvebr un6 6er 
überwieg6n6en 2al6 6er Krieg8te6nehmsr besonders 1eben6ig. Oie wirtachaktapo- 
litiseben kaktoren wer6en von allen krwerbatätigen anerkannt, aueb von 6er 
Oan6wirt8chafr. Oie aorialiatiach-link^emokratiache kichtung tritt sowohl 6ie 
historische Iraciition (Abschaffung 6er alten keiehslarben) vis 6ie wirtschaktli- 
eken Oebensbeöingungen (wirtschaftspolitische Centralisation in LerUn) mit kü- 
ben. In 6er bayerischen keichswehr ist eine ausgesprochen nationale 0run6stim- 
mung. le mehr nun eine soriahsrisch-hnks6emokr3tisch6 kxperimentierpolitik 
o6er eine alle wirtschaftlichen (Quellen 6es I^or6ens verschütten6e Oesorganisa- 
tion (grobe Ltreikbewegungen, Lpartakusunruhen in Mttel6eut8eh1an6) 6ie wirt- 
schaktbche 8e6eutung 6e8 Hlor6ens lür 6en 3ü6en schmälern, umso mehr wir6 in 
6em an sich imlustriearmen, wirtschalthch an6ers organisierten 8ü6en 6ie 
Neigung sich kräftigen, sich wirtschaftlich auf eigene kübe ru stellen berw. 
Ln6erswo Anlehnung ru suchen. Oer wirtschaftliche Ogoismus ist wie im Oeben 
6er kinrelnen so 6er Ztämme un6 Völker 6er kräftigste. Oie bayerische keichs
wehr wir6 in 6ieser möglichen, unter Omstän6en sehr plötrlich un6 kräftig 
einsetren6en Entwicklung eines 6er kräftigsten Oegengewichte sein. Vuch ohne 
6a6 sie politisch irgen6wie aktiv wirksam wür6e, wir6 ihre «leutschnationale 
Kigenart im Volk empfun6en werden. Vber ihrs 1an6sm3nn8chaftUche Orun6note 
mub gleiehreitig erh3lten hleiben, wik M3n sie nicht in einen inneren Oegensatr 
rur Bevölkerung bringen, ein Lebten, 6er erst in dem Augenblick okkenkun6ig 
wür6s, wo M3N in Ludern 6ie keicbswebr als 6eutschn3tionalen küekbult 
bräucbte.
2. NinisterprL8i6ent un6 Oan6eskomm3n63nt
Kin 6er Öffentlichkeit erkennbares vertrauensvolles kusammensteben von kegie- 
rung un6 Oan6eskomm3n6ant stärkt im Vuge 6er Levölkerung nicht nur 6ie 
Autorität 6er kegierung, hinter 6er 6ie verfassungstreue bewaffnete Nacht 
sichtbar wir6, son6ern auch 6as Vertrauen ru 6er von Volksvertretung un6 
kegierung nicht losgelösten lVebrmacht.
3. In 8ü66eutschlan6 herrscht stärkstes Nibtrauen gegen 6ie latkrak un6 6en

I Oie Oatierung ergibt sieb aus 6er Oeslimmung 6er mit 6iesem Ltüclc vermittelten Information kür 
Oeneral V. Leeelct (vgl. .4mm. 2), 6er vom 15. luni an Oruppen in klarern besicktigte. Meier- 
^Velo^er 8. 286 k.

2 kk8l. k^otir sm oberen Hanü: ,,pol. I^otiren kür Oeneral v. 8eeclct". 
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Aufzeichnung über die politische Haltung der Reichswehr in Bayern. 

Mitte Juni 19201• - BHStA IV. Gruppenkornmando 4, Bd. 47 Akt 1. Masch. Reinschrift. 

1. Separatismus, Föderalismus und bayerische Reichswehr 

Von ernst zu nehmenden separatistischen Bestrebungen kann in Bayern derzeit 
nicht gesprochen werden. Die historischen Zusammenhänge seit der Reichsgrün
dung und im VerIauf des Weltkrieges werden ebenso nachdrücklich empfunden 
und anerkannt wie die zusammenbindenden wirtschaftlichen Notwendigkeiten. 
Das historisch-politische Empfinden ist naturgemäß in der Reichswehr und der 
überwiegenden Zahl der Kriegsteilnehmer besonders lebendig. Die wirtschaftspo
litischen Faktoren werden von allen Erwerbstätigen anerkannt, auch von der 
Landwirtschaft. Die sozialistisch-links demokratische Richtung tritt sowohl die 
historische Tradition (Abschaffung der alten Reichsfarben) wie die wirtschaftli
chen Lebensbedingungen (wirtschaftspolitische Zentralisation in Berlin) mit Fü
ßen. In der bayerischen Reichswehr ist eine ausgesprochen nationale Grundstim
mung. Je mehr nun eine sozialistisch-linksdemokratische Experimentierpolitik 
oder eine alle wirtschaftlichen Quellen des Nordens verschüttende Desorganisa
tion (große Streikbewegungen, Spartakusunruhen in Mitteldeutschland) die wirt
schaftliche Bedeutung des Nordens für den Süden schmälern, umso mehr wird in 
dem an sich industriearmen, wirtschaftlich anders organisierten Süden die 
Neigung sich kräftigen, sich wirtschaftlich auf eigene Füße zu stellen bezw. 
anderswo Anlehnung zu suchen. Der wirtschaftliche Egoismus ist wie im Leben 
der Einzelnen so der Stämme und Völker der kräftigste. Die bayerische Reichs
wehr wird in dieser möglichen, unter Umständen sehr plötzlich und kräftig 
einsetzenden Entwicklung eines der kräftigsten Gegengewichte sein. Auch ohne 
daß sie politisch irgendwie aktiv wirksam würde, wird ihre deutschnationale 
Eigenart im Volk empfunden werden. Aber ihre landsmannschaftliche Grundnote 
muß gleichzeitig erhalten bleiben, will man sie nicht in einen inneren Gegensatz 
zur Bevölkerung bringen, ein Schaden, der erst in dem Augenblick offenkundig 
würde, wo man in Bayern die Reichswehr als deutschnationalen Rückhalt 
bräuchte. 

2. Ministerpräsident und Landeskommandant 

Ein der Öffentlichkeit erkennbares vertrauensvolles Zusammenstehen von Regie
rung und Landeskommandant stärkt im Auge der Bevölkerung nicht nur die 
Autorität der Regierung, hinter der die verfassungstreue bewaffnete Macht 
sichtbar wird, sondern auch das Vertrauen zu der von Volksvertretung und 
Regierung nicht losgelösten Wehrmacht. 

3. In Süddeutschland herrscht stärkstes Mißtrauen gegen die Tatkraft und den 

1 Die Datierung ergibt sich aus der Bestimmung der mit diesem Stück vermittelten Information für 
General v. Seeckt (vgl. Anm. 2), der vom 15. Juni an Truppen in Bayern besichtigte. Meier
Welcker S. 286f. 

2 Hsl. Notiz am oberen Rand: "pol. Notizen für General v. Seeckt". 
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guten Villen ller Regierung. Dieses Mißtrauen ^vurrelt niellt in Oekülllsmomenten, 
sonllern in Datsaellen.
a) Dnerllöile Lelllvaellllellkeit iin HullrgellieO - aller gegen aukrulösenlle Dreikor- 
mationen vvirll init Vakkengevalt vorgegsngen.
b) Dulllung ller roten Dormationen, ollgleiell^ mit umkangreiellen Verökkentllellun- 
gen (Deutselle Leitung, Deutsclle lagesreitung, sogar llas Derliner Dagedlatt llat 
lllaellricllten aus Kemsolleill gellraelltü) auk clle rote Organisation (ungewissen ist.
Diese Dassivität kalkt auell auk llie militarisellen Katgeller rurüelc, von llenen llie 
Okkentllellksit erwartet, llaß sie sellon längst mit ller gleiellen llemonstrativen 
Dinllelllgkeit llagegen siell llätten wenllen sollen nie seinerreit im keiellswellrmi- 
nisterium gegen Düttwitr, Dullenllorkk unll Xapp.
4. Das einseitige Vertrauensverllällnis lles Keiellswellrministeriums rur llnlcslle- 
mokratisellen Dresse wird mit Mißtrauen lleollaelltet (Lerliner Dagelllatt). Venn 
auell gegen eine lliesllergl. Denllenr lles politisellen Ministers Oeßler niellts 
eingenenllet nerllen kann, milltäriselle Lekerenten (r. 8. Major OiellrD) sollten 
siell llier rurückllalten.

3 Vgl. .Vr. 66, IVr. 67, ^Ir. 68, IVr. 72.
4 „obgleich" äsl. Anstelle von „trotrllem".
5 Nsjor i. o. Hermann v. 6ielirl, Teiler cier IVselirielitenstelle lles keicllstvekrministeriums, ästte im 

Lerliner Isgedlstt IVr. 227 vom 16. klsi 1920 einen Oeilsrtilcel Oie Olliriere verökkenlliekl. ^uclr 
üeneralmajor v. Leeelct llatte llas Oerllner Isgeblatt rur Verbreitung seiner ^.nselisuungen kenntet, 
s. ^r. 43.

101.

Meldung lies Düllrers «1er 11. Kompanie lies Oellirgs-läger-Dataillons 
42, Usuplmsnn Karl, üller clie politiselle unll lllienstliolle Haltung seiner 

Gruppe.

16. 4uni 1920. Oinlisu. IV» 58 8^6. - 888t^ IV. Lekütren-Hrixslie 21. 8ll. 42s VIrt I. Usl. 
VuskertißunA.

2u Drage I?:
Das Verllältnis rnisellen Ollirier, Onterollirier unll Mann ist als sellr gut ru 
llereiellnen. Keine okkenen oller passiven Villerstanlle, auell lleine Klagen oller 
Verlletrungen im Oelleimen.
^u Drage 2.:
lell glaulle mit Destimmtlleit melllen ru llönnen, llall llie Onterokkiriere ller 
Kompagnie keine Deriellungen ru politisellen oller allnliellen Vereinen unterllalten 
mit llem Destrellen, llie 8tellung ller Okkiriere llerunterrullrüelcen. Im Oegenteil

I Oie Ollellerunß llieses Lericlrts entspriclit llem vorßeseliriedenen OrsZenseliems, vgl. IVr. 99 
^nm. 1.

183

Krise und Reorganisation 16.6.1920 101. 

guten Willen der Regierung. Dieses Mißtrauen wurzelt nicht in Gefühlsmomenten, 
sondern in Tatsachen. 

a) Unerhörte Schwächlichkeit im Ruhrgebiet3 - aber gegen aufzulösende Freifor
mationen wird mit Waffengewalt vorgegangen. 

b) Duldung der roten Formationen, obgleich4 mit umfangreichen Veröffentlichun
gen (Deutsche Zeitung, Deutsche Tageszeitung, sogar das Berliner Tageblatt hat 
Nachrichten aus Remscheid gebracht!!) auf die rote Organisation hingewiesen ist. 

Diese Passivität fällt auch auf die militärischen Ratgeber zurück, von denen die 
Öffentlichkeit erwartet, daß sie schon längst mit der gleichen demonstrativen 
Einhelligkeit dagegen sich hätten wenden sollen wie seinerzeit im Reichswehrmi
nisterium gegen Lüttwitz, Ludendorff und Kapp. 

4. Das einseitige Vertrauensverhältnis des Reichswehrministeriums zur linksde
mokratischen Presse wird mit Mißtrauen beobachtet (Berliner Tageblatt). Wenn 
auch gegen eine diesbezgl. Tendenz des politischen Ministers Geßler nichts 
eingewendet werden kann, militärische Referenten (z. B. Major Giehrl5) sollten 
sich hier zurückhalten. 

3 Vgl. Nr. 66, Nr. 67, Nr. 68, Nr. 72. 

4 "obgleich" hsl. anstelle von "trotzdem". 

5 Major i. G. Hermann v. Giehrl, Leiter der Nachrichtenstelle des Reichswehrministeriums, hatte im 
Berliner Tageblatt Nr. 227 vom 16. Mai 1920 einen Leitartikel Die Offiziere veröffentlicht. Auch 
Generalmajor v. Seeckt hatte das Berliner Tageblatt zur Verbreitung seiner Anschauungen benutzt, 
s. Nr. 43. 

101. 

Meldung des Führers der 11. Kompanie des Gebirgs-Jäger-Bataillons 
42, Hauptmann Karl, über die politische und dienstliche Haltung seiner 

Truppe. 

16. Juni 1920. Lindau. No 58 geh. - BHStA IV. Schützen.Brigade 21. Bd. 42a Akt 1. Hsl. 
Ausfertigung. 

Zu Frage 1. 1: 

Das Verhältnis zwischen Offizier, Unteroffizier und Mann ist als sehr gut zu 
bezeichnen. Keine offenen oder passiven Widerstände, auch keine Klagen oder 
Verhetzungen im Geheimen. 

Zu Frage 2.: 

Ich glaube mit Bestimmtheit melden zu können, daß die Unteroffiziere der 
Kompagnie keine Beziehungen zu politischen oder ähnlichen Vereinen unterhalten 
mit dem Bestreben, die Stellung der Offiziere herunterzudrücken. Im Gegenteil 

1 Die Gliederung dieses Berichts entspricht dem vorgeschriebenen Fragenscherna, vgl. Nr. 99 
Anm. 1. 
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glaube ieb, äab alle Onteroffiriers äer Xompugnie äer Oberreugung sinä, äub 
einzelne oäer uueb ciie Oesumtbeit äer X'nteroffiriere niebt in äer Xuge wären, 
einen georäneten Oienstbetrieb unä eine erspriebbcbe Vusbiläung sieber ru 
stellen. Den meisten Onteroffirieren ist äie äisripbnlose, wiUkürbebe Xübrungäer 
Oesebufte unter 6er Zoläutenrutsberrsebuft noeb wobl in Xrinnerung.
Xu Xruge Z.:
lVueb meinen Leobuebtungen sinä uueb bei 6er ^../2O.I.X? keine äerurtigen 
Onteroffiriere mebr vorbunäen. rVbgeseben von wenigen ulten Xupitulunten 
unterbulten clie Onteroffiriere 6er Xompugnie aueb keinen Verkebr mit ibnen. Ob 
unäere, lrübere Onteroffiriere äes 20. I.kO, äie noeb in Oinäuu unsüssig sincl, 
äerurtige Oestrsbungen buben, entriebt sieb meiner Xenntnis.
Xu Xruge 4.:
Oureb persünliebe Vertrauensmänner bin ieb über clie allgemeine politisebe 
Ztimmung in cler Xompugnie einwunäkrei uuk clem Ouukenäen gebalten. Oie 
Xompugnie kunn, von vereinreiten Vusnubmen ubgeseben, als pobtiseb inäifferent 
bereiebnet weräen. Xin Orittel äer Oesumtrubl äürfte cler Oesinnung nueb äer 
N.8.O., rwei Orittel äer IVlittelstunäspurteO ungebören. Xin kleinerer Veil ist 
IVlitglieä äer bu^eriseben Xönigspurtei. Mt äer bisberigen keiebsregierung sinä 
Onteroffiriere unä lVlunnsebukten, wie aus ibrer Onterbultung ru entnebmen ist, in 
keiner Meise einverstunäen, weil sie obne festes Xiel unä obne Xrfolg eine Xolitik 
äes Xuuäerns unä Lebwunkens verfolgt but. lXumentbeb äie Xreignisse im 
Xubrgebiet, insbesonäere äie fortgesetrte Klemmung unä Xurückbultung äer 
Xeiebswebrtruppen gegenüber äen roten bewaffneten Ounäen^, liut viel böses 
Olut bervorgeruken.
Xin leb äer Xompugnie ist äer .Xnsiebt, äu6 uueb eine bürgerbebe Legierung 
infolge äer Xntente-Xinwirkung keine Besserung äer Ouge berbeirulübren ver
möge. Xins Lullerst ungünstige Leurteilung von Zeiten äer Nunnsebuften but äas 
Verfubren äer Xeiebs-Xegierung gekunäen, Oöbnungsrulugen ru gewübren unä 
nueb kurrer Xeit jeäesmul äen Versueb ru mueben, sie wieäer rurüekrunebmen. 
Ous bat äus Vertruusn ru kegierungsverfügungen beinube völlig rerstört.
Oie bu^erisobe Legierung erfübrt äurcbwegs eine günstige Oeurteilung, äu sie es 
verstunäen but, wübrenä ibrer bisberigen Xegierungsreit uueb unter sobwierigen 
pobtiscben Verbultnissen Kube, Oränung unä Zieberbeit uulreebt ru erbulten. ^Vul 
Orunä äer Xeitungslektüre vermutlieb sinä äie meisten beute äer^nsiebt, äulZ äie 
Oesunäung äes Xeiebes nur von Ludern uusgeben könne. Von einem Vertruuens- 
munn würäe mir errüblt, äulZ uueb äie ^.nsiebt uusgesproeben würäe, sturk 
bekämpft von äer Vlebrbeit, Ludern obne I^lorääeutseblunä würäe ruseber wieäer 
ru Kube unä Moblstunä kommen.
Xu Xruge 5.:
Oie Xompugnie bestebt ru mebr als rwei Dritteln aus älteren, geäienten unä im

2 4.bkürrunA kür ^.usbitciunZsIcompLgiüe cies 20. InkLiUeris-ksNirieirls?
3 Verinuüicli ist bier nickt ciie XlittelstLnüspLrtsi Zeineint, ciie bei cien vorsnAeZirnZenen I.LncitLZs- 

rvnblen nur einen ZerinZen Ztimmensnteii erringen konnte, sondern clie recblsstekencie Nitteb 
psrtei.

4 Vgl. >Vr. 100 c^.nin. 3.

184

101. 16.6.1920 Kapitel 11 

glaube ich, daß alle Unteroffiziere der Kompagnie der Überzeugung sind, daß 
einzelne oder auch die Gesamtheit der Unteroffiziere nicht in der Lage wären, 
einen geordneten Dienstbetrieb und eine ersprießliche Ausbildung sicher zu 
stellen. Den meisten Unteroffizieren ist die disziplinlose, willkürliche Führung der 
Geschäfte unter der Soldatenratsherrschaft noch wohl in Erinnerung. 

Zu Frage 3.: 

Nach meinen Beobachtungen sind auch bei der A./20.I.R. 2 keine derartigen 
Unteroffiziere mehr vorhanden. Abgesehen von wenigen alten Kapitulanten 
unterhalten die Unteroffiziere der Kompagnie auch keinen Verkehr mit ihnen. Ob 
andere, frühere Unteroffiziere des 20. LR., die noch in Lindau ansässig sind, 
derartige Bestrebungen haben, entzieht sich meiner Kenntnis. 

Zu Frage 4.: 

Durch persönliche Vertrauensmänner bin ich über die allgemeine politische 
Stimmung in der Kompagnie einwandfrei auf dem Laufenden gehalten. Die 
Kompagnie kann, von vereinzelten Ausnahmen abgesehen, als politisch indifferent 
bezeichnet werden. Ein Drittel der Gesamtzahl dürfte der Gesinnung nach der 
M.S.P., zwei Drittel der Mittelstandspartei3 angehören. Ein kleinerer Teil ist 
Mitglied der bayerischen Königspartei. Mit der bisherigen Reichsregierung sind 
Unteroffiziere und Mannschaften, wie aus ihrer Unterhaltung zu entnehmen ist, in 
keiner Weise einverstanden, weil sie ohne festes Ziel und ohne Erfolg eine Politik 
des Zauderns und Schwankens verfolgt hat. Namentlich die Ereignisse im 
Ruhrgebiet, insbesondere die fortgesetzte Hemmung und Zurückhaltung der 
Reichswehrtruppen gegenüber den roten bewaffneten Banden I, hat [~] viel böses 
Blut hervorgerufen. 

Ein Teil der Kompagnie ist der Ansicht, daß auch eine bürgerliche Regierung 
infolge der Entente-Einwirkung keine Besserung der Lage herbeizuführen ver
möge. Eine äußerst ungünstige Beurteilung von Seiten der Mannschaften hat das 
Verfahren der Reichs-Regierung gefunden, Löhnungszulagen zu gewähren und 
nach kurzer Zeit jedesmal den Versuch zu machen, sie wieder zurückzunehmen. 
Das hat das Vertrauen zu Regierungsverfügungen beinahe völlig zerstört. 

Die bayerische Regierung erfährt durchwegs eine günstige Beurteilung, da sie es 
verstanden hat, während ihrer bisherigen Regierungszeit auch unter schwierigen 
politischen Verhältnissen Ruhe, Ordnung und Sicherheit aufrecht zu erhalten. Auf 
Grund der Zeitungslektüre vermutlich sind die meisten Leute der Ansicht, daß die 
Gesundung des Reiches nur von Bayern ausgehen könne. Von einem Vertrauens
mann wurde mir erzählt, daß auch die Ansicht ausgesprochen würde, stark 
bekämpft von der Mehrheit, Bayern ohne Norddeutschland würde rascher wieder 
zu Ruhe und Wohlstand kommen. 

Zu Frage 5.: 

Die Kompagnie besteht zu mehr als zwei Dritteln aus älteren, gedienten und im 

2 Abkürzung für Ausbildungskompagnie des 20. Infanterie-Regiments? 

3 Vermutlich ist hier nicht die ~fittelstandspartei gemeint, die bei den vorangegangenen Landtags
wahlen nur einen geringen Stimmenanteil erringen konnte, sondern die rechtsstehende Mittel
partei. 

4 Vgl. Nr. 100 Anm. 3. 
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Deläe gestunäenen Leuten. Ick Kulte äiese Deute kür Zuverlässiger unä militärisck 
kruuckkurer als äie jüngeren, äie nock ru wenig reik äen Dinkkissen politiscker 
kiutur wie äer äes Dumpies^ ru leickt rugänglick sinä. Den Deruksklussen nuck isl 
militäriscke Druuckkurkeit unä Verlässigkeit äer Deikenkolge nuck ru oränen in: 
Deute mit Vorkiläung (keulsckule, O^mnusium) (3), Dunäwirten (17) unä Arbeitern 
versckieäenster Outtung (91).
Die Xompugnie ist völlig einkeitlick unä gescklossen. Die meisten ^ngekörigen äer 
Dompugnie Küken äie Dämpke um Müncken in Oiesing mitgemuckt unä Kulten 
uukeroräentlick lest rusummen. Die Deute wuräen ungekulten, Drüäer unä 
Verwunäte rum Eintritt in äie Compagnie ru werken, mit äem Drkolg, äu6 nun rwei 
Drüäerpuure unä von einer Dumilie sogur ärei Drüäer in äer Compagnie äienen. 
Vnäere, vereinreit ungeworkene Deute können auk äiesen ulten Stumm keinen 
Dinkluk! gewinnen unä weräen nuck kurrer Deit von ikm uukgesogen. Onsickere, 
nickt äuru gekörige Dlemente sinä jetrt so riemlick uus äer Compagnie entkernt.
Du Drugs 6.:
Vertruuensleute treten in äer Kompagnie kaum in Drsckeinung. Die Deute wenäsn 
siek äurckwegs wie krüker mit ikren Ditten unä Desckweräen unmittelkur un äen 
Kompugniekllkrer. Lei äeren Dntsckeiäung unä Kei Verkängung von Struken mukl 
äie Vnwesenkeit äer Vertruuensleute immer kesonäers kekoklen weräen. Lei 
^Vuklen, äie okne kesonäere Deilnukme äer lVlunnsckukten verluuken, weräen 
immer äie gleicken Dersonen gewLklt. Dwei äer Vertruuensleute sinä Dunäwirte, 
rwei ^rkeiter, einer Okkirier, einer Stuäent. Vertrauensleute unä äeren Stellver
treter sinä militarisck kruuckkure Deute, von unstänäiger, ruinier Oesinnung.

Kurl
Duuptmunn unä Kompugniekükrer.

5 Vermullioit ist liier 8eru§ Zenommen ciie in ^lünelien erso!ieinen6e ^eituriß Oer Kamjik.

102.

kekekl cler LekeKIsstelle öriegi cler IleieKsweKrIDrigucje 8 über IXuoliriel»- 
lenclienst uncl Pressewesen.

21. luni 1920. Sriex. Ic I>tr. 412/620. Pers. - ISä-MV NH 37/5063. Mosek. Nonrepl.

1. In äen lXuekrioktenklüttern, äie I^von^ äen Druppen rugeken, kekinäen siek 
kuukig /^nguken, äie nickt uus äen Neläungen äer Oruppen stummen. Dür 
äerurtige ^nguken ist möglickst eine Destätigung keirukringen, jeäenkulls sinä 
solcke ^litteilungen stets nuckruprüken unä äus Drgeknis mit äem nücksten 
^Vockenkerickt ru meläen. Dkenso ist auck stets kestrusteilen, ok Meldungen uus 
anäeren Vkscknitten nickt in gewisser V^eise uuck uuk äen eigenen /kkscknitt 
rutrekken.
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Felde gestandenen Leuten. Ich halte diese Leute für zuverlässiger und militärisch 
brauchbarer als die jüngeren, die noch zu wenig reif den Einflüssen politischer 
Natur wie der des Kampfes5 zu leicht zugänglich sind. Den Berufsklassen nach ist 
militärische Brauchbarkeit und Verlässigkeit der Reihenfolge nach zu ordnen in: 

Leute mit Vorbildung (Realschule, Gymnasium) (3), Landwirten (17) und Arbeitern 
verschiedenster Gattung (91). 

Die Kompagnie ist völlig einheitlich und geschlossen. Die meisten Angehörigen der 
Kompagnie haben die Kämpfe um München in Giesing mitgemacht und halten 
außerordentlich fest zusammen. Die Leute wurden angehalten, Brüder und 
Verwandte zum Eintritt in die Kompagnie zu werben, mit dem Erfolg, daß nun zwei 
Brüderpaare und von einer Familie sogar drei Brüder in der Kompagnie dienen. 
Andere, vereinzelt angeworbene Leute können auf diesen alten Stamm keinen 
Einfluß gewinnen und werden nach kurzer Zeit von ihm aufgesogen. Unsichere, 
nicht dazu gehörige Elemente sind jetzt so ziemlich aus der Kompagnie entfernt. 

Zu Frage 6.: 

Vertrauensleute treten in der Kompagnie kaum in Erscheinung. Die Leute wenden 
sich durchwegs wie früher mit ihren Bitten und Beschwerden unmittelbar an den 
Kompagnieführer. Bei deren Entscheidung und bei Verhängung von Strafen muß 
die Anwesenheit der Vertrauensleute immer besonders befohlen werden. Bei 
Wahlen, die ohne besondere Teilnahme der Mannschaften verlaufen, werden 
immer die gleichen Personen gewählt. Zwei der Vertrauensleute sind Landwirte, 
zwei Arbeiter, einer Offizier, einer Student. Vertrauensleute und deren Stellver
treter sind militärisch brauchbare Leute, von anständiger, ruhiger Gesinnung. 

Karl 
Hauptmann und Kompagnieführer. 

5 Vermutlich ist hier Bezug genommen auf die in München erscheinende Zeitung Ocr Kampf. 

102. 

Befehl der Befehlsstelle Brieg der Reichswehr-Brigade 8 über Nachrich
tendienst und Pressewesen. 

21. Juni 1920. Brieg. Ie Nr. 412/620. Pers. - BA-MA. RH 37/5063. Maseh. Konzept. 

1. In den Nachrichtenblättern, die [von] den Truppen zugehen, befinden sich 
häufig Angaben, die nicht aus den Meldungen der Gruppen stammen. Für 
derartige Angaben ist möglichst eine Bestätigung beizubringen, jedenfalls sind 
solche Mitteilungen stets nachzuprüfen und das Ergebnis mit dem nächsten 
Wochenbericht zu melden. Ebenso ist auch stets festzustellen, ob Meldungen aus 
anderen Abschnitten nicht in gewisser Weise auch auf den eigenen Abschnitt 
zutreffen. 
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2. Oie Versammlungstätigkeit politisier Lartsisn ist scbärker als bisber ru 
llberwacben. Ls mu6 erreicbt werden, da6 möglicbst an /eder Versammlung (nicbt 
nur Unksradikalen) iin Oruppenbereicb mibtäriscbe Lericbterstatter irgendwelcber 
V^rt tsilnebmen. Ourcb diese Vla6nabme soll berweckt werden, da6
a) ein klares Lild über die Versammlungstätigkeit der einzelnen politiseben 
Oruppen (Oäukigkeit, lkbema, Lesucb) entstebt,
b) bieraus Lückseblüsse auk die Orundstimmung in den einzelnen Levölkerungs- 
kreisen gerogen werden können.
Oie wäbrend dsr Lericbtswocbe stattgekundenen Versammlungen sind kurr iin 
V^ocbenbericbt aukrunebmen. Ls genügen kür gewöbnbcb kolgende Angaben: 
Linberuker, Lesucb, Oaupttbema, Ort., 8timmung, kurre Angabe über Verlauk. 
Öber wicbtige Versammlungen ist eingebender ru bericbten.
3. Von Legierungsseite wird gewünscbt, dak aueb auk die örtbebe kleine 
Orovinrpresse ein Linkluü dabingebend ausgeübt wird, da8 in den Leitungen 
mögbcbst bäukig Letracbtungen erscbeinen, dall kür die 8icberbeit des 8taat68 und 
damit des Volkes das 200 000-Uann-Oeer unentbebrbeb sei. Ls soll nacb 
^lögbcbkeit durcb diese Lropaganda erreicbt werden, dak die Entente derselben 
innerbcben Oescblossenbeit gegenübertritt wie s. Ä. in der (lekangenen- und der 
^usliekerungskrage. Ls wird vor allein darauk ankoininen, dein Volk den Onter- 
scbied rwiscben Leiebswebr, 8icberbeitswebr und OrdnunZspolirei klar ru 
inacben und bieraus die blotwendigkeit kür Leibebaltung des jetrigen Oeeresbe- 
standes ru erklären.
Oa den kleinen Leitungen bäukig das Verständnis kür diese Lrage keblt, ist es 
natürbcb nur erwünsebt, wenn geeignete Okkiriere diesen Leitungen entspre- 
ebende Vrtikel rur Verkügung stellen. Oie links siebenden soriallstiscben Leitun- 
gen (wie r. 8. ,freies ^Vort"^) sind nacb bisberiZen OrlabrunZen kür diese 
OropaZanda niebt ru baben.
Lei dieser OeleZenbeit weist die Lekeblsstelle noobinals darauk bin, welcben V^ert 
die persönbebe LüblunZnabrne rwiseben Okkirieren und Lresse bat. ^.ueb sonst ist 
es wünsebenswert, dab gerade in der kleinen Lresse durcb kleine Letracbtungen 
aller Vrt (Ouartierscbwierigkeiten, 8port im Leer, Verwendungsart der Iruppe, 
Besoldung im Heer usw.) das Verständnis und Interesse kür das Leer geweckt und 
kalscben Vorstellungen entgegengetreten wird.
4. Oas 8c/irerben ist nac/r VeraerkunA cimcand/rci ru ceruic/risu/

Von 8eiten der Lekeblsstelle
Gagner

Hauptmann im Oeneralstab.

1 Mutier einer in 8cinverin srseiieinenäen ^eitunZ wurde kein ?resseorZLN dieses I^Lmens eriniltelt.
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2. Die Versammlungstätigkeit politischer Parteien ist schärfer als bisher zu 
überwachen. Es muß erreicht werden, daß möglichst an jeder Versammlung (nicht 
nur linksradikalen) im Gruppenbereich militärische Berichterstatter irgendwelcher 
Art teilnehmen. Durch diese Maßnahme soll bezweckt werden, daß 

a) ein klares Bild über die Versammlungstätigkeit der einzelnen politischen 
Gruppen (Häufigkeit, Thema, Besuch) entsteht, 

b) hieraus Rückschlüsse auf die Grundstimmung in den einzelnen Bevölkerungs
kreisen gezogen werden können. 

Die während der Berichtswoche stattgefundenen Versammlungen sind kurz im 
Wochenbericht aufzunehmen. Es genügen für gewöhnlich folgende Angaben: 

Einberufer, Besuch, Hauptthema, Ort, Stimmung, kurze Angabe über Verlauf. 
Über wichtige Versammlungen ist eingehender zu berichten. 

3. Von Regierungsseite wird gewünscht, daß auch auf die örtliche kleine 
Provinzpresse ein Einfluß dahingehend ausgeübt wird, daß in den Zeitungen 
möglichst häufig Betrachtungen erscheinen, daß für die Sicherheit des Staates und 
damit des Volkes das 200 OOO-Mann-Heer unentbehrlich sei. Es soll nach 
Möglichkeit durch diese Propaganda erreicht werden, daß die Entente derselben 
innerlichen Geschlossenheit gegenübertritt wie s. Zt. in der Gefangenen- und der 
Auslieferungsfrage. Es wird vor allem darauf ankommen, dem Volk den Unter
schied zwischen Reichswehr, Sicherheitswehr und Ordnungspolizei klar zu 
machen und hieraus die Notwendigkeit für Beibehaltung des jetzigen Heeresbe
standes zu erklären. 

Da den kleinen Zeitungen häufig das Verständnis für diese Frage fehlt, ist es 
natürlich nur erwünscht, wenn geeignete Offiziere diesen Zeitungen entspre
chende Artikel zur Verfügung stellen. Die links stehenden sozialistischen Zeitun
gen (wie z. B. "Freies W ort"l) sind nach bisherigen Erfahrungen für diese 
Propaganda nicht zu haben. 

Bei dieser Gelegenheit weist die Befehlsstelle nochmals darauf hin, welchen Wert 
die persönliche Fühlungnahme zwischen Offizieren und Presse hat. Auch sonst ist 
es wünschenswert, daß gerade in der kleinen Presse durch kleine Betrachtungen 
aller Art (Quartierschwierigkeiten, Sport im Heer, Verwendungsart der Truppe, 
Besoldung im Heer usw.) das Verständnis und Interesse für das Heer geweckt und 
falschen Vorstellungen entgegengetreten wird. 

4. Das Schreiben ist nach Verwertung einwandfrei zu vernichten! 

Von Seiten der Befehlsstelle 
Wagner 

Hauptmann im Generalstab. 

1 Außer einer in Schwerin erscheinenden Zeitung wurde kein Presseorgan dieses Namens ermittelt. 
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103.

Lntvurk lies keieüsinnenirüiüsleriinns kür llie Regelung Ren Rekeblsküb- 
rnng kür Reiebsvebr nnü sieüerüeitspolinei bei gemeinsamer Verve n- 

clung.

Vor 23. luiri 1920^. kerlin. Okerselrrikt: ktielitlinien kür llie Regelung cler kekelrlskülirung 
Lcriseben Reielisvelir uncl sieiierbeitspoincei. - k^. k 43 1/2691. Bissell. Vdsvkrikk.

I. In normalen weiten sincl ve6er leile der Reicbsvebr 6er Zicberbeitspolirei, 
nocb leile 6er Licberbeitspobrei 6er Reicbsvebr unterstellt.
Oie NiUtär- un6 Avilbebör6en baben sicb l^boeb von vicbtigen, 6ie ökkentbcbe 
8icberbeit un6 Ordnung betrekken6en ^ngelegenbeiten vecbselseitig Mtteilung ru 
macben.
2. ^iVir6 bei Naknabmen gemaR ^rtilcel 48 6er Reicbsverkassung 6ie vollrieben6e 
Oevalt einer bestimmten Rersönbcbbeit übertragen, so tritt aueb clie 8icberbeits- 
pobrei unter clen Rekebl 6ieser Rersönlicbbeit.
3. Lei im Lalle 6er Aller 2 angeorüneter ocler aul 0run6 cles 8 15 cles Lntvurkes 
cles Reicbsvebrgesetres^ erkolgen6er gemeinsamer Verven6ung 6er Vebrmacbt 
un6 6er 8icberbeitspolirei gelten lür clie Regelung 6er Lekeblsverbältnisse 
nacbsteben6e Orun6sätre:
a) Ler Verreen^unF gieie/rgeor^neter Ver5än6e regelt 6ie Lekeblsverbältnisse 6er 
jeweilige 6ienst- un6 rangälteste kekeblsbaber 6er V7ebrmacbt brv. 6er 8icber- 
beitspobrei un6 rvar in 6er ^Veise, 6ak runäcbst 6er Rang, bei gleiebem Range 
clas Oienstalter 6er bei6erseitigen Lübrer au8seblaggeben6 ist. Rei gleiebem 
Range uncl Oienstalter 6er beiclerseitigen Lübrer stellt clen gemeinsebaltbeben 
Lübrer 6ie ^Vebrmacbt. Oas Oienstalter regelt sieb innerbalb 6er gleicben 
Rangstuken nacb clem Latent brv. 6em Oatum 6er ^nstellungs- o6er 8ekör6e- 
rungsverlügung.
b) Lei VerrcenckunA nac/rgeor^neker Verbände bat 6er Lübrer 6es böberen Verban- 
6es 6en Rekebl.
c) We/rrmae/rk un6 Lic/rerbeik^/ioiirei sin6 an clie gemä6 Miller a) un6 b) erlolgte 
Leleblsregelung gebun6en, aueb kür clen Lall, 6a6 ein 6iesberüglicber besonüerer 
Rekebl ibrer Vorgesetzten niebt vorbegt.
6) /n ^reei/e/L/ä/ien entsebeiüet i« naeb 6er Rage entvvecler 6ie Rersönlicbbeit, 
veleber 6ie vollrieben6e Oevalt übertragen ist, o6er clie Avilbebörcle, von 6er 6ie 
^nkor6erung 6er Unterstützung 6ureb 6ie Vebrmacbt ausgegangen ist.
e) Oie Verbände 6er Reiebsvebr un6 6er Lieberbeitspoliriei sin6 nacb Nögliebbeit 
ru vabren.

1 Oss Oslum ergibt sick SUS I^r. 104.
2 Oie kegierung Oekrenksck Ükerssnüte SIU 3. lull 1920 clem kieicksist <1eu Oncvurk kür ein 

Vekrgesetr, 6er jeOock bsI6 6srsuk ruruckgeMgen rvurOs. Ksbinett Oekrenksck !^!r. 11 ^.nin. 1.
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103. 

Entwurf des ReichsinnenministeriUlns für die Regelung der Befehlsfüh
rung für Reichswehr und Sicherheitspolizei bei gemeinsamer Verwen

dung. 

Vor 23. Juni 19201• Berlin. Überschrift: Richtlinien für die Regelung der Befehlsführung 
zwischen Reichswehr und Sicherheitspolizei. - BA. R 431/2691. Masch. Abschrift. 

1. In normalen Zeiten sind weder Teile der Reichswehr der Sicherheitspolizei, 
noch Teile der Sicherheitspolizei der Reichswehr unterstellt. 

Die Militär- und Zivilbehörden haben sich jedoch von wichtigen, die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung betreffenden Angelegenheiten wechselseitig Mitteilung zu 
machen. 

2. Wird bei Maßnahmen gemäß Artikel 48 der Reichsverfassung die vollziehende 
Gewalt einer bestimmten Persönlichkeit übertragen, so tritt auch die Sicherheits
polizei unter den Befehl dieser Persönlichkeit. 

3. Bei im Falle der Ziffer 2 angeordneter oder auf Grund des § 15 des Entwurfes 
des Reichswehrgesetzes2 erfolgender gemeinsamer Verwendung der Wehrmacht 
und der Sicherheitspolizei gelten für die Regelung der Befehlsverhältnisse 
nachstehende Grundsätze: 

a) Bei Verwendung gleichgeordneter Verbände regelt die Befehlsverhältnisse der 
jeweilige dienst- und rangälteste Befehlshaber der Wehrmacht bzw. der Sicher
heitspolizei und zwar in der Weise, daß zunächst der Rang, bei gleichem Range 
das Dienstalter der beiderseitigen Führer ausschlaggebend ist. Bei gleichem 
Range und Dienstalter der beiderseitigen Führer stellt den gemeinschaftlichen 
Führer die Wehrmacht. Das Dienstalter regelt sich innerhalb der gleichen 
Rangstufen nach dem Patent bzw. dem Datum der Anstellungs- oder Beförde
rungs verfügung. 

b) Bei Verwendung nachgeordneter Verbände hat der Führer des höheren Verban
des den Befehl. 

c) Wehrmacht und Sicherheitspolizei sind an die gemäß Ziffer a) und b) erfolgte 
Befehlsregelung gebunden, auch für den Fall, daß ein diesbezüglicher besonderer 
Befehl ihrer Vorgesetzten nicht vorliegt. 

d) In Zweifelsfällen entscheidet je nach der Lage entweder die Persönlichkeit, 
welcher die vollziehende Gewalt übertragen ist, oder die Zivilbehörde, von der die 
Anforderung der Unterstützung durch die Wehrmacht ausgegangen ist. 

e) Die Verbände der Reichswehr und der Sicherheitspolizei sind nach Möglichkeit 
zu wahren. 

1 Das Datum ergibt sich aus Nr. 104. 

2 Die Regierung Fehrenbach übersandte am 3. Juli 1920 dem Reichsrat den Entwurf für ein 
Wehrgesetz, der jedoch bald darauf zurückgezogen wurde. Kabinett Fehrenbach Nr. 11 Anm. L 
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^.Is gleickgeorknete Verkän6e sin6 anruseken:
1. Compagnie, Lska6ron, Lotterie 6er Vekrmackt un6 Oun6ertsckakt, 8takkel 6er 
8ickerkeitspolirei.
2. Oataillon, ^kteilung 6er V^ekrmackt un6 ^kteilung 6er 8ickerkeitspolir6i.
3. kegiment 6er V^ekrmackt un6 Oruppe 6er 8ickerkeitspolirei.

104.

8ebreiben Oes preukisoben Inneiurrinisters 8everinK sn keiobsbsnriler 
Hlüller über Oie k«8^m>8 Oer LekeblskübrunK kür keiebsvebr nnO 

8ieberbeilspolirei bei Aemeiirssmer VervenOunA.

23. luni 1920. Herlin. IIK 2760 Or/b. - 8^. 8 43 I/269I. ^lasek. ^uskertixunK.

^n1legen6 Ukersen6e iek einen vorn Leicksministerium 6es Innern aukgestekten 
Lntvurk „Liektlinien kür 6ie Regelung 6er Lekeklskükrung rviscken keicksvekr 
un6 8iokerkeitspolirei"^. Oer Lntvurk 6eckt sick genau ink 6er rviscken 
keieksvekr un6 Liekerkekspokrei geübten Oraxis.
I^aekOem 6ie biskerigen in 6ieser Uinsickt gekükrten Verkan6Iungen rviscken 
Leicksministerium 6es Innern un6 Leicksvekrministerium nickt üker 6iesen 
Lntvurk kinausgekommen sin6 inkolge giunüsätrkcken V^i6erstan6es 6es Leicks- 
vekrministeriums, rickte ick an 6en Herrn keickskanrler 6ie 6ringen6e Litte, eine 
sokortige Lntsckei6ung kerbeirukükren. Oie sofortige kegelung ist von rvingen6er 
8ta3t8notven6igkeit. klack einein kier eingegangenen Lerickt 6es Oberpräsiüen- 
ten von ^eatkalei? Kat es in 6en klärrkämpken kostbare 8tun6en geOauert, Kis 
Harkeit üker 6ie Lekeklsgebung Kis ru 6en untersten OienststeUen 6urckge6run- 
gen var.
Oie Oükrung Kutte unter 6ein ^Vecksel 6er Xomman6ogevalt 6ie unklaren 
Verbaltnisse in Loekum un6 Oelsenkircken nickt so scknell or6nen können, vie es 
unbe6ingt notvenOig gevesen väre. Vorurteile 6er keicksvekr gegen 6ie 8icker- 
keitspobrei sin6 erst 6urck 6en Xampk beseitigt vorOen. Onkerecktigten Angriffen 
von^ Lükrern 6er ksicksvekr aul 6ie 8ickerkeitspoUrei Kin ick nackgegangen un6 
Kake ikre Haltlosigkeit lestgestellt. Ick ver6e 6ein Herrn Leioksvekrininister 
gegenüker auk 6as Verkalten 6er Leicksvekr Kei 6en Xäinpken um ^VeseO un6 6en 
Versuck, 6ie 8ckuI6 auk 6ie 8ickerkeitspokrei akrusckieken, nock in einem 
Keson6eren 8ckreiken rurückkommen. ^uck kier Kat 6ie einkeitkeke Oükrung 
versagt un6 var in erster Linie 8ckuI6 an 6em Verlust von V^eseO.

1 k^r. 103, vgl. 6ie ob^veietienile ^ukkassuns cies Heieli8wekrininist6r8 in IVr. 105.
2 ermittelt.
3 Vorl. ,,2niseken".
4 V^I. I^r. 67 .>Vnm. 2.
5 ^älirenil <1e8 Hulir2uk8t2n6s vom Xlärr 1920 bliel) ^Ve8e! 8tel8 im 8e8itr von Heiet^welir unci 

Ziclierlieitspolirei, v§1. .^.nm. 4.
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Als gleichgeordnete Verbände sind anzusehen: 

1. Kompagnie, Eskadron, Batterie der Wehrmacht und Hundertschaft, Staffel der 
Sicherheitspolizei. 

2. Bataillon, Abteilung der Wehrmacht und Abteilung der Sicherheitspolizei. 

3. Regiment der Wehrmacht und Gruppe der Sicherheitspolizei. 

104. 

Schreiben des preußischen Innenministers Severing an Reichskanzler 
Müller über die Regelung der Befehlsführung für Reichswehr und 

Sicherheitspolizei bei gemeinsamer Verwendung. 

23. Juni 1920. Berlin. IIh 2760 Orlb. - BA. R 431/2691. Masch. Ausfertigung. 

Anliegend übersende ich einen vom Reichsministerium des Innern aufgestellten 
Entwurf "Richtlinien für die Regelung der Befehlsführung zwischen Reichswehr 
und Sicherheitspolizei"l. Der Entwurf deckt sich genau mit der zwischen 
Reichswehr und Sicherheitspolizei geübten Praxis. 

Nachdem die bisherigen in dieser Hinsicht geführten Verhandlungen zwischen 
Reichsministerium des Innern und Reichswehrministerium nicht über diesen 
Entwurf hinausgekommen sind infolge grundsätzlichen Widerstandes des Reichs
wehrministeriums, richte ich an den Herrn Reichskanzler die dringende Bitte, eine 
sofortige Entscheidung herbeizuführen. Die sofortige Regelung ist von zwingender 
Staatsnotwendigkeit. Nach einem hier eingegangenen Bericht des Oberpräsiden
ten von Westfalen2 hat es in den Märzkämpfen kostbare Stunden gedauert, bis 
Klarheit über die Befehlsgebung bis zu den untersten Dienststellen durchgedrun
gen war. 

Die Führung hatte unter dem Wechsel der Kommandogewalt die unklaren 
Verhältnisse in Bochum und Gelsenkirchen nicht so schnell ordnen können, wie es 
unbedingt notwendig gewesen wäre. Vorurteile der Reichswehr gegen die Sicher
heitspolizei sind erst durch den Kampf beseitigt worden. Unberechtigten Angriffen 
von3 Führern der Reichswehr auf die Sicherheitspolizei bin ich nachgegangen und 
habe ihre Haltlosigkeit festgestellt. Ich werde dem Herrn Reichswehrminister 
gegenüber auf das Verhalten der Reichswehr bei den Kämpfen um Wesel4 und den 
Versuch, die Schuld auf die Sicherheitspolizei abzuschieben, noch in einem 
besonderen Schreiben zurückkommen. Auch hier hat die einheitliche Führung 
versagt und war in erster Linie Schuld an dem Verlust von WeseJS. 

1 Nr. 103, vgl. die abweichende Auffassung des Reichswehrministers in Nr. 105. 

2 Nicht ermittelt. 

3 Vorl. "zwischen". 

4- Vgl. Nr. 67 Anm. 2. 

5 Während des Ruhraufstands vom März 1920 blieb Wesel stets im Besitz von Reichswehr und 
Sicherheitspolizei, vgl. Anm. 4. 
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Im Interesse eines reibungslosen ^usammenarbeitens 6er Reicbswebr und Lieber- 
beitspobrei im Kampf ist die rascbe Regelung 6er Krage 6er Kommandogewalt bei 
inneren Onruben von größter Ledeutung.
^.Ile blacbricbten stimmen darüber überein, ball wir bald wieder vor neuen 
Aufständen steben können. Ist bis dabin eine Regelung der öefeblsverbältnisse 
noeb niebt festgelegt und allen oberen und unteren Dienststellen eingebend 
bekannt gegeben, so könnten diese Unterlassung ^ngebörige der Reiebswebr und 
Lieberbeitspobrei mit Llut und beben berablen müssen.

Levering.

105.

Lebreiben des keiebswelbrnünisters OeRIer an Reielisinnenrninister 
Koob über die Regelung der Lekeblskübrnng kür Reiebswebr und 

LieberbeilspoliLei bei genreinsainer Verwendung.

30. luni 1920. kerlin. >r. 1702. 6.20H.III. - 84-IVI4. k 4886 4-1-26. 80. 1. 
^irsekrikt.

^u dem mir im Lebreiben II 0 1440 vom 14. 5. 2lK übersandten Oegenvorscblag für 
die Rekeblskübrung rwiseben Reicbswebr und Lieberbeitspobrei gestatte ieb mir, 
folgendes ru bemerken:
Die Krage der Rekeblsfübrung ist dureb die geänderte Vorsebrilt über den 
^akkengebraucb (H.D.lVr. 1996 4.20 1 1 III vom 14. 5. 20)^ bereits geregelt. liier 
beillt es: „belebe Vlabnabmen rur Krreicbung dieses Zweckes, d. b. der von den 
Ävilbebörden gestellten Aufgaben, militäriscb erforderlicb sind, unterliegt allein 
der Reurteilung des militäriseben Refeblsbabers." Rieraus folgt, dall die Rekebls- 
fllbrung bei der Reiebswebr liegt, sobald auf Anforderung der Avilbebörden 
Kruppen rur Viederberstebung der Ordnung eingesetrt werden. -Vn diesem 
grundsätrlleben Ltandpunkt mull ieb festbalten. Dies sebliebt niebt aus, dall in 
gewissen Käben kleinere Reicbswebr-vkbteilungen dureb einen Refebl ibrer 
Vorgesetrten vorllbergebend der Lieberbeitspobrei rugewiesen werden, obne dab 
sieb bieraus ein Ontergebenenverbältnis entwickelt.
Line Lcbwierigkeit kann ieb in dieser Regelung niebt erblicken. Entweder ist 
einem Nilitärbekeblsbaber die vollriebende Oswalt übertragen worden, dann sind 
ibm die gesamten slaatlicben I^Iaebtmittel unterstellt. Oder es bandelt sieb um 
eine Anforderung von Nilitär dureb die Avilbebörden, dann tritt die in der 
„Vorsebrift über den MaRengebraueb" vorgesebene Regelung in Kraft.
leb babe die Kruppe entsprecbend angewiesen und bitte, aueb die unterstellten 
Avilbebörden mit gleicber Weisung ru verseben.

Der Reiebswebrminister 
ger. Dr. Oekler.

1 ermittelt, Vßl. jeäneit I^!r. 103 um! !^'r. 104.
2 k^r. 88.
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Im Interesse eines reibungslosen Zusammenarbeitens der Reichswehr und Sicher
heitspolizei im Kampf ist die rasche Regelung der Frage der Kommandogewalt bei 
inneren Unruhen von größter Bedeutung. 

Alle Nachrichten stimmen darüber überein, daß wir bald wieder vor neuen 
Aufständen stehen können. Ist bis dahin eine Regelung der Befehlsverhältnisse 
noch nicht festgelegt und allen oberen und unteren Dienststellen eingehend 
bekannt gegeben, so könnten diese Unterlassung Angehörige der Reichswehr und 
Sicherheitspolizei mit Blut und Leben bezahlen müssen. 

Severing. 

105. 

Schreiben des Reichswehrministers GeßIer an Reichsinnenminister 
Koch über die Regelung der Befehlsführung für Reichswehr und 

Sicherheitspolizei bei gemeinsamer Verwendung. 

30. Juni 1920. Berlin. l'Ir. 1702. 6.20.T.1.III. - BA-MA. F 4886 A-I-26. Bd. 1. Masch. 
Abschrift. 

Zu dem mir im Schreiben U C 1440 vom 14. 5. 201 übersandten Gegenvorschlag für 
die Befehlsführung zwischen Reichswehr und Sicherheitspolizei gestatte ich mir, 
folgendes zu bemerken: 

Die Frage der Befehlsführung ist durch die geänderte Vorschrift über den 
Waffengebrauch (H.L.Nr. 19964.20 Tl UI vom 14. 5. 2W bereits geregelt. Hier 
heißt es: "Welche Maßnahmen zur Erreichung dieses Zweckes, d. h. der von den 
Zivilbehörden gestellten Aufgaben, militärisch erforderlich sind, unterliegt allein 
der Beurteilung des militärischen Befehlshabers." Hieraus folgt, daß die Befehls
führung bei der Reichswehr liegt, sobald auf Anforderung der Zivilbehörden 
Truppen zur Wiederherstellung der Ordnung eingesetzt werden. An diesem 
grundsätzlichen Standpunkt muß ich festhalten. Dies schließt nicht aus, daß in 
gewissen Fällen kleinere Reichswehr-Abteilungen durch einen Befehl ihrer 
Vorgesetzten vorübergehend der Sicherheitspolizei zugewiesen werden, ohne daß 
sich hieraus ein Untergebenenverhältnis entwickelt. 

Eine Schwierigkeit kann ich in dieser Regelung nicht erblicken. Entweder ist 
einem Militärbefehlshaber die vollziehende Gewalt übertragen worden, dann sind 
ihm die gesamten staatlichen Machtmittel unterstellt. Oder es handelt sich um 
eine Anforderung von Militär durch die Zivilbehörden, dann tritt die in der 
"Vorschrift über den Waffengebrauch" vorgesehene Regelung in Kraft. 

Ich habe die Truppe entsprechend angewiesen und bitte, auch die unterstellten 
Zivilbehörden mit gleicher Weisung zu versehen. 

1 Nicht ermittelt, vgl. jedoch Nr. 103 und Nr. 104. 

2 Nr. 88. 

Der Reichswehrminister 
gez. Dr. Geßler. 
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106.

keriobl ries Beielis- unll Stnstslioinmissnrs kür Ostpreußen, Lorovslli, 
über seine Istiglieit rrur ^VieüerbersleUnnK AesetLÜeber Xnslsntie nseb 

cleru Xspp-bütt^virr-?ntseb.

30. iuni I920W Okne Orlssngske. Okersckrckt: ^ätiglceitskerickt lies Heicks- unü 8lnnls- 
iLoininisssrs lür «lie 2eir von» I. ^pril Iris 30. 4nni 1920. - 8t^K. kep. 2 II ^r. 4044. Bissell. 
Dureirsdirikt.

c- - -?
I . Bntwaltierung cler tväwrenü ües 8tLLtsstreiews reewtsiviürig verwalteter? 
Personen:
I>laew Alker I 6er Vowmaewtel? Watte icw ru prülen unü ru entseweiüen, ivelewe 
Bersonen ües Heeres 06er 6er Avilwevölwerung aus ^nlaw cler letrten Breignisse 
veiter in Halt ru wewalten oüer daraus ru eutlasseu sincl. Bereits aul üie I^kaewricwt 
von meiner Brnennung Win wat clas V^ewrwreiswommanüo 6ie Vewrwreiswrigsäen 
angewiesen, 6ie verwalteten Bersonen ru entlassen. lew wawe somit nur in einigen 
wenigen Bällen einrugreilen wrauewen. 80 war im Breise Bawiau solort naew clem 
Staatsstreiew eine Vnrawl lüwrenüer Bersönwewweiten aus 6er ^.rweiterwewegung 
verwaltet. Oer Antrag 6er Oewerwsewalten aul Breilassung war noew am 21. IVlärr 
vom Banürat awgelewnt worüen, woraul 6er Oeneralstreiw kür üen 25. lVIärr 
angessgt wurüe. Bevor es jeüocw claru wam, wurüen militärisewerseits am 23. 3. 
neun Bersonen verwaktet, veil sie rum 8treiw gewetrt Watten uncl iwnen auew 
sonstige Vergewen rum Vorwurl gemacwt wuräen. Da naew meiner ^nsiewt üiese 
Verwaltungen mit üem Ltaatsstreicw in Verwinäung stanäen unü 6ie Buwe unter 
6er Banäbevölwerung 6er gesamten Brovinr auks wöewste geläwrüeten, verlügte iew 
am 10. 4. auk Örunü 6er mir vorgelegten Leriewte clie Breilassung 6er Verwalteten. 
Iew war wierwei ües Olauwens, 6a6 üie Verwalteten, clie sicw wis rum gleiewen Bage 
noew in miUtärisewem Oewawrsam welunäen Watten, in 8ewutrwalt uncl niewt in 
ricwterwewe Halt genommen seien, was siew jeüocw später als irrig werausstellte. 
Iew verweise im üwrigen werügwew üieses Vorgangs auk meinen Bericwt vom 29. 4. 
an clen Herrn Beiewsminister cles Innern^. 8oweit in anderen Bällen Bersonen 
wäwrenü ües 8tLLts8treiew8 in 8cwutrwalt genommen waren, verlügte üas IVewr- 
wreislcommanüo in einer Lewanntmacwung vom 2. Vpril^ iwre Bntwaktung. Öwer 6ie 
Wi8 rum 10. v^pril sntla88enen 8ewutrwaltgelangenen ließ iew mir namentwew

I Die Einordnung cles 8tücks ergikt sick uus dem in cier klkersckrilt genannten 2silrsuin ciisses 
Leriekts. Lein Ostum wirci in ^rckivnliscke porsckunZen VII >ir. 275 ^nrn. I nui äen 3. Ink 1920 
Zeselrt, von äiesem 4sge ist 6ss 8ckreiben Lorocvslcis k.8t.X. 2173/20 8/V nn äen preu6iselien 
MnisterprLsiäenten 8rnun (sm gleieken Pun6ort vie okiZe ?>r. ^Insek. Oureksekrill) citiert, init 
ciein liieses 8kück Ükers3n6t vuiäe. 2ur Intißkeil Lorovsllis Vßl. XIntl 8. 197-218.

2 Oie Einleitung ist ekenso kortgelsssen vie nlle uncieren c^bsclinitte, äie nickt die keicksvekr 
betreten.

3 Vorl. „entksüeten".
4 Vgl. >lr. 53 ^nin. 1.
5 Xickt ermittelt.
6 Mckt ermittelt.
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106. 

Bericht des Reichs- und Staatskonunissars für Üstpreußen, Borowski, 
über seine Tätigkeit zur Wiederherstellung gesetzlicher Zustände nach 

dem Kapp-LüUwitz-Putsch. 

30. Juni 1920 1• Ohne Ortsangabe. Überschrift: Tätigkeitsbericht des Reichs- und Staats
kommissars für die Zeit vom 1. April bis 30. Juni 1920. - StAL. Rep. 2 II Nr. 4044. Masch. 
Durchschrift. 

[ ... ]2 
I. Enthaftierung [!] der während des Staatsstreichs rechtswidrig verhafteten3 

Personen: 

Nach Ziffer 1 der Vollmachten4 hatte ich zu prüfen und zu entscheiden, welche 
Personen des Heeres oder der Zivilbevölkerung aus Anlaß der letzten Ereignisse 
weiter in Haft zu behalten oder daraus zu entlassen sind. Bereits auf die Nachricht 
von meiner Ernennung hin hat das Wehrkreiskommando die Wehrkreisbrigaden [!] 
angewiesen, die verhafteten Personen zu entlassen. Ich habe somit nur in einigen 
wenigen Fällen einzugreifen brauchen. So war im Kreise Labiau sofort nach dem 
Staatsstreich eine Anzahl führender Persönlichkeiten aus der Arbeiterbewegung 
verhaftet. Der Antrag der Gewerkschaften auf Freilassung war noch am 21. März 
vom Landrat abgelehnt worden, worauf der Generalstreik für den 25. März 
angesagt wurde. Bevor es jedoch dazu kam, wurden militärischerseits am 23. 3. 
neun Personen verhaftet, weil sie zum Streik gehetzt hatten und ihnen auch 
sonstige Vergehen zum Vorwurf gemacht wurden. Da nach meiner Ansicht diese 
Verhaftungen mit dem Staatsstreich in Verbindung standen und die Ruhe unter 
der Landbevölkerung der gesamten Provinz aufs höchste gefährdeten, verfügte ich 
am 10. 4. auf Grund der mir vorgelegten Berichte die Freilassung der Verhafteten. 
Ich war hierbei des Glaubens, daß die Verhafteten, die sich bis zum gleichen Tage 
noch in militärischem Gewahrsam befunden hatten, in Schutzhaft und nicht in 
richterliche Haft genommen seien, was sich jedoch später als irrig herausstellte. 
Ich verweise im übrigen bezüglich dieses Vorgangs auf meinen Bericht vom 29. 4. 
an den Herrn Reichsminister des Innern5• Soweit in anderen Fällen Personen 
während des Staatsstreichs in Schutzhaft genommen waren, verfügte das Wehr
kreiskommando in einer Bekanntmachung vom 2. April6 ihre Enthaftung. Über die 
bis zum 10. April entlassenen Schutzhaftgefangenen ließ ich mir namentlich 

Die Einordnung des Stücks ergibt sich aus dem in der Überschrift genannten Zeitraum dieses 
Berichts. Sein Datum wird in Archivalische Forschungen VII Nr. 275 Anm. 1 auf den 3. Juli 1920 
gesetzt, von diesem Tage ist das Schreiben Borowskis R.St.K. 2173/20 BIW an den preußischen 
Ministerpräsidenten Braun (am gleichen Fundort wie obige Nr. Masch. Durchschrift) datiert, mit 
dem dieses Stück übersandt wurde. Zur Tätigkeit Borowskis vgl. K1att S. 197-218. 

2 Die Einleitung ist ebenso fortgelassen wie alle anderen Abschnitte, die nicht die Reichswehr 
betreffen. 

3 Vorl. "enthafteten". 

4 V g1. Nr. 53 Anm. 1. 

5 Nicht ermittelt. 

6 Nicht ermittelt. 

190 



Kris« ulxl IleorKsnisati»» 30. k. 1920 1 06.

berichten. Oie Oiste entbleit ausscbkeklicb Kommunisten, obwobl in Königsberg 
wie in vielen krovinrstadten eine größere V^nrabl von Nitgbedern cler 8.K.D. wie 
aueb einige ^ngebörige 6er demokratiscben Kartei verbaktet waren, Anträge 
in einem Kinrekall erlubr ieb aber, da6 sogar bis rum 3. Nai noeb eine kerson in 
8cbutrbakt gebalten worden ist.
Icb batte weiter Kenntnis erbalten, dall vor dem 8taatsstreicb durcb die Nilitär- 
und Dvübebörden Kisten 6er im Kalle von Onruben in 8cbutrbakt ru nebm6n6en 
kersönllcbkeiten aulgestellt waren, 6ie Kübrer aller links 8teben6en Karteien mit 
Oinsebluk 6er 8.K.D., sogar teilweise aueb 6er Demokraten entbielten. Dm 6iese 
Kisten, aul deren Orundlage 6ie Verbaltungen wäbren6 6es Ltaatsstreiebes erlolgt 
waren, ru erkalten, wan6te ieb mieb unter dem II. blai an 6ie kegierungspräsi- 
6enten, erbielt ^edocb 6en Lescbeid, dall 8ieb 6ort keine Kisten belän6en. Kin 
gleiebes Krsueben batte icb am 12. Uai an 6as ^ebrkreiskomman6o gericbtet, 6as 
mir am 26. Nai wie kolgt antwortete:
,,Das V^ebrkreiskommsndo bedauert, 6em 6ortigen Vunscbe um ^usbändigung 
6er Kisten aller kersönllcbkeiten, 6ie unter 6em ^usnabmerustan6 un6 6en 
gegebenen Omstanden verbautet wer6en sollten, nicbt naebkommen ru können.
Das Mebrkreiskomman6o batte s. Kl. 6erartige Kisten rm Kunvcrne/rmen mit den 
^rui/öc/rörden von 6en unterstellten Dienststellen aukstellen lassen un6 wie6erbolt 
daraul bingewiesen, 6a6 bei 6er ^.ulstellung mit gröktmögbcbster Oründliebkeit 
un6 Vorsicbt ru verkabren sei.
Die Kisten wurden in 6er IVacbt vom 17. rum 18. Narr 1920 als Unterlage lür 6ie 
6urcb Oeneral v. 8eeckt aul Veranlassung 6er keicbsregierung kbert-kauer 
beloblenen Verballungen benutrt. Dabei reigte es sieb, dall von einrelnen 
unterstellten Dienststellen trotr 6er bekoblenen Oründliebkeit un6 Vorsicbt 
kersönllcbkeiten aul 6ie Kisten gesetrt waren, 6eren Verballung nicbl voll 
gereebllertigt erscbien. Das V^ebrkreiskommando bat 6araulbin 6ie Kisten allge
mein als unbraucbbar erklärt un6 vernicklet.
Da bekannt war, dall 6ie vo1lriek6n6e Oswalt aul einen rivilen kegierungskommis- 
sar übergeben wür6e, Kat 6as IVebrkreiskommando s. Kt. von 6er kleuaulstellung 
6erartiger Kisten Abstand genommen."
Das HOK. gibt also wokl ru, dall 6ie Kisten amtllcken Okarakter trugen, 6a sie 
im Kinvernekmen mit 6en Ävilbekörden aulgestellt waren, motiviert aber 6ie 
vorgenommenen Verballungen aucb nicblkommunistiscber kübrer mit mangeln- 
6er ,,Orün6bcbkeit" un6 „Vorsicbt" 6er untergeordneten Dienststellen. In meiner 
kigenscbalt als kegierungskommissar antwortete icb 6em VKK.K. am 29. lVIai: 
„Der 6ortigen Darstellung entnebme icb, dall 6ie Kisten seinerreit auk Veranlas
sung 6es ^V.K.K. aulgestellt sin6. Der Hinweis, dall 6ie -Kulstellung 6ieser Kisten 
im kinvernebmen mit 6en Avilbebörden erkolgte, beweist, dall 6ie Kisten als 
amtkcbes ^laterial mit kecbt angesprocben wer6en können. Icb bestreite 6em 
^V.K.K. 6as kecbt, 6iese Kisten ru vernicbten, un6 bebake mir naeb 6ieser 
kicbtung bin weitere 8cbritte vor. Vorber bitte icb um Keantwortung kolgen6er 
Kragen:
I. ^Ver bat die Vernicbtung der Kisten angeordnet?
2. V^er bat die Vernicbtung ausgelübrt?
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berichten. Die Liste enthielt ausschließlich Kommunisten, obwohl in Königsberg 
wie in vielen Provinzstädten eine größere Anzahl von Mitgliedern der S.P.D. wie 
auch einige Angehörige der demokratischen Partei verhaftet waren. Auf Anfrage 
in einem Einzelfall erfuhr ich aber, daß sogar bis zum 3. Mai noch eine Person in 
Schutzhaft gehalten worden ist. 

Ich hatte weiter Kenntnis erhalten, daß vor dem Staatsstreich durch die Militär
und Zivilbehörden Listen der im Falle von Unruhen in Schutzhaft zu nehmenden 
Persönlichkeiten aufgestellt waren, die Führer aller links stehenden Parteien mit 
Einschluß der S.P.D., sogar teilweise auch der Demokraten enthielten. Um diese 
Listen, auf deren Grundlage die Verhaftungen während des Staatsstreiches erfolgt 
waren, zu erhalten, wandte ich mich unter dem 11. Mai an die Regierungspräsi
denten, erhielt jedoch den Bescheid, daß sich dort keine Listen befänden. Ein 
gleiches Ersuchen hatte ich am 12. Mai an das Wehrkreiskommando gerichtet, das 
mir am 26. Mai wie folgt antwortete: 

"Das Wehrkreiskommando bedauert, dem dortigen Wunsche um Aushändigung 
der Listen aller Persönlichkeiten, die unter dem Ausnahmezustand und den 
gegebenen Umständen verhaftet werden sollten, nicht nachkommen zu können. 

Das Wehrkreiskommando hatte s. Zt. derartige Listen im Einvernehmen mit den 
Zivilbehörden von den unterstellten Dienststellen aufstellen lassen und wiederholt 
darauf hingewiesen, daß bei der Aufstellung mit größtmöglichster Gründlichkeit 
und Vorsicht zu verfahren sei. 

Die Listen wurden in der Nacht vom 17. zum 18. März 1920 als Unterlage für die 
durch General v. Seeckt auf Veranlassung der Reichsregierung Ebert-Bauer 
befohlenen Verhaftungen benutzt. Dabei zeigte es sich, daß VOlt einzelnen 
unterstellten Dienststellen trotz der befohlenen Gründlichkeit und Vorsicht 
Persönlichkeiten auf die Listen gesetzt waren, deren Verhaftung nicht voll 
gerechtfertigt erschien. Das Wehrkreiskommando hat daraufhin die Listen allge
mein als unbrauchbar erklärt und vernichtet. 

Da bekannt war, daß die vollziehende Gewalt auf einen zivilen Regierungskommis
sar übergehen würde, hat das Wehrkreiskommando s. Zt. von der Neuaufstellung 
derartiger Listen Abstand genommen." 

Das W.K.K. gibt also wohl zu, daß die Listen amtlichen Charakter trugen, da sie 
im Einvernehmen mit den Zivilbehörden aufgestellt waren, motiviert aber die 
vorgenommenen Verhaftungen auch nichtkommunistischer Führer mit mangeln
der, ,Gründlichkeit" und" Vorsicht" der untergeordneten Dienststellen. In meiner 
Eigenschaft als Regierungskommissar antwortete ich dem W.K.K. am 29. Mai: 

"Der dortigen Darstellung entnehme ich, daß die Listen seinerzeit auf Veranlas
sung des W.K.K. aufgestellt sind. Der Hinweis, daß die Aufstellung dieser Listen 
im Einvernehmen mit den Zivilbehörden erfolgte, beweist, daß die Listen als 
amtliches Material mit Recht angesprochen werden können. Ich bestreite dem 
W.K.K. das Recht, diese Listen zu vernichten, und behalte mir nach dieser 
Richtung hin weitere Schritte vor. Vorher bitte ich um Beantwortung folgender 
Fragen: 

1. Wer hat die Vernichtung der Listen angeordnet? 

2. Wer hat die Vernichtung ausgeführt? 
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3. Uer kann üker die tatsäckkck erfolgte Vernicklung eidesstaltkcke Versicke- 
rung aklegen?"
Das U.H. kek mir darauf nackslekendes 8ckreiken vom 5. luni rugeken: 
„Xackdem durck dis Verfügung des Herrn keickspräsidenten vom 28. 5. 1920^ 
cier /kusnakmerustand aufgekoken ist und 8ie Ikr Xml als Hegierungskommissar 
niedergelegt Kaken, würde 62s U.X.X. an sielt keinerlei Veranlassung meitr 
Kaken, auf 62s oken angerogene 8ckreiken ru antworten. Das "UH. würde aber 
auck ru einer Oeantwortung 6er gestellten tragen nickt verpfkcktet sein, kails 8ie 
noeir Hegierungskommissar wären, 62 clie Verordnung des Heickspräsidenten vom 
II. 4. 1920^ Itinen keinerlei Volimackten gak, sielt in die inneren Xngelegenkeiten 
cles U.X.X. einrumiscksn. Ökerdies mu6 das UH. es sielt entsckieden 
verkitten, da6 ciie Kleinigkeit seiner IVIeldungsn von Ilmen in Zweifel gerogen wircl 
unci dull 8ie üker eine Kleidung eidesstattlicke Versickerung verlangen. Das 
U.x.x. Kat in dieser Xngelegenkeit niekts ru verkeimlieken und keanwortet 
daker, um die lVIögkekkeit ieden .Vrgwokns ausruscklieken, Ikre Kragen wie kolgt: 
Xu I: Oie Vernicklung erkolgte auk Orund eines Oelekls des Herrn Oefeklskakers.
Xu 2: Oie Vernicklung wurde durck den ruständigen Oearkeiter, Hauptmann 
Okeissen, ausgsfükrt.
Xu 3: Hauptmann Okeissen.

Von Zeiten des Uekrkreiskommandos 
Oer (lkef des Oeneralstakes

I.V.
ger. krfurtk 

lVlajor."

Xuf mein krsucken an das Uekrkreiskommando vom 6. Xpril Kaken mir sodann 
die Oerickte der keickswekrkrigaden I und XX Verreicknisse der seit dem 
13. Narr in Ontersuckungskait genommenen ^lilitärpersonen ükersandl.
Uie ick mick ükerreugt Kake, kandelt es sick in diesem Verreicknis aussckke8lick 
um wegen stralrecktkcker Vergeken verkaftete 8oldaten.
Unter dem 6. Xpril Katte ick ferner auck das Uekrkreiskommando ersuckl, mir 
eine Oiste der seit dem 13. Uärr entlassenen IVliktärpersonen unter näkerer 
Xngake des kntlassungsgrundes ru ükersenden. Oie mir rugegangenen Kisten 
entkielten 315 namentlick angefükrle Oeeresangekörige im Oereiek des UH. 
und 192 Oersonen, die dem Xkwicklungsamt des I. X.X. unterstanden. Xuüerdem 
ükersandten mir auck einreine Oruppenteile umlangreicke Kisten, in denen die 
sowokl aus Oründen der kleeresverminderung wie des 8taatsstreicks entlassenen 
Oeeresangekörigen aulgelükrt waren. Oas UH. Kat die kinstellung allerwegen 
ikrer 8tellung rum 8taatsstreick entlassenen Oersonen veidügt. 8ekwierigkeiten in 
der Uiedereinstellung sind mir nickt gemeldet. Durck VeröOkntlickungen in der

7 VZ! !>ü. 71 ^.nm. 4.
8 VZI. 78 1.
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3. Wer kann über die tatsächlich erfolgte Vernichtung eidesstattliche Versiche
rung ablegen?" 

Das W.K.K. ließ mir darauf nachstehendes Schreiben vom 5. Juni zugehen: 

"Nachdem durch die Verfügung des Herrn Reichspräsidenten vom 28. 5. 19207 

der Ausnahmezustand aufgehoben ist und Sie Ihr Amt als Regierungskommissar 
niedergelegt haben, würde das W.K.K. an sich keinerlei Veranlassung mehr 
haben, auf das oben angezogene Schreiben zu antworten. Das W.K.K. würde aber 
auch zu einer Beantwortung der gestellten Fragen nicht verpflichtet sein, falls Sie 
noch Regierungskommissar wären, da die Verordnung des Reichspräsidenten vom 
11. 4. 19208 Ihnen keinerlei Vollmachten gab, sich in die inneren Angelegenheiten 
des W.K.K. einzumischen. Überdies muß das W.K.K. es sich entschieden 
verbitten, daß die Richtigkeit seiner Meldungen von Ihnen in Zweifel gezogen wird 
und daß Sie über eine Meldung eidesstattliche Versicherung verlangen. Das 
W.K.K. hat in dieser Angelegenheit nichts zu verheimlichen und beanwortet 
daher, um die Möglichkeit jeden Argwohns auszuschließen, Ihre Fragen wie folgt: 

Zu 1: Die Vernichtung erfolgte auf Grund eines Befehls des Herrn Befehlshabers. 

Zu 2: Die Vernichtung wurde durch den zuständigen Bearbeiter, Hauptmann 
Theissen, ausgeführt. 

Zu 3: Hauptmann Theissen. 

Von seiten des Wehrkreiskommandos 
Der Chef des Generalstabes 

LV. 
gez. Erfurth 

Major. " 

Auf mein Ersuchen an das Wehrkreiskommando vom 6. April haben mir sodann 
die Gerichte der Reichswehrbrigaden I und XX Verzeichnisse der seit dem 
13. März in Untersuchungshaft genommenen Militärpersonen übersandt. 

Wie ich mich überzeugt habe, handelt es sich in diesem Verzeichnis ausschließlich 
um wegen strafrechtlicher Vergehen verhaftete Soldaten. 

Unter dem 6. April hatte ich ferner auch das Wehrkreiskommando ersucht, mir 
eine Liste der seit dem 13. März entlassenen Militärpersonen unter näherer 
Angabe des Entlassungsgrundes zu übersenden. Die mir zugegangenen Listen 
enthielten 315 namentlich angeführte Heeresangehörige im Bereich des W.K.K. 
und 192 Personen, die dem Abwicklungsamt des L A.K. unterstanden. Außerdem 
übersandten mir auch einzelne Truppenteile umfangreiche Listen, in denen die 
sowohl aus Gründen der Heeresverminderung wie des Staatsstreichs entlassenen 
Heeresangehörigen aufgeführt waren. Das W.K.K. hat die Einstellung aller wegen 
ihrer Stellung zum Staatsstreich entlassenen Personen verfügt. Schwierigkeiten in 
der Wiedereinstellung sind mir nicht gemeldet. Durch Veröffentlichungen in der 

7 Vgl. Nr. 71 Anm. 4. 

8 Vgl. Nr. 78 Anm. 1. 
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Kresse ersuckte ick alle unrecktmakig entlassenen Heeresangekörigen, sick Kei 
mir ru melden. Lieskerügkcke klackrickten sind )edock nickt eingegangen.
k - -?

III. Lntersuckung gegen die nm 8taatsstreiek keteillgten Okkiriere der keickswekr 
und der 8ickerkeitspokrei.

Ikerc/rLiae/ir

Oegen Okkiriere der keickswekr sind Kei mir 39 Lalle ankängig geworden.

Davon ketraken: Klasse der Oenerale............................................................... I
8taksokkiriere ..................................................... II
Hauptleute............................................................ 8
Okkiriere ............................................................... 19

rusammen 39

Oegen Onterokkiriere und Uannsckakten sind weder ^Vnreigen eingegangen nock 
Anträge gestellt.

beantragt Kake ick:
I. Lei dem ^ekrkreislcommando:
Lrmittelungsverkakren in......................................................................... 21 Lallen
Oleickreitig mit Dienstentkekung ^in^ .................................................. 4 Lallen
(3 Leutnants, I Okerleutnant).

2. Leim parlamentariscken Lntersuckungsaussckuk des keickswekrministe- 
riums.......................................................................................................... 18 Lallen
davon:
Einleitung eines Verkakrens wegen Hockverrat in.............................. 2 Lallen
(I Na)or, I Hauptmann)
visriplinarverkakren und vienslentkekung in..................................... 16 Lallen

3. Lie ursprüngkck dem ^Vekrkreiskommando ükergebenen 31 Lalle sind vom 10.
5. ak gleiekkalls dem ldntersuckungsaussekuk rugesandt, nack dem mir das 
Mitglied des Ontersuckungsaussckusses, der ^kgeordnete Äein/cop/o^ ^ine dies- 
kerüglicke ^ukkorderung mitgeteilt Katte.
In allen 21 L) Lallen wurde gleickkalls Disriplinarverkakren keantragt, davon in 5 
Lallen gleiekreitige Oienstentkekung.

9 Oer ^bscknitt ,,II. Ontersuckung ßeZen <iie sm Ltsstsslreicir beteilißten Oeiclis- uncl Llsstskesm- 
len" ist kortßelsssen.

10 XVillx Lteinlcopk (8?O), ^bßeor6neler rur ^stionsIverssmmIunA.
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Presse ersuchte ich alle unrechtmäßig entlassenen Heeresangehörigen, sich bei 
mir zu melden. Diesbezügliche Nachrichten sind jedoch nicht eingegangen. 

[ ... ]9 

IH. Untersuchung gegen die am Staatsstreich beteiligten Offiziere der Reichswehr 
und der Sicherheitspolizei. 

Reichswehr 

Gegen Offiziere der Reichswehr sind bei mir 39 Fälle anhängig geworden. 

Davon betrafen: Klasse der Generale .. 
Stabsoffiziere 
Hauptleute 
Offiziere 

zusammen 

1 
11 
8 

19 

39 

Gegen Unteroffiziere und Mannschaften sind weder Anzeigen eingegangen noch 
Anträge gestellt. 

Beantragt habe ich: 

1. Bei dem Wehrkreiskommando: 

Ermittelungsverfahren in . . . .. 
Gleichzeitig mit Dienstenthebung [in] 
(3 Leutnants, 1 Oberleutnant). 

21 Fällen 
4 Fällen 

2. Beim parlamentarischen Untersuchungs ausschuß des Reichswehrministe
riums . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18 Fällen 
davon: 
Einleitung eines Verfahrens wegen Hochverrat in . . . . . . . . .. 2 Fällen 
(1 Major, 1 Hauptmann) 
Disziplinarverfahren und Dienstenthebung in . . . . . . . . . . .. 16 Fällen 

3. Die ursprünglich dem Wehrkreiskommando übergebenen 31 Fälle sind vom 10. 
5. ab gleichfalls dem Untersuchungsausschuß zugesandt, nach dem mir das 
Mitglied des Untersuchungsausschusses, der Abgeordnete Steinkopfo, eine dies
bezügliche Aufforderung mitgeteilt hatte. 

In allen 21 [!] Fällen wurde gleichfalls Disziplinarverfahren beantragt, davon in 5 
Fällen gleichzeitige Dienstenthebung. 

9 Der Abschnitt "H. Untersuchung gegen die am Staatsstreich beteiligten Reichs- und Staatsbeam
ten" ist fortgelassen. 

10 Willy Steinkopf (SPD), Abgeordneter zur Nationalversammlung. 
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Orlecligung 6er ^ukträge

Das Mebrbreisbommanllo Kat mir in sieben Fällen einen Descbei6 erteilt. Dieser 
lautete:
Vuk Onrustänlligbeit in............................................................................ 2 Bällen
Versetrungin .......................................................................................... 2 Dällen
(beutnant Mernicbe uncl Forstreuter)
Desultatlosigbeit 6er Deweiserbebungen jml........................................ 2 Dällen
(1 Oberstleutnant, I Najor)
Anstellung weiterer Drmittlungen in..................................................... I Dällen

Werner bat mir 6as Mebrlcreislcommanllo in einem Dall auk meine Vnkrage naeb 6er 
Dntlassung eines Okkiriers mitgetellt, 6a6 6iese wegen lrunbenbeit im Dienste un6 
niebt aus pobtiseben 0rün6en erkolgt sei.
Vngesicbts 6es vorsteben6en Drgebnisses bielt icb 6ie Drlelligung meiner Vnträge 
clurcb 6as Mebrlcreisbommanllo kür unrureicben6 uncl Zab meiner Neinung aucb 
gelegentllcb 6es Drovinrial-Darteitags 6er 8.D.D. Vusllrucb. Das Mebrbreisbom- 
man6o Übersan6t6 mir clarauk am 22. 5. kolgenlles Lebreiben:
„Das M.X.X. bat von 6er Nitteilung Xenntnis genommen, 6a6 Lie alle Anträge auk 
Ontersucbungen gegen ksicbswebrangebörige wegen ibres Vorgebens in clen 
Narr-lagen unmittelbar 6em Ontersuebungsaussebub beim keicbswebrministe- 
rium einsen6en wer6en. Das M.X.X. bat von sieb aus bereits auk Dekebl «les 
keicbswebrministeriums Vbscbrikten 6es gesamten Ontersucbungsmaterials an 
6as keicbswebrministerium eingesancit. Dabei wur6en vom M.X.X. aus6rüebUebe 
Vnor6nungen getrokken, 6a6 6ie von Ibnen gewünsebten Deststellungen 6a6ureb 
niebt verzögert wer6en 6ürkten. Vuk 6em Drovinrial-Darteitag 6er 8.D.D. baben 
Lie geäußert:
,Die Reinigung 6er Nilltärbebörclen ist beson6er8 scbwierig. Dort sitren 6ie 
Hauptreabtionäre. Vom MU. ist bisber aueb nicbt ein lab erle6igt wor6en/ 
Diese Vuskllbrungen entsprecben nicbt 6en latsacben. Der letrte 8atr mull im 
2usammenbang clen Din6rucb erwecben, als wenn clas M.X.X. absicbtbcb 6ie 
Lrls6igung 6er Ontersucbungen verrögert. Vbgeseben 6avon, clall 6as MU. 
Ibnen regelmäkig mitgeteilt bat, wobin 6ie Lebreiben rur weiteren Feststellung 
geleitet wor6en sinci, uncl abgeseben von mebreren Dällen, in 6enen 6as MU. 
Ibnen clie Ltelle angegeben bat, clie kür clie Drle6igung rustän6ig ist, batten Lie vor 
clem Darteitag bereits erbalten: Die Drle6igung cles Dalles ^e/rukr unü 6as Ergebnis 
6er Deststellungen in 6er Vngelegenbeit 6er Leutnants Merukc^e un6 Dorstreuter 
uncl cles Najors Vere/r. Meitere Lcbritte in 6ies6n Dällen ru unternebmen, war 6as 
MU. nicbt in 6er bags, 6a nacb clem Oesetr betrekken6 6ie Aburteilung 6er 
bocbverräteriscben Dntsrnebmungen aus 6em Narr 1920 un6 6er 6amit rusam- 
menbängen6en Ltraktaten 6urcb 6ie bürgerbcben Oeriebte vom 2. 4. 1920^ kür 6ie 
Drlelligung 6er Dntersucbungen 6ie bürgerbcben Oeriebte allein rustänclig waren. 
Das M.X.X. bittet, in 6er Ökkentbcblceit, insbssonllere aucb in 6er Dresse, eine

II Oesetr, betretend die ^kurteilunß der kockverräteriscken Ontsrnekmen LUS dem KILrr 1920 und 
der damit rusammentiLnZenden 8trLÜLten durck die kürZerlieken Oerickte, vom 2. ^pril 1920. 
K6SI. 8. 431.
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Erledigung der Aufträge 

Das Wehrkreiskommando hat mir in sieben Fällen einen Bescheid erteilt. Dieser 
lautete: 

Auf Unzuständigkeit in ....... . 

Versetzung in ........... . 
(Leutnant Wernicke und Forstreuter) 

Resultatlosigkeit der Beweiserhebungen [in] 
(1 Oberstleutnant, 1 Major) 

Anstellung weiterer Ermittlungen in . . . . . . . . . . . . . . . . . 

2 Fällen 

2 Fällen 

2 Fällen 

1 Fällen 

Ferner hat mir das Wehrkreiskommando in einem Fall auf meine Anfrage nach der 
Entlassung eines Offiziers mitgeteilt, daß diese wegen Trunkenheit im Dienste und 
nicht aus politischen Gründen erfolgt sei. 

Angesichts des vorstehenden Ergebnisses hielt ich die Erledigung meiner Anträge 
durch das Wehrkreiskommando für unzureichend und gab meiner Meinung auch 
gelegentlich des Provinzial-Parteitags der S.P.D. Ausdruck. Das Wehrkreiskom
mando übersandte mir darauf am 22. 5. folgendes Schreiben: 

"Das W.K.K. hat von der Mitteilung Kenntnis genommen, daß Sie alle Anträge auf 
Untersuchungen gegen Reichswehrangehörige wegen ihres Vorgehens in den 
März-Tagen unmittelbar dem Untersuchungsausschuß beim Reichswehrministe
rium einsenden werden. Das W.K.K. hat von sich aus bereits auf Befehl des 
Reichswehrministeriums Abschriften des gesamten Untersuchungsmaterials an 
das Reichswehrministerium eingesandt. Dabei wurden vom W.K.K. ausdrückliche 
Anordnungen getroffen, daß die von Ihnen gewünschten Feststellungen dadurch 
nicht verzögert werden dürften. Auf dem Provinzial-Parteitag der S.P.D. haben 
Sie geäußert: 

,Die Reinigung der Militärbehörden ist besonders schwierig. Dort sitzen die 
Hauptreaktionäre. Vom W.K.K. ist bisher auch nicht ein Fall erledigt worden.' 

Diese Ausführungen entsprechen nicht den Tatsachen. Der letzte Satz muß im 
Zusammenhang den Eindruck erwecken, als wenn das W.K.K. absichtlich die 
Erledigung der Untersuchungen verzögert. Abgesehen davon, daß das W.K.K. 
Ihnen regelmäßig mitgeteilt hat, wohin die Schreiben zur weiteren Feststellung 
geleitet worden sind, und abgesehen von mehreren Fällen, in denen das W.K.K. 
Ihnen die Stelle angegeben hat, die für die Erledigung zuständig ist, hatten Sie vor 
dem Parteitag bereits erhalten: Die Erledigung des Falles Schulz und das Ergebnis 
der Feststellungen in der Angelegenheit der Leutnants Wernicke und Forstreuter 
und des Majors Verch. Weitere Schritte in diesen Fällen zu unternehmen, war das 
W.K.K. nicht in der Lage, da nach dem Gesetz betreffend die Aburteilung der 
hochverräterischen Unternehmungen aus dem März 1920 und der damit zusam
menhängenden Straftaten durch die bürgerlichen Gerichte vom 2. 4. 192011 für die 
Erledigung der Untersuchungen die bürgerlichen Gerichte allein zuständig waren. 
Das W.K.K. bittet, in der Öffentlichkeit, insbesondere auch in der Presse, eine 

11 Gesetz, betreffend die Aburteilung der hochverräterischen Unternehmen aus dem März 1920 und 
der damit zusammenhängenden Straftaten durch die bürgerlichen Gerichte, vom 2. April 1920. 
RGBl. S. 431. 
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entsprechende Berichtigung dieser Äußerungen vorrunehmen. IVach den Lestim- 
mungen des Oesedes, die hier erst am II. lVIai 1920 bekannt wurden, waren die 
^nreigen unmittelbar dein Oberreiebsanwalt in Leiprig berw. an die ruständige 
Oberstaatsanwaltsebakt einrureicben. Das V.X.X. bittet nin Mitteilung, oh in den 
Süllen des lVIajors Vereh und der Leutnants Vernicke und Forstreuter die 
Veitergabe un die ruständigen bürgerlichen 8teIIen erfolgt ist oder noch erfolgen 
soll, damit dem keichswehrministerium die erforderliche Meldung erstattet und 
die verlangten kapiere nachgereicht werden können. Das V.X.X. wird in den 
schwebenden Päßen, wie verabredet war, die von der Iruppe erfolgten Feststel
lungen vor Übergabe des Materials an die bürgerlichen Oerichte dort rur Kenntnis 
bringen und bittet in ledern Lalle um Mtteilung, ob nach erfolgten Feststellungen 
eine Weitergabe der Änreigen an die bürgerlichen Oerichte kür erforderlich 
gehalten wird. Oie Weitergabe würde dann rweekmäßig von hieraus erfolgen, Äße 
Änreigen, die nunmehr auf irgend einem Vego rur Xenntnis des Vehrkreiskom- 
mandos gelangen, werden unmittelbar von hieraus ohne Benachrichtigung der 
dortigen 8teße den bürgerlichen Berichten übergehen werden."

Diesem 8chreiben gegenüber nahm ich den 8tandpunkt ein, daß ich meine auf 
dem Parteitag gemachten Äußerungen voll aufrecht erhalten Hann. Über die 
reaktionäre Oesinnung des V.X.X. habe ich schlüssige Leweise, die hier nicht 
ausruführen sind. Die meiner Anträge durch das V.X.X. ist jedoch
nrc/rk erfolgt. Venn das V.X.X. für seine gegenteilige Leßauptung sich auf die vier 
vorher genannten Lalle bezieht, so habe ich demgegenüber kestrustellen, dab der 
Lall überhaupt kein Antrag meinerseits war und mit dem Xapp-Putsch
nicht in Lerießung stand, da es sich um einen angeblich wegen Lrunkenßeit 
entlassenen Offizier handelte. Letreffend der Leutnants Bernicke und Lorstreuter 
hatte ich den Antrag auf Dienstenthebung gestellt, desgleichen bezüglich des 
lVIajors Verch. In den mir rugegangenen Lescheiden teilt das V.X.X. aber mit, 
daß wegen Verch nichts veranlagt würde, Verrücke und Lorstreuter versetzt 
werden sollten. Vie das V.X.X. in diesen Lescheiden eine Lrledigung meiner 
Anträge sehen will, bleibt mir unerfindlich. Daß die Anträge auf Verfolgung von 
Offizieren wegen Leilnahme am 8taatS8treich an die bürgerlichen Oerichte ru 
richten seien, war mir selbstverständlich bekannt, und bedurfte icb dieser 
Lelebrung des V.X.X. nicbt. Neine an dieses gerichteten Anträge betrafen 
ausschließlich die weitere dienstliche Verwendung und Lehandlung der Offiziere, 
gegen die ein begründeter Verdacht der Leßnaßme am Ltaatsstreich bei mir 
vorlag. Im weiteren Inhalt des 8chreibens widerspricht sich das V.X.X., indem es 
sagt, daß alles weitere Naterial mir rur Prüfung vorgelegt werden wird, im letrten 
8atr jedoch mitteilt, daß alle ^ureigen unmittelbar ohne Lenachrichtigung 
meinerseits den bürgerlichen Oerichten übergeben werden. Entsprechend dieser 
letrten Mitteilung des V.X.X. ist mir auch durch dieses keinerlei Älaterial 
vorgelegt worden, ^.m 7. 6. ersuchte mich das V.X.X. mitruteilen, ob und wann 
eine Richtigstellung meiner Äußerung auf dem Parteitag ru erwarten sei, worauf 
ich dem V.X.X. mitteilte, daß, wie bereits in einem früheren 8chreiben rum 
Ausdruck gebracht, ich weder Veranlassung habe, noch mich verpflichtet fühle, 
dem V.X.X. über meine Tätigkeit, sei es dienstlich oder außerdienstlich, 
Rechenschaft abrugeben. Das V.X.X. hat dann am 16. luni durch das Volff'scße 
Lüro einen Presse-Artikel veröffentlicht, daß es sich gerwungen sehe, in der 
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entsprechende Berichtigung dieser Äußerungen vorzunehmen. Nach den Bestim
mungen des Gesetzes, die hier erst am 11. Mai 1920 bekannt wurden, waren die 
Anzeigen unmittelbar dem Oberreichsanwalt in Leipzig bezw. an die zuständige 
Oberstaatsanwaltschaft einzureichen. Das W.K.K. bittet um Mitteilung, ob in den 
Fällen des Majors Verch und der Leutnants Wernicke und Forstreuter die 
Weitergabe an die zuständigen bürgerlichen Stellen erfolgt ist oder noch erfolgen 
soll, damit dem Reichswehrministerium die erforderliche Meldung erstattet und 
die verlangten Papiere nachgereicht werden können. Das W.K.K. wird in den 
schwebenden Fällen, wie verabredet war, die von der Truppe erfolgten Feststel
lungen vor Übergabe des Materials an die bürgerlichen Gerichte dort zur Kenntnis 
bringen und bittet in jedem Falle um Mitteilung, ob nach erfolgten Feststellungen 
eine Weitergabe der Anzeigen an die bürgerlichen Gerichte für erforderlich 
gehalten wird. Die Weitergabe würde dann zweckmäßig von hieraus erfolgen. Alle 
Anzeigen, die nunmehr auf irgend einem Wege zur Kenntnis des Wehrkreiskom
mandos gelangen, werden unmittelbar von hieraus ohne Benachrichtigung der 
dortigen Stelle den bürgerlichen Gerichten übergeben werden." 

Diesem Schreiben gegenüber nahm ich den Standpunkt ein, daß ich meine auf 
dem Parteitag gemachten Äußerungen voll aufrecht erhalten kann. Über die 
reaktionäre Gesinnung des W.K.K. habe ich schlüssige Beweise, die hier nicht 
auszuführen sind. Die Erledigung meiner Anträge durch das W.K.K. ist jedoch 
nicht erfolgt. Wenn das W.K.K. für seine gegenteilige Behauptung sich auf die vier 
vorher genannten Fälle bezieht, so habe ich demgegenüber festzustellen, daß der 
Fall Schulz überhaupt kein Antrag meinerseits war und mit dem Kapp-Putsch 
nicht in Beziehung stand, da es sich um einen angeblich wegen Trunkenheit 
entlassenen Offizier handelte. Betreffend der Leutnants Wernicke und Forstreuter 
hatte ich den Antrag auf Dienstenthebung gestellt, desgleichen bezüglich des 
Majors Vereh. In den mir zugegangenen Bescheiden teilt das W.K.K. aber mit, 
daß wegen Verch nichts veranlaßt würde, Wernicke und Forstreuter versetzt 
werden sollten. Wie das W.K.K. in diesen Bescheiden eine Erledigung meiner 
Anträge sehen will, bleibt mir unerfindlich. Daß die Anträge auf Verfolgung von 
Offizieren wegen Teilnahme am Staatsstreich an die bürgerlichen Gerichte zu 
richten seien, war mir selbstverständlich bekannt, und bedurfte ich dieser 
Belehrung des W.K.K. nicht. Meine an dieses gerichteten Anträge betrafen 
ausschließlich die weitere dienstliche Verwendung und Behandlung der Offiziere, 
gegen die ein begründeter Verdacht der Teilnahme am Staatsstreich bei mir 
vorlag. Im weiteren Inhalt des Schreibens widerspricht sich das W.K.K., indem es 
sagt, daß alles weitere Material mir zur Prüfung vorgelegt werden wird, im letzten 
Satz jedoch mitteilt, daß alle Anzeigen unmittelbar ohne Benachrichtigung 
meinerseits den bürgerlichen Gerichten übergeben werden. Entsprechend dieser 
letzten Mitteilung des W.K.K. ist mir auch durch dieses keinerlei Material 
vorgelegt worden. Am 7. 6. ersuchte mich das W.K.K. mitzuteilen, ob und wann 
eine Richtigstellung meiner Äußerung auf dem Parteitag zu erwarten sei, worauf 
ich dem W.K.K. mitteilte, daß, wie bereits in einem früheren Schreiben zum 
Ausdruck gebracht, ich weder Veranlassung habe, noch mich verpflichtet fühle, 
dem W.K.K. über meine Tätigkeit, sei es dienstlich oder außerdienstlich, 
Rechenschaft abzugeben. Das W.K.K. hat dann am 16. Juni durch das Wolff'sche 
Büro einen Presse-Artikel veröffentlicht, daß es sich gezwungen sehe, in der 
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106. 30.6.1920 Kapitel II

ÖHsntlicbkeit eine kiebtigstellung 6er ^.ngelegenbeit vorrunebmen, unä Kal cler 
regierungsleinäbeken bresse so ^nlab ru beleiäigenclen V^uskMon gegen mieb 
gegeben, bine brvi6erung meinerseits ist claraul niebt erkolgt.
2. Oer OntersuebungsLusscbuü bat mir in iüni ballen einen llesebeirl erteilt.
In rvvei ballen bat er sieb lür unrustänclig erklärt; in drei ballen ist eine 
Ilntsrsuebung eingeleitet.

t- -

12 Oie snseklieöenäen ^uskübranZen über üis Licberkeitspolirei sovie <lsr ^bscbnitl ,,IV. Oie 
lütiA^eit cles keiebslcommisssrs" sind kortßelssssn.
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Öffentlichkeit eine Richtigstellung der Angelegenheit vorzunehmen, und hat der 
regierungsfeindlichen Presse so Anlaß zu beleidigenden Ausfällen gegen mich 
gegeben. Eine Erwiderung meinerseits ist darauf nicht erfolgt. 

2. Der Untersuchungsausschuß hat mir in fünf Fällen einen Bescheid erteilt. 

In zwei Fällen hat er sich für unzuständig erklärt; in drei Fällen ist eine 
Untersuchung eingeleitet. 

[ ... ]12 

12 Die anschließenden Ausführungen über die Sicherheitspolizei sowie der Abschnitt "IV. Die 
Tätigkeit des Reichskommissars " sind fortgelassen. 
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107.

Lekelrl cles kekeklskskers ini V^elirlrreis VII, Oenerslleutnsnt v. Nülrl, sn 
«lie konunsncleure cler 8elrütren-örigsäie 21 über clie Hsltnng Ker 
keielrsregierung rur Ileeresverrninkerung suk cler bevorstehenden kon- 

kerenL in 8ps.

I. ^uli 1920. I^lüneken. I022/I O^A. 839 persvnlieir. - ÜH8t^ IV. 8«kürLen- 
HeKiment 41, Lrl. 13 ^Irt 13. HIssck. -^dselirilt.

I^aeb einer Nitteilung äes Lbels äer Heeresleitung^ ist äie kegierung einstimmig 
lest entseblossen, alles ru tun, was möglieb ist, uin äas 200 000 Nannbeer ru 
erkalten, kine sokortige ^urllebkübrung aul 100 000 Nann virä überbaupt als 
tecbniseb unmögbob bereiebnet^.
Im übrigen virä äie kegierung äen ^Veg äer Verbanälungen einsoblagen, 
gleiebviel, ob äies in 8pa gesebiebt oäer anäersvo. Nit einer sebrokken kormalen 
^blebnung äer vom Keinäe gestellten Koräerung virä ebensowenig ru recbnen 
sein vie mit einem unbeäingten ^ugestanänis.
kine erregte kesprecbung äer ganren krage in äer OHentbcbbeit, insbesonäere 
von keiebsvebrangebörigsn, värs niebt geeignet, äie ^bsiebten äer keiebsregie- 
rung ru loräern. Proteste unä kunägebungen sinä äaber ru unterlassen.
läievon sinä äie Truppen ru verstanäigen.

Oer Lekeblsbaber:
ger. Nöbl

 Oeneralleutnant.
1 bliebt ermittelt.
2 Oie sm 25. Ium 1920 gebildete Regierung Kebrenbacb bescklok in 0er Lkelbespreebung vom 

1. lub, aul äer sm 5. lub in Lpa beginnenäen Konlerenr mit äen Vertretern äer Entente üker äie 
^Vuskükrung äer im Orieäensverlrag übernommenen Verpkbebtungen Oeutscblanäs SN äer Ooräe- 
rung von 200 000 blaun Reicbsbeer unä 60 000 Nunn Licberkeitspobrei lestrubalten unä eine 
blerabsetrung äer veeresstärbe aul äas im Versailler Vertrag leslgelegte Nab von 100 000 Nunn 
„nötigenlalls" rurugesteben, „wenn rubigere weiten eingetreten seien". Kabinett Oebrenbseb 
blr. 8.

108.

Nelkung cles kekelilslrsbers irn ^elirlcreis III, Oenerslleutnsnt kmn- 
soliöttel, an äss Reiohswelrr-Ornppenlcoimnsriklo I über clie Oekslrränng 
cler nailitLrisohen Ois-ciplin clnrelr ken kepublilrsniselren kührerlruncl.

2. Tuli 1920. Herlin. Ic IXr. 4870. - KV 37/5063. Ivssek. ^bsekrikl.

Nit äem 1. 7. 20 treten neue 8atrungen äes K.O.8? in krall. Oiese 8atrungen 
enthalten im 8 2 lolgenäe 2veobe äes Lunäes:

1 bliebt ermittelt. 2ur biskerigen OaltunZ äes keicbswebrministeriums rum kepublibsniseben 
Oübrerbunä s. Lanä II blr. 174.
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107. 

Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Generalleutnant v. Möhl, an 
die Kommandeure der Schützen-Brigade 21 über die Haltung der 
Reichsregierung zur Heeresverminderung auf der bevorstehenden Kon-

ferenz in Spa. 

1. Juli 1920. München. Nr. 1022/1 Org. 839 geh. Persönlich. - BHStA IV. Schützen· 
Regiment 41, Bd. 13 Akt 13. Masch. Abscbrift. 

Nach einer Mitteilung des Chefs der Heeresleitung1 ist die Regierung einstimmig 
fest entschlossen, alles zu tun, was möglich ist, um das 200 000 Mannheer zu 
erhalten. Eine sofortige Zurückführung auf 100 000 Mann wird überhaupt als 
technisch unmöglich bezeichnet2• 

Im übrigen wird die Regierung den Weg der Verhandlungen einschlagen, 
gleichviel, ob dies in Spa geschieht oder anderswo. Mit einer schroffen formalen 
Ablehnung der vom Feinde gestellten Forderung wird ebensowenig zu rechnen 
sein wie mit einem unbedingten Zugeständnis. 

Eine erregte Besprechung der ganzen Frage in der Öffentlichkeit, insbesondere 
von Reichswehrangehörigen, wäre nicht geeignet, die Absichten der Reichsregie
rung zu fördern. Proteste und Kundgebungen sind daher zu unterlassen. 

Hievon sind die Truppen zu verständigen. 

1 Nicht ermittelt. 

Der Befehlshaber: 
gez. Möhl 

Generalleutnant. 

2 Die am 25. Juni 1920 gebildete Regierung Fehrenbach beschloß in der Chefbesprechung vom 
1. Juli, auf der am 5. Juli in Spa beginnenden Konferenz mit den Vertretern der Entente über die 
Ausführung der im Friedensvertrag übernommenen Verpflichtungen Deutschlands an der Forde· 
rung von 200 000 Mann Reichsheer und 60 000 Mann Sicherheitspolizei festzuhalten und eine 
Herabsetzung der Heeresstärke auf das im Versailler Vertrag festgelegte Maß von 100000 Mann 
"nötigenfalls" zuzugestehen, "wenn ruhigere Zeiten eingetreten seien". Kabinett Fehrenbach 
Nr. 8. 

108. 

Meldung des Befehlshabers im Wehrkreis 111, Generalleutnant Rum
schöttel, an das Reichswehr-Gruppenkommando 1 über die Gefährdung 
der militärischen Disziplin durch den Republikanischen Führerbund. 

2. Juli 1920. Berlin. Ic Nr. 4870. - BA.MA. RH 37/5063. Masch. Abschrift. 

Mit dem 1. 7. 20 treten neue Satzungen des R.F.B. 1 in Kraft. Diese Satzungen 
enthalten im § 2 folgende Zwecke des Bundes: 

Nicht ermittelt. Zur bisherigen Haltung des Reichswehrministeriums zum Republikanischen 
Führerbund s. Band II Nr. 174. 
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I) 8ammlung slier republicanism Oesinnten...
2) Krkullung cler cleutsellen ^Vellrmaellt rnit republllcanisellem Oeiste.
3) kesetrung aller küllrerstellen rnit kepubllllanern.
4) 8ellutr cler kepublllr...
5) kellämpkung cler konkessions- uncl kassenlletre.
6) kolltiselles Vollbürgertum aller 8olclaten rnit ciern keebt cler alrtiven unci 

passiven ^abi in clie gesetrgebenclen Xörpersellakten, solange ein Lälcinerbeer 
bestellt.

7) ^ussellaltung secier unverantwoNllellen kolitilc cler Xommancleure...
8) ^ukreellterllaltung cler ^lannesruellt...
9) Festigung uncl Ausbau cler Vertrsuensmännerstellung.

10) 8ellutr cler l^litgllecler cles KM.8. ...
II) ^nerlcennung cles UM.8. clurell clie kegierung...
12) Oeistige unll materielle kürsorge...
Alker 3 ist von clen Zuständigen 8tellen als llein Oruncl rum Kinscllreiten 
bereiellnet worclen. Dagegen verstellt Akker 6 ollne weiteres gegen clie bestellen- 
clen gesetrllellen Zustimmungen, ist also geeignet, clie Disriplln ru gekällrclen.
Ollne weiteres clisripllngekällrclencl ist aber cler 8 7. ^unäellst einmal wircl clen 
Xommsncleuren eine verbotene Dancllungsweise unterstellt. Die Xommancleure 
baben lleine kolltilc ru treiben, ^er aber eine etwa nocll vorlrommenlle politisolle 
Betätigung aussellaltsn will, mull clie betrekkenclen kommancleure claraukllin 
überwacllen. Dieser Versuell cler Öberwaellung ist als ausgesprocllen clisripllnwi- 
clrig anrusellen. Das Vellricreisbommanclo bittet claller um llie Oenellmigung, kür 
clen kereiell cler illm unterstellten Iruppsntelle llen KM.8. nunmellr verbieten ru 
clürken?.

ger. kumsollöttel 
Oeneralleutnant uncl kekelllsllaber cles ^/ellr- 

lcreises III.

2 Dieser Xntrug würbe vom Oberbekeblsbuber 6er 8eicbswekr-6ruppe 1, Lenerulleutnunt v. 8erg- 
munn, 6urcb Iu/Ic I'ir. 80775 pers. vom 14. lull 1920 (um gleieben 8un6ort wie obige k^r. Bissell, 
^bsckrikt) 6ubingeken6 besckie6en, 6uü 6er 8.8.8. uukgrun6 6er genannten Vutsueben niebt von 
vornberein un6 überull verboten wer6en llönne. ,,8ll6et )e6ocb 6ie önllcbe 8etütigung 6es 8.8.8. 
Luk 6run6 6er neuen Lutrungen eine 6ekubr kür 6ie ^lunnesrucbt, so ist gemüö 8w.^Iin. 
blr. 571.1.20. p.c^.I. vom 12.2.20 )— 8un6 II ^cr. 174) 6us ^ekrllreisllommun6o obne weiteres in 
6er buge, ein Verbot uusrusprecben."
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1) Sammlung aller republikanisch Gesinnten ... 

2) Erfüllung der deutschen Wehrmacht mit republikanischem Geiste. 

3) Besetzung aller FührersteIlen mit Republikanern. 

4) Schutz der Republik. .. 

5) Bekämpfung der Konfessions- und Rassenhetze. 

6) Politisches Vollbürgertum aller Soldaten mit dem Recht der aktiven und 
passiven Wahl in die gesetzgebenden Körperschaften, solange ein Söldnerheer 
besteht. 

7) Ausschaltung jeder unverantwortlichen Politik der Kommandeure ... 

8) Aufrechterhaltung der Manneszucht. .. 

9) Festigung und Ausbau der VertrauensmännersteIlung. 

10) Schutz der Mitglieder des R.F.B .... 

11) Anerkennung des R.F.B. durch die Regierung ... 

12) Geistige und materielle Fürsorge ... 

Ziffer 3 ist von den zuständigen Stellen als kein Grund zum Einschreiten 
bezeichnet worden. Dagegen verstößt Ziffer 6 ohne Weiteres gegen die bestehen
den gesetzlichen Bestimmungen, ist also geeignet, die Disziplin zu gefährden. 

Ohne Weiteres disziplingefährdend ist aber der § 7. Zunächst einmal wird den 
Kommandeuren eine verbotene Handlungsweise unterstellt. Die Kommandeure 
haben keine Politik zu treiben. Wer aber eine etwa noch vorkommende politische 
Betätigung ausschalten will, muß die betreffenden Kommandeure daraufhin 
überwachen. Dieser Versuch der Überwachung ist als ausgesprochen disziplinwi
drig anzusehen. Das Wehrkreiskommando bittet daher um die Genehmigung, für 
den Bereich der ihm unterstellten Truppenteile den R.F.B. nunmehr verbieten zu 
dürfen2• 

gez. Rumschöttel 
Generalleutnant und Befehlshaber des Wehr

kreises In. 

2 Dieser Antrag wurde vom Oberbefehlshaber der Reichswehr-Gruppe I, Generalleutnant v. Berg
mann, durch laIlc Nr. 80775 pers. vom 14. Juli 1920 (am gleichen Fundort wie obige Nr. Masch. 
Abschrift) dahingehend beschieden, daß der R.F.B. aufgrund der genannten Tatsachen nicht von 
vornherein und überall verboten werden könne. "Bildet jedoch die örtliche Betätigung des R.F.B. 
auf Grund der neuen Satzungen eine Gefahr für die Manneszucht, so ist gemäß Rw.Min. 
Nr. 571.1.20. F.A.l. vom 12.2.20 [= Band 11 Nr. 174] das Wehrkreiskommando ohne Weiteres in 
der Lage, ein Verbot auszusprechen." 
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109.

/kukreiekminA lies keivksinnenniinisters Kook üker VerkanlUuo^en Kei 
einer OkekkespreekunA we^en rier IlntwskknunK cier rivilkevölkerung.

II. lull 1920. Berlin. lOlrersetri'iIt: Verinerlr am Ii6utiK6n I'sxe. Vei'tisnilIunKen. - 
Koeb-^eser I^r. 27. ^Isseti. Heinsekrikt.

Kaum lindet man sieb mit äer Orobnote 6er Entente wegen klntwLlknung^ ab, so 
beginnen 6ie ruständigkeitsstreitigkeiten. Leibst 6iese unangenebme Vulgabe 
lindet in mebreren liessorts kiebbaber. In einer kespreebung mit OeF/er, Oroener, 
.6/bert un6 ^eec/c? babe icb beute 6en Standpunkt eingenommen, dab nur das 
keiebsministerium 6es Innern lür 6ie Xuslübrung in Orage kommen bann. Oie 
Oeicbswebr werde aul 6ns grüble Nibtrauen von links stoben, sie werde aueb nacb 
ibrer ganren .^.rt 6ie ^wangsmabnabmen viel Tu lrüii anwenden. Seeckt wider- 
spracb aul 6ns kebbalteste un6 reklamierte 6ie 8acbe ausscblieblicb lür 6ie 
keicbswebr. Icb lürcbte, in 6en Händen 6er keicbswebr wird in 6er 8acbe leicbt 
etwas ^bnbebes wie ein Hacbeleldrug. Vas mir über einen Olan des Vorgebens in 
Ibüringen vor kurrem übermittelt wurde, läbt sebr daraul scbbeben. Oort wird ein 
Säuberungsleldrug bis ins Oinrelne vorbereitet, aber erklärt, er bebe sieb erst 
auskübren, wenn es gelungen sei, einen Orund ru linden. Jetrt glaubt man wobl, in 
der Ontwakknungsnotwendigkeit den Orund ru baben. Icb babe micb aul das 
Ontscbiedenste widersetrt und bei Oroener lebbalte Zustimmung gekunden. Oie 
Oeicbswebr werde sieb den kest ibrer Oeliebtbeit verderben, wenn sie diese 
letrtere Aktion in die Hand nabme. Albert vertrat den entgegengesetrten 
Standpunkt, weil es dem keicbsministerium des Innern an Organen keble und weil 
aul Orund der Verbandlungen in Spaa die 8acbe militäriscb aulgerogen werden 
müsse. Oe^/er scblob sieb den Vuslübrungen von Geeckt an, berweilelte aber von 
vornberein, dab die Vktion überbaupt Krlolg baben könne. 8eine .Vuslübrungen 
blieben mir unklar.

^rAebnrs.-
Line dringende Ontscbeidung mub bis nacb der liückkebr des Heicbskanrlers 
verlegt werden^.

I In der Konierenr von liatten die .Alliierten am 8. lull 1920 der deulselien Delegation eine I^ott' 
^ur Ontwallnungssrage (Documents on llritisli Dcireign l^olic) 1919-1939. I^irst Merit's. V94. 3. 
Dondon 1958. A. 4701.) überreiclik, In der sie (lie lvntwallnung der ^ieluu lleitssiolirei, der 
Linwobnerwelir unrl der Zivilbevölkerung sowie die Durelisiibrung der militariseben Ileslimnmngen 
des Driedensvertrages innerbalb zlerjn<ilu^l^ verlÜn^eNer I'HLlen torderlen: eine deutLclie VVei^e- 
run^ sollte mit weiterer liesel^un^ deutselien OeOiets lreOntworlel werilen. Ikier/u ^et/t Xlielnn I 
Zulewsld, kintwlisfnun^ und ^lilitürlrontr'dle in Deutsoliliind 1919-1927 (7>eliriften «les l^orseliungsin- 
stituts der deutselien Oesellsolnist siir äuswärti^e l^oliril<. lid. 24). ^lünc in-n 1966. 133-137.

2 ?rotolco1l dieser Respreelmnß in Xsbinett I'elirenbLteli I^r. 21.
3 Oie Ksdinettssitrung vom 14. luli 1920, die in 8pa stättkand, beseldoO einstimmig, ,,da6 die 

Ontwakinung der Levollcerung vom Ävil (keielisminister des Innern) ru leisten sei". Kabinett 
Kebrenbaeb?7r. 23.
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109. 

Aufzeichnung des Reichsinnenministers Koch über Verhandlungen bei 
einer Chefbesprechung wegen der Entwaffnung der Zivilbevölkerung. 

11. Juli 1920. Berlin. Überschrift: Vermerk am heutigen Tage. Verhandlungen. - BA.NL 
Koch-Weser Nr. 27. lHasch. Reinschrift. 

Kaum findet man sich mit der Drohnote der Entente wegen Entwaffnung l ab, so 
beginnen die Zuständigkeitsstreitigkeiten. Selbst diese unangenehme Aufgabe 
findet in mehreren Ressorts Liebhaber. In einer Besprechung mit Geßler, Groener, 
Albert und Seeckt- habe ich heute den Standpunkt eingenommen, daß nur das 
Reichsministerium des Innern für die Ausführung in Frage kommen kann. Die 
Reichswehr werde auf das größte Mißtrauen von links stoßen, sie werde auch nach 
ihrer ganzen Art die Zwangsmaßnahmen viel zu früh anwenden. Seeckt wider
sprach auf das Lebhafteste und reklamierte die Sache ausschließlich für die 
Reichswehr. Ich fürchte, in den Händen der Reichswehr wird in der Sache leicht 
etwas Ähnliches wie ein Rachefeldzug. Was mir über einen Plan des Vorgehens in 
Thüringen vor kurzem übermittelt wurde, läßt sehr darauf schließen. Dort wird ein 
Säuberungsfeldzug bis ins Einzelne vorbereitet, aber erklärt, er ließe sich erst 
ausführen, wenn es gelungen sei, einen Grund zu finden. Jetzt glaubt man wohl, in 
der Entwaffnungsnotwendigkeit den Grund zu haben. Ich habe mich auf das 
Entschiedenste widersetzt und bei Groener lebhafte Zustimmung gefunden. Die 
Reichswehr werde sich den Rest ihrer Beliebtheit verderben, wenn sie diese 
letztere Aktion in die Hand nähme. Albert vertrat den entgegengesetzten 
Standpunkt, weil es dem Reichsministerium des Innern an Organen fehle und weil 
auf Grund der Verhandlungen in Spaa die Sache militärisch aufgezogen werden 
müsse. Geßler schloß sich den Ausführungen von Seeckt an, bezweifelte aber von 
vornherein, daß die Aktion überhaupt Erfolg haben könne. Seine Ausführungen 
blieben mir unklar. 

Ergebnis: 

Eine dringende Entscheidung muß bis nach der Rückkehr des Reichskanzlers 
verlegt werden3

• 

In der Konferenz von Spa halten die Alliierten alll B. Juli ]920 d"r deut,whcn Delt·gation eine No!t· 
zur Entwaffnungsfrage (l)oculllcnt" on Briti,h Foreign I'olicy 1919-1939. Fir,;t S<:ri",;. Vol. B. 
L'JIldoJn ]9.1B. S. "riOf.) überreicht, in der sit· die Entwaffnung der Siclwrheitsl'0lizei. d"r 
Einwohncrwehr und der Zivilbcvülkerung ,;owie di" Durchfiihrung der militäriochen Ikstilllmungen 
des Friedelbvertrages innerhalb g"rinf(fiigig verlängerter Fri,ten forderten: ein,' dcut"che \Veigt'
rung sollte mit weite..,.r B<:setzung dcutH:hen (;ebiets beantw"rt .. t w,·rdf'n. Hierzu jetzt ~lit'IHlI'l 

Salewski, Entwaffnung und ~Iilitiirkontrnlle in Deutschland 1919-1927 (Schriftcn des Forschungsin
"lituts der deut",hen Gesellschaft für au,;wiirtigl' Politik. Bel. 2,). \lüIllllt"n 1966. S. l:n-J37. 

2 Protokoll dieser Besprechung in Kabinett Fehrenbach Nr. 21. 

3 Die Kabinettssitzung vom 14. Juli 1920, die in Spa stattfand, beschloß einstimmig, "daß die 
Entwaffnung der Bevölkerung vom Zivil (Reichsminister des Innern) zu leisten sei". Kabinett 
Fehrenbach Nr. 23. 
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IIO.

Alelllung lies steUvertretenllen 8tsn«lortslt68teir Regensburg, Ilanpl- 
rnsnn Ilirsebsner, sn llie Reiebswebr-Lrigalle 24 über rlie keslrtion tier 
l'ruppe suk llie ünlerreiebnnng lies Brololiolls von 8ps über llie 
^U8kübrunK ller inililsriseben Lestirninungen lle8 Ver8siller Vertrages.

12. luli 1920. keAeuskurK. 149 - 8H8t^ IV. KeielLsvekr-IuksuterieHeAiinent
46, 8<I. 7 ^Irt 3. ^Isseli. ^uskertiKuuK.

Der politiseb gleiebgültige Beil cier iVlannsobalten war aueb kür diese Verhandlun
gen und ibre Ergebnisse obne Interesse, die übrigen empfinden rwar dss 
k^iederdrüebende der neuen Ünterreiebnung, glauben aber, dab die deutsobe 
Delegation dureb ^.ndrobung von Oewaltmabnabmen eben rur Ünterreiebnung 
gelungen wurd6^.
Orobe Erregung bracbten die neuen Bedingungen unter die politiseb gesobulteren 
ünterokkiriere, die rum Beil dureb die Herabminderung des Heeres und als Böige 
biervon Überbandnebmen des Bolsebewismus oder Übergreiien desselben aus 
Bubland naeb Deutsebland mit gröberen pobtiseben Ereignissen, sogar einem 
neuen Xrieg reebnen Ibre Erbitterung ricbtet sieb jedoeb einrig gegen die 
Bntente. Über ibre ^nsiebt betreü ünterreiebnung der Bedingungen dureb die 
deutscbe Delegation beiragt, erbielt ieb von den Nannsebalten rur Antwort, dab 
wir wobl daru gerwungen worden sein werden, sonst batte sieb rumal der Übel der 
Heeresleitung niebt daru bergegeben.
^llentbalben bommt rum .^usdrueb, dab die Beute mit der ^.rt und V^eise, wie der 
Beiebswebrminister Dr. Oebler die Verbandlungen lübrte, niebt einverstanden 
sind. 8ie batten von ibm ein entsebiedeneres ^uitreten und bestimmte, mit 
^ablenmaterial belegte Borderungen von ^niang an erwartet.
Bür Bauern wird die Mrige Ileeresstärbe als eine unbedingte Bebensbedingung 
Lngeseben.

I.V.
Hirscbauer

Hauptmann und stellv. 8tandortältester.

1 ^.IN 9. luü 1920 cvsr in 8pn ein protolcoll unterreichnel worden, in dein dns Oeutsclie keicli sich 
verpkUcklele, den nlliierlen kintvnünunZskordeiunZen nscdruicommen (HeietislnZs-Orueicssetie 
I^r. 187, 8d. 363, ^nlnße 7 8. 47-53).
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110. 

Meldung des stellvertretenden Standortältesten Regensburg, Haupt
mann Hirschauer, an die Reichswehr-Brigade 24 über die Reaktion der 
Truppe auf die Unterzeichnung des Protokolls von Spa über die 
Ausführung der militärischen Bestimmungen des Versailler Vertrages. 

12. Juli 1920. Regenshurg. No. 149 geh. - BHStA IV. Reichswehr-Infanterie-Regiment 
46, Bd. 7 Akt 3. l\Iasch. Ausfertigung. 

Der politisch gleichgültige Teil der Mannschaften war auch für diese Verhandlun
gen und ihre Ergebnisse ohne Interesse, die übrigen empfinden zwar das 
Niederdrückende der neuen Unterzeichnung, glauben aber, daß die deutsche 
Delegation durch Androhung von Gewaltmaßnahmen eben zur Unterzeichnung 
gezwungen wurde l

. 

Große Erregung brachten die neuen Bedingungen unter die politisch geschulteren 
Unteroffiziere, die zum Teil durch die Herabminderung des Heeres und als Folge 
hiervon Überhandnehmen des Bolschewismus oder Übergreifen desselben aus 
Rußland nach Deutschland mit größeren politischen Ereignissen, sogar einem 
neuen Krieg rechnen [!]. Ihre Erbitterung richtet sich jedoch einzig gegen die 
Entente. Über ihre Ansicht betreff Unterzeichnung der Bedingungen durch die 
deutsche Delegation befragt, erhielt ich von den Mannschaften zur Antwort, daß 
wir wohl dazu gezwungen worden sein werden, sonst hätte sich zumal der Chef der 
Heeresleitung nicht dazu hergegeben. 

Allenthalben kommt zum Ausdruck, daß die Leute mit der Art und Weise, wie der 
Reichswehrminister Dr. Geßler die Verhandlungen führte, nicht einverstanden 
sind. Sie hätten von ihm ein entschiedeneres Auftreten und bestimmte, mit 
Zahlenmaterial belegte Forderungen von Anfang an erwartet. 

Für Bayern wird die jetzige Heeresstärke als eine unbedingte Lebensbedingung 
angesehen. 

LV. 
Hirschauer 

Hauptmann und stellv. Standortältester. 

1 Am 9. Juli 1920 war in Spa ein Protokoll unterzeichnet worden, in dem das Deutsche Reich sich 
verpflichtete, den alliierten Entwaffnungsforderungen nachzukommen (Reichstags-Drucksache 
Nr. 187, Bd. 363, Anlage 7 S. 47-53). 
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111.

NeilIlmK «les Kommandeurs Ü6S II. Hatslilons lies lieielisvelrr-Inksnte- 
rie-keKimenls 48, Nsjor Opel, sn 4ie kestnnMslLommsnrlsntur loAoI- 
sts4t über ciie kesbtion tier Kropps snl liie OnterLeiebnnnK lies 
«rotoicolls von 8ps über liie ^nskübrnnA «Ier militäriseben Ilestimmun- 

Aen lies Verssiiier Vertrages.

12. lull 1920. Ingolstadt. - 6H8tV IV. Leielisweiir-Inknntenie-Iiegiuieut 46, kill. 7 4 lit. 3. 
Ulsseli. Vuskertiguug.

Oie Iruppe ist über die OnterreiebnunZ cler LedinAunZen in 8pa^ tiek enttäuscht.
Nan bst cien Lindruek, dab unsere Vertreter die innerpobtisebe OaZe iin 
deutseben Heicbe niebt naebdrüekliob unci niebt deutbeb ZenuZ Zesebildert 
baben. Murde darauk binZewiesen, dab bei den radikalen Liementen die ke§ie- 
runZ jegbebe Autorität, aber aueb jegbebe Autorität einZebübt bst? V^urde betont, 
dab diese staatskeindboben Llemente einem Oesetre, die Verdien abruZeben, 
einkaeb niebt entsprechen werden oder dab sie Nittel und VHZe Sueben und linden 
werden, um dieses Oesetr ru umZeben? Oie vateriändiseb Oesinnten werden die 
Bakken ja wobi abliekern, um dann den „anderen" ASZenüber webrlos darusteben. 
Haben die Vertreter der Lntente davon Kenntnis erkalten, dab bei den letrten 
Mablen vier Niibonen Oeutsobe sieb kür Parteien erklärt baben, die okken und 
einKsstandenermaben auk den Omsturr und auk den Lusammenbrueb des 8taat68 
binarbeiten^?! ^Vurde betont, dall diesen vier Niibonen kadikaler noeb Abertau
sende von MZendbeben Oersonen beiderlei Oesebieebts rurureebnen sind, die 
r. 2!t. noeb niebt wabibereebtigt sind, die aber bei Onruben eine sebr bemerkens- 
werte Holle mitspielen werden?!
Vueb die von Osten dem deutschen Vaterlande drobende Oekabr wurde naeb den 
Lindrüeken, die man aus den ^eitunZen bekam, niebt binreiebend Zesebildert.
Dali der Ninister des ^uberen^ bereits vor der LitrunZ erklärte, die deutsche 
iieZierunZ wäre ru einem lVaebZeben bereit^, war ein politischer Lebler. Oie 
^Vakken werden den radikalen Llementen wobi nur mit V/akkenZewalt abgenommen 
werden können! Ob jene, die am 1. 1. 21 auk die 8tra6e Zeworken werden^, den ru 
erwartenden Kämpken mit Zrober LeZeisterunZ entZSAen^eben werden, erscheint 
mir kraßbeb.
Nan meint, INoske bätte mebr erreiebt als OelZIer.
Über das Verbalten des Oenerals v. 8eeekt ist man sebr enttäuscht: er sprach in 
Orakenwöbr davon, dab er um jeden Nanu kämpken werde und dab man sieb unter

I Vgl. Nr. 110 Unm. I.
2 Lei den Leicbstagswablsn vom 6. luni 1920 batte die L8LL 5 046 800 8timmen ( — 17,89b), die KLO 

589 500 8timmen ( — 2,0^>) erbalten; die Oeutsebnationale Vollcspartei errang 4 249 100 8timmen 
(-- 159L).

3 sller 8imons (parteilos), Leicksminister des Auswärtigen.
4 Vgl. Nr. 107 ^.nm. 2.
5 6emeint sind die 8oldaten, die bei der lleeresverminderung rum 1. lanuar 1921 entlassen werden 

muüten.
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lll. 

Meldung des Konunandeurs des 11. Bataillons des Reichswehr-Infante
rie-Regiments 48, Major Opel, an die Festungskommandantur Ingol
stadt über die Reaktion der Truppe auf die Unterzeichnung des 
Protokolls von Spa über die Ausführung der militärischen Bestimmun-

gen des V ersailler Vertrages. 

12. Juli 1920. Ingolstadt. - BHStA IV. Reichswehr.lnfanterie.Regiment 46, Bd. 7 Akt. 3. 
Masch. Ausfertigung. 

Die Truppe ist über die Unterzeichnung der Bedingungen in Spa I tief enttäuscht. 

Man hat den Eindruck, daß unsere Vertreter die innerpolitische Lage im 
deutschen Reiche nicht nachdrücklich und nicht deutlich genug geschildert 
haben. Wurde darauf hingewiesen, daß bei den radikalen Elementen die Regie
rung jegliche Autorität, aber auch jegliche Autorität eingebüßt hat? Wurde betont, 
daß diese staatsfeindlichen Elemente einem Gesetze, die Waffen abzugeben, 
einfach nicht entsprechen werden oder daß sie Mittel und Wege suchen und finden 
werden, um dieses Gesetz zu umgehen? Die vaterländisch Gesinnten werden die 
Waffen ja wohl abliefern, um dann den "anderen" gegenüber wehrlos dazustehen. 

Haben die Vertreter der Entente davon Kenntnis erhalten, daß bei den letzten 
W ahlen vier Millionen Deutsche sich für Parteien erklärt haben, die offen und 
eingestandenermaßen auf den Umsturz und auf den Zusammenbruch des Staates 
hinarbeiten2?! Wurde betont, daß diesen vier Millionen Radikaler noch Abertau
sende von jugendlichen Personen beiderlei Geschlechts zuzurechnen sind, die 
z. Zt. noch nicht wahlberechtigt sind, die aber bei Unruhen eine sehr bemerkens
werte Rolle mitspielen werden?! 

Auch die von Osten dem deutschen Vaterlande drohende Gefahr wurde nach den 
Eindrücken, die man aus den Zeitungen bekam, nicht hinreichend geschildert. 

Daß der Minister des Äußeren3 bereits vor der Sitzung erklärte, die deutsche 
Regierung wäre zu einem Nachgeben bereit4

, war ein politischer Fehler. Die 
Waffen werden den radikalen Elementen wohl nur mit Waffengewalt abgenommen 
werden können! Ob jene, die am 1. 1. 21 auf die Straße geworfen werdens, den zu 
erwartenden Kämpfen mit großer Begeisterung entgegengehen werden, erscheint 
mir fraglich. 

Man meint, Noske hätte mehr erreicht als Geßler. 

Über das Verhalten des Generals v. Seeckt ist man sehr enttäuscht: er sprach in 
Grafenwöhr davon, daß er um jeden Mann kämpfen werde und daß man sich unter 

I V gl. Nr. llO Anm. 1. 

2 Bei den Reichstagswahlen vom 6. Juni 1920 hatte die USPD 5046 800 Stimmen (= 17,8%), die KPD 
589 500 Stimmen (= 2,0%) erhalten; die Deutschnationale Volkspartei errang 4 249 100 Stimmen 
(= 15%). 

3 Walter Simons (parteilos), Reichsminister des Auswärtigen. 

4 V gl. Nr. 107 Anm. 2. 

5 Gemeint sind die Soldaten, die bei der Heeresverminderung zum 1. Januar 1921 entlassen werden 
mußten. 
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Keinen Umständen llarauk einlasscn wcrllc, als Lrsatr kür llie lieicbswebr die 
Sicberbeitswebren ru erböben^. Oall 6er lieicbswebrminister nicbt gleicb bei 
beginn cier Sitzungen anwesenll war, sondern erst gebolt werllen müllte^ unll llann 
okkenbar nicbt llas nötige ^.kten-^laterial bei ller blanll batte, wirll von 6er Iruppe 
abkällig kritisiert.

Opel
Na^or unll bataillonskommanlleur.

6 Oeneral v. Zeee^t ^var in 6er weiten 6umtiallte au5 dem ^uppenüdungsplatr Orsten^ö^r gewesen, 
liei einem Vortrag im Kasino lrat er dort den Lindruolc erweelct, mit 6er Verminderung 6es Heeres 
als unabänderUcli ru rechnen. ^leier-^Velcicer 8. 286 k.

7 lleieliswelirmlnister OeÜIer un6 Oeneral v. Aeeclct nalimen an 6en Verliandlungen in 8pa erst vom 
6. Juli an teil, nachdem der Keiekskanrler k'elirendaeli sie am 4. 6uli aul alliierten ^Vunseli dorthin 
gerulen liatte. OeNer 8. 158 und ^leier-^'elcicer 8. 287.

112.

Vlelcicingei» 6er Xornpsgniekübrer lies I. iiataillons lies iieicbswebr- 
Scbütirenl-Ilegiinents 41 über clie Nenbtion cier Gruppe auk ciie Unter- 
rieicbuung cies OrotolcoIIs vor» Spa über ciie -kuskübrung <ier nülitäri- 

seben iiestinuuungeu lies Versailler Vertragest

12. luli 1920. ltlünoken. - 888t4. IV. 8ekütren-kegiiuent 41, 88. 13 13. Usl.
^uslertigungeu.

a) ALelcluug cles külrrers der I. Kompagnie, Hauptmann wimmer.
Soweit bei 6er Xürre 6er 2eit Einblick genommen werllen konnte, sin6 6ie 
selbstänllig 6enken6en bllemente 6er Xompagnie llarüber sebr ungebalten, 6a6 6ie 
iiegierungsvertreter in 8paa obne irgenllwelcben ^i6erstan6 unterreicbnet ba- 
ben. blacb ibrer ^nsicbt bätte 6er Vertrag überbaupt niebt unterreiebnet werllen 
sollen. Die Oekabren eines krsnrösiscben bllnmarscbes in 6as kiubrgebiet werllen 
weniger groll eingesebätrt als 6as iiereinbrecben 6er Lolscbewikiwelle nacb 
Oeutscblanll un6 6as bieraus allgemein entstebenlle Obaos.

wimmer.

k) l>1elüun8 cies kükrer» 8er 2. Koinpugnie, Usuptiusnn v. 8sUx-
Oie lVIannscbakten sind 6urcbwegs gegen 6ie Onterreicbnung 6es Vertrages in 
8pa. Ourcb llie Herabsetzung lles iieeres auk 100 000 Nann sinll sieb llie

I Oss tVskrlcreisIrommLn^o VII kslle 3urck telelonisrk llkermittelteu LekekI Xo. 28937 vor 3em 
10. lull 1920 (am ßleicken kun^ort wie okiZe Xr. ^iLsck.^ksckrikl) ^lelrlunZen 6er Truppenteile 
bekoklen, „vveleks Xulnalune Tie Dnterreieknung 6er Le6ingun^en in 8pn Kei 6en Truppen 
Aekun6sn Kut". Diese ^Ie16unZen sollten 6ern Lekeklskuber irn ^'ekrlcreis VII, OenersIIeutnunt 
v. ^lökl, als IlnterlnAe kür eine „DespreckunZ keiin Lkek 6er Heeresleitung" 6ienen. Xuüerungen 
nn6erer Truppenteile uukgrunü 6es genannten Lekekls, 6ie inkaltlick vveitgeken6 mit 6en kier 
akge6ruckten übereinstimmen, in LDZtX IV. keickswekr-Inkantsrie-llegiment 46. 86. 7 ^Vkt. 3. 
2um weiteren Vorgeken Nökls s. Xr. 115.
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keinen Umständen darauf einlassen werde, als Ersatz für die Reichswehr die 
Sicherheits wehren zu erhöhen6• Daß der Reichswehrminister nicht gleich bei 
Beginn der Sitzungen anwesend war, sondern erst geholt werden mußte7 und dann 
offenbar nicht das nötige Akten-Material bei der Hand hatte, wird von der Truppe 
abfällig kritisiert. 

Opel 
Major und Bataillonskommandeur. 

6 General v. Seeckt war in der zweiten Junihälfte auf dem Truppenübungsplatz Grafenwöhr gewesen, 
bei einem Vortrag im Kasino hat er dort den Eindruck erweckt, mit der Verminderung des Heeres 
als unabänderlich zu rechnen. Meier-Welcker S. 286 f. 

7 Reichswehrminister Geßler und General v. Seeckt nahmen an den Verhandlungen in Spa erst vom 
6. Juli an teil, nachdem der Reichskanzler Fehrenbach sie am 4. Juli auf alliierten Wunsch dorthin 
gerufen hatte. Geßler S. 158 und Meier-Welcker S. 287. 

112. 

Meldungen der Kompagnieführer des I. Bataillons des Reichswehr
Schützen-Regiments 41 über die Reaktion der Truppe auf die Unter
zeichnung des Protokolls \'on Spa über die Ausführung der militäri-

schen Bestimmungen des V ersailler Vertrages 1. 

12. Juli 1920. München. - BHStA. IV. Schützen-Regiment 41, Bd. 13 Akt 13. Hsl. 
Ausfertigungen. 

a) Meldung des Führers der 1. Kompagnie, Hauptmann Wimmer. 

Soweit bei der Kürze der Zeit Einblick genommen werden konnte, sind die 
selbständig denkenden Elemente der Kompagnie darüber sehr ungehalten, daß die 
Regierungsvertreter in Spaa ohne irgendwelchen Widerstand unterzeichnet ha
ben. Nach ihrer Ansicht hätte der Vertrag überhaupt nicht unterzeichnet werden 
sollen. Die Gefahren eines französischen Einmarsches in das Ruhrgebiet werden 
weniger groß eingeschätzt als das Hereinbrechen der Bolschewikiwelle nach 
Deutschland und das hieraus allgemein entstehende Chaos. 

Wimmer. 

b) Meldung des Führers der 2. Kompagnie, Hauptmann v. Bally. 

Die Mannschaften sind durchwegs gegen die Unterzeichnung des Vertrages in 
Spa. Durch die Herabsetzung des Heeres auf 100 000 Mann sind sich die 

Das Wehrkreiskommando VII hatte durch telefonisch übermittelten Befehl No. 28937 vor dem 
10. Juli 1920 (am gleichen Fundort wie obige Nr. Masch.Abschrift) Meldungen der Truppenteile 
befohlen, "welche Aufnahme die Unterzeichnung der Bedingungen in Spa bei den Truppen 
gefunden hat". Diese Meldungen sollten dem Befehlshaber im Wehrkreis VII, Generalleutnant 
v. Möhl, als Unterlage für eine "Besprechung beim Chef der Heeresleitung" dienen. Äußerungen 
anderer Truppenteile auf grund des genannten Befehls, die inhaltlich weitgehend mit den hier 
abgedruckten übereinstimmen, in BHStA IV. Reichswehr-Infanterie-Regiment 46, Bd. 7 Akt. 3. 
Zum weiteren Vorgehen Möhls s. Nr. llS. 
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Mannsebakten darüber bewullt, dall die ^.ukreebterbaltung der Ordnung und Rube 
im Innern scbwieriger ist und bedeutend erböbte Vnkorderungen an sie dureb den 
geringen 8tand gestellt werden.

v. Rall^
Dauptmann uncl kompagnieebek.

e) Kleidung cles bükrers tier 3. Kompagnie, Hauptmann Dietl.
Die Dnterokkiriere uncl Mannscbakten sind über clas Ergebnis 6er Verbandlungen in 
8pa ausnabmslos entrüstet. 8ie empkinden clie ganre Verbandlungskübrung uncl 
clas Resultat als eine neue 8ebmaeb, clie clie Rntente, vor allem RranRreieb, in cler 
sebrokksten Dorrn über Deutscbland ergeben bell. Den meisten Reuten keblt clas 
Verständnis, clie Oründe, clie clie deutsebe blaebgiebigReit veranlallt Irat, einselren 
ru Rönnen.
Allgemeinen Reikall kand die Kundgebung der bayerischen Regierung^, wonach die 
ba^erisebe Rinwobnerwebr und 8ieberbeitswebr unter Reinen Umständen entwakk- 
net werden dark.

Dietl
Hauptmann und kompagniekübrer.

d) Meldung des Oülirees der 4. (Al.6.) Kompagnie, Hauptmann Kniell.
Allgemein sind die Reute der Ansicht, dall unsere naeb 8pa entsandten Vertreter 
unter dem DrueR der Rntente unterreiebnen müllten, um ru verbindern, dall 
weitere deutsebe Oebiete besetrt werden.
Vhs das Verbalten der militäriseben Vertreter anlangt, so wird es als schwach und 
nacbgiebig bereiebnet; bei energischem ^uktreten und Rlarer Deweiskübrung 
bätten gröllere Zugeständnisse erreiebt werden Rönnen.

kniell
Hauptmann und kompagniekübrer.

e) Meldung des kübrers der Mnenweekee-Kompagnie, Müller.
Die Iruppe ist mit der scbwaeben Haltung der Reichsregierung in 8pa sebr 
unrukrieden; unsere mibtäriseben Mindestkorderungen bätten dureb energisebes 
^uktreten unserer Regierungsvertreter durebgedrücRt werden müssen - wenig
stens bestellt auk Orund der bisberigen Verökkentbcbungen nirgends die Überreu- 
gung, dall das wirRlieb unerreiebbar gewesen wäre. Rreilicb bat man naeb den 
bisberigen Rrksbrungen von dieser Reicbsregierung gar niebts anderes erwartet.

Müller.

k) Kleidung des Kübrees der stabslrompagnie, Hauptmann kau.
Die 8tabsRompagnie bätte erwartet, dall die deutsoben Vertreter unter den 
gegebenen Verhältnissen die Rntersebrikt verweigern, obne RüeRsicbt auk Lullere

2 Oie Oa^erisebe 8laatsreitung ?lr. 159 vom II. lull 1920 verölkentlicbte eine blotir, derrukolge die 
ba^eriscbe 8taatsregierung der keicbsregierung wiederbolt erblärt trabe, ,,dak aul die kiinwobner- 
webr und die 8icberbeitswebr in Ostern unter beinen Omsländen verricbtet werden bann und da6 
die vorliegende Forderung der Onlente aut Ontwsklnung dieser Vebren abrulebnen sei. Oie 
blaebricbten aus 8pa baben diese Haltung der ba^eriseben kegierung nicbt ru ändern vermocbt." 
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Mannschaften darüber bewußt, daß die Aufrechterhaltung der Ordnung und Ruhe 
im Innern schwieriger ist und bedeutend erhöhte Anforderungen an sie durch den 
geringen Stand gestellt werden. 

v. Bally 
Hauptmann und Kompagniechef. 

c) Meldung des Führers der 3. Kompagnie, Hauptmann Diet!. 

Die Unteroffiziere und Mannschaften sind über das Ergebnis der Verhandlungen in 
Spa ausnahmslos entrüstet. Sie empfinden die ganze Verhandlungsführung und 
das Resultat als eine neue Schmach, die die Entente, vor allem Frankreich, in der 
schroffsten Form über Deutschland ergehen ließ. Den meisten Leuten fehlt das 
Verständnis, die Gründe, die die deutsche Nachgiebigkeit veranlaßt hat, einsehen 
zu können. 

Allgemeinen Beifall fand die Kundgebung der bayerischen Regierung2, wonach die 
bayerische Einwohnerwehr und Sicherheitswehr unter keinen Umständen entwaff
net werden darf. 

Dietl 
Hauptmann und Kompagnieführer. 

d) Meldung des Führers der 4. (M.G.) Kompagnie, Hauptmann Knieß. 

Allgemein sind die Leute der Ansicht, daß unsere nach Spa entsandten Vertreter 
unter dem Druck der Entente unterzeichnen mußten, um zu verhindern, daß 
weitere deutsche Gebiete besetzt werden. 

Was das Verhalten der militärischen Vertreter anlangt, so wird es als schwach und 
nachgiebig bezeichnet; bei energischem Auftreten und klarer Beweisführung 
hätten größere Zugeständnisse erreicht werden können. 

Knieß 
Hauptmann und Kompagnieführer. 

e) Meldung des Führers der Minenwerfer-Kompagnie, Müller. 

Die Truppe ist mit der schwachen Haltung der Reichsregierung in Spa sehr 
unzufrieden; unsere militärischen Mindestforderungen hätten durch energisches 
Auftreten unserer Regierungsvertreter durchgedrückt werden müssen - wenig
stens besteht auf Grund der bisherigen Veröffentlichungen nirgends die Überzeu
gung, daß das wirklich unerreichbar gewesen wäre. Freilich hat man nach den 
bisherigen Erfahrungen von dieser Reichsregierung gar nichts anderes erwartet. 

Müller. 

f) Meldung des Führers der Stabskompagnie, Hauptmann Rau. 

Die Stabskompagnie hätte erwartet, daß die deutschen Vertreter unter den 
gegebenen Verhältnissen die Unterschrift verweigern, ohne Rücksicht auf äußere 

2 Die Bayerische Staatszeitung Nr. 159 vom 11. Juli 1920 veröffentlichte eine Notiz, derzufolge die 
bayerische Staatsregierung der Reichsregierung wiederholt erklärt habe, "daß auf die Einwohner
wehr und die Sicherheitswehr in Bayern unter keinen Umständen verzichtet werden kann und daß 
die vorliegende Forderung der Entente auf Entwaffnung dieser Wehren abzulehnen sei. Die 
Nachrichten aus Spa haben diese Haltung der bayerischen Regierung nicht zu ändern vermocht." 
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unä innere Verwicklungen, äie mir oäer o/rne läntersebrilt lrüber oäer später ^a 
äoeb mit unleblbarer 8ieberbeit sieb einstellen weräen. Venn äie äeutseben 
Vertreter glaubten, äall sie bei l^aebgiebigkeit in milltäriscben Kragen aul ein 
gröberes kntgegenkommen in wirtsebaltlieben Leriebungsn reebnen äürlen, so 
weräen sie ebenso bitter enttäuscbt sein wie äie Leitungsreporter, äie in eebt 
äentseber läausknecbtmanier über äas Lunicken von Llo^ä Oeorgs^ beglüekt 
waren.

klau.

3 Osviü Uo^ci OeorZe, britiscker?reisisrminisler.

113.

lUelkung äer lkeiekswekr-Lrigaäe 24 an äas Vekrkreiskourmsiiäo VII 
üker äie Reaktion äer Iruppe ank älie UnterLeioknunA äes Protokolls 
von 8pa üker äie ^uskükrung äer nnlitäriselren LestinununAen äes 

Versailler Vertrages.

13. ^uli 1920. IXürnderK. Is I^io. 7784. - 8lI8t^ IV. Reiclisvekr-Inlsnterie-kegimeiit 46, 
88. 7 3. Alssoü. ^uskerliAunA.

Oie Kruppe^ verstebt es niebt, äall äie kegierung Zuerst versicbert, lest aul äem 
200 000-^lann-Ileer besteben ru wollen, unä äall sie äann bei äem ersten groben 
ä'on äer Oegner umkällt^. ks ist unerklarllcb, wie Oeneral v. 8eeekt selbst obne 
weiteres äen Vorseblag einer kur^belristeten Verringerung äes Heeres maeben 
konnte. 8o berrscbt Knttäusebung, keunrubigung unä Vliktrauen gegen unsere 
lübrenäen Flanner.
Ls wäre sebr erwünsobt, wenn äie Gruppe über äie Orünäe, welebe ru äem 
Vorseblag äes Oenerals v. 8eeekt gekübrt baben, unä über äen Lwang, unter äem 
okenbar äie kegierung banäeln müllte, unterriebtet würäe.
Oas Vertrauen rur keiebsregierung bat wieäerum einen 8tok erbtten. Venn I^sot 
am Uann ist, äann bolt man äie Reiebswebr, äie, gleieb oäer sebleebter berablt 
wie jeäsr stubenboekenäe Beamte, unter Linsatr ibres Lebens äie 8acbe in 
Oränung bringen mull, unä jetrt, wo Leine augenblieklicbe Oelabr ärobt, lallt äie 
kegierung äie Kruppe im 8tieb unä setrt kausenäe auk äie 8tralle, obne äen 
Koräerungen äer keinäe irgenä weieben okenlcunäigen Viäerstanä entgegenru- 
setren.
Oer leste 8tanäpunLt äer ba^eriseben kegierung in äer krage äer Linwobnerweb- 
ren unä kobreiwebr^ wirä allgemein gebilligt.

kür äas Lrigaäe-Kommanäo:
Knäres

_______  Vlajor.
I „l'ruppe" ksl. gesetrl kür „kriZscie".
2 VZ1. >Ir. 107 2.
3 Vgi. I^lr. 112 ^niir. 2.
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und innere Verwicklungen, die mit oder ohne Unterschrift früher oder später ja 
doch mit unfehlbarer Sicherheit sich einstellen werden. Wenn die deutschen 
Vertreter glaubten, daß sie bei Nachgiebigkeit in militärischen Fragen auf ein 
größeres Entgegenkommen in wirtschaftlichen Beziehungen rechnen dürfen, so 
werden sie ebenso bitter enttäuscht sein wie die Zeitungsreporter, die in echt 
deutscher Hausknechtmanier über das Zunicken von Lloyd George3 beglückt 
waren. 

Rau. 

3 David L10yd George, britischer Premierminister. 

113. 

Meldung der Reichswehr-Brigade 24 an das Wehrkreiskommando VII 
üher die Reaktion der Truppe auf die Unterzeichnung des Protokolls 
von Spa üher die Ausführung der militärischen Bestimmungen des 

V ersailler Vertrages. 

13. Juli 1920. Nürnberg. la No. 7784. - BHStA IV. Reichswehr-Infanterie-Regiment 46, 
Bd. 7 Akt 3. Masch. Ausfertigung. 

Die Truppe l versteht es nicht, daß die Regierung zuerst versichert, fest auf dem 
200 OOO-Mann-Heer bestehen zu wollen, und daß sie dann bei dem ersten groben 
Ton der Gegner umfällt2

• Es ist unerklärlich, wie General v. Seeckt selbst ohne 
weiteres den Vorschlag einer kurz befristeten Verringerung des Heeres machen 
konnte. So herrscht Enttäuschung, Beunruhigung und Mißtrauen gegen unsere 
führenden Männer. 

Es wäre sehr erwünscht, wenn die Truppe über die Gründe, welche zu dem 
Vorschlag des Generals v. Seeckt geführt haben, und über den Zwang, unter dem 
offenbar die Regierung handeln mußte, unterrichtet würde. 

Das Vertrauen zur Reichsregierung hat wiederum einen Stoß erlitten. Wenn Not 
am Mann ist, dann holt man die Reichswehr, die, gleich oder schlechter bezahlt 
wie jeder stubenhockende Beamte, unter Einsatz ihres Lebens die Sache in 
Ordnung bringen muß, und jetzt, wo keine augenblickliche Gefahr droht, läßt die 
Regierung die Truppe im Stich und setzt Tausende auf die Straße, ohne den 
Forderungen der Feinde irgend welchen offenkundigen Widerstand entgegenzu
setzen. 

Der feste Standpunkt der bayerischen Regierung in der Frage der Einwohnerweh
ren und Polizeiwehr3 wird allgemein gebilligt. 

1 "Truppe" hsl. gesetzt für "Brigade". 

2 V gl. Nr. 107 Anm. 2. 

3 Vgl. Nr. 112 Anm. 2. 
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114.

Deriebt lies OirerpräsiDenten Der DrovinL Ilessen-IVassau an Das preuki- 
seire Innenininisteriuin über Die Diikeleistun^ lies Militärs auk ^nkorDe-

rung von XiviiiretrörDen.

17. luli 1920. Kussel. Nr. 10480. - 6^-^. k 4883 ^-1-22. 86. 1. Msseli. ^ksekrikl.

Dureb nebenbereiebneten DrIL6^ sinci mir einige vom Derrn keiebswebrminister 
verkügte Xnäerungen 6er Vorsebrikt über äen ^Vakkengebraueb äes Militärs 
mitgeteilt woräen^. Die unter Akker 3 6er Verkügung äes Derrn keiebswebrmini- 
sters gegebene Vorsebrikt lautet:
,,6Iaubt äas um mibtärisebe Dnterstlltrung angegangene Vebrkreiskommanäo 
oäer ein örtbober mibtäriseber Dekeblsbaber, äie naebgesuobte Dilkeleistung aus 
Erwägungen mibtäriseber vVrt niebt gewäbren ru ällrken, ist sokortige telegrapbi- 
sebe Dntsebeiäung äes keiebswebrministeriums berw. äes ^ebrbreisbommanäos 
berbeirukübren."
Diese Vorsebrikt gibt ru erbebbeben Deäenben ^nlab, veil sie äem Mibtärbekebls- 
baber bis Nögbebbeit bietet, äie von äen Ävilkeböräen naekgesuebte Dilkelei- 
stung abrulebnen, aueb wenn äiese äringenä erkoräerbeb ist. Die kür äie 
^blebnung gemacbte Dinsebränkung „Erwägungen mibtäriseber rVrt" ist so 
allgemeiner l^atur, äab sie keine Oewäbr kür eine objektiv riebtige Lebanälung äer 
rVnkoräerungen mibtäriseber Diike bietet. Die Vorsebrikt müllte m. D. äabin 
abgeänäert weräen, äa6 wenigstens äie von äer obersten Drovinrialbeböräe 
ausgebenäe ^nkoräerunZ unbesebaäet äer Dinbolung äer Dntsebeiäung äes 
keicbswebrministeriums naeb Mallgabe äer äem ^kibtärbekeblsbaber rur Verkü- 
AUNA stebenäen Xräkte obne weiteres ru berüeksiebtiZen ist.

I. V. Dnterscbrikt.

1 Lrls6 6es preuüiseken Innenministers II 6 2452 vom 7. luli 1920, nickt ermittelt.
2 Nr. 88.

115.

8eiireii,en Des ka^eriseben DanDesironunanDanten, Oeneraileutnant 
v. IVIötil, an Den baxerisetien NinisterpräsiDenlen v. X^airr über Die

DerabselrunK Der Deeresstärire auk^runD Des Drotokoils von 8pa.

18. ^uli 1920. IVlüneken. ^Xo. 1127. - 6H8t^ IV. O^uppenliommanclo 4, 16 I.
!>lssek. Ourelrsetirilr.

In äer Drogrammreäe äes Derrn Ninisterpräsiäenten vom 16. 7. ist betont, äab äie 
LtaatsreßierunZ bei äer VbeäsraukriobtunZ äer Ltaatsautorität aueb auk äie 
staatbeben Nacbtkaktoren, auk äie DnterstlltrunZ unserer „trekkbeb bewäbrlen 
lanäsmannsebaktbeben keiebswebr" unä unserer ausgereiebneten sonstigen V/eb- 
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114. 

Bericht des Oberpräsidenten der Provinz Hessen-Nassau an das preußi
sche Innenministerium über die Hilfeleistung des Militärs auf Anforde

rung von Zivilbehörden. 

17. Juli 1920. Kassel. Nr. 10480. - BA-MA. F 4883 A-I-22. Bd. 1. Masch. Abschrift. 

Durch nebenbezeichneten Erlaß 1 sind mir einige vom Herrn Reichswehrminister 
verfügte Änderungen der Vorschrift über den Waffengebrauch des Militärs 
mitgeteilt worden2• Die unter Ziffer 3 der Verfügung des Herrn Reichswehrmini
sters gegebene Vorschrift lautet: 

"Glaubt das um militärische Unterstützung angegangene Wehrkreiskommando 
oder ein örtlicher militärischer Befehlshaber, die nachgesuchte Hilfeleistung aus 
Erwägungen militärischer Art nicht gewähren zu dürfen, ist sofortige telegraphi
sche Entscheidung des Reichswehrministeriums bezw. des Wehrkreiskommandos 
herbeizuführen. " 

Diese Vorschrift gibt zu erheblichen Bedenken Anlaß, weil sie dem Militärbefehls
haber die Möglichkeit bietet, die von den Zivilbehörden nachgesuchte Hilfelei
stung abzulehnen, auch wenn diese dringend erforderlich ist. Die für die 
Ablehnung gemachte Einschränkung "Erwägungen militärischer Art" ist so 
allgemeiner Natur, daß sie keine Gewähr für eine objektiv richtige Behandlung der 
Anforderungen militärischer Hilfe bietet. Die Vorschrift müßte m. E. dahin 
abgeändert werden, daß wenigstens die von der obersten Provinzialbehörde 
ausgehende Anforderung unbeschadet der Einholung der Entscheidung des 
Reichswehrministeriums nach Maßgabe der dem Militärbefehlshaber zur Verfü
gung stehenden Kräfte ohne weiteres zu berücksichtigen ist. 

I. V. Unterschrift. 

1 Erlaß des preußischen Innenministers II G 2452 vom 7. Juli 1920, nicht ermittelt. 

2 Nr. 88. 

U5. 

Schreiben des bayerischen Landeskommandanten, Generalleutnant 
v. Möhl, an den bayerischen Ministerpräsidenten v. Kahr über die 

Herabsetzung der Heeresstärke aufgrund des Protokolls von Spa. 

18. Juli 1920. München. No. 1127. - BHStA IV. Gruppenkommando 4, Bd. 16 Akt 1. 
Masch. Durchschrift. 

In der Programmrede des Herrn Ministerpräsidenten vom 16. 7. ist betont, daß die 
Staatsregierung bei der Wiederaufrichtung der Staatsautorität auch auf die 
staatlichen Machtfaktoren, auf die Unterstützung unserer "trefflich bewährten 
landsmannschaftlichen Reichswehr" und unserer ausgezeichneten sonstigen Weh-
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ren unbedingt vertrauen Icönne, 626 dies ebenso auber 2weikel sei wie die 
Onterstütrung und Förderung dieser Verbände dureb die 8taatsregierung^.
was 62s ba^erisobe Contingent dor lleicbswebr aniangt, so ist es iclar, 626 ciie 
lieiobswebr - obgleiob eine Oinriobtung des lleiobes - in erster Linie beruken ist, 
die staatllobe Ordnung und die Legierung r/rres k/ermar/audes ru scbütren, wie 
dies aueb tatsäobllob scbon wiederboit gescbab.
Oie Landesregierung lcann bieraus kür sieb 62s liecbt uncl sogar eine gewisse 
Verpkllobtung ableiten, aueb kür clen ungesobmäierten Bestand der Leicbswebr 
einrutreten; denn ciie Leiobswebr ist das kllolcgrat cler übrigen Webren.
Von mabgebender 8telle irn Leiobswebrministerium würcle es noeb vor Icurrem als 
„unverantwortllcb" bereicbnet, in eine Herabrninclerung cles Heeres auk 100 000 
IVlann einruwilligen, sogar ciie Lrbaltung des-200 000 Vlann-Oeeres wurde ais 
staatbcbe biotwendiglceit ericlärt sowobi wegen 6er Oekabr an cier Ostgrenre ais 
wegen der pobtiseben Lage irn Innern. wenn trotrciein unsere Vertreter in 8pa 
naeb Icurrem widerstand auk die Forderung der alsbaldigen Linkübrung des 
100 OOO-^lann-Oeeres eingingen, so gescbab dies okkenbar desbalb, weil man es bei 
der gegenwärtigen 8innesart des deutseben Vollces vermeiden ru müssen glaubte, 
wegen einer mibtäriseben oder „mibtaristiscben" Naobtkrage einen ^cbbrucb der 
Verbandlungen in 8pa mit seinen sebweren wirtsebaktlleben und sonstigen folgen 
berbeirukübren. Viebeicbt bat man biebei auk die Oekübie der staatserbaltenden 
Leiobsangebörigen ru wenig Lüclcsiobt genommen und das nationale 8elbstbe- 
wubtsein breiter Vobcsmassen doeb etwas untersebätrt; ledenkaiis aber baben sieb 
die berukenen Vertreter der deutseben webrmaobt persönbeb auk eine Oolitilc der 
I^iaebgiebiglceit so sebr kestgelegt, dab ieb mir von einer Vorstellung beim 
Leiebswebrministerium iceinen Lrkoig mebr verspreeben Icann^.
leb wende mieb desbalb an die ba^erisebe 8tL2tsr6gierung mit der dringenden 
Litte, alles ru tun, was mögbeb ist, um eine wiederauknabme der iVbrüstungskrage 
berbeirukübren.
2ur Begründung diene runäcbst eine Zusammenstellung der unmittelbaren Lolgen 
der Abrüstung auk 100 000 ^lann kür das ba^erisobe Kontingent:
Oie Oesamtstärlce verringert sieb auk II 000 ^lann. In Nünoben bekinden sieb 
I 900 Uann, in Nürnberg 1 500, in Augsburg 670, in wllrrburg I 100, in 
kegensburg 850 IVlann. Vsebakkenburg, Oreising, Oillingen, bleuburg werden ibre 
Garnisonen verlleren, aueb in Loburg und Ook werden lceine Iruppen sein.
lob erinnere an die gegenwärtige Lesobakkenbeit der Linwobner- und 8icberbeits- 
webren in k^ordba^ern und an die Besorgnisse, die bisber selbst ein vorübergeben
des wegrieben der Vruppen bei einigen 8tadtverwaltung6n bervorgeruken bst.
Line 2usammenriebung von Iruppen gegen einreine llerde von Onruben wird 
Icünktig grobe 8cbwierigiceiten bereiten; dies gilt insbesondere kür Entsendungen

I Oer kayerisoke ^linisterpräsi6ont v. Kakr kalte anläükck seiner Vakl vor 60m daveriscken Oan6taZ 
am 16. Ink 1920 eine Orklärunx akZeZeken, in 6er er 6ie ZtärlcunZ 6er Ltaatsautorität un6 6er ikr ru 
Oebote sleken6en ^laektmittel als wicktiZes Del seiner ktegierunZ kereicknete. Oer vorsteken6e 
^bsatr ßibt einen ^dscknitt 6ieser Ke6e käst wörtkck wieder, klaveriscke Ztaatsreitunß Kr. 164 vom 
17. luk 1S20.

2 Vgl. >Ir. 112 ^nm. 1.
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ren unbedingt vertrauen könne, daß dies ebenso außer Zweifel sei wie die 
Unterstützung und Förderung dieser Verbände durch die Staatsregierung l

. 

Was das bayerische Kontingent der Reichswehr anlangt, so ist es klar, daß die 
Reichswehr - obgleich eine Einrichtung des Reiches - in erster Linie berufen ist, 
die staatliche Ordnung und die Regierung ihres Heimatlandes zu schützen, wie 
dies auch tatsächlich schon wiederholt geschah. 

Die Landesregierung kann hieraus für sich das Recht und sogar eine gewisse 
Verpflichtung ableiten, auch für den ungeschmälerten Bestand der Reichswehr 
einzutreten; denn die Reichswehr ist das Rückgrat der übrigen Wehren. 

Von maßgebender Stelle im Reichswehrministerium wurde es noch vor kurzem als 
"unverantwortlich" bezeichnet, in eine Herabminderung des Heeres auf 100000 
Mann einzuwilligen, sogar die Erhaltung des-200 000 Mann-Heeres wurde als 
staatliche Notwendigkeit erklärt sowohl wegen der Gefahr an der Ostgrenze als 
wegen der politischen Lage im Innern. Wenn trotzdem unsere Vertreter in Spa 
nach kurzem Widerstand auf die Forderung der alsbaldigen Einführung des 
100 OOO-Mann-Heeres eingingen, so geschah dies offenbar deshalb, weil man es bei 
der gegenwärtigen Sinnesart des deutschen Volkes vermeiden zu müssen glaubte, 
wegen einer militärischen oder "militaristischen" Machtfrage einen Abbruch der 
Verhandlungen in Spa mit seinen schweren wirtschaftlichen und sonstigen Folgen 
herbeizuführen. Vielleicht hat man hiebei auf die Gefühle der staatserhaltenden 
Reichsangehörigen zu wenig Rücksicht genommen und das nationale Selbstbe
wußtsein breiter Volksmassen doch etwas unterschätzt; jedenfalls aber haben sich 
die berufenen Vertreter der deutschen Wehrmacht persönlich auf eine Politik der 
Nachgiebigkeit so sehr festgelegt, daß ich mir von einer Vorstellung beim 
Reichswehrministerium keinen Erfolg mehr versprechen kann2• 

Ich wende mich deshalb an die bayerische Staatsregierung mit der dringenden 
Bitte, alles zu tun, was möglich ist, um eine Wiederaufnahme der Abrüstungsfrage 
herbeizuführen. 

Zur Begründung diene zunächst eine Zusammenstellung der unmittelbaren Folgen 
der Abrüstung auf 100 000 Mann für das bayerische Kontingent: 

Die Gesamtstärke verringert sich auf 11 000 Mann. In München befinden sich 
1 900 Mann, in Nürnberg 1 500, in Augsburg 670, in Würzburg 1 100, in 
Regensburg 850 Mann. Aschaffenburg, Freising, Dillingen, Neuburg werden ihre 
Garnisonen verlieren, auch in Koburg und Hof werden keine Truppen sein. 

Ich erinnere an die gegenwärtige Beschaffenheit der Einwohner- und Sicherheits
wehren in Nordbayern und an die Besorgnisse, die bisher selbst ein vorübergehen
des Wegziehen der Truppen bei einigen Stadtverwaltungen hervorgerufen hat. 

Eine Zusammenziehung von Truppen gegen einzelne Herde von Unruhen wird 
künftig große Schwierigkeiten bereiten; dies gilt insbesondere für Entsendungen 

1 Der bayerische Ministerpräsident v. Kahr hatte anläßlich seiner Wahl vor dem bayerischen Landtag 
am 16. Juli 1920 eine Erklärung abgegeben. in der er die Stärkung der Staatsautorität und der ihr zu 
Gebote stehenden Machtmittel als wichtiges Ziel seiner Regierung bezeichnete. Der vorstehende 
Absatz gibt einen Abschnitt dieser Rede fast wörtlich wieder. Bayerische Staatszeitung Nr. 164 vom 
17. Juli 1920. 

2 Vgl. Nr. 112 Anm. 1. 
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aullerbalb Lagerns, was ller Leiebsregierung lleutbcb rum Lewulltsein ru bringen 
sein llllrkte.
Lu dieser rablenmäkigen LcbwLcbe trill wenigstens wäbrenll cier böebstwiebtigen 
Öbergangsreit eine Ninllerung cier moraliseben Lralt. Unsere l'ruppen sinll 
entrüstet llarübsr, 626 ciie Leiebsregierung sielt kür sie so wenig bemübt list, 
uinsoineltr als inan ibnen kurr variier cias Lestebenbleiben cies 200 000-Nann- 
Leeres als wabrsebeinbeb in r^ussiebt stellte. Viels von cien rum Vussebeillsn 
gerwungenen Leiebswebrsolllaten worcien wegen Lrwerbslosigkeit unci aus sonsti
gen Orünllen ciie Labi cier Ilnrukriellenen, vielleiellt sogar ciie Leiben cier roten 
^rmee verstärken. Vlan will mit cier keiebswsbr llie verbotenen oller nielit mebr 
gestatteten Dakien eintreillen, man sobätrt llie Labi llieser Oewebre angeblieb auk 
2 000 000, man reellnet aus lliesem ^.nlall mit V/illerstanll unll mit Lämplen, man 
reollnet mit einer russiseken Olkensive unll gleiebreitig mit ^ulstanllen im innern, 
man bat es iür unverantwortUell erklärt, in lliesen Leitläuken abrurüsten, unll 
trotrllem rüstet man ab.
Ls mull meines Lraebtens ein V^eg gekunllen werllen, llie Leratungen über llie 
^.brüstungslrage noebmals aukrunebmen. Line Versebärkung ller Lage im Osten 
oller im Innern oller wenigstens eine sebärlere Leleuebtung llieser Lragen können 
cien ^.nlalZ bieru bieten; ller Lebwerpunkt wirll mebr, ais es bisber gesebab, auk 
llen ^erkpllnLt ller Abrüstung ru verlegen sein. Loweit llie Leiebswebr in Lrage 
kommt, baits ieb eine Xbminllerung aul 150 000 Uann vom Oktober an lür 
llureblllbrbar, wenn bis llabin eine Lerubigung im Osten eingetreten sein sollte. 
Letrtsres ist mögiieb, lla llie Verbältnisse in LuNanci niebt mebr lange in ller 
gegenwärtigen Lpannung bleiben können. Line Lerabsetrung aul 100 000 Nann 
kann erst llann in Lrage kommen, wenn llie ^.ebtung vor ller Ltaatsgewalt wieller 
so lest eingewurzelt sein wirll, wie llies im Lriellen ller Lall war. Lieb vorber auk 
irgenll einen Leitpunkt lestrulegen, gebürt rweilellos ru llen Nabregeln, womit 
man rwar lür llen Vugenbbek Leibungen vermeillen, wokür man ^elloeb mit gutem 
Oewissen llie Verantwortung niebt übernebmen kann.
leb bitte llie Ltaatsregierung, in lliesem Linne bei ller Leiebsregierung mit allem 
blaebllruek vorstellig ru werllen.

IWbl
Oeneralleutnant.

116.

Lekreiken lles Reiekswekrininisters Oekler »n llen prenkiseken Mni- 
slerprüsillenten krsnn üker villerenLsn Lwiseben keiekswekr nnll 

preuüisoker Liekerkeitspolirei.

25. luli 1920. Verlin. ».V.I>ir. 314/6.20. V 2. III. - Sä. V 43 1/2692. Mssek. ^bsekrikt.

Das Leiebswebrministerium bat eine ^bsebrikt lles Lebreibens lles Herrn Lräsi- 
llenten lles LreulZiscben Ltaatsministeriums an llen Herrn Leiebskanrler 
v. 16. Uai 1920 Lt.D.I l^lo. 4368^ erbalten.

1 Nielit ermittelt.
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außerhalb Bayerns, was der Reichsregierung deutlich zum Bewußtsein zu bringen 
sein düdte. 

Zu dieser zahlenmäßigen Schwäche tritt wenigstens während der höchstwichtigen 
Übergangszeit eine Minderung der moralischen Kraft. Unsere Truppen sind 
entrüstet darüber, daß die Reichsregierung sich für sie so wenig bemüht hat, 
umsomehr als man ihnen kurz vorher das Bestehenbleiben des 200 OOO-Mann
Heeres als wahrscheinlich in Aussicht stellte. Viele von den zum Ausscheiden 
gezwungenen Reichswehrsoldaten werden wegen Erwerbslosigkeit und aus sonsti
gen Gründen die Zahl der Unzufriedenen, vielleicht sogar die Reihen der roten 
Armee verstärken. Man will mit der Reichswehr die verbotenen oder nicht mehr 
gestatteten Waffen eintreiben, man schätzt die Zahl dieser Gewehre angeblich auf 
2 000 000, man rechnet aus diesem Anlaß mit Widerstand und mit Kämpfen, man 
rechnet mit einer russischen Offensive und gleichzeitig mit Aufständen im Innern, 
man hat es für unverantwortlich erklärt, in diesen Zeitläufen abzurüsten, und 
trotzdem rüstet man ab. 

Es muß meines Erachtens ein Weg gefunden werden, die Beratungen über die 
Abrüstungsfrage nochmals aufzunehmen. Eine Verschärfung der Lage im Osten 
oder im Innern oder wenigstens eine schärfere Beleuchtung dieser Fragen können 
den Anlaß hiezu bieten; der Schwerpunkt wird mehr, als es bisher geschah, auf 
den Zeitpunkt der Abrüstung zu verlegen sein. Soweit die Reichswehr in Frage 
kommt, halte ich eine Abminderung auf 150 000 Mann vom Oktober an für 
durchführbar, wenn bis dahin eine Beruhigung im Osten eingetreten sein sollte. 
Letzteres ist möglich, da die Verhältnisse in Rußland nicht mehr lange in der 
gegenwärtigen Spannung bleiben können. Eine Herabsetzung auf 100 000 Mann 
kann erst dann in Frage kommen, wenn die Achtung vor der Staatsgewalt wieder 
so fest eingewurzelt sein wird, wie dies im Frieden der Fall war. Sich vorher auf 
irgend einen Zeitpunkt festzulegen, gehört zweifellos zu den Maßregeln, womit 
man zwar für den Augenblick Reibungen vermeiden, wofür man jedoch mit gutem 
Gewissen die Verantwortung nicht übernehmen kann. 

Ich bitte die Staatsregierung, in diesem Sinne bei der Reichsregierung mit allem 
Nachdruck vorstellig zu werden. 

Möhl 
Generalleutnant. 

116. 

Schreiben des Reichswehrministers Geßler an den preußischen Mini
sterpräsidenten Braun über Differenzen zwischen Reichswehr und 

preußischer Sicherheitspolizei. 

25. Juli 1920. Berlin. H.L.Nr. 314/6.20. T 2. IB. - BA. R 43 1/2692. Masch. Abschrift. 

Das Reichswehrministerium hat eine Abschrift des Schreibens des Herrn Präsi
denten des Preußischen Staatsministeriums an den Herrn Reichskanzler 
v. 16. Mai 1920 St.D.I No. 43681 erhalten. 

1 Nicht ermittelt. 
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In diesem Lebreiben werden Lebwierigkeiten erwäbnt, die dem Vukbau der 
preulliseben Lieberbeitspobrei insbesondere vom Beiebswebrministerium angeb- 
Ueb bereitet werden und wird die Lieberbeitspobrei als das „vielleiebt einzige 
ruverlässige, scbarfe Instrument in der Hand der verfassungsmäßigen Begierung" 
bereiebnet.
Oamit wird in kurrer Boit (vergleiebe das Lebreiben des Herrn Breulbscben 
Mnisters des Innern vom 24. 4. IVr. 1708^) von Leiten der preulliseben Ltaatsregie- 
rung erneut ein scbwerer Vorwurf in einer bisber niebt gebräuebbeben Borm 
erboben, obne dall ein Beweis lür eine Benaebteibgung der Lieberbeitspobrei und 
die aufgestellten Lebauptungen erbracbt worden wäre.
leb mull über die gegen cl^s Beiebswebrministerium und die Beiebswebr erbobe- 
nen Angriffe mein Befremden ausspreeben und sie mit aller Lcbärfe rurüek- 
weisen.
Oleiebreitig balle ieb mieb lür verpfbebtet, folgende Batsaeben ru betonen:
I) Oie preulbsebe Lieberbeitspobrei ist seinerreit unter weitgebendster Mtbilke 
und Onterstütrung des Beiebswebrministeriums berw. des Breulliseben Briegsmi- 
nisteriums ins beben gerufen und ausgebaut worden.
2) Menn in Ltettin Beiebswebrreitfreiwllbge mit Bistolen ausgerüstet waren, 
wäbrend kür die Lieberbeitspobrei keine rur Verfügung gestellt wurden, so erklärt 
sieb das daraus, dall die Beicbswebrreitfreiwilligen wäbrend ibrer Oienstleistung 
aus den Beständen der Beiebswebr ausgerüstet wurden. Oie Angabe des Beicbs- 
webrministeriums, dall lür eine Bebeferung der Lieberbeitspobrei keine Bistolen 
rur Verfügung ständen, ist dureb diesen Vorfall niebt widerlegt.
3) vVuf die Anträge des Ltabes und der Organisationsstelle der damaligen 
Lieberbeitswebr auf Vbgabe von Bekleidungs- und Ausrüstungsstücken aus 
Oeeresbeständen bat das Beiebswebrministerium in eingebender Bespreebung mit 
der Abteilung l^uartiermeister des Ltabes der Lieberbeitswebr die Megs kür die 
Lesebaffung von Bekleidungs- und Vusrüstungsstücken gewiesen, um auf diese 
Meise den Vusbau der Lieberbeitspobrei ru fördern.
Bs bat dabei darauf bingewiesen, dall über die freigegebenen Bestände das 
Beiebsverwertungsamt verfügt und daber die Vnträge dortbin ru riebten seien, 
weil die Verreebnung niebt Laebe der Heeresverwaltung sei. Vullerdem batte es 
bereits vorber sämtbcbe graugrünen Buebs der Bekleidungsämter rur Verfügung 
gestellt. Menn die Lieberbeitspobrei niebt sofort in den Besitr dieser lVIengen 
gelangte, so lag das an Lebwierigkeiten bei diesen Ämtern, die in den dureb die 
Bevolution gesebaffenen Verbältnissen begründet sind. Megen der Lieferung von 
160 000 m Bueb dureb das Bekleidungs-Bescbakkungs-Vmt batte die Lekleidungs- 
Vbtellung von vorn berein mündbeb darauf bingewiesen, dall das Bekleidungsbe- 
sebaffungsamt diese Bieferung gar niebt bewirken könne, dureb den Auftrag an 
dieses Vmt mitbin nur kostbare Beil verloren ginge. Brotr dieses Hinweises 
bestand die Lieberbeitspobrei iedoeb darauf, wenigstens den Versueb ru maeben. 
Bs kam, wie vorausgesagt war. Dem Beiebswebrministerium kann daber in dieser 
Leriebung kein Vorwurf gemacbt werden. Oie Lieberbeitspobrei ist an der 
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In diesem Schreiben werden Schwierigkeiten erwähnt, die dem Aufbau der 
preußischen Sicherheitspolizei insbesondere vom Reichswehrministerium angeb
lich bereitet werden und wird die Sicherheitspolizei als das "vielleicht einzige 
zuverlässige, scharfe Instrument in der Hand der verfassungsmäßigen Regierung" 
bezeichnet. 

Damit wird in kurzer Zeit (vergleiche das Schreiben des Herrn Preußischen 
Ministers des Innern vom 24. 4. Nr. 17082) von Seiten der preußischen Staatsregie
rung erneut ein schwerer Vorwurf in einer bisher nicht gebräuchlichen Form 
erhoben, ohne daß ein Beweis für eine Benachteiligung der Sicherheitspolizei und 
die aufgestellten Behauptungen erbracht worden wäre. 

Ich muß über die gegen das Reichswehrministerium und die Reichswehr erhobe
nen Angriffe mein Befremden aussprechen und sie mit aller Schärfe zurück
weisen. 

Gleichzeitig halte ich mich für verpflichtet, folgende Tatsachen zu betonen: 

1) Die preußische Sicherheitspolizei ist seinerzeit unter weitgehendster Mithilfe 
und Unterstützung des Reichswehrministeriums bezw. des Preußischen Kriegsmi
nisteriums ins Leben gerufen und ausgebaut worden. 

2) Wenn in Stettin Reichswehrzeitfreiwillige mit Pistolen ausgerüstet waren, 
während für die Sicherheitspolizei keine zur Verfügung gestellt wurden, so erklärt 
sich das daraus, daß die Reichswehrzeitfreiwilligen während ihrer Dienstleistung 
aus den Beständen der Reichswehr ausgerüstet wurden. Die Angabe des Reichs
wehrministeriums, daß für eine Belieferung der Sicherheitspolizei keine Pistolen 
zur Verfügung ständen, ist durch diesen Vorfall nicht widerlegt. 

3) Auf die Anträge des Stabes und der Organisationsstelle der damaligen 
Sicherheits wehr auf Abgabe von Bekleidungs- und Ausrüstungsstücken aus 
Heeresbeständen hat das Reichswehrministerium in eingehender Besprechung mit 
der Abteilung Quartiermeister des Stabes der Sicherheits wehr die Wege für die 
Beschaffung von Bekleidungs- und Ausrüstungsstücken gewiesen, um auf diese 
Weise den Ausbau der Sicherheitspolizei zu fördern. 

Es hat dabei darauf hingewiesen, daß über die freigegebenen Bestände das 
Reichsverwertungsamt verfügt und daher die Anträge dorthin zu richten seien, 
weil die Verrechnung nicht Sache der Heeresverwaltung sei. Außerdem hatte es 
bereits vorher sämtliche graugrünen Tuche der Bekleidungsämter zur Verfügung 
gestellt. Wenn die Sicherheitspolizei nicht sofort in den Besitz dieser Mengen 
gelangte, so lag das an Schwierigkeiten bei diesen Ämtern, die in den durch die 
Revolution geschaffenen Verhältnissen begründet sind. Wegen der Lieferung von 
160 000 m Tuch durch das Bekleidungs-Beschaffungs-Amt hatte die Bekleidungs
Abteilung von vorn herein mündlich darauf hingewiesen, daß das Bekleidungsbe
schaffungsamt diese Lieferung gar nicht bewirken könne, durch den Auftrag an 
dieses Amt mithin nur kostbare Zeit verloren ginge. Trotz dieses Hinweises 
bestand die Sicherheitspolizei jedoch darauf, wenigstens den Versuch zu machen. 
Es kam, wie vorausgesagt war. Dem Reichswehrministerium kann daher in dieser 
Beziehung kein Vorwurf gemacht werden. Die Sicherheitspolizei ist an der 

2 '\'idlt ,'rmittelt. 
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verlorenen 2eit vielmebr selber scbuld. Werner bat 628 Beicbswebrministerium 
vsrkügt, daß alle in den Lebleidungsämtern lagernden graugrünen Bebleidungs- 
stllclce uncl Bucbe sowie alle bei cler Bruppe bekindlicben graugrünen Bebleidungs- 
stücbs von 5/5 und 4/5 Neuwert rur Ausstattung der Bicberbeitspobrei dein 
damaligen Beicbsverwertungsamt kreirugeben 8eien. was im Hinblick auk den 
Bedark der Beicbswebr nur irgendwie entbebrlicb war, ist kreigegeben worden.
Oie verkügbaren Bestände 8ind aller - wie sicb aucb bei anderen Oelegenbeiten 
erwiesen bat - erbeblicb übersebätrt worden, 80 daß die Erwartungen nicbt erküllt 
werden konnten. Iliernacb i8t die Lebauptung unrutrekkend, daß „der 8cbrikt- 
wecbsel und die persönlicben Verbandlungen krucbllos geblieben" seien; aul die in 
der Bresse und in der Okkentbcbkeit erörterte Besserstellung der Bicberbeitspolirei 
mit Beideidung gegenüber der Beicliswelir wird bingewiesen.
4) Oie Begelung der ünterkunktskrage ist durcb die ünsicberbeit über die künktige 
Oeeresstärke an sieb ersebwert. Bine voraussobauende Bearbeitung von ünter- 
kunktskragen und ein Oand-in-üand-Oeben mit der 8icberbeitspolirei wird außer
dem vom Breußiscben Ministerium des Innern unmögbcb gemaebt. Oaru wären 
runäcbst überseblägige Angaben über die beabsiebtigte 8tärke und Unterbringung 
der preuBiseben Bicberbeitspolirei erkorderlieb. Oie Abteilung Bicberbeitspobrei 
im Ninisterium des Innern bat aber aul wiederbolte Bitten um Übermittlung 
diesberüglicber Angaben noeb vor kurrem mitgeteilt, daß ibr von ibrer vorgesetr- 
ten Oienststelle die Übersendung soleber Zusammenstellungen an das Beicbs- 
webrministerium verboten worden sei. Brüber gestellte Anträgen wurden nicbt 
beantwortet.
5) Bndlicb muß noebmals eindringlicb auk die tiekgebende Brregung bingewiesen 
werden, die die bessere Bewaldung der 8icberbeitspolirei in der Beiebswebr naeb 
wie vor bervorrukt. Nle Versucbe, in dieser Brags eine Binigung ru errielen, sind 
bisber an dem widerstand des Breußiscben Ministeriums des Innern gesebeitert. 
^.ucb in diesem Balle waren die Bemübungen des Beiebswebrministeriums, 
ünterlagen rur üerbeikübrung eines ^usgleicbs ru gewinnen, erkolglos. Oas an den 
Herrn Breußiscben Minister des Innern persönlicb gericbtete 8cbreiben k^o. 1627/ 
4.20.B 2 III vom 3. Nai 1920^, in dem Nitteilungen über die derreitige Besoldung 
der 8icberbeit8polir6i erbeten waren, ist nicbt beantwortet worden.

Oer Beicbswebrminister
ger. Or. Oeßler.

3 IXiciit ermillelt.
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verlorenen Zeit vielmehr selber schuld. Ferner hat das Reichswehrministerium 
verfügt, daß alle in den Bekleidungsämtern lagernden graugrünen Bekleidungs
stücke und Tuche sowie alle bei der Truppe befindlichen graugrünen Bekleidungs
stücke von 5/5 und 4/5 Neuwert zur Ausstattung der Sicherheitspolizei dem 
damaligen Reichsverwertungsamt freizugeben seien. Was im Hinblick auf den 
Bedarf der Reichswehr nur irgendwie entbehrlich war, ist freigegeben worden. 

Die verfügbaren Bestände sind aber - wie sich auch bei anderen Gelegenheiten 
erwiesen hat - erheblich überschätzt worden, so daß die Erwartungen nicht erfüllt 
werden konnten. Hiernach ist die Behauptung unzutreffend, daß "der Schrift
wechsel und die persönlichen Verhandlungen fruchtlos geblieben" seien; auf die in 
der Presse und in der Öffentlichkeit erörterte Besserstellung der Sicherheitspolizei 
mit Bekleidung gegenüber der Reichswehr wird hingewiesen. 

4) Die Regelung der Unterkunftsfrage ist durch die Unsicherheit über die künftige 
Heeresstärke an sich erschwert. Eine vorausschauende Bearbeitung von Unter
kunftsfragen und ein Hand-in-Hand-Gehen mit der Sicherheitspolizei wird außer
dem vom Preußischen Ministerium des Innern unmöglich gemacht. Dazu wären 
zunächst überschlägige Angaben über die beabsichtigte Stärke und Unterbringung 
der preußischen Sicherheitspolizei erforderlich. Die Abteilung Sicherheitspolizei 
im Ministerium des Innern hat aber auf wiederholte Bitten um Übermittlung 
diesbezüglicher Angaben noch vor kurzem mitgeteilt, daß ihr von ihrer vorgesetz
ten Dienststelle die Übersendung solcher Zusammenstellungen an das Reichs
wehrministerium verboten worden sei. Früher gestellte Anfragen wurden nicht 
beantwortet. 

5) Endlich muß nochmals eindringlich auf die tiefgehende Erregung hingewiesen 
werden, die die bessere Bezahlung der Sicherheitspolizei in der Reichswehr nach 
wie vor hervorruft. Alle Versuche, in dieser Frage eine Einigung zu erzielen, sind 
bisher an dem Widerstand des Preußischen Ministeriums des Innern gescheitert. 
Auch in diesem Falle waren die Bemühungen des Reichswehrministeriums, 
Unterlagen zur Herbeiführung eines Ausgleichs zu gewinnen, erfolglos. Das an den 
Herrn Preußischen Minister des Innern persönlich gerichtete Schreiben No. 1627/ 
4.20. T 2 III vom 3. Mai 19203, in dem Mitteilungen über die derzeitige Besoldung 
der Sicherheitspolizei erbeten waren, ist nicht beantwortet worden. 

3 Nicht ermittelt. 

Der Reichswehrminister 
gez. Dr. Geßler. 
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117.

kekebl lies tlbeks kier HeeresIeilunK, OenersHeulnsnt v. 8eeelct, an dlie 
Koinmankleure uncl Oenerslstabsokkiriere cles keiebsbeeres über «lie 
Oeksbren einer VerbinciunA mit diem Kommunismus uncl kier 8o- 

wjetuuiou.

31. lull 1920. Lerlin. Nr. 8.8.20.? I HI. - 8»8t^ IV. 8ebüt-ien-ke8iment 41, 86. 13 
/Kkt 13. IVlaseli. ^bsebrikt.

Oer russisode 8ieg üder Oolen^ dal vielkaed 8timmungen unci Ookknungen erweckt, 
ciie cier lieiedswedr ciie klaren Riedtdnien kür idr Handeln ru verwiseden droden. 
Rr dat insbesondere cien Oedanken neu deledt, Oeutscdland könne ciein Versailler 
Vertrag nur dadured entgeden, dab es sied ciein Kommunismus in ciie ^.rme würke 
und mit cier l^akt ciieser Idee unci cier russiseden ciurodOolen vorstobenden brines 
einen neuen Xrieg gegen ciie Entente auknedme.
Vor soieden Oedankengängen unci soicder Ödersedätrung cier Hilke, die uns 
8owjet-Ru6land leisten lcönnte, dann ied niedt ausdrüekded genug warnen. Oie 
rote ^rmee verdankt idre grollen Orkolge gegen Oolen, wie seidst kiadek^ rugidt, 
einem nationalen, ciured alten Völkerdall getragenen 8edwung, clem derpolnisede 
Mderstand niedt gewachsen war. V^eder cier 2adl cier Xämpker noed 6er 
Kriegsmittel naed dann man ciiesen Kampk mit einer etwaigen Kriegsküdrung im 
^Vesten vergleieden. ^.n cier deutseden Orenrs dünnen niedt medr als 500 000 
^iann roter Gruppen erscheinen; im ^Vesten stäncien idnen MIlionen gegenüder. 
Oie russiseden Lisendadnen Kaden, nur um diese kleine Vrmee mit IVacdsedud ru 
verseden, cien ganzen übrigen regelmälZigen Retried einstellen müssen; vie sollte 
Kurland uns ciemnaed dei einer neuen Oloekade versorgen können? Oie Outilow- 
^Verke, clie grollten Kriegskabriken Rulllands, in denen krüder 42 000 Arbeiter tätig 
waren, können nur noed 7 000 besedäktigen, Vhkksn, Munition und teednisedes 
Material der roten Vrmee sind kür einen westlichen Krieg völlig ungenügend; seidst 
seine Kriedensindustrie datte sie niedt derstelien können. Oie weitere Redauptung, 
die Kntentetruppen dätten sedon in Rußland versagt und würden aued Mrt niedt 
gegen den Rolsedewismus kämpken, ist ein Irugseblull. 'Mr daden niedt den 
geringsten Orund anrunedmen, dall sied diese l'ruppen am Rdein niedt sedlagen 
würden.
Oiese unruiängUede Hilke wäre ader teuer erkaukt dured den Übergang Oeutsed- 
lands rum Rolsedewismus. Oenn seidst in den einkaederen Verhältnissen kull-

I klude luui 1920 batte eine russische Oegenokkeusive Oie in Oie Ukraine emgedruugenen Polen 
rurückgecvorken und einen ^lonat später sogar polniscbe pruppen gelungen, auk deutsches Oebiet 
überrutreteu. Oeneral v. Leeckt rechnete in dieser 2eit kest init einem Lieg liudlands. Neier- 
VVelcker 8. 293-297, dort auck klinveise auk vergleickkare Oenksckrikten und Verlautbarungen der 
lieicbsvvebrkükrung.

2 Karl Lernbardocvitscb Iladek, bolscbevvistiscber Politiker, reit>veilig in Oeutscbland tätig, Nitglled 
des pxekutivkonutees der Komintern. Xlarie-Kuise Ooldbacb, Karl lladek und die deutscb- 
socvjetiscben Leriebungen 1918-1923 (Lckriktemeibe des porscbungsinstituts der priedricb-klbert- 
Ltiktung öd. 97). öonn-öad Oodesberg 1973. 2u seinen öeriebungen rur kieicbscvebrkükrung 
8. klarsten 8. 80, 8. 144 und 8. 148k., kleier-^elcker 8. 322-326 und 8. 347. 
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Befehl des Chefs der Heeresleitung, Generalleutnant v. Seeckt, an die 
Kommandeure und Generalstabsoffiziere des Reichsheeres über die 
Gefahren einer Verbindung mit dem Kommunismus und der So-

wjetunion. 

31. Juli 1920. Berlin. Nr. 8.8.20.T 1 III. - BHStA IV. Schützen-Regiment 41, Bd. 13 
Akt 13. Masch. Abschrift. 

Der russische Sieg über Polen l hat vielfach Stimmungen und Hoffnungen erweckt, 
die der Reichswehr die klaren Richtlinien für ihr Handeln zu verwischen drohen. 
Er hat insbesondere den Gedanken neu belebt, Deutschland könne dem Versailler 
Vertrag nur dadurch entgehen, daß es sich dem Kommunismus in die Arme würfe 
und mit der Kraft dieser Idee und der russischen durch Polen vorstoßenden Armee 
einen neuen Krieg gegen die Entente aufnehme. 

Vor solchen Gedankengängen und solcher Überschätzung der Hilfe, die uns 
Sowjet-Rußland leisten könnte, kann ich nicht ausdrücklich genug warnen. Die 
rote Armee verdankt ihre großen Erfolge gegen Polen, wie selbst Radek2 zugibt, 
einem nationalen, durch alten Völkerhaß getragenen Schwung, dem der polnische 
Widerstand nicht gewachsen war. Weder der Zahl der Kämpfer noch der 
Kriegsmittel nach kann man diesen Kampf mit einer etwaigen Kriegsführung im 
Westen vergleichen. An der deutschen Grenze können nicht mehr als 500000 
Mann roter Truppen erscheinen; im Westen ständen ihnen Millionen gegenüber. 
Die russischen Eisenbahnen haben, nur um diese kleine Armee mit Nachschub zu 
versehen, den ganzen übrigen regelmäßigen Betrieb einstellen müssen; wie sollte 
Rußland uns demnach bei einer neuen Blockade versorgen können? Die Putilow
Werke, die größten Kriegsfabriken Rußlands, in denen früher 42000 Arbeiter tätig 
waren, können nur noch 7 000 beschäftigen, Waffen, Munition und technisches 
Material der roten Armee sind für einen westlichen Krieg völlig ungenügend; selbst 
seine Friedensindustrie hätte sie nicht herstellen können. Die weitere Behauptung, 
die Ententetruppen hätten schon in Rußland versagt und würden auch jetzt nicht 
gegen den Bolschewismus kämpfen, ist ein Trugschluß. Wir haben nicht den 
geringsten Grund anzunehmen, daß sich diese Truppen am Rhein nicht schlagen 
würden. 

Diese unzulängliche Hilfe wäre aber teuer erkauft durch den Übergang Deutsch
lands zum Bolschewismus. Denn selbst in den einfacheren Verhältnissen Ruß-

1 Ende Juni 1920 hatte eine russische Gegenoffensive die in die Ukraine eingedrungenen Polen 
zurückgeworfen und einen Monat später sogar polnische Truppen gezwungen, auf deutsches Gebiet 
überzutreten. General v. Seeckt rechnete in dieser Zeit fest mit einem Sieg Rußlands. Meier
Welcker S. 293--297, dort auch Hinweise auf vergleichbare Denkschriften und Verlautbarungen der 
Reichswehrführung. 

2 Karl Bernhardowitsch Radek, bolschewistischer Politiker, zeitweilig in Deutschland tätig, Mitglied 
des Exekutivkomitees der Komintern. :\Iarie-Luise Goldbach, Karl Radek und die deutsch
sowjetischen Beziehungen 1918-1923 (Schriftenreihe des Forschungsinstituts der Friedrich-Ebert
Stiftung Bd. 97). Bonn-Bad Godesberg 1973. Zu seinen Beziehungen zur Reichswehrführung 
s. Carsten S. 80, S. 144 und S. 148f., Meier-Welcker S. 322-326 und S. 347. 
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lancls Kat clie clreiiäkrige kiätekerrsckalt clas Wlrtsckaltsleben rugruncle ßericktet. 
Ick verweil auk clie verökkentkekten Oerickte 6er sorialistiscken 8tuclienkommis- 
sionen üker clen VlikerlolZ cles kommunistiscken 8>stems uncl kuKIancis trostlose 
Daß«. Oie 8tacjtbevölkerunß verkunZert, clie 8tä6te veröclen, aus ketersburg sincl 
allein 280 000 Arbeiter abßewanclert. Korruption, Oesteckunß uncl Onterscklaßunß 
klüken, clas Oelü i8t völlig entwertet. Oie bürZerkeke Intellißsnr, Oie arn Wulkau 
rnitarkeiten könnte, i8t clerimiert. 8elk8t cler Kommunist Ouckarin^ ßibt clen 
MeclerZanZ cler Inclu8trie ru. I^lur cla8 ÖberwieZen 8einer kanclbevölkerunß, auk clie 
sick Oas wirken cler Käte Kaurn erstreckt, kewakrt Ku6lancl vor clern Verkündern. 
Oiese Verkältnisse würcle cler Kommunismus nack Oeutscklancl bringen, wenn wir 
Oaru clie OanO reicken. kür uns als InOustriestaat kecleuten sie clen völliZen kuin, 
cler unsere Kesten Krälte verscklinßen uncl keinen Vukbau ermößlicken würcle.
Oer einriße ^Veß, Oeutscklancl Ourck clie Oekakren cler Oeßenwart Ourckrusteuern, 
lieZt in cler 8elb8tbekauptunß ßkßsnüber cler kntente uncl clem Oolsckewismus uncl 
clies in strikter Neutralität keiclen ßeßenüber. sollen wir mit KublanO in einen 
kreunclsekaktlicken wirtsckaktlicken ^uslausck treten, ikm Kei seinem inneren 
V^ieOeraukbau Kellen, uncl anclererseits clie in cler Iclee cles kätes^stems keZenclen 
ZesunOen OeOanken lür uns nutrbar macken, so müssen wir ikm als ßescklossener 
8taat ßsßenübertreten uncl clen internationalen Oolsckewismus auks entsckieOen- 
ste akleknen. Oas beOinßt aksolute OrOnunß im Innern uncl sckärksten Kampl 
ßeßsn Decken Omsturr. I^lur wenn wir clurck strakke Vnspannunß cler 8taat8Lutorität, 
kinküßunß jecles kinreinen in clas un8 ßkßebene 8rsats- uncl Mirtsckaktss^stem 
uncl selbstlose Arbeit eines leOen an seiner 8telle alle Kräkte in clen Dienst unserer 
inneren kestißunß stellen, kann Oeutscklancl überkaupt nack au6en Kin kolitik 
treiben. Oas Volk mu6 einseken, 0a6 uns nickt clurck äu6ere Hilke ocler inneren 
Omsturr uncl von clieser ocler iener Iclee clas Heil kommt, sonclern 0a6 wir nur 
clurck anclauerncle Karte, nllckterns Arbeit ZesunOen können.
In cliesem 8inn Kat auck clie keickswekr Keule ru kancleln. Ick mu6 von ^eOem 
kükrer erwarten, Oall er cliese Vullassunß unter seinen Onterßebenen ru verbrei
ten killt uncl sick secier ancleren versckliellt.

ßer. v. 8eeckt.

3 IXIKolLi Ivvsnovvitscü Lucksrin, so^jetisetier ^Virtsoiiaktsllieoreulcer, einer 6er tükrenüen Köpke 6er 
Lolseirervilci, später Vorsitren6er 6er Internstionsle.
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lands hat die dreijährige Räteherrschaft das Wirtschaftsleben zugrunde gerichtet. 
Ich verweise auf die veröffentlichten Berichte der sozialistischen Studienkommis
sionen über den Mißerfolg des kommunistischen Systems und Rußlands trostlose 
Lage. Die Stadtbevölkerung verhungert, die Städte veröden, aus Petersburg sind 
allein 280 000 Arbeiter abgewandert. Korruption, Bestechung und Unterschlagung 
blühen, das Geld ist völlig entwertet. Die bürgerliche Intelligenz, die am Aufbau 
mitarbeiten könnte, ist dezimiert. Selbst der Kommunist Bucharin3 gibt den 
Niedergang der Industrie zu. Nur das Überwiegen seiner Landbevölkerung, auf die 
sich das Wirken der Räte kaum erstreckt, bewahrt Rußland vor dem Verhungern. 
Diese Verhältnisse würde der Kommunismus nach Deutschland bringen, wenn wir 
dazu die Hand reichen. Für uns als Industriestaat bedeuten sie den völligen Ruin, 
der unsere besten Kräfte verschlingen und keinen Aufbau ermöglichen würde. 

Der einzige Weg, Deutschland durch die Gefahren der Gegenwart durchzusteuern, 
liegt in der Selbstbehauptung gegenüber der Entente und dem Bolschewismus und 
dies in strikter Neutralität beiden gegenüber. Wollen wir mit Rußland in einen 
freundschaftlichen wirtschaftlichen Austausch treten, ihm bei seinem inneren 
Wiederaufbau helfen, und andererseits die in der Idee des Rätesystems liegenden 
gesunden Gedanken für uns nutzbar machen, so müssen wir ihm als geschlossener 
Staat gegenübertreten und den internationalen Bolschewismus aufs entschieden
ste ablehnen. Das bedingt absolute Ordnung im Innern und schärfsten Kampf 
gegen jeden Umsturz. Nur wenn wir durch straffe Anspannung der Staatsautorität, 
Einfügung jedes Einzelnen in das uns gegebene Staats- und Wirtschafts system 
und selbstlose Arbeit eines Jeden an seiner Stelle alle Kräfte in den Dienst unserer 
inneren Festigung stellen, kann Deutschland überhaupt nach außen hin Politik 
treiben. Das Volk muß einsehen, daß uns nicht durch äußere Hilfe oder inneren 
Umsturz und von dieser oder jener Idee das Heil kommt, sondern daß wir nur 
durch andauernde harte, nüchterne Arbeit gesunden können. 

In diesem Sinn hat auch die Reichswehr heute zu handeln. Ich muß von jedem 
Führer erwarten, daß er diese Auffassung unter seinen Untergebenen zu verbrei
ten hilft und sich jeder anderen verschließt. 

gez. v. Seeckt. 

3 Nikolai Iwanowitsch Bucharin, sowjetischer Wirtschaftstheoretiker, einer der führenden Köpfe der 
Bolschewiki, später Vorsitzender der Internationale. 
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bkoliren kür «ine LespreokunA «les steHvertretenüen Lkeks «ker ^ümirsli- 
täl, Konteradmiral Nielraelis, mit den Kommandeuren üker «kie politi- 

seke 8itnation der NIar^n6^.

3. August 1920. 8erlin. ökersebrikt: I^otiren kür 6ie kommsnüetirdesprecbting. - 8>k IVI^. 
k 7584 88. 3. Alasck. 8einsekrikl mil ksl. Versilberungen unü Lrgsnrungen.

1. V^ie steken wir?
Kein gröllerer Oevölkerungsteil irgen6 welober Orebtung bat r. Ä. 62s geringste 
Interesse an 6er Krbaltung un6 6em Mie6eraukbau 6er Marine, Keebtssteben6e 
Kreise sebieben vielkaeb 6ie blovember-IIevolution kälsebbcb allein 6er Narine in 
6ie 8ebube, aueb list 6ie Auswirkung 6es milllungenen Kapp-Outsebes viele 
versebnupkt. Demokraten un6 Nebrbeitssoriabsten tragen uns vor allein 6en 
Kapp-Outseb nacb. Oie äußerste Linke liat grundsätrlieb kein Interesse an 6em 
Erstarken irgen6 eines Nacbtmittels 6er kegierung. Oas unerkreubebe ^Vuktreten 
6er Natrosen iin Oinnenlan6e bei 6en verseltie66N8t6n Onruben bat 6ie Nillstim- 
mung weitester Kreise erböbt. Oie .Vusliekerung 6er Notts wir6 uns gleicbkabs 
verübelt.
Oer 8taat ist arm, es wird naeb LteUen gesucbt, an 6snen gespart wer6en kann. 
Oie grolle Narine bat uns niebt gebollen, was soll uns eine Niniaturklotte! Hier 
kann gespart wer6en. Oas ist vielen Oarlamentarisrn willkommen. In 6er Lat ist 
mit starken Nitteln 6aran gearbeitet wor6ei?, 6ie Verwaltung 6er Narine 6ein 
Oeneralquartiermeister, 6as Kommando 6ein Lbek 6er Heeresleitung ru unterstel
len, wobei 6er Lbek 6er Admiralität auk 6en Kang eines Oepartementsdirektors 
berabgedrückt wer6sn wür6e. Oie 8elbständigkeit 6er Narine ist ietrt gesiebert. 
Orotrdem bleibt die 3ituation denkbar ernst^. Oie malllose Oressebetre gegen 6en 
sogenannten Nilitarisinus lallt die Nenseben niebt rur rubigen saeblicben Öberle- 
gung kommen. Onsere /'osktion ist denkbar se/r/ee/rk und sc/rwac/r. Oarüber inull 
inan sieb vollkommen klar sein, bevor man Vorsobläge kür 6as Oerausarbeiten aus 
6em 8umpk maebt.
2. IVas muO Kesc/re/ren?
a) -Kusgleicb 6er sieb gegenüberstebenden politiseben 8trömungen in 6er Narine 
ist Lebenskrage. .^uskämpken lassen sieb 6ie Oegensätre niebt. Zugeständnisse 
müssen von beiden 8eiten gemaebt wer6en. Vorbedingung 6aru ist absolute 
Innigkeit 6es Okkirierkorps. On6riel: Verbannung 6er Oolitik aus 6er Narine, 
Verfassungstreue 6er Oruppe. bliebt mit politiseben Illusionen spielen. Oie

1 Oie ^uscbreibuug 6es unsignierten 8tllcks an iVlicbaelis nacb Werner Itslm, keiciisinsrine un6 
ÜLnüesveNei(iiZunA 1919-1928. Konzeption un6 OükrunZ 6er Nnrine in 8er XVeirnnrer kepudlilc. 
^ILnciien 1976. 8. 63.

2 Osl. korrigiert 3USI ,,vvirü rnit starken Mitteln 6aran gearbeitet".
3 Oie beiden voranstebsnüen 8atre sinä ksl. korrigiert ausi ,,Virä 6iese Organisation Oesetr, so 

bedeutet sie üie sebneUe Verkümmerung, venn nickt üen I08 6er Marine. Veite kreise 6es kkeeres 
beteiligen sicb aus kurrsicbtigem kgoismus an 6ieser lotengraberarbeil. Oie 8ituation ist üenkbar 
ernst."
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Notizen für eine Besprechung des stellvertretenden Chefs der Admirali
tät, Konteradmiral Michaelis, mit den Kommandeuren über die politi

sche Situation der Marine l • 

3. August 1920. Berlin. Überschrift: Notizen für die Konunandeurbesprechung. - BA.MA. 
F 7584 Bd. 3. Masch. Reinschrift mit hsI. Veränderungen und Ergänzungen. 

1. Wie stehen wir? 

Kein größerer Bevölkerungsteil irgend welcher Richtung hat z. Zt. das geringste 
Interesse an der Erhaltung und dem Wiederaufbau der Marine. Rechtsstehende 
Kreise schieben vielfach die November-Revolution fälschlich allein der Marine in 
die Schuhe, auch hat die Auswirkung des mißlungenen Kapp-Putsches viele 
verschnupft. Demokraten und Mehrheitssozialisten tragen uns vor allem den 
Kapp-Putsch nach. Die äußerste Linke hat grundsätzlich kein Interesse an dem 
Erstarken irgend eines Machtmittels der Regierung. Das unerfreuliche Auftreten 
der Matrosen im Binnenlande bei den verschiedensten Unruhen hat die Mißstim
mung weitester Kreise erhöht. Die Auslieferung der Flotte wird uns gleichfalls 
verübelt. 

Der Staat ist arm, es wird nach Stellen gesucht, an denen gespart werden kann. 
Die große Marine hat uns nicht geholfen, was soll uns eine Miniaturflotte! Hier 
kann gespart werden. Das ist vielen Parlamentariern willkommen. In der Tat ist 
mit starken Mitteln daran gearbeitet worden2, die Verwaltung der Marine dem 
Generalquartiermeister, das Kommando dem Chef der Heeresleitung zu unterstel
len, wobei der Chef der Admiralität auf den Rang eines Departementsdirektors 
herabgedrückt werden würde. Die Selbständigkeit der Marine ist jetzt gesichert. 
Trotzdem bleibt die Situation denkbar ernst3

. Die maßlose Pressehetze gegen den 
sogenannten Militarismus läßt die Menschen nicht zur ruhigen sachlichen Überle
gung kommen. Unsere Position ist denkbar schlecht und schwach. Darüber muß 
man sich vollkommen klar sein, bevor man Vorschläge für das Herausarbeiten aus 
dem Sumpf macht. 

2. Was muß geschehen? 

a) Ausgleich der sich gegenüberstehenden politischen Strömungen in der Marine 
ist Lebensfrage. Auskämpfen lassen sich die Gegensätze nicht. Zugeständnisse 
müssen von beiden Seiten gemacht werden. Vorbedingung dazu ist absolute 
Einigkeit des Offizierkorps. Endziel: Verbannung der Politik aus der Marine, 
Verfassungstreue der Truppe. Nicht mit politischen Illusionen spielen. Die 

Die Zuschreibung des unsignierten Stücks an Michaelis nach Werner Rahn, Reichsmarine und 
Landesverteidigung 1919-1928. Konzeption und Führung der Marine in der Weimarer Republik. 
München 1976. S. 63. 

2 Hs!. korrigiert aus: "wird mit starken Mitteln daran gearbeitet". 

3 Die bei den voranstehenden Sätze sind hs!. korrigiert aus: "Wird diese Organisation Gesetz, so 
bedeutet sie die schnelle Verkümmerung, wenn nicht den Tod der Marine. Weite Kreise des Heeres 
beteiligen sich aus kurzsichtigem Egoismus an dieser Totengräberarbeit. Die Situation ist denkbar 
ernst. Ho 
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Kommandeure müssen in äieser Kicktung unermüäkck erriekerisek wirken. Oer 
kecktskoäen äark uMer keinen Omstanäen verlassen weräen, auk ciie ernsten 
Kolgen eines Verstoßes gegen ciiesen Orunäsatr ist kesonäers kinruweisen. 
8ckikanen unci Oesinnungsscknükkelei müssen unterkleiken.
k) Nan soll in cler näcksten ^eit möglickst wenig von cler Narine lrören uncl wenn, 
ciann nur Outes. Oie Narine mu6 sielt auk ikr eigenstes Oekiet kesckränken unci 
auk ciiesem kerukstücktig gute Leistungen aukweisen. Niktäriseker Oienst, 8ckie6- 
ükungen mit Artillerie unä lorpeäo unä militäriscke ^usbiläunZ, inskesonäere 
auck äer jüngeren Okkiriere, Krweiterung ikrer öeruksauskiläung äurck Vorträge, 
Kriegsspiele etc. müssen wieäer ketrieken weräen. Ks ist ru keackten, äak es 
Oekeimkaltung nickt gikt. äeäer Oekekl ist umgekenä in Oänäen äer kaäikalen 
unä wirä in äer kekannten verärekenäen ^rt unä Meise skrupellos rur Kresse- 
ketre kenutrt. Oie 8pitrelei ist auk äas weiteste verkreitet. äeäe Kleinigkeit, äie 
irgenä einem Nenscken aukkällt, wirä sokort unmittelkar äem lieickswekrminister 
oäer äen ^kgeoräneten kriekkck mitgeleilt. Ks ist äaker unkeäingtes Krkoräernis, 
äakin ru wirken, äa6 äurck untaäekges Verkalten in unä auiler Oienst äen üklen 
Elementen äie T^ngrikkspunkte entrogen weräen. Oas ist unkequem, mull aker 
gemackt weräen. Lei köswilliger Verleumäung kann evtl, gericktlick eingesckrit- 
ten weräen. In äer Krönt kestekt vielkack Onklarkeit üker äie Nöglickkeit äer 
erkolgreieken Klage. Okt wirä auck eine Klage provoriert, um gelegentlick äes 
Ororesses anäeres Naterial rur 8pracke ru kringen ru ^gitationsrwecken. Ks ist 
äaker stets ru prüken, ok eine Klage, äie vielleickt nur eine Oelästrake rum Krkolg 
Kat, nickt kesser unterkleikt, kalls nickt ru entkräktenäes Oetrmaterial Kei äer 
Oeriektsverkanälung vorgekrackt unä sckliekkck mekr 8ekaäen als lautren errielt 
weräen könnte, ^knlick liegt es mit Oericktigungen in äer Kresse auk Orunä äes 
8 II äes KressegesetresK
Oas einrige raäikale Heilmittel ist taäellose Kükrung unä Oisripkn.
c) Provokationen anäers äenkenäer Oevölkerungssckickten sowie Oewaltakte 
müssen unterkleiken. Kinäereien, wie läakenkreurverwenäung am kalscken Ort 
unä Miäerstanä gegen äas lragen äer Keickskokaräe, sinä ru unterkinäen. 
äuäenketre.
3 .) §te//unK äer ^4ämlra/ität.
Oie Verkältnisse sinä gegen krüker veränäert. Ks stekt keine kaiserlicke Oewalt 
mekr kinter äer okersten Narinekeköräe, vielmekr Kat sie jeäe Koräerung 
äurckrusetren gegen ^rmee, Mekrminister, Kakinett unä V'olksveNietung, oime 
äie OesoNÄnr kreiterer Oevölkerungssckickten kür sielt ru Italien. Oas wirä von äer 
Krönt meist nickt keacktel. Oie Krönt ist in vielen Kallen gar nickt in äer läge, ein 
okiektives Orteil akrugeken, weil sie äie Verkältnisse unä Miäerstänäe nickt 
ükerklickt. Vertrauen kann nickt kekoklen weräen, es mu6 aker verlangt weräen, 
äa6 äie Kritik, äie Keule äer letrte Nann an äen okerslsn 8lellen llkt, eingeäämml 
wirä. Keineskalls isl es ru äuläen, äa6 jüngere Vorgeselrte ikre 8tellung Kei ikren 
Ontergekenen äaäurck ru keken krackten, äak sie mit iknen gemeinsam üker

4 8 II äes Oeselres üder äie ?resse vom 7. Xlai 1874 <8681. 8. 63) verpüieälet Presseorgane, auk 
Verlangen äes Letrokkenen kerickügungen äer milgeleillen latsäcliliciien keliauplungen ru 
verökkentUcken.
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Kommandeure müssen in dieser Richtung unermüdlich erzieherisch wirken. Der 
Rechtsboden darf unter keinen Umständen verlassen werden, auf die ernsten 
Folgen eines Verstoßes gegen diesen Grundsatz ist besonders hinzuweisen. 
Schikanen und Gesinnungsschnüffelei müssen unterbleiben. 

b) Man soll in der nächsten Zeit möglichst wenig von der Marine hören und wenn, 
dann nur Gutes. Die Marine muß sich auf ihr eigenstes Gebiet beschränken und 
auf diesem berufstüchtig gute Leistungen aufweisen. Militärischer Dienst, Schieß
übungen mit Artillerie und Torpedo und militärische Ausbildung, insbesondere 
auch der jüngeren Offiziere, Erweiterung ihrer Berufsausbildung durch Vorträge, 
Kriegsspiele etc. müssen wieder betrieben werden. Es ist zu beachten, daß es 
Geheimhaltung nicht gibt. Jeder Befehl ist umgehend in Händen der Radikalen 
und wird in der bekannten verdrehenden Art und Weise skrupellos zur Presse
hetze benutzt. Die Spitzelei ist auf das weiteste verbreitet. Jede Kleinigkeit, die 
irgend einem Menschen auffällt, wird sofort unmittelbar dem Reichswehrminister 
oder den Abgeordneten brieflich mitgeteilt. Es ist daher unbedingtes Erfordernis, 
dahin zu wirken, daß durch untadeliges Verhalten in und außer Dienst den üblen 
Elementen die Angriffspunkte entzogen werden. Das ist unbequem, muß aber 
gemacht werden. Bei böswilliger Verleumdung kann evtl. gerichtlich eingeschrit
ten werden. In der Front besteht vielfach Unklarheit über die Möglichkeit der 
erfolgreichen Klage. Oft wird auch eine Klage provoziert, um gelegentlich des 
Prozesses anderes Material zur Sprache zu bringen zu Agitationszwecken. Es ist 
daher stets zu prüfen, ob eine Klage, die vielleicht nur eine Geldstrafe zum Erfolg 
hat, nicht besser unterbleibt, falls nicht zu entkräftendes Hetzmaterial bei der 
Gerichtsverhandlung vorgebracht und schließlich mehr Schaden als Nutzen erzielt 
werden könnte. Ähnlich liegt es mit Berichtigungen in der Presse auf Grund des 
§ 11 des Pressegesetzes4

• 

Das einzige radikale Heilmittel ist tadellose Führung und Disziplin. 

c) Provokationen anders denkender Bevölkerungsschichten sowie Gewaltakte 
müssen unterbleiben. Kindereien, wie Hakenkreuzverwendung am falschen Ort 
und Widerstand gegen das Tragen der Reichskokarde, sind zu unterbinden. 
Judenhetze. 

3.) Stellung der Admiralität. 

Die Verhältnisse sind gegen früher verändert. Es steht keine kaiserliche Gewalt 
mehr hinter der obersten Marinebehörde, vielmehr hat sie jede Forderung 
durchzusetzen gegen Armee, Wehrminister, Kabinett und Volksvertretung, ohne 
die Resonanz breiterer Bevölkerungsschichten für sich zu hahen. Das wird VOll der 
Front meist nicht beachtet. Die Front ist in vielen Fällen gar nicht in der Lage, ein 
objektives Urteil abzugeben, weil sie die Verhältnisse und Widerstände nicht 
überblickt. Vertrauen kann nicht befohlen werden, es muß aber verlangt werden, 
daß die Kritik, die heute der letzte Mann an den obersten Stellen übt, eingedämmt 
wird. Keinesfalls ist es zu dulden, daß jüngere Vorgesetzte ihre Stellung bei ihren 
Untergebenen dadurch zu heben trachten, daß sie mit ihnen gemeinsam über 

4 § 11 des Gesetzes über die Presse vom 7. ~lai 1874. (HGBI. S. 63) verpflichtet Presseorgane, auf 
Verlangen des Betroffenen Berichtigungen der mitgeteilten tatsächlichen Behauptungen zu 
veröffentlichen. 
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119. 17.8.1920 Aspite! Ill

Lrlasse uncl Oefekle kerrieken. Lurückfükren ru clem unke6ingt nötigen Lekorsam 
ist eine r^ufgake, okne 6ie ein ^ufkau unmögkek ist.
Oie Lront kann versickert sein, clall alles gesckiekt, urn ikren ^Vünscken gereckt 
ru werclen un6 6ie Narine nieder auswärts ru fükren. Oas gekt aker nur, wenn 
niekt innerkalk 6er Narine immer wie6er Entgleisungen vorkommen, cke entspre- 
cken6 aufgekausckt, es 6er V6miralität unenäkek ersckweren, für 6ie Marine 
etwas ru erreieken.
Das näckste Lief ist: Line leistungskakige Narine, so stark sie uns 6er Lrie6ensver- 
trag kelallt, ru sckaffen un6 kür ikre ^.ngskörigen wllrckge Lekenske6ingung6n ru 
sickern. Ls wircl nötig sein, ak uncl ru reckts o6er links ausrubiegen, um 6as Liel 
ru erreicken; aker 6as Ln6riel wircl lest im rVuge kekalten. Oie Lront clarf nickt 
gleiek kopfsckeu werclen, wenn clie ^.ümiraktät aus taktiscken Lrün6en einmal 
auskiegen mull.
Oie Lront üker je6e Nuance 6er rasck weckselnüen Lage auk clem laukenüen ru 
erkalten, ist nickt angängig.
4 .) Vlarrneetat. Im Oerkst wir6 6er or6entkcke Narineetat keraten. Ltarke 
Vngrifke 6er versckie6enen Larteien sin6 kereits angekün6igt. Ie6er Lwisekenkall 
6urck unangenekmes ^uffallen 6er Narineangekörigen mull V6rmie6en wer6en.
5 .) Lesamtsituation verlangt Linigkeit un6 verstän6nisvolles Lusammenarkeiten. 
Oies ksrkeirufükren ist in erster Linie Laeke 6er Ieit6n6en Ltellen. ^ker 6arüber 
kinaus Ke6arf es 6auern6er Lrriekungsarkeit aller stellen, 6ie Gruppe mit 6em 
Leist ru erfüllen, 6er Voraussetrung für ein ge6eiklick68 Lusammenarkeiten ist. 
Oie Narine mull wiecler ein einkeitkcker LÜrper wer6sn, von 6em alle Angriffe 
wirkungslos akprallen. 8ie mull clurck Linigkeit, gute Nannesruckt, einen 
gesunclen miUtariscken Leist un6 positive Leistungen es clakin kringen, 6a6 clas 
ikre Lxistenr g6käkr6en6e Nill trauen in weiten Lreisen sckwin6et un6 6arllker 
kinaus clie IVotwenüigkeit ikrer Lortentwicklung aus 6em Volk keraus gekor6ert 
wircl.

119.

8ekreiden cles Vekrlrreislconnnanclos I an clen Okerpräsiüenten cler 
?rovinri Ostprenken üker clie innere 8iekerkeit.

17 . 1920. Xünißskerx. I? !><r. 2445 pers. - 8tc4I.. Rep. 2 II IVr. 4290. IVIaseli.
^uskertixunK.

Oem Vekrkreiskommanüo wircl von 6er Xommanüostelle keickswekrkriga6e 1 
gemeI6et:
„In Verfolg 6er Verfügung IL IVr. 2330 pers. vom 29. 7. 1920 ketr. Vorkereitungen 
für Insckutrkaftnakmei? Kat 6er ^kwekrofkirier 6ie Lreise Lisckkau8en, beklau,

I I^icltt ermittelt. üülieren klaünnlimen solelter cVrt Vßl. clen Leliriktveclisel cles Reiclislcommis- 
ssrs Rorocvslci mit clem ^etirlcreislcommsncio I in ^r. 106.
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119.17.8.1920 Kapitel 111 

Erlasse und Befehle herziehen. Zurückführen zu dem unbedingt nötigen Gehorsam 
ist eine Aufgabe, ohne die ein Aufbau unmöglich ist. 

Die Front kann versichert sein, daß alles geschieht, um ihren Wünschen gerecht 
zu werden und die Marine wieder aufwärts zu führen. Das geht aber nur, wenn 
nicht innerhalb der Marine immer wieder Entgleisungen vorkommen, die entspre
chend aufgebauscht, es der Admiralität unendlich erschweren, für die Marine 
etwas zu erreichen. 

Das nächste Ziel ist: Eine leistungsfähige Marine, so stark sie uns der Friedensver
trag beläßt, zu schaffen und für ihre Angehörigen würdige Lebensbedingungen zu 
sichern. Es wird nötig sein, ab und zu rechts oder links auszubiegen, um das Ziel 
zu erreichen; aber das Endziel wird fest im Auge behalten. Die Front darf nicht 
gleich kopfscheu werden, wenn die Admiralität aus taktischen Gründen einmal 
ausbiegen muß. 

Die Front über jede Nuance der rasch wechselnden Lage auf dem laufenden zu 
erhalten, ist nicht angängig. 

4.) Marineetat. Im Herbst wird der ordentliche Marineetat beraten. Starke 
Angriffe der verschiedenen Parteien sind bereits angekündigt. Jeder Zwischenfall 
durch unangenehmes Auffallen der Marineangehörigen muß vermieden werden. 

5.) Gesamtsituation verlangt Einigkeit und verständnisvolles Zusammenarbeiten. 
Dies herbeizuführen ist in erster Linie Sache der leitenden Stellen. Aber darüber 
hinaus bedarf es dauernder Erziehungsarbeit aller Stellen, die Truppe mit dem 
Geist zu erfüllen, der Voraussetzung für ein gedeihliches Zusammenarbeiten ist. 

Die Marine muß wieder ein einheitlicher Körper werden, von dem alle Angriffe 
wirkungslos abprallen. Sie muß durch Einigkeit, gute Manneszucht, einen 
gesunden militärischen Geist und positive Leistungen es dahin bringen, daß das 
ihre Existenz gefährdende Mißtrauen in weiten Kreisen schwindet und darüber 
hinaus die Notwendigkeit ihrer Fortentwicklung aus dem Volk heraus gefordert 
wird. 

119. 

Schreiben des Wehrkreiskommandos I an den Oberpräsidenten der 
Provinz Ostpreußen über die innere Sicherheit. 

17. August 1920. Königsberg. IP Nr. 2445 pers. - StAL. Rep. 2 11 Nr. 4290. Masch. 
Ausfertigung. 

Dem Wehrkreiskommando wird von der KommandosteIle Reichswehrbrigade 1 
gemeldet: 

"In Verfolg der Verfügung IP Nr. 2330 pers. vom 29. 7. 1920 betr. Vorbereitungen 
für Inschutzhaftnahmen1 hat der Abwehroffizier die Kreise Fischhausen, Wehlau, 

1 Nicht ermittelt. Zu früheren Maßnahmen solcher Art vgl. den Schriftwechsel des Reichskommis
sars Borowski mit dem Wehrkreiskommando I in Nr. 106. 
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Vie neue Veiclrs^elu' 17. 8. 1Y20 119.

Indian bereist unci bort mit ben banbräten, Kreisräten unb 8ipo^ Kübiung 
genommen. Ergebnisse berüglicb innerpolltiscber Verhältnisse:
/. 7?ote ^4rmee. hlelbungen über Verbungen, ciie bisber noeb nicbt einwanbkrei 
bestätigt sinci, liegen in ciiesen Kreisen ebenkalls vor. Königsberger unci L^btkub- 
ner Linksrabikale bereisen ansebeinenb rum dweebs von Verbunden bie Lrovinr. 
Vorbereitungen kür ^ukstellung roter Armeen sinci erneut kestgestellt worben. 
Lbemallge Mngere Okkiriere aus ber Lmgegenb lapiaus beteiligen sieb bieran. 
Letrtere werben von cier 8ipo beobacbtet.
Orunbrüge bes Vergebens cier Linksrabikalsn sinb: Lroklamierung bes Oeneral- 
streiks. Nillglückt er, so 8abotage allentbalben verüben. Im allgemeinen niebts 
rerstören, sonciern nur besetren. 8eIb8tscbutrwLkkenb6pot8 sokort in Lesitr 
nebmen. letrt lautet bis Larole 2urückbalten, anstänbiges Lenebmen.
Angenommen wirb, ball bie ietrige Hulls ciie 8tille vor ciem 8turme becieutet.
Von Verbungen kür sogenannte weille Oarben (niebt 8elbstsebutr) ist niebts 
wabrgenommen.
/I. Va/fen. In ben Länben Link8rLbikaIer bekincien siell rweikelsobne mellr 
Vakken unci VIunition, als allgemein angenommen wirb.
Oewebre 98, Karabiner, Hancigranaten sinci vorwiegenb, leiebte N.O., s.lVl.O. 
weniger vorllancien. Leim Linsammeln von Linwobnerwebrwakkenbepots sinci 
Vakken in ciie Ilänbe cier Arbeiter gekommen.
Lie kommenbe grolle Lntwakknung wirb nur rur Lntwakknung cier Intelligenr unci 
cies orbnungsliebenben Lürgertums küllren. Arbeiter verstecken ibre Vakken 
unaukkinllbar. Lraxis bat ciieses bereits mellrkacll bewiesen. In rückbaltloser 
Ourellküllrung cier Lntwakknung cier ^rbeiterscbakt sinci siell ciie banbräte einig. 
///. .VatronaköoZLcbeuu'zmt». In cien Kreisen Liscbbausen unci babiau ist bisse Iciee 
se/rr stark verbreitet, ganr besonciers auk ciem kisellen Kanbe, wo es wieberum ciie 
ellemallgen Okkiriere sinci, ciie ciiesen Oebanken näbren unci weitertragen.
.b/Ze 8tellen sprecben ciie ^nsicbt aus, clall ein etwaiger Kampk Ke^en ciie 
Lolsellewisten im allgemeinen Kerne ^nbänger kinben würbe. 8elbst bie 8elbst- 
sellutrverbänbe würben rum 8cllutr ber Orenre niebt bereit sein. Lagegen wäre 
ein ^ukgebot gegen bie Lolen sebr volkstümlieb unb könnte ein allgemeines 
nationales Lrwaoben rur Kolge baben.
/V. 8trerk. 8treikgekabr ist r. 2t. nicbt vorbanben.
V. ^//Fenrernes. Lricbt an irgenb einer 8telle ber Lrovinr ein ^ukrubr aus, ber aueb 
nur ben 8ebein auk Lrkolg bat, so ist mit lbosscblagen ber Linksrabikalen, rum 
minbesten mit Lroklamierung bes Oeneralstreiks, ru reebnen. Lall letrterer aueb 
von bem blamen naeb noeb mebrbeitssorialistiseber 8eite ausgeruken werben 
kann, ersebeint niebt ausgeseblossen."

Von Seiten bes Vebrkreiskommanbos.
Kür ben Obek bes Oeneralstabes 

8cbürmann 
^lajor.

2 zVbicürrunA für Lickerlieilspoliiiei.

217
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Labiau bereist und dort mit den Landräten, Kreisräten und Sip02 Fühlung 
genommen. Ergebnisse bezüglich innerpolitischer Verhältnisse: 

1. Rote Armee. Meldungen über Werbungen, die bisher noch nicht einwandfrei 
bestätigt sind, liegen in diesen Kreisen ebenfalls vor. Königsberger und Eydtkuh
ner Linksradikale bereisen anscheinend zum Zwecke von Werbungen die Provinz. 
Vorbereitungen für Aufstellung roter Armeen sind erneut festgestellt worden. 
Ehemalige jüngere Offiziere aus der Umgegend Tapiaus beteiligen sich hieran. 
Letztere werden von der Sipo beobachtet. 

Grundzüge des Vorgehens der Linksradikalen sind: Proklamierung des General
streiks. Mißglückt er, so Sabotage allenthalben verüben. Im allgemeinen nichts 
zerstören, sondern nur besetzen. Selbstschutzwaffendepots sofort in Besitz 
nehmen. letzt lautet die Parole Zurückhalten, anständiges Benehmen. 

Angenommen wird, daß die jetzige Ruhe die Stille vor dem Sturme bedeutet. 

Von Werbungen für sogenannte weiße Garden (nicht Selbstschutz) ist nichts 
wahrgenommen. 

II. Waffen. In den Händen Linksradikaler befinden sich zweifelsohne mehr 
Waffen und Munition, als allgemein angenommen wird. 

Gewehre 98, Karabiner, Handgranaten sind vorwiegend, leichte M.G., s.M.G. 
weniger vorhanden. Beim Einsammeln von Einwohnerwehrwaffendepots sind 
Waffen in die Hände der Arbeiter gekommen. 

Die kommende große Entwaffnung wird nur zur Entwaffnung der Intelligenz und 
des ordnungsliebenden Bürgertums führen. Arbeiter verstecken ihre Waffen 
unauffindbar. Praxis hat dieses bereits mehrfach bewiesen. In rückhaltloser 
Durchführung der Entwaffnung der Arbeiterschaft sind sich die Landräte einig. 

III. Nationalbolschewismus. In den Kreisen Fischhausen und Labiau ist diese Idee 
sehr stark verbreitet, ganz besonders auf dem flachen Lande, wo es wiederum die 
ehemaligen Offiziere sind, die diesen Gedanken nähren und weitertragen. 

Alle Stellen sprechen die Ansicht aus, daß ein etwaiger Kampf gegen die 
Bolschewisten im allgemeinen keine Anhänger finden würde. Selbst die Selbst
schutzverbände würden zum Schutz der Grenze nicht bereit sein. Dagegen wäre 
ein Aufgebot gegen die Polen sehr volkstümlich und könnte ein allgemeines 
nationales Erwachen zur Folge haben. 

IV. Streik. Streikgefahr ist z. Zt. nicht vorhanden. 

V. Allgemeines. Bricht an irgend einer Stelle der Provinz ein Aufruhr aus, der auch 
nur den Schein auf Erfolg hat, so ist mit Losschlagen der Linksradikalen, zum 
mindesten mit Proklamierung des Generalstreiks, zu rechnen. Daß letzterer auch 
von dem Namen nach noch mehrheitssozialistischer Seite ausgerufen werden 
kann, erscheint nicht ausgeschlossen." 

2 Abkürzung für Sicherheitspolizei. 

Von seiten des Wehrkreiskommandos. 
Für den Chef des Generalstabes 

Schürmann 
Major. 
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120. 25.8.1920 Kapitel III

120.

^ukLsieknnnK äes rkäjulsnten äes keiebswekrmimsters, Xspitänleut- 
nsnt I^eurentker, kür äen Irünktigen Okek äer ^ämirslität, ViriesäinirsI 

Leüneke, üker äie nülitärpolitiseke Onge äer Marine.

25. August 1920. öerliiä. Vertrsuliek, ganr gekeiin. Oderselirilt: kritiscke Delraektuii- 
xen über üie suKenkILekIieüe bsKe in üer ^lsrine. Lnüe ^nKnst 1920. - I? 7584
8ü. 3. ^Vlsseb. ^uskertiKunK.

kleine nunmebr clreiwöebentbcbe lätigkeit als ^.clMtant uncl Verbinclungsokkirier 
beim Leicbswebrminister geben mir clringenclste Veranlassung ru kolgencien 
^.uskübrungen:
Oie Marine bekinclet sieb augenbUckbeb in einem Ltacbum aullergewöbnbcber 
Lelastung, cbe beim weiteren ^nwacbsen unsere Clarins kür cbe näcbste 2eit uncl 
clamit vieUeicbt kür immer rerscbmellern bann. Von clen verscbieclensten Leiten 
sincl starke Lestrebungen im Oange, cier Marine uncl clamit überbaupt cken ganzen 
Leeinteressen uncl einer künktigen Lee-Ontwicklung «les ckeutseben Volkes clen 
loclesstob ru versetren. ^.us weieben inneren Motiven cbese Lestrebungen 
entspringen, soll bier niebt naber untersucbt werclen. Lie grünclen sieb auk cbe 
bolle, clie clie Marine in cler Revolution uncl im bapp-Outseb gespielt bat, auk cbe 
clauerncle Versebieclenbeit ibres /Vuktretens, einmal als ,,rote", bann als ,,weibe" 
Marine, weiterbin auk clie in weiten Lebicbten cler Levölkerung verbreitete 
Lbncibeit, mit weleber ,,clas cleutscbe Volk cbe Lee nie verstanden bat", burr, clie 
Lestrebungen sincl cla! Oaber:
Vicleant consules!
Oie Xampkmittel, welcbe cbe Clarins cliesen Lestrebungen entgegensteben kann, 
sincl vollkommen ungenllgsncl. Lie sincl ungenügencl wegen Mängeln auk clem 
Oebiete cler Organisation uncl auk personellem Oebiete.
Mängel auk clem Oebiete cler Organisation:
Man mub sieb enclbcb clarüber klar sein, clall es vorläukig eine mibtäriscbe 
Entwicklung wie krüber niebt mebr gibt. Leinabe auk allen Oebieten mibtäriscben 
bebens müssen beutrutsge aueb poUtiscbe Oesiebtspunkte - nicbt als ausscblag- 
gebencl angeseben, aber in clen Xreis cler Letraebtungen uncl Xalkulationen 
bineingerogen werclen. ?§ur unter Lerllcksicbtigung cler um uns scbwebenclen 
politiseben Oragen wircl es mögbeb sein, cbese Oragen aullerbalb cler Vruppe 
abrukämpken uncl claclurcb clie Oauptgruncllage einer gesunclen Entwicklung ru 
erreieben, nümbeb eine unpobtisebe Vruppe.
cVucb 6er kampk gegen cbe Marine spielt sicb grölltentells auk pobtisebem Oebiete 
ab. Lelbst rein mibtäriscbe Vorkommnisse, Verlegungen, Omgruppierungen,

1 Das Datum ergibt sick aus clem begleitscbreiben vom 25. August 1920 (am gleicben Dunäort wie 
obige I^r. Dsl. ^VuskeNigung). Darin erklärte Xapitänleutnant bleureutber äas Motiv rur Vorlage 
äieser .Vukreicbnung mit äer Dnmögbcbkeit, ,,äie V erantwortung äakür ru tragen, äie mir in äen 
letrten Wocken teils äurck persönbcbe Drkabrung, teils äurck längere cVusspracken mit raklreicken 
Okkirieren bekannt geworäenen lustänäe unä Ltimmungen verscbwiegen ru baben". Das Lcbrei- 
ben scblie6t: ,,Dis allerletrten blokknungen vieler scblagen Icuer Dxrellenr entgegen."
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120. 

Aufzeichnung des Adjutanten des Reichswehrministers, Kapitänleut
nant Neureuther, für den künftigen Chef der Admiralität, Vizeadmiral 

Behncke, über die militärpolitische Lage der Marine. 

25. August 1920. Berlin1• Vertraulich, ganz geheim. Überschrift: Kritische Betrachtun· 
gen über die augenblickliche Lage in der Marine. Ende August 1920. - BA-MA. F 7584 
Bd. 3. Masch. Ausfertigung. 

Meine nunmehr dreiwöchentliche Tätigkeit als Adjutant und Verbindungsoffizier 
beim Reichswehrminister geben mir dringendste Veranlassung zu folgenden 
Ausführungen: 

Die Marine befindet sich augenblicklich in einem Stadium außergewöhnlicher 
Belastung, die beim weiteren Anwachsen unsere Marine für die nächste Zeit und 
damit vielleicht für immer zerschmettern kann. Von den verschiedensten Seiten 
sind starke Bestrebungen im Gange, der Marine und damit überhaupt den ganzen 
Seeinteressen und einer künftigen See-Entwicklung des deutschen Volkes den 
Todesstoß zu versetzen. Aus welchen inneren Motiven diese Bestrebungen 
entspringen, soll hier nicht näher untersucht werden. Sie gründen sich auf die 
Rolle, die die Marine in der Revolution und im Kapp-Putsch gespielt hat, auf die 
dauernde Verschiedenheit ihres Auftretens, einmal als "rote", dann als" weiße" 
Marine, weiterhin auf die in weiten Schichten der Bevölkerung verbreitete 
Blindheit, mit welcher "das deutsche Volk die See nie verstanden hat". Kurz, die 
Bestrebungen sind da! Daher: 

Videant consules! 

Die Kampfmittel, welche die Marine diesen Bestrebungen entgegenstellen kann, 
sind vollkommen ungenügend. Sie sind ungenügend wegen Mängeln auf dem 
Gebiete der Organisation und auf personellem Gebiete. 

Mängel auf dem Gebiete der Organisation: 

Man muß sich endlich darüber klar sein, daß es vorläufig eine militärische 
Entwicklung wie früher nicht mehr gibt. Beinahe auf allen Gebieten militärischen 
Lebens müssen heutzutage auch politische Gesichtspunkte - nicht als ausschlag
gebend angesehen, aber in den Kreis der Betrachtungen und Kalkulationen 
hineingezogen werden. Nur unter Berücksichtigung der um uns schwebenden 
politischen Fragen wird es möglich sein, diese Fragen außerhalb der Truppe 
abzukämpfen und dadurch die Hauptgrundlage einer gesunden Entwicklung zu 
erreichen, nämlich eine unpolitische Truppe. 

Auch der Kampf gegen die Marine spielt sich größtenteils auf politischem Gebiete 
ab. Selbst rein militärische Vorkommnisse, Verlegungen, Umgruppierungen, 
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Das Datum ergibt sich aus dem Begleitschreiben vom 25. August 1920 (am gleichen Fundort wie 
obige Nr. Hs!. Ausfertigung). Darin erklärte Kapitänleutnant Neureuther das Motiv zur Vorlage 
dieser Aufzeichnung mit der Unmöglichkeit, "die Verantwortung dafür zu tragen, die mir in den 
letzten Wochen teils durch persönliche Erfahrung, teils durch längere Aussprachen mit zahlreichen 
Offizieren bekannt gewordenen Zustände und Stimmungen verschwiegen zu haben". Das Schrei
ben schließt: .,Die allerletzten Hoffnungen vieler schlagen Euer Exzellenz entgegen." 



Die neue Keieiis^ekr* 25.8.1920 120.

Vakken- uncl Nunitionstransporte etc. etc. springen beutrutage über in clas große 
Oebiet 6er Oarteipolitik uncl Oarteiränkerei, erst recbt natllrlicb alle Ereignisse, 
wo eine Iruppe aktiv gegen links ocler reebts, gegen ßuclen ocler Obristen, 
berecbtigt ocler unberechtigt vorn Oecler riebt. Oie clurcb solebe Ereignisse 
aukgeworkenen iVellen branclen init rasencler Osscbwincligkeit gegen ciie leitenden 
stellen cier keiebsregierung, kleicbswebrminister, kleiebspräsiclent.
In cliesem Kampke kann ciie Narine nur siegreieb sein, wenn sie in klarer 
Berichterstattung uncl starker Vertretung rum rninciestens gieiebreitig mit ciiesen 
^Vellen auk ciem Kampkplatr ersebeint.
Oies ist vorläukig niebt sieber gestellt, cla clie Organisation cler Narine keine 
genügend militärpolitiscbe ist.
leüe Iruppe uncl jeüe Oarnison baben naeb 6er Revolution ibre ganr besondere 
Entwicklung genommen. ^Vir können eine rote, blaue, graue uncl weiße Narine 
unterscbeiclen, wenn wir clie Ninensucber, clie Verbände in Kiel uncl UVilbelmsba- 
ven, Flottille Nbrecbt uncl Küstenwebrabteilung bebe, Kbrbarclttruppe uncl 
köwenkelclbrigacle nebeneinancler reiben. Oiese Oarbenbereiebnung soll nur rur 
klareren ^.usclrucksweise cier in cien Gruppen berrscbenßen verscbiecienen Mei
nungen ciienen, obne irgenci eine poiitisebe Kritik ibrer Ltimmungen ciamit rum 
Vusüruck bringen ru wollen. leäe Iruppe, jecle Oarnison ist eingestellt auk clie 
kübrenäen Oersönliebkeiten ^in^ ibrer Nitte, aber aueb clie kübrenclen Oersönbcb- 
keiten um sie berum, sei es einer gemäßigten, sei es einer raclikalen Vrbeiter- 
scbakt. Außerdem ist clie gesebiebtliebe Entwicklung cler einzelnen Iruppen 
grunclverscbieclen, man «lenke an clie Oekreiung Nüncbens clureb clie 2. Narinebri- 
gacle^ uncl anclererseits an clie clauerncle örtliebe militärisebe Vusbilclung cler 
Küstenwebrabteilung III bebe.
Vile «liess unenclbcb großen Verscbieclenbeiten teilt nun unsere augenbliekbebe 
Organisation in clie beißen Ltationen 0. unß bl? uncl sebleust sie in clie krübere 
liessorteinteilung «ler ^entralbebörcle. Lolange clie ^entralbebörcle in Herlin nicbt 
clauerncle, clirekte, engste Verbinclung mit clen einreinen Gruppen nimmt, wirß sie 
alles clureb clie Kieler ocler ^Vilbelmsbavener Orille ocler eine anclere kessortbrille 
seben. Kiel uncl ^Vilbelmsbaven baben aber aucb ibre sebr ausgeprägte Lonclerent- 
wicklung gegenüber cler übrigen Narine genommen, uncl es wircl r. L. cler gleicbe 
Hil cler 2. Narinebrigacle clurcb clie Kieler Orille unter Omstänclen viel blauer, 
röter ocler weißer ausseben als clurcb clie Vülbelmsbavener.
Os soll claclurcb nicbt eine abkälbge Kritik an cler Tätigkeit cler Ltationen geübt 
werclen. Im Oegenteil. Os soll aber auk clas ausclrllcklicbste betont werclen, claß auk 
clem oben besprochenen militärpobtiscben Kampkkelcle cler V^eg über clie Ltationen 
ein Oncling ist, cla er eine absolut einbeitlicbe uncl genügend scbnell arbeitencle 
militärpolitiscbe 2entralleitung ausscbließt.
Oie Vorwürke, clie gegen einzelne Iruppen wegen verscbieclener kür clie Narine

2 Oie Nsrinebrißs6e 8Irrksr6t tislle sn 6er ZeseitiZung 6er ksleberrsckskt in ^lüncken teilßenom- 
men. ^öe6errvertunß 6er bstetierrsebsb in lüstern 1919 (OsrstellunZen SUS 6en I^sciilrrießslcsmp- 
ken 6eutsclier Iruppen un6 Freikorps, im ^ubrsß 6es Oderkommsndos 6er Vslirmselit kesrb. un6 
krsß. von 6er KriegsZesekickllieken OorscliunZssnsIsIt 6es Heeres. 86. 4.) berlin 1939. 8. 199.

3 ^Isrineststian 6er Ostsee, kviel, un6 I^lsrineslstinn 6er Nordsee, Vilitelmsksven. 
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Waffen- und Munitionstransporte etc. etc. springen heutzutage über in das große 
Gebiet der Parteipolitik und Parteizänkerei, erst recht natürlich alle Ereignisse, 
wo eine Truppe aktiv gegen links oder rechts, gegen Juden oder Christen, 
berechtigt oder unberechtigt vom Leder zieht. Die durch solche Ereignisse 
aufgeworfenen Wellen branden mit rasender Geschwindigkeit gegen die leitenden 
Stellen der Reichsregierung, Reichswehrminister, Reichspräsident. 

In diesem Kampfe kann die Marine nur siegreich sein, wenn sie in klarer 
Berichterstattung und starker Vertretung zum mindestens gleichzeitig mit diesen 
Wellen auf dem Kampfplatz erscheint. 

Dies ist vorläufig nicht sicher gestellt, da die Organisation der Marine keine 
genügend militärpolitische ist. 

Jede Truppe und jede Garnison haben nach der Revolution ihre ganz besondere 
Entwicklung genommen. Wir können eine rote, blaue, graue und weiße Marine 
unterscheiden, wenn wir die Minensucher, die Verbände in Kiel und Wilhelmsha
ven, Flottille Albrecht und Küstenwehrabteilung Lehe, Ehrhardttruppe und 
Löwenfeldbrigade nebeneinander reihen. Diese Farbenbezeichnung soll nur zur 
klareren Ausdrucksweise der in den Truppen herrschenden verschiedenen Mei
nungen dienen, ohne irgend eine politische Kritik ihrer Stimmungen damit zum 
Ausdruck bringen zu wollen. Jede Truppe, jede Garnison ist eingestellt auf die 
führenden Persönlichkeiten [in] ihrer Mitte, aber auch die führenden Persönlich
keiten um sie herum, sei es einer gemäßigten, sei es einer radikalen Arbeiter
schaft. Außerdem ist die geschichtliche Entwicklung der einzelnen Truppen 
grundverschieden, man denke an die Befreiung Münchens durch die 2. Marinebri
gade2 und andererseits an die dauernde örtliche militärische Ausbildung der 
Küstenwehrabteilung III Lehe. 

Alle diese unendlich großen Verschiedenheiten teilt nun unsere augenblickliche 
Organisation in die beiden Stationen O. und N. 3 und schleust sie in die frühere 
Ressorteinteilung der Zentralbehörde. Solange die Zentralbehörde in Berlin nicht 
dauernde, direkte, engste Verbindung mit den einzelnen Truppen nimmt, wird sie 
alles durch die Kieler oder Wilhelmshavener Brille oder eine andere Ressortbrille 
sehen. Kiel und Wilhelmshaven haben aber auch ihre sehr ausgeprägte Sonderent
wicklung gegenüber der übrigen Marine genommen, und es wird z. B. der gleiche 
Teil der 2. Marinebrigade durch die Kieler Brille unter Umständen viel blauer, 
röter oder weißer aussehen als durch die Wilhelmshavener. 

Es soll dadurch nicht eine abfällige Kritik an der Tätigkeit der Stationen geübt 
werden. Im Gegenteil. Es soll aber auf das ausdrücklichste betont werden, daß auf 
dem oben besprochenen militärpolitischen Kampffelde der Weg über die Stationen 
ein Unding ist, da er eine absolut einheitliche und genügend schnell arbeitende 
militärpolitische Zentralleitung ausschließt. 

Die Vorwürfe, die gegen einzelne Truppen wegen verschiedener für die Marine 

2 Die Marinebrigade Ehrhardt hatte an der Beseitigung der Räteherrschaft in München teilgenom
men. Niederwerfung der Räteherrschaft in Bayern 1919 (Darstellungen aus den Nachkriegskämp
fen deutscher Truppen und Freikorps, im Auftrag des Oberkommandos der Wehrmacht bearb. und 
hrsg. von der Kriegsgeschichtlichen Forschungsanstalt des Heeres. Bd. 4.) Berlin 1939. S. 199. 

3 Marinestation der Ost see, Kiel. und Marinestation der Nordsee. Wilhelmshaven. 
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sebr unangenebmer Aktionen gericbtet werclen mullten uncl sick in Drobungen cler 
Nullösung verciicbteten, wenden sicb nacb einer grllnclbcbsn Ontersucbung in 
mancben Bällen gegen clie Kentralbeborcle rurück. Die Druppen greilen eden rur 
8elbstbi1l6, wenn ibnen cler Oiaube un eine sie vertretende Deitung abbanclen 
gekommen ist. Vie soil sine Uarinetruppe - sagen wir rote Marine -, clie unter 
besoncleren Verbältnissen in Ostpreullen stellt, clas Oelübl straller Deitung uncl 
engster ^usammengeborigkeit baben, wenn cliese Kusammengebörigkeit über ein 
8tationskommanclo in Kiel - weille Marine - nacb cler Zentralstelle kerlin ibren 
weiten, allen möglicben Kinwirkungen uncl Verrogerungen ausgesetrten Veg gebt! 
^.ul cliese Veise werclen immer wiecler Kieler uncl Vilbelmsbavener 8timmungen 
in clie weitere Oesamtentwicklung bineingetragen, clenn clas am Dlatre belincliicbe 
8tationskommanclo ist itmen in erster Kinie ausgesetrt. Zeine Kntscblüsse erkalten 
clureb clie örtbcben 8trömungen eine Karbentönung, clie unter llmstänclen clem 
übrigen 8tationsber6icb Zar nicbt mekr entspricbt, cla in clen kleineren Garnisonen 
uncl Iruppen bereits gesunclere Verbältnisse Dlatr gegrillen baben, cleren weitere 
Oesunclung clureb Ltationsentsebiüsse rurüekgeworlen werclen bann.
Kin keispiel ist äer in diesen Dagen in ein besonäeres 8taclium getretene Kall 
koeblitr. Oer clureb clen ^lap/ vom Dienst entbobene Korvettenkapitän klocblitr 
wur6e von seiner Abteilung clureb besonäeres Oesueb rurllekverlangt. ^lle 
keclenken beim keiebswebrminister uncl nicbt ruletrt bei Kapitän koebbtr selbst 
wurclen in langen Verbancllungen beseitigt, uncl leciigbeb clie Kntsebeiclung cles 
Oberreiebsanwalts, «lall Kapitän kocbblr nicbt unter clie käclelskübrer lällt uncl 
somit von clem ^mnestiegesetr^ betrollen wircl, stanci nocb aus. Das 8tationskom- 
manclo war clabln unterricbtet, clak mit einer Oenebmigung cles Oesuebes cler 
Abteilung ru rscbnen sei. Dali trotrclem clie Vieciereinsetrung cles alten Komman- 
cleurs, cler clureb clen Kapp-Kutseb belastet gewesen war, eine gewisse Kraltprobe 
clen in jeäer Iruppe vorbanclenen Ireibern gegenüber äarstelit, wircl ieclem 
Kenner beutiger Krontverbäitnisse klar werclen. - Da erscbeinen an einem 
Mttwocb aul einmal bei cler Abteilung liocbbtr in blorclbolr l)uartiermacber aus 
Vilbelmsbaven, um lür eine Vilbelmsbavener Druppe l)uartier ru macben, eine 
iVlallnabme, welcbe in clie Abteilung Onrube uncl aucb keine belle Kreucle bringt, 
cla clies eine Kinsebränkung in cler eigenen Unterbringung becleutet. 8okortige 
klacblragen beim 8tationskommanclo, was beabsicbtigt sei, bracbten keine ^.ulklä- 
rung, obwobl clie Kntsebeiclung, clie clie Huartiermaeber am ^littwoeb scbon bat in 
blorclbolr sein lassen, beim 8tationskommanclo bereits am ^lontag gelalien sein 
müllte. Krst am 8onnabencl bracbte ein Kernscbreiben näbere Anweisung. Kin 
Dataillon von Vilbelmsbaven sollte nacb ^iorclboir verlegt werclen, ciie Küsten- 
webrabtellung lloebbtr sollte aulgeteilt werclen, rwei Kompagnien nacb Luxbaven 
geben, eine Kompagnie in ?lorclbolr bleiben.
Damit sincl alle Demübungen, eine rubige Vieclereinsetrung von Kapitän Ilocblitr 
als ^.bteilungskommancleur ru erreicben, binlällig, clenn unter cliesen Omstänclen 
ist sie inlolge cler ^ulteilung cler Abteilung uncl wabrscbeinlicb einsetrencler 
Ireiberei von Zeiten cler Vilbeimsbavener in Drage gestellt. Ks war scbon unter 
gewöbnlicben Verbältnissen nicbt cler kraucb, clurcb ()uartiermacber unterstellte 
Kommancleure berw. Destungskommanclanten über beabsicbtigte Druppenver-
4 ^blcürrunA kur Läek cles iVlaünepersonLlLmls?
5 Lesetr über (lie 6evükrunZ von Zlrakkreibeit. Vorn 4. .4.u§usl 1920. H68I. 8. 1487. 
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sehr unangenehmer Aktionen gerichtet werden mußten und sich in Drohungen der 
Auflösung verdichteten, wenden sich nach einer gründlichen Untersuchung in 
manchen Fällen gegen die Zentralbehörde zurück. Die Truppen greifen eben zur 
Selbsthilfe, wenn ihnen der Glaube an eine sie vertretende Leitung abhanden 
gekommen ist. Wie soll eine Marinetruppe - sagen wir rote Marine -, die unter 
besonderen Verhältnissen in Ostpreußen steht, das Gefühl straffer Leitung und 
engster Zusammengehörigkeit haben, wenn diese Zusammengehörigkeit über ein 
Stationskommando in Kiel - weiße Marine - nach der Zentralstelle Berlin ihren 
weiten, allen möglichen Einwirkungen und Verzögerungen ausgesetzten Weg geht! 
Auf diese Weise werden immer wieder Kieler und Wilhelmshavener Stimmungen 
in die weitere Gesamtentwicklung hineingetragen, denn das am Platze befindliche 
Stations kommando ist ihnen in erster Linie ausgesetzt. Seine Entschlüsse erhalten 
durch die örtlichen Strömungen eine Farbentönung, die unter Umständen dem 
übrigen Stationsbereich gar nicht mehr entspricht, da in den kleineren Garnisonen 
und Truppen bereits gesundere Verhältnisse Platz gegriffen haben, deren weitere 
Gesundung durch Stationsentschlüsse zurückgeworfen werden kann. 
Ein Beispiel ist der in diesen Tagen in ein besonderes Stadium getretene Fall 
Rochlitz. Der durch den Map.4 vom Dienst enthobene Korvettenkapitän Rochlitz 
wurde von seiner Abteilung durch besonderes Gesuch zurückverlangt. Alle 
Bedenken beim Reichswehrminister und nicht zuletzt bei Kapitän Rochlitz selbst 
wurden in langen Verhandlungen beseitigt, und lediglich die Entscheidung des 
Oberreichsanwalts, daß Kapitän Rochlitz nicht unter die Rädelsführer fällt und 
somit von dem AmnestiegesetzS betroffen wird, stand noch aus. Das Stations kom
mando war dahin unterrichtet, daß mit einer Genehmigung des Gesuches der 
Abteilung zu rechnen sei. Daß trotzdem die Wiedereinsetzung des alten Komman
deurs, der durch den Kapp-Putsch belastet gewesen war, eine gewisse Kraftprobe 
den in jeder Truppe vorhandenen Treibern gegenüber darstellt, wird jedem 
Kenner heutiger Frontverhältnisse klar werden. - Da erscheinen an einem 
Mittwoch auf einmal bei der Abteilung Rochlitz in Nordholz Quartiermacher aus 
Wilhelmshaven, um für eine Wilhelmshavener Truppe Quartier zu machen, eine 
Maßnahme, welche in die Abteilung Unruhe und auch keine helle Freude bringt, 
da dies eine Einschränkung in der eigenen Unterbringung bedeutet. Sofortige 
Nachfragen beim Stationskommando, was beabsichtigt sei, brachten keine Aufklä
rung, obwohl die Entscheidung, die die Quartiermacher am Mittwoch schon hat in 
Nordholz sein lassen, beim Stationskommando bereits am Montag gefallen sein 
mußte. Erst am Sonnabend brachte ein Fernschreiben nähere Anweisung. Ein 
Bataillon von Wilhelmshaven sollte nach Nordholz verlegt werden, die Küsten
wehrabteilung Rochlitz sollte aufgeteilt werden, zwei Kompagnien nach Cuxhaven 
gehen, eine Kompagnie in Nordholz bleiben. 
Damit sind alle Bemühungen, eine ruhige Wiedereinsetzung von Kapitän Rochlitz 
als Abteilungskommandeur zu erreichen, hinfällig, denn unter diesen Umständen 
ist sie infolge der Auf teilung der Abteilung und wahrscheinlich einsetzender 
Treiberei von seiten der Wilhelmshavener in Frage gestellt. Es war schon unter 
gewöhnlichen Verhältnissen nicht der Brauch, durch Quartiermacher unterstellte 
Kommandeure bezw. Festungskommandanten über beabsichtigte Truppenver-

4 Abkürzung für Chef des Marinepersonalamts? 

5 Gesetz über die Gewährung von Straffreiheit. Vom 4. August 1920. RGBI. S. 1487. 
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schiehungen unterrichten ru lassen. Unter clen jetrigen Verhältnissen, wo eine 
Reihe sensihler persönlicher Bragen schweBt uncl je6e unnötige Beunruhigung cier 
l'ruppen vermieden wer6en muß, ist ciies Verfahren auk las entschie6enste ru 
verweilen.
Lei rechtreitiger ^usammenarheit Hütte sich rwischen cien Lestrehungen cier 
^cimiralität (Bersonalamt) - ^Vieäereinsetrung Kapitän Lochiitr - un6 6en 
Llmgruppierungsahsichten cies 8tationskomman6os sicherlich ein sachgemäßer 
Nittelweg kin6en lassen.
Lies nur ein Nusterheispiel.
Nängel auk personellem Oehiete:
Lie ohen angecleuteten Nängel auk clem Oehiete 6er Organisation wer6en noch 
verschärkt 6urch ungünstige Verhältnisse auk personellem Oehiete.
Lie 8timmung im Okkirierkorps ist Heine rosige, je6enkalls rum großen Beil nicht 
eine solche, 6ie cien Binrelnen mit 6er kür 6iese kritische Lage 6er Narine nötigen 
Bnergie, Zähigkeit un6 Begeisterung arheiten läßt. Liese notwen6ige 8timmung 
Hann nur erreicht wer6en, wenn 6er Okkirier 6ie Bicherheiten hat, 6aß er nicht nur 
Verpachtungen ühernimmt, son6ern 6aß er auch einen Narschallstah im Borni- 
ster trägt. -
Bs muß eine 6er ersten ^ukgahe 6er 6ie Narine Ieiten6en Bersönlichkeit sein, 6en 
Okkirieren 6ie ^ukstiegsmöglichkeiten sicher ru steilen, ihnen Bekannt ru gehen, 
6aß sie mit einer selBstän6igen, wenn auch kleinen Narine, wie sie 6er 
Brmclensvertrag kestgelegt hat, uncl mit einer 6ntsprechen6en Beruksrukunkt 
rechnen können, ihnen aher auch Bekannt ru gehen, 6aß 6ie Narine keine 
Wartestellung ist, um clas ^.ngeBot einer rusagen6en ^ivilstelle ahrukangen. Britt 
6ie allgemeine Narinekrage in ein 8ta6ium von LngeklärtBeit, claim müssen von 
6er Legierung entsprechen6e Zusicherungen gekor6ert wer6en. Lenn erscheinen 
6ie ^ukstiegmöglichkeiten innerhalh 6er Narine heschnitten, 6ann wer6en 6ie 
meisten Okkiriere sieh kür üiese Narine ru gut sein. Bähige Köpke kin6en auch 
anüerswo Unterkommen. Bs kann nicht im Interesse 6er Leichsregierung liegen, 
6iese kleine Narine nicht erstklassig ru sehen, nicht im Interesse 6er Vrmee, 
einen min6erwertigen Brucker ru haken, 6er clie eigene schwierige Entwicklung 
6urch seine min6erwertige Leeinklussung erschweren wir6.
Line 6erartige kür 6ie ^ukunkt 6es Okkiriers sich einsetren6e Bätigkeit 6es Bührers 
wir6 6iesem Bührer eine einmütige vertrauensvolle Oekolgscliakt verschallen - ein 
weiterer Baustein lür eine einheitliche militärische Leistung, clie uns so Bitter not 
tut.
In dieses OeBiet gehört auch 6er Lmstan6, 6aß 6as Ingenieurkorps 6er Narine 
allmählich eine lür clie ^Veiterentwieklung ungünstige Borm annimmt. Bs stellt 
nämlich allmählich nicht mehr eine B>rami6e 6ar, son6ern 6ie Basis ist Bereits so 
schmal, wie clie mit älteren Okkirieren reichlich Beclachten oheren Beile hreit sin6. 
Las jüngere Ingenieurkorps mit seiner gegen krllher Be6euten6 verhesserten, kür 
6ie In6ustrie geeigneten ^ushilüung hröckelt - vorläukig vielleicht nur in 6er 
Ltimmung - erschrecken6 ah, 6a es Bei 6ieser ^ukBaukorm keine ^.ukstiegmöglich- 
keiten sieht.
lVach je6er Umstellung einer staatlichen Autorität kolgt eine 2eit 6er ungeklärten 
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schiebungen unterrichten zu lassen. Unter den jetzigen Verhältnissen, wo eine 
Reihe sensibler persönlicher Fragen schwebt und jede unnötige Beunruhigung der 
Truppen vermieden werden muß, ist dies Verfahren auf das entschiedenste zu 
verwerfen. 

Bei rechtzeitiger Zusammenarbeit hätte sich zwischen den Bestrebungen der 
Admiralität (Personalamt) - Wiedereinsetzung Kapitän Rochlitz - und den 
Umgruppierungsabsichten des Stationskommandos sicherlich ein sachgemäßer 
Mittelweg finden lassen. 

Dies nur ein Musterbeispiel. 

Mängel auf personellem Gebiete: 

Die oben angedeuteten Mängel auf dem Gebiete der Organisation werden noch 
verschärft durch ungünstige Verhältnisse auf personellem Gebiete. 

Die Stimmung im Offizierkorps ist keine rosige, jedenfalls zum großen Teil nicht 
eine solche, die den Einzelnen mit der für diese kritische Lage der Marine nötigen 
Energie, Zähigkeit und Begeisterung arbeiten läßt. Diese notwendige Stimmung 
kann nur erreicht werden, wenn der Offizier die Sicherheiten hat, daß er nicht nur 
Verpflichtungen übernimmt, sondern daß er auch einen Marschallstab im Torni
ster trägt. -

Es muß eine der ersten Aufgabe der die Marine leitenden Persönlichkeit sein, den 
Offizieren die Aufstiegsmöglichkeiten sicher zu stellen, ihnen bekannt zu geben, 
daß sie mit einer selbständigen, wenn auch kleinen Marine, wie sie der 
Friedensvertrag festgelegt hat, und mit einer entsprechenden Berufszukunft 
rechnen können, ihnen aber auch bekannt zu geben, daß die Marine keine 
Wartestellung ist, um das Angebot einer zusagenden Zivilstelle abzufangen. Tritt 
die allgemeine Marinefrage in ein Stadium von Ungeklärtheit, dann müssen von 
der Regierung entsprechende Zusicherungen gefordert werden. Denn erscheinen 
die Aufstiegmöglichkeiten innerhalb der Marine beschnitten, dann werden die 
meisten Offiziere sich für diese Marine zu gut sein. Fähige Köpfe finden auch 
anderswo Unterkommen. Es kann nicht im Interesse der Reichsregierung liegen, 
diese kleine Marine nicht erstklassig zu sehen, nicht im Interesse der Armee, 
einen minderwertigen Bruder zu haben, der die eigene schwierige Entwicklung 
durch seine minderwertige Beeinflussung erschweren wird. 

Eine derartige für die Zukunft des Offiziers sich einsetzende Tätigkeit des Führers 
wird diesem Führer eine einmütige vertrauensvolle Gefolgschaft verschaffen - ein 
weiterer Baustein für eine einheitliche militärische Leistung, die uns so bitter not 
tut. 

In dieses Gebiet gehört auch der Umstand, daß das Ingenieurkorps der Marine 
allmählich eine für die Weiterentwicklung ungünstige Form annimmt. Es stellt 
nämlich allmählich nicht mehr eine Pyramide dar, sondern die Basis ist bereits so 
schmal, wie die mit älteren Offizieren reichlich bedachten oberen Teile breit sind. 
Das jüngere Ingenieurkorps mit seiner gegen früher bedeutend verbesserten, für 
die Industrie geeigneten Ausbildung bröckelt - vorläufig vielleicht nur in der 
Stimmung - erschreckend ab, da es bei dieser Aufbauform keine Aufstiegmöglich
keiten sieht. 

Nach jeder Umstellung einer staatlichen Autorität folgt eine Zeit der ungeklärten 
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Lemüter. Oeracis in einem Okkirierkorpa, cias cier Lolitik tern ge8tLnllen trat, 
wercien aicll ciie polltiaellen Omwancllungen sekr vergelliecien wicierapiegein, ie 
naell Lllarakter unci Lrriellung, vor allem uber ^e naell cien wallrencl cier 
Omwancilungareit gemaellten per8Önliellen Lrkallrungsn. Ou in einer 8viellen Leit 
ineirr als 8ON8t ciie LeraönUcllkeit 6es Linrelnen eine Lolls apielt, gilt clieae 
Veraelliecienlleit auell kür ciie 6ie8en Ler8Önlicllkeiten unteratellten Iruppen, 
Oellörcien unci Verdünne. ^Ver ala Lreikorpaküllrer 6u8 letrte ^allr gekampkt llat, 
wirci anciera «lenken rnÜ88en ai8 ein Okkirier, cier 8iell an ciern gieiollen 8ellreill- 
ti8oll, cien er vor cier Levoiution inne llatte, immer noeir keatllait, ocier aia einer, 
cien 8sine Onterokkiriere vier Boellen keatgeaetrt llallen. Unci cialler Kann ein 
aegenllringencier ^U8gieiell cier Neinungen auk ciem Oocien cier geltencien 8taat8- 
verka88ung nur ciann erkolgen, wenn in cier ieitencien Lentraillellorcie niellt mellr 
Aro6enleÜ8 nur eine 8orte von Okkirieren verlreten i8t. Line 80 lleaetrte ieitencie 
Lentraillellorcie kann trotr aller anerkannten Lalligkeiten unci trotr clo8 lleaten 
^iiien8 cier ciarin tätigen Okkiriere cia8 Vertrauen cier ver8ellieci6n geatimmten 
Lüllrer unci Nannaellakten nie in ciem ietrt unlleciingt notwendigen Nalle llegitren.
^ullerciem i8t e8 erkorcierllell ru llscienken, wie 8oielle Okkiriere weiterllin 
verwenciet wercien 8ollen, ciie nun wällrenci cier einrig llL8t6ll6n<ien Omwäirung cier 
ietrten ancierllaill Jallre nie in cier Lage waren, ciie augenllllekllellen unci auell kür 
ciie näell8te Lukunkt gsitencien 8cllwierigkeiten in cier Lüllrung einer Vruppe 8ell)8t 
kennen ru lernen. Illre Verwenciung in cier Lront wirci, wenn illnen niellt llaici 
Oelegenlleit gegellen wirci, cien Lrontciiengt kennen ru lernen, eine aoielle 
Oeiagtung cier Narine ciaratellen, ciall ciie Lllekaelliage ai8 ein llsaonciera trauriger 
Laktor 8ellon jetrt in ciie Laikulation <ie8 rukünktigen Narineaukllaueg eingegetrt 
wercien mÜ8sen.
Mie kann <Ü68en Ze8clliiciert6n, in cier auZenllliekIielmn LaZe 8ellr kritigellen 
limLtäncien lleZeZnet wercien?
Oie 8timmen, ciie vielerort8 naell einer voll8tanciiA6n KImorAani8Ltion cier Lentral- 
8teUe in siell unci cier Z68amten Narine 8cllreien, 8incl ralllreielle.
Line nallere Lnter8ucllunZ <Ü68er LraZen lallt aller ciie ciamit lleraukllesellworenen 
8cllwieriAkeit6n auk 8aclliiollem unci personellem Lelliete cierart Zroll er8olleinen, 
ciall man mit Leellt 8LZen kann, llall clie Narine clle86 OmwanciiunZen ru allem 
üllriZen niellt vertragen wirci. Nitten im Lampke eine Lront vollkommen umru- 
gruppieren, i8t ein Magni8, äa8 wir un8 llei cier 8cllwaolle unaerer Lront niellt 
Iei8ten ciürken.

Oie augenlliiekllclle Organi8ation i8t eine Lrrungengollakt iangjällriger Lriellen8- 
unci Lrieg86rkallrung6n unci wirci kür eine 8patere Lntwiekelung kür eine wiecier rur 
8ee kallrencie Narine wallraelleinllell ciocll ciie lle8te 8ein. lVur kür ciie augenllllckU- 
elle Leit unci ciie koigencien Jallre llat 8ie illre geselliicierten 8ellweren Nangei. La 
llancieit aicll aiao ciarum, ciie Mrige Kriti8elle Leit ru üllerllrücken.

Line möK/re/r§r öa/ck ern^uösru/encke Ksr^amm/unF ak/er Xomma/ickeure muF cker 
V/«rrne ckas 6e/u/r/ cker ^llLammenFe/rörrK/cerr unck ckerKemerrrLamerr LHke//lln§au/ 
errr ^re/ im 8inne cier Estrigen 8taat8korm i-er^e/ra^ferr.

Ourell genaue ^nweiaungen mull koigencle8 aiellergeatellt wercien: secier Iruppen- 
küllrer, Verllanciaküllrer, Leatungakommanciant llat 8iell in allen Vngeiegenlleiten, 
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Gemüter. Gerade in einem Offizierkorps, das der Politik fern gestanden hat, 
werden sich die politischen Umwandlungen sehr verschieden widerspiegeln, je 
nach Charakter und Erziehung, vor allem aber je nach den während der 
Umwandlungszeit gemachten persönlichen Erfahrungen. Da in einer solchen Zeit 
mehr als sonst die Persönlichkeit des Einzelnen eine Rolle spielt, gilt diese 
Verschiedenheit auch für die diesen Persönlichkeiten unterstellten Truppen, 
Behörden und Verbände. Wer als Freikorpsführer das letzte Jahr gekämpft hat, 
wird anders denken müssen als ein Offizier, der sich an dem gleichen Schreib
tisch, den er vor der Revolution inne hatte, immer noch festhält, oder als einer, 
den seine Unteroffiziere vier Wochen festgesetzt haben. Und daher kann ein 
segenbringender AusgJeich der Meinungen auf dem Boden der geltenden Staats
verfassung nur dann erfolgen, wenn in der leitenden Zentralbehörde nicht mehr 
großenteils nur eine Sorte von Offizieren vertreten ist. Eine so besetzte leitende 
Zentralbehörde kann trotz aller anerkannten Fähigkeiten und trotz des besten 
Willens der darin tätigen Offiziere das Vertrauen der verschieden gestimmten 
Führer und Mannschaften nie in dem jetzt unbedingt notwendigen Maße besitzen. 

Außerdem ist es erforderlich zu bedenken, wie solche Offiziere weiterhin 
verwendet werden sollen, die nun während der einzig dastehenden Umwälzung der 
letzten anderhalb Jahre nie in der Lage waren, die augenblicklichen und auch für 
die nächste Zukunft geltenden Schwierigkeiten in der Führung einer Truppe selbst 
kennen zu lernen. Ihre Verwendung in der Front wird, wenn ihnen nicht bald 
Gelegenheit gegeben wird, den Frontdienst kennen zu lernen, eine solche 
Belastung der Marine darstellen, daß die Rückschläge als ein besonders trauriger 
Faktor schon jetzt in die Kalkulation des zukünftigen Marineaufbaues eingesetzt 
werden müssen. 

Wie kann diesen geschilderten, in der augenblicklichen Lage sehr kritischen 
Umständen begegnet werden? 

Die Stimmen, die vielerorts nach einer vollständigen Umorganisation der Zentral
stelle in sich und der gesamten Marine schreien, sind zahlreiche. 

Eine nähere Untersuchung dieser Fragen läßt aber die damit heraufbeschworenen 
Schwierigkeiten auf sachlichem und personellem Gebiete derart groß erscheinen, 
daß man mit Recht sagen kann, daß die Marine diese Umwandlungen zu allem 
übrigen nicht vertragen wird. Mitten im Kampfe eine Front vollkommen umzu
gruppieren, ist ein Wagnis, das wir uns bei der Schwäche unserer Front nicht 
leisten dürfen. 

Die augenblickliche Organisation ist eine Errungenschaft langjähriger Friedens
und Kriegserfahrungen und wird für eine spätere Entwickelung für eine wieder zur 
See fahrende Marine wahrscheinlich doch die beste sein. Nur für die augenblickli
che Zeit und die folgenden Jahre hat sie ihre geschilderten schweren Mängel. Es 
handelt sich also darum, die jetzige kritische Zeit zu überbrücken. 

Eine möglichst bald einzuberufende Versammlung aller Kommandeure muß der 
~Marine das Gefühl der Zusammengehörigkeit und der gemeinsamen Einstellung auf 
ein Ziel im Sinne der jetzigen Staatsform verschaffen. 

Durch genaue Anweisungen muß folgendes sichergestellt werden: Jeder Truppen
führer , Verbandsführer , Festungskommandant hat sich in allen Angelegenheiten, 
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die sins lVoken- oder l>1ackwirkung aullerkalk seines Dereickes aul politisckem 
Oekiet oder auk dem Oekiete militariseker 8timmungsmacke, Dundwesen etc. 
Kaken können, aul dem scknellsten ^Vege unter gleickreitiger Lenackricktigung 
der 8tationen an die Zentralstelle (Narinekommandoamt) ru wenden. Dadurck ist 
endlicli die 8teHe gesekallen, die aul allo lVacklragen, die im Vnscklull an 
Dresseerörterungen und keickstagsinterpellationen ete. von Seiten der keickslei- 
tung gestellt werden, eine sofortige und entspreckende Antwort kereit Kaken Kann. 
Durek die Desetrung dieses Dommandoamtes mit Oktirieren aller Dicktungen ist 
die 8ickerkeit ru sckallen, dsD die dort gelallten Dntsekeidungen einkeitlick, aber 
unter Derücksicktigung der in den versckiedenen leilen der Marine lierrselienden 
8timmung und Londerverliältnisse gelallt werden. 8olcke Dntsckeidungen werden 
dann auek Kei keiner l'ruppe aul Gegenvorstellungen stollen, sondern durekge- 
külirt werden können und durckgekükrt werdend Da6 im militäriseken Deken mit 
,,8timmungen", ,,8onderv6rkäItni8S6n", ,,Oeg6nvorste1Iungen", gerecknet wer
den mull, i8t ledem Oklirier eine neue Drsckeinung und keine erlreulielre. Durck 
ein akleknendes V^egsckauen werden diese latsacken aker nickt aus der V/elt 
gesekallt, sondern sie müssen vielmekr sckarl ins ^.uge gelallt werden.
Dieses Xommandoamt wird dann in der Kago sein, getragen von dem Vertrauen 
der lVlarine, aul dem politiseken Xamplplatr keim Deickswekrminister und Kei der 
Deicksleitung alle gegen die lVlarine einstürmenden Dnternekmungen lrükreitig 
genug und mit einkeitlicken klaren 8ckwertstreieken akruwettern.
Dnd das ist es, was uns ?lot tut, im Oedanken an die IVlänner, die den Dkck des 
deutseken Volkes ru seinem 8egen auk die 8ee wandten.

l^eureutker 
Xapitanleutnant.

5 blierru bsl. kiandvermerb von Ompkängerseilei ,,Os tvird sebr scbnell Ontlremdung eintreten uncl 
dann ist 68 wie vorder/'

121.

Dekeld des Dülrrers der Reioltswelrr-8eküt26n-8rigsde 21, Okerst v. 
klpp, sn die unterstellten Xotnrnsndeure üker die Rleinun^ der l'ruppe 

2U den keieltskurken.

II. Lepteiuirer 1920. Hlündreu. Is 21900. - KU 37/v.782. Vei'vielk. ^uslerti-
AUNA.

Der Derr Deleklskaber des ^Vekrkreises kelürcktet, dall der Descklull der 
MekrkammeD kerüglick der Darken „sekwarr-rot-gold" als künktiger Deickskar-

1 Die Oeereslcammer stellte bereits vor ibrer Aesetrliolien LinkütirunZ clurolr lins Velirgesetr vom 
23. ^tsr2 1921 (HO61. 8. 329) ein H6präsonl3tion8orß3n der Üoere8angolrörißon, allerdings rnil 
ledigllolr beratender Ltirnrne dar. Vgl. Largten 8. 125. Oer betr. Oeücblub bat sieb niebt ermitteln 
lassen. Vgl. aueb blr. 126. 2ur Orage der keiekskarben in der keiebswebr s. Larsten 8. 128-133. 
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die eine Neben- oder Nachwirkung außerhalb seines Bereiches auf politischem 
Gebiet oder auf dem Gebiete militärischer Stimmungsmache, Bundwesen etc. 
haben können, auf dem schnellsten Wege unter gleichzeitiger Benachrichtigung 
der Stationen an die Zentralstelle (Marinekommandoamt) zu wenden. Dadurch ist 
endlich die Stelle geschaffen, die auf alle Nachfragen, die im Anschluß an 
Presseerörterungen und Reichstagsinterpellationen etc. von seiten der Reichslei
tung gestellt werden, eine sofortige und entsprechende Antwort bereit haben kann. 

Durch die Besetzung dieses Kommandoamtes mit Offizieren aller Richtungen ist 
die Sicherheit zu schaffen, daß die dort gefällten Entscheidungen einheitlich, aber 
unter Berücksichtigung der in den verschiedenen Teilen der Marine herrschenden 
Stimmung und Sonderverhältnisse gefällt werden. Solche Entscheidungen werden 
dann auch bei keiner Truppe auf Gegenvorstellungen stoßen, sondern durchge
führt werden können und durchgeführt werdens. Daß im militärischen Leben mit 
"Stimmungen", "Sonderverhähnissen", "Gegenvorstellungen" , gerechnet wer
den muß, ist jedem Offizier eine neue Erscheinung und keine erfreuliche. Durch 
ein ablehnendes Wegschauen werden diese Tatsachen aber nicht aus der Weh 
geschafft, sondern sie müssen vielmehr scharf ins Auge gefaßt werden. 

Dieses Kommandoamt wird dann in der Lage sein, getragen von dem Vertrauen 
der Marine, auf dem politischen Kampfplatz beim Reichswehrminister und bei der 
Reichsleitung alle gegen die Marine einstürmenden Unternehmungen frühzeitig 
genug und mit einheitlichen klaren Schwertstreichen abzuwettern. 

Und das ist es, was uns Not tut, im Gedanken an die Männer, die den Blick des 
deutschen Volkes zu seinem Segen auf die See wandten. 

Neureuther 
Ka pitänleutnant. 

5 Hierzu hsl. Randvermerk von Empfängerseite: "Es wird sehr schnell Entfremdung eintreten und 
dann ist es wie vorher.·; 

121. 

Befehl des Führers der Reichswehr-Schützen-Brigade 21, Oberst v. 
Epp, an die unterstellten Kommandeure über die Meinung der Truppe 

zu den Reichsfarben. 

11. September 1920. München. Ia Nr. 21900. - BA·MA. RH 37/v.782. Vervielf. Ausferti
gung. 

Der Herr Befehlshaber des Wehrkreises befürchtet, daß der Beschluß der 
Wehrkammer1 bezüglich der Farben "schwarz-rot-gold" als künftiger Reichsfar-

Die Heereskammer stellte bereits vor ihrer gesetzlichen Einführung durch das Wehrgesetz vom 
23. März 1921 (RGBI. S. 329) ein Repräsentationsorgan der Heeresangehörigen, allerdings mit 
lediglich beratender Stimme dar. Vgl. Carsten S. 125. Der betr. Beschluß hat sich nicht ermitteln 
lassen. Vgl. auch Nr. 126. Zur Frage der Reichsfarben in der Reichswehr s. Carsten S. 128-133. 
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ben 6er allgemeinen Vnsickt ller ibm unterstellten keicbsnebr niebt entspricbt, 
unll vvünscbt bierüber llie .4.nsiebt ller Iruppe ru büren.
leb ersuebe llie Herren Xommanlleure ller kegimenter unll selbstänlligen Forma
tionen, mir umgebenll Mutierungen llarüber vorrulegen. besonlleren V^ert lege ieb 
llabei llaraul, llie ^nsiebt ller Nannsebalten bennen ru lernen.

Kpp
Oberst unll krigallelübrer.

122.

8ekebl ries Obels üer Heeresleitnng, Oeneralleutnsnt v. 8eeebl, über «las 
Lingreiken ües lVIibtürs bei inneren Ilnrnben obne ^nlorüernn^ rlureb 

rlie Xivilbebörüen.

16. 8eptein1>er 1920. Herlin. ^Ir. 480 pers. - 8-1-iVI^. 4886 ^1-1-26 88. 1. 6e8ruelLle
^bsckrilt.

Oie Voraussetzung lür ein selbstanlliges kingreilen lles Nibtärs ist gegeben, venn 
llie Avilbebörlle llureb ollenen /Vukrubr beseitigt oller niebt in ller bags ist, ibre 
gesetrmäbige ^.mtststigbeit ausruüben. In einem soleben Oalle ist ller örtliebe 
Nilitarbeleblsbaber als nunmebriger alleiniger Iräger ller Ltaatsautorität bereeb- 
tigt unll ver/)//re/r1ek, naeb ^laügabe ller rur Verfügung stebenllen Xrälte, llie Kube 
unll Orllnung vieller berrustellen unll llen .^.ulrubr niellerruseblagen. Oas 
Xennreicben einer llerartigen bage ist olkener Xampl. Ilm in lliesem Xampl ller 
Ltaatsautoritat rum Liege ru verbellen, ist ller Nilitärbeleblsbaber belügt, 
rämt/rc/re Vlalinabmen ru trellen, llie naeb seiner ^.nsiebt rur Oureblübrung lles 
Xamples unerlätZlicb sinll unll beinen Vulscbub rulassenb

ger. v. Leeebt.

I sLeWelien 2u83mmen1iLnZ VZI. Xr. 88, Xr. 95, Xr. 97, Xr. 105 Xr. 114.

123.

krivstbriek ries Oberlentnanls r. 8. a. O. OeorA bsnK« an llen Obel ller 
^llinirulität, ^ünürsl Lebnclre, über cbe 8ilua1ion üer Vlarine als 6runü 

seines ^nssebeiüens.

21. 8ept«-mber 1920. Kiel. - 8^-^. 7584 86. 3. »sl. -luskertisunß.

Ooebvvoblgeborener Herr, bocb ru verebrenlle klxrellenr!
X>v. Xxrellenr bitte icb geborsamst melllen ru llürlen, vis sebr es micb bellrüebt, 
llab Xvv. Xxrellenr bei ller letrten ^nvesenbeit in Münster unrulriellen mit uns 
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ben der allgemeinen Ansicht der ihm unterstellten Reichswehr nicht entspricht, 
und wünscht hierüber die Ansicht der Truppe zu hören. 

Ich ersuche die Herren Kommandeure der Regimenter und selbständigen Forma
tionen, mir umgehend Äußerungen darüber vorzulegen. Besonderen Wert lege ich 
dabei darauf, die Ansicht der Mannschaften kennen zu lernen. 

Epp 
Oberst und Brigadeführer. 

122. 

Befehl des Chefs der Heeresleitung, Generalleutnant v. Seeckt, über das 
Eingreifen des Militärs bei inneren Unruhen ohne Anforderung durch 

die Zivil behörden. 

16. September 1920. Berlin. Nr. 480 pers. - BA·l\-IA. F 4886 A·I.26 Bd. 1. Gedruckte 
Abschrift. 

Die Voraussetzung für ein selbständiges Eingreifen des Militärs ist gegeben, wenn 
die Zivilbehörde durch offenen Aufruhr beseitigt oder nicht in der Lage ist, ihre 
gesetzmäßige Amtstätigkeit auszuüben. In einem solchen Falle ist der örtliche 
Militärbefehlshaber als nunmehriger alleiniger Träger der Staatsautorität berech
tigt und verpflichtet, nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Kräfte, die Ruhe 
und Ordnung wieder herzustellen und den Aufruhr niederzuschlagen. Das 
Kennzeichen einer derartigen Lage ist offener Kampf. Um in diesem Kampf der 
Staatsautorität zum Siege zu "erhelfen, ist der Militärbefehlshaber befugt, 
sämtliche Maßnahmen zu treffen, die nach seiner Ansicht zur Durchführung des 
Kampfes unerläßlich sind und keinen Aufschub zulassen l

. 

gez. v. Seeckt. 

1 Zum sachlichen Zusammenhang vgl. Nr. 88, ~r. 95. Nr. 97. l'.'r. 105 und l'.'r. 114. 

123. 

Privatbrief des Oberleutnants z. S. a. D. Georg Lange an den Chef der 
Admiralität, Admiral Behncke, über die Situation der Marine als Grund 

seines Ausscheidens. 

21. September 1920. Kiel. - BA·~IA. F 7584 Bd. 3. Hsl. Ausfertigung. 

Hochwohlgeborener Herr, hoch zu verehrende Exzellenz! 

Ew. Exzellenz bitte ich gehorsamst melden zu dürfen, wie sehr es mich bedrückt, 
daß Ew. Exzellenz bei der letzten Anwesenheit in Munster unzufrieden mit uns 
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Okkirieren, dis wir naeb bester Ilberreugung ru unserem tieken Dedauern unsere 
^rbeitskrakt nicbt in clen Dienst äes Narineaukbaus stellen konnten, besonders mit 
meiner Derson, gescbieden sincl. ^Vobl secier von uns verebrt 8w. Oxrellenr bocb 
uncl ist davon kelsenkest überreugt, dab, wenn auk dem eingeseblagenen V^ege 
überbaupt ein V^ukbau möglicb wäre, 8w. Dxrellenr Derson die sieberste Oewäbr 
kür ein Orreicben des vieles ist. 8ei meiner Verebrung kür Dw. Dxrellenr scbmerrt 
es mieb doppelt, dall 8w. Dxrellenr mein restloses Eintreten kür meine Oberreu- 
gung vielleicbt als grobe Ongebörigkeit gegen den boben Vorgesetrten und den so 
viel älteren und welterkabrenen Nann aukgekallt baben.
Icb bitte geborsamst, die Oründe, die mieb rur Dinreicbung meines vVbscbiedes 
gerwungen baben, Dw. Oxrellenr auseinandersetren ru dürken, obne die Debaup- 
tung aukstellen ru wollen, dall sie «ö^o/ut riebtig sind. Da icb persünlicb aber von 
ibrer 8ticbbaltigkeit überreugt bin, müllte icb kür meine Derson die Dolden aus 
ibnen rieben.
Icb glaube, dall wir rur ^eit nicbt die Lerecbtigung baben, die Vorarbeiten kür eine 
Narine, die wir später rweikebos braucben, scbon Mrt ru beginnen. Om wieder 
eine starke Xontinentalmacbt ru werden, werden wir Decken einrelnen Nann an 
band dringend gebraucben. Dür micb persönbcb bätte die Narine also nur Nittel 
rum 2week sein können, um kür den ru erwartenden Xampk meine Deute unter 
^Vakken und in ibrer nationalen Oesinnung balten ru können.
^Vuk Orund meiner Drkabrungen mit den Deckokkirieren und Onterokkirieren der 
Narine als Xompagniekübrer in der 1. Narinebrigade (v. Hoden), die seinerreit 
bereits wegen der in ibr berrscbenden gänrlicb verworrenen Degrikke von Disriplin 
aukgelöst wurde, und auk Orund meiner Drkabrungen mit den ^ngebörigen des 
,,Hamburg"-8tammes, die in 8tärke von 50 Xöpken meiner Compagnie im 
8cbikksstammdetacbement rur Ausbildung rugeteilt waren und bei denen genau 
dieselben verwirrten Degrikke von Disriplin berrscbten, die rur Vuklösung der 
I. Narinebrigade gekübrt batten, kann icb an eine Oesundung der Disriplinverbält- 
nisse in der Narine auk dem jetrt eingescblagenen IVege nicbt glaubend Der 
Okkirier mag nocb so sebr alles vermeiden, was dem Deck- und Ilnterokkirierkorps 
IVakken gegen ibn in die Hand gibt, beide werden, bearbeitet von ibren Dundeslei- 
tungen, die trotr des eventuellen Verbots der künde ibren Dinklull bebrüten 
werden, stets ^gitationsmittel gegen den Okkirier kinden, gegen ibn betren und 
seine seit November 18 notdürktig bergestellte und durcb den ergebnislosen 
Vusgang der Neutereiuntersucbung wiederum scbwer erscbütterte Autorität völlig 
untergraben. Denn Deckokkirier und Onterokkirier wollen unter allen Umständen 
den alten Okkirier beseitigen, um - wenigstens in den niederen Okkiriersstellen - 
kür sicb kreie Labn ru baben. Das blacbgeben in Xuüerlicbkeiten, r. 8. in der 
Dokarden- und DIaggenkrsge, wird nicbt etwa ein Vertrauensverbältnis anbabnen, 
sondern ein neues ^gitationsmittel gegen die Autorität des Okkiriers abgeben, der 
)a darin bat nacbgeben müssen.
Da also das Ilnterokkirierkorps niebt gewonnen werden will und vom Onterokkirier- 
korps, das allein räumlicb viel enger mit den Deuten rusammenkommt, der Oeist 
einer Iruppe abbängt, können in der Narine keine gesunden Verbältnisse

1 Hierru ksl. ksnciverinerlc von LmpkLnßerseite^ „ümstellunß suk's Viissor." 
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Offizieren, die wir nach bester Überzeugung zu unserem tiefen Bedauern unsere 
Arbeitskraft nicht in den Dienst des Marineaufbaus stellen konnten, besonders mit 
meiner Person, geschieden sind. Wohl jeder von uns verehrt Ew. Exzellenz hoch 
und ist davon felsenfest überzeugt, daß, wenn auf dem eingeschlagenen Wege 
überhaupt ein Aufbau möglich wäre, Ew. Exzellenz Person die sicherste Gewähr 
für ein Erreichen des Zieles ist. Bei meiner Verehrung für Ew. Exzellenz schmerzt 
es mich doppelt, daß Ew. Exzellenz mein restloses Eintreten für meine Überzeu
gung vielleicht als grobe Ungehörigkeit gegen den hohen Vorgesetzten und den so 
viel älteren und welterfahrenen Mann aufgefaßt haben. 

Ich bitte gehorsamst, die Gründe, die mich zur Einreichung meines Abschiedes 
gezwungen haben, Ew. Exzellenz auseinandersetzen zu dürfen, ohne die Behaup
tung aufstellen zu wollen, daß sie absolut richtig sind. Da ich persönlich aber von 
ihrer Stichhaltigkeit überzeugt bin, mußte ich für meine Person die Folgen aus 
ihnen ziehen. 

Ich glaube, daß wir zur Zeit nicht die Berechtigung haben, die Vorarbeiten für eine 
Marine, die wir später zweifellos brauchen, schon jetzt zu beginnen. Um wieder 
eine starke Kontinentalmacht zu werden, werden wir jeden einzelnen Mann an 
Land dringend gebrauchen. Für mich persönlich hätte die Marine also nur Mittel 
zum Zweck sein können, um für den zu erwartenden Kampf meine Leute unter 
Waffen und in ihrer nationalen Gesinnung halten zu können. 

Auf Grund meiner Erfahrungen mit den Deckoffizieren und Unteroffizieren der 
Marine als Kompagnieführer in der 1. Marinebrigade (v. Roden), die seinerzeit 
bereits wegen der in ihr herrschenden gänzlich verworrenen Begriffe von Disziplin 
aufgelöst wurde, und auf Grund meiner Erfahrungen mit den Angehörigen des 
"Hamburg"-Stammes, die in Stärke von 50 Köpfen meiner Kompagnie im 
Schiffsstammdetachement zur Ausbildung zugeteilt waren und bei denen genau 
dieselben verwirrten Begriffe von Disziplin herrschten, die zur Auflösung der 
1. Marinebrigade geführt hatten, kann ich an eine Gesundung der Disziplinverhält
nisse in der Marine auf dem jetzt eingeschlagenen Wege nicht glauben l . Der 
Offizier mag noch so sehr alles vermeiden, was dem Deck- und Unteroffizierkorps 
Waffen gegen ihn in die Hand gibt, beide werden, bearbeitet von ihren Bundeslei
tungen, die trotz des eventuellen Verbots der Bünde ihren Einfluß behalten 
werden, stets Agitationsmittel gegen den Offizier finden, gegen ihn hetzen und 
seine seit November 18 notdürftig hergestellte und durch den ergebnislosen 
Ausgang der Meutereiuntersuchung wiederum schwer erschütterte Autorität völlig 
untergraben. Denn Deckoffizier und Unteroffizier wollen unter allen Umständen 
den alten Offizier beseitigen, um - wenigstens in den niederen Offiziersstellen -
für sich freie Bahn zu haben. Das Nachgeben in Äußerlichkeiten, z. B. in der 
Kokarden- und Flaggenfrage, wird nicht etwa ein Vertrauensverhältnis anbahnen, 
sondern ein neues Agitationsmittel gegen die Autorität des Offiziers abgeben, der 
ja darin hat nachgeben müssen. 

Da also das Unteroffizierkorps nicht gewonnen werden will und vom Unteroffizier
korps, das allein räumlich viel enger mit den Leuten zusammenkommt, der Geist 
einer Truppe abhängt, können in der Marine keine gesunden Verhältnisse 

1 Hierzu hsl. Randvermerk von Empfängerseite: "Umstellung aufs Wasser." 
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bestehen. Den Xampk aukrunedmen ist rveedlos, 6a dei 6en Nitteln, 6ie clie 
keßierunß 6em Okkirier rur VerküßunZ stellt, 6er ^usZanZ niedt rveikeldakt sein 
dann. Oer Okkirier viril seine Nerven verdraueden un6 cloed unterließen.
^Vued unsere Zuten deute ver^en dei einer VermisedunZ rnit Narinepersonal 6em 
rersetren6en Oeist auk 6ie Oauer niedt vi6er8teden. Märe unsere druppe als 
dan6kormation desteden Zeddeden, dätte inan trotr neuer Heied8dodar6e uncl 
anderer Oeküdlsßrün6e in idr 6en Xampk vielleiodt auknedmen dünnen, odßleied es 
seldst claim sedver ßevesen vare, unsere I8-20ladrißen lunßens odne ein sulleres 
^eieden, 6a8 lür sie idre Oeclanden üurstellt, in idrer alten OesinnunZ ru erdalten. 
Oie 2eit, dis vir aus idnen üderreuZte Ldaradtere gemaedt daden, clie ein 
^ndlammern an Xuderlicddeiten üderklüssiß verclen lassen, vircl ledlen, cla clie 
OelastunZsprode dereits vorder dommt.
Loveit clie rein verstanclesmallißen Orün6e. dolZen6e ßsküdlsmäkiZe spreeden 
mit, odne allein aussedlaßßsdenü Zevesen ru sein:
led vercle mir dei meiner ^.nsiedt, clad unter clen außendliedded destedenclen 
Verdaltnissen in cler Narine clas ^rdeiten am sedvarr-vei6-roten 0e6anden clort 
rveedlos ist, stets clen Vorvurl maeden, clad virtscdaltUede llüedsiedten deim 
dassen 6es dntsedlusses ru dleiden stard mitßesproeden daden. Oamit liele ied 
Oekadr, meine Seldstaedtunß ru verlieren. Denn ied dade niedt clie dntscdul6i- 
ßunß, kür ^nßedöriße sorgen ru müssen.
Ied Zlaude, an cler Stelle, clie ied mir ßevadlt dade, desser virden ru dünnen. Oas 
Zesedlossene Okkirier- uncl dnterokkirierdorps meiner XompaZnie dat mit clen 
desten deuten eine ^rdeitsZemeinsedakt Zedilclet.
Oer Nann, 6er clas, vas ied 6ende un6 küdle, in äie l'at umsetrt, ist Kapitän 
ddrdarüt. OinZe ied Mrt in 6ie Narine, müllte ied clamit reednen, idm 6ie 
kreivilliß Zelodte Nannentreue niedt dalten ru dünnen, kalls er seine alten Okkiriere 
noed einmal drauedt.
Ied veill, clall dv. dxrellenr vieles, vas ied scdried, an6ers deurteilen un6 6a6 
dv. dxrellenr Nter unä drkadrunZ dv. dxredenr claru ein keedt ßöden, üder mied 
als undlaren junZen Okkirier clen dnpk ru sedlltteln. Ied ditte nur Zedorsamst um 
Verständnis clakür, 6a6 ied niedt an6ers dan6eln donnte, venn ied vor mir seidst 
6er alte Xaiserdede Okkirier dleiden vollte^.
Nit clem ^usclrued Zedorsamster drßedendeit

dads led äie ddre ru sein 
dv. dxrellenr Zedorsamst erZedener 

Oeorß danZe
Oderleutnant rur 8ee a. O. uncl edem. Xom- 

paZnieküdrer 6er Inkanteriestolldompaßnie 
äes Ledikksstammüetaedements 6er l>lor68ee.

2 Dieses Leiireiben wurcle deamwortet 6urcli I^r. 124.
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bestehen. Den Kampf aufzunehmen ist zwecklos, da bei den Mitteln, die die 
Regierung dem Offizier zur Verfügung stellt, der Ausgang nicht zweifelhaft sein 
kann. Der Offizier wird seine Nerven verbrauchen und doch unterliegen. 

Auch unsere guten Leute werden bei einer Vermischung mit Marinepersonal dem 
zersetzenden Geist auf die Dauer nicht widerstehen. Wäre unsere Truppe als 
Landformation bestehen geblieben, hätte man trotz neuer Reichskokarde und 
anderer Gefühlsgründe in ihr den Kampf vielleicht aufnehmen können, obgleich es 
selbst dann schwer gewesen wäre, unsere 18-20jährigen Jungens ohne ein äußeres 
Zeichen, das für sie ihre Gedanken darstellt, in ihrer alten Gesinnung zu erhalten. 
Die Zeit, bis wir aus ihnen überzeugte Charaktere gemacht haben, die ein 
Anklammern an Äußerlichkeiten überflüssig werden lassen, wird fehlen, da die 
Belastungsprobe bereits vorher kommt. 

Soweit die rein verstandes mäßigen Gründe. Folgende gefühlsmäßige sprechen 
mit, ohne allein ausschlaggebend gewesen zu sein: 

Ich werde mir bei meiner Ansicht, daß unter den augenblicklich bestehenden 
Verhältnissen in der Marine das Arbeiten am schwarz-weiß-roten Gedanken dort 
zwecklos ist, stets den Vorwurf machen, daß wirtschaftliche Rücksichten beim 
Fassen des Entschlusses zu bleiben stark mitgesprochen haben. Damit liefe ich 
Gefahr, meine Selbstachtung zu verlieren. Denn ich habe nicht die Entschuldi
gung, für Angehörige sorgen zu müssen. 

Ich glaube, an der Stelle, die ich mir gewählt habe, besser wirken zu können. Das 
geschlossene Offizier- und Unteroffizierkorps meiner Kompagnie hat mit den 
besten Leuten eine Arbeitsgemeinschaft gebildet. 

Der Mann, der das, was ich denke und fühle, in die Tat umsetzt, ist Kapitän 
Ehrhardt. Ginge ich jetzt in die Marine, müßte ich damit rechnen, ihm die 
freiwillig gelobte Mannentreue nicht halten zu können, falls er seine alten Offiziere 
noch einmal braucht. 

Ich weiß, daß Ew. Exzellenz vieles, was ich schrieb, anders beurteilen und daß 
Ew. Exzellenz Alter und Erfahrung Ew. Exzellenz dazu ein Recht geben, über mich 
als unklaren jungen Offizier den Kopf zu schütteln. Ich bitte nur gehorsamst um 
Verständnis dafür, daß ich nicht anders handeln konnte, wenn ich vor mir selbst 
der alte Kaiserliche Offizier bleiben wollte2

• 

Mit dem Ausdruck gehorsamster Ergebenheit 

habe ich die Ehre zu sein 
Ew. Exzellenz gehorsamst ergebener 

Georg Lange 
Oberleutnant zur See a. D. und ehern. Kom

pagnieführer der Infanteriestoßkompagnie 
des Schiffsstammdetachements der Nordsee. 

2 Dieses Schreiben wurde beantwortet durch Nr. 124. 
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124.

Drivatkriek lies ^kmirsls Heiinelre sn den Okerlentnsnt L. 8. s. O. Oeor^ 
OsnKe üker clie ^nkAsken ller Nsrine.

30. AeptenOrer 1920. Oerlin. - 8^ 7584 8<1. 3. I^lssek. ^IrsetiriLt.

^lein lieber Herr XsmerL^,
lassen 8ie mick Iknen Icurr meinen Dank kür lirr 8ckreiben vom 21. 9? 
aussprecken. Vie ick immer Nenscken mit starken Ökerreugungen gerne gekabt 
Kake, so ackte ick auck Ikren 8tankpunkt uncl kreue mick, Kall 8ie ikn auck mir 
gegenüber aukreckt vertreten. leb erkenne es als ekrenvert an, Kall 8ie aus ikm 
kie Folgerungen rieben. Ob 8ie saebkeb Reckt baben, kerveikele ieb. leb Kokk« 
lekenkalls, Kall cler kauk cler Dinge ibrer ru bokknungslosen -^ukkassung Ilnreckt 
geben virk. ^ber abgeseben von Orkolg ocler klickterkolg, icb kalte es kür eine 
I^lotvenkigkeit, Kall vir uns eine Lee/a/rrenke Narine erkalten uncl viekersckakken 
uncl Kall vir in cliesem 8inne clen Xampk auknekmen. Ick veill, «lall Kieser Xampk 
sckverer ist als clie Ontvicklung einer Oankmarine, clie keine Narine sein vürcle. 
Dennock vertraue ick, Kall vir in ikm siegen verclen, venn vir in voller 
Oescklossenkeit ikn auknekmen. Dieses ru verrögern, var nack kage cler Dinge 
unmögkck. Deskalb riek icb alle Xräkte auk, ibn sebon jetrt aukrunebmen. Nick 
trägt clakei clas Vertrauen, Kall kie Narine geracle auk clem Vasser gesunken vircl. 
Dem steken grolle 8ckvierigkeiten gegenüker; vir 8eeleute vissen aber, Kall 
„Kiese claru cla sink, um ükervunclen ru verclen". Ick glaube, Kall Kieses unk kie 
Omstellung Ker Narine auk's Vasser gelingen virk, unk kakür setre ick mick unk 
meine Arbeit ein. Vern Ker Olaube Kieran keklt, tut gut unk ricktig, seine Nitarkeit 
Kieran aukrugeben, leker mull Ken Veg geben, auk Kem er seinem Vaterlanke am 
besten ru nutren glaubt. Von Derren vünscke ick Iknen, Kall Iknen Kas auk Kem 
Vege Ker von Iknen begrünketen ^rkeitsgemeinsckakt in rukiger, ungestörter 
Vrbeit gekngen möge. Ls vürke mick kreuen, gelegentlick karüber ru kören.
Nit kameraksckaktlickem Orull bin ick mit Kesten Vünscken kür Ikre Arbeit

Ikr
ger. Daul Dekncke.

I I^r. 123.
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124. 

Privathrief des Admirals Behncke an den Oherleutnant z. S. a. D. Georg 
Lange üher die Aufgahen der Marine. 

30. September 1920. Berlin. - BA-MA. F 7584 Bd. 3. Masch. Abschrift. 

Mein lieber Herr Kamerad, 

lassen Sie mich Ihnen kurz meinen Dank für Ihr Schreiben vom 21. 9. I 
aussprechen. Wie ich immer Menschen mit starken Überzeugungen gerne gehabt 
habe, so achte ich auch Ihren Standpunkt und freue mich, daß Sie ihn auch mir 
gegenüber aufrecht vertreten. Ich erkenne es als ehrenwert an, daß Sie aus ihm 
die Folgerungen ziehen. Ob Sie sachlich Recht haben, bezweifele ich. Ich hoffe 
jedenfalls, daß der Lauf der Dinge ihrer zu hoffnungslosen Auffassung Unrecht 
geben wird. Aber abgesehen von Erfolg oder Nichterfolg, ich halte es für eine 
Notwendigkeit, daß wir uns eine seefahrende Marine erhalten und wiederschaffen 
und daß wir in diesem Sinne den Kampf aufnehmen. Ich weiß, daß dieser Kampf 
schwerer ist als die Entwicklung einer Landmarine, die keine Marine sein würde. 
Dennoch vertraue ich, daß wir in ihm siegen werden, wenn wir in voller 
Geschlossenheit ihn aufnehmen. Dieses zu verzögern, war nach Lage der Dinge 
unmöglich. Deshalb rief ich alle Kräfte auf, ihn schon jetzt aufzunehmen. Mich 
trägt dabei das Vertrauen, daß die Marine gerade auf dem Wasser gesunden wird. 
Dem stehen große Schwierigkeiten gegenüber; wir Seeleute wissen aber, daß 
"diese dazu da sind, um überwunden zu werden". Ich glaube, daß dieses und die 
Umstellung der Marine auf' s Wasser gelingen wird, und dafür setze ich mich und 
meine Arbeit ein. Wem der Glaube hieran fehlt, tut gut und richtig, seine Mitarbeit 
hieran aufzugeben. leder muß den Weg gehen, auf dem er seinem Vaterlande am 
besten zu nutzen glaubt. Von Herzen wünsche ich Ihnen, daß Ihnen das auf dem 
Wege der von Ihnen begründeten Arbeitsgemeinschaft in ruhiger, ungestörter 
Arbeit gelingen möge. Es würde mich freuen, gelegentlich darüber zu hören. 

Mit kameradschaftlichem Gruß bin ich mit besten Wünschen für Ihre Arbeit 

Ihr 
gez. Paul Behncke. 

1 Nr. 123. 
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125.

8obrsibsir des Vsrwsltrmgssmtes im ksiobswsbrmimstermm sn üns 
ksisbsiimsnmimstsrmm über das ksqmsitionsreebt der Iruppe bei 

VervendunA im Irmern.

29. Oktober 1920. Serlin. IVr. 193.9.20. V 4 ^. - 8^-IU^. 8 4886 ^-1-26 86. 2. Vervielk. 
c^bsebrikt.

Oie Orkabrungsn bei Unterdrückung gröberer llnruben baben ergeben, dab das 
Ouartisrlsistungsgssetr^ und das blaturaUeistungsgesst^ niebt ausreieben, uin die 
l'ruppe in den 8tand ru setren, sieb das ru bsscballen, dessen sie rur Trreiebung 
ibres 2wsskss bedark, namentbcb dann, wenn lebe der Bevölkerung oder sogar 
die Osmeindebsbördsn widerstand leisten. Oie l'ruppe bat visllasb ru ^labnab- 
nien des X.0.0? greifen müssen, rumal da die rVulrübrsr sieb um kein Oesetr und 
keebt kümmern und rüeksiebtslos alle nur irgendwie greilbaren llillsmittel 
ausnütren. Lei dieser 8asblags ist die l'ruppe, wenn sie ibr Asi erreieben will, der 
Oelabr, keebtswidrigkeiten in Lerug aul das 8aebsnreebt ru begeben, ausgesetrt. 
käumung und militäriscbs Lesetrung von Iläusern und Orundstüsken, Lsssblag- 
nabme von privaten Verkebrsmitteln, (Bestellung von Oilkskrältsn, Verabreiebung 
von Oiwakbsdürlnissen (Xoeb- und wärmebolr sowie bagerstrob) lür militärisebe 
Zwecke werden aus ^nlab der Verwendung der ksisbswsbr rur Unterdrückung 
von gröberen blnruben notwendig werden. Oa das blaturaUeistungsgesetr und das 
Ouartierleistungsgesstr bierru niebt verplliebten und das Xriegsleistungsgesetr 
auber Xralt gesetrt ist - K.O.Ll. 1920 8. 420^ -, ist es dringend notwendig, eine 
recbtbcbs Orundlage ru seballen. Oins solebe ist dureb ^.uberkraltsetrung des 
Artikels 153 der Reiebsverlassung, der dis llnverletrbebkeit des Ibigentums 
verbürgt, aul Orund des Artikels 48" mögbeb.
wenn bei Verbängung des ^.usnabmerustandes in der jetrt üblieben Weise (ru 
vergl. ll.O.LI. 1920 8. 479, 887, 1477^) verlabren wird, kann dureb Anordnungen 
des Vragers der vollriebsnden Oswalt iedsrreit lür alle lruppenbedürlnisse

1 6eselr, betr. ^bän6erung beriebungs^eise klrgänrung 6es 6esetres, betr. 6ie <)uartierleistung kür 
(lie bervakknete Vlaebl ^äbren6 lles 8rie6ensrustan6es vom 25. luni 1868, sorvie lles 6esetres über 
clie Naturalleistungen kür ciie bevvakknete ^lacbt im prieclen vom 13. pebruar 1875, vom 21. luni 
1887 (8681. 8. 245).

2 6esetr, betr. llie ^nllerung cies 6eselres über ciie c^aturalleistungen kür ciie bervakknete Vlacbt im 
prieüen, vom 9. Juni 1906 (8681. 8. 735).

3 ^bkürrung kür Kriegslsistungsgesetr — 6esetr über ciie Kriegsleistungen vom 13. luni 1873 (8681. 
8. 129).

4 8ebanntmacbung, betr. Wiedereintritt lies 8rie6ensrustan6s gemäü 8 32 lies Kriegsleistungsgeset- 
res, vom 31. Närr 1920 (8681. 8. 420).

5 2ur Han6kabung 6es cVrt. 48 6er 8eicbsverkassung vgl. 8an6 II blr. 138 u.ö.
6 ^.ngerogen sinä ciie Verordnung cies 8siebspräsi6enten aut 6run6 6es Vrt. 48 -^bs. 2 6er 

8eicbsverkassung, betr. 6ie rur ^Vie6eikersteUung 6er ökkentbeben 8icberbeit un6 Or6nung nötigen 
Vlaünabmen, vom II. c^.pril 1920; 6ie mit gleicbem litel ergangene Verorclnung vom 5. Vlai 1920 
un6 6ie Veror6nung 6es 8eicbspräsi6enten auk 6run6 6es c^rt. 48 ^bs. 2 6er 8eicbsverkassung, 
betr. 6ie rur Wie6erberstellung 6er ökkentbeben 8icberbeit un6 Or6nung kür llen 8ereicb 6es 
Vc'ebrbreises I nötigen Vlaünabmen, vom 23. tub 1920.
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125. 

Schreiben des Verwaltungsamtes im Reichswehrministerium an das 
Reichsinnenministerium über das Requisitionsrecht der Truppe bei 

Verwendung im Innern. 

29. Oktober 1920. Berlin. Nr. 193.9.20. V 4 A. - BA-MA. F 4886 A-I-26 Bd. 2. Vervielf. 
Abschrüt. 

Die Erfahrungen bei Unterdrückung größerer Unruhen haben ergeben, daß das 
Quartierleistungsgesetz1 und das Naturalleistungsgesetz2 nicht ausreichen, um die 
Truppe in den Stand zu setzen, sich das zu beschaffen, dessen sie zur Erreichung 
ihres Zweckes bedarf, namentlich dann, wenn Teile der Bevölkerung oder sogar 
die Gemeindebehörden Widerstand leisten. Die Truppe hat vielfach zu Maßnah
men des K.L.G.3 greifen müssen, zumal da die Aufrührer sich um kein Gesetz und 
Recht kümmern und rücksichtslos alle nur irgend wie greifbaren Hilfsmittel 
ausnützen. Bei dieser Sachlage ist die Truppe, wenn sie ihr Ziel erreichen will, der 
Gefahr, Rechtswidrigkeiten in Bezug auf das Sachenrecht zu begehen, ausgesetzt. 
Räumung und militärische Besetzung von Häusern und Grundstücken, Beschlag
nahme von privaten Verkehrsmitteln, Gestellung von Hilfskräften, Verabreichung 
von Biwakbedürfnissen (Koch- und Wärmeholz sowie Lagerstroh) für militärische 
Zwecke werden aus Anlaß der Verwendung der Reichswehr zur Unterdrückung 
von größeren Unruhen notwendig werden. Da das Naturalleistungsgesetz und das 
Quartierleistungsgesetz hierzu nicht verpflichten und das Kriegsleistungsgesetz 
außer Kraft gesetzt ist - R.G.Bl. 1920 S. 4204 

-, ist es dringend notwendig, eine 
rechtliche Grundlage zu schaffen. Eine solche ist durch Außerkraftsetzung des 
Artikels 153 der Reichsverfassung, der die Unverletzlichkeit des Eigentums 
verbürgt, auf Grund des Artikels 485 möglich. 

Wenn bei Verhängung des Ausnahmezustandes in der jetzt üblichen Weise (zu 
vergl. R.G.Bl. 1920 S. 479, 887, 14776) verfahren wird, kann durch Anordnungen 
des Trägers der vollziehenden Gewalt jederzeit für alle Truppenbedürfnisse 

Gesetz, betr. Abänderung beziehungsweise Ergänzung des Gesetzes, betr. die Quartierleistung für 
die bewaffnete Macht während des Friedenszustandes vom 25. Juni 1868, sowie des Gesetzes über 
die Naturalleistungen für die bewaffnete Macht im Frieden vom 13. Februar 1875, vom 21. Juni 
1887 (RGB!. S. 245). 

2 Gesetz, betr. die Änderung des Gesetzes über die Naturalleistungen für die bewaffnete Macht im 
Frieden, vom 9. Juni 1906 (RGBl. S. 735). 

3 Abkürzung für Kriegsleistungsgesetz = Gesetz über die Kriegsleistungen vom 13. Juni 1873 (RGB!. 
S. 129). 

4 Bekanntmachung, betr. Wiedereintritt des Friedenszustands gemäß § 32 des Kriegsleistungsgeset
zes, vom 31. März 1920 (RGB!. S. 420). 

5 Zur Handhabung des Art. 48 der Reichsverfassung vg!. Band 11 Nr. 138 U.ö. 

6 Angezogen sind die Verordnung des Reichspräsidenten auf Grund des Art. 48 Abs.2 der 
Reichsverfassung, betr. die zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen 
Maßnahmen, vom 11. April 1920; die mit gleichem Titel ergangene Verordnung vom 5. Mai 1920 
und die Verordnung des Reichspräsidenten auf Grund des Art. 48 Abs. 2 der Reichsverfassung, 
betr. die zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung für den Bereich des 
Wehrkreises I nötigen Maßnahmen, vom 23. Juli 1920. 
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gesorgt werken. Inwieweit kubei Kus Kriegsleistungsgesetr als Vorbild ru dienen 
Kut, kürkte Lucke praktiscker krwagung im KknrelkuHe sein.
Ick möckte rur Erwägung ankeim geben, jeweils Kei Krlu6 einer Verordnung üker 
clen Vusnukmerustunk vorstekenken ^uskükrungen kecknung ru trugen unk 
gegebenenfalls clie kegierungskommissäre unruweisen.
In clie Bestimmungen müllte uulgenommen werclen, wie clie Leistungen keruklt 
werclen sollen - ok nuek Uullgube cles K.D.O. ocler in einkuekerer ^Veise - uncl 
inwieweit clie Kosten uus Mktürkonks ocler uus 2!ivilkonks ru bestreiten sincl. Hiess. 
Kruektens würken, clu es siek bei cler Dnterkrllckung von Dnruken um pokreilioke 
IVIuüregeln kunclelt, ulte kurck Verwenclung cler keicbswebr rur Dntsrkrllckung 
innerer Ilnruken entstekenken ^lekrkosten uul keickskonks ru übernekmen sein.
weiter bitte ick, bei krluk cles im Vrtikel 48 cler keicksverkussung vorbekultenen 
keicksgesetres über Ken ^usnukmerustunk Vorsorge ru trekken, Kull clie milituri- 
scken Interessen auck in kerug uuk Kus kequisitionsreckt gewukrt werclen.
kür bulclgefällige küclcüukerung rur Dnterricktung 6er Vruppe wäre ick kunkbur.

Im ^uktrsge 
ger. Keber.

126.

kekekl Kes öekeklsksbers im X^ekrlrreis VII, Oeneralleutnant v. lVIökI, an 
kie unterstellten ^ruppenkommsnkenre üker kie ^uswalil Ker keieks- 

wekrangeliörigen kür kie HeeresKammer.

30. OIctoüer 1920. IHüneüen. Hpt. 45957. — 8H8t^ IV. Oruppenlconansnüo 4, 8«1. I 
4. Vsrvielt. Vuskertixunx.

In 6er Kruge Ker keibekultung Ker sckwarr-weiü-roten Kokurke gelang es mir, 
Kisker nur einen Vuksckub bis I. kebruar 1921 ru erwirkend
Die Dauptsckulk Kuran trägt kie unbestreitbar kestgestellte kutsacke, Ka6 bei Ker 
Abstimmung in Ker Deereskammer lust sämtlieke Dnterokkiriere unk ^lunnsckuk- 
ten gescklossen gegen Kis keibekultung Ker ulten Kolcarke stimmten. Dies beriekt 
sick uuck uuk kie bu^eriscken Vertreter, kie ullerkings nuckker ikr Verkulten 
gegenüber ikren Truppenteilen nickt rugestunken ru Kuben sckeinen. Lerüglick 
Ker V^eiterbekunklung Ker Kokarkenkruge verweise ick uuk V.K.V. la Kr. 7322/ 
10.20^.
Ick nekme über aullerkem Verunlussung ru kolgenken al/Kemernen kemerkungen: 
Die ^ngekörigen Ker Deereskummer Kuben kort kre /Insc/rallunAen Ker Trnppen- 
kei/e ru vertreten, von kenen sie Feu-äk/t sink. Vnkernkulls ist kie Deereskammer

1 Vgl. I^c. 121 unä Larslen 8. 128-133.
2 I^iclit erminell.
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gesorgt werden. Inwieweit dabei das Kriegsleistungsgesetz als Vorbild zu dienen 
hat, dürfte Sache praktischer Erwägung im Einzelfalle sein. 

Ich möchte zur Erwägung anheim geben, jeweils bei Erlaß einer Verordnung über 
den Ausnahmezustand vorstehenden Ausführungen Rechnung zu tragen und 
gegebenenfalls die Regierungskommissäre anzuweisen. 

In die Bestimmungen müßte aufgenommen werden, wie die Leistungen bezahlt 
werden sollen - ob nach Maßgabe des K.L.G. oder in einfacherer Weise - und 
inwieweit die Kosten aus Militärfonds oder aus Zivilfonds zu bestreiten sind. Diess. 
Erachtens würden, da es sich bei der Unterdrückung von Unruhen um polizeiliche 
Maßregeln handelt, alle durch Verwendung der Reichswehr zur Unterdrückung 
innerer Unruhen entstehenden Mehrkosten auf Reichsfonds zu übernehmen sein. 

Weiter bitte ich, bei Erlaß des im Artikel 48 der Reichsverfassung vorbehaltenen 
Reichsgesetzes über den Ausnahmezustand Vorsorge zu treffen, daß die militäri
schen Interessen auch in Bezug auf das Requisitionsrecht gewahrt werden. 

Für bald gefällige Rückäußerung zur Unterrichtung der Truppe wäre ich dankbar. 

126. 

Im Auftrage 
gez. Keber. 

Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Generalleutnant v. Möhl, an 
die unterstellten Truppenkommandeure über die Auswahl der Reichs

wehrangehörigen für die Heereskammer. 

30. Oktober 1920. München. Hpt. Nr. 45957. - BHStA IV. Gruppenkommando 4, BIl. 1 
Akt 4. Vervielf. Ausfertigung. 

In der Frage der Beibehaltung der schwarz-weiß-roten Kokarde gelang es mir, 
bisher nur einen Aufschub bis 1. Februar 1921 zu erwirken l . 

Die Hauptschuld daran trägt die unbestreitbar festgestellte Tatsache, daß bei der 
Abstimmung in der Heereskammer fast sämtliche Unteroffiziere und Mannschaf
ten geschlossen gegen die Beibehaltung der alten Kokarde stimmten. Dies bezieht 
sich auch auf die bayerischen Vertreter, die allerdings nachher ihr Verhalten 
gegenüber ihren Truppenteilen nicht zugestanden zu haben scheinen. Bezüglich 
der Weiterbehandlung der Kokardenfrage verweise ich auf W.K.V. Ia Nr. 7322/ 
10.202• 

Ich nehme aber außerdem Veranlassung zu folgenden allgemeinen Bemerkungen: 

Die Angehörigen der Heereskammer haben dort die Anschauungen der Truppen
teile zu vertreten, von denen sie gewählt sind. Andernfalls ist die Heereskammer 

1 V gl. Nr. 121 und Carsten S. 128-133. 

2 Nicht ermittelt. 
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Keine Vertreterin cier Leiebswebr, sondern stier bas Legenteil. Venn Lragen 
autgeworken werben, über ciie einzelnen Vlitgllebern cier lleereskammer ciie 
Vleinung ibrer Vabler niebt bekannt ist, so müssen ciiese Vlitglieber, ebe sie ibre 
Ltimme abgeben, bis ^nsebauung cier Vabler einboien. Oie Abstimmung wirb 
baber unter llmstanben vertagt werben müssen.
Ls bart niebt baru kommen, ball unter ciem Lintlull einreiner rebegewanbter 
Agitatoren in 6er lleereskammer Lescblüsse gekallt unb Anträge gestellt werben, 
von cienen bie Leiebswebr niebts weill unb niebts wissen will. IViebt einreine 
Lllnbe, Vereinigungen ober Parteien bürten aut bie Abstimmungen Lintlull 
gewinnen, sonbern nur bie Leiebswebr selbst.
Venn somit bis Vlitglleber ber lleereskammer bauernb in einem ^bbangigkeits- 
verbältnis ru ibren Iruppenteilen in allen wesentlleben unb neu aukgewortenen 
bebeutsamen Lragen bleiben müssen, so können boeb anbererseits nur selbstän- 
bige unb gewanbte Lersönllebksiten ibre ^utgaben riebtig im Linne ber l'ruppe 
unb ru ibrem Lesten ertüllsn.
Denn es banbelt sieb niebt nur barum, an ber eigenen Vnsebauung in Öbereinstim- 
mung mit ben Vablern unbebingt testruballen, sonbern aueb barum, bieser 
^nsebauunß bei ben übrigen Vlitgbebern ber lleereskammer Oeltung ru versebat- 
ten. Daru gebürt gute unb rasebe ^utkassungsgabe unb Oewanbtbeit im münbli- 
eben Vortrag. Ver sieb bureb Leblagworte einsebücbtern lallt, wer seine eigens 
^Vnsiebt gegenüber laut vorgebracbten Linwanben preisgibt unb scbllelllleb ganr 
anbers abstimmt, als er ursprllngbeb abstimmen wollte unb sollte, eignet sieb 
niebt als Nitglieb ber lleereskammer. IVoeb weniger geeignet sinb natürlieb 
solebe, bie ben Verbanblungen niebt ru tolgen vermögen unb aus Nangel an 
Linsiebt über bas Ergebnis ibrer Abstimmung im llnklaren bleiben.
leb kann unb will keinen Lintlull baraut üben, wer in bie Ileereskammer gewäblt 
werben soll, ^.ber jeber Leiebswebrangebörige sollte bavon überreugt sein, ball 
bie ^nsebauungen, bie er selbst bat, nur bann in seinem Linne vertreten werben, 
wenn er solebe Lameraben wäblt, benen er rutraut, ball sie in einer grölleren 
Versammlung ibren Vlann stellen können unb sieb niebt ru blöken ^bstimmungs- 
werkreugen millbraueben lassen.
leb ersucbe, bie l'ruppe bierüber ru belebren.

Oer Leteblsbaber:
k6öbl

Generalleutnant.
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keine Vertreterin der Reichswehr, sondern eher das Gegenteil. Wenn Fragen 
aufgeworfen werden, über die einzelnen Mitgliedern der Heereskammer die 
Meinung ihrer Wähler nicht bekannt ist, so müssen diese Mitglieder, ehe sie ihre 
Stimme abgeben, die Anschauung der Wähler einholen. Die Abstimmung wird 
daher unter Umständen vertagt werden müssen. 

Es darf nicht dazu kommen, daß unter dem Einfluß einzelner redegewandter 
Agitatoren in der Heereskammer Beschlüsse gefaßt und Anträge gestellt werden, 
von denen die Reichswehr nichts weiß und nichts wissen will. Nicht einzelne 
Bünde, Vereinigungen oder Parteien dürfen auf die Abstimmungen Einfluß 
gewinnen, sondern nur die Reichswehr selbst. 

Wenn somit die Mitglieder der Heereskammer dauernd in einem Abhängigkeits
verhältnis zu ihren Truppenteilen in allen wesentlichen und neu aufgeworfenen 
bedeutsamen Fragen bleiben müssen, so können doch andererseits nur selbstän
dige und gewandte Persönlichkeiten ihre Aufgaben richtig im Sinne der Truppe 
und zu ihrem Besten erfüllen. 

Denn es handelt sich nicht nur darum, an der eigenen Anschauung in Übereinstim
mung mit den Wählern unbedingt festzuhalten, sondern auch darum, dieser 
Anschauung bei den übrigen Mitgliedern der Heereskammer Geltung zu verschaf
fen. Dazu gehört gute und rasche Auffassungsgabe und Gewandtheit im mündli
chen Vortrag. Wer sich durch Schlagworte einschüchtern läßt, wer seine eigene 
Ansicht gegenüber laut vorgebrachten Einwänden preisgibt und schließlich ganz 
anders abstimmt, als er ursprünglich abstimmen wollte und sollte, eignet sich 
nicht als Mitglied der Heereskammer. Noch weniger geeignet sind natürlich 
solche, die den Verhandlungen nicht zu folgen vermögen und aus Mangel an 
Einsicht über das Ergebnis ihrer Abstimmung im Unklaren bleiben. 

Ich kann und will keinen Einfluß darauf üben, wer in die Heereskammer gewählt 
werden soll. Aber jeder Reichswehrangehörige sollte davon überzeugt sein, daß 
die Anschauungen, die er selbst hat, nur dann in seinem Sinne vertreten werden, 
wenn er solche Kameraden wählt, denen er zutraut, daß sie in einer größeren 
Versammlung ihren Mann stellen können und sich nicht zu bloßen Abstimmungs
werkzeugen mißbrauchen lassen. 

Ich ersuche, die Truppe hierüber zu belehren. 
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Der Befehlshaber: 
Möhl 

Generalleutnant. 
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127.

Lebreiken ries Oekeklskakens irn IVelrnkneis V, Oeneralleutnant liein- 
kardt, sn den Lekelrlsksber irn Vekrkreis VII, Oener-sIIeutnsnt v. lVIöIrl, 

über die Kokardenkrage.

19 . November 1920. 8tultgsrt. Io Nr. 35246/230. - 888l4 IV. Oruppeiilroniirismlo 4, 
84. I Vkt 6. IVIssek. VuslertiAunK-

Vuf das Lokreiben vorn 30. 10. 20 in der Ivokardenfrage', vor dein ein anderes irn 
gleieken Linne gedaoktes Zerreiben des V^ekrkreises VII^ sokon früker trier 
eingegangen war, möckte iotr mir gestatten, das lXaokfolgende ru bemerken, damit 
aus meinem Lokweigen nickt eine Zustimmende Haltung kerausgelesen wird.
Oie Karben- und Ookardenfrage !rat siclr folgendermaken entwickelt. Rwiseben 
November 1918 und Januar 1919 bestrebte siclr ein großer keil der revolutionären, 
russisch orientierten Oewalten, dem deutschen Volke und Heere die rote kakne 
und Ookarde aukrudrängen. Vn versckiedensten Ltellen der V/ekrmaokt Zeigten 
sieb sololre Vbreicken auek Kei Offizieren. Oer damalige preußisoke Xriegsmini- 
ster Lckeück^ lelrnte eine sololre kntwioklung bedingungslos ab; um sie abruwen- 
den, wurde von raklreioken durclraus nationalgesinnten kersönliokkeiten die 
Kinkübrung der sckwarrrotgoldenen Karbe erwogen, eine kräftige allgemeine 
Oegenbewegung kür die krkaltung von Lckwarrweißrot lratte niolrt eingesetzt. ks 
sali elren um die lakreswende 1918/19 anders aus als lreute. In dieser Oage kam die 
sokwarrrotgoldene Karbe in den Verkassungsentwurl, auek weil die Hoffnung, 
Österreiek in das Heick einrugliedern, damals lelrendig war und von Ferrer Leite 
der karbenwecksel in Erinnerung an die alte „großdeutscke" kakne dringend 
gewünsolrt wurde.
Vis nun sokkeßlick im Lommer 1919 die Verfassung Oesetr wurde, waren die 
Ursprünge der karbenfrage sclron käst vergessen, und die Reiekswekr, die 
praktisck eigentliolr allein davon betroffen wurde, empfand begreikllokerweise den 
karbenwecksel besonders störend. Oegen die neuen Karben war solron eine starke 
Vbneigung in ilrren Heiken. Om einerseits in der keiokswekr Krieden und 
kinkeitliokkeit ru erkalten und andererseits den ganr unertragkoken Konflikt mit 
der klaren karbenbestimmung der Verfassung ru vermeiden, wurde von mir^ die 
Vdlerkokarde vorgesoklagen und von der lieioksregierung gebilligt. Vlit dieser 
Oösung waren damals auek namkafteste kampftruppenkübrer dureksus einver
standen, weil sie aus einem Dilemma reinkok kinausfükrt und für eine kntwiok- 
lungsstuke einen gangbaren IVeg sokakkt, bis erkannt wird, ob die neuen Karben 
sieb Kredit erwerben oder ob das deutsoke Volk auk verfassungsmäßigem ^Vege 
seine alten ekrenvollen Karben wieder in ibre keckte setren will.

I VieUeickt Nr. 126.
2 Nr. 121?
3 OonsruIIeutnunt Oeinricb Zobeüob, preuüiscber XrieMmiirister vom 9. Oktober 1918 bis 3. Isnusr 

1919.
4 Vsltber keinbsrcit, äsmsls Oberst, wsr ru dieser ^eit preuüiseber Kriegsminister (3. lunuar bis 

31. August 1919).
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127. 

Schreiben des Befehlshabers illl Wehrkreis V, Generalleutnant Rein
hardt, an den Befehlshaber illl Wehrkreis VII, Generalleutnant v. Möhl, 

über die Kokardenfrage. 

19. November 1920. Stuttgart. Ie Nr. 35246/236. - BHStA IV. Gruppeukommaudo 4, 
Bd. 1 Akt 6. Masch. Ausfertigung. 

Auf das Schreiben vom 30. 10. 20 in der Kokardenfragel , vor dem ein anderes im 
gleichen Sinne gedachtes Schreiben des Wehrkreises VIF schon früher hier 
eingegangen war, möchte ich mir gestatten, das Nachfolgende zu bemerken, damit 
aus meinem Schweigen nicht eine zustimmende Haltung herausgelesen wird. 

Die Farben- und Kokardenfrage hat sich folgendermaßen entwickelt. Zwischen 
November 1918 und Januar 1919 bestrebte sich ein großer Teil der revolutionären, 
russisch orientierten Gewalten, dem deutschen Volke und Heere die rote Fahne 
und Kokarde aufzudrängen. An verschiedensten Stellen der Wehrmacht zeigten 
sich solche Abzeichen auch bei Offizieren. Der damalige preußische Kriegsmini
ster Scheüch3 lehnte eine solche Entwicklung bedingungslos ab; um sie abzuwen
den, wurde von zahlreichen durchaus nationalgesinnten Persönlichkeiten die 
Einführung der schwarzrotgoldenen Farbe erwogen, eine kräftige allgemeine 
Gegenbewegung für die Erhaltung von Schwarzweißrot hatte nicht eingesetzt. Es 
sah eben um die Jahreswende 1918/19 anders aus als heute. In dieser Lage kam die 
schwarzrotgoldene Farbe in den Verfassungsentwurf, auch weil die Hoffnung, 
Österreich in das Reich einzugliedern, damals lebendig war und von jener Seite 
der Farbenwechsel in Erinnerung an die alte "großdeutsche" Fahne dringend 
gewünscht wurde. 

Als nun schließlich im Sommer 1919 die Verfassung Gesetz wurde, waren die 
Ursprünge der Farbenfrage schon fast vergessen, und die Reichswehr, die 
praktisch eigentlich allein davon betroffen wurde, empfand begreiflicherweise den 
Farbenwechsel besonders störend. Gegen die neuen Farben war schon eine starke 
Abneigung in ihren Reihen. Um einerseits in der Reichswehr Frieden und 
Einheitlichkeit zu erhalten und andererseits den ganz unerträglichen Konflikt mit 
der klaren Farbenbestimmung der Verfassung zu vermeiden, wurde von mir4 die 
Adlerkokarde vorgeschlagen und von der Reichsregierung gebilligt. Mit dieser 
Lösung waren damals auch namhafteste Kampftruppenführer durchaus einver
standen, weil sie aus einem Dilemma reinlich hinausführt und für eine Entwick
lungsstufe einen gangbaren Weg schafft, bis erkannt wird, ob die neuen Farben 
sich Kredit erwerben oder ob das deutsche Volk auf verfassungsmäßigem Wege 
seine alten ehrenvollen Farben wieder in ihre Rechte setzen will. 

1 Vielleicht Nr. 126. 

2 Nr. 121? 

3 Generalleutnant Heinrich Scheüch, preußischer Kriegsminister vom 9. Oktober 1918 bis 3. Januar 
1919. 

4 Walther Reinhardt, damals Oberst, war zu dieser Zeit preußischer Kriegsminister (3. Januar bis 
31. August 1919). 
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blaeb einer rukigen Darstellung 6er Lage auk Orunll meiner Kenntnis cier Vorgänge 
isl es mir bisher überall mit beiebtigkeit gelungen, llie überwiegenlle ^lebrrabl ller 
Okkiriere von ller blotwenlligkeit, jstrt in georllnster ^eise llie vVlllsrkokarlle 
anrulegen, ru überreugen. Linrelne LeiLsporne ballen siell einrukügen. Lei ller 
Debrbrigslle^ reifte siell keinerlei ernster ^Villersprueb, aucll llas gesamte 
Lataillon unll llie Latteris aus llem Vebrkreis VII legten llie vorgesebriebene 
Kokarlle anstanllslos an. Vllerllings llat siell seitller lla, wo llie Vukklärung noell 
niellt binllrang unll wo inkolgellessen namentllell llie Lübrer niellt reebtreitig 
eingrikken, llie Abneigung verscbärkt, es llürkte aller bei unserem Zusammenwirken 
gleiobwobl in kurrem gebngen, llie augenblicklieb einrig orllnungsmäLige Lege- 
lung ller 8aebe llurellrusetren. Lei meinem Vebrkreis bürge iell llakür unll wäre 
llaller niellt llamit einverstanllen, lla6 lliese, kür micll erlelligte krage wieller 
aukgerollt würlle. Dagegen würllen wir, wenn wir selbst llas Leispiel ller 
OesetrmäLigkeit unll Leicllstreue aueb in lliesen kleinen Oellorsamskragen geben, 
llie meisten Vussiebten baben, llab ller Leiebswebrminister in llen gesetrgebenllen 
Körpersebakten unseren rablreieben ernsten vaterlanlliseben Vünseben Oeltung 
versebakken kann.

Der Lekeblsbaber
Leinbarllt

Oeneralleutnant.

5 keinburlit butte nack lleiu Xupp-bütttvitr-?utscb, bei dessen c^usbrueb er sein Vmt uls Lbek cier 
Heeresleitung rur Verfügung gestellt butte, in Oöberitr eine besonders rusumrnengesteUte 
bekrbrigulle gekübrt. Lursten 8. 135.

128.

lVleläunK lies ^eLrlrreisIloininanllos II üLer clie innere DsK«.

4. December 1920. 8lettin. In ?ir. 7491/20 op. Okersclirrkt: Vorlage gemäü kw.Mn. 
500.9.20.1.1.1.^. vom 10. 9. 20. Xu li.) Leurteilung ller inneren Ibsge. - 84-IVI^. 1 4886 
^4-1-26. Illl. I. ^lsseli. Vdsebrikl.

Die innerpobtisebe Lage war im allgemeinen, mit r^usnabme von bleu-Vorpom- 
mern unll Lügen, rubig. Kleinere 8treiks im Iransportarbeiter-Oewerbe unll bei 
llen Angestellten ller Kleinbabnen waren von keiner besonlleren Lelleutung, 
wurllen rum gröüten leil (ausgenommen Iransportarbeiterstreik in 8tolp, ller 
sieben soeben llauerte) verbaltnismäkig sobnell beigelegt; sonst ist es aber 
nirgenlls ru Lubestörungen gekommen. Vm 17. November braeben in bleu- 
Vorpommern in llen Kreisen kranrburg, Orimmen, Lügen unll Oreikswalll banllar- 
beiterstreiks aus, llie sokort einen riemlieb bellrobboben Omkang annabmen. VnlaL 
ru lliesen 8treiks gab llie Lntlassung versebiellener Danllarbeiter.
Die 8treiklage war etwa kolgenlle:
Kreis Lranrburg, 8treik auk etwa 60 Oütern. Kreis Orimmen, 8treik auk etwa 30 
Oütern. Kreis Oreikswalll, 8treik auk etwa 30 Oütern. iVuk Lügen, allgemeiner 
8treik.
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Nach einer ruhigen Darstellung der Lage auf Grund meiner Kenntnis der Vorgänge 
ist es mir bisher überall mit Leichtigkeit gelungen, die überwiegende Mehrzahl der 
Offiziere von der Notwendigkeit, jetzt in geordneter Weise die Adlerkokarde 
anzulegen, zu überzeugen. Einzelne Heißsporne haben sich einzufügen. Bei der 
LehrbrigadeS zeigte sich keinerlei ernster Widerspruch, auch das gesamte 
Bataillon und die Batterie aus dem Wehrkreis VII legten die vorgeschriebene 
Kokarde anstandslos an. Allerdings hat sich seither da, wo die Aufklärung noch 
nicht hindrang und wo infolgedessen namentlich die Führer nicht rechtzeitig 
eingriffen, die Abneigung verschärft, es dürfte aber bei unserem Zusammenwirken 
gleichwohl in kurzem gelingen, die augenblicklich einzig ordnungsmäßige Rege
lung der Sache durchzusetzen. Bei meinem Wehrkreis bürge ich dafür und wäre 
daher nicht damit einverstanden, daß diese, für mich erledigte Frage wieder 
aufgerollt würde. Dagegen würden wir, wenn wir selbst das Beispiel der 
Gesetzmäßigkeit und Reichstreue auch in diesen kleinen Gehorsamsfragen geben, 
die meisten Aussichten haben, daß der Reichswehrminister in den gesetzgebenden 
Körperschaften unseren zahlreichen ernsten vaterländischen Wünschen Geltung 
verschaffen kann. 

Der Befehlshaber 
Reinhardt 

Generalleutnant. 

5 Reinhardt hatte nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch, bei dessen Ausbruch er sein Amt als Chef der 
Heeresleitung zur Verfügung gestellt hatte, in Döberitz eine besonders zusammengestellte 
Lehrbrigade geführt. Carsten S. 135. 

128. 

Meldung des Wehrkreiskonunandos 11 über die innere Lage. 

4. Dezember 1920. Stettin. Ia Nr.7491120 op. Überschrift: Vorlage gemäß Rw.Min. 
500.9.20.T.1.I.A. vom 10. 9. 20. Zu h.) Beurteilung der inneren Lage. - BA-MA. F 4886 
A-I-26. Bd. 1. Masch. Abschrift. 

Die innerpolitische Lage war im allgemeinen, mit Ausnahme von Neu-Vorpom
mern und Rügen, ruhig. Kleinere Streiks im Transportarbeiter-Gewerbe und bei 
den Angestellten der Kleinbahnen waren von keiner besonderen Bedeutung, 
wurden zum größten Teil (ausgenommen Transportarbeiterstreik in Stolp, der 
sieben Wochen dauerte) verhältnismäßig schnell beigelegt; sonst ist es aber 
nirgends zu Ruhestörungen gekommen. Am 17. November brachen in Neu
Vorpommern in den Kreisen Franzburg, Grimmen, Rügen und Greifswald Landar
beiterstreiks aus, die sofort einen ziemlich bedrohlichen Umfang annahmen. Anlaß 
zu diesen Streiks gab die Entlassung verschiedener Landarbeiter. 

Die Streiklage war etwa folgende: 

Kreis Franzburg, Streik auf etwa 60 Gütern. Kreis Grimmen, Streik auf etwa 30 
Gütern. Kreis Greifswald, Streik auf etwa 30 Gütern. Auf Rügen, allgemeiner 
Streik. 
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Oie hlotstanäsarbeiten wurden rum größten leil verweigert, in mehreren Bällen 
wurden Arbeitgeber beärobt, Arbeitswillige gewaltsam an äer Arbeit verbinäert, 
äesgleicben wuräen auk äen Olltern, wo einsichtige Deute wenigstens äie 
IXotstanäsarbeiten verrichten wollten, äiese mit 6ewalt hiervon abgebalten. ^Vm 
16. 11. koräerte cler Oanärat cles Kreises Oreikswalä miUtärische Hille lür clas Out 
Rsrsehow an. ^uk Ritten «les Oberpräsiäenten wurcle vom III./4 ein 8toßtrupp von 
vier Onterokkirieren uncl 17 Nann unter Rührung eines Okkiriers entsanät. Oie 
streihenäen Arbeiter hatten aul cliesem äie hlotstsnäsarbeiten äer technischen 
lVotbilke gewaltsam verhinäert unä äen Outsbesitrer sowie liessen Lohn verprü
gelt. Oas Vorgehen äieses 8toßtrupps ist von äen sozialistischen Llättern 
angegrillen woräen. Oie Leitungen haben alle möghchen Rescbuläigungen erhö
hen, äie erlunäen sinä. Oas Verhalten äieses 8toßtrupps war richtig. Unter äen 
gegebenen Omstänäen war energisches ^.ultreten äer Gruppe unbeäingt geboten. 
Oie streihenäen Arbeiter, äie sich geraäe hier sehr wenig besonnen verhielten, 
hätten sonst sicherlich sich grobe Ausschreitungen ru schuläen Hommen lassen. 
Oer Oanärat äes Greises hat äer Iruppe kür äie Rereitwilligheit unä tathräktige 
Ililke äen Danh äes Kreises ausgesprochen. ^.m 20. koräerte äer Regierungspräsi- 
äent 8tralsunä militärischen 8cbutr kür äen Kreis Rranrburg an. Oie mehrmaligen 
Vorstellungen äes ^Vebrhreishommanäos, äaß in erster Oinie auk äie 8icherbeits- 
polirei rurüchrugreiken sei, wuräe abgelehnt mit äer Legrünäung, äall äie Rage in 
8tettin gespannt sei. (Hierüber siebe Rericbt V^ebrhreishommanäo II, la hlr. 7458/ 
20 op vom 26. 11. 20.)^ Im Interesse äer Volhswirtscbalt unä um Ruhestörungen 
vorrubeugen, wuräen starh« Ratrouillen auk Dasthraktwagen von äen Danästreit- 
hräkten äer Narine in äie Oegenä von Rrobn, Düäersbagen, 8al unä Velgast 
geschieht. IVacb äem Erscheinen äer Iruppe sinä Heine Oewalttätigheiten mehr 
vorgehommen. Oie rum leil bewakkneten Ranäen (nähere Feststellungen sinä im 
Oange), äie sich gebiläet haben, lösten sieb auk, sie wuräen nicbt mehr 
beobachtet, ^m 22. wuräe weiterer 8ehutr kür Rügen angekoräert, äa äie 
technische hlotlnlke, äie eingesetrt war, an äer Arbeit verbinäert, mißbanäelt, ja 
sogar verschleppt woräen war; Arbeitswillige waren angegrikken woräen. ^ucb hier 
wies äas ^Vebrhreishommanäo noch einmal auk Rinsatr äer 8icherheitspobrei hin; 
er wuräe ieäocb mit äerselben Regrünäung abgelehnt, so äaß auch hier Narine- 
truppen äie eigentbche ^Vukgabe äer 8icherheitspolirei erküllen mußten. Nit 
Rntsenäung von 8toßtrupps unä starhen Ratrouillen, äie am 23. erkolgte, hörten 
auch auk Rügen äie (lewalttätigheiten äer streihenäen Arbeiter auk. blotstanäsar- 
beiten honnten verrichtet weräen, äie technische hlotbilke unä Arbeitswillige 
wuräen geschützt. Vom 24. ab wuräen ebenkalls 8toßtrupps unä Ratrouillen in äen 
Kreis Orimmen entsanät. ^eäer auk Rügen noch in äen Kreisen Kranrburg unä 
Orimmen ist es äanh äem rielbewußten, sicheren ^uktreten äer Narinetruppen ru 
Zusammenstößen gehommen. ^.m 25. v.Nts. wuräe äer 8treih auk Veranlassung 
äes Danäarbeiter-Verbanäes, weil aussichtslos, eingestellt.
Im übrigen war äie Rage überall ruhig. Innige Demonstrationen rur Reier äes 
Revolutionstages, sowie verschieäene Demonstrationen von Erwerbslosen verlie- 
ken rubig unä kührten ru Heinen Weiterungen. Die 8paltungen in äer Onabbängi-

1 Kicäl ermitkell.
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Die Notstandsarbeiten wurden zum größten Teil verweigert, in mehreren Fällen 
wurden Arbeitgeber bedroht, Arbeitswillige gewaltsam an der Arbeit verhindert, 
desgleichen wurden auf den Gütern, wo einsichtige Leute wenigstens die 
Notstandsarbeiten verrichten wollten, diese mit Gewalt hiervon abgehalten. Am 
16. 11. forderte der Landrat des Kreises Greifswald militärische Hilfe für das Gut 
Bersekow an. Auf Bitten des Oberpräsidenten wurde vom III./4 ein Stoßtrupp von 
vier Unteroffizieren und 17 Mann unter Führung eines Offiziers entsandt. Die 
streikenden Arbeiter hatten auf diesem die Notstandsarbeiten der technischen 
Nothilfe gewaltsam verhindert und den Gutsbesitzer sowie dessen Sohn verprü
gelt. Das Vorgehen dieses Stoßtrupps ist von den sozialistischen Blättern 
angegriffen worden. Die Zeitungen haben alle möglichen Beschuldigungen erho
ben, die erfunden sind. Das Verhalten dieses Stoßtrupps war richtig. Unter den 
gegebenen Umständen war energisches Auftreten der Truppe unbedingt geboten. 
Die streikenden Arbeiter, die sich gerade hier sehr wenig besonnen verhielten, 
hätten sonst sicherlich sich grobe Ausschreitungen zu schulden kommen lassen. 
Der Landrat des Kreises hat der Truppe für die Bereitwilligkeit und tatkräftige 
Hilfe den Dank des Kreises ausgesprochen. Am 20. forderte der Regierungspräsi
dent Stralsund militärischen Schutz für den Kreis Franzburg an. Die mehrmaligen 
Vorstellungen des Wehrkreiskommandos, daß in erster Linie auf die Sicherheits
polizei zurückzugreifen sei, wurde abgelehnt mit der Begründung, daß die Lage in 
Stettin gespannt sei. (Hierüber siehe Bericht Wehrkreiskommando II, Ia Nr. 7458/ 
20 op vom 26. 11. 20.)1 Im Interesse der Volkswirtschaft und um Ruhestörungen 
vorzubeugen, wurden starke Patrouillen auf Lastkraftwagen von den Landstreit
kräften der Marine in die Gegend von Prohn, Lüdershagen, Sal und Velgast 
geschickt. Nach dem Erscheinen der Truppe sind keine Gewalttätigkeiten mehr 
vorgekommen. Die zum Teil bewaffneten Banden (nähere Feststellungen sind im 
Gange), die sich gebildet haben, lösten sich auf, sie wurden nicht mehr 
beobachtet. Am 22. wurde weiterer Schutz für Rügen angefordert, da die 
technische Nothilfe, die eingesetzt war, an der Arbeit verhindert, mißhandelt, ja 
sogar verschleppt worden war; Arbeitswillige waren angegriffen worden. Auch hier 
wies das Wehrkreiskommando noch einmal auf Einsatz der Sicherheitspolizei hin; 
er wurde jedoch mit derselben Begründung abgelehnt, so daß auch hier Marine
truppen die eigentliche Aufgabe der Sicherheitspolizei erfüllen mußten. Mit 
Entsendung von Stoßtrupps und starken Patrouillen, die am 23. erfolgte, hörten 
auch auf Rügen die Gewalttätigkeiten der streikenden Arbeiter auf. Notstandsar
beiten konnten verrichtet werden, die technische Nothilfe und Arbeitswillige 
wurden geschützt. Vorn 24. ab wurden ebenfalls Stoßtrupps und Patrouillen in den 
Kreis Grimmen entsandt. Weder auf Rügen noch in den Kreisen Franzburg und 
Grimmen ist es dank dem zielbewußten, sicheren Auftreten der Marinetruppen zu 
Zusammenstößen gekommen. Am 25. v.Mts. wurde der Streik auf Veranlassung 
des Landarbeiter-Verbandes, weil aussichtslos, eingestellt. 

Im übrigen war die Lage überall ruhig. Einige Demonstrationen zur Feier des 
Revolutionstages, sowie verschiedene Demonstrationen von Erwerbslosen verlie
fen ruhig und führten zu keinen Weiterungen. Die Spaltungen in der Unabhängi-

1 Nicht ermittelt. 
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ASN Sorialüemokratiscken Darted sinü Ukerall voli^oZen unci kerrsckt kakurck in 
cien einreinen Karteien nock riemkck OneiniZkeit. In NamkurZ ist 6er Streik cier 
Bieter, 6er Inst vier ^Vocksn Zeüauert Kat, am 22. v.lVIts. erZeknislos rusammen- 
Zekrocken. Der Streik war 6urck 6ie Xommunisten veranlagt, er wur6e von cien 
Oewerksckaften niekt unterstützt.

Von Zeiten lies V^ekrkreiskommanclos 
Oer Lkef 6es Oeneraistakes 

Zer. v. Oawelsr 
Okerst.

2 ^uk ihrem Parteitag in Halle Im Oktoher 1920 hatte sich 6ie Mehrheit 6er Delegierten kür den 
Lintritt in die Kommunistische Internationale un6 clie Vereinigung mit cler K?D entsehieüen. 
^Vähren6 6ie unterlegene Vlin6erheit an 6er Zelhstancligkeit cler D8DD kestruhalten hesehlo6, 
vereinigte sieh cler linke Klügel im December mit 6er K?D. Ossip K. Klechtheim, Die KDD in 6er 
Weimarer liepuhhk. Krankkurt 1973. 8. 156 k.

129.

XusammensteilunK 3er beim Wekrkreisliommamlo V emKeKanKenen 
Lekeble kür «kie VerwenciunA cler Gruppe im Innern^.

I. Isnusr 1921. 8lullAsrt. I«/Io IVr. 1001. lidersollritt: Oie AlitvirlinnK cler lleielisvvelir- 
lruppen l>ei cler Dnterrlrüvliunx innerer llnrnlien. - 8l^ kreikur^ i. Ilr. IVI. lllsnlcenliorn, 
klinrelsliten IVIappe 11. Oruelcslüelc.

Vork-emer/cunA.' I^acksteken^er IVeu6ruck entkält inkaltkck alle Kisker einAeZanKS- 
nen, einscklaAiZen VerküZunZen. Oie lVummer cier ketreOenken VerfüZunZ ist 
links vom r«xt anZeZeken^.
Os wirk allen Dienststellen empkoklen. siek - nack cler tVrt, wie es lür clie 
OinAreiksclivisionen im Stellun^skrieA Aesckak - McrMsn mit cien FrunciieZencien 
Ver/ÜFunAen öerÜK/ic/r innerer Onrn/ren anrulegen, um ZeAekenenIalls Verstär- 
lcungsstäken ocier rruppen, ciie im ^ukstanciAekiet ruZeteiit ocler unterstellt 
worken, eine solcke klappe auskänciiZen unü sie auk ciiese ^Veise sckneli 
informieren 2u können.
I. VoraussetrunZ für ein sackZemäkes OinZreifen cier Gruppe kilcien einZekencie 
Xenntnis üer in OraZe kommenden OestimmunZen uncl ein Zrokes Na6 politiscken 
Verständnisses seitens 6er kukrer.
Sie müssen sick Kei allen ikren UanülunAen von ciem Orunüsatre leiten lassen, 6a6 
ciie rim'/e StaatsZewalt für 6ie ^.ufreckterkaltunZ von Huke unü Or6nunZ verant-

I Dieser Kext stellt clie ergänren6e ^eukassung 6es Dekehls le Xr. 23019 vom 1. August 1920 6ar 
(H8t^. Stuttgart, 114 L6. 1000. Druckstück).

2 Die Angaben üher 6ie Verkügungen siu6 in 6ie Anmerkungen genommen vvor6en. 
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gen Sozialdemokratischen Partei2 sind überall vollzogen und herrscht dadurch in 
den einzelnen Parteien noch ziemlich Uneinigkeit. In Hamburg ist der Streik der 
Nieter, der fast vier Wochen gedauert hat, am 22. v.Mts. ergebnislos zusammen
gebrochen. Der Streik war durch die Kommunisten veranlaßt, er wurde von den 
Gewerkschaften nicht unterstützt. 

Von seiten des Wehrkreiskommandos 
Der Chef des Generalstabes 

gez. v. Pawelsz 
Oberst. 

2 Auf ihrem Parteitag in Halle im Oktober 1920 hatte sich die Mehrheit der Delegierten für den 
Eintritt in die Kommunistische Internationale und die Vereinigung mit der KPD entschieden. 
Während die unterlegene Minderheit an der Selbständigkeit der USPD festzuhalten beschloß, 
vereinigte sich der linke Flügel im Dezember mit der KPD. Ossip K. Flechtheim, Die KPD in der 
Weimarer Republik. Frankfurt 1973. S. 156f. 

129. 

Zusammenstellung der heim Wehrkreiskommando V eingegangenen 
Befehle für die Verwendung der Truppe im Innern l , 

1. Januar 1921. Stuttgart. IalIc Nr. 1001. Überschrift: Die Mitwirkung der Reichswehr. 
truppen bei der Unterdrückung innerer Unruhen. - StA Freiburg i. Br. NL Blankenhorn, 
Einzelakten Mappe 11. Druckstück. 

Vorbemerkung: Nachstehender Neudruck enthält inhaltlich alle bisher eingegange
nen, einschlägigen Verfügungen. Die Nummer der betreffenden Verfügung ist 
links vom Text angegeben2

• 

Es wird allen Dienststellen empfohlen. sich - nach der Art, wie es für die 
Eingreifsdivisionen im Stellungskrieg geschah - klappen mit den grundlegenden 
Verfügungen bezüglich innerer Unruhen anzulegen, um gegebenenfalls Verstär
kungsstäben oder Truppen, die im Aufstandgebiet zugeteilt oder unterstellt 
worden, eine solche Mappe aushändigen und sie auf diese Weise schnell 
informieren zu können. 

1. Voraussetzung für ein sachgemäßes Eingreifen der Truppe bilden eingehende 
Kenntnis der in Frage kommenden Bestimmungen und ein großes Maß politischen 
Verständnisses seitens der Führer. 

Sie müssen sich bei allen ihren Handlungen von dem Grundsatze leiten lassen, daß 
die zivile Staatsgewalt für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung verant-

1 Dieser Text stellt die ergänzende Neufassung des Befehls Ic Nr. 23019 vom 1. August 1920 dar 
(HStA Stuttgart. M 114 Bd. 1000. Druckstück). 

2 Die Angaben über die Verfügungen sind in die Anmerkungen genommen worden. 
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wortlick ist, llall llie lieickswskr nickts als llsn bswakkusteu cVrm llisssr 8taatsgs- 
walt llarstsllt unll sick okne kcsoncicrcn ^.uktrag jellsr Oinmisckung in aullsrmilita- 
risckc cVngelsgsnkeiten ru entkalken Kat. Mie oller mit welcken Mtteln llie 
Avilbekörlle ikre Autorität erkalten oller wiellerkerstellen will, ist ikre Lacke. Oie 
lieickswekr stekt nur als ultima ratio bereit, um aul Vukkorllerung cler rivilen 
8taatsgewalt einrugreiken, wenn «liess glaubt, okne ikre Ilille sick nickt mekr 
llurcksstren ru können, kukrer unll l'ruppe müssen aul llieses Oingreiken 
natürlick vorbereitet sein uncl claker sckon in rukigen weiten im kknvernekmen mit 
clen Ävilkekörüen uncl üeren Organen (Lickerkeitspolirei, Oolireiwekr usw.) alle 
kierlür nötigen Nallnakmen trekken. Oie lieickswekr ist also clie Oienerin cles 
Ltaates uncl clamit cler aul clem Oollen clieses 8taates stekenclen Bevölkerung. 8ie 
mull )eäen ^nsckein vermeiden, als ok sie aul eigene baust sick ikre ^ulgaken 
stellen ocler sick kür ganr bestimmte wirtsckaktlicke oller poktiseke Oesellsckakts- 
sckickten einsetren wollte, ballt sie sick von lliesen Oruncisätren leiten uncl tritt 
aus ikrer ^urückkaltung erst keraus, wenn clie clringencle .Vnkorllerung seitens cler 
staatlicken Oekörllen an sie ergekt, clann wircl sie sick wenigstens bei clen 
vernünftigen bellen cles Volkes clie Vertrauensstellung sekakken, «leren sie 
clringenci beclark, um ikrer sckweren ^ukgabe gereckt ru werclsn.
2. bür clie Unterstützung cler ^ivilbekörclen rur Vkellerkerstellung cler ökkentkcken 
Orclnung ist gemäll Verkügung cles lieickswekrministers, Ileeresleitung?«lr. 1996. 
4. 20. b.I.III vom 14. Nai 1920^, clie Vorsckrikt über clen ^Vakkengebrauck cles 
lVliktärs vom 19. ^lärr 1914 bell IO kür llas gesamte lieicksgebiet mallgebencl mit 
cler binsckränkung, llall ein Öbergang cler gesamten vollriekenclen Oswalt auk clas 
Niktar nickt stattkinlleO. Oie krüker bestekenclen ba^eriscken uncl württembergi- 
scken 8onllervorsckrikten sinci clamit in ^Vegkall gekommen. Dabei sincl kolgencle 
bunkts besonclers ru beackten^:
a) Oie ^nkorclerung ist grunclsatrlick an clas Mekrkreiskommanllo, nur bei Oekakr 
im Verruge an clen örtlicken Lekeklskaber ru rickten.
b) bs ist ru verlangen, clall llie tVnkorllerung in borm eines kest umrissenen, 
sckriktlicken ^uktrages gestellt wirll. Oakei sinll llie Onterstellungsverkaltnisse bei 
8ick6rkeitspolir6i (Ookreiwekr), binwoknerwekr, Oenllarmerie (banlljagerkorps) 
unll Ortspolirei einwanllkrei klarrustellen. 'Uenn llie Omstanlle llie sckriktllcke 
borm ller ^nkorllerung nickt gestatten, ist sie soballl als möglick nackrukolen.
e) ^Venn nickt Oekakr im Verruge ist, ist von llem örtlicken Lekeklskaber vor cier 
4/itwirkicnF clas bunverrtänciniL cie§ lbekr/crei  ̂/com m a crcioz, unter Omstänllcn 
unmittelbar unter gleickreitiger Nelllung an llie vorgesetrten Oienststellen, 
einrukolen.

3 I^sr. 88, die Vorl. Kat clie kalscke ^lonalsangake „luni".
4 Vgl. >lr. 88 ^nm. 1.
5 ^Vm Hand ist als grundlegende Verkügung genannt: „üw.Vkn. U.K."?. vom 15. 4. 20 KIr. 905.4.20.

1.1. III. ^nl.". Oadurck war clie Verordnung des keiekspräsidenten vom II. Xpril 1920 (P68I.
8. 479) belcanntgemackt worden, welcke die vom Heicksminister des Innern ru ernennenden 
kegierungslcommissare anstelle der ^lilitärkekeklskaker ermäcktigte, „.Anordnungen rur XVieder- 
kerstekung der ökkentkcken 8iekerkeit und Ordnung" ru trekken.

6 Omrru am Hand: „Verkg. des kieickspräsidenten vom II. 4. 20 83 und Vorsckrikt üker den 
^Vakkengekrauck IUI II 2ikker 3." Vgl. ^nm. 5 und I^r. 88.
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wortlieh ist, daß die Reichswehr nichts als den bewaffneten Arm dieser Staatsge
walt darstellt und sich ohne besonderen Auftrag jeder Einmischung in außermilitä
rische Angelegenheiten zu enthalten hat. Wie oder mit welchen Mitteln die 
Zivilbehörde ihre Autorität erhalten oder wiederherstellen will, ist ihre Sache. Die 
Reichswehr steht nur als ultima ratio bereit, um auf Aufforderung der zivilen 
Staatsgewalt einzugreifen, wenn diese glaubt, ohne ihre Hilfe sich nicht mehr 
durchsetzen zu können. Führer und Truppe müssen auf dieses Eingreifen 
natürlich vorbereitet sein und daher schon in ruhigen Zeiten im Einvernehmen mit 
den Zivilbehörden und deren Organen (Sicherheitspolizei, Polizeiwehr usw.) alle 
hierfür nötigen Maßnahmen treffen. Die Reichswehr ist also die Dienerin des 
Staates und damit der auf dem Boden dieses Staates stehenden Bevölkerung. Sie 
muß jeden Anschein vermeiden, als ob sie auf eigene Faust sich ihre Aufgaben 
stellen oder sich für ganz bestimmte wirtschaftliche oder politische Gesellschafts
schichten einsetzen wollte. Läßt sie sich von diesen Grundsätzen leiten und tritt 
aus ihrer Zurückhaltung erst heraus, wenn die dringende Anforderung seitens der 
staatlichen Behörden an sie ergeht, dann wird sie sich wenigstens bei den 
vernünftigen Teilen des Volkes die Vertrauensstellung schaffen, deren sie 
dringend bedarf, um ihrer schweren Aufgabe gerecht zu werden. 

2. Für die Unterstützung der Zivilbehörden zur Wiederherstellung der öffentlichen 
Ordnung ist gemäß Verfügung des Reichswehrministers, Heeresleitung Nr. 1996. 
4. 20. T.l.III vom 14. Mai 19203, die Vorschrift über den Waffengebrauch des 
Militärs vom 19. März 1914 Teil 114 für das gesamte Reichsgebiet maßgebend mit 
der Einschränkung, daß ein Übergang der gesamten vollziehenden Gewalt auf das 
Militär nicht stattfindets. Die früher bestehenden bayerischen und württembergi
sehen Sondervorschriften sind damit in Wegfall gekommen. Dabei sind folgende 
Punkte besonders zu beachten6

: 

a) Die Anforderung ist grundsätzlich an das Wehrkreiskommando, nur bei Gefahr 
im Verzuge an den örtlichen Befehlshaber zu richten. 

b) Es ist zu verlangen, daß die Anforderung in Form eines fest umrissenen, 
schriftlichen Auftrages gestellt wird. Dabei sind die Unterstellungsverhältnisse bei 
Sicherheitspolizei (Polizeiwehr), Einwohnerwehr, Gendarmerie (Landjägerkorps) 
und Ortspolizei einwandfrei klarzustellen. Wenn die Umstände die schriftliche 
Form der Anforderung nicht gestatten, ist sie sobald als möglich nachzuholen. 

c) Wenn nicht Gefahr im Verzuge ist, ist von dem örtlichen Befehlshaber vor der 
Mitwirkung das Einverständnis des Wehrkreiskommandos, unter Umständen 
unmittelbar unter gleichzeitiger Meldung an die vorgesetzten Dienststellen, 
einzuholen. 

3 Nr. 88, die Vor!. hat die falsche Monatsangabe "Juni". 

4 Vg!. Nr. 88 Anm. 1. 

5 Am Rand ist als grundlegende Verfügung genannt: "Rw.Min. H.L.T.A. vom 15. 4. 20 Nr. 905.4.20. 
T.1. A. III. An!.". Dadurch war die Verordnung des Reichspräsidenten vom 11. April 1920 (RGB!. 
S. 479) bekanntgemacht worden, welche die vom Reichsminister des Innern zu ernennenden 
Regierungskommissare anstelle der Militärbefehlshaber ermächtigte, "Anordnungen zur Wieder
herstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung" zu treffen. 

6 Hierzu am Rand: "Verfg. des Reichspräsidenten vom 11. 4. 20 § 3 und Vorschrift über den 
Waffengebrauch Teil II Ziffer 3." V g!. Anm. 5 und Nr. 88. 
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6)7 Lorllert eine „rustänllige Livilbebörlle" ^libtär an, so kni 6er uin Oilleleistung 
angegangene Vlilltärbekeblsbaber nicbt llas kecbt, nacbruprüken, ob 6ns verlangte 
Linsebreiten von Vlilltär an sicb poZikrsc/r notwenllig un6 rwecbmällig ist. Oie 
Verantwortung kür 6iese grunlllegenlle Lntsebeillung rein polltiscber IVatur mull 
un6 soll unter allen Omstänllen 6en milltäriscben stellen abgenommen werllen, sie 
ist unFeterZr von ller aniorllernllen Livilbebörlls ru tragen, llie sieb ibrerseits vorber 
kecbenscbakt abrulegen bat über llie ganre Tragweite, llie einein Lingreiken von 
Nilltär rubommt, saint allen sicb llaraus ergebenllen Loigen. Irn Interesse ller so 
llringenll nötigen Oerausnabme ller keicbswebr aus ller Lobtib mull an lliesein 
Orunllsatr unbellingt lestgebalten werllen.
^Is rustänllige ^ivilbebörllen^, llie gemäll ller ,,VorscbriIt über llen V/akkengs- 
braucb" inllitäriscbe Onterstütrung anrukorllern berecbtigt sinll, gelten
I) alle staatllcben kebörllen bis berab ru llen Lanllräten oller lliesen gleicbruacb- 
tenllen kebörllen (Oberämter, kerirbsämter),
2) llie au! Orunll lles ^rtibels 48,2 ller Verkassung lles Oeutscben keicbes 
ernannten besonlleren Kommissare, soweit llie kragbcbe kerecbtigung ibnen nicbt 
bereits auk Orunll ller Likker I rustebt.
^nllererseits aber gibt llie kestimmung, llak ller Vlilltärbekeblsbaber llas kecbt 
bat, ru prüken, ob llie inilltäriscbe Oilkeleistung aus ^rrcäAllNKen mrZrta'riscZrer^rt 
überbaupt geleistet werllen bann, llern ^libtärbekeblsbaber - ller ^nkorllerung ller 
Livilbebörlle gegenüber - diejenige Lreibeit ller Lntsebeillung, llie iin milltäri- 
seben Interesse unbellingt erkorllerbeb ist.
Oer Legrikk „Erwägungen inibtäriscber ^.rt" ist nicbt ru eng ru lassen, er gebt weit 
über llen Kabinen rein tabtiscber ketracbtungen binaus; er umkallt in weitestem 
Ornkang alle Kragen, llie llie Nannesrucbt betrekken, llen Oeist ller Iruppe, llas 
Verbältnis rur kevölberung unll nicbt ruletrt aucb solcbe morabscber unll 
ps^cbologiscber IVatur, llas Lrestige ller ^ebrmacbt unll ibr Vnseben als letrter 
unll wicbtigster ^usllrucb ller staatsgewalt.
Lei ^nkorllerung ller keicbswebr llurcb Livilbebörllen^ ist also in jellem Kall 
sorgkältige Lrllkung notwenllig, ob llie Voraussetrungen kür einen Linsatr ller 
keicbswebr gegeben sinll. Ls llark sicb unter beinen Omstänllen bei llen 
Livilbebörllen llie ^nscbauung kestsetren, als ob llie keicbswebr lelliglicb eine 
Keserve kür ru scbwacbe oller versagenlle örtbcbe Lobrei llarstelle.
In solcbsn Lallen wäre vielmebr grunllsätrbeb runäcbst auk anllere Lobrei lles 
betrekkenllen kerirbs rurücbrugreiken. I^ur wenn lleren kräkte unrureicbenll sinll, 
bann llas Lingreiken ller keicbswebr in Lrage bommen.
Oer Nilltärbekeblsbaber^ llark nicbt nur prüken, ob seine kräkte rur Ourcbkübrung 
ller gestellten ^ukgabe ausreicben, ob sie ricbtig gruppiert unll rusammengesetrt 
sinll - es gebürt vielmebr aucb stets in llen kreis seiner „Lrwägungen milltäriseber

7 kisrru sm ksmb ,,kv.>Iin. 1H. 379.6.20.4.1.111. vom 7. 6. 20 (msÜgebenä iür die Zsnre 2iiier 
ä)." - Nr. 97. bis Voll, ksl äss islscbe Oslum^ „7. 7. 20."

8 bierru sm Hsnll: „liv.^Iim b.b. Nr. 699.11.20.4.1.III. vom 25. II. 20."
9 Uierru sm kssll: „kv.Nm. II.4. Nr. 633.II.20.4.I.III. 22. II. 20."

10 Merru sm ksnä: „kw.^Iin. ».4. vom 28. 5. 20. 1981.5.20.4.1.III." -- Nr. 95.
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df Fordert eine "zuständige Zivilbehörde" Militär an, so hat der um Hilfeleistung 
angegangene Militärbefehlshaber nicht das Recht, nachzuprüfen, ob das verlangte 
Einschreiten von Militär an sich politisch notwendig und zweckmäßig ist. Die 
Verantwortung für diese grundlegende Entscheidung rein politischer Natur muß 
und soll unter allen Umständen den militärischen Stellen abgenommen werden, sie 
ist ungeteilt von der anfordernden Zivilbehörde zu tragen, die sich ihrerseits vorher 
Rechenschaft abzulegen hat über die ganze Tragweite, die einem Eingreifen von 
Militär zukommt, samt allen sich daraus ergebenden Folgen. Im Interesse der so 
dringend nötigen Herausnahme der Reichswehr aus der Politik muß an diesem 
Grundsatz unbedingt festgehalten werden. 

Als zuständige Zivilbehörden8, die gemäß der "Vorschrift über den W affenge
brauch" militärische Unterstützung anzufordern berechtigt sind, gelten 

1) alle staatlichen Behörden bis herab zu den Landräten oder diesen gleichzuach
tenden Behörden (Oberämter, Bezirksämter), 

2) die auf Grund des Artikels 48,2 der Verfassung des Deutschen Reiches 
ernannten besonderen Kommissare, soweit die fragliche Berechtigung ihnen nicht 
bereits auf Grund der Ziffer 1 zusteht. 

Andererseits aber gibt die Bestimmung, daß der Militärbefehlshaber das Recht 
hat, zu prüfen, ob die militärische Hilfeleistung aus Erwägungen militärischer Art 
überhaupt geleistet werden kann, dem Militärbefehlshaber - der Anforderung der 
Zivilbehörde gegenüber - diejenige Freiheit der Entscheidung, die im militäri
schen Interesse unbedingt erforderlich ist. 

Der Begriff "Erwägungen militärischer Art" ist nicht zu eng zu fassen, er geht weit 
über den Rahmen rein taktischer Betrachtungen hinaus; er umfaßt in weitestem 
Umfang alle Fragen, die die Manneszucht betreffen, den Geist der Truppe, das 
Verhältnis zur Bevölkerung und nicht zuletzt auch solche moralischer und 
psychologischer Natur, das Prestige der Wehrmacht und ihr Ansehen als letzter 
und wichtigster Ausdruck der Staatsgewalt. 

Bei Anforderung der Reichswehr durch Zivilbehörden9 ist also in jedem Fall 
sorgfältige Prüfung notwendig, ob die Voraussetzungen für einen Einsatz der 
Reichswehr gegeben sind. Es darf sich unter keinen Umständen bei den 
Zivilbehörden die Anschauung festsetzen, als ob die Reichswehr lediglich eine 
Reserve für zu schwache oder versagende örtliche Polizei darstelle. 

In solchen Fällen wäre vielmehr grundsätzlich zunächst auf andere Polizei des 
betreffenden Bezirks zurückzugreifen. Nur wenn deren Kräfte unzureichend sind, 
kann das Eingreifen der Reichswehr in Frage kommen. 

Der Militärbefehlshaber lO darf nicht nur prüfen, ob seine Kräfte zur Durchführung 
der gestellten Aufgabe ausreichen, ob sie richtig gruppiert und zusammengesetzt 
sind - es gehört vielmehr auch stets in den Kreis seiner, ,Erwägungen militärischer 

7 Hierzu am Rand: "Rw.1Iin. H.L. 379.6.20.T.1.III. vom 7. 6. 20 (maßgebend für die ganze Ziffer 
d)." = Nr. 97. Die Vor!. hat das falsche Datum: ,,7. 7. 20." 

8 Hierzu am Rand: "Rw.Min. H.L. Nr. 699.11.20.T.1.III. vom 25.11. 20." 

9 Hierzu am Rand: "Rw.Min. H.L. Nr. 633.11.20.T.1.III. 22.11. 20." 

10 Hierzu am Rand: "Rw.Min. H.L. vom 28.5.20. 1981.5.20.T.l.III." = Nr. 95. 

236 



Die neue 1.I.IY2I 129.

TVrt", sieb llarüber klecbenscbakt abrulegen, ob niebt llie 8teUung ller Keicb8webr 
im Volk llurcb Deranrieben ru Verricbtungen rein pobreibcber ^rl gekäbrllet wirll 
(Daus8ucbungen, ^wangsbeitreibungen von bebensmitteln) - oller ob seblieMcb 
nicbt llurcb ru bäukiges, nur llurcb Oeringkügigkeiten veranlagtes ^.uktreten 6er 
Vebrmacbt llie letrte unci scbärkste V^akke, über ciie cier 8taat verkügt, vor cier ^eit 
abgestumpkt wirll unci an Wirkung unci 8to6krakt verliert.
Ds bellark 8omit in gellem Dinrelkall^ sorgkLltiger unci ernster Erwägungen, wie ciie 
mibtäriscben Intere88en cier Iruppe mit cien pobtiseben cier Avilbebörllen in 
Dinklang ru bringen 8inci. Olaubt cier um Dibe angegangene ^lilitarbckcblsbabcr, 
ciie nacbgesucbte Dibeleistung aus derartigen Erwägungen mibtäriscber ^rt nicbt 
gewähren ru llüDen, 80 ist - bei Oekabr im Verruge telegrakiscbe - Dntscbeillung 
lles V^ebrkreiskommanllos unter Neiäung an ciie vorgesetrten Dienststellen 
einrubolen.
e) Von clem Augenblick cier Oewäbrung ller militäriscben Dilke^ an gebt ciie 
^norllnung uncl Deitung cier rur Herstellung cier ökkentlicben Licberbeit unll 
Orcinung ru ergreikenllen miiitäriscben Nubnabmen allein aul cien Mlitärbekebls- 
baber über.
D Die kegelung cier Domm3nllov6rbäItnis86^^ rwiscben keicbswebr unci 8ieber- 
beitspobrei (Dobreiwebr) ist llabin erkolgt, lla6 als Orunllsatr ru gelten bat: 
keicbswebrbekeblsbaber, clie minllestens 8tabsokkiriere sinci, llbernebmen cien 
Dekebl aucb über ciie 8icberbeit8polirei. werllen Dekeblsbaber mit niecierem als 
8tabsokkirierrsngc ru Dille geruken, so erkolgt bis rur kegeiung cier Xommanllover- 
bäitnisse ciurcb einen böberen Dekeblsbaber cier keicbswebr cias Zusammenwirken 
aul Orunll 6er Vereinbarung ibrer an Ort un6 8tebe gemeinsam bancieincien 
ältesten Dübrer. Dabei sin6 rweckmälbg 6ie beillerseitigen Ltärkeverbältnisse unll 
llie Dienstgrallverbältnisse im alten Deere sowie llie Dekanntsebakt mit llen 
örtlicben Verbältnissen ru Orunlle ru legen.
Dür bestimmte T^ukträge können einreine kleinere Verbänlle ller keiebswebr 
Masebinengewebre, Ninenwerker, Xolonnenteile) llurcb llie keicbswebrbekebls- 
baber ller Licberbeitspollrei rugeteilt werllen, wobei llie Dübrer llieser Verbänlle 
llurcb ausllrückbcben Dekebl ibres Vorgesetren sn llie Weisung lles leitenllen 
Dicberbeitspollrei-Okkiriers gebunllen werllen.
g) Destgenommene^ sinll, soballl llie Verbältnisse es gestatten, llen Ävilbebörllen 
ru übergeben.
3. i^ebmen Onruben einen gröberen Omkang an, so können besonllere ^laDnabmen 
rur ^Viellerberstellung ller ökkentlicben 8icberbeit notwenllig werllen. 2u solcben 
Vlabnabmen ist ller keicbspräsillent auk Orunll lles Artikels 48 ^bsatr 2 ller 
keicbsverkassung unll bei Oekabr im Verruge llie Danllesregierung kür ibr Oebiet 
berecbtigt. Diese Vlailnabmen werllen gewöbnlicb als ,,^usnabmeru8tanll" be

ll llierru sm bsncl: „kv.Wn. ll.l.. 1996.4.20.4.1.111 vom 14. 5. 20 i— I^ir. 88l un8 kw.klin. II.b. 
1960.7.20.1'.I.III. vom 13. 8. 20."

12 Hierru sm ÜLiuö „VorscliriÜ kür 6en ^VskkentzelrrLuoli 17-iI II 2ikker 46."
13 Hierru 3M kisrcüi „Hw.^Iin. H.4. 4.^3. 507.2.20.4.1.^.3. vom 14. 2. 20 unü Ilcv.xim. vom 19. 7. 20 

1702.6.20.4.1.III."
14 ^m ksirü kiorru: „Vorsckrikt kür ^Vskkenßedrsuck 4eil I Äkker 4." 
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Art", sich darüber Rechenschaft abzulegen, ob nicht die Stellung der Reichswehr 
im Volk durch Heranziehen zu Verrichtungen rein polizeilicher Art gefährdet wird 
(Haussuchungen, Zwangsbeitreibungen von Lebensmitteln) - oder ob schließlich 
nicht durch zu häufiges, nur durch Geringfügigkeiten veranlaßtes Auftreten der 
Wehrmacht die letzte und schärfste Waffe, über die der Staat verfügt, vor der Zeit 
abgestumpft wird und an Wirkung und Stoßkraft verliert. 

Es bedarf somit in jedem Einzelfallll sorgfältiger und ernster Erwägungen, wie die 
militärischen Interessen der Truppe mit den politischen der Zivilbehörden in 
Einklang zu bringen sind. Glaubt der um Hilfe angegangene Militärbefehlshaber, 
die nachgesuchte Hilfeleistung aus derartigen Erwägungen militärischer Art nicht 
gewähren zu dürfen, so ist - bei Gefahr im Verzuge telegrafische - Entscheidung 
des Wehrkreiskommandos unter Meldung an die vorgesetzten Dienststellen 
einzuholen. 

e) Von dem Augenblick der Gewährung der militärischen Hilfe12 an geht die 
Anordnung und Leitung der zur Herstellung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung zu ergreifenden militärischen Maßnahmen allein auf den Militärbefehls
haber über. 

f) Die Regelung der Komrnandoverhältnisse13 zwischen Reichswehr und Sicher
heitspolizei (Polizei wehr) ist dahin erfolgt, daß als Grundsatz zu gelten hat: 
Reichswehrbefehlshaber, die mindestens Stabsoffiziere sind, übernehmen den 
Befehl auch über die Sicherheitspolizei. Werden Befehlshaber mit niederem als 
Stabsoffizierrange zu Hilfe gerufen, so erfolgt bis zur Regelung der Kommandover
hältnisse durch einen höheren Befehlshaber der Reichswehr das Zusammenwirken 
auf Grund der Vereinbarung ihrer an Ort und Stelle gemeinsam handelnden 
ältesten Führer. Dabei sind zweckmäßig die beiderseitigen Stärkeverhältnisse und 
die Dienstgradverhältnisse im alten Heere sowie die Bekanntschaft mit den 
örtlichen Verhältnissen zu Grunde zu legen. 

Für bestimmte Aufträge können einzelne kleinere Verbände der Reichswehr 
(Maschinengewehre, Minenwerfer, Kolonnenteile) durch die Reichswehrbefehls
haber der Sicherheitspolizei zugeteilt werden, wobei die Führer dieser Verbände 
durch ausdrücklichen Befehl ihres Vorgesetzen an die Weisung des leitenden 
Sicherheitspolizei-Offiziers gebunden werden. 

g) Festgenommene14 sind, sobald die Verhältnisse es gestatten, den Zivilbehörden 
zu übergeben. 

3. Nehmen Unruhen einen größeren Umfang an, so können besondere Maßnahmen 
zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit notwendig werden. Zu solchen 
Maßnahmen ist der Reichspräsident auf Grund des Artikels 48 Absatz 2 der 
Reichsverfassung und bei Gefahr im Verzuge die Landesregierung für ihr Gebiet 
berechtigt. Diese Maßnahmen werden gewöhnlich als "Ausnahmezustand" be-

11 Hierzu am Rand: "Rw.Min. H.L. 1996.4.20.T.1.I1I vom 14.5. 20 [== Nr. 88) und Rw.Min. H.L. 
1960.7.20.T.l.III. vom 13. 8. 20." 

12 Hierzu am Rand: "Vorschrift für den Waffengebrauch Teil II Ziffer 4b." 

13 Hierzu am Rand: "Rw.Min. H.L. T.A. 507.2.20.T.l.A.3. vom 14. 2. 20 und Rw.Min. vom 19. 7.20 
Nr.1702.6.20.T.l.III." 

14 Am Rand hierzu: "Vorschrift für Waffengebrauch Teil I Ziffer 4." 
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reiebnet, wenngleieb die Verfassung diese Lereicbnung ebenso vie aueb die des 
Lelagerungsrustandes niebt mebr bennt. v^lle trüberen Verordnungen über den 
Oelagerungsrustand sind aufgeboben.
Oer ^.rtibel 48 Vbsatr 2 der keiebsverfassung lautet:
„Der keiebsprasident bann, wenn im deutsoben keiebe die öffentbebe 8ieberbeit 
und Ordnung erbebbeb gestört oder gekäbrdet wird, die rur ^Viederberstellung der 
öffentbcben 8icberbeit und Ordnung nötigen Nabnabmen treffen, erforderbeben- 
falls mit Mts der bewaffneten Naebt einsebreiten. 2u diesem ^weobe dart er 
vorübergebend die in den Vrtibeln 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 
festgesetzten Orundreebte ganr oder rum leil auber Xraft setren." Oie angekllbr- 
ten ^rtibel bandeln von der Oreibeit der Oersonen, der Onverletrbebbeit der 
^Voknung, dem Oost-, Telegrafen- und Oernspreebgebeimnis, der freien Nei- 
nungsäuberung in ^Vort, 8cbrift, Orueb und Lild, der Versammlungskreibeit, der 
Vereinsfreibeit und der Oewäbrleistung des Eigentums.
Oie württembergisebe Landesregierung besitrt außerdem dureb den ^Vrtibel 50a 
des Oobreistrafgesetres^ die Nittel, die sie behäbigen, aueb obne Verbängung des 
^usnabmerustandes die öffentbebe 8icberbeit aufreebt ru erbalten.
Oieser ^rtibel lautet:
,,1. Oem 8taatsministerium und mit seiner besonderen Ormaebtigung dem 
Ninisterium des Innern bleibt in auberordentbcben Oallen die Orlassung vorüber- 
gebender Anordnungen rur Verblltung sebwerer Oefabren für Oeben und Oesund- 
beit der Oevölberung, sowie für die öffentbebe 8ieberbeit und Ordnung vorbebal- 
ten. Allgemeine Anordnungen sind dem Oandtag vorrulegen.
2. ^Ver diesen Anforderungen ruwiderbandelt, wird mit Oeldstrafe bis ru 150 Narb 
oder mit Haft bestraft."
Oer ^usnabmerustand stellt das aullerste Mttel der 8tLLtsg6wab dar. 8ie wird 
sieb daber ru seiner Verbängung erst entsebbeben, wenn es unbedingt nötig ist. 
Oer ^usnabmerustand wird dureb eine besondere Verordnung des keiebspräsi- 
denten oder der Oandesregierung über ein genau umsebriebenes Oebiet verbängt. 
Oer Antrag rur V6rbängung^^ gebt von der Avilbebörde aus. blur wenn diese dureb 
die Ereignisse ausgesebaltet sind oder aus besonderen Oründen versagen, bann er 
von einer Nibtärbebörde auf dem Nibtardienstweg beantragt werden. ^Vird dabei 
von einer vorberigen Lenaebriebtigung der Avilbebörden abgeseben, so ist dies 
beim Antrag ausdrücbbeb unter blitteilung der Oründe ru bemerben. Oie 
Verordnung des keiebspräsidenten oder der Oandesregierung entbalt neben der 
ganren oder teilweisen ^.uberbraftsetrung der oben angefübrten ^.rtilrel der 
Heiebsverfassung, neben der ^ndrobung besonderer 8trafen für besondere 
Verbreeben und Vergeben und der stremKen Oinsetrung auberordentbeber Xriegs-

15 Vürktembergiseiies Oolireistrskgesekr vom 27. Oeremüer 1871 in 6er Osssung vom 12. ^ugusl 
1919 (kegierungsblslt kür Württemberg 8. 222). Oie sngerogene Vorsckrikt gslt als vertsssungs- 
recbtbcb beüenlclicb. Vgl. Hobert I^ebinger, Oas °kVürltembergiscbe Oolireistrskgesetr. 8tuttgsrt 
1952. 8. 235.

16 Hierzu sm üsmü ,,8icbtlimerl kür 6ie gesebüktl. 8sbsri6Iung 6er nseb /^rl. 48,2 6.8.Verk. ru 
trekkeu6eir ^Is6nsbmsr> un6 H^.^Im. vom 15. 4. 20. O.O.7.^. I^r. 905.4.20.7.1. ^..3. - Knigge 
(Lbekbespreekung) 2ikk. 3 un6 6." Oemeiut siu6 8sn6 II 138 un6 Xsbiuett Nllller I I^Ir. 14. 
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zeichnet, wenngleich die Verfassung diese Bezeichnung ebenso wie auch die des 
Belagerungszustandes nicht mehr kennt. Alle früheren Verordnungen über den 
Belagerungszustand sind aufgehoben. 

Der Artikel 48 Absatz 2 der Reichsverfassung lautet: 

"Der Reichspräsident kann, wenn im deutschen Reiche die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung erheblich gestört oder gefährdet wird, die zur Wiederherstellung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen Maßnahmen treffen, erforderlichen
falls mit Hilfe der bewaffneten Macht einschreiten. Zu diesem Zwecke darf er 
vorübergehend die in den Artikeln 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 
festgesetzten Grundrechte ganz oder zum Teil außer Kraft setzen." Die angeführ
ten Artikel handeln von der Freiheit der Personen, der Unverletzlichkeit der 
Wohnung, dem Post-, Telegrafen- und Fernsprechgeheimnis, der freien Mei
nungsäußerung in Wort, Schrift, Druck und Bild, der Versammlungsfreiheit, der 
Vereinsfreiheit und der Gewährleistung des Eigentums. 

Die württembergische Landesregierung besitzt außerdem durch den Artikel 50a 
des Polizeistrafgesetzes l5 die Mittel, die sie befähigen, auch ohne Verhängung des 
Ausnahmezustandes die öffentliche Sicherheit aufrecht zu erhalten. 

Dieser Artikel lautet: 

,,1. Dem Staatsministerium und mit seiner besonderen Ermächtigung dem 
Ministerium des Innern bleibt in außerordentlichen Fällen die Erlassung vorüber
gehender Anordnungen zur Verhütung schwerer Gefahren für Leben und Gesund
heit der Bevölkerung, sowie für die öffentliche Sicherheit und Ordnung vorbehal
ten. Allgemeine Anordnungen sind dem Landtag vorzulegen. 

2. Wer diesen Anforderungen zuwiderhandelt, wird mit Geldstrafe bis zu 150 Mark 
oder mit Haft bestraft." 

Der Ausnahmezustand stellt das äußerste Mittel der Staatsgewalt dar. Sie wird 
sich daher zu seiner Verhängung erst entschließen, wenn es unbedingt nötig ist. 

Der Ausnahmezustand wird durch eine besondere Verordnung des Reichspräsi
denten oder der Landesregierung über ein genau umschriebenes Gebiet verhängt. 

Der Antrag zur Verhängungl6 geht von der Zivilbehörde aus. Nur wenn diese durch 
die Ereignisse ausgeschaltet sind oder aus besonderen Gründen versagen, kann er 
von einer Militärbehörde auf dem Militärdienstweg beantragt werden. Wird dabei 
von einer vorherigen Benachrichtigung der Zivilbehörden abgesehen, so ist dies 
beim Antrag ausdrücklich unter Mitteilung der Gründe zu bemerken. Die 
Verordnung des Reichspräsidenten oder der Landesregierung enthält neben der 
ganzen oder teilweisen Außerkraftsetzung der oben angeführten Artikel der 
Reichsverfassung, neben der Androhung besonderer Strafen für besondere 
Verbrechen und Vergehen und der etwaigen Einsetzung außerordentlicher Kriegs-

15 Württemhergisches Polizeistrafgesetz vom 27. Dezember 1871 in der Fassung vom 12. August 
1919 (Regierungshlatt für Württemberg S. 222). Die angezogene Vorschrift galt als verfassungs
rechtlich bedenklich. Vg!. Rohert Nebinger, Das Württembergische Polizeistrafgesetz. Stuttgart 
1952. S. 235. 

16 Hierzu am Rand: "Richtlinien für die geschäft!. Behandlung der nach Art. 48,2 d.R.Verf. zu 
treffenden Maßnahmen und RW.Min. vom 15. 4. 20. H.L.T.A. Nr. 905.4.20.T.1. A.3. - Anlage 
(Chefbesprechung) Ziff. 3 und 6." Gemeint sind Band II Nr. 138 und Kabinett Müller I Nr. 14. 

238 



1.1. 1921 129.

gericllte und Ltandgericllte die Öllertragung der vollriellenden Oewalt auk einen 
Legierungshommissar.
Üller den 8egriH „voUriellende Oewalt" und „Militärisclle 8ekelllsgewalt" 
llerrscllt viellacll ünlllarlleit.
Leide 8egrllke sind streng ru trennen, die militärische aelelllsgewalt llommt nur 
einem MllitLrllelelllsllaher ru und erstreclcl sich auk die rein militärischen 
Mallnallmen, die rur Orlllllung eines militärischen Zwecks (Xampillandlung) 
notwendig sind. Oie vollriellende Oewalt erstrecht sich auk alle Mallnallmen, die 
Lus der Oolireigewalt der ^ivilhehörden sich ergehen.
8o lallen unter den 8egrikl der vollriellenden Oewalt Versammlungsverllote, 
^ensurmallnallmen, ^eitungsverllote, Oollreistunde, Verllellrsüllerwacllung, Ver- 
lügung von Lchutrhalt, Ourcllsucllungen u. dergl.
Oer Inhuher der vollriehenden Oewalt verhietet r. 8. einen Oemonstrationsrug. 
Oie Maßnallmen der ru Verhinderung des ^uges sulgehotenen Leichsvehr sind 
Lache des Inhahers der militärischen Oelehlsgevalt, die in den Händen des die 
hetrellende Gruppe helehligenden Führers liegt.
Ourch Verfügung des Reichspräsidenten vom II. t^pril 1920 ist hestimmt, da6 die 
eo/Zr/e/rende Oewalt einem Legierungslcommissar ühertragen wird^.
Oadurch soll erreicht werden, dall die militärischen 8ehörden von der politischen 
Verantwortung /rei gehalten werden. Militär soll nur herangerogen werden, wenn 
dies rur Onterstütrung der Oolireiorgane notwendig wird, vergleiche auch Alker 2 d.
Im einrelnen ist ru heachten:
a) Oie Militärhekelllsllaller^ sind der 8elelllshekugnis des Legierungshommissars 
oder der Oandesregierung nicht unterstellt. Lie stellen also der vollriellenden 
Oswalt gewissermaßen exterritorial gegenüller.
ll) Orsucllen des 8egierungs^commissLr8^^ an die Iruppe um militärisclle ünter- 
stütrung sind nie/rt a/s bindender Ae/eb/ ru betraebten. 8ei grölleren militäriscllen 
Onternellmungen ist eine llesondere Ontscllliellung des lleicllspräsidenten vom 
Legierungsliommissar üller den lleicllsminister des Innern oder durcll den 
angegangenen MilitLrllelelllsllaller üller den keicllswellrminister einrullolen. Ört- 
llclle Oilleleistungen llönnen vom ^Vellrlcreishommando oder llei Oelallr im 
Verruge von dem unteren Vekelllsllaher unter Meldung an das V^ellrllreislcom- 
mando llewilligt werden, /st dabei ein scbar/ unrrissener sebri/t/ieber /lu/traZ' des 
lleFierungsbammissars ram d/i/ikärbe/eb/sbaber ru rer/anKsn.
c) ^inAri//e des KeKierunFs/cammissars^o in die inneren Oisnstverllältnisse der 
Leicllswellr wie r. 8. Verllängung von Lcllutrllakt üller Leicllswellrangellörige, 
Ourcllsucllung von Oiensträumen, aesolllagnalime von -dhtenmaterial sind nur

17 Hierzu sm Kami: ,,Kdv.Uin. vom 15. 4. 20. ^nl. rn H.K.I'.^. IVr. 905.4.20.1'.I. ^.III I." Vgl. 
^.nm. 5.

18 Hierzu 3m Han6: ,,Hn.^1in. vom 24. 4. 20.1H.2436.4.20.1'.1.!II. ^bs. 2 - I^r. 80) un6 Vorig. 8os 
Keiobspräs. vom 11. 4. 20. 8 3." 8. aueb .^nm. 5.

19 Hierzu am Kan6: vom 15. 4. 20. HH-V905.4.20. - Anlage (dlieiboLproolmng) ^.4."
3. Kabinett Müller I IVr. 14.

20 Hierzu am Han8: ,,Kdv.^Iin. vom 24. 4. 20. II.K.2436.4.20.IV I.1II 80) 2. Leite". 
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gerichte und Standgerichte die Übertragung der vollziehenden Gewalt auf einen 
Regierungskommissar . 

Über den Begriff "vollziehende Gewalt" und "Militärische Befehlsgewalt" 
herrscht vielfach Unklarheit. 

Beide Begriffe sind streng zu trennen, die militärische Befehlsgewalt kommt nur 
einem Militärbefehlshaber zu und erstreckt sich auf die rein militärischen 
Maßnahmen, die zur Erfüllung eines militärischen Zwecks (Kampfhandlung) 
notwendig sind. Die vollziehende Gewalt erstreckt sich auf alle Maßnahmen, die 
aus der Polizeigewalt der Zivilbehörden sich ergeben. 

So fallen unter den Begriff der vollziehenden Gewalt Versammlungsverbote, 
Zensurmaßnahmen, Zeitungsverbote, Polizeistunde, Verkehrsüberwachung, Ver
fügung von Schutzhaft, Durchsuchungen u. dergl. 

Der Inhaber der vollziehenden Gewalt verbietet z. B. einen Demonstrationszug. 
Die Maßnahmen der zu Verhinderung des Zuges aufgebotenen Reichswehr sind 
Sache des Inhabers der militärischen Befehlsgewalt, die in den Händen des die 
betreffende Truppe befehligenden Führers liegt. 

Durch Verfügung des Reichspräsidenten vom 11. April 1920 ist bestimmt, daß die 
vollziehende Gewalt einem Regierungskommissar übertragen wird17

• 

Dadurch soll erreicht werden, daß die militärischen Behörden von der politischen 
Verantwortung frei gehalten werden. Militär soll nur herangezogen werden, wenn 
dies zur Unterstützung der Polizeiorgane notwendig wird, vergleiche auch Ziffer 2 d. 

Im einzelnen ist zu beachten: 

a) Die Militärbefehlshaberl8 sind der Befehlsbefugnis des Regierungskommissars 
oder der Landesregierung nicht unterstellt. Sie stehen also der vollziehenden 
Gewalt gewissermaßen exterritorial gegenüber. 

b) Ersuchen des Regierungskommissars l9 an die Truppe um militärische Unter
stützung sind nicht als bindender Befehl zu betrachten. Bei größeren militärischen 
Unternehmungen ist eine besondere Entschließung des Reichspräsidenten vom 
Regierungskommissar über den Reichsminister des Innern oder durch den 
angegangenen Militärbefehlshaber über den Reichswehrminister einzuholen. Ört
liche Hilfeleistungen können vom Wehrkreiskommando oder bei Gefahr im 
Verzuge von dem unteren Befehlshaber unter Meldung an das Wehrkreiskom
mando bewilligt werden. Es ist dabei ein scharf umrissener schriftlicher Auftrag des 
Regierungskommissars vom Alilitärbefehlshaber zu verlangen. 

c) Eingriffe des Regierungskornmissari2o in die inneren Dienstverhältnisse der 
Reichswehr wie z. B. Verhängung von Schutzhaft über Reichswehrangehörige, 
Durchsuchung von Diensträumen, Beschlagnahme von Aktenmaterial sind nur 

17 Hierzu am Rand: "Rw.Min. vom 15. 4. 20. An!. zu H.L.T.A. Nr. 905.4.20.T.1. A.III Ziff. 1." Vg!. 
Anm.5. 

18 Hierzu am Rand: "Rw.Min. vom 24. 4. 20.H.L.2436.4.20. T.1.III. Abs. 2 [= Nr. 80) und Verfg. des 
Reichspräs. vom 11. 4. 20. § 3." S. auch Anm. 5. 

19 Hierzu am Rand: "Rw.Min. vom 15.4.20. H.L.T.A.905.4.20. - Anlage (Chefbesprechung) Z.4." 
S. Kabinett Müller I Nr. 14. 

20 Hierzu am Rand: "Rw.Min. vom 24. 4. 20. H.L.2436.4.20.T. l.III [= Nr. 80)2. Seite". 
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130. 7. I. 1921 Kspilel HI

anker V/rkrerrkang cier vorgesetrten miktariseken Dienststellen rulässig. Oiaukt 
eine militariseke Dienststelle llem Drsueken lles kegierungskommissars rum 
Dinsekreiten gegen eine miktäriscke Dekörlle oller einreine Deieksvekrangekörige 
illr Dinverstänllnis niellt Zellen ru können, so ist ciie Dntsekeillung lles ^Vekrkreis- 
kommanllos einrulloien.
ll) Dalis siell ller NiUtärkeleklskaker unll kegierungskommissar^^ üller eine ru 
ergreiienlle Vlaknskme niellt einigen können, ist Dntsckeillung lles Deieksvekrmi- 
nisteriums (^llt. 1.) llurell llen ^liktärkeleklskaker unmittelbar einrulloien unter 
gieiokreitiger Nelllung an llie vorgesetrten Lekörllen.
e) Die Degierungskommissare^ sinll niellt kereektigt, illre Befugnisse ganr oller 
rum 7er/ aallerea Dersoaea ru übertragen,' eine auek nur teilweise Übertragung ller 
Vollmaekten ller kegierungskommissare kann vieimellr nur mit ^ULtrmmung lles 
Deieksministers lles Innern erfolgen unll nur in ller Dorin, llaü llreser auek llie 
Dnterkommissare ernennt.
^Ue Lvilvervaltungsbekörllen lles Berirks^ Kallen llem Drsucken lles kegierungs- 
kommissars im Bakmen illrer Dustanlligkeit Dolge ru leisten.
4. Lei gellem Dingreifen von Druppen rur VTellerkerstellung ller öffentlleken 
Orllnung ist Leriekterstattung llurell llie Berirksbefeklsbaber an llas ^Vebrkreis- 
kommanllo üller alle Vorgänge notvenllig, llie ru Erörterungen in ller Dresse 
fükren können.
Ds kommt llei soleller Leriebterstattung llesonllers aul folgenlle Dünkte an: V^er 
llat llas Dinsekreiten ller Truppe geforllert? beleben Auftrag erllielt llie Druppe? 
TVas var ller ^nla6 rum ^Vaffengebraueb? Digene unll feinlllieke Verluste.

Der Lefeklskaber 
ger. Deinbarllt 

Oeneralleutnant.

21 Dierru sm ksnä: 201.3.20.1.1..^..3."
22 Hiorru sm ksmt: „LmsckoiäunZ äes keicksprssidH. 4521/20 vom 4. 10. 20."
23 Hierru sm Hsnd: „Heiclisprssident vom II. 4. 20. § 3." 8. ^nm. 5.

130.

Zvllreillen lies lieiellsinnenininisterinins sn «Iie keiollsIcsnLlei üller 
veitere Xnüernnßen llies Verksllrens llei l^Isllnsllinen nsell -KrI. 48, 

Vi)s. 2 ller kieiellsverksssunK.

7. Isnusr 1921. Serlin. II L 9063. - k 4886 4.-I-26. Sll. 1. Mssck. ^bsckrikl.

^.ul naclltragllekes Drsuellen lles Herrn keiellspräsillenten ist eine noekmallge 
^nllerung lles mit meinem Lellreillen vom 24. IVovemller 1920 - II L 7700^ - 
üllersanllten Uusterentvurls einer Verorllnung aul Orunll lles Artikels 48 ller

1 6^. 8 43 1/2700. VervisU. .'VuskenigunL.
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unter ~Mitwirkung der vorgesetzten militärischen Dienststellen zulässig. Glaubt 
eine militärische Dienststelle dem Ersuchen des Regierungskommissars zum 
Einschreiten gegen eine militärische Behörde oder einzelne Reichswehrangehörige 
ihr Einverständnis nicht geben zu können, so ist die Entscheidung des Wehrkreis
kommandos einzuholen. 

d) Falls sich der Militärbefehlshaber und Regierungskommissar1 über eine zu 
ergreifende Maßnahme nicht einigen können, ist Entscheidung des Reichswehrmi
nisteriums (Abt. T.) durch den Militärbefehlshaber unmittelbar einzuholen unter 
gleichzeitiger Meldung an die vorgesetzten Behörden. 

e) Die Regierungskommissare22 sind nicht berechtigt, ihre Befugnisse ganz oder 
zum Teil anderen Personen zu übertragen; eine auch nur teilweise Übertragung der 
Vollmachten der Regierungskommissare kann vielmehr nur mit Zustimmung des 
Reichsministers des Innern erfolgen und nur in der Form, daß dieser auch die 
Unterkommissare ernennt. 

Alle Zivilverwaltungsbehörden des Bezirks23 haben dem Ersuchen des Regierungs
kommissars im Rahmen ihrer Zuständigkeit Folge zu leisten. 

4. Bei jedem Eingreifen von Truppen zur Wiederherstellung der öffentlichen 
Ordnung ist Berichterstattung durch die Bezirksbefehlshaber an das Wehrkreis
kommando über alle Vorgänge notwendig, die zu Erörterungen in der Presse 
führen können. 

Es kommt bei solcher Berichterstattung besonders auf folgende Punkte an: Wer 
hat das Einschreiten der Truppe gefordert? Welchen Auftrag erhielt die Truppe? 
Was war der Anlaß zum Waffengebrauch? Eigene und feindliche Verluste. 

21 Hierzu am Rand: "Rw.Min. 201.3.20.T.1.A.3." 

Der Befehlshaber 
gez. Reinhardt 

Generalleutnant. 

22 Hierzu am Rand: "Entscheidung des Reichspräsid.R.P. Nr. 4521120 vom 4. 10. 20." 

23 Hierzu am Rand: "Reichspräsident vom 11. 4. 20. § 3." S. Anm. 5. 

130. 

Schreiben des Reichsinnenministeriums an die Reichskanzlei über 
weitere Änderungen des Verfahrens bei Maßnahmen nach Art. 48, 

Abs. 2 der Reichsverfassung. 

7. Januar 1921. Berlin. II C 9063. - BA.MA. F 4886 A·I·26. Bd. 1. Masch. Abschrift. 

Auf nachträgliches Ersuchen des Herrn Reichspräsidenten ist eine nochmalige 
Änderung des mit meinem Schreiben vom 24. November 1920 - II C 77001 -

übersandten Musterentwurfs einer Verordnung auf Grund des Artikels 48 der 

1 BA. R 43 I/2700. VervielI. Ausfertigung. 
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Oeiebsverlnssung vorgenommen woräen, 6s äer Herr Oeiebsprüsiäent ^Vert 
änrnul legt, 626 Vnloräerungen militbriseber Hille äureb äie kegierungskommis- 
snre nur in äringenäen Bällen unmittelbnr an äie Mlitärbeböräe erlolgen äürlen^. 
Oer § 3, -Kbs. 2 äer lVIusterveroränung soll nunmebr lolgenäe O2ssung erbnlten: 
„Leäurl äer H6gi6rung8lrommi882r rur Ourcbkübrung 8einer 7kulg2ben mibtkri- 
seber Oille, 80 bnt er äiese beim kleiebsminister äes Innern ru beuntrngen, in 
OMen äringenäer Oelubr Ir2nn er 628 ^Vebrkreislcommnnäo oäer äie nLebste 
örtliebs NilitLrbekeblsstelle unmittelbnr um Oille ersueben. Oie Oegelung äer 
8ekeblsgew2lt innerbulb äer keicbswebr wirä bieräureb niebt berübrt."
Inlolge äieser Xnäerung äer Veroränung ist rugleieb eine nnäere Onssung äer 
Miller 6 ^bs. I äer mit meinem Lebreiben vom 27. November 1920 - II L 7335^ - 
übersunäten Oien8t2nweisung lür äie liegierungskommissure erloräerlieb gewor- 
äen. Oieser ^i>S2tr erbblt ä2ber lolgenäen ^ortlnut:
,,Leä2rl äer kegierungskommissnr in Orlüllung seiner ^ulgnben rur ^ulreebter- 
bnltung äer öllentlieben Lieberbeit unä Oränung mibtnriseber Hille, so bnt er 
äiese beim keiebsministerium äes Innern ru be2ntr2gen. In Oüllen äringenäer 
Oelnbr Icnnn er jeäoeb ä28 ^Vebrkreiskommnnäo oäer äie nLebste örtliebe 
VliUtLrbeleblsstelle unmiltslbnr um Hille ersueben. Oie Oureblübrung äer militLri- 
scben ^InlZnnbmen bleibt äem Mlitürbekeblsbnber überl2ssen, äer im Ü2bmen äes 
ibm vom keßierungslcommissnr erteilten ^uktrnZes äie erkoräerlieben -^noränun- 
Aön im enZsten Oenebmen mit äiesem, über unter voller eigener Verantwortung ru 
trekken but."
leb ersuebe ergebenst, äie seinerreit übersnnäte Uusterveroränung unä Oienstnn- 
vveisung entsprecbenä nbrubnäern.

In Vertretung 
Ontersobrikt.

2 ^um 2u83MmenliLNA vgl. I^r. 122 I.
3 VZI. I^r. 80 ^.nm. 4.

131.

Lekelil ries Lekelrlsbmkers im X^ebrlcreis VII, OenersUeutnsnt v. l^lölil, 
üker riss Anlegen äer keiekslrolrarlle.

9. kedrusr 1921. Hlünolien. I^tr. 6393/Ia 741. - 8^-IVI^. KU 37/V.795. Vervielk. ^liskerti- 
8NN8-

Oie blebrrnbl äer 'Truppenteile b2t obne klinsebränbung gemeläet, änk 2m 
I. Oebru2r beleblsgemüO äie neue keiebsbobnräe nngelegt wuräe^. bbnrelne 
Neläungen sieben noeb 2us, in einigen kommt äns Oestreben rum Vusärucb, einer 
Vollrugsmeläung 2usruweicben.

1 Vßl. M. 121, 126 uncl Nr. 127.
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Reichsverfassung vorgenommen worden, da der Herr Reichspräsident Wert 
darauf legt, daß Anforderungen militärischer Hilfe durch die Regierungskommis
sare nur in dringenden Fällen unmittelbar an die Militärbehörde erfolgen dürfen2

• 

Der § 3, Abs. 2 der Musterverordnung soll nunmehr folgende Fassung erhalten: 

"Bedarf der Regierungskommissar zur Durchführung seiner Aufgaben militäri
scher Hilfe, so hat er diese beim Reichsminister des Innern zu beantragen, in 
Fällen dringender Gefahr kann er das Wehrkreiskommando oder die nächste 
örtliche Militärbefehlsstelle unmittelbar um Hilfe ersuchen. Die Regelung der 
Befehlsgewalt innerhalb der Reichswehr wird hierdurch nicht berührt." 

Infolge dieser Änderung der Verordnung ist zugleich eine andere Fassung der 
Ziffer 6 Abs. 1 der mit meinem Schreiben vom 27. November 1920 - II C 73353

-

übersandten Dienstanweisung für die Regierungskommissare erforderlich gewor
den. Dieser Absatz erhält daher folgenden Wortlaut: 

"Bedarf der Regierungskommissar in Erfüllung seiner Aufgaben zur Aufrechter
haltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung militärischer Hilfe, so hat er 
diese beim Reichsministerium des Innern zu beantragen. In Fällen dringender 
Gefahr kann er jedoch das Wehrkreiskommando oder die nächste örtliche 
Militärbefehlsstelle unmittelbar um Hilfe ersuchen. Die Durchführung der militäri
schen Maßnahmen bleibt dem Militärbefehlshaber überlassen, der im Rahmen des 
ihm vom Regierungskommissar erteilten Auftrages die erforderlichen Anordnun
gen im engsten Benehmen mit diesem, aber unter voller eigener Verantwortung zu 
treffen hat." 

Ich ersuche ergebenst, die seinerzeit übersandte Musterverordnung und Dienstan
weisung entsprechend abzuändern. 

2 Zum Zusammenhang vgl. Nr. 122 Anm. l. 

3 Vgl. Nr. 80 Anm. 4. 

131. 

In Vertretung 
Unterschrift. 

Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Generalleutnant v. Möhl, 
über das Anlegen der Reichskokarde. 

9. Februar 1921. München. Nr. 6393/1a 741. - BA-MA. RH 37/v.795. Vervielf. Ausferti
gung. 

Die Mehrzahl der Truppenteile hat ohne Einschränkung gemeldet, daß am 
1. Februar befehls gemäß die neue Reichskokarde angelegt wurde l

. Einzelne 
Meldungen stehen noch aus, in einigen kommt das Bestreben zum Ausdruck, einer 
Vollzugs meldung auszuweichen. 

1 Vgl. Nr. 121, Nr. 126 und Nr. 127. 
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132. 14.2.1921 IL-rpNel III

^lein 8tan6punkt in dieser ^.ngelegenbeit ist allgemein bekannt. Dbenso klar ist 
aber, 6ab gegebene Dekeble vollrogen werden müssen.
Icb mull 6aber Garant 6ringen, 6a6 6ie neue Kokarcle tatsäcblicb in un6 auber 
Dienst getragen wir6.
8oweit Vollrugsmel6ungen über 6ns Anlegen 6er neuen Deicbskokar6e noeb niebt 
o6er mit Vorbebalt erstattet wur6en, sin6 sie bis 16. 6s. vorrulegen^.

Der Leleblsbaber
Nöbl

Oeneralleutnant.

2 VZI. Nr. 132.

132.

Kleidung «les Kommandeurs «les DeieDsweDr-Iukanterie-kegiments 20, 
Oberslleulnsnl Deupolü, an «las ^eürlrreisIiommanDo VII über «lie 
seb^vieri^Iceiten, Die «lern Anlegen rler keiebslcobarile entAkAensteben.

14. kebrusr 1921. ReKensdui-ß. No. 67 pers. - 8^ !>l^. RU 37/v.79ö. Rsl. XoriLept.

leb bin niebt in 6er Dage, 6en Vobrug ru meI6en. ^enn ieb 6sn Dekebl rum 
Anlegen 6er Deicbskokar6e gebe, bin ieb überreugt, 6a6 er, wenn aueb mit 
^i6erwill6n, ausgekübrt wir6^. Icb glaube ls6ocb, 6a6 6amit 6as Oegenteil von 
6em erreicbt wir6, was erreiebt werben will. Das Degiment wir6 auKerlicb un6 
unwillig ein ^breieben tragen, clas es innerbeb ablebnt. Der 6enken6e 8oI6at wir6 
irre wer6en an seinen Okkirieren, 6ie sieb stets kür unsere alten Deicbskarben 
eingesetrt un6 ibren Untergebenen 6as Verstän6nis 6akllr bsigebracbt baben. kur 
6as Degiment be6euten unsere bisberigen Darben in erster binie 6ie äubsrbcbe 
Dekun6ung 6es treuen Destbaltens am Deicbsgebanken. Der reicbstreue 8ol6at 
möcbte 6ie von Devolutionswirren besu6elten 6eutscben Darben in alten Dbren 
erbalten seben. Die aus 6er Devolution geborene neue Kokarbe bann ibm kür 
aubere Dekun6ung seines Ideals keinen Krsatr bieten.
Da eine Xn6erung 6es 8tan6punktes 6er ma6gebsn6en 8tellen in 6er Kokarclen- 
krage niebt ru errielen ist, bitte icb wenigstens von 6er Destsetrung eines 
Zeitpunktes 6es Anlegens 6er Deicbskokar6en mit Dücksicbt aul 6ie Ds^ebe 6es 
8ol6aten un6 6es ^.nsebens 6er Okkiriere rVbstan6 ru nebmen un6 6em Degiment 
eins allmäblicbe Kinkübrung ru gestatten. Icb babe clamit bereits begonnen, 6ie 
DurcbDibrung wir6 rascber uncl reibungsloser von 8tatten geben, wenn 6as 
Degiment seine böberen ba)'6riscben Vorgesetrten mit 6er Deicbskokar6e geseben 
bat'.

Deupol6.

I Vßl. Nr. 131.
2 Oie UelüunZ rvur6e beanNrortek 6urct> Nr. 133.
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Mein Standpunkt in dieser Angelegenheit ist allgemein bekannt. Ebenso klar ist 
aber, daß gegebene Befehle vollzogen werden müssen. 

Ich muß daher darauf dringen, daß die neue Kokarde tatsächlich in und außer 
Dienst getragen wird. 

Soweit Vollzugsmeldungen über das Anlegen der neuen Reichskokarde noch nicht 
oder mit Vorbehalt erstattet wurden, sind sie bis 15. ds. vorzulegen2• 

2 Vgl. Nr. 132. 

132. 

Der Befehlshaber 
Möhl 

Generalleutnant. 

Meldung des Kommandeurs des Reichswehr-Infanterie-Regiments 20, 
Oberstleutnant Leupold, an das Wehrkreiskommando VII über die 
Schwierigkeiten, die dem Anlegen der Reichskokarde entgegenstehen. 

14. Februar 1921. Regensburg. No. 67 pers. - BA-lUA. RH 37/v.795. Hsl. Konzept. 

Ich bin nicht in der Lage, den Vollzug zu melden. Wenn ich den Befehl zum 
Anlegen der Reichskokarde gebe, bin ich überzeugt, daß er, wenn auch mit 
Widerwillen, ausgeführt wird l

. Ich glaube jedoch, daß damit das Gegenteil von 
dem erreicht wird, was erreicht werden will. Das Regiment wird äußerlich und 
unwillig ein Abzeichen tragen, das es innerlich ablehnt. Der denkende Soldat wird 
irre werden an seinen Offizieren, die sich stets für unsere alten Reichsfarben 
eingesetzt und ihren Untergebenen das Verständnis dafür beigebracht haben. Für 
das Regiment bedeuten unsere bisherigen Farben in erster Linie die äußerliche 
Bekundung des treuen Festhaltens am Reichsgedanken. Der reichstreue Soldat 
möchte die von Revolutionswirren besudelten deutschen Farben in alten Ehren 
erhalten sehen. Die aus der Revolution geborene neue Kokarde kann ihm für 
äußere Bekundung seines Ideals keinen Ersatz bieten. 

Da eine Änderung des Standpunktes der maßgebenden Stellen in der Kokarden
frage nicht zu erzielen ist, bitte ich wenigstens von der Festsetzung eines 
Zeitpunktes des Anlegens der Reichskokarden mit Rücksicht auf die Psyche des 
Soldaten und des Ansehens der Offiziere Abstand zu nehmen und dem Regiment 
eine allmähliche Einführung zu gestatten. Ich habe damit bereits begonnen, die 
Durchführung wird rascher und reibungsloser von Statten gehen, wenn das 
Regiment seine höheren bayerischen Vorgesetzten mit der Reichskokarde gesehen 
hat2

• 

Leupold. 

1 V gl. Nr. 13l. 

2 Die Meldung wurde beantwortet durch ~r. 133. 
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133.

kekelil «les Lekeblsltslrers im ^Velbrlkreis VII, Oeneralleutnant v. lVIöbl, sir 
<1en Kommandeur «les KeieKswelrr-Inksnterie-kegimknts 20, Olaerstleut- 

nant lbeupolil, üker «las -Kniegen «ler Keiebcskolcsrlle.

16. kedruar 1921. IVIünoken. Nr. 151 Is ^«6. - 84-IH4. RU 37/v.795. I^lssok. ^ksckrikl.

L.H. mull iob auk clen lleriobt vom 14. cles Nonats blr. 67 Dors? nocbmals 
ersucben, kür clie unverweilte Durobkübrung cles kekebls rum Anlegen cler neuen 
lieiobskokarcle 8orge ru tragen, wie clies bereits von clen übrigen Iruppen cler 
ba^eriscben keicbswebr gesokeben ist.
Der von O.K. betonte 'Uiclerwille gegen dieses ^.breicben ist nicbt nur bekannt uncl 
verstänclliob, sondern ieb müllte es sogar bedauern, wenn er nic/it im Herren /ecies 
cleutsoben 8olclaten lebenclig wäre. Allein er mull von clen Vngebörigen cles l.k. 20 
ebenso überwunclen werclen wie von allen übrigen 8olüaten cles neuen keicbsbee- 
res. bis ist ausgescblossen, clall lebe 6er ba^eriseben keicbswebr kür sieb allein 
llas morabsebe kecbt beansprucben, erteilte kekeble niebt ru vollrieben.
Vor es niebt über sieb bringen kann, aueb in cliesem Dalle ru Zeboreben, müllte 
clie bieraus sicb ergebenclen Dolgen tragen. leb würcle es aber aullerorclentlieb 
beclauern, wenn solobe 8ebritte erkorclerliob würüen, unü bin überreuZt, (lall es 
nur auk clie entsprecbenü entsebieclene Veiter^Lbe meines Ilekebls ankommt, um 
üessen VollruA ru siebern.
leb bitte um umZebencle entspreebencle Veranlassung uncl Vollrug a. cl. O?

Oer kekeblsbaber
Nöbl

 Oeneralleutnant.
1 Nr. 132.
2 ^bkürrunß kür: auk clem OienstveZe.

134.

Vlonatskerielit lies Olieks cler I. Kompagnie «les Keieliswebr-Inkanteeie- 
kegiments 10, Hauptmann Dietl, üker «len Xustaml seiner Gruppe.

23. kekriisr 1921. Alünclren. - 8^-N^. pp 37/v.782. Lißenk. ^ugkerti^uns.

Oegenüber letrtem Ilericbt keine Veränclerung, über kl.O.ll? keine neuen lleob- 
aebtungen.
Der Lekebl über clie Oinkübrung cler neuen lieiebskokarüe? braebte wieüer Onrube 
uncl ,Politik" in clie Iruppe. leb babe clie keste Öberreugung, «lall eine

1 ksicüsrvirrselmklsverbÄnc! cieutseker Lerukssolüslen.
2 VZI. Nr. 131.
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133. 

Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, Generalleutnant v. Möhl, an 
den Kommandeur des Reichswehr-Infanterie-Regiments 20, Oberstleut

nant Leupold, über das Anlegen der Reichskokarde. 

16. Februar 1921. München. Nr. 151 Ia geh. - BA-MA. RH 37/v.795. Masch. Abschrift. 

E.H. muß ich auf den Bericht vom 14. des Monats Nr. 67 Pers. l nochmals 
ersuchen, für die unverweilte Durchführung des Befehls zum Anlegen der neuen 
Reichskokarde Sorge zu tragen, wie dies bereits von den übrigen Truppen der 
bayerischen Reichswehr geschehen ist. 

Der von E.H. betonte Widerwille gegen dieses Abzeichen ist nicht nur bekannt und 
verständlich, sondern ich müßte es sogar bedauern, wenn er nicht im Herzen jedes 
deutschen Soldaten lebendig wäre. Allein er muß von den Angehörigen des I.R. 20 
ebenso überwunden werden wie von allen übrigen Soldaten des neuen Reichshee
res. Es ist ausgeschlossen, daß Teile der bayerischen Reichswehr für sich allein 
das moralische Recht beanspruchen, erteilte Befehle nicht zu vollziehen. 

Wer es nicht über sich bringen kann, auch in diesem Falle zu gehorchen, müßte 
die hieraus sich ergebenden Folgen tragen. Ich würde es aber außerordentlich 
bedauern, wenn solche Schritte erforderlich würden, und bin überzeugt, daß es 
nur auf die entsprechend entschiedene Weitergabe meines Befehls ankommt, um 
dessen Vollzug zu sichern. 

Ich bitte um umgehende entsprechende Veranlassung und Vollzug a. d. D.2 

1 Nr. 132. 
2 Abkürzung für: auf dem Dienstwege. 

134. 

Der Befehlshaber 
Möhl 

Generalleu tnant. 

Monatsbericht des Chefs der 1. Kompagnie des Reichswehr-Infanterie
Regiments 19, Hauptmann Died, über den Zustand seiner Truppe. 

23. Februar 1921. München. - BA-MA. RH 37/v.782. Eigenh. Ausfertigung. 

Gegenüber letztem Bericht keine Veränderung, über R.D.B. l keine neuen Beob
achtungen. 

Der Befehl über die Einführung der neuen Reichskokarde2 brachte wieder Unruhe 
und "Politik" in die Truppe. Ich habe die feste Überzeugung, daß eine 

1 Reichswirtschaftsverband deutscher Berufssoldaten. 

2 V gl. Nr. 131. 
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überstürrtc, gewaltsame Binkükrung 6er ^dlerkokarde meiner Kompanie den 
guten Oeist und äsn Idealismus, den ein nickt geringer keil der Beute noek besitzt, 
rauben würde; auek würde dadurch das Vertrauen von OnteroBirier und Nann in 
ikre lükrer, die siek mit ikrer ganren Bersönkchkeit lür eins ideale kicktung in 
der Iruppe eingesetrt Kaken, schwer gesckädigt werden.
Oie Binkükrung der neuen Kokarde bringt also nur eine Oerabsetrung des inneren 
Oekalts der Gruppe mit sick.
Bevor daker nickt die k^esamt/reri des deutscken Volkes noek einmal in der Brags 
der keickskarben entsekieden Kat, kitte ick von der gewaltsamen Binkükrung der 
^.dlerkokarde abruseken.

Oietl
Hauptmann und Kompagnieckek.

135.

BekeKI «les Okeks «der Heeresleitung, Oenersl «1. Ink. v. 8eeelct, üker die 
politiseke Buverlässigkeit des Beiekskeeres.

26. Leki-usi- 1921, Berlin. Nr. 11V6.2.21H.III. - L 4884 86.2. Vervielk.
^liskerlißtinA.

Oeutsckland gekt schweren Bntsckeidungen entgegen. ^Vir wissen nickt, was die 
Verkandlungen in Kondoi? und dis Entwicklung der Dinge im Oster? kür uns 
bedeuten werden. Das eine absr ist sicker: Deutschland kann nur dann die 
schweren Oekakrsn der näcksten Beit überwinden, wenn die Regierung der 
einmütigen Hilke des Volkes und aller ^lacktmittel des 8taates sicker ist. ^er etwa 
versuchen wollte, im Olauben, einen lür das Vaterland besseren ^Veg ru wissen, 
der Begierung seinen V/illen aukrurwingen und den IVeg der Oesetrmäkigkeit ru 
verlassen, würde es nur erreichen, Deutsckland völkg ru verderben. ?lur eine 
Vlinderksit würde ikm kolgen, (Generalstreik und Lruderkampk statt der erkokkten 
nationalen Billigung die Böige sein. Ick warne nachdrücklich vor den Bükrern einer 
derartigen Bewegung, die rwar rum leil von vaterländischen Idealen, rum Beil 
aber auck von persönlichem Bkrgeir und selbstsüchtigen Motiven getrieben 
werden. Ick warne besonders vor den Kreisen, die unter der Vorgabe nationaler 
Biele nur den Bolschewismus in Deutsckland rur plackt bringen wollen. Bine

1 Oie Alliierten killten llurcb eine Xote vom 29. Januar 1921 ciie cieul-cke keicksreZierunA ru einer kür 
Lucie Lebruar in Lonllon anberaumten Konkerenr einZelallen, in 6er ciie alliierte keparationskorlle- 
runZ von 226 Illilliarllen OoiämLrk, rablbar in 42 Iakresraten, unll einer Summe in Hölle von i2?L 
lles Verles 6er lleutseben Xu-kubr unter 8anbtionsanllrobunß rur ^nnakme vorAeieZt vvur6e. 
Kabinett Lebrenbacb 8. XV.

2 Ls bestanll 6ie LekürcktunZ, 6sü llas an 6er Vestgrenre bonrenlrieNe polnische Heer in 
Oberscblesien einZreiken vür6e, um 6ie am 20. Xlarr slattkin6en6e VollcsabstimmunA ruzunsten 
Polens ru beeinflussen. Xu cliesberüßbeken OberlegunZen 6er KeicksvvebrkükrunZ s. Xleier- 
Velcicer 8. 311 k. un6 Kabinett Lebrenbacb Xr. 207.
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überstürzte, gewaltsame Einführung der Adlerkokarde meiner Kompagnie den 
guten Geist und den Idealismus, den ein nicht geringer Teil der Leute noch besitzt, 
rauben würde; auch würde dadurch das Vertrauen von Unteroffizier und Mann in 
ihre Führer, die sich mit ihrer ganzen Persönlichkeit für eine ideale Richtung in 
der Truppe eingesetzt haben, schwer geschädigt werden. 

Die Einführung der neuen Kokarde bringt also nur eine Herabsetzung des inneren 
Gehalts der Truppe mit sich. 

Bevor daher nicht die Gesamtheit des deutschen Volkes noch einmal in der Frage 
der Reichsfarben entschieden hat, bitte ich von der gewaltsamen Einführung der 
Adlerkokarde abzusehen. 

Dietl 
Hauptmann und Kompagniechef. 

135. 

Befehl des Chefs der Heeresleitung, General d. Inf. v. Seeckt, über die 
politische Zuverlässigkeit des Reichsheeres. 

26. Februar 1921, Berlin. Nr. l106.2.21.T.l.III. - BA-l\IA. F 4884 Bd.2. Vervielf. 
Ausfertigung. 

Deutschland geht schweren Entscheidungen entgegen. Wir wissen nicht, was die 
Verhandlungen in London1 und die Entwicklung der Dinge im Osten2 für uns 
bedeuten werden. Das eine aber ist sicher: Deutschland kann nur dann die 
schweren Gefahren der nächsten Zeit überwinden, wenn die Regierung der 
einmütigen Hilfe des Volkes und aller Machtmittel des Staates sicher ist. Wer etwa 
versuchen wollte, im Glauben, einen für das Vaterland besseren Weg zu wissen, 
der Regierung seinen Willen aufzuzwingen und den Weg der Gesetzmäßigkeit zu 
verlassen, würde es nur erreichen, Deutschland völlig zu verderben. Nur eine 
Minderheit würde ihm folgen, Generalstreik und Bruderkampf statt der erhofften 
nationalen Einigung die Folge sein. Ich warne nachdrücklich vor den Führern einer 
derartigen Bewegung, die zwar zum Teil von vaterländischen Idealen, zum Teil 
aber auch von persönlichem Ehrgeiz und selbstsüchtigen Motiven getrieben 
werden. Ich warne besonders vor den Kreisen, die unter der Vorgabe nationaler 
Ziele nur den Bolschewismus in Deutschland zur Macht bringen wollen. Eine 

Die Alliierten hatten durch eine Note vom 29. Januar 1921 die deutsche Reichsregierung zu einer für 
Ende Februar in London anberaumten Konferenz eingeladen, in der die alliierte Reparationsforde
rung von 226 Milliarden Goldmark, zahlbar in 42 Jahresraten, und einer Summe in Höhe von 12% 
des Wertes der deutschen Ausfuhr unter Sanktionsandrohung zur Annahme vorgelegt wurde. 
Kabinett Fehrenbach S. XV. 

2 Es bestand die Befürchtung, daß das an der Westgrenze konzentrierte polnische Heer in 
Oberschlesien eingreifen würde, um die am 20. März stattfindende Volksabstimmung zugunsten 
Polens zu beeinflussen. Zu diesbezüglichen Überlegungen der Reichswehrführung s. Meier
Welcker S. 311f. und Kabinett Fehrenbach Nr. 207. 
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Verbinäung mil ibnen wirä letzten Lucies me lit ru ci er erstrebten nationalen 
Lrbebung, sondern nur rum Lieg cles kolsebewismus fübren. Denn eine solebe 
gewaltsame Lrbebung könnte nur äen Llan verfolgen, sieb im Lunäe mit äem 
äeutseben uncl russischen Lolsebewismus im Osten ru bebaupten; äas übrige 
Leutseläanä, sebutrlos uncl in sieb rerrissen, wurcle claim clem ^uslanä als leiebte 
Leute rukallen. leb babe sebon im lull 1920, als clie russische Lote ^rmee noeb im 
Vormarseb aul Varsebau war, claraul bingewiesen, äall 6er Lolsebewismus völlig 
unkäbig ist, uns wirksam gegen clas ^uslanä ru bellen, äall er aber kür uns clie 
völlige wirtschaftliche uncl kulturelle Vernichtung mit sieb brächtet Liese 
Tarnung gilt beute im verstärkten llalle.
Leute wie äamals gibt es nur einen Veg, um an cler Lrbaltung unseres Vaterlancles 
mitruwirken:
Lie von clen besten Lräkten unseres Volkes uncl niebt rum wenigsten vom Leere 
seit äem Zusammenbruch von 1918 geleistete Arbeit kortrusetren, unseren 8tast 
innerlieb ru festigen unä ibm äie Anerkennung unä VelUung äes ganren Volkes 
wieäer ru verschaffen. Vlles, was Leutseblanä beute äem ^uslanä gegenüber 
beäeutet, bangt von äem Lrkolg äieser Vrbeit ab. Xeine vom ^uslanäe ärobenäe 
Oekabr, so groll sie aueb erscheint, äarf uns claru verleiten, äiese mübevollen 
Ergebnisse äer letrten labre selbst ru vernichten unä äie erfolgreich kortsebrei- 
tenäe Linigung unseres Volkes, la äie Leiebseinbeit selbst wieäer aufs 8piel ru 
setren. I^ur äie Legierung ist berechtigt, im dlsmen äes äeutseben Volkes, äas sie 
berufen bat, ru banäeln. Las Leer mull ibre treuste Ltütre sein. Lür uns 8oläaten 
ist beute wie stets äer Oeborsam äie böebste unä unbeäingte LLicbt; äie 
rüeksiebtslose Lekämpkung jeäer Lmsturrbewegung, wober sie aueb kommen 
mag, eins 8elbstverstänäUobkeit.

v. 8eeekt.

3 dir. 117.

136.

Lenlcsebrikt cles Lruppenamles kür «len Leiebsprüsiäenten über clie 
Verwendung 6er lLeiebswebr im Innern.

Vor 22. «kpril 1921b Herlin. Lberselrriü: OrnnässtLe lür «len liinsntL cler lleieliswelrr. — 
88t4 8tutt8«rt. L 130 II dir. 218. Vervielk. ^bsclrrikl.

/. Mann soll Kem/rsree/rr ernKSLekrt neräen?
1. Leiebswebr soll naeb lVIögliekkeit niebt eingesetrt weräen:
a) Lür reine Lollreiaktionen, wie Laussuebungen, ^wangsbeitreibungen, einrelne 
Verbsftungen, Auflösung von Versammlungen, 8ebutr äer Arbeitswilligen usw.
b) Lei Bekämpfung kleiner Lnruben, wenn genügenä Lolirei verfügbar ist.

1 Vas Datum ergibt siek aus äem 8ckreiben äes Iruppenamtes dir. 862.4.21.1.1.III vom 22. ^pril 
1921 (H8t^ 8tuttgart. bi 130 II dir. 218. Vervielk. ^.bsekrikt), mit äem äiese Denksckrikt äen 
miktärisoken Xommanäobeböräen bekannt gemackt wuräe.
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Verbindung mit ihnen wird letzten Endes nicht zu der erstrebten nationalen 
Erhebung, sondern nur zum Sieg des Bolschewismus führen. Denn eine solche 
gewaltsame Erhebung könnte nur den Plan verfolgen, sich im Bunde mit dem 
deutschen und russischen Bolschewismus im Osten zu behaupten; das übrige 
Deutschland, schutzlos und in sich zerrissen, würde dann dem Ausland als leichte 
Beute zufallen. Ich habe schon im Juli 1920, als die russische Rote Armee noch im 
Vormarsch auf Warschau war, darauf hingewiesen, daß der Bolschewismus völlig 
unfähig ist, uns wirksam gegen das Ausland zu helfen, daß er aber für uns die 
völlige wirtschaftliche und kulturelle Vernichtung mit sich brächte3• Diese 
Warnung gilt heute im verstärkten Maße. 

Heute wie damals gibt es nur einen Weg, um an der Erhaltung unseres Vaterlandes 
mitzuwirken: 

Die von den besten Kräften unseres Volkes und nicht zum Wenigsten vom Heere 
seit dem Zusammenbruch von 1918 geleistete Arbeit fortzusetzen, unseren Staat 
innerlich zu festigen und ihm die Anerkennung und Achtung des ganzen Volkes 
wieder zu verschaffen. Alles, was Deutschland heute dem Ausland gegenüber 
bedeutet, hängt von dem Erfolg dieser Arbeit ab. Keine vom Auslande drohende 
Gefahr, so groß sie auch erscheint, darf uns dazu verleiten, diese mühevollen 
Ergebnisse der letzten Jahre selbst zu vernichten und die erfolgreich fortschrei
tende Einigung unseres Volkes, ja die Reichseinheit selbst wieder aufs Spiel zu 
setzen. Nur die Regierung ist berechtigt, im Namen des deutschen Volkes, das sie 
berufen hat, zu handeln. Das Heer muß ihre treuste Stütze sein. Für uns Soldaten 
ist heute wie stets der Gehorsam die höchste und unbedingte Pflicht; die 
rücksichtslose Bekämpfung jeder Umsturzbewegung, woher sie auch kommen 
mag, eine Selbstverständlichkeit. 

v. Seeckt. 

3 Nr. 117. 

136. 

Denkschrift des Truppenamtes für den Reichspräsidenten über die 
Verwendung der Reichswehr im Innern. 

Vor 22. April 1921 1• Berlin. Überschrift: Grundsätze für den Einsatz der Reichswehr.
HStA Stuttgart. E 13011 Nr. 218. VervieH. Abschrift. 

1. Wann soll Reichswehr eingesetzt werden? 

1. Reichswehr soll nach Möglichkeit nicht eingesetzt werden: 

a) Für reine Polizeiaktionen, wie Haussuchungen, Zwangsbeitreibungen, einzelne 
Verhaftungen, Auflösung von Versammlungen, Schutz der Arbeitswilligen usw. 

b) Bei Bekämpfung kleiner Unruhen, wenn genügend Polizei verfügbar ist. 

1 Das Datum ergibt sich aus dem Schreiben des Truppenamtes Nr. 862.4.2l.T.l.III vom 22. April 
1921 (HStA Stuttgart. E 130 II Nr. 218. Vervielf. Abschrift), mit dem diese Denkschrift den 
militärischen Kommandobehörden bekannt gemacht wurde. 
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2. Loickswokr ist einrusotLeu:
a) Lei lokalen Lnrukon, wenn clie Lok^oi clos ongeron Lorirks nickt ausroickt ocler 
nickt 8ellne11 genug vorlllgkar i8t unü lie Loliroi cles weiteren Lorirks nickt 
korangorogen werden Kann.
k) l>ei o//cnem/Vulrukr, inskesonclero, wenn ein Lusammenriekon von Xralton uncl 
gröLere Operationen in Lrage kommen.
Lie Lckupo i8t
nack OrFanrsatron (unterstekt clen Ländern uncl mull lokal organisiert sein)
naek §eu)cr//nllNK uncl Ausrüstung (Kat koine sckweren Mallon, koine Lakrreuge 
uncl sonstige teckniscke Nittel lür clen Lewegungskrieg),
naek Le/e/r/s/ü/rrunH' (clarl keine kolleren Ltake uncl einen entspreckenclen 
Lelelilsapparat kaken),
lllr clio ^ulgakon unter l>) nielit geeignet. Line derartige Verwonclung wiclerspriolit 
kesonciers ikrem lokalen Okarakter uncl clürlte Massen aul clie Nllklen cler Lntente 
sein, clie sis selion irnrnor als verkapptes Niktär liingestollt liat. Lie ^rt uncl Meise, 
wie inan Lckupo uncl Leickswekr koi clen Lnruken in Nittelcleutscklancl verwendet 
Kat?, stellt ciie Lings also geracle^u aul clen Xopl. Las rnag aus innerpolitiselisn 
Orünüen notwendig gewesen sein, es clarl aber nielit rur ?§orm werclen. Nan sollte 
sielr vielinelir clarüker ganr klar werclen, lall clie erlolgreicke Ourcklllkrung 6er 
Aktion nur inöglieli gewesen ist, weil sie von elismaligon Oeneralstaksollirieren 
geleitet unci von Lckupo-Nannsckalten clureligellllirt ist, clie altgecliente, gut 
ausgskillete Lolclaten sincl. Leiion naeti wenigen lakren wircl sioli cias Lilcl in 
clieser Leriekung vollständig geändert Kaken, kesonciers wircl es an Ollirieren 
lelilen, clie ükerkaupt iin Ltancle sincl, derartige Lewegungen ru leiten. Lckon )etrt 
gikt es in ciioser Linsickt ru clenken, clall ein cler Klauen Lokrei entstarninencler 
uncl claker kür derartige rlulgaken niekt vorgekilcieter Lokupo-Ollirier clurck 
unrweokmäLigs Nallnakmen uncl Vorrettelung seiner Lrälte es runaekst lakin 
gekrackt Kat, clak er mit einem IUI seiner l'ruppe in Lisleken eingescklossen sak 
uncl erst clurok von auilen kerangekolte Lekupo kelreit werclen muüte^.

2 Im prükjakr 1921 var es in äer provinr 8acksen, vornskmlick in äen Inäuslrisberirken um 
Nerseburg unä ^lanskelä, ru O'nruken gekommen, in äeren Verlaut preuüiscke pokrei erst naek 
größeren Oekecktsn äen inneren prieäen vieäerkerstellen konnte. Oie kieicksvekr war äabei nur 
begrenrt unä vorüksrgekenä eingesetrt voräen, veil äie preuüiscke kegierung kürclitete, äurck 
äeren pinsatr äen /^ukstänäiscken auck gemäüigte kräkte in äie ^rme ru treiken. 8o Katte äie 
keicksvekr leäigkck äen .Vngrikk äer pokrei aut äas keunaverk mit /Artillerie unterstütrt unä im 
kreise Oiebenveräa eingegrikken. 8. Kabinett pekrenback !>Ir. 208, !Vr. 219, iVr. 221, k^lr. 222, 
KIr. 224 unä blr. 225 sovie äie sbä. I^r. 208 cknm. I (mit punäort) aukgekükrten amtlieken 
Oenksckrikten äes preuüiscken Innenministers unä äes keickskommissars kür äie ökkentkcke 
Oränung sovie äie iVieäersckrikten äes Ontersuckungsaussckusses äes preuüiscken Oanätags. Oie 
Oenksckrikt äes Innenministeriums, Oie ^lärrunruken 1921 unä äie preuÜiscke 8ckutrpokrei. 
Oerkn 1921 (u. a. 8/K-^l/K. pl^I 20/436. Oruckstück) betracktete äie Onternekmung nickt allein als 
einen krkolg äes pokreikcken Vorgekens, sonäern nakm äie äadei gemackten prkakrungen rur 
Orunälage veitgekenäer poräerungen kinsicktkck äer Levakknung äer pokrei unä äer Versorgung 
ikrer Oeamten, äie äarin äen keicksvekrangekörigen „minäestens" gleiekgestekt veräen sollten 
(8. 22 k.).

3 Oer Vlajor äer 8ckutrpokrei polte var in pisleken in solck beärängte Oage geraten, äsü er äen 
^ukstanäiscken eigenmäckrig 8traklosigkeit rusickerte. Kabinett pekrenback ?^r. 224 /Knm. 4. 
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2. Reichswehr ist einzusetzen: 

a) Bei lokalen Unruhen, wenn die Polizei des engeren Bezirks nicht ausreicht oder 
nicht schnell genug verfügbar ist und die Polizei des weiteren Bezirks nicht 
herangezogen werden kann. 

b) bei offenem Aufruhr, insbesondere, wenn ein Zusammenziehen von Kräften und 
größere Operationen in Frage kommen. 

Die Schupo ist 

nach Organisation (untersteht den Ländern und muß lokal organisiert sein) 

nach Bewaffnung und Ausrüstung (hat keine schweren Waffen, keine Fahrzeuge 
und sonstige technische Mittel für den Bewegungskrieg), 

nach Befehlsführung (darf keine höheren Stäbe und einen entsprechenden 
Befehlsapparat haben), 

für die Aufgaben unter b) nicht geeignet. Eine derartige Verwendung widerspricht 
besonders ihrem lokalen Charakter und dürfte Wasser auf die Mühlen der Entente 
sein, die sie schon immer als verkapptes Militär hingestellt hat. Die Art und Weise, 
wie man Schupo und Reichswehr bei den Unruhen in Mitteldeutschland verwendet 
hat2

, stellt die Dinge also geradezu auf den Kopf. Das mag aus innerpolitischen 
Gründen notwendig gewesen sein, es darf aber nicht zur Norm werden. Man sollte 
sich vielmehr darüber ganz klar werden, daß die erfolgreiche Durchführung der 
Aktion nur möglich gewesen ist, weil sie von ehemaligen Generalstabsoffizieren 
geleitet und von Schupo-Mannschaften durchgeführt ist, die altgediente, gut 
ausgebildete Soldaten sind. Schon nach wenigen Jahren wird sich das Bild in 
dieser Beziehung vollständig geändert haben, besonders wird es an Offizieren 
fehlen, die überhaupt im Stande sind, derartige Bewegungen zu leiten. Schon jetzt 
gibt es in dieser Hinsicht zu denken, daß ein der blauen Polizei entstammender 
und daher für derartige Aufgaben nicht vorgebildeter Schupo-Offizier durch 
unzweckmäßige Maßnahmen und Verzettelung seiner Kräfte es zunächst dahin 
gebracht hat, daß er mit einem Teil seiner Truppe in Eisleben eingeschlossen saß 
und erst durch von außen herangeholte Schupo befreit werden mußte3

• 

2 Im Frühjahr 1921 war es in der Provinz Sachsen, vornehmlich in den Industriebezirken um 
Merseburg und Mansfeld, zu Unruhen gekommen, in deren Verlauf preußische Polizei erst nach 
größeren Gefechten den inneren Frieden wiederherstellen konnte. Die Reichswehr war dabei nur 
begrenzt und vorübergehend eingesetzt worden, weil die preußische Regierung fürchtete, durch 
deren Einsatz den Aufständischen auch gemäßigte Kräfte in die Arme zu treiben. So hatte die 
Reichswehr lediglich den Angriff der Polizei auf das Leunawerk mit Artillerie unterstützt und im 
Kreise Liebenwerda eingegriffen. S. Kabinett Fehrenbach Nr. 208, Nr. 219, Nr. 221, Nr. 222, 
Nr. 224 und Nr. 225 sowie die ebd. Nr. 208 Anm. 1 (mit Fundort) aufgeführten amtlichen 
Denkschriften des preußischen Innenministers und des Reichskommissars für die öffentliche 
Ordnung sowie die Niederschriften des T;ntersuchungsausschusses des preußischen Landtags. Die 
Denkschrift des Innenministeriums, Die Märzunruhen 1921 und die preußische Schutzpolizei. 
Berlin 1921 (u. a. BA-MA. R;\I 20/436. Druckstück) betrachtete die Unternehmung nicht allein als 
einen Erfolg des polizeilichen Vorgehens, sondern nahm die dabei gemachten Erfahrungen zur 
Grundlage weitgehender Forderungen hinsichtlich der Bewaffnung der Polizei und der Versorgung 
ihrer Beamten, die darin den Reichswehrangehörigen "mindestens" gleichgestellt werden sollten 
(S. 22 L). 

3 Der Major der Schutzpolizei Folte war in Eisleben in solch bedrängte Lage geraten, daß er den 
Aufständischen eigenmächtig Straflosigkeit zusicherte. Kabinett Fehrenbach Nr. 224 Anm. 4. 
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-luck mu6 karauf Kingswiesen werden, Ka6 es in Zukunft nickt immer möglick sein 
wirci, ciie 8ckupo wie kiesmul aus ciern ganren Banks nack einein Berirk 
rusammenrurisken unci kakurck unkers Bankesteile in erkeklicksm Nuke von 
pokreikckem 8ckutr ru entkloBsn.
Irn übrigen ist rur Vrt cier Bekämpfung cies mittelksutscken -lufstankes nock 
folgenkes grunksutrlick ru sagen.
^unackst mull Ker Vnsickt sckark entgsgengetreten werken, als ok Kus Beick unci 
init ikm sein einriger Nacktfaktor, Kis Bsickswekr, erst in Brsckeinung treten 
Kurilen, wenn Kis Banker karum kitten. Ous Beick ist vielrnekr nuek 8 48 Ker 
Verfassung kereektigt unk verpflicktet, kie öffentlicke Lickerkeit unk Orknung im 
Beicke wieker kerrustelien, wenn sie gestört oker gekäkrket wirk. Vie uksurk eine 
ankere -luffussung ist, ergikt sick sekon kuruus, kuk Ker Vukrukrkerk sick üker 
rnekrere Banker erstrecken unk kunn ^eke Ker in Kruge kommenken Bunkesregie- 
rungen entspreckenk ikrer parteipolitiscken ^usummensetrung unkerer Neinung 
sein kunn. Nun sollte sick uuck keiner läusckung kurüker kingeken, ksk eine 
ragkakte unk unrweckmäBige Bekämpfung von Onruken von Ker kreiten Nüsse Kes 
Volkes nickt Ken Bänkern, sonkern Ker Beicksregierung in Becknung gestellt 
wirk.
Berner muB Kurauf kingewiesen werken, kaB ein sckwunkenkes Verkulten Ker 
Bekörken, ein Hin unk ller von sckarfen Orokungen unk weitgekenken 2ugestänk- 
nissen Kus keste Nittel ist, urn kleine Aktionen scknell in einen Brankkerk ru 
verwunkeln. Oer ekernulige Ninister I^Ioske, Ker Kock gewiB reicke Brkakrung in 
Ker Bekämpfung von Onruken Kutte, sagt kurüker in einer Verfügung vom 
20. 10. 19^ sekr treffenk:
„Im übrigen ergikt siob aus Kieser grollen Bewegung genau kusselbe Bilk wie Kei Ken vielen 
kleinen Oswukukten. Hinter Kem grollen Oesckrei munekmul köekst unrückigsr Bübrer 
steckt wenig. 8owie lest rugepsckt wirk, verkluttert Ker 8puk in alle Vinke. Bs kunn kuksr 
allen militäriseben, pollrsiUcken unk Verwaltungsbebörken nickt ok genug eingsscbärkt 
werken, Kull fskes I^ucbgebsn gegen unkerecbtigtes Verbuken vom Übel ist unk unweiger- 
licb weitere noeb rakikulere Borkerungen rur Böige Kut.
8ebsn kie bübrer, KaB sie auk entseklossenen Vikerstank Ker 8kuatsgewalt Stollen, so 
verlieren sie sekr kalk Ken Nut unk - Ken grollen Nunk. -lullerkem wirk Kurek ein 
sofortiges sckurkss Anlassen gleicb im Wirkung Ker Bewegung erlubrungsgemäk Ker gunren 
Bevölkerung viel Blut unk Ongemueb erspurt. Bür kie militäriseben 8tellen gilt in kiesem 
2usummenbang nocb gunr besonkers Ker Orunksutr, Kall kie rablenmällige 8ebwäcbe eines 
Iruppenuukgebots kurcb entspreckenk sckürlere Nallnukmen am Kesten susgeglicben 
werken kann."
Nun clurf sick eben clurck clus törickte Oesckrei gegen clen Binsutr cler stuutlicken 
Nuclitmittel nickt einsckücktern lassen uncl clarf nickt kalke NaBnakmen treffen, 
aus Burckt, kie -lrbeitersckakt ru reiren. Nir sckeint clus Vorgeken in cler Brovinr 
8aeksen ein 8ckulbsispie1 clukür, wie mun es nickt mucken soll.
Im Oegensatr kierru reigt cler Verlauf cler Oinge in Berlin, wie glänrenk 
rweckmäBige VorkeugungsmaBnukmen wirken. Oas Verbot von Versammlungen 
unter freiem Himmel, clie Bestsetrung von 200 kommunistiscken Bükrern uncl cler 
- von Oswerksckaften uncl Ker kokenstänkigen alten ^rkeitersckakt kankkur

4 Lank II I^r. 115.

247

Dic ncue ileichsl'.chr VUI'22.1.1921 136. 

Auch muß darauf hingewiesen werden, daß es in Zukunft nicht immer möglich sein 
wird, die Schupo wie diesmal aus dem ganzen Lande nach einem Bezirk 
zusammenzuziehen und dadurch andere Landesteile in erheblichem Maße von 
polizeilichem Schutz zu entblößen. 

Im übrigen ist zur Art der Bekämpfung des mitteldeutschen Aufstandes noch 
folgendes grundsätzlich zu sagen. 

Zunächst muß der Ansicht scharf entgegengetreten werden, als ob das Reich und 
mit ihm sein einziger Machtfaktor, die Reichswehr, erst in Erscheinung treten 
dürften, wenn die Länder darum bitten. Das Reich ist vielmehr nach § 48 der 
Verfassung berechtigt und verpflichtet, die öffentliche Sicherheit und Ordnung im 
Reiche wieder herzustellen, wenn sie gestört oder gefährdet wird. Wie absurd eine 
andere Auffassung ist, ergibt sich schon daraus, daß der Aufruhrherd sich über 
mehrere Länder erstrecken und dann jede der in Frage kommenden Landesregie
rungen entsprechend ihrer parteipolitischen Zusammensetzung anderer Meinung 
sein kann. Man sollte sich auch keiner Täuschung darüber hingeben, daß eine 
zaghafte und unzweckmäßige Bekämpfung von Unruhen von der breiten Masse des 
Volkes nicht den Ländern, sondern der Reichsregierung in Rechnung gestellt 
wird. 

Ferner muß darauf hingewiesen werden, daß ein schwankendes Verhalten der 
Behörden, ein Hin und Her von scharfen Drohungen und weitgehenden Zugeständ
nissen das beste Mittel ist, um kleine Aktionen schnell in einen Brandherd zu 
verwandeln. Der ehemalige Minister Noske, der doch gewiß reiche Erfahrung in 
der Bekämpfung von Unruhen hatte, sagt darüber in einer Verfügung vom 
20. 10. 194 sehr treffend: 

"Im übrigen ergibt sich aus dieser großen Bewegung genau dasselbe Bild wie bei den vielen 
kleinen Gewaltakten. Hinter dem großen Geschrei manchmal höchst anrüchiger Führer 
steckt wenig. Sowie fest zugepackt wird, verflattert der Spuk in alle Winde. Es kann daher 
allen militärischen, polizeilichen und Verwaltungsbehörden nicht oft genug eingeschärft 
werden, daß jedes Nachgeben gegen unberechtigtes Verhalten vom Übel ist und unweiger
lich weitere noch radikalere Forderungen zur Folge hat. 

Sehen die Führer, daß sie auf entschlossenen Widerstand der Staatsgewalt stoßen, so 
verlieren sie sehr bald den Mut und - den großen Mund. Außerdem wird durch ein 
sofortiges scharfes Zufassen gleich im Anfang der Bewegung erfahrungsgemäß der ganzen 
Bevölkerung viel Blut und Ungemach erspart. Für die militärischen Stellen gilt in diesem 
Zusammenhang noch ganz besonders der Grundsatz, daß die zahlenmäßige Schwäche eines 
Truppenaufgebots durch entsprechend schärfere Maßnahmen am besten ausgeglichen 
werden kann." 

Man darf sich eben durch das törichte Geschrei gegen den Einsatz der staatlichen 
Machtmittel nicht einschüchtern lassen und darf nicht halbe Maßnahmen treffen, 
aus Furcht, die Arbeiterschaft zu reizen. Mir scheint das Vorgehen in der Provinz 
Sachsen ein Schulbeispiel dafür, wie man es nicht machen soll. 

Im Gegensatz hierzu zeigt der Verlauf der Dinge in Berlin, wie glänzend 
zweckmäßige Vorbeugungs maßnahmen wirken. Das Verbot von Versammlungen 
unter freiem Himmel, die Festsetzung von 200 kommunistischen Führern und der 
- von Gewerkschaften und der bodenständigen alten Arbeiterschaft dankbar 
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anerkannte - 8ckutr gekakrllster Letriske llurek 8ckupo katten vollen krkolg: Die 
okkentkeke Kulls wurlle nickt gestört, Lint ist nickt geklossen.
^uck rukünktige ^ukstanllskewegungen - unll mit solcken ist Kei ller Oesamtlage 
in Deutscklanll auell weiterlün unkellingt ru reellnen - können nur llallurck 
unterllunllen werllen, lla6 man auk Orunll lles Artikels 48 ller Verkassung llie 
Detrpresse unterllrückt unll llie Detrer kestsetrt.

//. Ikre Kann Kerc/rsrce/rr ernAesetrk rcsrden?

I. Durck Zuteilung an llie 8ckupo.
Kür kleinere keile ller Leickswekr - wie lVlasckinengewekr- oller teellnisells 
Kruppen - ist llas llurckaus angängig unll llurell sine entspreellenlle Verkügung 
geregelt. Die knterstskung größerer kormationen, llesonllers auell llie Zuteilung 
sellwerer ^Vakken wie Ossckütre unll Mnenwerksr unter llen Lekekl ller 8ckupo- 
kükrer, ist aller iin köcksten Na6e unerwünsellt unll mull in ^ukunkt veriniellen 
werllen.
6runlle.'
a) Die kükrer ller 8ickerkeit8pokrei sinll Leamte, llie llas Xoaktionsreckt llallen 
unll lleren ^.nsckauungen inkolgellessen viekack von llen kür llie Leickswekr 
notwenlligen OrunllsLtren allweicllen werllen.
ll) 8ckon jetrt, in ller kukunkt aller immer inellr, wirll llen 8ckupo-kükrern llie 
teellnisells Vorkilllung kür llie Verwenllung von Kruppen unll llesonllers Kir llie 
Verwenllung sellwerer Vakken keklen.
e) Venn ller kinsatr von Artillerie unll von Mnenwerkern notwenllig wirll, sine 
VlaLnakme, ru ller man siell aus innerpolltisellen Orünllen lloell sellr ungern 
entsellllellt, wirll es siell in ller Legel uin okkenen v^ukrukr oller jellenkaks uin 
derartig ernste Vsrllältnisse llanlleln, dak es üllerllaupt ain klatre ist, eins 
miktäriscke Aktion anruorllnen oller lloell wenigstens llie Leitung ller Oesamtorga- 
nisation in milltariselle Lände ru legen.
ll) Die parlamentariscke Verantwortung kür llas Verkalten auek llieser, ller 8ckupo 
rugeteilten Leickswekr unll kür llie /Vrt ikrer Verwenllung trägt ller Leickswekrmi- 
nistsr, llem aller seinerseits jells ^lögkekkeit ller Kinwirkung auk llie kanlleskekör- 
llen llerw. llie 8ckupokükrer keklt.
2. Durek llie krteilung eines selkständigen rein milltäriseken ^.uktrages wie r. 8. 
krokerung eines Ztütrpunktes, 8äuberung einer 8trake, Lellutr von Anlagen unll 
Oekäuden usw. Daru sinll keine Lskugnisse kür llas MUtär notwenllig.
3. 2ur Durekkükrung einer Oesamtaktion rweeks Viederkerstekung verkassungs- 
mäkiger kustände.
kür eine llerartige ^ukgaks müssen llem leitenllsn Mktärkekeklskaker erweiterte 
Uacktkekugnisse gegellen werllen. Im sinrelnen ist erkorllsrkek:
a) Die kivilverwakungs- unll Oemeinllsllellörllen lles gekakrlleten Lerirks - unll 
llamit auek llie iknen unterstellten kokreiorgane - müssen llen suk llie ^kiellerker- 
stellung ller ökkentkcken Orllnung kerügUcken Anordnungen lles Vliktarkekeklska- 
kers kolge leisten.
Lei einer po/rrei/ic/ren Aktion ist llie Öksrtragung llsrartiger Lekugnisse an llen 
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anerkannte - Schutz gefährdeter Betriebe durch Schupo hatten vollen Erfolg: Die 
öffentliche Ruhe wurde nicht gestört, Blut ist nicht geflossen. 

Auch zukünftige Aufstandsbewegungen - und mit solchen ist bei der Gesamtlage 
in Deutschland auch weiterhin unbedingt zu rechnen - können nur dadurch 
unterbunden werden, daß man auf Grund des Artikels 48 der Verfassung die 
Hetzpresse unterdrückt und die Hetzer festsetzt. 

IL Wie kann Reichswehr eingesetzt werden? 

1. Durch Zuteilung an die Schupo. 

Für kleinere Teile der Reichswehr - wie Maschinengewehr- oder technische 
Truppen - ist das durchaus angängig und durch eine entsprechende Verfügung 
geregelt. Die Unterstellung größerer Formationen, besonders auch die Zuteilung 
schwerer Waffen wie Geschütze und Minenwerfer unter den Befehl der Schupo
führer, ist aber im höchsten Maße unerwünscht und muß in Zukunft vermieden 
werden. 

Gründe: 

a) Die Führer der Sicherheitspolizei sind Beamte, die das Koalitionsrecht haben 
und deren Anschauungen infolgedessen vielfach von den für die Reichswehr 
notwendigen Grundsätzen abweichen werden. 

b) Schon jetzt, in der Zukunft aber immer mehr, wird den Schupo-Führern die 
technische Vorbildung für die Verwendung von Truppen und besonders für die 
Verwendung schwerer Waffen fehlen. 

c) Wenn der Einsatz von Artillerie und von Minenwerfern notwendig wird, eine 
Maßnahme, zu der man sich aus innerpolitischen Gründen doch sehr ungern 
entschließt, wird es sich in der Regel um offenen Aufruhr oder jedenfalls um 
derartig ernste Verhältnisse handeln, daß es überhaupt am Platze ist, eine 
militärische Aktion anzuordnen oder doch wenigstens die Leitung der Gesamtorga
nisation in militärische Hände zu legen. 

d) Die parlamentarische Verantwortung für das Verhalten auch dieser, der Schupo 
zugeteilten Reichswehr und für die Art ihrer Verwendung trägt der Reichswehrmi
nister, dem aber seinerseits jede Möglichkeit der Einwirkung auf die Landesbehör
den bezw. die Schupoführer fehlt. 

2. Durch die Erteilung eines selbständigen rein militärischen Auftrages wie z. B. 
Eroberung eines Stützpunktes, Säuberung einer Straße, Schutz von Anlagen und 
Gebäuden usw. Dazu sind keine Befugnisse für das Militär notwendig. 

3. Zur Durchführung einer Gesamtaktion zwecks Wiederherstellung verfassungs
mäßiger Zustände. 

Für eine derartige Aufgabe müssen dem leitenden Militärbefehlshaber erweiterte 
Machtbefugnisse gegeben werden. Im einzelnen ist erforderlich: 

a) Die Zivilverwaltungs- und Gemeindebehörden des gefährdeten Bezirks - und 
damit auch die ihnen unterstellten Polizeiorgane - müssen den auf die Wiederher
stellung der öffentlichen Ordnung bezüglichen Anordnungen des Militärbefehlsha
bers Folge leisten. 

Bei einer polizeilichen Aktion ist die Übertragung derartiger Befugnisse an den 
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leitenden Oollreillekelllsllaller niellt notwenäig, äa äie Oollrei äen äie vollriellenäe 
Oewalt ausüllenäen Ävilllellöräen organisatorisell unterstellt ist, äie llälleren 
kegierungsstellen (kegierungspräsiäent, Ollerpräsiäent) äaller ollne weiteres 
äurell illre ^noränungen ein einlleitllclles Zusammenwirken äer lleteillgten 2ivil- 
unä Oollreibellöräen erzielen können.

V^irä äagegen Deic/rsrae/rr eingesetrt, so llsnäelt äiese auk 8ekelll äes keiellspräsi- 
äenten llerw. äer 8eicllsregierung. Oie unerlä6llelle Oinlleitliellkeit äes Oanäelns 
aller in Orage kommenäen Ltaatsorgane kann äaller nur äaäurell gewällrleistet 
weräen, äall äre Oersönlicllkeit von äer 8eiellsregierung mit äer Oeitung äes 
Oanren lleauktragt wirä, unä rwar naturgemäll äiejenige, äer äie lllieäerwerkung 
äes ^Vukstanäss üllertrsgen ist, nämliell - äer MUtarllekelllsllaller.

ll) Oer Mlltärllekelllsllaller mull vorüllergellenäe 8escllränkungen kolgenäer ^Vrti- 
kel äer keiellsverkassung vornellmen können:

Des >krt. 774 lletr. äie persönlielle Oreilleit: Oieräurell wirä illm vor allem äie 
Oereelltigung gegellen, ^c/rutr/ra/t gegen äie äie ökkenlliolle Liellerlleit gekällräen- 
äen OersönUcllkeiten - Oüllrer äer ^.ukrüllrer, Ltreiklletrer usw. - ru verllängen.
Des ^4rk. 776 lletr. äie Onverletrllcllkeit äer ^Vollnung. Ourellsuollungen von 
Vollnungen weräen llaukig rur Ourellkllllrung äer Lollutrkaktmallnallmen unä rum 
^.uksuellen von wiolltigem ^laterial (Organisations- unä Operationspläne, lllaell- 
riellten, pp.) äer aukstänäiscllen Oüllrer erkoräerllell sein (vergl. Halle). ^ucll mull 
äer Vlilitarllekelllsllaller rur Onterllringung äer auk engem kaum rusammengeroge- 
nen Gruppen unter Omstänäen äie vorüllergellenäe Oeselllagnallme geeigneter 
kaumllcllkeiten anoränen können.
Des >Ot. 777 lletr. 8riek-, Oost-, pp. Oelleimnis, um äen I^aollrielltenäienst äer 
^ukrüllrer im ^ukstanäsgelliete wirksam unä sellnell unterllinäen unä äas Omsiell- 
greiken äes ^ukstsnäes auk llenaellllarte Oelliete verllinäern ru können.
Des ^4rk. 776 lletr. äie kreie Vleinungsäullerung, äer rkrt. 726, 724 lletr. äie 
Versammlungs- unä Vereinskreilleit, um gegen äie Oetre rum ^ukstanä in äer 
Oresse llerw. Versammlungen unä Vereinen sokort einsellreiten ru können.
Des ^4rt. 766 lletr. äen 8cllutr äes Eigentums: ^ur Ourcllküllrung äer Operationen 
wirä okt kür ^uskall an Okeräen, Oallrreugen, X^raktwagen, Oetriebsstokk usw. sokort 
Orsatr äurell vorüllergellenäe Oeselllagnallme gescllakken weräen müssen.
In allen vorgenannten Oällen kann siell äer Mlitarbekelllsllaller nicllt erst mit äen 
an anäeren Orten llekinäliellen Regierungsstellen in Verllinäung setren. Oie 
äaäurell - vor allem llei ^leinungsversellieäenlleiten - entstellenäen Verrögerun- 
gen würäen äie erkoräerllellen ^lallnallmen erllelllicll ersellweren, wenn niellt gar, 
wie r. 8. llei Lellutrllakt, Oaussucllungen, pp. völlig unwirksam maellen. Lellnel- 
les Handeln unä 2ugreiken ist llierllei Vorlleäingung kür äen Lrkolg.
e) Oer Mlltärllekelllsllaller mu6 äas keellt llallen, im Interesse äer ökkentllellen 
Ziellerlleit allgemeine ^noränungen an äie Oevölkerung ru erlassen: r. 8. rum 
8cllutr lellenswielltiger Oetrielle, kerner rur 8esellränkung äes Ltrallenverkellrs 
llei Ounkellleit, üller äas Irsgen von ^Vakken usw.
ä) Om äen Verfügungen äes Vlilltärllekelllsllallers lllaclläruek ru verleillen, müssen 
sellarke Ztrakbestimmungen gegen ^uwiäerllanälungen kestgesetrl weräen.
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leitenden Polizeibefehlshaber nicht notwendig, da die Polizei den die vollziehende 
Gewalt ausübenden Zivilbehörden organisatorisch unterstellt ist, die höheren 
Regierungsstellen (Regierungspräsident, Oberpräsident) daher ohne weiteres 
durch ihre Anordnungen ein einheitliches Zusammenwirken der beteiligten Zivil
und Polizeibehörden erzielen können. 

Wird dagegen Reichswehr eingesetzt, so handelt diese auf Befehl des Reichspräsi
denten bezw. der Reichsregierung. Die unerläßliche Einheitlichkeit des Handelns 
aller in Frage kommenden Staatsorgane kann daher nur dadurch gewährleistet 
werden, daß die Persönlichkeit von der Reichsregierung mit der Leitung des 
Ganzen beauftragt wird, und zwar naturgemäß diejenige, der die Niederwerfung 
des Aufstandes übertragen ist, nämlich - der Militärbefehlshaber. 

b) Der Militärbefehlshaber muß vorübergehende Beschränkungen folgender Arti
kel der Reichsverfassung vornehmen können: 

Des Art. 114 betr. die persönliche Freiheit: Hierdurch wird ihm vor allem die 
Berechtigung gegeben, Schutzhaft gegen die die öffentliche Sicherheit gefährden
den Persönlichkeiten - Führer der Aufrührer, Streikhetzer usw. - zu verhängen. 

Des Art. 115 betr. die Unverletzlichkeit der Wohnung. Durchsuchungen von 
Wohnungen werden häufig zur Durchführung der Schutzhaftmaßnahmen und zum 
Aufsuchen von wichtigem Material (Organisations- und Operationspläne, Nach
richten, pp.) der aufständischen Führer erforderlich sein (vergl. Halle). Auch muß 
der Militärbefehlshaber zur Unterbringung der auf engem Raum zusammengezoge
nen Truppen unter Umständen die vorübergehende Beschlagnahme geeigneter 
Räumlichkeiten anordnen können. 

Des Art. 117 betr. Brief-, Post-, pp. Geheimnis, um den Nachrichtendienst der 
Aufrührer im Aufstandsgebiete wirksam und schnell unterbinden und das Umsich
greifen des Aufstandes auf benachbarte Gebiete verhindern zu können. 

Des Art. 118 betr. die freie Meinungsäußerung, der Art. 123, 124 betr. die 
Versammlungs- und Vereinsfreiheit, um gegen die Hetze zum Aufstand in der 
Presse bezw. Versammlungen und Vereinen sofort einschreiten zu können. 

Des Art. 153 betr. den Schutz des Eigentums: Zur Durchführung der Operationen 
wird oft für Ausfall an Pferden, Fahrzeugen, Kraftwagen, Betriebsstoff usw. sofort 
Ersatz durch vorübergehende Beschlagnahme geschaffen werden müssen. 

In allen vorgenannten Fällen kann sich der Militärbefehlshaber nicht erst mit den 
an anderen Orten befindlichen Regierungsstellen in Verbindung setzen. Die 
dadurch - vor allem bei Meinungsverschiedenheiten - entstehenden Verzögerun
gen würden die erforderlichen Maßnahmen erheblich erschweren, wenn nicht gar, 
wie z. B. bei Schutzhaft, Haussuchungen, pp. völlig unwirksam machen. Schnel
les Handeln und Zugreifen ist hierbei Vorbedingung für den Erfolg. 

c) Der Militärbefehlshaber muß das Recht haben, im Interesse der öffentlichen 
Sicherheit allgemeine Anordnungen an die Bevölkerung zu erlassen: z. B. zum 
Schutz lebenswichtiger Betriebe, ferner zur Beschränkung des Straßenverkehrs 
bei Dunkelheit, über das Tragen von Waffen usw. 

d) Um den Verfügungen des Militärbefehlshabers Nachdruck zu verleihen, müssen 
scharfe Strafbestimmungen gegen Zuwiderhandlungen festgesetzt werden. 
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137. 14. 5. 1921 Kapitel III

e) Oie cler rirk/en KeA!eranKL^ke//en Kei allen clerartigeu ^norcluunZeu
cles Nilitärkeleklskakers, clie VerkinclunZ mit ikusu uncl clie OerüelcsiektiZunZ 
ikrer ^ünsclie ist claclurek sicker ru stellen, clak clem Vliktärkeleklskaker ein 
lisZierunZskommissar mit kesoucleren OeluZnissen ruZeteilt wircl, «lessen 2ustim- 
munA Kei allen clie verlassunAsmäkiZeu Oruuclreckte kesckräulceuclen VerlüZuu- 
Zen cles Vlilitarkeleklskakers erlorclerkck ist^.
Lisker ist stets in «liesst ^Veise verkakreu werclen, l^nstancle Kaken sicli «lakei nickt 
ergeken^.

5 In cler gemeinsamen 8itrung von keickskabinett und preubisckem 8taatsministerium vorn 28. ^lärr 
1921 Katte 6er keickswekrministsr Oeüler den 8tandpunlct vertreten, daü er eine Verwendung 6er 
keickswekr in 8acksen ,,nur unter miktärisckem ^usnakmerustand kür mögllck kalte" (Kabinett 
kekrenback blr. 221). Durck diesen wären 6en ^liktärbekeklskabern 6ie kier verlangten 8ondervoII- 
mackten rugekallen.

6 Der württembergiscbe 8taatspräsidenl klicker (DD?) verkalke ru dieser Denksckrikt kolgenden ?rln6 
vorn 13. Uni 1921 (auk 6er Vorl. ksl. konrept):
„Die Denksckrikt berweckt letrten kndes, 6ein ^liktärbskeklskaber wieder, «vis krüker, 6ie 
vollriekende Oewalt ru versckakken. Dis vollrieken6e Oewalt wurde dem Militär iin c^pril 1920, 
okkenbar wegen 6er rweideutigen Haltung mancksr kökerer keickswekrokkiriere wäkrend 6ss kapp- 
kutsckes, abgsnommen. Daü es rweclcs rascker un6 rielbewubter Unterdrückung eines Vukrukrs 
SN sick rweckmäüig ist, miktäriscke keitung un6 rivile V ollrugsgewalt in eine Hand ru legen, wird 
nickt ru bestreiten sein. OK aber Kei dein inneren Verkältnis vieler keickswebrokkiriere rur 
keicksverkassung un6 6ein kesteken6en bliükrauen weiter, auck mekrkeitssorialdemokratiscker 
^rbeiterkreise un6 sogar demokratiscker kürgerkreise gegen 6ie unke6ingte Verkassungstreue 6er 
keickswekr es rur Zeit sckon inögkck ist, 6en 'iVünscken 6er keickswekr ru enlsprecken, wird 
berweikelt werden müssen. ?ür die württemkergiscken Verkältnisse müllte, jedenkalls jetrt nock, 
die Möglicklceit der Übertragung der vollriekenden Oewalt an einen preuüiscken Oeneral als sckwer 
erträgkck und politisck unsrwünsckt bereicknet werden.
Die Denlcsckrikt ist der kegierung nur rur kenntnisnakme mitgsteilt, daü der jetzige keickspräsi- 
dent und die jetzige keicksregierung den tVünscken der Denlcsckrikt entsprickt l!l, ist nickt 
anrunekmen. Vorstellungen der württ. kegierung würden vom keickswekrministerium und der 
keickswekr wokl als Dnkreundkcklceit, von der keicksregierung als kerwerklung ikrer politiscken 
Orteilskäkiglceit angeseken. 8olcke Vorstellungen werden wokl runäckst unterbleiben können; es 
wird aber die .^nsickt des am unmittelbarsten beteiligten Idin, des Innern einrukolen sein.
Daker:
black 2urückkommen vom Nin.d.I. Ümlauk."
Zur weiteren kekandlung der .-^ngelegenkeit durck die keickswekr s. blr. 138.

137.

LrkILrunS «1«8 Reielisvelnnuniglei'g 6«6Ier üder «las Ooiirloner Illlirna- 
Ilim ller alliierten Näellte.

14. I>Iai 1921. Serkn. II.D.blr. 423.5.21.7'.1.III. - ? 4884 88. 2. Vervielk. äuslei-
tiKling.

I^aeliclem «lie ^ntsoltei^uuZ üker «las Oouüormr O1timatum^ Zelalleu ist, kalte iek 
es kür augekraekt, 6er Mekrmackt üker üeu Verlaul cler Krise ^.ulseklull ru Zebeu.

I Der britiscke Kremierminisler Katts namens der Alliierten am 5. ^lai 1921 der keicksregierung eine 
blantelnote rugsken lassen, der ein Zaklungsplan über die von Deutsckland gekorderten keparatio- 
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137. 14.5.1921 KapitelIII 

e) Die "Mitwirkung der zivilen Regierungsstellen bei allen derartigen Anordnungen 
des Militärbefehlshabers, die Verbindung mit ihnen und die Berücksichtigung 
ihrer Wünsche ist dadurch sicher zu stellen, daß dem Militärbefehlshaber ein 
Regierungskommissar mit besonderen Befugnissen zugeteilt wird, dessen Zustim
mung bei allen die verfassungsmäßigen Grundrechte beschränkenden Verfügun
gen des Militärbefehlshabers erforderlich ist5• 

Bisher ist stets in dieser Weise verfahren worden, Anstände haben sich dabei nicht 
ergeben6• 

5 In der gemeinsamen Sitzung von Reichskabinett und preußischem Staatsministerium vom 28. März 
1921 hatte der Reichswehrminister Geßler den Standpunkt vertreten, daß er eine Verwendung der 
Reichswehr in Sachsen "nur unter militärischem Ausnahmezustand für möglich halte" (Kabinett 
Fehrenbach Nr. 221). Durch diesen wären den ;\Iilitärbefehlshabern die hier verlangten Sondervoll
machten zugefallen. 

6 Der württembergische Staatspräsident Hieber (DDP) verfaßte zu dieser Denkschrift folgenden Erlaß 
vom 13. Mai 1921 (auf der Vor!. Hs!. Konzept): 
"Die Denkschrift bezweckt letzten Endes, dem Militärbefehlshaber wieder, wie früher, die 
vollziehende Gewalt zu verschaffen. Die vollziehende Gewalt wurde dem Militär im April 1920, 
offenbar wegen der zweideutigen Haltung mancher höherer Reichswehroffiziere während des Kapp
Putsches, abgenommen. Daß es zwecks rascher und zielbewußter Unterdrückung eines Aufruhrs 
an sich zweckmäßig ist, militärische Leitung und zivile Vollzugsgewalt in eine Hand zu legen, wird 
nicht zu bestreiten sein. Ob aber bei dem inneren Verhältnis vieler Reichswehroffiziere zur 
Reichsverfassung und dem bestehenden ;\lißtrauen weiter, auch mehrheitssozialdemokratischer 
Arbeiterkreise und sogar demokratischer Bürgerkreise gegen die unbedingte Verfassungstreue der 
Reichswehr es zur Zeit schon möglich ist, den Wünschen der Reichswehr zu entsprechen, wird 
bezweifelt werden müssen. Für die württembergischen Verhältnisse müßte, jedenfalls jetzt noch, 
die Möglichkeit der Übertragung der vollziehenden Gewalt an einen preußischen General als schwer 
erträglich und politisch unerwünscht bezeichnet werden. 
Die Denkschrift ist der Regierung nur zur Kenntnisnahme mitgeteilt, daß der jetzige Reichspräsi
dent und die jetzige Reichsregierung den Wünschen der Denkschrift entspricht [tl, ist nicht 
anzunehmen. Vorstellungen der württ. Regierung würden vom Reichswehrministerium und der 
Reichswehr wohl als Unfreundlichkeit, von der Reichsregierung als Bezweiflung ihrer politischen 
Urteilsfähigkeit angesehen. Solche Vorstellungen werden wohl zunächst unterbleiben können; es 
wird aber die Ansicht des am unmittelbarsten beteiligten Min. des Innern einzuholen sein. 
Daher: 
Nach Zurückkommen vom Min.d.I. Umlauf." 
Zur weiteren Behandlung der Angelegenheit durch die Reichswehr s. Nr. 138. 

137. 

Erklärung des Reichswehrministers GeßIer über das Londoner Ultima
tum der alliierten Mächte. 

14. Mai 1921. Berlin. H.L.Nr. 423.5.21.T.l.III. - BA·IHA. F 4884 Bd. 2. Vervielf. Ausfer. 
tigung. 

Nachdem die Entscheidung über das Londoner Ultimatum1 gefallen ist, halte ich 
es für angebracht, der Wehrmacht über den Verlauf der Krise Aufschluß zu geben. 

Der britische Premierminister hatte namens der Alliierten am 5. Mai 1921 der Reichsregierung eine 
Mantelnote zugehen lassen, der ein Zahlungsplan über die von Deutschland geforderten Reparatio-
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Oie neue kleielrsvelin 14.5.1921 137.

Ls Kandell siek dakci im wcseutllekcn um eine Darlegung der Oründc kür und 
wider die rVnnakmc des Llltimatums und der Lolgcrungcn, die aus der -Innakmc ru 
racken sind.
Oie ^nkanZer der rVkleknung vertraten in erster Linie die rVnsickl, dall eine 
LesetrunZ des kukrgckicts auck durck die neue Ontersekrikt nickt vermieden 
werden würde, weil Lrankrcick ru diesem Zckritt nun einmal entscklosscn sei und 
stets neue Oründc kür ilm kinden würde. Oerade das Versprccken, Lnmöglickes ru 
leisten, wie es die wirtsckaktllckcn und Lntwakknungs-Lorderungen bedingten, 
werde dank seiner inneren Lnwakrkaktigkeit von unseren Leinden nur daru 
ausAsnutrt werden, üker kurr oder lang doek die weitere r^uktcilung Oeutscklands 
vorrunekmen, nunmekr sogar mit dem 8ckcinc des kieekts, den wir iknen selkst 
durek unsere Lntersckrikt gcllekcrt kalten.
Virtsckaktllck kedeute die ^nnakme die ^ukZake unserer 8clkständigkcit, da wir 
uns unter die kinanrielle Okerkokeit der Latente kegäken, militärisek völlige 
Vekrlosigkeit, weil sie uns jeder Viderstandsmöglickkeit, selkst einem Legner 
wie Lolen gegenüber, keraukten.
Oie ^nkänger der rVnnakme des Llltimatums kllkrten demgegenüber an, wir seien 
in der Lage, die wirtsckaktlieken Lorderungen der Lntente runäc/rst ru erküllen, sie 
seien auck unseren eigenen Vorscklägen an Tlmerika^ annakernd angepallt. 
Oelänge es uns, durek die rVnnakms und eine loyale ^uskükrung der Oedingungen 
den Linmarsck in das Lukrgebiet ru verkindern, so kätten wir die kranrösiscke 
Lolltik, deren ganzes Dokken auk den Oesitr des Lukrgebiets und die Lerscklagung 
Oeutscklands eingestellt sei, erkolgreiek durckkreurt und vermieden eine nickt 
akrusckatrende Krisis, die rur wirtsckaktkcken Zerrüttung und 8prengung des 
lieickes kükren könne.
lVickt ru trennen von der Lntsckeidung üker das Oltimatum sei die oberscklesi- 
scke Lrage: Vir kätten Orund anrunekmen, dall im Okersten Kat rur Leit eine 
Nekrkeit kür eine uns günstige Lösung vorkanden seL. Oräcken wir aker jetrt mit 
den Alliierten, so werde die Lntsckeidung in Kürrester Leit gegen uns gekällt 
werden. Vir kätten also bei der ^bleknung die Oewillkeit, Okerscklesien ru 
verlieren, Kei der ^nnakme eine, wenn auck unsickere Nöglickkeit, es uns ru 
erkalten.

neu unä ein Orotoboll über äie Vnäerung einzelner Vorsebrikten äes krieäensvertrages beigekügt 
varen. Oeutscblanä muÜte bis rum 12. ?äui seine Zustimmung ru äen bier vorgetragenen 
koräerungen auk keparationen, kllstungsbesebränbungen unä Lestrakung van kriegsverbreeben 
erblären, venn es äie als 8aniction angeärobte llesetrung äes kubrgebicls vermeiäen vollte. Oer 
kieiebstag stimmte nm 10. Mui äem Vntrag äer neugebiläeten kegierung XVirtb ru, äie Oeäingungen 
äieses bonäoner Ultimatums anrunebmen. Vgl. kaubaeb 8. 9-12 unä 8. 30; Kabinette XVirtb 
8. XIX-XXIII. Vuberäem; Kabinett kekrenbaeb ^r. 247, I^r. 248 unä 250.

2 Vm 24. Vpril 1921 batte äas Kabinett kebrenbaeb äen 08V rur ^Veiterleitung an äie VUiierten einen 
eigenen Vorseblag rur Gablung äer keparatiansn übermittelt, äer jeäocb abgelebnt voräen var. 
Kabinett kebrenbacb 8. XKIIl unä I^>Ir. 238, IVr. 239 unä IXr. 240 sovic Lari Oergmann, Oer Vcg 
äer keparation. Von Versailles über äen Oaves-Olan rum 2iel. kranblurtk?,!. 1926. 8. 98.

3 bevor äie Vllnerten aukgrunä äer am 20. ^larr 1921 stattgekunäenen Vallcsabstimmung äie neue 
äeutseb-polnisebe Orenre in Oberseblesien kestgelegt batten, var am 3. Uai äer ärittc polnisebe 
Vukstanä ausgebrncben, äer äie alliierte kntscbeiäung rugunsten äer polniseben Vnsprllcbe 
beeinklussen sollte. In äer Interalliierten Vbstimmungsbommission var es äaraulbin ru I^einungs- 
versebieäenbeiten gebornmen. Kabinette V5rtb 8.1.II.
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Die neue Reichswehr 14.5.1921 137. 

Es handelt sich dabei im wesentlichen um eine Darlegung der Gründe für und 
wider die Annahme des Ultimatums und der Folgerungen, die aus der Annahme zu 
ziehen sind. 

Die Anhänger der Ablehnung vertraten in erster Linie die Ansicht, daß eine 
Besetzung des Ruhrgebiets auch durch die neue Unterschrift nicht vermieden 
werden würde, weil Frankreich zu diesem Schritt nun einmal entschlossen sei und 
stets neue Gründe für ihn finden würde. Gerade das Versprechen, Unmögliches zu 
leisten, wie es die wirtschaftlichen und Entwaffnungs-Forderungen bedingten, 
werde dank seiner inneren Unwahrhaftigkeit von unseren Feinden nur dazu 
ausgenutzt werden, über kurz oder lang doch die weitere Aufteilung Deutschlands 
vorzunehmen, nunmehr sogar mit dem Scheine des Rechts, den wir ihnen selbst 
durch unsere Unterschrift geliefert hätten. 

Wirtschaftlich bedeute die Annahme die Aufgabe unserer Selbständigkeit, da wir 
uns unter die finanzielle Oberhoheit der Entente begäben, militärisch völlige 
Wehrlosigkeit, weil sie uns jeder Widerstands möglichkeit, selbst einem Gegner 
wie Polen gegenüber, beraubten. 

Die Anhänger der Annahme des Ultimatums führten demgegenüber an, wir seien 
in der Lage, die wirtschaftlichen Forderungen der Entente zunächst zu erfüllen, sie 
seien auch unseren eigenen Vorschlägen an Amerika2 annähernd angepaßt. 
Gelänge es uns, durch die Annahme und eine loyale Ausführung der Bedingungen 
den Einmarsch in das Ruhrgebiet zu verhindern, so hätten wir die französische 
Politik, deren ganzes Hoffen auf den Besitz des Ruhrgebiets und die Zerschlagung 
Deutschlands eingestellt sei, erfolgreich durchkreuzt und vermieden eine nicht 
abzuschätzende Krisis, die zur wirtschaftlichen Zerrüttung und Sprengung des 
Reiches führen könne. 

Nicht zu trennen von der Entscheidung über das Ultimatum sei die oberschlesi
sche Frage: Wir hätten Grund anzunehmen, daß im Obersten Rat zur Zeit eine 
Mehrheit für eine uns günstige Lösung vorhanden sei3• Brächen wir aber jetzt mit 
den Alliierten, so werde die Entscheidung in kürzester Zeit gegen uns gefällt 
werden. Wir hätten also bei der Ablehnung die Gewißheit, Oberschlesien zu 
verlieren, bei der Annahme eine, wenn auch unsichere Möglichkeit, es uns zu 
erhalten. 

nen und ein Protokoll über die Änderung einzelner Vorschriften des Friedensvertrages beigefügt 
waren. Deutschland mußte bis zum 12. Mai seine Zustimmung zu den hier vorgetragenen 
Forderungen auf Reparationen, Rüstungsbeschränkungen und Bestrafung von Kriegsverbrechen 
erklären, wenn es die als Sanktion angedrohte Besetzung des Ruhrgebiets vermeiden wollte. Der 
Reichstag stimmte am 10. Mai dem Antrag der neugebildeten Regierung Wirth zu, die Bedingungen 
dieses Londoner Ultimatums anzunehmen. Vgl. Laubach S.9-12 und S. 30; Kabinette Wirth 
S. XIX-XXIII. Außerdem: Kabinett Fehrenbach Nr. 247, Nr. 248 und 2.50. 

2 Am 24. April 1921 hatte das Kabinett Fehrenbach den USA zur Weiterleitung an die Alliierten einen 
eigenen Vorschlag zur Zahlung der Reparationen übermittelt, der jedoch abgelehnt worden war. 
Kabinett Fehrenbach S. XLIII und Nr. 238, Nr. 239 und Nr. 240 sowie earl Bergmann, Der Weg 
der Reparation. Von Versailles über den Dawes-Plan zum Ziel. Frankfurt/M. 1926. S. 98. 

3 Bevor die Alliierten aufgrund der am 20. März 1921 stattgefundenen Volksabstimmung die neue 
deutsch-polnische Grenze in Oberschlesien festgelegt hatten, war am 3. Mai der dritte polnische 
Aufstand ausgebrochen, der die alliierte Entscheidung zugunsten der polnischen Ansprüche 
beeinflussen sollte. In der Interalliierten Abstimmungskommission war es daraufhin zu Meinungs
verschiedenheiten gekommen. Kabinette Wirth S.LII. 
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138. Vor19.5. 1921 Kapitel III

In der LntwaLnungslrage sei die Lrllaltung der Linwollnerwellren naell dein 
inneren Lrstarken der wellrmaellt und der Zellutrpollrei weniger notwendig 
geworden. Oie Oreisgalle der Ost-Lestungen^ sei lür den Lall eines polnisellen 
^ngrills allerdings von sellwerwiegender Lsdeutung. Ourell Lesetrung des Lullr- 
reviers und den Verlust Ollersclllesiens werde unser miUtariscller widerstand 
aller noell viel naelltelliger lleeinklullt, wenn niellt sogar uninögllell geinaellt. ^n 
dieser Lrage allein dürke daller die Einigung rnit der Lntente niellt selleitern.
^usammenlassend lledeutete dies: Line ^lllellnung llringe sielleren Verlust 
Ollerselllesiens und des Lullrgelliets, also das wiNsellaltllelle und polltiselle Lnde 
des keiells. Oie ^.nnallme könne vielleiellt lleides verllindern; sie erinögllclle den 
uns günstigeren Ltrömungen in der Lntente, wirksam ru werden.
Oie ^lellrlleit des Leicllstages llat siell lür diese letzteren Oründe und damit lür die 
^nnallme entsellieden. Oie neue Leiellsregierung llat die Vulgalle, diesen 
Leselllull ausrulüllren und illn ru dem erlloLten Lrlolge ru lüllren.
Ls llegt aul der Hand, dall nur dann die mit der Onterreiellnung eingeselllagene 
Lolltik Lrüellte tragen kann, wenn die Anordnungen der keiellsregierung llei 
dieser sellweren ^ulgalle ollne jede Leillung durell illre Organe ausgelüllrt 
werden.
Oie keiellswellr, das vornellmste ^laelltmittel des Ltaates, ist daru in erster Linie 
lleruken. lell erwarte, dall diese sellwere Okllellt von jedem ^ngellörigen der 
wellrmaellt erkannt und llekolgt wird'.

Oer keiellswellrminister
Or. Oelller.

4 Diese cvar von <len Alliierten bereits krüber verlangt vvoröen. Vgl. lvsbinett bebrenbaeb Xr. 248 
cVnm. 4.

5 2ur Beurteilung cler „klrküllungspolitilc" in 6er Iruppe s. Xr. 142.

138.

Ltelluugusbine «les keiebswebrnüuisteriurus rur Oenksebrikt «les preu- 
üiseben Inueunünisters über «lie NlLrrunrubeu 1921^.

Vor 19. >Iai 1921. Derlin^. Lbersebrikt: liriliscbe Dernerlcungen rur nrntlicben Oeuic- 
sebrikt cles Dreuüiseken Alinisters cies Innern üker ciie IVIürrunruken 1921. - 8^. k 43 1/ 
2712. VervieiL c^uskerligung.

VorösuAende MrFna/rmen.
a) ^uFerordent/re/re 6eric/rte.-
Oie Oenksellrilt lüllrt aus, dall die Legierung durell illre vorlleugenden ^laknall- 
men die r^ulstandsvorllereitungen der llnksradikalen Oarteien soweit mögliell

1 Vgl. Xr. 136 r^nm. 2.
2 Das Datum ergibt sieb aus 6em Lebreiben cles Iruppenamles Xo. 362 gebeim V.1.III vom 19. Nni 

1921 11^1 20/436. Verviell. r^uskertigung), mit 6em obige Xr. versandt cvur8e. 
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138. Vor 19. 5.1921 KapitelIII 

In der Entwaffnungsfrage sei die Erhaltung der Einwohnerwehren nach dem 
inneren Erstarken der Wehrmacht und der Schutzpolizei weniger notwendig 
geworden. Die Preisgabe der Ost-Festungen4 sei für den Fall eines polnischen 
Angriffs allerdings von schwerwiegender Bedeutung. Durch Besetzung des Ruhr
reviers und den Verlust Oberschlesiens werde unser militärischer Widerstand 
aber noch viel nachteiliger beeinflußt, wenn nicht sogar unmöglich gemacht. An 
dieser Frage allein dürfe daher die Einigung mit der Entente nicht scheitern. 

Zusammenfassend bedeutete dies: Eine Ablehnung bringe sicheren Verlust 
Oberschlesiens und des Ruhrgebiets, also das wirtschaftliche und politische Ende 
des Reichs. Die Annahme könne vielleicht beides verhindern; sie ermögliche den 
uns günstigeren Strömungen in der Entente, wirksam zu werden. 

Die Mehrheit des Reichstages hat sich für diese letzteren Gründe und damit für die 
Annahme entschieden. Die neue Reichsregierung hat die Aufgabe, diesen 
Beschluß auszuführen und ihn zu dem erhofften Erfolge zu führen. 

Es liegt auf der Hand, daß nur dann die mit der Unterzeichnung eingeschlagene 
Politik Früchte tragen kann, wenn die Anordnungen der Reichsregierung bei 
dieser schweren Aufgabe ohne jede Reibung durch ihre Organe ausgeführt 
werden. 

Die Reichswehr, das vornehmste Machtmittel des Staates, ist dazu in erster Linie 
berufen. Ich erwarte, daß diese schwere Pflicht von jedem Angehörigen der 
Wehrmacht erkannt und befolgt wird5• 

Der Reichswehrminister 
Dr. Geßler. 

4 Diese war von den Alliierten bereits früher verlangt worden. Vgl. Kabinett Fehrenbach Nr. 248 
Anm.4. 

5 Zur Beurteilung der "ErfüllungspoHtik" in der Truppe s. Nr. 142. 

138. 

Stellungnahme des Reichswehrministeriums zur Denkschrift des preu
ßischen Innenministers über die Märzunruhen 1921 1 • 

Vor 19. Mai 1921. Berlin2 • Überschrift: Kritische Bemerkungen zur amtlichen Denk
schrift des Preußischen Ministers des Innern über die Märzunruhen 1921. - BA. R 43 11 
2712. Venielf. Ausfertigung. 

Vorbeugende jl-Iaßnahmen. 

a) Außerordentliche Gerichte: 

Die Denkschrift führt aus, daß die Regierung durch ihre vorbeugenden Maßnah
men die Aufstandsvorbereitungen der linksradikalen Parteien soweit möglich 

1 Vgl. Nr. 136 Anm. 2. 

2 Das Datum ergibt sich aus dem Schreiben des Truppenamtes No. 362 geheim T.l.III vom 19. Mai 
1921 (BA-MA. RM 20/436. Vervielf. Ausfertigung), mit dem obige Nr. versandt wurde. 
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gestört o6er rerstört batte. ^Is beweise wercien cier ^Veiüenseer Lommunistenpro- 
reb, 6er Lasseler Lroreb, 6er Lroreb gegen Vater un6 Lenossen, 6as Vorgehen 
gegen 6ie illegalen Lampkorganisationen in Lrankkurt a/^l. u. a. angekübrt.
Ls ist rweikellos ricbtig, 6s6 6ie erwäbnten Droresse ciie Zerstörung 6er kommuni- 
stiseben Lampkorganisationen in erbebliebem Lmkange rur Lolge batten. Ligenar
tig berübrt es nur, 6ab gera6e 6er Derr Dreubiscbe Minister 6es Innern^ bierauk 
binweist. 8ämtbebe vorgenannten VeDabren sinci namlieb - was 6ie Denksebrikt 
verseitweigt - von 6en gemab Veror6nung 6es Keiebspräsi6entsn vorn 30. ^lai 
1920^ 6urcb 6en Aeic/tLu-e/rrminiLker eingesetrten auberorüentboben Leriebten 
6urcbgekübrt wor6en. Legen 6iese Leriebte ist gera6e seitens 6er mebrbeitssoria- 
bstiseben Dartei in Darlament un6 Dresse wieclerbolt scbarkster Linsprucb erboben 
un6 ibre ^.uLösung verlangt wor6en; 6er „Vorwärts" Lat sieb in ibrer Lekämpkung 
nickt genug tun können. Immer wie6er wur6e betont, 6ab sieb iiire Urteile nur 
gegen „links", nie gegen „reebts" riebteten (r. 6. anlabbeb 6es Dkekker- uncl 
Barenburger Droresses); gegen 6as Urteil im Lasseler Droreb wur6en sogar 
grobe Drotestversammlungen unter Mitwirkung 6ieser Lartei veranstaltet.
Darüber binausgeben6 wurclen 6er Ltaatsanwaltsebakt 6er auKerorüentbeben 
Leriebte bei ibrer Tätigkeit an V6rscbie6enen 8te1len von 6en 6er Vlebrbeitssorial- 
6emokratie angebören6en o6er nabe8t6ben6en kegierungs- un6 Dobreibeamten 
8ebwierigkeiten in cien V^eg gelegt, so r. L. in recklenburg-Lobwerin, in 6er 
Drovinr 8aebsen, in ^nbalt un6 selbstverstanübcb aueb in 6em unter 6em Linklub 
6er L.8.D. steben6sn Ibüringen.

b) öeLonciere Ver/räktnisLe in Vbkkeicieur^c/rianc/.'
/n V5itte/6eutLc/r/an6 soll - wie 6ie Denksebrikt auskübrt - ein vorbeugencles 
Linscbreiten mangels einer einbeitbcben Lampkoberleitung 6er kaüikalen niebt 
im gleieben rabe mögbeb gewesen sein.
Diese Lebauptung trikkt - wie unter e) näber erläuteN - niebt ru, 6er Lrun6 kür 6as 
Versagen 6er Vorbeugungsmabnabmen an 6ieser 8telle ist ein an6erer. - Ls ist 
eine niebt wegruleugnen6e latsaebe, 6a6 6er Oberprasicient Dörsing un6 6ie ibm 
unterstellten, in 6er Nebrrabl von gleiebem Leiste beseelten 8ebör6en immer nur 
eine Lekabr von „reebts" saben un6 6as Desteben einer soleben von „links" bis in 
ciie jüngste 2eit abstritten. - Die lätigkeit 6ieser 8ebör6en bestan6 ciaber käst 
aussebbebbeb im Lampk gegen ciie Orgeseb^ un6 an6ere angeblicbe keebts- 
Organisationen, gegen 6ie mit allen Mitteln ru Lel6e gerogen wur6e. Im Legensatr 
bierru war 6as Oberpräsi6ium gegen 6ie „Linksraciikalen" ru keinem Lingreiken

3 Lari 8overing (8?O).
4 Vsrorcinung üos keiclisprüsiclenten, dotr. ciie rur XViecierhersteUung cier ökkentiiclron Orcinung unci 

8ioberheit nötigen hlLlinsiimen suk Orunci cies ^rt. 48, Vt>>. 2 cier kieicirsverkussung, vom 30. hlui 
1920. Ü68I. 8. 1147.

5 Orgescic ( — Orgunisution Lsclierich), 1920 gegründeter Verbsnci unter Leitung von Oeorg 
Lsekericb; lormell unbevulknet, bekuuptete er, sstrungsgemLÜ üem 8ckutr cier Verksssung unci cies 
inneren k'rieciens ru liienen, stanü in Verdinüung ru österreiciusciien unci ungurisctien Üeeiitslcrei- 
sen, cienen er in seinen politischen vielen nuiiestsnci. I<1un 6.XV. HIuüer, l^onservstive XVeiirver- 
küncie in Ludern, ?reuüen unci Üsterreieh 1918-1933 mit einer üiogruphie von k'rieciricii Oeorg 
Lsctierieh 1870-1941. hlüneken 1973. 8. 174-195. 2ur OegnersciiLÜ Oörsings edcl. 8. 179. 
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gestört oder zerstört hätte. Als Beweise werden der Weißenseer Kommunistenpro
zeß, der Casseler Prozeß, der Prozeß gegen Vater und Genossen, das Vorgehen 
gegen die illegalen Kampforganisationen in Frankfurt a/M. u. a. angeführt. 

Es ist zweifellos richtig, daß die erwähnten Prozesse die Zerstörung der kommuni
stischen Kampforganisationen in erheblichem Umfange zur Folge hatten. Eigenar
tig berührt es nur, daß gerade der Herr Preußische Minister des Innern3 hierauf 
hinweist. Sämtliche vorgenannten Verfahren sind nämlich - was die Denkschrift 
verschweigt - von den gemäß Verordnung des Reichspräsidenten vom 30. Mai 
19204 durch den Reichswehrminister eingesetzten außerordentlichen Gerichten 
durchgeführt worden. Gegen diese Gerichte ist gerade seitens der mehrheitssozia
listischen Partei in Parlament und Presse wiederholt schärfster Einspruch erhoben 
und ihre Auflösung verlangt worden; der" Vorwärts" hat sich in ihrer Bekämpfung 
nicht genug tun können. Immer wieder wurde betont, daß sich ihre Urteile nur 
gegen "links", nie gegen "rechts" richteten (z. B. anläßlich des Pfeffer- und 
Waldenburger Prozesses); gegen das Urteil im Casseler Prozeß wurden sogar 
große Protestversammlungen unter Mitwirkung dieser Partei veranstaltet. 

Darüber hinausgehend wurden der Staatsanwaltschaft der außerordentlichen 
Gerichte bei ihrer Tätigkeit an verschiedenen Stellen von den der Mehrheitssozial
demokratie angehörenden oder nahestehenden Regierungs- und Polizeibeamten 
Schwierigkeiten in den Weg gelegt, so z. B. in Mecklenburg-Schwerin, in der 
Provinz Sachsen, in Anhalt und selbstverständlich auch in dem unter dem Einfluß 
der U.S.P. stehenden Thüringen. 

b) Besondere Verhältnisse in Mitteldeutschland: 

In Mitteldeutschland soll - wie die Denkschrift ausführt - ein vorbeugendes 
Einschreiten mangels einer einheitlichen Kampfoberleitung der Radikalen nicht 
im gleichen Maße möglich gewesen sein. 

Diese Behauptung trifft - wie unter c) näher erläutert - nicht zu, der Grund für das 
Versagen der Vorbeugungsmaßnahmen an dieser Stelle ist ein anderer. - Es ist 
eine nicht wegzuleugnende Tatsache, daß der Oberpräsident Hörsing und die ihm 
unterstellten, in der Mehrzahl von gleichem Geiste beseelten Behörden immer nur 
eine Gefahr von "rechts" sahen und das Bestehen einer solchen von "links" bis in 
die jüngste Zeit abstritten. - Die Tätigkeit dieser Behörden bestand daher fast 
ausschließlich im Kampf gegen die Orgesch5 und andere angebliche Rechts
Organisationen, gegen die mit allen Mitteln zu Felde gezogen wurde. Im Gegensatz 
hierzu war das Oberpräsidium gegen die "Linksradikalen" zu keinem Eingreifen 

3 earl Severing (SPD). 

4 Verordnung des Reichspräsidenten, betr. die zur Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit nötigen Maßnahmen auf Grund des Art. 48, Abs. 2 der Reichsverfassung, vom 30. Mai 
1920. RGBI. S. 1147. 

5 Orgesch (= Organisation Escherich), 1920 gegründeter Verband unter Leitung von Georg 
Escherich; formell unbewaffnet, behauptete er, satzungsgemäß dem Schutz der Verfassung und des 
inneren Friedens zu dienen, stand in Verbindung zu österreichischen und ungarischen Rechtskrei
sen, denen er in seinen politischen Zielen nahestand. Kurt G. W. Nußer, Konservative Wehrver
bände in Bayern, Preußen und Österreich 1918-1933 mit einer Biographie von Friedrich Georg 
Escherich 1870-1941. München 1973. S. 174-195. Zur Gegnerschaft Hörsings ebd. S. 179. 
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ru b6W6g6n. Oak unl6r di686n Lm8landen di6 Lrmitl6lung8täligk6it dnr 8taat8LN- 
wall8eball bei dnn aubnrordnnlbeben Onriebtnn beim Oberprüsicbum und dnn 
übrignn L6gi6rung88t6b6n 6er Lrovinr niebl din g6nüg6ndn Lnl6r8tülrung land, 
wenn niebl 80gar von äsn unabbängignn und bommunisliseben Landrawn, 
Oemeinbevorstebern pp. dir6bl sabotierl würbe, Ü6gt aul ber Land. I/rerrn lagnn 
bie aul Zeile 5 ber Oenlcscbrikt erwäbnlen ZebwieriZbeiten, ruverlLssiZes, rum 
gnrieblbcben 2ugrill LU8reiebenbes ^lalnrial ru8amm6n ru lragen.
Lr8l in ber ullerlelrlen 2eil, al8 bis ^sieben kür einen brobenben ,,Linb8"-Lut8eb 
allru okken8ieblbeb würben, ünberle da8 OberprÜ8ibium 8eine Labung. Dunn uber 
war 68 ru 8pal.

e) Dre Dole >Irmee.-
Leim Leieb8webrmini8terium berw. bei bem ibm unter8lebenben Leiler ber 
8laLt8anwLb8ebull6n bei ben uuberorbentbeben Oeriobten 8inb alle über bie 
Lildung einer Lolen Vrm66 in Nittelbeui8cb1unb aullauebnndnn IVacbrieblnn 
planmäßig V6rlolgt worben, 8oweit dins bie oben gnsebilderten Lebinderungnn 
rubeken. La8 bierbei gewonnene Lilb dnebl sieb niebl mil ber im ^.bsebnitl II ber 
Lnnbsebrill verlrelenen ^N8icbt, bub eine Lole Vrmen llberbuupl niebl be8tanben 
bube.
Lie von einem leil ber Lrnssn unb unberen I^aebrieblnnstnIInn in 8en8LlioneIl6r 
^ulmaebung gnbraeblnn auslllbrbebnn, mit Llübteplünen U8w. ibu8lrierlen Ln- 
riebte über eine 8icb über bu8 ganrn Leieb nrslrnebnndn unb in alien Linrelbniten 
lnslgnlngte Organisation einer Lolen brines bewerkele allerdings aueb bu8 
Leicb8webrmini8terium nur ul8 8pitrelarbeit unb warnte dementspreebend vor 
ibnen. Immerbin ergaben andere l^aebricbten, 8elb8t bei britiscbster Leurleilung, 
dab ben Oerüebtnn über bie Lole brines boob manebes Vatsaebbebe ru Orunde 
lag. 80 wie8sn r. 8. bis von ben uuberordentbebnn Oeriebten im 8ommer 1920 
durebgelllbrten Lroresse einwandlrei ba8 Oerippe einer von ber L.^.L.L/ in 
Vlitteldeutsebland gebilbeten, renlral geleileten Lampkorganisation naeb, wab- 
renb spätere Verlabrnn beren allmabbcben Vusbau in Verbinbung mil ber 
V.L.L.V? reiglen.
Lab bie8e T^ullassung des Leicb8webrmini8lerium8, über bie aueb bie übrigen 
Legierung88teIIen 8eilen8 des Leieb8webrmini8lerium8 unterrieblel gebaiten wür
ben, rutrul, mub bie Lenbsebrilt des Lreubiscben Vlinisters des Innern 8elb8t an 
anderer 8leIIe (8. 17L.) rugeben, wenn 8ie uu8kübrl, die ^ulrübrer 8eien ,,niebl 
8eb1eebl" gekübrl worden, die Lobrei babe 68 mil ,,orgam8i6N6n Vrupp6n" - im 
b6unaw6rb r. 6. mil 15 Lompagnmn, 1 Lionmr- und I tnnbniaeben Lompagnin - ru 
tun gnbabt, Iormg6r6ebl6 K6k6bl6 86inn gngeben, dnr Lin8Ltr d6r ^1.6. 8owin dnr 
Linbau dnr ^ulrübrnr 86i g68ebiebl und 8aebg6mäb, ibr LadIubr-LalrouiIl6N8)'- 
8t6M woblorgam8i6rl g6W686n u.a.m.

6 iioinmuiustiscke ^rkeilcr-?LNei Oeu!scklsii6s, im October 1919 von 6er sliZespnItenk 
üinirsßruppe.

7 Vereinigte Xommunistiscke ?LNei Oeutsckian^s, Lereicknung cier X?O nnck 6er Versckmelrung 
mit 6em linicen klügel cier O8?O Luk äem ?nNeit3g in ösrlin vom verember 1920.
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zu bewegen. Daß unter diesen Umständen die Ermittelungstätigkeit der Staatsan
waltschaft bei den außerordentlichen Gerichten beim Oberpräsidium und den 
übrigen Regierungsstellen der Provinz nicht die genügende Unterstützung fand, 
wenn nicht sogar von den unabhängigen und kommunistischen Landräten, 
Gemeindevorstehern pp. direkt sabotiert wurde, liegt auf der Hand. Hierin lagen 
die auf Seite 5 der Denkschrift erwähnten Schwierigkeiten, zuverlässiges, zum 
gerichtlichen Zugriff ausreichendes Material zusammen zu tragen. 

Erst in der allerletzten Zeit, als die Zeichen für einen drohenden "Links"-Putsch 
allzu offensichtlich wurden, änderte das Oberpräsidium seine Haltung. Dann aber 
war es zu spät. 

c) Die Rote Armee: 

Beim Reichswehrministerium bezw. bei dem ihm unterstehenden Leiter der 
Staatsanwaltschaften bei den außerordentlichen Gerichten sind alle über die 
Bildung einer Roten Armee in Mitteldeutschland auftauchenden Nachrichten 
planmäßig verfolgt worden, soweit dies die oben geschilderten Behinderungen 
zuließen. Das hierbei gewonnene Bild deckt sich nicht mit der im Abschnitt lIder 
Denkschrift vertretenen Ansicht, daß eine Rote Armee überhaupt nicht bestanden 
habe. 

Die von einem Teil der Presse und anderen Nachrichtenstellen in sensationeller 
Aufmachung gebrachten ausführlichen, mit Städteplänen usw. illustrierten Be
richte über eine sich über das ganze Reich erstreckende und in allen Einzelheiten 
festgelegte Organisation einer Roten Armee bewertete allerdings auch das 
Reichswehrministerium nur als Spitzelarbeit und warnte dementsprechend vor 
ihnen. Immerhin ergaben andere Nachrichten, selbst bei kritischster Beurteilung, 
daß den Gerüchten über die Rote Armee doch manches Tatsächliche zu Grunde 
lag. So wiesen z. B. die von den außerordentlichen Gerichten im Sommer 1920 
durchgeführten Prozesse einwandfrei das Gerippe einer von der K.A.P.D.6 in 
Mitteldeutschland gebildeten, zentral geleiteten Kampforganisation nach, wäh
rend spätere Verfahren deren allmählichen Ausbau in Verbindung mit der 
V.K.P.D.7 zeigten. 

Daß diese Auffassung des Reichswehrministeriums, über die auch die übrigen 
Regierungsstellen seitens des Reichswehrministeriums unterrichtet gehalten wur
den, zutraf, muß die Denkschrift des Preußischen Ministers des Innern selbst an 
anderer Stelle (S. 17 ff.) zugeben, wenn sie ausführt, die Aufrührer seien "nicht 
schlecht" geführt worden, die Polizei habe es mit "organisierten Truppen" - im 
Leunawerk z. B. mit 15 Kompagnien, 1 Pionier- und 1 technischen Kompagnie - zu 
tun gehabt, formgerechte Befehle seien gegeben, der Einsatz der M.G. sowie der 
Einbau der Aufrührer sei geschickt und sachgemäß, ihr Radfahr-Patrouillensy
stern wohlorganisiert gewesen u.a.m. 

6 Kommunistische Arbeiter-Partei Deutschlands, im Oktober 1919 von der KPD abgespaltene 
Linksgruppe. 

7 Vereinigte Kommunistische Partei Deutschlands, Bezeichnung der KPD nach der Verschmelzung 
mit dem linken Flügel der USPD auf dem Parteitag in Berlin vom Dezember 1920. 
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6) VorFe/ren KSKen ciie Lie^reLse.-
Von ciein wirksamsten Mttel, uin cien Vushrueh äeraniger Unruhen ru verhin- 
äern, nämlich einer rechtreitigen Lestsetrung äer Oetrer unä einem Linschreiten 
gegen äie Oetrpresse, ist nicht Oehrauch gemacht woräen. ^Venn Blätter wie äie 
,,Bote Lahne" täglich ungestrakt in einer jeäe Ltaatsautorität verhöhnenäen V^eise 
ru äen Vaiken unci rum Vukruhr ruken Kurilen, kann es nieirt Vunäer neirmen, 
äa6 verhreeherische unci mißleitete Elemente ciiesem Buke Lolge leisteten. Oer 
Vrtikel 48 8er keichsverkassung hätte rur Verhinderung einer äerartigen iietre 
ieäerreit äie hlöglichkeit gegehen. Oamit soll äurchaus nicirt Vusnahmegesetren 
gegen äie Lommunisten äas V^ort gereäet weräen. Ls kommt leäiglich äarauk an, 
äaß äie verantwortlichen Avähehöräen auk Orunä äes Artikels 48 äieienigen 
Vlachtvollkommenheiten erhalten, äie sie rum Linseirreiten gegen äerartige 
Bestrehungen hekähigen.

>lrt cier iie/cäm/>/unK.
a) Oie hleinungsverschieäenheiten, äie rur 2eit üirer äie >irr cier§e/cäm/)/llNKeines 
Vukruhrs bestellen, sinä vielleicht äer Orunä, weswegen niclrt in äer vorhereichne- 
ten IVeise verkairren wuräe.
2wei grunäsätrhch« Ansichten stellen siclr liier gegenllher:
Ist es günstig, einer Vukstanäshewegung 2eit rur Lntwickelung, rum Vusreiken ru 
Zehen, äamit äie Lülirer äes Vukruhrs, ilrre Bläne unä Aele in größerem Omkange 
klargelegt weräen unä äaäurell ilire Bekämpkung erkolgversprechenäer wirä, oäer 
soll äurell sokortiges kestes 2upacken ein cVukruhr seiron im Lntstellen ersticlct 
Hö2w. äurell vorheugenäe Maßnahmen sein Vushrueh verliinäert weräen?
Oie Oenksehrikt hält äie erstere c^ukkassung kür richtig, äas Beichswehrministe- 
rium ist auk Orunä seiner reichen Lrkahrungen unheäingt äer entgegengesetzten 
Ansicht.
Oas vom Breußischen Vlinister äes Innern empkohlene Verkahren verlangt einmal 
von äer Bevölkerung - äie einen Anspruch auk Lchutr äurch äie Ltaatsgewalt hat - 
unä von äer rum Lampk eingesetzten L'o/irei ocier T'ru/i/ie wesentliche höhere 
Opker an Out unä Blut. 8elhst hiervon ahgesehen aher kührt ein solches Vorgehen 
rur völligen läntergrahung äer Ltaatsautorität unä ermutigt äie Vukrührer ru 
^Vieäerholungen. Bereichnenä äakür ist, äaß ihre Bresse schon Mrt schreiht, ,,es 
sei äiesmal hei äem kleinen Vorstoü so gut unä ghmpkhch ghgegangen unä weräe 
äas nächste Vlal noch hesser gehen". Äel unä Bklicht secier Legierung mu6 es aher 
sein, schon äie Lntstehung solcher c^ukruhrhewegungen äurch äie in äer 8taats- 
macht hegrünäete Vussiehtslosigkeit ru verhüten.
Lin schwankenäes Verhalten äer öehöräen, ein Hin unä Oer von scharken 
vrohungen unä weitgehenäen 2ugestänänissen äient äiesem 2week nicht, ist 
vielmehr äas heste hlittel rur Lrmutigung äer -^ukrührer unä Iä6t aus kleinen 
Vnkängen schnell einen grollen Branäherä entstehen. Oer ehemalige Mnister 
HIoske, äer äoch gewi6 reiche Lrkahrung in äer Bekampkung von Unruhen hatte, 
sagt äarüher in seiner Verkügung vom 20. 10. 1919^ sehr trekkenä:

8 Vßl. ?<r. 136 4.
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d) Vorgehen gegen die Hetzpresse: 

Von dem wirksamsten Mittel, um den Ausbruch derartiger Unruhen zu verhin
dern, nämlich einer rechtzeitigen Festsetzung der Hetzer und einem Einschreiten 
gegen die Hetzpresse, ist nicht Gebrauch gemacht worden. Wenn Blätter wie die 
"Rote Fahne" täglich ungestraft in einer jede Staatsautorität verhöhnenden Weise 
zu den Waffen und zum Aufruhr rufen durften, kann es nicht Wunder nehmen, 
daß verbrecherische und mißleitete Elemente diesem Rufe Folge leisteten. Der 
Artikel 48 der Reichsverfassung hätte zur Verhinderung einer derartigen Hetze 
jederzeit die Möglichkeit gegeben. Damit soll durchaus nicht Ausnahmegesetzen 
gegen die Kommunisten das Wort geredet werden. Es kommt lediglich darauf an, 
daß die verantwortlichen Zivilbehörden auf Grund des Artikels 48 diejenigen 
Machtvollkommenheiten erhalten, die sie zum Einschreiten gegen derartige 
Bestrebungen befähigen. 

Art der Bekämpfung. 

a) Die Meinungsverschiedenheiten, die zur Zeit über die Art der Bekämpfung eines 
Aufruhrs bestehen, sind vielleicht der Grund, weswegen nicht in der vorbezeichne
ten Weise verfahren wurde. 

Zwei grundsätzliche Ansichten stehen sich hier gegenüber: 

Ist es günstig, einer Aufstandsbewegung Zeit zur Entwickelung, zum Ausreifen zu 
geben, damit die Führer des Aufruhrs, ihre Pläne und Ziele in größerem Umfange 
klargelegt werden und dadurch ihre Bekämpfung erfolgversprechender wird, oder 
soll durch sofortiges festes Zupacken ein Aufruhr schon im Entstehen erstickt 
bezw. durch vorbeugende Maßnahmen sein Ausbruch verhindert werden? 

Die Denkschrift hält die erstere Auffassung für richtig, das Reichswehrministe
rium ist auf Grund seiner reichen Erfahrungen unbedingt der entgegengesetzten 
Ansicht. 

Das vom Preußischen Minister des Innern empfohlene Verfahren verlangt einmal 
von der Bevölkerung - die einen Anspruch auf Schutz durch die Staatsgewalt hat
und von der zum Kampf eingesetzten Polizei oder Truppe wesentliche höhere 
Opfer an Gut und Blut. Selbst hiervon abgesehen aber führt ein solches Vorgehen 
zur völligen Untergrabung der Staatsautorität und ermutigt die Aufrührer zu 
Wiederholungen. Bezeichnend dafür ist, daß ihre Presse schon jetzt schreibt, "es 
sei diesmal bei dem kleinen Vorstoß so gut und glimpflich abgegangen und werde 
das nächste Mal noch besser gehen". Ziel und Pflicht jeder Regierung muß es aber 
sein, schon die Entstehung solcher Aufruhrbewegungen durch die in der Staats
macht begründete Aussichtslosigkeit zu verhüten. 

Ein schwankendes Verhalten der Behörden, ein Hin und Her von scharfen 
Drohungen und weitgehenden Zugeständnissen dient diesem Zweck nicht, ist 
vielmehr das beste Mittel zur Ermutigung der Aufrührer und läßt aus kleinen 
Anfängen schnell einen großen Brandherd entstehen. Der ehemalige Minister 
Noske, der doch gewiß reiche Erfahrung in der Bekämpfung von Unruhen hatte, 
sagt darüber in seiner Verfügung vom 20. 10. 19198 sehr treffend: 

8 Vgl. Nr. 136 Anm. 4. 
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,,Im übrigen ergibt sieb aus dieser groben Bevegung genau dasselbe Lilcl, vie bei clen vielen 
kleinen Oevaltakten. Hinter dein groben Oesebrsi manebrnsl böcbst anrüebiger Lübrer 
steckt venig. Lovis lest rugspaokt vird, verblättert der Lpuk in alle winde. Ls kann daber 
allen inilitärisebsn, poli^eilisben und Vervaltungsbsbörden niebt okt genug eingesobärkt 
vsrdsn, dab ledss blaobgeben gegen unbereebtigtes Verbaltsn von Öbel ist und unveigsr- 
beb veiters noeb radikrdere Lorderungen rur Lolgs bat.
Leben dis Lübrer, dab sis auk sntscblossenen widerstand der Ltaatsgevalt stoben, so 
verlieren sie ssbr bald den ^lut und - den groben klund. VuOerdsm vird dureb ein 
sokoniges sebarkes Anlassen glsisb irn Anfang der Lsvegung srkabrungsgemäü der ganren 
Bevölkerung viel 8Iut und Lngemacb erspart.
Lür die rnibtäriseben Ltsllen gilt in diesem 2usammsnbang noeb ganr besonders der 
Orundsatr, dab die rablsnmäüige Lebväebe eines Iruppenaulgebots dureb entspreobend 
sebärisrs ^labnabmen am besten ausgsglieben vsrdsn kann."
Oer Verlauf der letzten r^ukstandsbevegung in den versebiedenen keilen Oeutseb- 
lands spriebt augensebeinbeb kür die kiebtigkeit dieser Kegel.
Oie rveekmäkigen VorbeugungsmaKnabmen in ker/r'n.- Das Verbot von Versamm
lungen unter kreiem Kimmel, die kestsetrung von 200 kommunistiseben kübrern 
und der - von den Oeverksebakten und der bodenständigen alten Vrbeitersebakt 
dankbar anerkannte - Lebutr gekäbrdeter Betriebe dureb Lebupo batte vollen 
krkolg: Oie ökksntbebe Kube vurde nrc/rt gestört, Blut ist nic/rt geklossen.
Oas einmalige sebarke 2ukassen in /kamburK vereitelte jede ^usdebnung der 
kevegung.
Oie Erklärung des Oberprasidenten kVos^, bei den geringsten blnruben mit den 
sekärksten Mitteln durcbrugreiken, bielt kannover und das radikale Lraunsebveig 
in Kube.
Vlan dark sieb eben grundsätrlicb niebt dureb das töricbte Oesebrei gegen den 
kinsatr der staatbeben ^kaebtmittel einsebüebtern lassen. Oie besonnene Vrbei- 
tersebakt vill vor dem Terror gesebütrt verden und ungestört ibrer Arbeit 
naebgeben; das beveist ibr Verbalten bei der sonst so verpönten poUreibeben 
Besetzung vicbtiger Werke in Lerbn, das beveist r. 8. ein den keicbsministerien 
rugegangenes Lebreiben der kadiseben Vnilin- und Loda-Labrik, vonaeb der 
Betriebsrat und der alte Ltamm der Vrbeitersebakt die r. 2t. noeb andauernde 
Belegung des Oeunaverkes mit Lebupo durcbaus niebt als Oruek empkinden, 
sondern vielmebr als Oeväbr kür ibre eigene Lieberbeit sovie kür eine gesieberte 
kortkübrung des Betriebes betraebten.

b) Sokk keie/rsme/rr rur derarttFer ausFede/rnker k/nru/ren ernKesetrk
werden?
Oie Oenksebrikt verneint - im Oegensatr rur ^nsiobt des keiebsvebrministeriums 
- diese krage und begründet dies
I. mit pobtiseben krvägungen
2. mit der besseren Lignung der kobrei.
Oaru ist ru bemerken:

Oas kingreiken der keiebsvebr soll die ^.rbeitersebakt reiren, ru einer

9 Oer trübere keicbsvebrnunrster I^oske var von 1920 bis 1933 Oberpräsident cier Brnvinr Hannover. 
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"Im übrigen ergibt sich aus dieser großen Bewegung genau dasselbe Bild, wie bei den vielen 
kleinen Gewaltakten. Hinter dem großen Geschrei manchmal höchst anrüchiger Führer 
steckt wenig. Sowie fest zugepackt wird, verflattert der Spuk in alle Winde. Es kann daher 
allen militärischen, polizeilichen und Verwaltungsbehörden nicht oft genug eingeschärft 
werden, daß jedes Nachgeben gegen unberechtigtes Verhalten von Übel ist und unweiger
lich weitere noch radikalere Forderungen zur Folge hat. 
Sehen die Führer, daß sie auf entschlossenen Widerstand der Staatsgewalt stoßen, so 
verlieren sie sehr bald den Mut und - den großen Mund. Außerdem wird durch ein 
sofortiges scharfes Zufassen gleich im Anfang der Bewegung erfahrungsgemäß der ganzen 
Bevölkerung viel Blut und Ungemach erspart. 
Für die militärischen Stellen gilt in diesem Zusammenhang noch ganz besonders der 
Grundsatz, daß die zahlenmäßige Schwäche eines Truppenaufgebots durch entsprechend 
schärfere Maßnahmen am besten ausgeglichen werden kann." 

Der Verlauf der letzten Aufstandsbewegung in den verschiedenen Teilen Deutsch
lands spricht augenscheinlich für die Richtigkeit dieser Regel. 

Die zweckmäßigen Vorbeugungs maßnahmen in Berlin: Das Verbot von Versamm
lungen unter freiem Himmel, die Festsetzung von 200 kommunistischen Führern 
und der - von den Gewerkschaften und der bodenständigen alten Arbeiterschaft 
dankbar anerkannte - Schutz gefährdeter Betriebe durch Schupo hatte vollen 
Erfolg: Die öffentliche Ruhe wurde nicht gestört, Blut ist nicht geflossen. 

Das einmalige scharfe Zufassen in Hamburg vereitelte jede Ausdehnung der 
Bewegung. 

Die Erklärung des Oberpräsidenten Noskt?, bei den geringsten Unruhen mit den 
schärfsten Mitteln durchzugreifen, hielt Hannover und das radikale Braunschweig 
in Ruhe. 

Man darf sich eben grundsätzlich nicht durch das törichte Geschrei gegen den 
Einsatz der staatlichen Machtmittel einschüchtern lassen. Die besonnene Arbei
terschaft will vor dem Terror geschützt werden und ungestört ihrer Arbeit 
nachgehen; das beweist ihr Verhalten bei der sonst so verpönten polizeilichen 
Besetzung wichtiger Werke in Berlin, das beweist z. B. ein den Reichsministerien 
zugegangenes Schreiben der Badischen Anilin- und Soda-Fabrik, wonach der 
Betriebsrat und der alte Stamm der Arbeiterschaft die z. Zt. noch andauernde 
Belegung des Leunawerkes mit Schupo durchaus nicht als Druck empfinden, 
sondern vielmehr als Gewähr für ihre eigene Sicherheit sowie für eine gesicherte 
Fortführung des Betriebes betrachten. 

b) Soll Reichswehr zur Bekämpfung derartiger ausgedehnter Unruhen eingesetzt 
werden? 

Die Denkschrift verneint - im Gegensatz zur Ansicht des Reichswehrministeriums 
- diese Frage und begründet dies 

1. mit politischen Erwägungen 

2. mit der besseren Eignung der Polizei. 

Dazu ist zu bemerken: 

Zu 1. Das Eingreifen der Reichswehr soll die Arbeiterschaft reizen, zu einer 

9 Der frühere Reichswehrminister Noske war von 1920 bis 1933 Oberpräsident der Provinz Hannover. 
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binbeitskront der Linksparteien und damit ru einer wesentlicben Vergröberung der 
Vukstandsbewegung kübren.
Oer Beweis kür diese okt gebürte Bebauptung ist bisber noeb niebt erbracbt. Im 
Gegenteil: 8elbst bei dem Vukrubr im kubrgebiet naeb dem Kapp-Butseb, wo die 
Vorbedingungen kür eine derartige bntscbeidung besonders günstig waren, bat 
sieb dis verständige ^rbeiterscbakt sebr bald von den „kadikalen" losgesagt und 
dringend naeb dem Vormarseb der keicbswebr verlangt. bliebt die -Irbeiterscbakt 
als solebe, sondern die linksradikalen Karteien werden dureb die keicbswebr 
gereirt, weil sie wissen, dab deren Oinsatr das bnde ibrer Oerrbcbkeit bedeutet. 
Oereiebnend bierkür ist aueb ein Lericbt des keicbswebrgruppenkommandos 2^ 
über die bags in Ibüringen. bliebt - wie das Ibüringisebe Ltaatsministerium meint 
- die besonnens Haltung der Vrbeitersebakt, sondern vislmebr die sokortige 
Entsendung einer gemiscbten Iruppenabteilung naeb Obrdruk bat das Öbergreiken 
der Bewegung auk das tbüringisebe Onrubegebiet verbindert. ^uk diese ^labnabme 
bin trat sokort in den sebon in Oärung bekindliebsn Bezirken von 8ubl und Ootba 
wieder Kube ein.
8ebbeWeb mub aucb darauk bingswiesen werden, da6 in den leilen ^littel- 
deutscblands, wo die keicbswebr eingesetrt wurde, keine der vom kreubiscben 
Mnisterium des Innern bekürcbteten Krsebeinungen eintrat, sondern dab im 
(Gegenteil alle kevölkerungssebiebten ibr bingreiken kreudig begrübten, wie selbst 
die Bericbte der der II.8.k. angebörenden bandräte ausdrücklicb anerkannt 
baben.

Oie 8cbupo soll nacb ibrer Obederung, ibrer leicbten Bewegbcbkeit und ibrer 
Ausbildung kür solebe ^.ukgaben besser wie die keicbswebr geeignet sein.
Oie eigene Oenksebrikt widerlegt diese Lebauptung und beweist, daü die 8cbupo 
nacb OrKanrLatron (unterstebt den bändern und mub lokal organisiert sein), 
nacb keu-a/snunK und Ausrüstung (bat keine scbweren Bakken, keine babrreuge 
und sonstige teebniscbe Mittel kür den Bewegungskrieg),
nacb ke/e/r/s/ü/rrunZ' (dark keine böberen 8täbe und einen entsprecbenden 
kekeblsapparat baben)
kür die an sie berantretenden ^ukgaben nicbt geeignet und dureb die Bestimmun
gen der bntente in vieler ^Veise besebränkt war.
8o weist sie r. L. darauk bin, daü die Verscbiebung gröberer kräkte die anderen 
aus solcbem VnlaÜ in ibren kolireikräkten besebränkten klätre gekäbrde, - betont 
also selbst die lokale Oebundenbeit der kolirei - und reigt weiter, dab die 
Bekeblskübrung von den rivilen kegierungsstellen losgelöst und einbeitbcb einem 
polireibcben bübrer, dem Kolirei-Oberst n. Kü/er, übertragen werden müllte.
8ie kübrt kerner aus, die Lewskknung der 8cbutrpolirei sei „völlig unrureicbend", 
die Beigabe von Artillerie „unerläblicb" gewesen, die Ausstattung mit kraktwa- 
gen, kadkabrerkormationen und anderen tecbniscben Oilksmitteln bätte nicbt 
genügt. 8ebbeblicb erwäbnt sie, dall neue 8täbe aukgestellt, der entsprecbende 
kekeblsapparat gesebakken und die Verwaltungsbeamten den pobreibcben bllbrern 
unterstellt werden mubten. Oall derartige erst im Bedarkskall eingeriebtete

10 Igelit ermittelt.
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Einheitsfront der Linksparteien und damit zu einer wesentlichen Vergrößerung der 
Aufstandsbewegung führen. 

Der Beweis für diese oft gehörte Behauptung ist bisher noch nicht erbracht. Im 
Gegenteil: Selbst bei dem Aufruhr im Ruhrgebiet nach dem Kapp-Putsch, wo die 
Vorbedingungen für eine derartige Entscheidung besonders günstig waren, hat 
sich die verständige Arbeiterschaft sehr bald von den "Radikalen" losgesagt und 
dringend nach dem Vormarsch der Reichswehr verlangt. Nicht die Arbeiterschaft 
als solche, sondern die linksradikalen Parteien werden durch die Reichswehr 
gereizt, weil sie wissen, daß deren Einsatz das Ende ihrer Herrlichkeit bedeutet. 

Bezeichnend hierfür ist auch ein Bericht des Reichswehrgruppenkommandos 210 

über die Lage in Thüringen. Nicht - wie das Thüringische Staatsministerium meint 
- die besonnene Haltung der Arbeiterschaft, sondern vielmehr die sofortige 
Entsendung einer gemischten Truppenabteilung nach Ohrdruf hat das Übergreifen 
der Bewegung auf das thüringische Unruhegebiet verhindert. Auf diese Maßnahme 
hin trat sofort in den schon in Gärung befindlichen Bezirken von Suhl und Gotha 
wieder Ruhe ein. 

Schließlich muß auch darauf hingewiesen werden, daß in den Teilen Mittel
deutschlands, wo die Reichswehr eingesetzt wurde, keine der vom Preußischen 
Ministerium des Innern befürchteten Erscheinungen eintrat, sondern daß im 
Gegenteil alle Bevölkerungsschichten ihr Eingreifen freudig begrüßten, wie selbst 
die Berichte der der U.S.P. angehörenden Landräte ausdrücklich anerkannt 
haben. 

Zu 2. Die Schupo soll nach ihrer Gliederung, ihrer leichten Beweglichkeit und ihrer 
Ausbildung für solche Aufgaben besser wie die Reichswehr geeignet sein. 

Die eigene Denkschrift widerlegt diese Behauptung und beweist, daß die Schupo 

nach Organisation (untersteht den Ländern und muß lokal organisiert sein), 

nach Bewaffnung und Ausrüstung (hat keine schweren Waffen, keine Fahrzeuge 
und sonstige technische Mittel für den Bewegungskrieg), 

nach Befehlsführung (darf keine höheren Stäbe und einen entsprechenden 
Befehlsapparat haben) 

für die an sie herantretenden Aufgaben nicht geeignet und durch die Bestimmun
gen der Entente in vieler Weise beschränkt war. 

So weist sie z. B. darauf hin, daß die Verschiebung größerer Kräfte die anderen 
aus solchem Anlaß in ihren Polizeikräften beschränkten Plätze gefährde, - betont 
also selbst die lokale Gebundenheit der Polizei - und zeigt weiter, daß die 
Befehlsführung von den zivilen Regierungsstellen losgelöst und einheitlich einem 
polizeilichen Führer, dem Polizei-Oberst v. Klüfer, übertragen werden mußte. 

Sie führt ferner aus, die Bewaffnung der Schutzpolizei sei" völlig unzureichend", 
die Beigabe von Artillerie "unerläßlich" gewesen, die Ausstattung mit Kraftwa
gen, Radfahrerformationen und anderen technischen Hilfsmitteln hätte nicht 
genügt. Schließlich erwähnt sie, daß neue Stäbe aufgestellt, der entsprechende 
Befehlsapparat geschaffen und die Verwaltungsbeamten den polizeilichen Führern 
unterstellt werden mußten. Daß derartige erst im Bedarfsfall eingerichtete 

10 Nicht ermittelt. 
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138. Vol-19. 5.1921 Kspitet III

Org2ni82tionen niekt so nrkeiten können vie 8ekon in rukigen Soilen k68teken6e, 
liegt 2uk 6er kl2n6.
M8 Vorrug einer Oolirei2ktion vir6 6«8 weiteren immer 2ngekükrt, 626 es hierbei 
niekt notven6ig sei, 6en leitenden Ookreiokkirieren derartig 2U8ge6eknte, in 62s 
lieben 6er Oevölkerung tiek eingreiken6s N2ektvollkommenkeiten ru geken, vis 
6ies Kei einer mikt2ri8eken Aktion Kisker gekor6ert vur6e.
^uek 6ies trikkt niekt ru.
8t2tt eines Mkt2rkekekl8k2ker8 vur6e, vie oken ervüknt, ein leitender ?o1ireike- 
kekl8k2ker ern2nnt.
Oie von diesem - N20K 6er Oenk8ekrikt - 2ngeor6neten IVl26n2kmen 6r8treekten 
siek 2uk eine S2ckgem26e Ilegelung 6es kl2ekriekten- un6 Verkekr8v«86N8 sovie 
äes kern8preekv6rkekr8, 2uk ein Verkot 6es k26k2krens, 6ie k'estsetrung einer 
krükeren Oolireistunäe, 6ie Ökerv2ekung 6e8 Xr2ktv2genverkekrs, 6ie Oesekl2g- 
nnkme von Xr2ktv2gen u. 2. mekr, Ks6euteten 2lso sümikekst 8e8ekr2nkungen 
von verk28sung8M26igen Orun6reckten. klimmt M2N noek kinru, 626 Ks8tn2kmen 
in erkebkekem 0mk2nge vorgenommen, vie 626 6ie Oresse- un6 Ver82mmlung8- 
kreikeit singe8ekr2nkt un6 2ukeror6entlieke Oeriekte einZeselrt vur6en, so reigt 
siek klnr, 626 2uck 6ie leitenden Ookreiokkiriere niekt okne öieienigen U26N2K- 
men nuskommen konnten, 6ie sonst - meist in polemiseker -kksiekt - Kei 6er 
miktüriseken Lekümpkung sines ^ukrukrs 6en Mkt2rkekeklsk2kern rum Vorvurk 
gemnekt vur6en.
8c/r/uF/o /§s ru nF.-
^us 6en vorsteken6en ^uskükrunZen ergikt siek kolgen6e 
^e/r/uF/o/AerllnA.-
I. Oie erkolgrsicke Ourekkükrung 6er pokreikeken Aktion in Mtte16eutsekl2n6 ist 
rv2r 6iesm2l gelungen, 2ker nur, vek sie von ekenmkgen 0ener2l8t2k8okkirier6n 
geleitet un6 von 8ekupoM2nn8ek2kten 2U8gekükrt vur6e, 6ie 2ltge6iente, gut 
2usgeki16ete 8o162ten 8in6. I>lur soleke Le2mte V2ren 2uek in 6er k.2ge, 6ie von 
6er keieksvekr rur Verfügung ge8tekt6N 8ekveren ^nlken Minenverker, Mtike- 
rie) ricktig einru8etren un6 ru Ke6ienen, nur 8ie V2ren 2ul 6run6 ikrer 
Xriegsertnkrung kekLkigt, 6ie notgs6rungen 2ngeor6neten Xn6erungen 6er Le- 
lekl8kükrung, 6Ue6erung U8v. 6urekrulükren un6 mit 6er neuen Org2nis2tion ru 
nrkeiten.
3ekon N2ek venigen ^2kren vir6 8iek - 6ie Oureklükrung 6er Lntentekor6erung 
vor2U8g68etrt - 628 LiI6 in 6ie8er Oeriekung voU8tLn6ig g62n6ert k2ken, Ke8on- 
6er8 vir6 68 2n Okkirieren kekken, 6eren teckniseke Vorki16ung kür 6ie Verven- 
6ung 8ekverer ^nkken un6 6ie keitung 6er2rtigsr Oevegungen 2U8reickt.
Oie 2U8 6er KI2U6N Ookrei ükernommenen Okkiriere V2ren 8ekon letrt N20K 
^.N8iekt ikrer eigenen Oükrer 6ie8en ^Vukg2ken niekt gev2ek8en. 80 gikt «8 6ock ru 
6enken, 626 ein 6er Kl2uen Ookrei entst2mmen6er 8ekupo-Okkirier 6urek 
unrveekmükige lVk2kn2kmen un6 Verrettelung 8einer t^rükte e8 runück8t 6nkin 
gekr2ekt k2t, 626 er mit 8einer Gruppe in kk8leken eingeseklo88en 826 un6 er8t 
6urck von 2u6en ker2ngekolte Ver8tärkungen kekreit ver6en mukte".

11 Vgl. I^Ir. 136 3.

258

138. Vor 19. 5.1921 Kapitel 111 

Organisationen nicht so arbeiten können wie schon in ruhigen Zeiten bestehende, 
liegt auf der Hand. 

Als Vorzug einer Polizeiaktion wird des weiteren immer angeführt, daß es hierbei 
nicht notwendig sei, den leitenden Polizeioffizieren derartig ausgedehnte, in das 
Leben der Bevölkerung tief eingreifende Machtvollkommenheiten zu geben, wie 
dies bei einer militärischen Aktion bisher gefordert wurde. 

Auch dies trifft nicht zu. 

Statt eines Militärbefehlshabers wurde, wie oben erwähnt, ein leitender Polizeibe
fehlshaber ernannt. 

Die von diesem - nach der Denkschrift - angeordneten Maßnahmen erstreckten 
sich auf eine sachgemäße Regelung des N achrichten- und Verkehrswesens sowie 
des Fernsprechverkehrs, auf ein Verbot des Radfahrens, die Festsetzung einer 
früheren Polizeistunde, die Überwachung des Kraftwagenverkehrs, die Beschlag
nahme von Kraftwagen u. a. mehr, bedeuteten also sämtlichst Beschränkungen 
von verfassungsmäßigen Grundrechten. Nimmt man noch hinzu, daß Festnahmen 
in erheblichem Umfange vorgenommen, wie daß die Presse- und Versammlungs
freiheit eingeschränkt und außerordentliche Gerichte eingesetzt wurden, so zeigt 
sich klar, daß auch die leitenden Polizeioffiziere nicht ohne diejenigen Maßnah
men auskommen konnten, die sonst - meist in polemischer Absicht - bei der 
militärischen Bekämpfung eines Aufruhrs den Militärbefehlshabern zum Vorwurf 
gemacht wurden. 

Schlußfolgerung: 

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich folgende 
Schlußfolgerung: 

1. Die erfolgreiche Durchführung der polizeilichen Aktion in Mitteldeutschland ist 
zwar diesmal gelungen, aber nur, weil sie von ehemaligen Generalstabsoffizieren 
geleitet und von Schupo-Mannschaften ausgeführt wurde, die altgediente, gut 
ausgebildete Soldaten sind. Nur solche Beamte waren auch in der Lage, die von 
der Reichswehr zur Verfügung gestellten schweren Waffen (Minenwerfer, Artille
rie) richtig einzusetzen und zu bedienen, nur sie waren auf Grund ihrer 
Kriegserfahrung befähigt, die notgedrungen angeordneten Änderungen der Be
fehlsführung, Gliederung usw. durchzuführen und mit der neuen Organisation zu 
arbeiten. 

Schon nach wenigen lahren wird sich - die Durchführung der Ententeforderung 
vorausgesetzt - das Bild in dieser Beziehung vollständig geändert haben, beson
ders wird es an Offizieren fehlen, deren technische Vorbildung für die Verwen
dung schwerer Waffen und die Leitung derartiger Bewegungen ausreicht. 

Die aus der blauen Polizei übernommenen Offiziere waren schon jetzt nach 
Ansicht ihrer eigenen Führer diesen Aufgaben nicht gewachsen. So gibt es doch zu 
denken, daß ein der blauen Polizei entstammender Schupo-Offizier durch 
unzweckmäßige Maßnahmen und Verzettelung seiner Kräfte es zunächst dahin 
gebracht hat, daß er mit seiner Truppe in Eisleben eingeschlossen saß und erst 
durch von außen herangeholte Verstärkungen befreit werden mußtell. 

11 Vgl. Nr. 136 Anm. 3. 
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^.ucb mub äarauk bingewiesen veräen, äab es in ^ukunkt nicbt immer mögllcb sein 
virä, äie 8cbupo vie äiesmal aus äem ganren Oanäe naeb einem Rerirk 
rusammenrurieben unä äaäurcb anäere Oanäesteile in erbeblicbem Mabe von 
pollreiliebem 8cbutr ru entblöben.
2. Oie Oenksebrikt unä äie ibr beigekllgte Anlage baben aus äiesen Vorgängen 
selbst weitgebenäe Oebren kür äen veiteren Ausbau äer 8ebupo gerogen unä 
scblagen - venn man äas Rinä beim reebten blamen nennt - äie 8cbakkung einer 
Milltär-Rollrei vor. 8ie koräern r. 8. gleicbmäbige unä keste militürisebe ^usbil- 
äung, scbarke Mannesrucbt, Rinscbränkung äer allgemeinen Leamtenreebte, 
erveiterte Ausrüstung mit Vakken, Rabrrääern, Xraktwagen unä tecbniseben 
Oillsmitteln, -^nglleäerung äer Vervaltung, kerner wirtscbaktllcbe 8ioberstellung 
äer Leamten unä Rürsorge kür sie äureb ein äem ^Vebrmacbtsversorgungsgesetr 
gleicbvertiges Oesetr.
Mle äiese Ricbtllnien entspreoben praktiscb äen kür äie Reiebswebr gültigen, 
venn äies r.R. aueb aus politiseben Orünäen versebleiert ist, so r. 8. venn gesagt 
virä, äak äie bewubte länteroränung unä 8e1bstrucbt einer 8eamtensebakt etvas 
ganr anäeres sei als äie Rrriebung rum militäriseben Oeborsam. Oiesen ünter- 
scbieä rviseben „Mub"- unä „kreiem" Oeborsam virä man umso weniger gelten 
lassen können, als sicb aueb äas läeer bekanntlicb aus „Freiwilligen" rekrutiert.
Im Interesse äer Reiebswebr sinä ^eäenkalls äie eben skirrierten 8estrebungen auk 
Ausbau äer 8ebupo ru einer Militär-Rolirei nur ru begrüben, äa äie Reicbswebr 
äaäurcb ganr wesentllcb vom Xampk gegen äen inneren Reinä entlastet würäe. 
Denn niebts liegt äer Reiebswebr kerner - unä äas kann nicbt okt genug betont 
weräen - als eine ^.rt Xonkurrenr mit äer Rollrei bei Rekampkung innerer 
Ilnruben. Ibre ^ukgaben liegen auk anäerem Oebiet, unä sie unterriebt sieb 
poUreilleber Rätigkeit nur notgeärungen, wenn äie Rräkte äer Rollrei nicbt 
ausreicben. leäe 8tärkung äer Rollrei kann äaber äer aukriebtigen länterstütrung 
unä Röräerung äureb äie Reiebswebr sieber sein.
blur äarüber mub unbeäingte Rlarbeit besteben: Oie blieäerwerkung äes ^ukstan- 
äes in Mitteläeutseblanä ist kein beweis äakllr, äab äie /etriFe Organisation, 
^usbiläung unä Rewakknung äer 8cbupo kür äerartige ^ukgaben ausreicbt, sie 
reigt nur, äab äieser Rrkolg trokr aller vorstebenä beleuebteten Mangel äieses Mal 
noeb errielt weräen konnte, veil äie 8ebupo noeb von äen Überresten äes alten, 
viel gesebmäbten „Militarismus" rebrt. ^Venn äie jetrt kür ^ukbau unä Rewakk
nung grunälegenäen Restimmungen beibebalten weräen, wirä man in absebbarer 
2eit mit äerartigen Leistungen niebt mebr recbnen äürken. Rinsebneiäenäe 
Xnäerungen aber sinä nur mit Zustimmung äer Rntente möglieb unä wabrsebein- 
lieb niebt ru erreicben. Ilmsomebr mub angestrebt weräen, wenigstens auk äem 
Oebiet, wo äie Rntente nicbt bineinrureäen bat, äas Vollkommenste ru erreicben, 
nämlieb auk äem Oebiet äer inneren Restigung äer Rollrei. blaeb äen Rrkabrungen 
äer Reicbswebr ist bierkür ^ussebaltung äer Rarteipolitik unä Rekampkung äes 
rersetrenäen RinRusses äer verscbieäenen Rllnäe von ausscblaggebenäer Reäeu- 
tung.
blur wenn äer Rollrei äies gellngt, wirä sie in allen politiscben ^Veebsellällen eine 
unbeäingt ruverlässige 8tütre äer 8taLt8gewalt bleiben, ^näernkalls wirä sie sebr 
balä ru einer Rarteitruppe oäer bewakkneten Oewerkscbakt berabsinken.
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Auch muß darauf hingewiesen werden, daß es in Zukunft nicht immer möglich sein 
wird, die Schupo wie diesmal aus dem ganzen Lande nach einem Bezirk 
zusammenzuziehen und dadurch andere Landesteile in erheblichem Maße von 
polizeilichem Schutz zu entblößen. 

2. Die Denkschrift und die ihr beigefügte Anlage haben aus diesen Vorgängen 
selbst weitgehende Lehren für den weiteren Ausbau der Schupo gezogen und 
schlagen - wenn man das Kind beim rechten Namen nennt - die Schaffung einer 
Militär-Polizei vor. Sie fordern z. B. gleichmäßige und feste militärische Ausbil
dung, scharfe Manneszucht, Einschränkung der allgemeinen Beamtenrechte, 
erweiterte Ausrüstung mit Waffen, Fahrrädern, Kraftwagen und technischen 
Hilfsmitteln, Angliederung der Verwaltung, ferner wirtschaftliche Sicherstellung 
der Beamten und Fürsorge für sie durch ein dem Wehrmachtsversorgungsgesetz 
gleichwertiges Gesetz. 

Alle diese Richtlinien entsprechen praktisch den für die Reichswehr gültigen, 
wenn dies z. T. auch aus politischen Gründen verschleiert ist, so z. B. wenn gesagt 
wird, daß die bewußte Unterordnung und Selbstzucht einer Beamtenschaft etwas 
ganz anderes sei als die Erziehung zum militärischen Gehorsam. Diesen Unter
schied zwischen "MuW'- und "freiem" Gehorsam wird man umso weniger gelten 
lassen können, als sich auch das Heer bekanntlich aus "Freiwilligen" rekrutiert. 

Im Interesse der Reichswehr sind jedenfalls die eben skizzierten Bestrebungen auf 
Ausbau der Schupo zu einer Militär-Polizei nur zu begrüßen, da die Reichswehr 
dadurch ganz wesentlich vom Kampf gegen den inneren Feind entlastet würde. 
Denn nichts liegt der Reichswehr ferner - und das kann nicht oft genug betont 
werden - als eine Art Konkurrenz mit der Polizei bei Bekämpfung innerer 
Unruhen. Ihre Aufgaben liegen auf anderem Gebiet, und sie unterzieht sich 
polizeilicher Tätigkeit nur notgedrungen, wenn die Kräfte der Polizei nicht 
ausreichen. Jede Stärkung der Polizei kann daher der aufrichtigen Unterstützung 
und Förderung durch die Reichswehr sicher sein. 

Nur darüber muß unbedingte Klarheit bestehen: Die Niederwerfung des Aufstan
des in Mitteldeutschland ist kein Beweis dafür, daß die jetzige Organisation, 
Ausbildung und Bewaffnung der Schupo für derartige Aufgaben ausreicht, sie 
zeigt nur, daß dieser Erfolg trotz aller vorstehend beleuchteten Mängel dieses Mal 
noch erzielt werden konnte, weil die Schupo noch von den Überresten des alten, 
viel geschmähten "Militarismus" zehrt. Wenn die jetzt für Aufbau und Bewaff
nung grundlegenden Bestimmungen beibehalten werden, wird man in absehbarer 
Zeit mit derartigen Leistungen nicht mehr rechnen dürfen. Einschneidende 
Änderungen aber sind nur mit Zustimmung der Entente möglich und wahrschein
lich nicht zu erreichen. Umsomehr muß angestrebt werden, wenigstens auf dem 
Gebiet, wo die Entente nicht hineinzureden hat, das Vollkommenste zu erreichen, 
nämlich auf dem Gebiet der inneren Festigung der Polizei. Nach den Erfahrungen 
der Reichswehr ist hierfür Ausschaltung der Parteipolitik und Bekämpfung des 
zersetzenden Einflusses der verschiedenen Bünde von ausschlaggebender Bedeu
tung. 

Nur wenn der Polizei dies gelingt, wird sie in allen politischen Wechselfällen eine 
unbedingt zuverlässige Stütze der Staatsgewalt bleiben. Andernfalls wird sie sehr 
bald zu einer Parteitruppe oder bewaffneten Gewerkschaft herabsinken. 
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139.

Lekekl «les ülieks 6er iVlsrineleitung, ^6u6rsl Leliuolce, sn 6ie 8tations- 
konunsnäos lreLÜglielr 6er öestrskuug von ^ngeliörigen 6er Alsrine 

wegen Xriegsverbreelren 6ureli «Iss keiolrsgerivlit.

18. luli 1921. 8erlio. - 8^-^. r 4884 86. 2. Masel,, Vksckrill.

2wei bewäbrte treue Xriegslcameraüen sin6 in Deiprig ru sebweren Oekängnis- uncl 
Lbrenstraken verurteilt wor66n^. leb wercie versnoben, ^e6e mögbebe Mläerung ru 
errielen unci gesetrbobs ^laönabmen berbeirulübren, clie clie Verantwortung 6er 
Vorgesetrten uncl 6ie Oeborsamsplbobt 6er Untergebenen unrweiüeutig umgren- 
ren. Dss Urteil uncl clie Legrünclung tnllt uns alle seliwer. ^Vie tiel wir 6ies aueb 
emplinäen, so verlange ieb cloob, 6a6 ein ie6er stolr, aulrecbt unä treu rusammen 
mit mir weiter seine 8o16atenplbobt erfüllt kür 6ie ^ulcunkt von Voll« uncl 
Vaterlanci.

Debnelce.

1 Im 9. KriegsbescbuI6lgten-Orore8 vor clem Relcbsgericbt in Leipzig waren Oberleutnant r. 8. 
Ditbmar unb Oberleutnant r. 8. 3.0. LoI6l wegen öesckieüung von Rettungsbooten eines 
torpe6ierten 8ebikks ru le vier labren Oekängnis verurteilt wor6en. La^eriscbe 8taalsreitung IVr. 164 
vom 18. lull 1921 sowie keicbstagsbrucbsacken I. ^Vablperiobe 1920-1924, ?^r. 2584.

140.

8esnstsn6ungen 6es Ülieks 6er Heeresleitung, Oenersl «l. Ink. v. 8eeel«t, 
sn 6er sselmiselren Dsn6espolir:ei.

Vor 27. Covernder 1921b 8erlin. Lbersebrüt: Xusarrrmenstellung üker clie sacbsiscke 
kanRespolirei. - 8/^. 8 43 1/2692. Maseb. 4uskertigung.

In ü/remnikr batte 6is berittene 8ta//ei, in Miauen eins Dunüertsebakt mit 
Dienstverweigerung geürobt, als sie ibnen unbequeme Dübrer erbalten sollten; in 
Durren gesebab 6as Oleiobe, 6a ibnen 6er Dienst ru sebwer sebien. t^Is 6ie 2. 
k/nn6erkLcba/k in Li/remnitr am 26. 8. bei einer Übung clen 8tablbelm tragen sollte, 
verweigerte sie bis auk 14 Uann, trotr mebrlaeber Drmabnungen 6ureb 6en 
anwesenclen Lbel 6er Danüespobrei, 6en Oeborsam. Die 8ebuI6igen wurüen von 
Mnister Aue/? entlassen; sie verlakten claraukbin eine 8esebwer6esebrilt an einen 
Danütagsabgeorüneten, 6ie kolgenüe 8ätre entbält:
,,8o lconnte es gesebeben, 6a8 man sogar im Mnistenum von Dienstverweigerung 
spreeben bonnte un6 alle 8cbu16 auk 6ie unteren Leamten abwalrte, wo 6oeb eine 
ron cien DienLksteiien /-rororierte 6e/rorLam5v6ru-eiKerun§ voriaK."

I Oas Dalum ergibt sieb aus 6em 8cbreiben 6es Lbeks cler Heeresleitung, Oeneral v. 8eeclct, 
i^r. 766.11.21.7.1.III pers. vom 27. November 1921 an 6en Reiekslcanrler Virtb (am gleicken 
Runäorl wie obige I^r. Masck. ^.uskeNigung), mit 6em 6iese I^r. übersandt wur6e.

2 lobann Vilbelm Lucic (8?D), sacbsiscber Ministerpräsident.
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139. 

Befehl des Chefs der Marineleitung, Admiral Behncke, an die Stations
kommandos bezüglich der Bestrafung von Angehörigen der Marine 

wegen Kriegsverbrechen durch das Reichsgericht. 

18. Juli 1921. Berlin. - BA·l\-IA. F 4884 Bd. 2. Masch. Abschrift. 

Zwei bewährte treue Kriegskameraden sind in Leipzig zu schweren Gefängnis- und 
Ehrenstrafen verurteilt worden l

. Ich werde versuchen, jede mögliche Milderung zu 
erzielen und gesetzliche Maßnahmen herbeizuführen, die die Verantwortung der 
Vorgesetzten und die Gehorsamspflicht der Untergebenen unzweideutig umgren
zen. Das Urteil und die Begründung trifft uns alle schwer. Wie tief wir dies auch 
empfinden, so verlange ich doch, daß ein jeder stolz, aufrecht und treu zusammen 
mit mir weiter seine Soldatenpflicht erfüllt für die Zukunft von Volk und 
Vaterland. 

Behncke. 

Im 9. Kriegsbeschuldigten-Prozeß vor dem Reichsgericht in Leipzig waren Oberleutnant z. S. 
Dithmar und Oberleutnant z. S. a. D. Boldt wegen Beschießung von Rettungsbooten eines 
torpedierten Schiffs zu je vier Jahren Gefängnis verurteilt worden. Bayerische Staatszeitung Nr. 164 
vom 18. Juli 1921 sowie Reichstagsdrucksachen 1. Wahlperiode 192()...1924, Nr. 2584. 

140. 

Beanstandungen des Chefs der Heeresleitung, General d. Inf. v. Seeckt, 
an der sächsischen Landespolizei. 

Vor 27. November 1921 1• Berlin. Überschrift: Zusammenstellung über die sächsische 
Landespolizei. - BA. R 431/2692. Masch. Ausfertigung. 

In Chemnitz hatte die berittene Staffel, in Plauen eine Hundertschaft mit 
Dienstverweigerung gedroht, als sie ihnen unbequeme Führer erhalten sollten; in 
Wurzen geschah das Gleiche, da ihnen der Dienst zu schwer schien. Als die 2. 
Hundertschaft in Chemnitz am 26. 8. bei einer Übung den Stahlhelm tragen sollte, 
verweigerte sie bis auf 14 Mann, trotz mehrfacher Ermahnungen durch den 
anwesenden Chef der Landespolizei, den Gehorsam. Die Schuldigen wurden von 
Minister Bucli?- entlassen; sie verfaßten daraufhin eine Beschwerdeschrift an einen 
Landtagsabgeordneten, die folgende Sätze enthält: 

"So konnte es geschehen, daß man sogar im Ministerium von Dienstverweigerung 
sprechen konnte und alle Schuld auf die unteren Beamten abwälzte, wo doch eine 
von den Dienststellen provozierte Gehorsamsverweigerung vorlag." 

Das Datum ergibt sich aus dem Schreiben des Chefs der Heeresleitung, General v. Seeckt, 
Nr. 766.11.21.T.l.III pers. vom 27. November 1921 an den Reichskanzler Wirth (am gleichen 
Fundort wie obige Nr. Masch. Ausfertigung), mit dem diese Nr. übersandt wurde. 

2 Johann Wilhelm Buck (SPD), sächsischer .Ministerpräsident. 
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^keineskalls dark aber im kreistaat von dem berüebtigten kadavergeborsam mit 
Lereebtigung gesproeben Yverdon können, da dock eins blinde Unterordnung kür 
jeden kreibeitbeb denkenden ^lann ein Ding der Onmägbcbkeit ist."
,,Vie der Ausgang unserer 8aebe lebrt, sebeint man aber sebon jetrt wieder in 
diesen alten groben Gebler (den kadavergeborsam) rurüekkrujverkallen, obgleieb 
man docb rur Oenüge erkannt baben sollte, dak dieser einerseits der Denkkaulbeit 
und Gewissenlosigkeit jeden möglieben Vorsebub leistet, andererseits aber aueb 
Unlust und knrukriedenbeit groüriebt.
Vir versieben voll und ganr, da6 es einem groben keile unserer Okkiriere wie aueb 
einem keil der Lerukssoldaten (ebemalige Feldwebel pp.) sebwerkällt, sicb den 
neuen Verbältnissen anrupassen, wissen aueb, dab ein anderer keil garnicbt 
ernstbeb gewillt ist, sieb dementsprecbend umrustellen, und in der angenebmen 
llollnung lebt, daK die alten guten weiten bald wiederkebren.
Da6 sieb aber sogar soriabstisebe Mnister und der Ministerpräsident selbst 
verleiten lassen (gut deutseb würde man sagen ,einwiekeln'), sieb aul diesen 
8tandpunkt ru stellen, will uns absolut niebt in den kopk. Väre llerr Ninisterprä- 
sident kucL niebt persönlieb bei uns gewesen und bätte uns eine 8tandpauke 
gebalten, wabrend er den beamten, die den 8rab1belm aulgesetrt batten, sein 
besonderes Kob ausspraeb, bielten wir es niebt lür mögbeb."
,, Vir glaubten doeb, in ibrem (der kegierung) 8inne ru bandeln, als wir, naebdem 
die Dienststellen kein Verständnis lür etwa entstellende kolgen reigten, eben aus 
unserem Vlitverantwortungsgekübl beraus, in diesem Kalle den Oeborsam verwei
gerten."
,, Vir bielten es als kobreibeamte lür unsere kkbebt, im Oegensatr rur keicbswebr 
dabin ru wirken, mit allen bevölkerungssebiebten soweit als möglicb in gutes und 
barmoniscbes Verbältnis ru kommen."
,,Dab die Dienststellen aber niebt ru dieser kinsiebt kommen konnten, liegt wob! 
daran, dak in diesen wobl Kommandeure, aber keine kübrer, wie sie der kreistaat 
kür seine kobrei brauebt, sitren. Vir geben wobl in der Vnnabme niebt lebl, dab 
dem Herrn Abgeordneten der Dnterscbied rwiseben kübrer und Kommandeur rur 
Oenllge bekannt ist, und ballen eine näbere Erläuterung desbalb niebt lür nötig." 
,,Vird unser Vorgeben nseb dieser ganren 8ebilderung noeb verurteilt und wie 
weit? Noeb triumpbieren unsere Oegner und Vidersaeber wie überall so aueb bier: 
Die sebärlsten Oegner der kepublik sind obenauk! Vie lange noeb?"
Der Vlinister kr/u'nsL? stellte sämtUcbe beamte wieder ein und bestralte sie nur 
mit einem Verweis und Oeldstraken rwiseben 40 und 83 ^lark.
Veiter wird die Disripbn dureb die Vrederernstel/unA von beuten erscbllttert, die 
wegen Vergeben entlassen worden waren.
Onterwaebtmeister Vogel, der in einer Versammlung seiner kundertsebakt über 
seine Okliriere geäußert batte: ,,Vir braueben diese Herren, die das Vertrauen der 
kegierung sebamlos mibbraucben, niebt mebr", . . . ,,Die Okkiriere sind bloK da, 
um 8port und 8piele usw. anrusetren, im übrigen sitren sie den ganren lag auk 
dem kkerd und können es niebt erwarten, bis es kinke gibt, dann geben sie ibren

3 ktieksrä Lipinski (O8?v), säcksiscker Innenmini8ter.
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"Keinesfalls darf aber im Freistaat von dem berüchtigten Kadavergehorsam mit 
Berechtigung gesprochen werden können, da doch eine blinde Unterordnung für 
jeden freiheitlich denkenden Mann ein Ding der Unmöglichkeit ist." 

"Wie der Ausgang unserer Sache lehrt, scheint man aber schon jetzt wieder in 
diesen alten groben Fehler (den Kadavergehorsam) zurück[zu]verfallen, obgleich 
man doch zur Genüge erkannt haben sollte, daß dieser einerseits der Denkfaulheit 
und Gewissenlosigkeit jeden möglichen Vorschub leistet, andererseits aber auch 
Unlust und Unzufriedenheit großzieht. 

Wir verstehen voll und ganz, daß es einem großen Teile unserer Offiziere wie auch 
einem Teil der Berufssoldaten (ehemalige Feldwebel pp.) schwerfällt, sich den 
neuen Verhältnissen anzupassen, wissen auch, daß ein anderer Teil garnicht 
ernstlich gewillt ist, sich dementsprechend umzustellen, und in der angenehmen 
Hoffnung lebt, daß die alten guten Zeiten bald wiederkehren. 

Daß sich aber sogar sozialistische Minister und der Ministerpräsident selbst 
verleiten lassen (gut deutsch würde man sagen ,einwickeln'), sich auf diesen 
Standpunkt zu stellen, will uns absolut nicht in den Kopf. Wäre Herr Ministerprä
sident Buck nicht persönlich bei uns gewesen und hätte uns eine Standpauke 
gehalten, während er den Beamten, die den Stahlhelm aufgesetzt hatten, sein 
besonderes Lob aussprach, hielten wir es nicht für möglich." 

"Wir glaubten doch, in ihrem (der Regierung) Sinne zu handeln, als wir, nachdem 
die Dienststellen kein Verständnis für etwa entstehende Folgen zeigten, eben aus 
unserem Mitverantwortungsgefühl heraus, in diesem Falle den Gehorsam verwei
gerten. " 

"Wir hielten es als Polizeibeamte für unsere Pflicht, im Gegensatz zur Reichswehr 
dahin zu wirken, mit allen Bevölkerungsschichten soweit als möglich in gutes und 
harmonisches Verhältnis zu kommen." 

"Daß die Dienststellen aber nicht zu dieser Einsicht kommen konnten, liegt wohl 
daran, daß in diesen wohl Kommandeure, aber keine Führer, wie sie der Freistaat 
für seine Polizei braucht, sitzen. Wir gehen wohl in der Annahme nicht fehl, daß 
dem Herrn Abgeordneten der Unterschied zwischen Führer und Kommandeur zur 
Genüge bekannt ist, und halten eine nähere Erläuterung deshalb nicht für nötig. " 

"Wird unser Vorgehen nach dieser ganzen Schilderung noch verurteilt und wie 
weit? Noch triumphieren unsere Gegner und Widersacher wie überall so auch hier: 
Die schärfsten Gegner der Republik sind obenauf! Wie lange noch?" 

Der Minister Lipinski3 stellte sämtliche Beamte wieder ein und bestrafte sie nur 
mit einem Verweis und Geldstrafen zwischen 40 und 83 Mark. 

Weiter wird die Disziplin durch die Wiedereinstellung von Leuten erschüttert, die 
wegen Vergehen entlassen worden waren. 

Unterwachtmeister Vogel, der in einer Versammlung seiner Hundertschaft über 
seine Offiziere geäußert hatte: "Wir brauchen diese Herren, die das Vertrauen der 
Regierung schamlos mißbrauchen, nicht mehr", ... "Die Offiziere sind bloß da, 
um Sport und Spiele usw. anzusetzen, im übrigen sitzen sie den ganzen Tag auf 
dem Pferd und können es nicht erwarten, bis es Pinke gibt, dann gehen sie ihren 

3 Richard Lipinski (USPD), sächsischer Innenminister. 

261 



141. 4. z. 1922 Kapitel III

Leblenärian" unä äergl., unä äaraulbin entlassen woräen war, würäe vom 
Ninister läpinsbi wieäer eingestellt.
Oer Leamte Lertram, wegen Oanästreiebens vorbestraft unä vom Oresäner 
Lolireiparb als ungeeignet entlassen, würäe vom Vlinister Oipinsbi trotr äes 
Protestes äes Kommanäeurs unä äes Leamtenaussebusses in Lbemnitr wieäer 
eingestellt; äort nabm er als Lääelslübrer an äer Vleuterei teil.
In Lebt weiteren Lallen würäe äbnllcb verkabren.
Oie Leleblsgewalt äes Vorgesetzten unä äas Vertrauens verbältnis rwiseben iknen 
unä ibren Untergebenen ist äureb äie binsebaltung äer Kommissare erbeblieb 
verminäert. I>lLeb ibrer Dienstanweisung baben sie alle pobtiseben Kngelegenkei- 
ten ru bearbeiten, also aueb im innern Oienst mitruwirben, sobalä von irgenä einer 
Leite politisebe Momente geltenä gemaekt weräen, sie baben I^aebriebtenäienst 
ru treiben unä regelmäßig ru beobacbtsn. Oer Mnister Lipinski verbelln 
unmittelbar mit ibnen. Vorübergebenä war sogar bskoblen, äaß sie beim Linsatr 
äer Lolirei mit äer V^akke äie alleinige Verantwortung ru übernebmen baben. Vlle 
sie ibre Ltellung ausnutren, reigt äas Leispiel äes Kommissars Vertber in Leiprig, 
äer naeb einer Kgitationsreäe äie Leamten äie „Internationale" singen ließ unä 
bei einem Ltreib bei Lorna äie äureb äen Kommanäeur angesetrte Abteilung 
anwies, sokort wieäer abrurüeben.
Kuell äer LinLuß äer Lünäe ist groß. Oie Ortsgruppen Leiprig unä Lbemnitr äes 
„Verbanäs soriallstiseber Lollreibeamter", in äeren Vorstänäen äie betrelkenäen 
Kommissare sitren, lübren einen äauernäen Kampl gegen „Kaäsvergeborsam" 
unä „Nilitarismus" in äer Lollrei unä unterstütrten äie Meuterer in Lbemnitr.

141.

Lokreiben äes preuüiseken Innenministers Levering an keiekswekrmi- 
nister OeLIer üker äie Verwenäung äer Leiebswebr als Oren^poli^ei.

4 . MSrr 1922. Serlin. Il II. I4Z0. 6ekeim. - Sä. k 43 1/2693. Msscli. ädsokrikt.

Oelegentlleb äer länterreäung, äie ieb am 17. äanuar 1922 mit Oensral iVoiie? über 
äie Organisation äer Lreußiscben Lollrei batte, bob dieser mit aller Lebärle 
bervor, äaß an äer Vorsebrilt äes Lrieäens Vertrages, naeb äer äer Leiebswebr als 
einzige ^weebbestimmung äie Erkaltung äer Oränung innerbalb äes äeutseben 
Oebietes unä äie Orenrpollrei rugewiesen sei?, unbeäingt lestgebalten weräen 
müsse, weil sonst äie Leiebswebr ibrer eigentlieben Bestimmung entrogen unä 
einer Betätigung unä Lenäenr rugelübrt weräe, äie äem Lrieäensvertrage

I dtiarles sollet, krLnrÖ8i8ciier Oeneral, Vorsürencier 6er Interalliierten ^iIitar-KontroIi-Xommi8- 
8ION.

2 -^rt. 160 6e8 VerLailler VeNraZeL de8timmte in bitter I 2^1)8. 2 8. 2: ,,Da8 Heer i8t nur tür 6ie 
Lriialtun§ 6er Or6nunß innerlialb 6s8 6eut8elien Oet)iete8 un6 rur Orenrpolirei deLttrnmt." 
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Schlendrian" und dergl., und daraufhin entlassen worden war, wurde vom 
Minister Lipinski wieder eingestellt. 

Der Beamte Bertram, wegen Landstreichens vorbestraft und vom Dresdner 
Polizeipark als ungeeignet entlassen, wurde vom Minister Lipinski trotz des 
Protestes des Kommandeurs und des Beamtenausschusses in Chemnitz wieder 
eingestellt; dort nahm er als Rädelsführer an der Meuterei teil. 

In acht weiteren Fällen wurde ähnlich verfahren. 

Die Befehlsgewalt des Vorgesetzten und das Vertrauens verhältnis zwischen ihnen 
und ihren Untergebenen ist durch die Einschaltung der Kommissare erheblich 
vermindert. Nach ihrer Dienstanweisung haben sie alle politischen Angelegenhei
ten zu bearbeiten, also auch im innern Dienst mitzuwirken, sobald von irgend einer 
Seite politische Momente geltend gemacht werden, sie haben Nachrichtendienst 
zu treiben und regelmäßig zu beobachten. Der Minister Lipinski verkehrt 
unmittelbar mit ihnen. Vorübergehend war sogar befohlen, daß sie beim Einsatz 
der Polizei mit der Waffe die alleinige Verantwortung zu übernehmen haben. Wie 
sie ihre Stellung ausnutzen, zeigt das Beispiel des Kommissars Werther in Leipzig, 
der nach einer Agitationsrede die Beamten die "Internationale" singen ließ und 
bei einem Streik bei Borna die durch den Kommandeur angesetzte Abteilung 
anwies, sofort wieder abzurücken. 

Auch der Einfluß der Bünde ist groß. Die Ortsgruppen Leipzig und Chemnitz des 
"Verbands sozialistischer Polizeibeamter" , in deren Vorständen die betreffenden 
Kommissare sitzen, führen einen dauernden Kampf gegen "Kadavergehorsam" 
und "Militarismus" in der Polizei und unterstützten die Meuterer in Chemnitz. 

141. 

Schreiben des preußischen Innenministers Severing an Reichswehrmi
nister Geßler über die Verwendung der Reichswehr als Grenzpolizei. 

4. März 1922. Berlin. 11 H. 1430. Geheim. - BA. R 431/2693. Masch. Abschrift. 

Gelegentlich der Unterredung, die ich am 17. Januar 1922 mit General Nolld über 
die Organisation der Preußischen Polizei hatte, hob dieser mit aller Schärfe 
hervor, daß an der Vorschrift des Friedensvertrages, nach der der Reichswehr als 
einzige Zweckbestimmung die Erhaltung der Ordnung innerhalb des deutschen 
Gebietes und die Grenzpolizei zugewiesen sei2, unbedingt festgehalten werden 
müsse, weil sonst die Reichswehr ihrer eigentlichen Bestimmung entzogen und 
einer Betätigung und Tendenz zugeführt werde, die dem Friedensvertrage 

1 Charles Nollet, französischer General, Vorsitzender der Interalliierten Militär-Kontroll-Kommis
sion. 

2 Art. 160 des Versailler Vertrages bestimmte in Ziffer I Abs. 2 S. 2: "Das Heer ist nur für die 
Erhaltung der Ordnung innerhalb des deutschen Gebietes und zur Grenzpolizei bestimmt." 
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widerspreche^. rVus diesem Orunlle halte ich «8 aus außenpolitischen Orünllen kür 
unbedingt geboten, mit aller 8orgkalt llie Drage ru prüken, oll niellt llie Verrichtun- 
gen lles Orenrschutres, llie r. 2t. in Ostpreußen, Sommern usw., überhaupt an 
ller Ostgrenre von ller 8chutrpoUrei wahrgenommen werllsn, Irünktig von ller 
Reichswehr ru üllernellmen sinll. lell glaube überreugt sein ru llürken, llaß 8ie, 
Derr Vlinister, mir in ller gesamten Deurteilung ller bags llarin rustimmen, llaß llie 
neuerllelle Reanstanllung ller IM.X.X. rwar äußerlich gegen llie 8chutrpolirei 
gerichtet ist, in V^irllliehheit aller rugleich llas Reichsheer trikkt. lell halte es llaller 
niellt nur im Interesse ller 8chutrpolirei, sonllern vor allem auoll in llem lles 
Reichsheeres kür geboten, alle Maßnahmen ru erwägen unll gegebenenkalls llalll ru 
trekken, wenn sie in Anbetracht lles Driellensvertrages unvermeilllicll erselleinen 
sollten. lell neige vorllellaltliell Illrer 8tellungnahme llaru, lliese Drage kür llie 
Orenrüllerwaellung ru beiahen.
lell würllige volllcommen llie Rellenhen, llie llort gegen eine Ileranriellung lles 
Reichsheeres kür solelle 2weche unll eine Zersplitterung vorliegen, Dine solelle 
lrame aller llier auell niellt in Drage. lell selllst llalte es niellt kür notwenllig unll 
niellt kür erwünsellt, llen Formationen lles Reichsheeres, llie an ller Orenre etwa 
eingesetrt werllen, llie ^ukgaben lles tägllellen kleinen polireillellen Dienstes ru 
üllertragen. Ls lräme vielmellr kür llas Reichsheer nur llie Lellämpkung unll 
Verllinllerung von banllenmäßigen Orenrüllertritten in Drage, wallrenll ller polirei- 
lielle Dienst an llen Orenrübergängen, insllesonllere llie Daßhontrolle unll /Vukga- 
llen ller politischen unll ller Xriminalpolirei, auch weiterhin von ller Danlles- 
grenrpolirei ru erlelligen wäre. Dementsprechenll Icommt es selbstverstänlllmh 
nielit in Retracht - einem solchen Oellanhen würlle ich selron meinerseits sokort 
entgegentreten - llie augenblickliche Verteilung lles Reichsheeres auk llie 8tanll- 
orte ru änllern. Die Öbernahme eines Teiles ller Orenrüberwachung in ller von mir 
angelleuteten ^Veise würlle sich, soweit ich es ru übersehen vermag, ohne weiteres 
von llen ller Orenre näclrstgelegenen 8tanllorten lles Reichsheeres aus ermögli- 
elien lassen. ^Vie al>er auch 8ie, Ilerr Vlinister, ru llieser Anregung stellen mögen, 
so lütte ieli jellenkalls ru erwägen, llaß siell, naell llem Verlauke ller Verhanlllungen 
mit ller IMH. ru urteilen, llie Ausübung lles Orenrseliutres llurell llie 
8el>utrpolirei in 2ulcunkt voraussielltlielr nielit wirll ermöglichen lassen, T^uk ller 
anlleren 8eite kann m. D. eine gänrhche ^ukgake ller Orenrüberwachung niellt in 
Drage kommen. Die Verhältnisse, insllesonllere an llen neuen Orenren gegen 
D'o/en, sinll nocli llerartig bellenkbch, llaß ich eine völlige 2urückriehung lles 
Orenrsehutres im Hinblick auk llie Revölkerung r. 2t. nicht verantworten könnte. 
Demgegenüher muß ich llie latsacbe berücksichtigen, llaß llie ^etrige ^Virksam- 
keit ller 8ehutrpolirei im Orenrllienste llem Oehot ller Dntente einer lelliglich 
örtlichen Rolirei willerspricht unll lleshalh eine schwere Oekährllung kür llie 
8chutrpolirei llarstellt, lleren ^ukrechterhaltung ich als eine Dehensnotwenlligkeit 
kür 8taat unll Reich hetracllte. lellenkalls lütte ich llen Daß ru bellenken, llaß ich 
gerwungen sein könnte, llie 8chutrpolirei aus llem Orenrllienste rurückruriehen. 
8oweit ich es ühersehen Hann, hliehe llanach nichts anlleres llhrig, als llas

3 Lenerni Nollet Kutte bereits LM 14. Zeptember 1921 mündlieb keim üeicbsltLnrler eine Änderung 
cier in Oeutscblsnd bestebenden polireiorßLnisstion verlnngt; nm 27. pebrunr 1922 bstte sollet 
diese porderunß in ullimnuver Perm erneuert. Xnbinette Virtb Nr. 99 l^nm. 2, Nr. 220 ^nm. 1 unci 
Nr. 239.
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widerspreche3• Aus diesem Grunde halte ich es aus außenpolitischen Gründen für 
unbedingt geboten, mit aller Sorgfalt die Frage zu prüfen, ob nicht die Verrichtun
gen des Grenzschutzes, die z. Zt. in Ostpreußen, Pommern usw., überhaupt an 
der Ostgrenze von der Schutzpolizei wahrgenommen werden, künftig von der 
Reichswehr zu übernehmen sind. Ich glaube überzeugt sein zu dürfen, daß Sie, 
Herr Minister, mir in der gesamten Beurteilung der Lage darin zustimmen, daß die 
neuerliche Beanstandung der I.M.K.K. zwar äußerlich gegen die Schutzpolizei 
gerichtet ist, in Wirklichkeit aber zugleich das Reichsheer trifft. Ich halte es daher 
nicht nur im Interesse der Schutzpolizei, sondern vor allem auch in dem des 
Reichsheeres für geboten, alle Maßnahmen zu erwägen und gegebenenfalls bald zu 
treffen, wenn sie in Anbetracht des Friedensvertrages unvermeidlich erscheinen 
sollten. Ich neige vorbehaltlich Ihrer Stellungnahme dazu, diese Frage für die 
Grenzüberwachung zu bejahen. 

Ich würdige vollkommen die Bedenken, die dort gegen eine Heranziehung des 
Reichsheeres für solche Zwecke und eine Zersplitterung vorliegen. Eine solche 
käme aber hier auch nicht in Frage. Ich selbst halte es nicht für notwendig und 
nicht für erwünscht, den Formationen des Reichsheeres, die an der Grenze etwa 
eingesetzt werden, die Aufgaben des täglichen kleinen polizeilichen Dienstes zu 
übertragen. Es käme vielmehr für das Reichsheer nur die Bekämpfung und 
Verhinderung von bandenmäßigen Grenzübertritten in Frage, während der polizei
liche Dienst an den Grenzübergängen, insbesondere die Paßkontrolle und Aufga
ben der politischen und der Kriminalpolizei, auch weiterhin von der Landes
grenzpolizei zu erledigen wäre. Dementsprechend kommt es selbstverständlich 
nicht in Betracht - einem solchen Gedanken würde ich schon meinerseits sofort 
entgegentreten - die augenblickliche Verteilung des Reichsheeres auf die Stand
orte zu ändern. Die Übernahme eines Teiles der Grenzüberwachung in der von mir 
angedeuteten Weise würde sich, soweit ich es zu übersehen vermag, ohne weiteres 
von den der Grenze nächstgelegenen Standorten des Reichsheeres aus ermögli
chen lassen. Wie aber auch Sie, Herr Minister, zu dieser Anregung stehen mögen, 
so bitte ich jedenfalls zu erwägen, daß sich, nach dem Verlaufe der Verhandlungen 
mit der I.M.K.K. zu urteilen, die Ausübung des Grenzschutzes durch die 
Schutzpolizei in Zukunft voraussichtlich nicht wird ermöglichen lassen. Auf der 
anderen Seite kann m. E. eine gänzliche Aufgabe der Grenzüberwachung nicht in 
Frage kommen. Die Verhältnisse, insbesondere an den neuen Grenzen gegen 
Polen, sind noch derartig bedenklich, daß ich eine völlige Zurückziehung des 
Grenzschutzes im Hinblick auf die Bevölkerung z. Zt. nicht verantworten könnte. 
Demgegenüber muß ich die Tatsache berücksichtigen, daß die jetzige Wirksam
keit der Schutzpolizei im Grenzdienste dem Gebot der Entente einer lediglich 
örtlichen Polizei widerspricht und deshalb eine schwere Gefährdung für die 
Schutzpolizei darstellt, deren Aufrechterhaltung ich als eine Lebensnotwendigkeit 
für Staat und Reich betrachte. Jedenfalls bitte ich den Fall zu bedenken, daß ich 
gezwungen sein könnte, die Schutzpolizei aus dem Grenzdienste zurückzuziehen. 
Soweit ich es übersehen kann, bliebe danach nichts anderes übrig, als das 

3 General Nollet hatte bereits am 14. September 1921 mündlich beim Reichskanzler eine Änderung 
der in Deutschland bestehenden Polizeiorganisation verlangt; am 27. Februar 1922 hatte Nollet 
diese Forderung in ultimativer Form erneuert. Kabinette Wirth NT. 99 Anm. 2, NT. 220 Anm. 1 und 
Nr.239. 
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keielislmer lüerkür einrusetren. Vielleielit llark ieli auek, okne mir ein Urteil 
llarüker anmallen ru wollen, rur krwägung stellen, oll niellt eine teilweise 
Öbernakme lles Orenrllienstes als gute (lelsgenlieit rur rVuskilllung ller Gruppe im 
kelllwaektllienst gelten könnte. ^Vie llem aller auek sei, so würlle im Kalle ller von 
mir angeregten Ökernakme llie offenbare ^.nnallme lles Oenerals sollet entkräftet 
sein, llall nämllell llie keiebswebr ^strt siell illrer Aufgabe lles Artikels 160 lles 
Ariellens Vertrages entrielle unll aussoblieklieb einen künftigen Krieg vorbereite.
lell wäre llankbar, wenn mir llallligst Oelegenbeit gegeben würlle, üller lliese, von 
llem keiter meiner Dolireiabteilung Illnen, Herr Ninister, gegsnüller llereits 
angeregte krage in münllllelle Verllanlllungen einrutreten^.

4 VZ1 Leveriiißs geileren 8riet in gleicher 8scke, Nr. 146.

142.

kdonstsDeriokt ries Obeks «1er 1. Kompagnie «les Keiellswellr-Inksnterie- 
kegiments 19, Hauptmann Dietl, üder «len Xustsnrl seiner Gruppe.

3. 4.pril 1922. IVIünclien. - 84-IV1/4. KU 37/v.782. kUxenti. ^uskertixanx.

2weifelsobne maellt siell trotr aller gegenteiligen Versuelle ller lüllrenllen 8tellen 
ein allmällllelles Zinken lles (leistes unter knteroffirieren unll lVlannscbaften ller 
Iruppe llemerkllar. Die Hauptgründe llalür finlle icll in folgenllen vier Dunkten: 
1. Derreitiges liegierungss^stem in seiner Auswirkung auf llie reellts stellenllen 
kreise unseres Volkes,
2. LittUeller Verfall lles ganren Volkes,
3. kwölklabriger Lölllnerllienst mit seinen jetrt erst fülllllarer werllenllen ungünsti
gen Dolgen, ru geringe Anpassung lles ganren Dienstlletriells an llie Kigenart ller 
langen Dienstreit,
4. 8orgen um llas materielle Dasein, besonllers llei Verlleirateten.
2u 1.
(leralle llie llesten Klements in ller Druppe stellten siell seinerreit ller Beiebswebr 
rur Verfügung bauptsäeblieb in ller Hoffnung, llak von liier aus am ellesten ller 
^nstoll rur Oesunllung unseres Vaterlanlles gegellen werlle, unll glaullen siell nun 
in llieser Hoffnung enttäusellt.
Die knttäusebung llerullt auf llen llurell llie Dresse täglieb mellr erkennllaren 
Kinflüssen 8owiet-ku61anlls auf Berliner kegierungskreise, in ller für jellen 
8olllaten entsetrllellen krküllungspolitik^ gegenüller ller kntente, auf ller l>laebgie- 
lligkeit ller Beiebsregierung gegen rallikale linke kreise, llie vor allem in llem 
unglaullllellen Verllalten lles ganren keiebstags ru läge tritt. Die einsellränkenlle 
Verwenllung ller keiebswebr im kubrgebiet^ unll in Mttellleutseblanll^, llie

1 Vßl. Nr. 137.
2 Vßl. Nr. 66, Nr. 67, Nr. 68, Nr. 72, Nr. 100.
3 V^I. Nr. 136 und Nr. 138.
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Reichsheer hierfür einzusetzen. Vielleicht darf ich auch, ohne mir ein Urteil 
darüber anmaßen zu wollen, zur Erwägung stellen, ob nicht eine teilweise 
Übernahme des Grenzdienstes als gute Gelegenheit zur Ausbildung der Truppe im 
Feldwachtdienst gelten könnte. Wie dem aber auch sei, so würde im Falle der von 
mir angeregten Übernahme die offenbare Annahme des Generals Nollet entkräftet 
sein, daß nämlich die Reichswehr jetzt sich ihrer Aufgabe des Artikels 160 des 
Friedensvertrages entziehe und ausschließlich einen künftigen Krieg vorbereite. 

Ich wäre dankbar, wenn mir baldigst Gelegenheit gegeben würde, über diese, von 
dem Leiter meiner Polizeiabteilung Ihnen, Herr Minister, gegenüber bereits 
angeregte Frage in mündliche Verhandlungen einzutreten4• 

4 V gl. Severings weiteren Brief in gleicher Sache, Nr. 146. 

142. 

Monatsbericht des Chefs der 1. Kompagnie des Reichswehr-Infanterie
Regiments 19, Hauptmann Dietl, über den Zustand seiner Truppe. 

3. April 1922. München. - BA-MA. RH 37/v.782. Eigenh. Ausfertigung. 

Zweifelsohne macht sich trotz aller gegenteiligen Versuche der führenden Stellen 
ein allmähliches Sinken des Geistes unter Unteroffizieren und Mannschaften der 
Truppe bemerkbar. Die Hauptgründe dafür finde ich in folgenden vier Punkten: 

1. Derzeitiges Regierungssystem in seiner Auswirkung auf die rechts stehenden 
Kreise unseres Volkes, 

2. Sittlicher Verfall des ganzen Volkes, 

3. Zwölf jähriger Söldnerdienst mit seinen jetzt erst fühlbarer werdenden ungünsti
gen Folgen, zu geringe Anpassung des ganzen Dienstbetriebs an die Eigenart der 
langen Dienstzeit, 

4. Sorgen um das materielle Dasein, besonders bei Verheirateten. 

Zu 1. 

Gerade die besten Elemente in der Truppe stellten sich seinerzeit der Reichswehr 
zur Verfügung hauptsächlich in der Hoffnung, daß von hier aus am ehesten der 
Anstoß zur Gesundung unseres Vaterlandes gegeben werde, und glauben sich nun 
in dieser Hoffnung enttäuscht. 

Die Enttäuschung beruht auf den durch die Presse täglich mehr erkennbaren 
Einflüssen Sowiet-Rußlands auf Berliner Regierungskreise, in der für jeden 
Soldaten entsetzlichen Erfüllungspolitik1 gegenüber der Entente, auf der Nachgie
bigkeit der Reichsregierung gegen radikale linke Kreise, die vor allem in dem 
unglaublichen Verhalten des ganzen Reichstags zu Tage tritt. Die einschränkende 
Verwendung der Reichswehr im Ruhrgebiet2 und in Mitteldeutschland3, die 

1 Vgl. Nr. 137. 

2 Vgl. Nr. 66, Nr. 67, Nr. 68, Nr. 72, Nr. 100. 

3 Vgl. Nr. 136 und Nr. 138. 
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bliebt Verwendung in Oberseblesien^ stärkten 6ie Lnrufrieclenbeit in cier Iruppe 
auberorclentlieb.
Lewik kümmert sieii nur ein ganr kleiner Lrorentsatr unserer Leute um Politik, 
latsaebe ist aber naeb meinen praktiscben Lrfakrungen, 6a6 geracle clie wenigen 
„besten" Leute unserer Compagnien, clie infolge ibrer geistigen unci moraliseben 
Höbe cien ^.usscblag über clen „Leist" ibrer stumpfsinnigen, gleiebgüitigen 
Xameraclen geben, sebr eifrig Leitungen lesen; üie Nasse spriebt clann einfgeb üas 
Lebörte vorbebaltlos naeb.
Ls mull m. L. - mebr ais es bisber gesebeben ist - 6em Loiciaten ein grobes icieaies 
blational-Äel gegeben wercien, auf cias er immer wiecier bingewiesen wirb unci cias 
ibm clie Lberreugung gibt, ciab bis binauk ru cien /ü/rrencien Lreisen alle cias 
L/erc/re wollen, 6a6 aber nur 6ie gegenwärtige Lage ciie sofortige Durebkübrung 
ciieses Aeles verbietet. Diese unbeciingt notwendige Überreugung ist - glaube ieb - 
in cier Iruppe noeb niebt vorbancien. Die Lewinnung einer solcben beibe ieb aber 
niebt „Lobtik treiben", sondern ieb balle sie für unumgängbeb notwendig, um cier 
Iruppe Iciealismus, ciie wiebtigste l'riebfecier für einen guten Lolüatengeist, 
einruimpfen. Ls bleibt eben cioeb niebt ganr obne Linwirkung auf cien Leist 
unserer Leute, sieb einer Legierung unterstellt ru wissen, wobei ciie am meisten 
vaterlänciiseb gesinnten Lolciaten in ibrem Innern clenken, nur ciurcb Lntkernung 
6er Mrigen keiebsregierung könne es in Deutseblanci vorwärts geben. In maneben 
8olciatenberren bat sieb inkolgeciessen ein tiefer Zwiespalt ergeben.
Das nationale lüeslriel in cier Iruppe ru beleben, mull vornebmste Aufgabe cles 
Lompagnieebeks sein. I- .

Dietl
Hauptmann unci Xompagnieebef.

4 Veil clie keiebsregierung cler ^ukkassung war, 6aü üker ciie Orenrriebung in Oberscblesien ietrtlicb 
auk alliierten Konkerenren, nieiit aber 6ureb militariscbe Konkliicte entscbie6en wer6e, iiiell sie ciie 
Lnterstütrunß cies gegen ciie polniscken Insurgenten Kämpken6en cieutseken 8elbstsebulres in 
6renren. 6eneral v. 8eeokt wies sm 14. lclsi 1921 ciie mibtärisoken stellen clarauk Kin, 6aK jegUcke 
6eutscbe IVlaünsbme, ciie über ciie lolcsle c^bwebr polniseber Öbergrikke ciureb ciie cieutsebe 
Bevölkerung binsusgebe, einen krueb cies krieciensvertrages cisrstelle, 6er ciie Keebtsgrun6lsge 
biete, von cien Alliierten 6ie c^ukreebterbaltung 6es inneren Krie6ens ru verlangen. Kabinette Virtb 
I9r. 13 c^nm. 2 un6 8. bll-blV.

5 Oer lieriebt bebancislt im Kolgen6en 6ie blotwen6igkeit, clie Kompagniekübrer mit entsprecbenciem 
küstreug kür derartigen Onterricbt ru verseben, 6ie 6eksbr6ung 6er bloral in 6er Iruppe ciurcb 
Lescbleektskrankbeiten un6 Oiebstäble, cias Ilngenügen 6es Oienstbetriebs kür 6en langjäbrig 
6ienen6en 8oI6aten un6 6ie Kargkeit 6er Verpklegung.
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Nichtverwendung in Oberschlesien4 stärkten die Unzufriedenheit in der Truppe 
außerordentlich. 

Gewiß kümmert sich nur ein ganz kleiner Prozentsatz unserer Leute um Politik, 
Tatsache ist aber nach meinen praktischen Erfahrungen, daß gerade die wenigen 
"besten" Leute unserer Kompagnien, die infolge ihrer geistigen und moralischen 
Höhe den Ausschlag über den "Geist" ihrer stumpfsinnigen, gleichgültigen 
Kameraden geben, sehr eifrig Zeitungen lesen; die Masse spricht dann einfach das 
Gehörte vorbehaltlos nach. 

Es muß m. E. - mehr als es bisher geschehen ist - dem Soldaten ein großes ideales 
National-Ziel gegeben werden, auf das er immer wieder hingewiesen wird und das 
ihm die Überzeugung gibt, daß bis hinauf zu den führenden Kreisen alle das 
Gleiche wollen, daß aber nur die gegenwärtige Lage die sofortige Durchführung 
dieses Zieles verbietet. Diese unbedingt notwendige Überzeugung ist - glaube ich -
in der Truppe noch nicht vorhanden. Die Gewinnung einer solchen heiße ich aber 
nicht "Politik treiben", sondern ich halte sie für unumgänglich notwendig, um der 
Truppe Idealismus, die wichtigste Triebfeder für einen guten Soldatengeist, 
einzuimpfen. Es bleibt eben doch nicht ganz ohne Einwirkung auf den Geist 
unserer Leute, sich einer Regierung unterstellt zu wissen, wobei die am meisten 
vaterländisch gesinnten Soldaten in ihrem Innern denken, nur durch Entfernung 
der jetzigen Reichsregierung könne es in Deutschland vorwärts gehen. In manchen 
Soldatenherzen hat sich infolgedessen ein tiefer Zwiespalt ergeben. 

Das nationale Idealziel in der Truppe zu beleben, muß vornehmste Aufgabe des 
Kompagniechefs sein. [ ... ]5 

Dietl 
Hauptmann und Kompagniechef. 

4 Weil die Reichsregierung der Auffassung war, daß über die Grenzziehung in Oberschlesien letztlich 
auf alliierten Konferenzen, nicht aber durch militärische Konflikte entschieden werde, hielt sie die 
Unterstützung des gegen die polnischen Insurgenten kämpfenden deutschen Selbstschutzes in 
Grenzen. General v. Seeckt wies am 14. Mai 1921 die militärischen Stellen darauf hin, daß jegliche 
deutsche Maßnahme, die über die lokale Abwehr polnischer Übergriffe durch die deutsche 
Bevölkerung hinausgehe, einen Bruch des Friedensvertrages darstelle, der die Rechtsgrundlage 
biete, von den Alliierten die Aufrechterhaltung des inneren Friedens zu verlangen. Kabinette Wirth 
Nr. 13 Anm. 2 und S. LU-LIV. 

5 Der Bericht behandelt im Folgenden die Notwendigkeit, die Kompagnieführer mit entsprechendem 
Rüstzeug für derartigen Unterricht zu versehen, die Gefährdung der Moral in der Truppe durch 
Geschlechtskrankheiten und Diebstähle, das Ungenügen des Dienstbetriebs für den langjährig 
dienenden Soldaten und die Kargheit der Verpflegung. 
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143.

IVlelünnK kies Iruppensmtes über lbe innere OsA«.

20. rlpril 1922. Herlins Lbersclrrrkt: OeurteiluriA rler inneren Oaxe. - 6^. n 43 1/676. 
lHaselt. ^uskertiKNNA.

Oie Loigen äer Loparationsplbobt, einerseits äie Neuerung, anärersoits äie 
Loräorung orböbtor Arbeitsleistung, baben eine Leibs wirtscbaltUeber Kämple 
bervorgerulen, äeren größter äer süääeutsebe Netabarbeiterstreik ist. weitere 
8treiks sinä aus äeinselben Orunäe noeb ru erwarten.
Dureb äie wirtsobaltbebe l^lot, äie Haltung äer III. Internationale aul äer Lerliner 
lagung^ („Oegen äen Lrieäen von Versailles")^ unä äie ententeleinäbebe 8ebreib- 
weise äer Loten Labne baben sieb äie Oeäanken äer soriabstiseben Linbeitslront 
unä äes Lusammengebens init 8owjet-Lußlanä in äer ^rbeitersebaL starb 
verbreitet. Daäureb ist aueb äas ^nseben äerK.L.D. gestiegen. Der^bsebluß äes 
äeutseb-russiscben tVbkommens^ bat in äeinselben Linne gewirkt. Die IK8.L. bat 
sieb äurcb äen 8ieg äes raäikaleren Klügels äer K.L. angenäberO. Die beutigen 
Demonstrationen äer O.8.L. unä K.L. unter äer Larole „bbeäer mit äen Letten 
von Versailles" weräen voraussiebtbeb trotr äer entgegenstebenäen Larteiparole'' 
aueb viel von äen ^ngebörigen äer 8.L.D. besuebt weräen; am I. lVIai weräen 
aueb äie Organisationen äer 8.L.D. in ^estäeutseblanä gemeinsam mit äen 
Kommunisten äemonstrieren. Ls ist unverkennbar, äaß äer LinLub äer K.L.D. 
gestiegen ist.
Inäessen baben äie 8.L.D. unä äie Oewerksebalten in allen Kragen von prakti- 
seber Leäeutung über äie Kommunisten äie Oberbanä bebalten, sobalä äiese es 
aul einen ollenen Zusammenstoß ankommen bellen. Der Kampl innerbalb äer 
Oewerksebalten ist bis jetrt Zugunsten äer Oewerksebaltslübrer ausgegangen. tVul 
äen süääeutscben ^letabarbeiterslreik baben äie Kommunisten noeb keinen 
KinLuk gewinnen können. 8. K. D. unä 4. D. 6. L. /ü/rren weiter äen Le/rär/zten 
Kamp/FeKen äie ^ommnniLtisc/re Kartei. I^lur äa, wo es sieb um lerner begenäe, 
besonäers außenpobtisebe Larolen banäelt, baben äie Kommunisten Lrlolg 
gebabt. Die Zentrale äer K.L. wib aber nur äann eine Aktion rur Oewinnung äer 
lVlaebt lübren, wenn sie sieb äer blassen äer O.8.L. unä äer 8.K.D. sieber weiß.

1 Oss r^Ictenreicben keblt in «ter Vorl.
2 Vertreter cier Kommunistiscben Internationale verban6elten vom 2.-5. ^.pril 1922 im keiebstagsge- 

bäu6e in Lerlin mit Repräsentanten «estbcber soriabstiscber Parteien über eine mögbcbe 
Oinbeitskront. Oie Konkerenr seblug i' ll. Vgl. Iulius Lrauntbal, Osscbiebte 6er Internationale, 
86. 2. Hannover 1963. 8. 262-268.

3 Oie in Klammern stebencie parentbese ist lisl. eingekügt.
4 ^m 16. r^prü 1922 «sr in Kapabo 6er 6eukscli-russisclte Vertrag über 6ie lVormallsierung 6er 

bei6erseitigen 8eriebungen abgescblossen «or6en. 8ebultkeü 1922 8. 309 k.
5 Oie O8PO batte auk ibrem Parteitag vom 8.-I2. Januar 1922 in Halle 6ie >lot«en6igbeit 6es 

Klassenlcampkes betont un6 je6e Koalition mit bürgerlieken Parteien abgelebnt. 8ekultbeü 1922 
8. 2.

6 „trotz. - Parteiparole" ksl. nacbZetraZen.
7 Allgemeiner Oeutscber 6e«erlcscbaklsbun6, 6er 8PO nabesteben6e Oevverlcscbaktsorganisation.
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143. 

Meldung des Truppenamtes über die innere Lage. 

20. April 1922. Berlin l • Überschrüt: Beurteilung der inneren Lage. - BA. R 43 1/676. 
Masch. Ausfertigung. 

Die Folgen der Reparationspflicht, einerseits die Teuerung, andrerseits die 
Forderung erhöhter Arbeitsleistung, haben eine Reihe wirtschaftlicher Kämpfe 
hervorgerufen, deren größter der süddeutsche Metallarbeiterstreik ist. Weitere 
Streiks sind aus demselben Grunde noch zu erwarten. 

Durch die wirtschaftliche Not, die Haltung der IH. Internationale auf der Berliner 
Tagun~ ("Gegen den Frieden von Versailles")3 und die ententefeindliche Schreib
weise der Roten Fahne haben sich die Gedanken der sozialistischen Einheitsfront 
und des Zusammengehens mit Sowjet-Rußland in der Arbeiterschaft stark 
verbreitet. Dadurch ist auch das Ansehen der KP.D. gestiegen. Der Abschluß des 
deutsch-russischen Abkommens4 hat in demselben Sinne gewirkt. Die U.S.P. hat 
sich durch den Sieg des radikaleren Flügels der KP. angenäherts. Die heutigen 
Demonstrationen der U.S.P. und KP. unter der Parole "Nieder mit den Ketten 
von Versailles" werden voraussichtlich trotz der entgegenstehenden Parteiparole6 

auch viel von den Angehörigen der S.P.D. besucht werden; am 1. Mai werden 
auch die Organisationen der S.P.D. in Westdeutschland gemeinsam mit den 
Kommunisten demonstrieren. Es ist unverkennbar, daß der Einfluß der KP.D. 
gestiegen ist. 

Indessen haben die S.P.D. und die Gewerkschaften in allen Fragen von prakti
scher Bedeutung über die Kommunisten die Oberhand behalten, sobald diese es 
auf einen offenen Zusammenstoß ankommen ließen. Der Kampf innerhalb der 
Gewerkschaften ist bis jetzt zugunsten der Gewerkschaftsführer ausgegangen. Auf 
den süddeutschen Metallarbeiterstreik haben die Kommunisten noch keinen 
Einfluß gewinnen können. S. P. D. und A. D. G. B. 7 führen weiter den schärfsten 
Kampf gegen die kommunistische Partei. Nur da, wo es sich um ferner liegende, 
besonders außenpolitische Parolen handelt, haben die Kommunisten Erfolg 
gehabt. Die Zentrale der KP. will aber nur dann eine Aktion zur Gewinnung der 
Macht führen, wenn sie sich der Massen der U.S.P. und der S.P.D. sicher weiß. 

I Das Aktenzeichen fehlt in der Vor!. 

2 Vertreter der Kommunistischen Internationale verhandelten vom 2.-5. April 1922 im Reichstagsge
bäude in Berlin mit Repräsentanten westlicher sozialistischer Parteien über eine mögliche 
Einheitsfront. Die Konferenz schlug fehl. Vgl. Julius BraunthaI, Geschichte der Internationale, 
Bd. 2. Hannover 1963. S. 262-268. 

3 Die in Klammern stehende Parenthese ist hsl. eingefügt. 

4 Am 16. April 1922 war in Rapallo der deutsch-russische Vertrag über die Normalisierung der 
beiderseitigen Beziehungen abgeschlossen worden. Schultheß 1922 S. 309 f. 

5 Die USPD hatte auf ihrem Parteitag vom 8.-12. Januar 1922 in Halle die Notwendigkeit des 
Klassenkampfes betont und jede Koalition mit bürgerlichen Parteien abgelehnt. Schultheß 1922 
S.2. 

6 "trotz - Parteiparole" hsl. nachgetragen. 

7 Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund, der SPD nahestehende Gewerkschaftsorganisation. 
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Ls ließen bestimmte ^»reichen äafür vor, äall sie äiesen Leitpunkt noch nicht kür 
gekommen hält unä äen Lampf ^jetrt nicht will, ^leläungen über eine unmittelbar 
bevorstehende, von Lüääeutscblanä ausgebenäe große Aktion weräen hier kür 
falsch gehalten.
Ls kann rwar nieht verkannt weräen, äaß sieh äie Loigen cler Beparationsrahlun- 
gen sehon ^etrt äurch eine Lunahme 6er inneren Lpannung bemerkbar rnaehen 
unä äaß äiese Lpannung noch wachsen wirä. Oer Zeitpunkt aber, in (lern sich aus 
äen wirtschaftlichen Kämpfen politische, unä aus diesen bewaffnete /Kukstänäe 
entwickeln, scheint noch nicht gekommen. Ls wirä hauptsächlich von äer 
Lntwicklung äer außenpolitischen Lage ahhängen, oh unä wann äieser Lall 
eintritt.

Ltülpnagel.

144.

AeBreiBen lies OBeks «les l^ruppenaintes, Oberst Hasse, an keiebslkanrler 
^irtb über kernübnnKen rur keeinklussunA cler Dresse ru^nnsten cler 

keKierun^spoIitilc.

25. /4pril 1922. Serlin. - OL. ü 43 1/676. Msscb. ^uskertisung.

Hochverehrter Herr Beicbskanrler,
im Anschluß an äen ersten, noch an meine ^äresse in Lenua^ gerichteten unä 
Ihnen hoffentlich, wie vorgesehen war, übermittelten Bericht über eine Linwir- 
kung auk äie Rechtspresse im Linne äer Begierungspolitik^, möchte ich mir 
erlauben, Ihnen eine kurre Darstellung äes Verlaufes äieser Aktion ru geben.
^Vie schon im ersten Bericht ausgekührt war, begegnete unsere Linwirkung 
Zunächst einem erfreulichen Lntgegenkommen, alleräings mit äer Linschränkung,

1 Oberst Busse killte bis rum 21. ^pril uls Deruter äes Reicbskunrlers Virtb un 6er in Lenuu 
tugen6en europüiscben konteren? rur 8icberung 6es Drie6ens un6 6er Verbesserung 6er 
wirtscbuktbcben Kuge teilgenommen. kleier-Veleker 8. 327. ^um ^usammonbung s. kuubucb 
8. 214.

2 Buuptmunn v. kumetti butte um 20. ^pril 1922 von Herlin einen Zriek un Busse geriebtet, 6er im 
Dulle von 6essen vorreitiger Abreise unmiltelbur 6em kieicbskunrler übergeben wer6en sollte. 
Diesem 8cbreiben wur eine uuk Vunsck 6es ^lujors v. 8ebleicber ungelertigte ^ukreicbnung 6es 
Regierungsrutes Dlunck vom gleicben Duge beigekügt (bei6e 8tüeke um gleicben Kun6ort wie obige 
blr. kigenb. ^Vuskertigungen). Dlunck bericbtete 6urin von einer „vorsichtigen kublungnubme", 6ie 
6er Keiler 6er biucbricbtensteüe im lieiebswebrministerium, Oberstleutnsnt v. Oertren, un6 er bei 
,,beson6ers vertruuenswür6igen Dersönlichkeiten 6er mittleren un6 Rechtspresse vornubmen". Die 
.Anregung 6uru ging von klujor v. 8ebleicber uus. Dlunck wur 6er Ansicht, 6uü es möglieb sein 
wer6e, ,,6ureb unsere beute uusgegebenen - uls rein persönliche Ansichten Irisierten - Oesickts- 
punkte i. . ä 6ie lobule Bullung 6er Rechtspresse einige kuge ru verlungern". Dunn sei eine 
umtlicbe Initiutive, evtl. 6er Resuch eines Regierungsvertreters bei 6en Re6uktionen recbtsgerich- 
teter Leitungen, ru emptebien. Dlunck verwies über 6uruuk, 6sll 6ie tust einbellige Zustimmung 6er 
Dresse rur Regierungspolitik nur 6unn erbulten bleibe, wenn 6ie Regierung sieb 6em ullüerlen 
Druck, uuk 6en soeben abgeschlossenen Vertrug von Rupullo ru verrichten, nicbt beugen wer6e. 
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Es liegen bestimmte Anzeichen dafür vor, daß sie diesen Zeitpunkt noch nicht für 
gekommen hält und den Kampf jetzt nicht will. Meldungen über eine unmittelbar 
bevorstehende, von Süddeutschland ausgehende große Aktion werden hier für 
falsch gehalten. 

Es kann zwar nicht verkannt werden, daß sich die Folgen der Reparationszahlun
gen schon jetzt durch eine Zunahme der inneren Spannung bemerkbar machen 
und daß diese Spannung noch wachsen wird. Der Zeitpunkt aber, in dem sich aus 
den wirtschaftlichen Kämpfen politische, und aus diesen bewaffnete Aufstände 
entwickeln, scheint noch nicht gekommen. Es wird hauptsächlich von der 
Entwicklung der außenpolitischen Lage abhängen, ob und wann dieser Fall 
eintritt. 

Stülpnagel. 

144. 

Schreiben des Chefs des TruppenaIntes, Oberst Hasse, an Reichskanzler 
Wirth über BeInühungen zur Beeinflussung der Presse zugunsten der 

Regierungspolitik. 

25. April 1922. Berlin. - BA. R 431/676. Masch. Ausfertigung. 

Hochverehrter Herr Reichskanzler, 

im Anschluß an den ersten, noch an meine Adresse in Genua l gerichteten und 
Ihnen hoffentlich, wie vorgesehen war, übermittelten Bericht über eine Einwir
kung auf die Rechtspresse im Sinne der Regierungspolitik2, möchte ich mir 
erlauben, Ihnen eine kurze Darstellung des Verlaufes dieser Aktion zu geben. 

Wie schon im ersten Bericht ausgeführt war, begegnete unsere Einwirkung 
zunächst einem erfreulichen Entgegenkommen, allerdings mit der Einschränkung, 

Oberst Hasse hatte bis zum 21. April als Berater des Reichskanzlers Wirth an der in Genua 
tagenden europäischen Konferenz zur Sicherung des Friedens und der Verbesserung der 
wirtschaftlichen Lage teilgenommen. Meier-Welcker S. 327. Zum Zusammenhang s. Laubach 
S.214. 

2 Hauptmann v. Fumetti hatte am 20. April 1922 von Berlin einen Brief an Hasse gerichtet, der im 
Falle von dessen vorzeitiger Abreise unmittelbar dem Reichskanzler übergeben werden sollte. 
Diesem Schreiben war eine auf Wunsch des Majors v. Schleicher angefertigte Aufzeichnung des 
Regierungsrates Planck vom gleichen Tage beigefügt (beide Stücke am gleichen Fundort wie obige 
Nr. Eigenh. Ausfertigungen). Planck berichtete darin von einer" vorsichtigen Fühlungnahme", die 
der Leiter der Nachrichtenstelle im Reichswehrministerium, Oberstleutnant v. Oertzen, und er bei 
"besonders vertrauenswürdigen Persönlichkeiten der mittleren und Rechtspresse vornahmen". Die 
Anregung dazu ging von Major v. Schleicher aus. Planck war der Ansicht, daß es möglich sein 
werde, "durch unsere heute ausgegebenen - als rein persönliche Ansichten frisierten - Gesichts
punkte [ ... ] die loyale Haltung der Rechtspresse einige Tage zu verlängern". Dann sei eine 
amtliche Initiative, evtl. der Besuch eines Regierungsvertreters bei den Redaktionen rechtsgerich
teter Zeitungen, zu empfehlen. Planck verwies aber darauf, daß die fast einhellige Zustimmung der 
Presse zur Regierungspolitik nur dann erhalten bleibe, wenn die Regierung sich dem alliierten 
Druck, auf den soeben abgeschlossenen Vertrag von Rapallo zu verzichten, nicht beugen werde. 
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6a6 ha!6 einmal 6urch o//rrre//e, persönüche Rühiungnahme von Seiten cier 
Regierung ciie Orientierung cier Dresse eingehenüer gestaltet werüen müsse, Dails 
clas aushleihen sollte, konnten unsere Vertrauensmänner eine 6auern6e günstige 
^Virkung nielit versprechen.
Die Entwicklung liat ciieser Voraussage entsprochen. Der Umschlag in cler 
Rechtspresse vom 20. 4., an welchem läge ciie Einwirkung erklügle, rum 21. 4. 
war aukkaUenci, wie clie heigekllgten Leitungen hereugei?. Die „lägüche Rund
schau", ciie vorher sehr ahsprechencl geurteilt hatte, setrte sich neuerllings kür clen 
„Lurgkrieüen" ein^, uncl ciieses 8chlagwort ksnci in weiteren Kreisen ^uknahme.
V^enn in 6en allerletrten lagen ciie Kritik wiecler scharker geworcien ist, so Uegt 
clles, wie ich nochmals hervorhehen möchte, an cler Mißstimmung üher clas 
Aushleihen engerer perLÖ'n/rc/rer Dühlungnshme mit wirklich orientierten Regie
rungsvertretern. Ich küge einige Artikel hei, in cienen clies rum Msüruck kommt^.
Immerhin ist auch heute noch clie Lac/r/rc/re Opposition mit Ausnahme cler sich 
wiecler einmal ganr raciikal gehärclencien „Deutschen Leitung" leicllich gemäkigt. 
Mt cler Versicherung cler vorzüglichsten Dochachtung hin ich^

Ihr sehr ergehener
Hasse, Oherst.

3 r^m Lunde bierru ksl.: 1-6". Ls bündelt sieb um ^usscbnitte uus Lerliner Lokulunreiger,
Oeutscbe Teilung, bleue LreuLiscbe Leitung, lügbcbe Lundsebuu und Oer lug vom I9.-2I. und 
23. ^pril 1922. Vie diese insgesamt neun r^ussebnitte uls -Vnlugen 1-6 gerüblt «urden, ist nielit 
meiir kestrusteilen.

4 Oie lügliebe Lundscbuu blr. 186 vom 21. .^pril 1922 druckte einen Leitartikel unter dem Litel Oer 
Lurgkrieden, in dem die ^ukkussung veNreten rvurde, „das 2uubervvort Lenus" bringe ,,die 
Streitburen Leister in ulten Lugern rum Lcbvveigen".

5 r^m Lunde bierru ksl.: „i^nl. 7-9". Ls bündelt sieb um ^usscbnitte uus Lerbner Lokulunreiger, 
bleue Lreuüiscke Leitung und Oeutsebe Lugesreitung vom 21. und 22. ^pril 1922.

6 Oie LouNoisie bsl.

145.

LekeRI Res kckcRIsIrsbers irn ^VeRrlcreis VII, OenersI <1. Irrt. v. iVIüRI, 
über Oerüobte berÜKlivb sepsrstistiseber kestrebungen.

5. Mai 1922. Müncden Id bl 209 ged. - «» 37/v.782. VervieU. 4dsckrikt.

In 6en letrtcn Vlonaten wuräen in 6er Dresse vielkaclr angehUche 8on6erhestre- 
hungen häretischer Kreise erörtert, welche auk eine Trennung Lagerns vom Reich 
unter Anlehnung an Frankreich hinauslauken un6 mit 6enen 6ie Xiamen von Kahr 
unci Dittinger^ in Zusammenhang gehracht werüen. Ks ist mir ru Ohren gekom
men, 6a6 6iese Oerllchte teilweise auch hei Okkirieren cles ^Vehrkreises Leunruhi-

I Zunitütsrst Or. med. Otto Littinger, /irrt in Legensburg. Lübrer des nucb der /iuklösung der 
buyeriscben Lincvobnervvebren gegründeten Vebrverbundes „Ludern und Leicb". 
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daß bald einmal durch offizielle, persönliche Fühlungnahme von seiten der 
Regierung die Orientierung der Presse eingehender gestaltet werden müsse. Falls 
das ausbleiben sollte, konnten unsere Vertrauensmänner eine dauernde günstige 
Wirkung nicht versprechen. 

Die Entwicklung hat dieser Voraussage entsprochen. Der Umschlag in der 
Rechtspresse vom 20.4., an welchem Tage die Einwirkung erfolgte, zum 21. 4. 
war auffallend, wie die beigefügten Zeitungen bezeugen3

• Die "Tägliche Rund
schau", die vorher sehr absprechend geurteilt hatte, setzte sich neuerdings für den 
"Burgfrieden" ein\ und dieses Schlagwort fand in weiteren Kreisen Aufnahme. 

Wenn in den allerletzten Tagen die Kritik wieder schärfer geworden ist, so liegt 
dies, wie ich nochmals hervorheben möchte, an der Mißstimmung über das 
Ausbleiben engerer persönlicher Fühlungnahme mit wirklich orientierten Regie
rungsvertretern. Ich füge einige Artikel bei, in denen dies zum Ausdruck kommts. 

Immerhin ist auch heute noch die sachliche Opposition mit Ausnahme der sich 
wieder einmal ganz radikal gebärdenden "Deutschen Zeitung" leidlich gemäßigt. 

Mit der Versicherung der vorzüglichsten Hochachtung bin ich6 

Ihr sehr ergebener 
Hasse, Oberst. 

3 Am Rande hierzu hsl.: "AnI. 1-6". Es handelt sich um Ausschnitte aus Berliner Lokalanzeiger, 
Deutsche Zeitung, Neue Preußische Zeitung, Tägliche Rundschau und Der Tag vom 19.-21. und 
23. April 1922. Wie diese insgesamt neun Ausschnitte als Anlagen 1-6 gezählt wurden, ist nicht 
mehr festzustellen. 

4 Die Tägliche Rundschau Nr. 186 vom 21. April 1922 brachte einen Leitartikel unter dem Titel Der 
Burgfrieden, in dem die Auffassung vertreten wurde, "das Zauberwort Genua" bringe "die 
streitbaren Geister in allen Lagern zum Schweigen". 

5 Am Rande hierzu hsl.: "AnI. 7-9". Es handelt sich um Ausschnitte aus Berliner Lokalanzeiger, 
Neue Preußische Zeitung und Deutsche Tageszeitung vom 21. und 22. April 1922. 

6 Die Courtoisie hsl. 

145. 

Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, General d. Inf. v. Möhl, 
über Gerüchte bezüglich separatistischer Bestrebungen. 

5. Mai 1922. München Ib N 209 geh. - BA-MA. RH 37/v.782. VervielI. Abschrift. 

In den letzten Monaten wurden in der Presse vielfach angebliche Sonderbestre
bungen bayerischer Kreise erörtert, welche auf eine Trennung Bayerns vom Reich 
unter Anlehnung an Frankreich hinauslaufen und mit denen die Namen von Kahr 
und Pittinger1 in Zusammenhang gebracht werden. Es ist mir zu Ohren gekom
men, daß diese Gerüchte teilweise auch bei Offizieren des Wehrkreises Beunruhi-

Sanitätsrat Dr. med. Otto Pittinger, Arzt in Regensburg, Führer des nach der Auflösung der 
bayerischen Einwohnerwehren gegründeten Wehrverbandes "Bayern und Reich". 
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gung bervorgeruken baben. Icb ersucbe ciie Herrn Xomman6eure, ibren Okkirieren 
in geeigneter Veise begannt ru geben, 6a6 meiner Öberreugung nacb an 6en 
ganren ^nscbu16igungen, wenigstens was ciie genannten Dersöniicbkeiten betriklt, 
kein Vort wabr ist, sondern ciiese vVnscbuIöigungen von gegneriscber Leite in ciie 
Veit gesetrt wer6en, nickt nur um 6ie Lestrebungen ciieser IVlänner vor 6er breiten 
Öüentbebkeit ru ver6äcbtigen, sondern auck cias Vertrauen ibrer r^nbänger ru 
erschüttern. Lobten sicb 6ie Verbreiter cierartiger Oerücbte leststeilen lassen, 
bitte ieb sie mir ru nennen. Loweit erkorüerbeb, wir6 eine entsprecbenbe 
^ulkiärung 6er Onterolkiriere un6 Nannsebakten anbeimgestelit.

Der Dekebisbaber:
ger. Nöbl

Oeneral 6er Inkanlerie.

146.

8e6rei6en «les preukiseDen Innenrninisters Levering an keielrswelirrni- 
nister Oekler üder clie Verwendung 4er keielrsweDr als Orenrpolirsei.

8. 1922. Serlin. II » 2261. - 8^. 8 43 1/2693. Ma8«6. ^ksekrikl.

iVacb 6en letrten Verban61ungen mit 6er IM.X.K. ist es Iei6er sicber, «lall 6ie 
Verwen6ung gescblossener Lcbutrpobreikörper im 0renrüberwacbung6ienst we- 
gen 6er Bestimmung 6es Artikels 160 6es Driebensvertrages nicbt rugestsn6en 
wir6^; 6er Dmstan6, 6a6 rurreit solebe Lcbutrpobreikörper an clen östlichen 
Orenren eingesetrt sin6, bat, wie ru belürebten war, ^nlail gegeben, 6ie 
Verwen6ung wie überhaupt clie Zulässigkeit gescblossener Dobreikörper ru 
bestreiten. Die Dolgen Illr Deicb un6 Ltaat, 6ie aus einer solchen Ltebung 6er 
IMH. aucb lür 6as Deicbsbeer erwachsen, brauche icb nicbt beson6ers ru 
betonen, clie nächste Dolge wäre obne 2weikel ciie IVotwencbgkeit, le6e kleine 
Dnrube 6urcb Dinsatr von leben 6es Deeres ru bekämplen. Icb bin also 
gerwungen, clie Bewachung 6er Orenren 6urcb Lcbutrpobrei mit 6em 15. luni 
aulrugeben, sokern icb niebt Oekabr lauken will, clie gesamte Organisation 6er 
Lcbutrpobrei ru gekäbr6en.
^n6erer8eits be6arl es keines Dinweises, 6a6 ciie Levöikerung 6er östbcben 
Drovinren, insbeson6ere an 6en neuen Orenren 6er kegierungsberirke ^larien- 
wer6er, Xöslin unci 8cbnei6emllbl, 6es Zcbutres 6urcb eine bewaDnete Druppe 
unbe6ingt be6ark.
Die Verweigerung eines solchen Orenrscbutres wllr6e im Dinbliek aul 6ie 
Delürcbtungen wegen polniscber Dinlälle in weiten Dreisen 6er Bevölkerung 6er 
östbcben Drovinren innerpolitisch nicbt tragbar sein.

I Vgl. Nr. 141.
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gung hervorgerufen haben. Ich ersuche die Herrn Kommandeure, ihren Offizieren 
in geeigneter Weise bekannt zu geben, daß meiner Überzeugung nach an den 
ganzen Anschuldigungen, wenigstens was die genannten Persönlichkeiten betrifft, 
kein Wort wahr ist, sondern diese Anschuldigungen von gegnerischer Seite in die 
Welt gesetzt werden, nicht nur um die Bestrebungen dieser Männer vor der breiten 
Öffentlichkeit zu verdächtigen, sondern auch das Vertrauen ihrer Anhänger zu 
erschüttern. Sollten sich die Verbreiter derartiger Gerüchte feststellen lassen, 
bitte ich sie mir zu nennen. Soweit erforderlich, wird eine entsprechende 
Aufklärung der Unteroffiziere und Mannschaften anheimgestellt. 

146. 

Der Befehlshaber: 
gez. Möhl 

General der Infanterie. 

Schreiben des preußischen Innenministers Severing an Reichswehrmi
nister GeBIer über die Verwendung der Reichswehr als Grenzpolizei. 

8. Mai 1922. Berlin. 11 H 2261. - BA. R 43 1/2693. Maseh. Absehrift. 

Nach den letzten Verhandlungen mit der I.M.K.K. ist es leider sicher, daß die 
Verwendung geschlossener Schutzpolizeikörper im Grenzüberwachungdienst we
gen der Bestimmung des Artikels 160 des Friedensvertrages nicht zugestanden 
wird!; der Umstand, daß zurzeit solche Schutzpolizeikörper an den östlichen 
Grenzen eingesetzt sind, hat, wie zu befürchten war, Anlaß gegeben, die 
Verwendung wie überhaupt die Zulässigkeit geschlossener Polizeikörper zu 
bestreiten. Die Folgen für Reich und Staat, die aus einer solchen Stellung der 
I.M.K.K. auch für das Reichsheer erwachsen, brauche ich nicht besonders zu 
betonen, die nächste Folge wäre ohne Zweifel die Notwendigkeit, jede kleine 
Unruhe durch Einsatz von Teilen des Heeres zu bekämpfen. Ich bin also 
gezwungen, die Bewachung der Grenzen durch Schutzpolizei mit dem 15. Juni 
aufzugeben, sofern ich nicht Gefahr laufen will, die gesamte Organisation der 
Schutzpolizei zu gefährden. 

Andererseits bedarf es keines Hinweises, daß die Bevölkerung der östlichen 
Provinzen, insbesondere an den neuen Grenzen der Regierungsbezirke Marien
werder, Köslin und Schneidemühl, des Schutzes durch eine bewaffnete Truppe 
unbedingt bedarf. 

Die Verweigerung eines solchen Grenzschutzes würde im Hinblick auf die 
Befürchtungen wegen polnischer Einfälle in weiten Kreisen der Bevölkerung der 
östlichen Provinzen innerpolitisch nicht tragbar sein. 

1 Vgl. Nr. 141. 

269 
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In ^ndctracdt dieser DarleAunZcn ricdte ink äie ärinZcnäc Litte an Lie, Herr 
Lcicdswcdrministcr, äen Orenrscdutr iin Osten vom 15. luni 1922 nd äurod Leilc 
äes keicdsdeeres üdernedmen ru lassen. Vo unä aul wolcdc Veise äie Ödcr- 
nadmc äieses Dienstes ru Zescdeden dätte, würäe rweodmadiZ desonäeren 
VerdanälunAsn ru üderlassen sein. Dine ^näcrunZ äer LtanäortcintcilunZ ist 
meines Dracdtcns nicdt oäer äoed nur in ZerinZem lVIadc notwenäiZ. Immerdin 
äarl ied Idrer DrwaAung andeimsteden, od es sied nicdt ermüZdcden lädt, einreine 
Orte im keAierunZsderird Lcdneiäemüdl ru deleZen, ein Vunscd, äer von 
Deputationen äer LevölderunZ verscdieäentdod rur Lpraede Zedraodt ist.
^ls Vndad lür äie DraltedcansprucdunZ küdrc ied an, äad rurreit im Orenrscdutr- 
äienst meinerseits verwanät weräen
a) im LeNorunZsdcrirlc Oumdinnen 334 Lodrciwacdtmcistcr,
d) im LeZierunZsdsrirlc ^llenstein 8 Dunäcrtscdalten,
c) im HcZicrunAsderird Narienweräer 3 Dunäcrtscdaltcn,
ä) im LeZierunAsderird Döslin 74 Lodreiwaedtmeister,
e) im UeZicrunAsderird Lcdneiäemüdl 263 Lolireiwacdtmeister,
I) im LeZierunAsderird Drandlurt a/O. 22 Lolirciwacdtmcistcr,
g) äie OrenrdewacdunA in äen Le^ierunAsderirden DicZnitr unä Lreslau erscdeint 
nicdt undeäinAt erkoräerlicd.
Lesonäere DerllcdsicdtiZunZ erdeiscdt Oderscdlesien. Die DoräerunZen äer Dn- 
tente, wie sie in äer ?lote äer Lotscdaltcrdonkerenr vom 28. Deremder 1921? 
erdoden sinä, sinä äort delcannt. Ds würäe eine wesentllede DntlastunZ äer 
Lcdutrpodrei äer ZeZenüder deäeuten, wenn Lie, Derr Deicdswcdrmini-
ster, sied dereitlinäen würäen, mit wesentdcd stürderen Drallen naed Odcrscdle- 
sien^ einrurücden, als äies jetrt geplant ist. Ds würäe äamit äer in äen mllnälicden 
VcrdanälunZon mit äer IVI.D.D. olt erdodene Dinwanä entdraltet, äad äie 
Leicdswedr äured äie VerwenäunZ Asscdlossener Lodrei-Dörpcr idren ciZcntd- 
eden, im Vrtidel 160 äes DrieäensvertraZes lestgelsAten VulZadcn entroZen weräe. 
lcd deadsiedtiZe, wenn ied diesem Vunscd ^usärucd Zede, nicdt, äie alltLAlicden 
podreilicden ^ulZaden äer Leicdswedr ruruscdieden - im Oegentcil sollen äiese 
voll äer Lollrei delassen weräen, äie LätiZdeit äer in Oderscdlesien delinädcden 
keicdswedrteile soll vielmedr im wesentdcden demonstrativ sein unä aul etwaige 
LutscdAslüste von auden unä im Innern adscdreodenä wirlcen.
Von äem rustänäiZen LeAierungspräsiäenten, wie aus äer LevölderunZ seldst, ist 
äaraul dinZewiesen woräen, äa6 äer Dinmarscd stärderer Leicdswedrteäe im 
Danäe mit Zroder Dreuäe deZrüdt weräen unä rur LtärlcunZ äes äeutscden

2 blickt ermittelt.
3 In einer Lkekbesprecbung cier Heicksregierung vom 10. Nm 1922, an cier aueb Levering teilnabm, 

cvünsebte clas ^usrvärtige ,-t.mt eine stärkere Lelegung lies nacb cier Alliierten Kntsebeiciung bei 
Deutscblanü verbliebenen leils von Oberseblesien mit Keiebstvebr, um keinen XViüerspruck cier 
Interalliierten Kontrollkommission ru erregen. Demgegenüber auüerte Oeüler Leclenken „insbe- 
sonciere aueb rvegen cles ausrukllbrenclen Dolireieinrelüienstes, kür clen ciie keiebsrvebr nur in 
geringem Omkange verrvencibar sei". Die Konkerenr einigte sieb sebliekbeb suk cias Drinrip, „soviel 
Heiebstvebr rvie mögbcb ru ver^encien unü auk eine tunlicbste Dislokation cierselben in Oberseble
sien binruwirken". Kabinette ^'irtb iXr. 268.
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In Anbetracht dieser Darlegungen richte ich die dringende Bitte an Sie, Herr 
Reichswehrminister, den Grenzschutz im Osten vom 15. Juni 1922 ab durch Teile 
des Reichsheeres übernehmen zu lassen. Wo und auf welche Weise die Über
nahme dieses Dienstes zu geschehen hätte, würde zweckmäßig besonderen 
Verhandlungen zu überlassen sein. Eine Änderung der Standorteinteilung ist 
meines Erachtens nicht oder doch nur in geringem Maße notwendig. Immerhin 
darf ich Ihrer Erwägung anheimstellen, ob es sich nicht ermöglichen läßt, einzelne 
Orte im Regierungsbezirk Schneidemühl zu belegen, ein Wunsch, der von 
Deputationen der Bevölkerung verschiedentlich zur Sprache gebracht ist. 

Als Anhalt für die Kräftebeanspruchung führe ich an, daß zurzeit im Grenzschutz
dienst meinerseits verwandt werden 

a) im Regierungsbezirk Gumbinnen 334 Polizeiwachtmeister, 

b) im Regierungsbezirk Allenstein 8 Hundertschaften, 

c) im Regierungsbezirk Marienwerder 3 1;2 Hundertschaften, 

d) im Regierungsbezirk Köslin 74 Polizeiwachtmeister, 

e) im Regierungsbezirk Schneidemühl 263 Polizeiwachtmeister, 

f) im Regierungsbezirk Frankfurt a/O. 22 Polizeiwachtmeister, 

g) die Grenzbewachung in den Regierungsbezirken Liegnitz und Breslau erscheint 
nicht unbedingt erforderlich. 

Besondere Berücksichtigung erheischt Oberschlesien. Die Forderungen der En
tente, wie sie in der Note der Botschafterkonferenz vom 28. Dezember 19212 

erhoben sind, sind dort bekannt. Es würde eine wesentliche Entlastung der 
Schutzpolizei der LM.K.K. gegenüber bedeuten, wenn Sie, Herr Reichswehrmini
ster, sich bereitfinden würden, mit wesentlich stärkeren Kräften nach Oberschle
sien3 einzurücken, als dies jetzt geplant ist. Es würde damit der in den mündlichen 
Verhandlungen mit der LM.K.K. oft erhobene Einwand entkräftet, daß die 
Reichswehr durch die Verwendung geschlossener Polizei-Körper ihren eigentli
chen, im Artikel 160 des Friedensvertrages festgelegten Aufgaben entzogen werde. 

Ich beabsichtige, wenn ich diesem Wunsch Ausdruck gebe, nicht, die alltäglichen 
polizeilichen Aufgaben der Reichswehr zuzuschieben - im Gegenteil sollen diese 
voll der Polizei belassen werden, die Tätigkeit der in Oberschlesien befindlichen 
Reichswehrteile soll vielmehr im wesentlichen demonstrativ sein und auf etwaige 
Putschgelüste von außen und im Innern abschreckend wirken. 

Von dem zuständigen Regierungspräsidenten, wie aus der Bevölkerung selbst, ist 
darauf hingewiesen worden, daß der Einmarsch stärkerer Reichswehrteile im 
Lande mit großer Freude begrüßt werden und zur Stärkung des deutschen 

2 Nicht ermittelt. 

3 In einer Chefbesprechung der Reichsregierung vom 10. Mai 1922, an der auch Severing teilnahm, 
wünschte das Auswärtige Amt eine stärkere Belegung des nach der alliierten Entscheidung bei 
Deutschland verbliebenen Teils von Oberschlesien mit Reichswehr, um keinen Widerspruch der 
Interalliierten Kontrollkommission zu erregen. Demgegenüber äußerte Geßler Bedenken "insbe
sondere auch wegen des auszuführenden Polizeieinzeldienstes, für den die Reichswehr nur in 
geringem Umfange verwendbar sei". Die Konferenz einigte sich schließlich auf das Prinzip, "soviel 
Reichswehr wie möglich zu verwenden und auf eine tunlichste Dislokation derselben in Oberschle
sien hinzuwirken" . Kabinette Wirth Nr. 268. 
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Oeüankens wesentlich beitragen wür6e. Darüber binaus wür6e ein üerartiges 
Verkabren 6ie Reichswehr wie ciie 8chutrpolirei cier I.iVIH. gegenüher entlasten 
unci ciie Verhan6Iungen mit ibr rum Kutren 6ieser beicien kür cias Vobi von Reich 
unci 8taat gleich wichtigen un6 aukeinancier angewiesenen ^Verkreuge 6er 
8taatsautorität erieiebtern.
8chhe6lieh ciark ieb niebt unerwähnt lassen, 6a6 nach 6en vom Oeneral De RoncD 
6em Oesan6ten Rckar6t^ ühergehenen „Dispositions pp."^ 6amit ru rechnen ist, 
6a6 seitens 6er Interalliierten Kommission cias Kinrücken starlcer Rolireikräkte 
üherhaupt verhindert wir6. Ks bliehe 6ann 6och nichts weiter llhrig, als rum Rrsatr 
eine um so stärkere Lelegung mit Reichswehr vorrunehmen, 6a 6em schwerge- 
prükten Dan6e 6ie ihm 6rohen6en Erschütterungen mit allen nur möglichen 
Mtteln erspart werüen müssen?.

4 Henri Oouis Ic6ouLr6 Oe Hon6, kranrÜ8isclier OenernI, OrÜ8i6ent cier Inlersiliierlen V1>8tiinmung8- 
icoininission kür Oüersckiesien.

5 ?nul v.klclcliur6t, 6e83n6ter.
6 Oie Interalliierte Xoininission in Oppeln liatte üei Oespreciiunßen üt>er ciie 1Vie6erIier8teIIung cier 

cieulsciren Verwaltung in ciern l>ei Oeut8elilan6 verdleikenäen leil cies ^bstirnmunZsgebieles 
Forcierungen Irinsietctiicli 6er Oolirei gestellt. Xabinette XVirtlt Nr. 268.

7 Vgl. 6ie Vntwort äes lieielisvekrministers OelZIer in Nr. 147.

147.

Zerreiben Res iReieRsweRrniirristers Oekler sn cien preukiseRen Innenrni- 
nister Levering! ütrer ciie VerwenclnnA «Ier keiehsweRr sis OrenLpolirrei.

26. Mai 1922. Serliu. 187/23.5.22H I S.gek. - « 43 1/2693. Ulssck. ^bscliritt.

Vor Öhernahme von Orenrschutraukgahen 6urch Keile 6es Reichsheeres^ ist ciie 
Klärung 6er Krage erkorüerlich, aus welchem Oruncie 6er Orenrschutr notwendig 
wir6 un6 um welche Vrt von Orenrschutr es sich handelt.
Der 8 160 cies Versailler Vertrages? spricht wohl von Orenrpo/lreraukgahen cies 
Reichsheeres, es kann aber bei 6er gegenwärtigen Rage keinem Kweikel unterlie
gen, 6a6 6as Reicbsbeer o6er Keile desselben nur kür Oreurzc/rutraukgaben 
Verwen6ung kin6en kann, 6ie eine 8e6robung 6er 6eutscben Dan6esgrenren 
6urcb 8treitkräkte eines hlacbbarstaates voraussetren o6er im Rereicb 6er 
Vlögbckkeit Iiegen6 bekürcbten lassen.
Dine Recirobung 6er östUcben Danciesgrenre 6urcb polnische 8treitkräkte liegt 
jecioch rur 2eit nicht vor, 6ie Ostgrenre kann - von Oherschlesien ahgesehen-im 
allgemeinen als bekrie6et angesprochen wercien. Klagen üher 6an6enunwesen 
liegen käst nur aus Oberschlesien vor. Kinen Kinsatr 6es stärksten unci ietrten 
Machtmittels 6es Reiches aus 6iesem Orun6e halte ich 6eshalh nicht kür ratsam 
un6 rweckmäbig.

I Vgl. I^Ir. 141 uncl IVr. 146.
2 Vgl. Nr. 141 ^nm. 2.

271

Die neue Reichswehr 26.5.1922 147. 

Gedankens wesentlich beitragen würde. Darüber hinaus würde ein derartiges 
Verfahren die Reichswehr wie die Schutzpolizei der LM.K.K. gegenüber entlasten 
und die Verhandlungen mit ihr zum Nutzen dieser beiden für das Wohl von Reich 
und Staat gleich wichtigen und aufeinander angewiesenen Werkzeuge der 
Staats autorität erleichtern. 

Schließlich darf ich nicht unerwähnt lassen, daß nach den vom General Le Rond4 

dem Gesandten Eckardt5 übergebenen "Dispositions pp. "6 damit zu rechnen ist, 
daß seitens der Interalliierten Kommission das Einrücken starker Polizeikräfte 
überhaupt verhindert wird. Es bliebe dann doch nichts weiter übrig, als zum Ersatz 
eine um so stärkere Belegung mit Reichswehr vorzunehmen, da dem schwerge
prüften Lande die ihm drohenden Erschütterungen mit allen nur möglichen 
Mitteln erspart werden müssen7

• 

4 Henri Louis Edouard Le Rond, französischer General, Präsident der Interalliierten Abstimmungs
kommission für Oberschlesien. 

5 Paul v.Eckhardt, Gesandter. 

6 Die Interalliierte Kommission in Oppeln hatte bei Besprechungen über die Wiederherstellung der 
deutschen Verwaltung in dem bei Deutschland verbleibenden Teil des Abstimmungsgebietes 
Forderungen hinsichtlich der Polizei gestellt. Kabinette Wirth Nr. 268. 

7 Vgl. die Antwort des Reichswehrministers Geßler in Nr. 147. 

147. 

Schreiben des Reichswehrministers Geßler an den preußischen Innenmi
nister Severing über die Verwendung der Reichswehr als Grenzpolizei. 

26. Mai 1922. Berlin. 187/23.5.22.T.l I B.geh. - BA. R 43 1/2693. Masch. Abschrift. 

Vor Übernahme von Grenzschutzaufgaben durch Teile des Reichsheeres 1 ist die 
Klärung der Frage erforderlich, aus welchem Grunde der Grenzschutz notwendig 
wird und um welche Art von Grenzschutz es sich handelt. 

Der § 160 des Versailler Vertrages2 spricht wohl von Grenzpolizeiaufgaben des 
Reichsheeres, es kann aber bei der gegenwärtigen Lage keinem Zweifel unterlie
gen, daß das Reichsheer oder Teile desselben nur für Grenzschutzaufgaben 
Verwendung finden kann, die eine Bedrohung der deutschen Landesgrenzen 
durch Streitkräfte eines Nachbarstaates voraussetzen oder im Bereich der 
Möglichkeit liegend befürchten lassen. 

Eine Bedrohung der östlichen Landesgrenze durch polnische Streitkräfte liegt 
jedoch zur Zeit nicht vor, die Ostgrenze kann - von Oberschlesien abgesehen - im 
allgemeinen als befriedet angesprochen werden. Klagen über Bandenunwesen 
liegen fast nur aus Oberschlesien vor. Einen Einsatz des stärksten und letzten 
Machtmittels des Reiches aus diesem Grunde halte ich deshalb nicht für ratsam 
und zweckmäßig. 

1 Vgl. Nr. 141 und Nr. 146. 

2 Vgl. Nr. 141 Anm. 2. 
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Lür eine rein polireibcbe Absperrung cier Orenre kommt das Leicbsbeer llber- 
baupt niebt in Lrage. Leine 8tärke, sein ^ulbau unci seine Linricbtungen 
entsprecben niebt einer solcben Verwendung. Line Ausbildung kür sie findet niebt 
statt.
^.ueb unterbegt nacb cier Leicbsverlassung die Lurcblübrung cier ordentlichen 
pobrebicben Aufgaben cier Lobeit cier Länder. Las Leicb sis solches wird erst bei 
aubergewöbibicben Laben für die Vertretung 6er Lolireigewalt ruständig. Dies war 
bisber in 6er Lraxis Orundsatr unci ist aucb im V^ebrgesetr^ kestgelegt.
Icb glaube scbbebbeb, aueb befürchten ru müssen, dab ciie betrogene Levölke- 
rung weniger den Vorteil des 8cbutres anerkennen, als vielmebr die Lasten der 
Linquartierung bald sebr drückend empfinden würde, und bin der Ansicht, dab 
runäcbst in dem besonders erwäbnten nördbcbsn Oebiet der Ostgrenre der dureb 
die ständigen Oarnisonen Oeutscb Lylau, IVIarienwerder, 8tolp und Oeutseb Lrone 
sowie dureb die Lommerbelegung des Lruppenübungsplatres Hammerstein be
dingte 8cbutr als ausreiebend angeseben werden kann. Line Verlegung von 
Oarnisonen kann ieb wegen des damit verbundenen groben Kostenaufwandes bei 
der gegenwärtigen traurigen Linanrlage des Leicbes nicbt befürworten, ganr 
abgegeben davon, dab icb es aus Oründen der Landesverteidigung ab/e/rnen mub, 
nocb weitere Lebe des kleinen kleicbsbeeres an der Landesgrenre ru rerspbttern; 
denn jeder Linsatr von Leben des Leicbsbeeres bedeutet eine unerwünscbte 
Zersplitterung der an sicb sebon sebr geringen und scbwacben keicbswebr, die 
lest rusammen^rujbalten und dureb intensive Ausbildung ru Löcbstleistungen ru 
bekäbigen im Interesse des Leicbes meine wiebtigste Aufgabe bildet.
8o sebr icb bedauere, dab 8ie, Herr ^knister, auf Orund der Verbandlungen mit 
der LVLL.IL und im Interesse der Lrbaltung der staatbcben 8cbutrpolirei 
gerwungen ru sein glauben, am 15. luni die an der Orenre eingesetrten Lolireikör- 
per rurückrieben ru müssen, bin icb aus den vorstebend dargelegten Oründen 
leider nicbt in der Lage, Ibrer Litte, dafür Lebe des Leicbsbeeres einrusetren, 
entsprechen ru können, umsomebr als die Verwendung des Leicbsbeeres nacb 
Verfassung und Vhbrgesetr der Zustimmung des Reichspräsidenten als Oberbe- 
leblsbaber der Leicbswebr bedarf.
Lerügbcb Oberscblssiens^ werde icb vorübergebend eine stärkere Belegung, als 
vorgeseben war, anordnen, da es aucb mir wichtig erscheint, der Bevölkerung in 
diesem schwer geprüften Oebiet das Oefülb mibtäriscben 8cbutres ru geben und 
in ibr den deutschen Oedanken ru stärkend
Icb babe Vbscbrbt dieses 8cbreibens dem Herrn Leicbskanrler^, dem Lreuüi- 
schen Mnisterpräsidenten und dem Auswärtigen ^.mt übersandt.

ger. Dr. Oebler.

3 Vßl. I^r. 121 I.
4 Vßl. ?4r. 146 3.
5 VZI. ciie kirwicierung cier preuüiscken keßierunß in I^r. 148.
6 Vgl. cins 8ckieiben cies Lenernls v. 8eecbr an cien keicbsIcLnrler IVirtb in Zieicber ^ngeiegenbeil 

vorn 10. luni 1922 bei Oeüier 8. 481t.
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Für eine rein polizeiliche Absperrung der Grenze kommt das Reichsheer über
haupt nicht in Frage. Seine Stärke, sein Aufbau und seine Einrichtungen 
entsprechen nicht einer solchen Verwendung. Eine Ausbildung für sie findet nicht 
statt. 

Auch unterliegt nach der Reichsverfassung die Durchführung der ordentlichen 
polizeilichen Aufgaben der Hoheit der Länder. Das Reich als solches wird erst bei 
außergewöhnlichen Fällen für die Vertretung der Polizeigewalt zuständig. Dies war 
bisher in der Praxis Grundsatz und ist auch im Wehrgesetz3 festgelegt. 

Ich glaube schließlich, auch befürchten zu müssen, daß die betroffene Bevölke
rung weniger den Vorteil des Schutzes anerkennen, als vielmehr die Lasten der 
Einquartierung bald sehr drückend empfinden würde, und bin der Ansicht, daß 
zunächst in dem besonders erwähnten nördlichen Gebiet der Ostgrenze der durch 
die ständigen Garnisonen Deutsch Eylau, Marienwerder, Stolp und Deutsch Krone 
sowie durch die Sommerbelegung des Truppenübungsplatzes Hammerstein be
dingte Schutz als ausreichend angesehen werden kann. Eine Verlegung von 
Garnisonen kann ich wegen des damit verbundenen großen Kostenaufwandes bei 
der gegenwärtigen traurigen Finanzlage des Reiches nicht befürworten, ganz 
abgesehen davon, daß ich es aus Gründen der Landesverteidigung ablehnen muß, 
noch weitere Teile des kleinen Reichsheeres an der Landesgrenze zu zersplittern; 
denn jeder Einsatz von Teilen des Reichsheeres bedeutet eine unerwünschte 
Zersplitterung der an sich schon sehr geringen und schwachen Reichswehr, die 
fest zusammen[zu]halten und durch intensive Ausbildung zu Höchstleistungen zu 
befähigen im Interesse des Reiches meine wichtigste Aufgabe bildet. 

So sehr ich bedauere, daß Sie, Herr Minister, auf Grund der Verhandlungen mit 
der LM.K.K. und im Interesse der Erhaltung der staatlichen Schutzpolizei 
gezwungen zu sein glauben, am 15. Juni die an der Grenze eingesetzten Polizeikör
per zurückziehen zu müssen, bin ich aus den vorstehend dargelegten Gründen 
leider nicht in der Lage, Ihrer Bitte, dafür Teile des Reichsheeres einzusetzen, 
entsprechen zu können, umsomehr als die Verwendung des Reichsheeres nach 
Verfassung und Wehrgesetz der Zustimmung des Reichspräsidenten als Oberbe
fehlshaber der Reichswehr bedarf. 

Bezüglich Oberschlesiens4 werde ich vorübergehend eine stärkere Belegung, als 
vorgesehen war, anordnen, da es auch mir wichtig erscheint, der Bevölkerung in 
diesem schwer geprüften Gebiet das Gefühl militärischen Schutzes zu geben und 
in ihr den deutschen Gedanken zu stärkens. 

Ich habe Abschrift dieses Schreibens dem Herrn Reichskanzler6, dem Preußi
schen Ministerpräsidenten und dem Auswärtigen Amt übersandt. 

3 Vgl. Nr. 121 Anm. l. 

4 Vgl. Nr. 146 Anm. 3. 

5 Vgl. die Erwiderung der preußischen Regierung in Nr. 148. 

gez. Dr. Geßler. 

6 Vgl. das Schreiben des Generals v. Seeckt an den Reichskanzler Wirth in gleicher Angelegenheit 
vom 10. Juni 1922 bei Geßler S. 481 f. 
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148.

8eRreibeir lies preukisolien IVlinisterpräsiRenten Lraun unR Res Innen- 
ininisters Levering sn keiebswelirnainister Oekler üker clie VerwenRun^ 

4er Reiebsweibr als Orenrpolirei.

2. ^uni 1922. Leelin. II.II. Nr. 2261. III. - 8^. 8 43 1/2693. IVIssek. äksekrikt.

Oer 6ortigen ^.ullassung üker clie Reüeutung 6es /Vrtilcels 160 Aller I /Vbs. 2 8.2 
cles Rrieüensvertrages von V6r8ai1l68^ können wir, cler unterreicbnete Rreubiscbe 
Ninisterpräsiüent^ uncl cler Minster 6es Innern, nicbt beitreten?. i>iacb 6er 
Iraglicben Bestimmung liegt 6er Reicbswebr nicbt nur 6er 8cbutr 6er 6eutscben 
Orenre iin Ralle ibrer Re6robung 6urcb 8treillcrülte eines blaebbarstaates, sondern 
scblecbtbin clie Orenrpobrei ob. Oie Verbin6erung 6es Übertritts von 8treitbräkten 
eines I^aebbarstaates bann wobl niebt als polireibebe, sondern nur als mibtäriscbe 
lätiglceit bereicbnet wer6en, wäbren6 unter grenr/io/rrer/rc/ren Rätigbeit 6as 
Rinscbreiten gegen über clie Orenre 6ringen6e 6an6en un6 gegen einreine 
unberecbtigt 6ie Orenre überscbreitenüe Rersonen verstanden wer6en mu6. 
Unseres Oraebtens umkabt 6ie Orenrpobrei aueb clie rein vorbeugende Rätigbeit 
rur Verbütung derartiger Orenrvorlälle, 6ie sieb nur clureb eine 8treikentätigbeit 
entlang 6er Orenre in 6er IVeise erle6igen läbt, wie 6ies bisber 6ureb 6ie 
8cbutrpobrei gescbeben ist. Rreibcb bann es nicbt iin 8inne 6es Artikels 160 
liegen, 6er Reiebswebr clie gesamte grenrpolireiliebe Rätigbeit ru überlassen. Oie 
Rätigbeit an 6en rugelassenen Orenrübergängen, also clie Rersonen- un6 Varen- 
Icontrobe, wir6 von 6en eigentbcben Robreibebörüen (Orenrbommissariaten) 
berw. 6en ^ollbebörüen ausgeübt werclen müssen. Oer Reiebswebr clürlte nur clie 
verbältnismäbig einkaebe pobreibcbe -^ulgabe 6er mögliebst intensiven 8perrung 
6er Orenrteile rwiseben 6en rugelassenen Übergängen obliegen. OierlÜr 6ürlten 
aueb ibre Rräkte binreiebenü vorgebilüet sein. Oie bierru benötigten Rräkte werclen 
nicbt allru erbebbcb ru sein braucben, wenn ein ^usammenwiricen mit clen im 
Orenrstreilenüienst tätigen Zollbeamten un6 mit 6en 6icbt binter 6er Orenre 
einrusetren6en Xräkten 6er 0an6)ägerei, 6ie icb, 6er Minister 6es Innern, in 6en 
Orenrbreisen erbeblicb ru verstärken beabsicbtige, sicbergestellt wir6. Line 
weitere Retätigung po/rrer/ic/rer Rräkte im Orenrstreüenüienst würbe nur einen 
weiteren, unseres Rracbtens aucb im Interesse 6er Reicbswebr ru vermei66n6en 
Druck 6er Rntente reitigen, 6em, wie wir in Übereinstimmung mit clen Herren 
Reicbsministern cles Innern^ un6 6es Xubern^ betonen, ^i6erstan6 nicbt entge- 
gengesetrt werclen bönnte.
^n6ererseits ist es innerpobtiscb völlig untragbar, rur ^eit clie Orenre rwiscben 
6en Übergängen obne solcben 8treiken6ienst ru lassen, ^gentenverbebr un6 
8cbmuggel über 6ie „grüne Orenre" wür6en einen solcben ümkang annebmen,

I Vgl. I^Ir. 141 2.
2 Otlo örsun (8?ü), preuLiscliei- ^Iinistecprssi6enl.
3 Vgl. Nr. 147.
4 ^äolt Köster (S?0), kieieksiunenminister.
5 Vsltker katlienau (parteilos), keiclisminister cles ^uscvärtißen. 
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148. 

Schreiben des preußischen Ministerpräsidenten Braun und des Innen
ministers Severing an Reichswehrminister Geßler über die Verwendung 

der Reichswehr als Grenzpolizei. 

2. Juni 1922. Berlin. II.H. Nr. 2261. 111. - BA. R 431/2693. Masch. Abschrift. 

Der dortigen Auffassung über die Bedeutung des Artikels 160 Ziffer lAbs. 2 S. 2 
des Friedensvertrages von Versailles1 können wir, der unterzeichnete Preußische 
Ministerpräsident2 und der Minister des Innern, nicht beitreten3

• Nach der 
fraglichen Bestimmung liegt der Reichswehr nicht nur der Schutz der deutschen 
Grenze im Falle ihrer Bedrohung durch Streitkräfte eines Nachbarstaates, sondern 
schlechthin die Grenzpolizei ob. Die Verhinderung des Übertritts von Streitkräften 
eines Nachbarstaates kann wohl nicht als polizeiliche, sondern nur als militärische 
Tätigkeit bezeichnet werden, während unter grenzpolizeilicher Tätigkeit das 
Einschreiten gegen über die Grenze dringende Banden und gegen einzelne 
unberechtigt die Grenze überschreitende Personen verstanden werden muß. 
Unseres Erachtens umfaßt die Grenzpolizei auch die rein vorbeugende Tätigkeit 
zur Verhütung derartiger Grenzvorfälle, die sich nur durch eine Streifentätigkeit 
entlang der Grenze in der Weise erledigen läßt, wie dies bisher durch die 
Schutzpolizei geschehen ist. Freilich kann es nicht im Sinne des Artikels 160 
liegen, der Reichswehr die gesamte grenzpolizeiliche Tätigkeit zu überlassen. Die 
Tätigkeit an den zugelassenen Grenzübergängen, also die Personen- und Waren
kontrolle, wird von den eigentlichen Polizei behörden (Grenzkommissariaten) 
bezw. den Zollbehörden ausgeübt werden müssen. Der Reichswehr dürfte nur die 
verhältnismäßig einfache polizeiliche Aufgabe der möglichst intensiven Sperrung 
der Grenzteile zwischen den zugelassenen Übergängen obliegen. Hierfür dürften 
auch ihre Kräfte hinreichend vorgebildet sein. Die hierzu benötigten Kräfte werden 
nicht allzu erheblich zu sein brauchen, wenn ein Zusammenwirken mit den im 
Grenzstreifendienst tätigen Zollbeamten und mit den dicht hinter der Grenze 
einzusetzenden Kräften der Landjägerei, die ich, der Minister des Innern, in den 
Grenzkreisen erheblich zu verstärken beabsichtige, sichergestellt wird. Eine 
weitere Betätigung polizeilicher Kräfte im Grenzstreifendienst würde nur einen 
weiteren, unseres Erachtens auch im Interesse der Reichswehr zu vermeidenden 
Druck der Entente zeitigen, dem, wie wir in Übereinstimmung mit den Herren 
Reichsministern des Innern4 und des Äußern5 betonen, Widerstand nicht entge
gengesetzt werden könnte. 

Andererseits ist es innerpolitisch völlig untragbar, zur Zeit die Grenze zwischen 
den Übergängen ohne solchen Streifendienst zu lassen. Agentenverkehr und 
Schmuggel über die "grüne Grenze" würden einen solchen Umfang annehmen, 

1 Vgl. Nr. 141 Anm. 2. 

2 Otto Braun (SPD), preußischer Ministerpräsident. 

3 Vgl. Nr. 147. 

4 Adolf Köster (SPD), Reichsinnenminister. 

5 Walther Rathenau (parteilos), Reichsminister des Auswärtigen. 
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626 jede polOcilicbc und ^obamtlicbc Vätigkeit an den Öbcrgängcn überflüssig 
würde. Oie gesamten Rakvorscbriften könnten mangels jeder 8icberung der 
Ourcbfübrung aufgeboben werden. Oie ständige 8orge vor Überfällen und Rlünde- 
rungen durcb Landen und binrelpersonen, die aus dem l^aebbarstaate über die 
Orenre kommen, würde die deutscben Orenranwobner veranlassen, ibren Resitr 
in den Grenzgebieten aufrugeben; an dirs 8telle würden Zwangsläufig ^.ngebörige 
der klacbbarstaaten treten. Oer 8cbaden in nationaler und wirtscbaktlicber 
Reriebung wäre unabsebbar, die olmelün von den lVaebbarstaaten begebrten 
Orenrgebiste würden voraussicbtbcb aul die Dauer nicbt gebalten werden können. 
Oa6 in dieser Ricbtung die ernstbaftesten Lesorgnisse gerecbtfertigt sind, dafür 
bürgen uns die rablreicben Rericbte, bingaben und Vorstellungen von Rekorden 
und Drittpersonen, die uns, naelidem die Notwendigkeit, die 8cbutrpoli2ei von 
der Orenre rurückrurieben, bekannt geworden ist, last tägllcb aus den Orenrberir- 
ken rugeben. Oie Rreulliscbe 8taatsregierung ist dleserbalb von ernstbafter Zorge 
erfüllt.
Oaber bitten wir erneut, die dortigen Redenken gegen die Oeranriebung der 
Reiebswebr rum Orenrpolireidienst rurückrustellen. 8oweit sieb diese Redenken 
auf die Reiebsverkassung, derrufolge die Rob^ei rur Idobeit der Kander gebärt^, 
stlltren, müssen sie dureb die Erwägung ausgeräumt werden, dalZ die jeweilig im 
Orenrstreikendienst eingesetrten Reicbswebrkräfte als landespolireillebe Oibs- 
krälte der bänder tätig werden, wie dies Lbnlieb bei den Rrälten des Reicbswas- 
sersebutres der Dali ist. bür das Zusammenarbeiten rwiseben der Reiebswebr und 
den Regierungspräsidenten als bandespobreibebärden können Ricbtbnien gefun
den werden, die jede Reibung aussebbeüenk
Oie Unterbringung der Reiebswebr an der Orenre würde nennenswerten 8cbwie- 
rigkeiten nicbt begegnen, da die bisber von der 8cbutrpobrei innegebaltenen 
f)uartiere verfügbar gemacbt werden können. Oie basten der binquartierung 
würden niebt gröker sein als diejenigen, die jetrt für die 8ebutrpobrei entsteben. 
Dine Verlegung von Garnisonen würde nicbt oder kaum in nennenswertem ümlang 
erforderlieb werden.
^ir bitten, die dortige bntscblleRung nacb Nögbcbkeit so ru bescbleunigen, dall 
am 15. luni 1922, dem kage, an dem die 8cbutrpolirei von der Orenre rurückgero- 
gen werden mu6, die Orenren nicbt offensteben. bs würde von wesentbcber 
Redeutung sein, wenn sofort nacb dem ^brücken der 8cbutrpollrei der Orenrstrei- 
fendisnst von der Reiebswebr in voller Wirkung aufgenommen werden würde; 
späterbin könnte nacb bintreffen der neu einrusetrenden bandjäger eine gewisse 
bntlastung der Reiebswebr erfolgen.

6 I^uoli ^.rt. 9 6er kieicltsvorkussung desuü 6us peicli 6ie Oesotrgelrungsltompetenr liinsielrtliclr (les 
8oliutres 6er ökkentliolien Ziclierkeik un6 Or6nung nur, soweit ein Leüürknis nuclt einäeitliciien 
Vorselirikten l>estun6.

7 6ern6e 6ies 6ürkte ein entscliei6en6er 6esiclitspunlit kür 6ie ^.blelinung 6ieser ^dsicliten 6urcli 6en 
Lliek 6er Heeresleitung, Lenerul v. Leeclcl, gewesen sein. In seinem 8clireil>en vom 10. Juni 1922 
UN 6en kmoltsweärminister tleüler erklärte er, 6-tü 6ie Rernnrielrung 6es Heeres ru einer 
,,6uuern6en polireiuukgsbe" nicltts un6ers uls ,,6us Kn6e 6er beicirswelrr be6euten wür6e. Line 
Verwirklieiiung 6er preuüiscken Pläne wür6e ,,6us einrige, Zuverlässige Nuelitmittel 6es 8tuutes" 
un6 ,,eine 6er kestesten Xlummer 6er keicktseinkeit" rerbreclien. Neier-^Velclrer 8. 338k.
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daß jede polizeiliche und zollamtliche Tätigkeit an den Übergängen überflüssig 
würde. Die gesamten Paßvorschriften könnten mangels jeder Sicherung der 
Durchführung aufgehoben werden. Die ständige Sorge vor Überfällen und Plünde
rungen durch Banden und Einzelpersonen, die aus dem Nachbarstaate über die 
Grenze kommen, würde die deutschen Grenzanwohner veranlassen, ihren Besitz 
in den Grenzgebieten aufzugeben; an ihre Stelle würden zwangsläufig Angehörige 
der Nachbarstaaten treten. Der Schaden in nationaler und wirtschaftlicher 
Beziehung wäre unabsehbar, die ohnehin von den Nachbarstaaten begehrten 
Grenzgebiete würden voraussichtlich auf die Dauer nicht gehalten werden können. 
Daß in dieser Richtung die ernsthaftesten Besorgnisse gerechtfertigt sind, dafür 
bürgen uns die zahlreichen Berichte, Eingaben und Vorstellungen von Behörden 
und Privatpersonen, die uns, nachdem die Notwendigkeit, die Schutzpolizei von 
der Grenze zurückzuziehen, bekannt geworden ist, fast täglich aus den Grenzbezir
ken zugehen. Die Preußische Staatsregierung ist dieserhalb von ernsthafter Sorge 
erfüllt. 

Daher bitten wir erneut, die dortigen Bedenken gegen die Heranziehung der 
Reichswehr zum Grenzpolizeidienst zurückzustellen. Soweit sich diese Bedenken 
auf die Reichsverfassung, derzufolge die Polizei zur Hoheit der Länder gehört6 , 

stützen, müssen sie durch die Erwägung ausgeräumt werden, daß die jeweilig im 
Grenzstreifendienst eingesetzten Reichswehrkräfte als landespolizeiliche Hilfs
kräfte der Länder tätig werden, wie dies ähnlich bei den Kräften des Reichswas
serschutzes der Fall ist. Für das Zusammenarbeiten zwischen der Reichswehr und 
den Regierungspräsidenten als Landespolizeibehörden können Richtlinien gefun
den werden, die jede Reibung ausschließen7• 

Die Unterbringung der Reichswehr an der Grenze würde nennenswerten Schwie
rigkeiten nicht begegnen, da die bisher von der Schutzpolizei innegehaltenen 
Quartiere verfügbar gemacht werden können. Die Lasten der Einquartierung 
würden nicht größer sein als diejenigen, die jetzt für die Schutzpolizei entstehen. 
Eine Verlegung von Garnisonen würde nicht oder kaum in nennenswertem Umfang 
erforderlich werden. 

Wir bitten, die dortige Entschließung nach Möglichkeit so zu beschleunigen, daß 
am 15. Juni 1922, dem Tage, an dem die Schutzpolizei von der Grenze zurückgezo
gen werden muß, die Grenzen nicht offenstehen. Es würde von wesentlicher 
Bedeutung sein, wenn sofort nach dem Abrücken der Schutzpolizei der Grenzstrei
fendienst von der Reichswehr in voller Wirkung aufgenommen werden würde; 
späterhin könnte nach Eintreffen der neu einzusetzenden Landjäger eine gewisse 
Entlastung der Reichswehr erfolgen. 

6 Nach Art. 9 der Reichsverfassung besaß das Reich die Gesetzgebungskompetenz hinsichtlich des 
Schutzes der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nur, soweit ein Bedürfnis nach einheitlichen 
Vorschriften bestand. 

7 Gerade dies dürfte ein entscheidender Gesichtspunkt für die Ablehnung dieser Absichten durch den 
Chef der Heeresleitung, General v. Seeckt, gewesen sein. In seinem Schreiben vom 10. Juni 1922 
an den Reichswehrminister Geßler erklärte er, daß die Heranziehung des Heeres zu einer 
"dauernden Polizeiaufgabe" nichts anders als "das Ende der Reichswehr bedeuten würde. Eine 
Venvirklichung der preußischen Pläne würde "das einzige, zuverlässige Machtmittel des Staates" 
und "eine der festesten Klammer der Reichseinheit" zerbrechen. Meier-Welcker S. 338f. 
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149.

LekoKI ries klkoks 4er Heeresleitung, OeuersI 4. Ink. v. 8eoekt, üker äie 
Resut^vortung von kragen naek cler politiseken Haltung cler keieks- 

wekr.

5. lull 1922. Lerlin. Nr. 12Z.7.22H.III. - 6^-IVI^. «» Z7/v.782. Venvielk. ibbscbrik,.

In politisod bewegten weiten wie 6er Mriger? isl es wieäerbolt vorgebommen, äaä 
Vertreter von Oewerlcsebakten oäer abnlieben Organisationen dei Truppenteilen 
ankragten, ob sis auk äem Loäen äer Verkassung stünäen, wie sie sied ru einem 
keebtsputseb stellten u. a.
^u einer äerartigen ^.nkrage, äie einen ^weikel an unserem kiäe äarstellt, ist 
niemand bereebtigt. kine ^uÜerung ist Malier unter Hinweis auk äie in Verkassung 
unä lVedrgesetr kestgelegte 8wIIung äer Leiebswebr abrulebnen, äie Fragesteller 
sinä im übrigen an äas Leicbswebrministerium ru verweisen^.

ger. v. 8eeelit.

1 24. luni 1922 wur Leiebsuukenminister Lutbenuu von ebemubgen Okkirieren ersckossen
worden. ^us diesem Vnluü Kutten äer Lkek äer Heeresleitung, Oenerul ä. Int. V. 8eeekt, unä äer 
LIiek äer blurineleitung, Vdmirul 8ekneks, um 24. Juni gemsinsum einen 8elekl (Lkek Hü 8. 
Nr. 167.6.22.?ers. brw. Lkek blü 8. Nr. bl 2674) sn äie Leiekswekr geriebtet, äer siek gegen äie 
Veräuektigung äer 8ele!1igung oäer 8vmputbm verwukrte:

In äen letrten Vocken unä lugen sinä von äer Leiekswekr keindlicker Leite wiederkolt Vngrikke 
gegen sie gerielrtet worden, weleks ilrr lsilnukme un gegen äie Lepukkk geriebteten Vestrebungen 
nuebsugten. Vir Kuben soleben Vnscbuldigungen gegenüber nur uuk unseren Lid ru verweisen unä 
lebnen iin Nuinen von Leer unä blurine jeden 2weikel un unserer Lntscblossenkeit ub, äen Lid uuk 
äie Verksssung nucb Oeist unä Vortluut ru bullen. Vie Leiebswebr wirä jedem Leind gegenüber in 
vollem Oeborsum ikre 8ekuldigkeit tun.
ven Versuck, uns mit Bestrebungen, welcbs äen blorä kür ikre politiseken 2weeke benutren, in 
innere oäer üullere Verbindung ru bringen, weisen wir mit Entrüstung rurück. ver Loläut ist rum 
okkenen, ekrkeben Xumpk errogen unä verurteilt keigen bleucbelmard." (8b.-VIV. 8 4886/V-I-26. 
8ä. I.lelegrummuuskertigung.) 2ur Leuktion uuk diesen 3ekekl s. Lursten 8. 163. bereits um 
24. luli 1922 suk siek Leeekt erneut verunlulZt, äurek 8ekebl Xr. 665.7.22.l.I.III die Okkiriere ru 
ermuknen, ulles ru unterlussen, ,,wus uls eine Unbundling untirepublibuniseker Oesinnung 
ungeseben und kür eine neue politiscke Verketrung uusgenutrt werden" könne. 8V-N^. bl 247/89. 
Vervielk. ^.uskertigung.

2 Vieser vekekl wurde uuek durek den Lbek äer blurinelkitung, Vämirul vskneke, mit bla. ik Ib 4062 
vom 13. luli 1922 (8V-bIV. 8 4884/V 1.23. 8ä. 3. Nuseb.-Kuskertigung) kür die Nurine übernommen.
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149. 

Befehl des Chefs der Heeresleitung, General d. Inf. v. Seeckt, über die 
Beautwortung von Fragen nach der politischen Haltung der Reichs

wehr. 

5. Juli 1922. Berlin. Nr. 123.7.22.T.l.III. - BA-MA. RH 37/v.782. Vervielf. Abschrift. 

In politisch bewegten Zeiten wie der jetzigen] ist es wiederholt vorgekommen, daß 
Vertreter von Gewerkschaften oder ähnlichen Organisationen bei Truppenteilen 
anfragten, ob sie auf dem Boden der Verfassung stünden, wie sie sich zu einem 
Rechtsputsch stellten u. ä. 

Zu einer derartigen Anfrage, die einen Zweifel an unserem Eide darstellt, ist 
niemand berechtigt. Eine Äußerung ist daher unter Hinweis auf die in Verfassung 
und Wehrgesetz festgelegte Stellung der Reichswehr abzulehnen, die Fragesteller 
sind im übrigen an das Reichswehrministerium zu verweisen2

• 

gez. v. Seeckt. 

1 Am 24. Juni 1922 war Reichsaußenminister Rathenau von ehemaligen Offizieren erschossen 
worden. Aus diesem Anlaß hatten der Chef der Heeresleitung, General d. Inf. v. Seeckt, und der 
Chef der Marineleitung, Admiral Behncke, am 24. Juni gemeinsam einen Befehl (Chef HL B. 
Nr. 167.6.22.Pers. bzw. Chef ML B. Nr. M 2674) an die Reichswehr gerichtet, der sich gegen die 
Verdächtigung der Beteiligung oder Sympathie verwahrte: 
"In den letzten Wochen und Tagen sind von der Reichswehr feindlicher Seite wiederholt Angriffe 
gegen sie gerichtet worden, welche ihr Teilnahme an gegen die Republik gerichteten Bestrebungen 
nachsagten. Wir haben solchen Anschuldigungen gegenüber nur auf unseren Eid zu verweisen und 
lehnen im Namen von Heer und Marine jeden Zweifel an unserer Entschlossenheit ab, den Eid auf 
die Verfassung nach Geist und Wortlaut zu halten. Die Reichswehr wird jedem Feind gegenüber in 
vollem Gehorsam ihre Schuldigkeit tun. 
Den Versuch, uns mit Bestrebungen, welche den Mord für ihre politischen Zwecke benutzen, in 
innere oder äußere Verbindung zu bringen, weisen wir mit Entrüstung zurück. Der Soldat ist zum 
offenen, ehrlichen Kampf erzogen und verurteilt feigen Meuchelmord." (BA-MA. F 4886/A-I-26. 
Bd. l.Telegrammausfertigung.) Zur Reaktion auf diesen Befehl s. Carsten S. 163. Bereits am 
24. Juli 1922 sah sich Seeckt erneut veranlaßt, durch Befehl Nr. 665.7.22.T.l.III die Offiziere zu 
ermahnen, alles zu unterlassen, "was als eine Bekundung antirepublikanischer Gesinnung 
angesehen und für eine neue politische Verhetzung ausgenutzt werden" könne. BA-MA. N 247/89. 
Vervielf. Ausfertigung. 

2 Dieser Befehl wurde auch durch den Chef der Marineleitung, Admiral Behncke, mit No. Alb 4062 
vom 13. Juli 1922 (BA-MA. F 4884/A 1.23. Bd. 3. Masch.Ausfertigung) für die Marine übernommen. 
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150.

?rivsl1»riek «les Oderdürgermcislers von IVürndsrg, Duppo, sn keiolis- 
wekrininlisler Oeüler üker Dulsckvorderoitungeir in ks^ern.

26. lull 1922. IMrnderg. - 6X-lV04. KU 53-7/388. Ulssek. ^bsebrikt.

Bieber Herr sinister!
Ick nekme sn, clak clas Rcickskadinctt kcute clic ^nrulung cles Hcicksgerickts 
dcscklossen Kat uncl clamit clic Xrise runackst vertagt ist^, ick lakre cleskalk auck 
morgen Irük in Drlaud nack Dicktelderg (Oastkol rur Dost). Vielleickt gidt ein 
keicksgericktsurteil rusammen mit Vuslükrungsdestimmungen rum keickskrimi- 
nalgeset^ clen Ladern nook eine kückrugsmögkckkeit. lek möckte ader nickt 
verleklen, Lie üker clas ru inkormieren, was iek keute von 8t. II. 8parrer, lerner 
aus Ivreisen cler La^eriscken Volkspartei unü vom 8-mclikus Deppert körte. Vür 
Zestern war in Ladern a//es rum Dutsck vorkereitet. Vom 8un6 Oderlancl^ sincl 
größere ^dteilungen in 6er Doler OeZenü (nock keute) verstreut, um einem Dinkall 
cler „Dolsckewiken" entgegenrutreten, in IVorclda^ern ist clie grüne Dokrei 6ie 
Oruncllage cles organisierten V^iüerstancles, /Kugsdurg uncl Ingolstaclt sincl clie 
^uslslltore rur Desetrung von OderplaD uncl Nittekranken, kier ist clie lieieks- 
wekr clie Lasis, !Vürnderg-Dürtk kalten Ileicks- uncl Dokreiwekr in Lckack, in 
klittellranken vertilgt clie „keicksDagge"^ üker 8 000 Oewekre. Die Derren sincl 
auck cler lesten Dderreugung, cla8 cler Dutsck losgekt, wenn clie da^eriscke 
Regierung nack einer Reicksgericktsentsckeiclung nackgidt, clie Organisation soll 
vorerst ,,unter clen Vollen" kleiden!
^Venn cliese Dinge riektig sincl, so kommt meines Dracktens alles claraul an, 
Dauern runäckst clurck clie Ileicksgericktsentsckeiclung juristisck ins Dnreckt ru 
setren uncl clen Dutsck auskrecken ru lassen; claim wircl clas Ileiek, wenn alle 
Vordereitungen rum miktäriscken dangreÜen gegeden sinü, rased mit clem 
^ulrukr lertig werclen uncl 6er etwas rwekelkalten Exekutive üderkoden sein. 
Dann werclen auck weite sckwankencle Xreise sick anclers ru clem kkngreüen 
stellen als in einer Reicksexekutive.

1 Oie bsxeriscbe 8egisrung bstte sieb SUS verksssungsrecbtbeben 8edenlcen gecveigert, dss nseb 6er 
Ermordung 8stbensus erlsssene Oesetr rum 8ebutr 3er 8epublilc vom 21. lull 1922 (8681. 8. 585) 
durcbrukübren, und dieses durck eine Verordnung rum 8cbutre 3er Verksssung 3er 8epubiilc vom 
24. luk 1922 (8s^er. 6esetr- und Verordnungsblstt 8. 374 socvie Huber III 8. 2571.) suspendiert. 
Oie 8eicbsregierung Vrsndte sieb sm 26. luli mil einer krklsrung sn 3ie Okkentkcblceit (Ouber III 
8. 259 k.), verriebkete sber suk 3ie .^nrukung des 8eicbsgeriebts. Oie Ivrise vvur3e beißeleAl 3urek 
3ss 8erbner Orololcoll vom II. ^uZusl 1922 (Huber III 8. 262k.). VZI. sueb dotlbsrd Issper, Oer 
8cbulr 3er kepubbb. 8tu3ien rur stsstbcben 8icberung 3er Osmolcrslie in 3er Veimsrer kepublilc 
1922-1930. lübin^en 1963.

2 Oemeint ist 3ss keicbsbriminslpobreißesetr vom 21. Juli 1922 (8681. 8. 593), über liessen 
Osn3bsbunß sieb 8eicb un3 8sxern im 8srbner Orotolcoü (v^I. l^nm. I) gleiebksbs verskündiZlen.

3 8und Oberlsnd, soZ. vsterlsndiseber Verbund in 8s)'ern, bervor^eASNAen sus dem ZleiebnsmiAen 
Oreilcorps, in Verbindung ru Oudendorkk und der lV80V8. Oer 8und kstte 1921 sn den Xsmpken in 
Oberscblesisn teilgenommen. 6ordon 8 . 93—96.

4 ,,8eicbsüsgge", sog. vsterlsndiscber Verbund mit 8cbv»erpunlct in Nürnberg und Nittelkrsnlcen 
unter stsrker 8eleiUgung ebemsliger Okkiriere. Oordon 8. 96-98.
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Privatbrief des Oberbürgermeisters von Nürnberg, Luppe, an Reichs
wehrminister Geßler über Putschvorbereitungen in Bayern. 

26. Juli 1922. Nürnherg. - BA·MA. RH 53·7/388. Masch. Ahschrift. 

Lieber Herr Minister! 

Ich nehme an, daß das Reichskabinett heute die Anrufung des Reichsgerichts 
beschlossen hat und damit die Krise zunächst vertagt ist\ ich fahre deshalb auch 
morgen früh in Urlaub nach Fichtelberg (Gasthof zur Post). Vielleicht gibt ein 
Reichsgerichtsurteil zusammen mit Ausführungsbestimmungen zum Reichskrimi
nalgesetz2 den Bayern noch eine Rückzugsmöglichkeit. Ich möchte aber nicht 
verfehlen, Sie über das zu informieren, was ich heute von St. R. Sparrer, ferner 
aus Kreisen der Bayerischen Volkspartei und vom Syndikus Deppert hörte. Für 
gestern war in Bayern alles zum Putsch vorbereitet. Vom Bund Oberland3 sind 
größere Abteilungen in der Hofer Gegend (noch heute) verstreut, um einem Einfall 
der "Bolschewiken" entgegenzutreten, in Nordbayern ist die grüne Polizei die 
Grundlage des organisierten Widerstandes, Augsburg und Ingolstadt sind die 
Ausfalltore zur Besetzung von Oberpfalz und Mittelfranken, hier ist die Reichs
wehr die Basis, Nürnberg-Fürth halten Reichs- und Polizeiwehr in Schach, in 
Mittelfranken verfügt die "Reichsflagge"4 über 8 000 Gewehre. Die Herren sind 
auch der festen Überzeugung, daß der Putsch losgeht, wenn die bayerische 
Regierung nach einer Reichsgerichtsentscheidung nachgibt, die Organisation soll 
vorerst" unter den Waffen" bleiben! 

Wenn diese Dinge richtig sind, so kommt meines Erachtens alles darauf an, 
Bayern zunächst durch die Reichsgerichtsentscheidung juristisch ins Unrecht zu 
setzen und den Putsch ausbrechen zu lassen; dann wird das Reich, wenn alle 
Vorbereitungen zum militärischen Eingreifen gegeben sind, rasch mit dem 
Aufruhr fertig werden und der etwas zweifelhaften Exekutive überhoben sein. 
Dann werden auch weite schwankende Kreise sich anders zu dem Eingreifen 
stellen als in einer Reichsexekutive. 

Die bayerische Regierung hatte sich aus verfassungsrechtlichen Bedenken geweigert, das nach der 
Ermordung Rathenaus erlassene Gesetz zum Schutz der Republik vom 21. Juli 1922 (RGBI. S. 585) 
durchzuführen, und dieses durch eine Verordnung zum Schutze der Verfassung der Republik vom 
24. Juli 1922 (Bayer. Gesetz· und Verordnungsblatt S. 374 sowie Huber III S. 257L) suspendiert. 
Die Reichsregierung wandte sich am 26. Juli mit einer Erklärung an die Öffentlichkeit (Huber III 
S. 259 L), verzichtete aber auf die Anrufung des Reichsgerichts. Die Krise wurde beigelegt durch 
das Berliner Protokoll vom 11. August 1922 (Huber III S. 262L). Vgl. auch Gotthard Jasper, Der 
Schutz der Republik. Studien zur staatlichen Sicherung der Demokratie in der Weimarer Republik 
1922-1930. Tübingen 1963. 

2 Gemeint ist das Reichskriminalpolizeigesetz vom 21. Juli 1922 (RGBI. S. 593), über dessen 
Handhabung sich Reich und Bayern im Berliner Protokoll (vgl. Anm. 1) gleichfalls verständigten. 

3 Bund Oberland, sog. vaterländischer Verband in Bayern, hervorgegangen aus dem gleichnamigen 
Freikorps, in Verbindung zu Ludendorff und der NSDAP. Der Bund hatte 1921 an den Kämpfen in 
Oberschlesien teilgenommen. Gordon S. 93-96. 

4 "Reichsflagge", sog. vaterländischer Verband mit Schwerpunkt in Nürnberg und Mittelfranken 
unter starker Beteiligung ehemaliger Offiziere. Gordon S. 96-98. 
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^Ue 6ie Herren, 6ie mir Keule spontan 6ie okige Mtteilung mackten, seken 6ie 
kutsckgelakr viel ernster an, als ick es je Zetan Kake. Oie ^lünckener OMriers- 
kreise sprecken von Kn6e ^uZust, wo es sekr klutig kergeken wirci; 6as sinci 6ie 
Vorte meines eigenen Lru6ers; cier keickswekr unci 6er kolireiwekr seien sie 
sieker! Ick Zlauke 6anack, 6a6 rur ^Vkwekr eines kecktsputsckes alle Vlallnakmen 
Zetroiken werden müssen.
lek wercie am 13. August naek i^ürnkerZ rurückkekren, iek Kake auek mai etwas 
krkolung nötig.
OokkentUck erkoien 8ie siok inrwiscken gründlich.

^lit 6en Kesten Orüken in Kale
Ikr

Zer. Or. kuppe.

151.

krivatkriek Öles keiokstsZsskZeorclneten kraun* an keiekswelRrininisten 
Oekler üker illegale Vskkenlsger.

29. ^uli 1922. kerlin. - 8^-McV. ktt 53-7/388. ^bsokrikl.

8ekr Zeekrter Herr Minister!
Oie verkorZenen Ralfen sind immer wiecier Oegenstanü 6er Aufregung in 6er 
^rkeilersckakt, sie sollten in allen repuklikaniscken Kreisen 6as Mißtrauen ZeZen 
konterrevolutionäre ^ksiekten Ieken6iZ erkalten. 8eson6erer ^.nlall keZt 6akür in 
Ladern vor.
In 6er verflossenen Vocke müllte ick 6ie grollten Anstrengungen macken, um 6ie 
Verökkentlickung 6er nacksteken6 6arrulegen6en /Vngelegenkeit in 6er Kresse ru 
verkin6ern. kleine Kinwen6ung, 6all 6ie von meinen karteigenossen Zekor6erte 
Veröklentlickung 6er kntente erwünsckten Vnlak ru Deklamationen Zeken wür6e, 
kliek Irucktlos, 6enn man wan6te mir ein, 6a6 man einmal ein Kxempel, evtl, 
selkst 6urck 6ie kntente, statuieren müsse, um 6ie katronanr un6 8ickerung 6er 
gekeimen Vallenlager 6urck 6ie keickswekr en6Zllitig unmöglick ru macken. Krst 
als ick versprack, Iknen, Herr Minister, einen am 8cklusse 6ieses 8ckreikens 
6arrulegen6en Vorscklag ru unterkreiten, konnte ick es nock einmal erreicken, 
6a8 von 6er sicker verhängnisvollen VeröIIentkekung /^Kstan6 genommen wur6e. 
^lan mackte mir clabei so viele 8ckwierigkeiten, 6a6 ick in einem äknlicken Kalle 
6en letrten Versuck nickt wie6erkolen möckte.
Vor etwa rekn lagen mackte 6ie I^llrnkerger Organisation meiner Kartei 6em 
Okerstaatsanwalt in I^lürnkerg Mitteilung, 6ak sick in lanrenkai6 ein gekeim 
gekaltenes Vallenlager Kekin6e. Dieses VaDenlager Kelin6et sick in einem

1 Dr. pkil. graun (8?O), keüslcteur, VI.ä.8. kür äsn Vsklkreis granlcen. 
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Alle die Herren, die mir heute spontan die obige Mitteilung machten, sehen die 
Putschgefahr viel ernster an, als ich es je getan habe. Die Münchener Offiziers
kreise sprechen von Ende August, wo es sehr blutig hergehen wird; das sind die 
Worte meines eigenen Bruders; der Reichswehr und der Polizeiwehr seien sie 
sicher! Ich glaube danach, daß zur Abwehr eines Rechtsputsches alle Maßnahmen 
getroffen werden müssen. 

Ich werde am 13. August nach Nürnberg zurückkehren, ich habe auch mal etwas 
Erholung nötig. 

Hoffentlich erholen Sie sich inzwischen gründlich. 

Mit den besten Grüßen in Eile 
Ihr 

gez. Dr. Luppe. 

151. 

Privatbrief des Reichstagsabgeordneten Braun l an Reichswehrminister 
Geßler über illegale Waffenlager. 

29. Juli 1922. Berlin. - BA-MA. RH 53-7/388. Masch. Abschrift. 

Sehr geehrter Herr Minister! 

Die verborgenen Waffen sind immer wieder Gegenstand der Aufregung in der 
Arbeiterschaft, sie sollten in allen republikanischen Kreisen das Mißtrauen gegen 
konterrevolutionäre Absichten lebendig erhalten. Besonderer Anlaß liegt dafür in 
Bayern vor. 

In der verflossenen Woche mußte ich die größten Anstrengungen machen, um die 
Veröffentlichung der nachstehend darzulegenden Angelegenheit in der Presse zu 
verhindern. Meine Einwendung, daß die von meinen Parteigenossen geforderte 
Veröffentlichung der Entente erwünschten Anlaß zu Reklamationen geben würde, 
blieb fruchtlos, denn man wandte mir ein, daß man einmal ein Exempel, evtl. 
selbst durch die Entente, statuieren müsse, um die Patronanz und Sicherung der 
geheimen Waffenlager durch die Reichswehr endgültig unmöglich zu machen. Erst 
als ich versprach, Ihnen, Herr Minister, einen am Schlusse dieses Schreibens 
darzulegenden Vorschlag zu unterbreiten, konnte ich es noch einmal erreichen, 
daß von der sicher verhängnisvollen Veröffentlichung Abstand genommen wurde. 
Man machte mir dabei so viele Schwierigkeiten, daß ich in einem ähnlichen Falle 
den letzten Versuch nicht wiederholen möchte. 

Vor etwa zehn Tagen machte die Nürnberger Organisation meiner Partei dem 
Oberstaatsanwalt in Nürnberg Mitteilung, daß sich in Tanzenhaid ein geheim 
gehaltenes Waffenlager befinde. Dieses Waffenlager befindet sich in einem 

1 Dr. phi\. AdoU Braun (SPD), Redakteur, M.d.R. für den Wahlkreis Franken. 
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einzeln stellenden Oekölt, 6ns 6ein Oralen 8ckwerin gekört. Oie 8ck1üssel 6aru 
Kelan6en sick in 6en Oän6en 6es 6eutsckvölkiscken Spielwarenlakrilcanten 
Illkrickt aus IVürnkerg.
Oer Okerstaatsanwalt verlies meine Karteilreun6e an 6en kierlür rustän6igen I. 
Staatsanwalt in Kürtk. Oie angestellten Krkekungen ergaken 6ie Oickligkeit 6er 
^.nreige, 6ock wur6e gleickreitig 6urck Herrn Hauptmann Oeiß^, 6er unserer 
Vermutung nack von 6er Kriminalpolizei informiert wor6en war, erklärt, 6aß 6as 
Mallenlager Eigentum 6er keickswekr sei. Oie ^Kukregung meiner Parteigenossen 
erklärt sicli nickt ruletrt aus 6em Omstan6e, 6aß Hauptmann Heiß, aul 6essen 
Vreiken 6er v^kgeorßnete VogeO un6 ieli 8ie sckon vor lakr un6 Vag aulmerksam 
gemackt Kaken, namens 6er Keickswekr intervenierte. Hauptmann Heiß ist 6er 
lVürnkerger ^.rkeitersckalt als Organisator 6er lleicksllagge un6 an6erer gekeim- 
künkleriscken Organisationen kekannt. 8ie Kaken 6em ^kgeorßneten Vogel un6 
mir vor einem kakr versickert, 6aß er unter 6er ^ulsickt seines Vorgesetzten 
gekalten wir6, un6 uns 6amit ru kerukigen versuckt, 6aß er innerkalk 6er 
Oeickswekr weit weniger geläkrkck sei als als gemaßregelter Ollirier, 6er 6en Kul 
eines Närtyrers bei seinen Oesinnungsgenossen gewonnen Kälte. Kür uns Kat es 
sieli lei6er kerausgestellt, 6aß Ilire günstige Auffassung nielit Kegrün6et war.
Oie I^ürnkerger Tkrkeitersckalt kann es beim Kesten Millen nickt kegreifen, 6aß 
6ie Oeickswekr ikre Mallen an solcken Orten aufkewakrt, unter 6en 8ckutr eines 
ßeutsck-völkiscken Agitators stellt un6 g6ra6e 6urek einen Organisator un6 
^nwerker von krw. kür Oekeimorganisationen siek sickern laßt.
Oie Vrkeiter, 6ie von ikrer kanßesregierung mit politisckem vkulregungsstoll 
ükerreickliek versorgt wer6en, wer6en von 6er Ileiekswekr in einer Meise 
aulgeputsekt, 6ie, wie ick glauke, für 6en für 6ie lieickswekr veranlwortUcken 
Vlinister nickt ru tragen ist.
Ick Kake Iknen, Herr Mnister, sckon 6argelegt, 6aß nur 6urck mein Versprecken, 
Kei Iknen ru intervenieren, es möglick war, 6ie Verölkentlickung 6ieses Kalles un6 
6araus für 8ie erwacksen6e Meiterungen ru verkin6ern.
Ick Kake meinen Parteigenossen versprocken, un6 ick Kake von meinem Kartei- 
vorstan6 6ie aus6rückkcke Lilligung für 6ieses 8ckreiken erkalten, 6aß ick Iknen 
vorscklagen wer6e, es wir6 ein nack kanßesteilen getrennt gelükrtes un6 
regelmäßig auf 6en gegenwärtigen 8tan6 gekracktes Verreicknis aller Kager von 
Mallen mit genauer Oereicknung 6er Ortkckkeit, 6er Mallengattungen krw. 6er 
lVIunition, krw. 6er ^usrllstungsgegenstän6e nack 2akl un6 ^Vrt gekllkrt un6 von 
6em Oeickswekrminister in persönUcker, stets rur Verlügung gekaltener Verwak- 
rung gekrackt. Oer keickswekrminister wäklt sick aus allen Oeickstagslraktionen 
^e einen Vertrauensmann, 6em aul Verlangen im Kalle 6er ^ullin6ung von 
Mallenlagern so/ork Kinsickt ru gewäkren ist. IVur 6snn werken wir Ukerreugt 
sein, 6aß 6ie Ileklamationen von verkorgenen Mallenlagern 6urck keickswekrolli- 
riere Kegrlln6et sin6. Ick weiß ganr wokl un6 meinen Kollegen im Karteivorstan6e

2 Idsuptmann ^Vdolk Idei6, im cies InksMerie-keZiments 21 in I^urnberZ; 2U seiner Kolle als 
külirer des ^elirverliandes ,,KeiclisklLAAe" s. Oordon 8. 89k. u.ö. Hei6 wurcie 1923 aus der 
keielisnekr entlsssen.

3 Jolmnn (IlLns) VoZel, kildliauer, ?3NeiselcretÄr (3KO), IVI.d.k. 
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einzeln stehenden Gehöft, das dem Grafen Schwerin gehört. Die Schlüssel dazu 
befanden sich in den Händen des deutsch völkischen Spielwarenfabrikanten 
Ulbricht aus Nürnberg. 

Der Oberstaatsanwalt verwies meine Parteifreunde an den hierfür zuständigen I. 
Staatsanwalt in Fürth. Die angestellten Erhebungen ergaben die Richtigkeit der 
Anzeige, doch wurde gleichzeitig durch Herrn Hauptmann Heiß2, der unserer 
Vermutung nach von der Kriminalpolizei informiert worden war, erklärt, daß das 
Waffenlager Eigentum der Reichswehr sei. Die Aufregung meiner Parteigenossen 
erklärt sich nicht zuletzt aus dem Umstande, daß Hauptmann Heiß, auf dessen 
Treiben der Abgeordnete VogeP und ich Sie schon vor Jahr und Tag aufmerksam 
gemacht haben, namens der Reichswehr intervenierte. Hauptmann Heiß ist der 
Nürnberger Arbeiterschaft als Organisator der Reichsflagge und anderer geheim
bündlerischen Organisationen bekannt. Sie haben dem Abgeordneten Vogel und 
mir vor einem Jahr versichert, daß er unter der Aufsicht seines Vorgesetzten 
gehalten wird, und uns damit zu beruhigen versucht, daß er innerhalb der 
Reichswehr weit weniger gefährlich sei als als gemaßregelter Offizier, der den Ruf 
eines Märtyrers bei seinen Gesinnungsgenossen gewonnen hätte. Für uns hat es 
sich leider herausgestellt, daß Ihre günstige Auffassung nicht begründet war. 

Die Nürnberger Arbeiterschaft kann es beim besten Willen nicht begreifen, daß 
die Reichswehr ihre Waffen an solchen Orten aufbewahrt, unter den Schutz eines 
deutsch-völkischen Agitators stellt und gerade durch einen Organisator und 
Anwerber von bzw. für Geheimorganisationen sich sichern läßt. 

Die Arbeiter, die von ihrer Landesregierung mit politischem Aufregungsstoff 
überreichlich versorgt werden, werden von der Reichswehr in einer Weise 
aufgeputscht, die, wie ich glaube, für den für die Reichswehr verantwortlichen 
Minister nicht zu tragen ist. 

Ich habe Ihnen, Herr Minister, schon dargelegt, daß nur durch mein Versprechen, 
bei Ihnen zu intervenieren, es möglich war, die Veröffentlichung dieses Falles und 
daraus für Sie erwachsende Weiterungen zu verhindern. 

Ich habe meinen Parteigenossen versprochen, und ich habe von meinem Partei
vorstand die ausdrückliche Billigung für dieses Schreiben erhalten, daß ich Ihnen 
vorschlagen werde, es wird ein nach Landesteilen getrennt geführtes und 
regelmäßig auf den gegenwärtigen Stand gebrachtes Verzeichnis aller Lager von 
Waffen mit genauer Bezeichnung der Örtlichkeit, der Waffengattungen bzw. der 
Munition, bzw. der Ausrüstungsgegenstände nach Zahl und Art geführt und von 
dem Reichswehrminister in persönlicher, stets zur Verfügung gehaltener Verwah
rung gebracht. Der Reichswehrminister wählt sich aus allen Reichstagsfraktionen 
je einen Vertrauensmann, dem auf Verlangen im Falle der Auffindung von 
Waffenlagern sofort Einsicht zu gewähren ist. Nur dann werden wir überzeugt 
sein, daß die Reklamationen von verborgenen Waffenlagern durch Reichswehroffi
ziere begründet sind. Ich weiß ganz wohl und meinen Kollegen im Parteivorstande 

2 Hauptmann Adolf Heiß, im Stabe des Infanterie-Regiments 21 in Nürnberg; zu seiner Rolle als 
Führer des Wehrverbandes "Reichsflagge" s. Gordon S. 89f. U.ö. Heiß wurde 1923 aus der 
Reichswehr entlassen. 

3 lohann (Hans) Vogel, Bildhauer, Parteisekretär (SPD), M.d.R. 
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war es durckaus bekannt, als sie miek ru diesem 8cbreiben ermäcbtigten, dab 8ie 
dem Abgeordneten 8tücklen^ alle erforderlicken Informationen geken sollten. 
Oieses damalige Abkommen genügt uns nickt mekr, wir ersucken 8ie, unserem 
Vorscklage rurustimmen, die von Iknen erwäklten Vertrauensleute 6er Karteien 
Zusammen ru berufen und iknen das persönlicb ru verspreeken, was iek namens 
meines Karteivorstandes und meiner Nürnberger Parteigenossen von Iknen in 
«liesein Kriege erkitten mub.
^knkcke käke wie den gesckilderten sind in kayreutk uncl Mikrendorl Kei 
Erlangen vorgekommen, wobei es siek freikcli niekt um ^Vaken, sondern um 
TVusrüstungsgegenstände kanclelte. Oie fränkiscke ^rkeitersckakt, die die einrige 
8tütre der repuklikaniseken 8taatsform im nördkeken Hayern ist, wird durek 
dieses kingreiken von keickswekrokfirieren, deren ^usammenkänge mit den lustig 
weiterbestekenden, wenn auek angekliek aufgelösten kinwoknerwekren kekannt 
istfll, mit von mir tief kedauertem und kald unausrottkarem lVlibtrauen gegen die 
keickswekr, die dock eine Institution der kepuklik sein soll, erfüllt. Uan weil! 
wirklick nickt, wie lange sie es nock rukig tragen wird, dab der Oberstleutnant 
Olasser^ in krlangen immer wieder monarckistiscke keden sckwingt, so erst 
unlängst Kei einem Krlanger Kommerse, ick glaube der kubenrutkia, wo er seiner 
8elinsuckt Ausdruck gab, dab es bald wieder einen Kaiser gäbe und wir wieder 
kaiserkcke Okiriere sein könnten.
Ick darf wokl koken, dab 8ie meine kitte baldigst erfüllen und mir auck dieses 
8ckreiken so bald wie mögkck keantworten, denn ick werde, sobald iek wieder 
nack Nürnberg komme, was in den aufgeregten weiten voraussicktlick sekr bald 
der Kall sein wird, sekr peinlick bekragt werden, ob iek meinem Verspreeken 
gemäb meine Lesckwerde Iknen übermittelt kabe, brw. weleken kesekeid darauf 
ru geben 8ie für gut befunden baben.
Oa icb bei Ikrem leider gesekwäckten Oesundkeitsrustande befürckten mub, dall 
dieses 8ckreiben nickt in Ikre klände kommen könnte, kabe ick mir erlaukt, 
^bsckrikt desselben dem Herrn keiekspräsidenten übermitteln ru lassen.
IVKt den besten V^ünscken für die baldige IViederkersiellung Hirer Oesundlieil 
bleibe ick in alter 8ckätrung''

Ikr ergebener 
ger. ^dolf kraun.

4 Vgl. Xr. 74 .^nm. 7.
5 Oberstleutnant Olasser, im 8tabe lies Inkanterie-Kegimenls 21 in blürnberg, vor clem Kriege 

Hauptmann im Inlanterie-begiment 9 in Krlangen. Oer ^bgeorünete Vogel (vgl. ^nm. 3) batte 
bereits sm 6. fuli 1922 im kieiebsrag bewegte Klage über solebe ^btivitaten Olassers getübn. 
Verbancllungen äes Oeutscben kieiebstages 8Ü. 356. 8tenograpbiscbe Lericbte 8. 8835.

6 Vgl. IVr. 153 unä IVr. 154.
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war es durchaus bekannt, als sie mich zu diesem Schreiben ermächtigten, daß Sie 
dem Abgeordneten Stücklen4 alle erforderlichen Informationen geben wollten. 
Dieses damalige Abkommen genügt uns nicht mehr, wir ersuchen Sie, unserem 
Vorschlage zuzustimmen, die von Ihnen erwählten Vertrauensleute der Parteien 
zusammen zu berufen und ihnen das persönlich zu versprechen, was ich namens 
meines Parteivorstandes und meiner Nürnberger Parteigenossen von Ihnen in 
diesem Briefe erbitten muß. 

Ähnliche Fälle wie den [!] geschilderten sind in Bayreuth und Möhrendorf bei 
Erlangen vorgekommen, wobei es sich freilich nicht um Waffen, sondern um 
Ausrüstungsgegenstände handelte. Die fränkische Arbeiterschaft, die die einzige 
Stütze der republikanischen Staatsform im nördlichen Bayern ist, wird durch 
dieses Eingreifen von Reichswehroffizieren, deren Zusammenhänge mit den lustig 
weiterbestehenden, wenn auch angeblich aufgelösten Einwohnerwehren bekannt 
ist[!], mit von mir tief bedauertem und bald unausrottbarem Mißtrauen gegen die 
Reichswehr, die doch eine Institution der Republik sein soll, erfüllt. Man weiß 
wirklich nicht, wie lange sie es noch ruhig tragen wird, daß der Oberstleutnant 
Glasser1 in Erlangen immer wieder monarchistische Reden schwingt, so erst 
unlängst bei einem Erlanger Kommerse, ich glaube der Bubenruthia, wo er seiner 
Sehnsucht Ausdruck gab, daß es bald wieder einen Kaiser gäbe und wir wieder 
kaiserliche Offiziere sein könnten. 

Ich darf wohl hoffen, daß Sie meine Bitte baldigst erfüllen und mir auch dieses 
Schreiben so bald wie möglich beantworten, denn ich werde, sobald ich wieder 
nach Nürnberg komme, was in den aufgeregten Zeiten voraussichtlich sehr bald 
der Fall sein wird, sehr peinlich befragt werden, ob ich meinem Versprechen 
gemäß meine Beschwerde Ihnen übermittelt habe, bzw. welchen Bescheid darauf 
zu geben Sie für gut befunden haben. 

Da ich bei Ihrem leider geschwächten Gesundheitszustande befürchten muß, daß 
dieses Schreiben nicht in Ihre Hände kommen könnte, habe ich mir erlaubt, 
Abschrift desselben dem Herrn Reichspräsidenten übermitteln zu lassen. 

Mit den besten Wünschen für die baldige Wiederherstellung Ihrer Gesundheit 
bleibe ich in alter Schätzung6 

4 Vgl. Nr. 74 Anm. 7. 

Ihr ergebener 
gez. Adolf Braun. 

5 Oberstleutnant Glasser, im Stabe des Infanterie-Regiments 21 in Nürnberg, vor dem Kriege 
Hauptmann im Infanterie-Regiment 9 in Erlangen. Der Abgeordnete Vogel (vgl. Anm. 3) hatte 
bereits am 6. Juli 1922 im Reichstag bewegte Klage über solche Aktivitäten Glassers geführt. 
Verhandlungen des Deutschen Reichstages Bd. 356. Stenographische Berichte S. 8835. 

6 Vgl. Nr. 153 und Nr. 154. 
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152.

Sobroiben 3«« boilers «Ier Oruppe III der Neeressbteiluug iiu ^ruppen- 
sinl, Alsjor v. Sebleieber, su «lie Inspektion cles brriebungs- nncl Nil- 

clungsweseus über «lie politisebe öilünnK tier Krupps.

2. 1922. verlin. IVr. 56.8.22 1 III. - 8^-1114. IV 247/89. IVlssck. ^usIertiKuns.

V/ie clie anbegencle VerIügung^ reigt, haben clie politischen breignisse <ler letrten 
2eit clie keichswehr starb berührt. Von bier sincl Schritte Zetan worsen, urn cler 
bommunistischen kropagancla «lurch geeignete ^bwehrmabnahmen entgegenru- 
treten uncl auk politischem ^Vege clie kressehetre einruclämmen. Daneben ergibt 
sieb aber clie lVotwencligbeit einer positiven keeinkussung cler bruppe. D. K. 
bestellt ciie Oekabr, ball sine solebe geistige Leeinklussung clurob clie Sebou vieler 
Vorgesetzter vor „politischer ketätigung" vernachlässigt ocler von ^ncleren in 
unrwecbmälbger ^Veise, wie in barern ciurcb Verbreitung cler „Ueimatlanil- 
briele"^, betrieben wircl. lVeben einer ausgiebigen Fürsorge lür clie Iruppe, clie 
immer clie beste kropagancla bilclen wircl, ist cl. k. eine stetige ^ukblärung im 
8inne «les 8 35 cles ^Vehrgesetres^ nötig, clie sowohl clie kecleutung cles 8olclaten im 
8taat uncl clie Kenntnis uncl Lewertung cler pobtiseben kichtungen uncl Karteien 
als aueb clie jeweilige pobtiscbe bage im Innern uncl Ruberen rum Oegenstancl bat. 
Habs In I sebon derartige Nabnabmen getroklen bat, wircl um Mttebung gebeten, 
snclernlabs wirb vorgescblagen, weitere Erwägungen hierüber im benehmen mit 1 
I III anrusteben.

v. 8ehleieher.

I I^iebt ermittelt.
2 Oer Infanteriefübrer VII, Ooneralma^or v. Opp, batte am 20. luli 1922 an die Kommandeure und 

8tandortäbesten seines Oienstbereicbs das Organ der Oin^vobner'vvebren, Oeimatland-brieke, mit 
dem bemerken versebiekl, dag sie „ein Zutreffendes bild der augenbbeklieben Katze" gäben. 
Obvvolil Opp diesen VorZanZ als saelidienlielie Information der beteldsliaker 2U reelitkertitzen 
versuelite und das V^elirkreiskommando VII Opps Handeln milde beurteilte, entseliied der Obef der 
Oleeresleituntz am 7. -^utzust 1922, da6 die Versendung der Oeimatland-briele einen „schweren 
VersloO gegen § 36 des ^Vebrgesetres" darstelle, und bekabl: „Oer Leliuldige ist ru bestrafen, das 
Veranlagte ^u melden." Oaraufbin erbiell Opp einen Verweis. Oer ganre Vorgang in b^. ^sO Opp 
IVr. 45.

3 § 35 des V/ebrgeset^es vom 23. ^lar? 1921 sb661. 8. 329) lautete: „Oie Ausbildung der 8oldaten 
erstreekt sieb auf ibre staatsbürgerlieben und völkerreebtbeben Verpkbebtungen im Kriege und 
Orieden."
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152. 

Schreiben des Leiters der Gruppe III der Heeresabteilung hn Truppen
amt, Major v. Schleicher, an die Inspektion des Erziehungs- und Bil

dungswesens über die politische Bildung der Truppe. 

2. August 1922. Berlin. Nr. 56.8.22 T 1 111. - BA·MA. N 247/89. !\laseh. Ausfertigung. 

Wie die anliegende Verfügung1 zeigt, haben die politischen Ereignisse der letzten 
Zeit die Reichswehr stark berührt. Von hier sind Schritte getan worden, um der 
kommunistischen Propaganda durch geeignete Abwehrmaßnahmen entgegenzu
treten und auf politischem Wege die Pressehetze einzudämmen. Daneben ergibt 
sich aber die Notwendigkeit einer positiven Beeinflussung der Truppe. D. E. 
besteht die Gefahr, daß eine solche geistige Beeinflussung durch die Scheu vieler 
Vorgesetzter vor "politischer Betätigung" vernachlässigt oder von Anderen in 
unzweckmäßiger Weise, wie in Bayern durch Verbreitung der "Heimatland
briefe"2, betrieben wird. Neben einer ausgiebigen Fürsorge für die Truppe, die 
immer die beste Propaganda bilden wird, ist d. E. eine stetige Aufklärung im 
Sinne des § 35 des Wehrgesetzes3 nötig, die sowohl die Bedeutung des Soldaten im 
Staat und die .Kenntnis und Bewertung der politischen Richtungen und Parteien 
als auch die jeweilige politische Lage im Innern und Äußeren zum Gegenstand hat. 

Falls In 1 schon derartige Maßnahmen getroffen hat, wird um Mitteilung gebeten, 
andernfalls wird vorgeschlagen, weitere Erwägungen hierüber im Benehmen mit T 
1 III anzustellen. 

v. Schleicher. 

1 Nicht ermittelt. 

2 Der Infanterieführer VII, Generalmajor v. Epp. hatte am 20. Juli 1922 an die Kommandeure und 
Standortältesten seines Dienstbereichs das Organ der Einwohnerwehren, Heimatland-Briefe, mit 
dem Bemerken verschickt, daß sie "ein zutreffendes Bild der augenblicklichen Lage" gäben. 
Obwohl Epp diesen Vorgang als sachdienliche Information der Befehlshaber zu rechtfertigen 
versuchte und das Wehrkreiskommando VII Epps Handeln milde beurteilte, entschied der Chef der 
Heeresleitung am 7. August 1922, daß die Versendung der Heimatland-Briefe einen "schweren 
Verstoß gegen § 36 des Wehrgesetzes" darstelle, und befahl: "Der Schuldige ist zu bestrafen, das 
Veranlaßte zu melden." Daraufhin erhielt Epp einen Verweis. Der ganze Vorgang in BA. NL Epp 
Nr.45. 

3 § 35 des Wehrgesetzes vom 23. März 1921 (RGBI. S. 329) lautete: "Die Ausbildung der Soldaten 
erstreckt sich auf ihre staatsbürgerlichen und völkerrechtlichen Verpflichtungen im Kriege und 
Frieden." 

280 



Vie neue I^eielisvetir 2.8.1922 153.

153.

8vbreiben «los keiebswebrnünisters Oekler sir üen Obek ües 8tsbe8 cles 
Vebrlrreislcoininsnclos VII, Okerstleutnsirt krbr. v. Lerebein, über 

lXsobrivbtei» Lcrr 8itcrsti»n in Ostern.

2. ^ußiist 1922. lünüenkerK. - K4IVI4. KU 53-7/388. ksl. ^sskerliKunx.

8ebr verehrter Herr Oberstleutnant!
^nrubend übersende icb Ibnen rwei Orieke. Oer erste ist vom Oberbürgermeister 
Or. kuppe von Nürnberg! uncl client ledigUcb ru Ibrer Inkormation, wie sicb clie 
kage aueb in clen Xöpken von Nännern spiegelt^, die an verantwortungsvoller 
8telle stoben.
Oer rweite, von clem Oeiebstagsabgeordneten Oraur?, erlordert drensklic/te 
^e/rancl/unA. Oie von Herrn Orlaun) an clen Herrn Oeicbspräsidenten gesanclte 
^.bscbrilt wird Ibnen obnebin von Oerbn rugeleitet werden. Oer Oriel illustriert die 
8cbwierigkeiten, von denen icb Ibnen neubcb spracb, und reigt, in welcb 
unbaltbare Osge wir kommen, wenn das Ollirierskorps nicbt ru der bewäbrten 
8itte des alten Heeres rurllckkebrt und sicb pobtiscb neutral verbält. IVIan mag den 
gegenwärtigen Oeistesrustand des absoluten gegenseitigen Mißtrauens auk das 
Oöcbste beklagen, es ist latsacbe und bat bestimmte Wirkungen, die gerade das 
bedroben, was wir erbalten und wieder aukbauen sollen: unser deutscbes 
Vaterland.
Oie Nebenwirkung wird, lllrcbte icb, den ball Oöbm^ böcbst unerwünscbt an der 
entscbeidenden 8telle in Oerbn verscbärken.
Icb wäre Ibnen dankbar, wenn 8ie mir den Oriel von -k Oraun nacb Herstellung 
einer vVbscbrilt wieder rugeben beißen. kür eine möglicbst bescbleunigte Oureb- 
lübrung der Orbebungen wäre icb dankbar, damit icb Weiterungen vermeiden 
kann^.

Oocbacbtungsvobst ergebenst
Or. OeNer.

1 ^r. 150.
2 Vor!.: „spielt".
3 >1r. 151.
4 Hauptmann kökm, Oeneralstabsoilirier im Stabe äes Inlanterielükrers VII, Generalmajor V. Lpp, 

war wegen seiner Lemübungen, äie „Vaterlänäiscben Verbänäe" mit Vallen ausruslatten, in äie 
Kritik äer baveriseken Sorialäemolcratie geraten. Kr wuräe um äie lakreswenäe versetzt. Lrnst 
kökm, Die Oescbickle eines OockverrLters. küüncken IS34. 8. 153-159.

5 Oss 8ckreiben wuräe beantwortet mit IVr. 154.
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153. 

Schreiben des Reichswehrministers GeßIer an den Chef des Stabes des 
WehrkreiskOlnmandos VII, Oberstleutnant Frhr. v. Berchem, über 

Nachrichten zur Situation in Bayern. 

2. August 1922. Lindenberg. - BA·MA. RH 53·7/388. Hsl. Ausfertigung. 

Sehr verehrter Herr Oberstleutnant! 

Anruhend übersende ich Ihnen zwei Briefe. Der erste ist vom Oberbürgermeister 
Dr. Luppe von Nürnberg1 und dient lediglich zu Ihrer Information, wie sich die 
Lage auch in den Köpfen von Männern spiegelt2, die an verantwortungsvoller 
Stelle stehen. 

Der zweite, von dem Reichstagsabgeordneten A. Braun3, erfordert dienstliche 
Behandlung. Die von Herrn Br[aun] an den Herrn Reichspräsidenten gesandte 
Abschrift wird Ihnen ohnehin von Berlin zugeleitet werden. Der Brief illustriert die 
Schwierigkeiten, von denen ich Ihnen neulich sprach, und zeigt, in welch 
unhaltbare Lage wir kommen, wenn das Offizierskorps nicht zu der bewährten 
Sitte des alten Heeres zurückkehrt und sich politisch neutral verhält. Man mag den 
gegenwärtigen Geisteszustand des absoluten gegenseitigen Mißtrauens auf das 
Höchste beklagen, es ist Tatsache und hat bestimmte Wirkungen, die gerade das 
bedrohen, was wir erhalten und wieder aufbauen sollen: unser deutsches 
Vaterland. 

Die Nebenwirkung wird, fürchte ich, den Fall Röhm4 höchst unerwünscht an der 
entscheidenden Stelle in Berlin verschärfen. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir den Brief von A. Braun nach Herstellung 
einer Abschrift wieder zugehen ließen. Für eine möglichst beschleunigte Durch
führung der Erhebungen wäre ich dankbar, damit ich Weiterungen vermeiden 
kanns. 

1 Nr. 150. 

2 Vor!.: "spielt". 

3 Nr. 151. 

HochachtungsvolIst ergebenst 
Dr. Geßler. 

4 Hauptmann Röhm, Generalstabsoffizier im Stabe des Infanterieführers VII, Generalmajor v. Epp, 
war wegen seiner Bemühungen, die "Vaterländischen Verbände" mit Waffen auszustatten, in die 
Kritik der bayerischen Sozialdemokratie geraten. Er wurde um die Jahreswende versetzt. Ernst 
Röhm, Die Geschichte eines Hochverräters. München 1934. S. 153-159. 

5 Das Schreiben wurde beantwortet mit Nr. 154. 
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154.

8eblreiOen 468 8t6llvertreten4en Obeks 468 8lslbes 468 Mebrlrreisliorn- 
nisn4os VII, Oberstleutnant Obertb, sn Reiebswebrininister OeKIer 

über IXsebriebten rur 8itustion in Ladern.

8. ^uKiLsi 1922. IVlünelien. - 1^1^. KU 53-7/388. I^lssoli. ^bselirilt.

Ooebruverebrencler Herr Oeiebswebrminister!
Oberstleutnant von Lercbem, cler 2. 2t. in Urlaub ist, bat mir als 8ein6in Vertreter 
cien Oriek von Ouer IIoebwobigeboren^ rnit cien Beilagen übersanllt. Oie Leiiagen 
sencie ieb anliegend rurüelc.
Oer Herr Oekeblsbaber bat von ciein 8ebreiben Kenntnis gemommen. Or bellauert, 
6a6 6er Oberbürgermeister von Nürnberg sieb niebt scbeut, cierartige Oerücbte 
weiter ru geben, legt iecioeb im übrigen ciem Orteil üieser Oersönllebbeit wenig 
Oecieutung bei.
Ornster ru nebmen bäit er cien Oriel lies ^bgeorcineten Lraun^. Im allgemeinen ist 
anrunebmen, llall ciie bier angescbnittene Orage im Oeiebswebrministerium niebt 
ganr unbebannt ist. labere Orbebungen im einreinen bait er geracieru kür 
sebäclllcb. Or bait es kür besser, ciem ^Vbgeorcineten braun weitere 8cbritte 
anbeimrustellen. 8ollten soiebe 8ebrilte ru Oenunriationen kübren, so würcien ciie 
betrekkenllen Oersönllebbeiten, wie ciies sebon ökter gesebeben ist, sieb einer 
geriebtlleben Verkolgung wegen Oanllesverrat aussetren. Oer Herr Oekebisbaber 
bat mieb beauktragt, Ouer Ooebwobigeboren ciiese seine ^ukkassung mitruteiien.
^lit ciem ^usciruelc vorrügbebster Ooebacbtung

Ouer Ooebwobigeboren ergebenster 
ger. Obertb

-----------  Oberstleutnant.
1 Nr. 153.
2 Nr. 151.

155.

Lekebl 4es Lekeblsbsbers in» Mebrbreis VII, OenersI 4. Ink. v. Alöbl, 
über 4ie vsterlsn4i8ebe OrriebunK 4er Irnppe.

19. äususl 1922. Müncken. Nr. 31 423/11, 5343. - KN 37/v.782. 4d-
8okrikt.

Oie Verteilung cler Oeimatlancibrieke unter keiebswebrtruppentellen, clie in letrter 
2eit so viel 8taub aukgewirbelt bat^, veranlallt mieb noebmals auk meine Verkügung 
l^lr. 24716/Ia 4483 vom 14. 6. 20? binruweisen. Mas clort auk 8eite 3 über

I VZI. I>1r. 152 2.
2 Nr. Sd.
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154. 

Schreiben des stellvertretenden Chefs des Stabes des Wehrkreiskom
mandos VII, Oberstleutnant Eberth, an Reichswehrminister Geßler 

über Nachrichten zur Situation in Bayern. 

8. August 1922. München. - BA-l\-IA. RH 53-7/388. Masch. Abschrift. 

Hochzuverehrender Herr Reichswehrminister! 

Oberstleutnant von Berchem, der z. Zt. in Urlaub ist, hat mir als seinem Vertreter 
den Brief von Euer Hochwohlgeboren l mit den Beilagen übersandt. Die Beilagen 
sende ich anliegend zurück. 

Der Herr Befehlshaber hat von dem Schreiben Kenntnis gemommen. Er bedauert, 
daß der Oberbürgermeister von Nürnberg sich nicht scheut, derartige Gerüchte 
weiter zu geben, legt jedoch im übrigen dem Urteil dieser Persönlichkeit wenig 
Bedeutung bei. 

Ernster zu nehmen hält er den Brief des Abgeordneten Braun2
• Im allgemeinen ist 

anzunehmen, daß die hier angeschnittene Frage im Reichswehrministerium nicht 
ganz unbekannt ist. Nähere Erhebungen im einzelnen hält er geradezu für 
schädlich. Er hält es für besser, dem Abgeordneten Braun weitere Schritte 
anheimzustellen. Sollten solche Schritte zu Denunziationen führen, so würden die 
betreffenden Persönlichkeiten, wie dies schon öfter geschehen ist, sich einer 
gerichtlichen Verfolgung wegen Landesverrat aussetzen. Der Herr Befehlshaber 
hat mich beauftragt, Euer Hochwohlgeboren diese seine Auffassung mitzuteilen. 

Mit dem Ausdruck vorzüglichster Hochachtung 

1 Nr. 153. 

2 Nr. 151. 

Euer Hochwohlgeboren ergebenster 
gez. Eberth 

Oberstleutnant. 

155. 

Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, General d. Inf. v. Möhl, 
über die vaterländische Erziehung der Truppe. 

19. August 1922. München. Nr. 31 423/1b 5343. - BA-MA. RH 37/v.782. Masch. Ab
schrift. 

Die Verteilung der Heimatlandbriefe unter Reichswehrtruppenteilen, die in letzter 
Zeit so viel Staub aufgewirbelt hat l

, veranlaßt mich nochmals auf meine Verfügung 
Nr. 24716/Ia 4483 vom 14. 6. 202 hinzuweisen. Was dort auf Seite 3 über 

1 Vgl. Nr. 152 Anm. 2. 

2 Nr. 99. 
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,,?olitiscke Stimmung" gesagt ist, möchte ick nock in lolgcn6cr Vcisc ergänzen: 
^.Ilc lükrer kakcn 6ic Dklickt, ikre ^lannsckakten in riater/än^isc/rem Linne ?u 
cr^ieken. Kinc solckc Krrickung kann un6 wird von unseren Ocgncrn als />o/itk§c/re 
Lctatigung aukgckaüt werden, 6cnn sie mull siek notwen6igerwci8e gegen 6ie 
vat6rlan68kein6lick6n Elemente unseres Volkes rickten.
Diese politiseke ^Vukklärung 6ark aker nickt in eine Mckei/ro/lklsc/re Deeinklussung 
ükergeken. Die Orenre rwiscken vaterlän6iscker un6 parteipoktiscker Detätigung 
ru rieken, mu6 ciern lakt cies einzelnen Okkiriers ükerlassen kleiken. Dusselke gilt 
von 6er Ztellungnakme ru Kegierungsmallnakmen. Der Vorgesetzte mu6 es 
unterlassen, kierru Kritik ru üken.

Der Dekeklskaker:
ger. v. Nökl.

156.

8ckrreiben ües Obeks «1er Heeresleitung, Oeners! <1. Ink. v. 8eeelit, sn 
Reieksknnrler ^irtk über «len 8obutr üer kieicbswebr vor üen Verleurn- 

üuugen «les krnnrösiseben IVIinisterprüsiüenten ?oinesre.

21. August 1922. Berlin. - Br^. B 43 1/684. Vlsseli. ^uskertigung.

Der kranrösiscke Vknist6r-Drasi6ent Doincare Kat, clen ^ngaken 6eutscker Leitun
gen rukolge, in einer kürrkck gekaltenen kie6e neken anderen Zckmäkungen clie 
6eutscke Grinse im letrten Krieg eine Oemeinsckakt von 6isriplinierten Käukern 
un6 lVIor6krennern genannt^ Der Wortlaut 6er Ke6e wir6 sick leiekt genauer 
keststellen lassen un6 wir6 an ikrem Inkalt nickts än6ern. Die Lereicknung 6er 
^rmee in ikrer ^kgemeinkeit ist eine niedrige, köswillige Verleum6ung. Dali im 
Krieg auk allen Zeiten sick Handlungen akspielen, welcke einer nackprüken6en 
Oerecktigkeit gegenüker nickt standkalten, wir6 niemand leugnen. Die als beweis 
kür die unerkörte Lekauptung keranruriekenden Kinrelkandlungen sind nickt 
nackprükkar, da ein unparteüsckes Oerickt uns verweigert wird?. Der an sick leickt

I ^Vabrsebeinbcb ist liier Berug genommen aut die Bede Boincares bei der Biniveibung eines 
Kriegerdenkmals in IriaueouN, Dep. Pleuse, am 20. August 1922, in der er nacb dem Bericbt der 
Ba^eriseben Ltaatsreitung I^r. 192 vom 21. ^ußust 1922 die deutscben Soldaten als ,,vorder und 
örandstiiter" bereicbnete und der deutscben i^rmee vorvark, ,,vväbrend der ganzen Dauer der 
BeindseliZlceiten" das internationale Becbl 2ur Lcbonun^ der ÄvilbevollcerunZ im Kriege millacbtet 
2u baben. Die Bede Boincares in Bar-le-Duc vom 21. August 1922, aut die sicb Leeclct bei der 
Verteilung dieses 8cbreibens rur Kenntnisnabme der Ottiriere in seinem Betebl I^r. 292/22 pers. 
vom 31. August 1922 BH 37/v.782. Vervielt. /Vbscbritt) berog, entbält nacb Bressemel
dungen niebt die inbriminierten Bassagen (Karlsruber Leitung. Badisclier Ltaatsanreiger lVr. 194 
und 195 vom 22. und 23. Vugust 1922).

2 Hierru bsl. Bandbemerlcung: ,,Beiprig?"
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"Politische Stimmung" gesagt ist, möchte ich noch in folgender Weise ergänzen: 
Alle Führer haben die Pflicht, ihre Mannschaften in vaterländischem Sinne zu 
erziehen. Eine solche Erziehung kann und wird von unseren Gegnern als politische 
Betätigung aufgefaßt werden, denn sie muß sich notwendigerweise gegen die 
vaterlandsfeindlichen Elemente unseres Volkes richten. 

Diese politische Aufklärung darf aber nicht in eine parteipolitische Beeinflussung 
übergehen. Die Grenze zwischen vaterländischer und parteipolitischer Betätigung 
zu ziehen, muß dem Takt des einzelnen Offiziers überlassen bleiben. Dasselbe gilt 
von der Stellungnahme zu Regierungsmaßnahmen. Der Vorgesetzte muß es 
unterlassen, hierzu Kritik zu üben. 

156. 

Der Befehlshaber: 
gez. v. Möhl. 

Schreiben des Chefs der Heeresleitung, General d. Inf. v. Seeckt, an 
Reichskanzler Wirth über den Schutz der Reichswehr vor den Verleum

dungen des französischen Ministerpräsidenten Poincare. 

21. August 1922. Berlin. - BA. R 43 1/684. Masch. Ausfertigung. 

Der französische Minister-Präsident Poincare hat, den Angaben deutscher Zeitun
gen zu folge , in einer kürzlich gehaltenen Rede neben anderen Schmähungen die 
deutsche Armee im letzten Krieg eine Gemeinschaft von disziplinierten Räubern 
und Mordbrennern genannt l

. Der Wortlaut der Rede wird sich leicht genauer 
feststellen lassen und wird an ihrem Inhalt nichts ändern. Die Bezeichnung der 
Armee in ihrer Allgemeinheit ist eine niedrige, böswillige Verleumdung. Daß im 
Krieg auf allen Seiten sich Handlungen abspielen, welche einer nachprüfenden 
Gerechtigkeit gegenüber nicht standhalten, wird niemand leugnen. Die als Beweis 
für die unerhörte Behauptung heranzuziehenden Einzelhandlungen sind nicht 
nachprüfbar, da ein unparteiisches Gericht uns verweigert wird2• Der an sich leicht 

Wahrscheinlich ist hier Bezug genommen auf die Rede Poincan~s bei der Einweihung eines 
Kriegerdenkmals in Triaucourt, Dep. Meuse, am 20. August 1922, in der er nach dem Bericht der 
Bayerischen Staatszeitung Nr. 192 vom 21. August 1922 die deutschen Soldaten als "Mörder und 
Brandstifter" bezeichnete und der deutschen Armee vorwarf, "während der ganzen Dauer der 
Feindseligkeiten" das internationale Recht zur Schonung der Zivilbevölkerung im Kriege mißachtet 
zu haben. Die Rede Poincan~s in Bar-Ie-Duc vom 21. August 1922, auf die sich Seeckt bei der 
Verteilung dieses Schreibens zur Kenntnisnahme der Offiziere in seinem Befehl Nr. 292/22 pers. 
vom 31. August 1922 (BA-MA. RH 37/v.782. Vervielf. Abschrift) bezog, enthält nach Pressemel
dungen nicht die inkriminierten Passagen (Karlsruher Zeitung. Badischer Staatsanzeiger Nr. 194 
und 195 vom 22. und 23. August 1922). 

2 Hierzu hsl. Randbemerkung: "Leipzig?" 
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ru kllbrende Leweis, dall Verbrechen und Verstelle gegen äas Völkerrecht von 
Seiten unserer Leincie ralllreich begangen sind, ist von uns cier ^Velt gegenüber 
niebt einmal versucht, «iss reiche Naterial, cias geeignet ist, ciie einseitigen 
Beschuldigungen rum 8chweigen ru bringen, hegt ungenutrt in cien Wirten cies 
Auswärtigen ^Vmtes^. Das Asi cier Verleumdung ist klar: sie soll ciie moralische 
Lntschuldigung ergeben lür ciie Roheit der letrten und nächsten Retorsionen, 
8anktionen und Lorderungen, die Entschuldigung lür die tägllchen Ausschreitun
gen der kranrösischen Besatrung im Rheinland. 8ie soll lerner von neuem 
Zwietracht in das deutsche Volk werlen; denn wer die deutsche ^rmee be- 
schimpkt, lindet, es ist beschämend ru sagen, in manchen deutschen Kreisen ein 
rustimmendes Rubllkum.
8ie haben, Herr Reichslcanrler, nach meiner innersten Öberreugung die Bkllcht, 
den Beleidigungen der deutschen ^rmee durch den lranrösischen Ninister- 
Bräsidenten in der Okkentllchkeit und mit aller 8chärle entgegenrutreten. Oie 
deutsche ^rmee des grollen Krieges ist nicht etwas, von dem sich das deutsche 
Volk und eine deutsche Regierung, sie sei, wie sie wolle, lossagen kann. 8ie war 
und ist in ihren überlebenden Olledern Lell des Vollces. Mer sie beleidigt, beleidigt 
das Reich. Line solche Beleidigung lcann, da uns rur 8ülme die flacht lehlt, rum 
lVenigsten nicht unbeantwortet bleiben. Icb spreche im Rainen der neuen 
^Vehrmacht des Reiches. IVoch sind alle Olliriere, die grolle Nehrrahl der 
Onterokkiriere und ein nicht kleiner Leil der Nannschakten Nitglieder der alten 
Arines gewesen und sind in ihr beleidigt. Oie ^rmee verlangt, dall ibre 
Vorgesetrten kür sie eintreten, dall die verantwortliche Regierung ihre Lhre wahrt. 
^Venn diese berechtigte Lorderung nicht erlüllt wird, mull das Zutrauen ru den 
Vorgesetrten und rur Regierung wanlcen.
Ich glaube, Herr Reiebsicanrler, auch in Ihrem eigenen Interesse und dem der von 
Ihnen geleiteten Rolltilc dalür eintreten ru sollen, dall von Ihrer 8eite eine 
öllentllche Abwehr erlolgt. Ls lcann Ihnen nicht gleichgültig sein, aber es ist 
unabwendbar, wenn bei Ausbleiben einer Verteidigung von Seiten der Regierung 
sieb andere Bersönllchkeiten, andere Kreise ru Hütern der Llire der alten und 
damit auch der neuen ^.rmee aulwerlen. Ls scheint mir dringend erlorderllch, dall 
die Regierung gegen Beleidigungen und Verleumdungen die gleiche Leinlühhglceit 
reigt, welche andere lür sich in Anspruch nehmen. ^Veite Kreise des Vollces, aul 
welche wir lür einen nationalen ^Vukbau nicht verrichten lcönnen, würden 8ie durch 
eine ollene Abwehr kür sich gewinnen. In aller IVot der 2eit unter allem Oruclc 
wirtschaktllchen Zwanges lcann dem deutschen Vollc nicht das Oekühl kür nationale 
Lhre verloren gegangen sein. 8tellen 8ie sich, Herr Reichslcanrler, an die 8pitre 
der Verteidigung dieser Lhre und 8ie werden das Vollc in seinem grölleren und 
besseren Lell hinter sich haben.
Icb würde Iceinen instand nehmen, mit meiner Berson in der ÖkkentUchlceit gegen 
Herrn Boincare aukrutreten; aber ich habe die Öberreugung, dall 8ie in Ihrer 
8tellung als Reichslcanrler nachdruelcsvoller, als ich es Icönnte, die Zurückweisung 
der Beleidigungen auk sich nehmen werden. Diese Zurückweisung aber anderen,

3 Hierzu hsl. ItaiicidemerlcunA: ,,Der Liiek <jer KeeresIeilunZ muü sicli cien politisciien 6rünäen 
unterorclnen." 
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zu führende Beweis, daß Verbrechen und Verstöße gegen das Völkerrecht von 
seiten unserer Feinde zahlreich begangen sind, ist von uns der Welt gegenüber 
nicht einmal versucht, das reiche Material, das geeignet ist, die einseitigen 
Beschuldigungen zum Schweigen zu bringen, liegt ungenutzt in den Akten des 
Auswärtigen Amtes3• Das Ziel der Verleumdung ist klar: sie soll die moralische 
Entschuldigung ergeben für die Roheit der letzten und nächsten Retorsionen, 
Sanktionen und Forderungen, die Entschuldigung für die täglichen Ausschreitun
gen der französischen Besatzung im Rheinland. Sie soll ferner von neuem 
Zwietracht in das deutsche Volk werfen; denn wer die deutsche Armee be
schimpft, findet, es ist beschämend zu sagen, in manchen deutschen Kreisen ein 
zustimmendes Publikum. 

Sie haben, Herr Reichskanzler, nach meiner innersten Überzeugung die Pflicht, 
den Beleidigungen der deutschen Armee durch den französischen Minister
Präsidenten in der Öffentlichkeit und mit aller Schärfe entgegenzutreten. Die 
deutsche Armee des großen Krieges ist nicht etwas, von dem sich das deutsche 
Volk und eine deutsche Regierung, sie sei, wie sie wolle, lossagen kann. Sie war 
und ist in ihren überlebenden Gliedern Teil des Volkes. Wer sie beleidigt, beleidigt 
das Reich. Eine solche Beleidigung kann, da uns zur Sühne die Macht fehlt, zum 
Wenigsten nicht unbeantwortet bleiben. Ich spreche im Namen der neuen 
Wehrmacht des Reiches. Noch sind alle Offiziere, die große Mehrzahl der 
Unteroffiziere und ein nicht kleiner Teil der Mannschaften Mitglieder der alten 
Armee gewesen und sind in ihr beleidigt. Die Armee verlangt, daß ihre 
Vorgesetzten für sie eintreten, daß die verantwortliche Regierung ihre Ehre wahrt. 
Wenn diese berechtigte Forderung nicht erfüllt wird, muß das Zutrauen zu den 
Vorgesetzten und zur Regierung wanken. 

Ich glaube, Herr Reichskanzler, auch in Ihrem eigenen Interesse und dem der von 
Ihnen geleiteten Politik dafür eintreten zu sollen, daß von Ihrer Seite eine 
öffentliche Abwehr erfolgt. Es kann Ihnen nicht gleichgültig sein, aber es ist 
unabwendbar, wenn bei Ausbleiben einer Verteidigung von seiten der Regierung 
sich andere Persönlichkeiten, andere Kreise zu Hütern der Ehre der alten und 
damit auch der neuen Armee aufwerfen. Es scheint mir dringend erforderlich, daß 
die Regierung gegen Beleidigungen und Verleumdungen die gleiche Feinfühligkeit 
zeigt, welche andere für sich in Anspruch nehmen. Weite Kreise des Volkes, auf 
welche wir für einen nationalen Aufbau nicht verzichten können, würden Sie durch 
eine offene Abwehr für sich gewinnen. In aller Not der Zeit unter allem Druck 
wirtschaftlichen Zwanges kann dem deutschen Volk nicht das Gefühl für nationale 
Ehre verloren gegangen sein. Stellen Sie sich, Herr Reichskanzler, an die Spitze 
der Verteidigung dieser Ehre und Sie werden das Volk in seinem größeren und 
besseren Teil hinter sich haben. 

Ich würde keinen Anstand nehmen, mit meiner Person in der Öffentlichkeit gegen 
Herrn Poincare aufzutreten; aber ich habe die Überzeugung, daß Sie in Ihrer 
Stellung als Reichskanzler nachdrucksvoller, als ich es könnte, die Zurückweisung 
der Beleidigungen auf sich nehmen werden. Diese Zurückweisung aber anderen, 

3 Hierzu hsl. Randbemerkung: "Der Chef der Heeresleitung muß sich den politischen Gründen 
unterordnen. " 
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nickt rur Regierung und nickt ruin Heere gekörigen LtcUcn ru überlassen, sckeint 
inir kür 8ie ebenso wie kür mick unertrLgliek^.
Mt der vorrügkcksten llockacktung bin ick,

sekr verekrter Herr Reickskanrler,
Ikr ergebenster

v. 8eeckt.

4 Der Ltastssebretär in 4er keicbsbanrlei Hemmer antwortete am 25. August 1922 mit Lcbreiben kitt. 
6881 (am gleicben punüorl wie obige ?ir. klsl. konrept), in 4em er mitteilte, 4a8 der keicbsbanrler 
„bereits unmittelbar naeb 8elcanntwer4en 8er Ke4e Poincares unabbängig von 8uer Lxrebenr 
Anregung Anweisung gegeben" babe, „in einer Lrblarung 4ie ^ngrikke gegen 4ie alle ^rmee, 4ie 
rweikellos 4as 4eutscbe Volb trekken, energiscb rurüclcruweisen". Line entsprecben8e HV18- 
MeI4ung „von amtlicber Leite" vom 25. August, verwabrte sieb „gegen diese neue 8escbimpkung, 
die das deulscbe Volb betrikkt". breiburger Leitung bü. 233 vom 26. August 1922.

157.

8ebreiben des Reicbsinnenrninisters Röster an Reickskanrler ^irtk 
über llie mangelnde politiseke lbo^slität der Reiekswekr.

9 . Leptemder 1922. Koriin. ?orsünliok. - 8^4. 8 43 1/684. lUssek. ^uskerligung.

8ekr geekrter Herr Reickskanrler,
angesickts 6er vielen drängenden tragen, welcke clie Tagesordnung der Kabinetts- 
sitrungen ru lullen pflegen, ist es mir unmöglick gewesen, die Krage der 
lieickswekr neuerdings rur 8pracke ru bringen, ^ber es ist mir auck unmöglick, 
länger daru ru sckweigen, da6 aul diesem wicktigsten Oebiete rur 8ickerung der 
Republik nack dem Ratkenau-Nord nickts gesckeken ist, wäkrend sick im 
Oegenteil die Vnreicken kür eine gekäkrlicke und die Autorität der Regierung 
bedrokende Oesinnung in weiten Preisen der lieickswekr gemekrt baben.
Den unmittelbaren tVnla6 ru diesem 8ckreiben nekme ick aus dem Verkalten des 
V^ekrkreiskommandeurs Oeneral ^lökl beim Ilindenburg-Kmpkang in klüncken. 
Das lieickswekrministerium Kat den Rerickt in den „lVlünckener Neuesten 
I^ackrickten" als ricktig anerkannt; er unlersckeidet sick übrigens in nickts 
V^esentkckem von dem in der ,,La^eriscken 8taatsreitung"'. Oanack Kat dieser 
aktive Oeneral den Rekekl, seine l'ruppe getrennt von den übrigen Festveranstal
tungen aukrustellen, in einer Korm kritisiert, die rugleick eine bei solcker 
Oelegenkeit und aus solckem Klunde ganr unrulässige Kritik der gegenwärtigen 
Verkältnisse einsckkebt. Kr Kat es als Lei kingestellt, die lieickswekr einmal 
wieder als das „ekemakge kleine deutseke Reer" bereicknen ru können. Kr Kat

1 Vie bkünckener Neuesten blacbrickten bir. 349 vom 22. August 1922 un4 4ie 8a>-eriscbe Llaatsrei- 
tung ?kr. 192 vom 21. August 1922 brsckten sustübrlicbe 8ericble über 4en pmpkang kinüenburgs; 
4er Wortlaut 4er ^nspracke bkölils weicbt in 4iesen beiüen Verökkenllicbungen leiebt ab. 
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nicht zur Regierung und nicht zum Heere gehörigen Stellen zu überlassen, scheint 
mir für Sie ebenso wie für mich unerträglich4

• 

Mit der vorzüglichsten Hochachtung bin ich, 

sehr verehrter Herr Reichskanzler, 
Ihr ergebenster 

v. Seeckt. 

4 Der Staatssekretär in der Reichskanzlei Hemmer antwortete am 25. August 1922 mit Schreiben Rk. 
6881 (am gleichen Fundort wie obige Nr. Hsl. Konzept), in dem er mitteilte, daß der Reichskanzler 
"bereits unmittelbar nach Bekanntwerden der Rede Poincares unabhängig von Euer Exzellenz 
Anregung Anweisung gegeben" habe, "in einer Erklärung die Angriffe gegen die alte Armee, die 
zweifellos das deutsche Volk treffen, energisch zurückzuweisen". Eine entsprechende WTB
Meldung "von amtlicher Seite" vom 25. August, verwahrte sich "gegen diese neue Beschimpfung, 
die das deutsche Volk betrifft". Freiburger Zeitung Nr. 233 vom 26. August 1922. 

157. 

Schreiben des Reichsinnenministers Köster an Reichskanzler Wirth 
über die mangelnde politische Loyalität der Reichswehr. 

9. September 1922. Berlin. Persönlich. - BA. R 431/684. Masch. Ausfertigung. 

Sehr geehrter Herr Reichskanzler, 

angesichts der vielen drängenden Fragen, welche die Tagesordnung der Kabinetts
sitzungen zu füllen pflegen, ist es mir unmöglich gewesen, die Frage der 
Reichswehr neuerdings zur Sprache zu bringen. Aber es ist mir auch unmöglich, 
länger dazu zu schweigen, daß auf diesem wichtigsten Gebiete zur Sicherung der 
Republik nach dem Rathenau-Mord nichts geschehen ist, während sich im 
Gegenteil die Anzeichen für eine gefährliche und die Autorität der Regierung 
bedrohende Gesinnung in weiten Kreisen der Reichswehr gemehrt haben. 

Den unmittelbaren Anlaß zu diesem Schreiben nehme ich aus dem Verhalten des 
Wehrkreiskommandeurs General Möhl beim Hindenburg-Empfang in München. 
Das Reichswehrministerium hat den Bericht in den "Münchener Neuesten 
Nachrichten" als richtig anerkannt; er unterscheidet sich übrigens in nichts 
Wesentlichem von dem in der "Bayerischen Staatszeitung"l. Danach hat dieser 
aktive General den Befehl, seine Truppe getrennt von den übrigen Festveranstal
tungen aufzustellen, in einer Form kritisiert, die zugleich eine bei solcher 
Gelegenheit und aus solchem Munde ganz unzulässige Kritik der gegenwärtigen 
Verhältnisse einschließt. Er hat es als Ziel hingestellt, die Reichswehr einmal 
wieder als das "ehemalige kleine deutsche Heer" bezeichnen zu können. Er hat 

Die Münchener Neuesten Nachrichten Nr. 349 vom 22. August 1922 und die Bayerische Staatszei
tung Nr. 192 vom 21. August 1922 brachten ausführliche Berichte über den Empfang Hindenburgs; 
der Wortlaut der Ansprache Möhls weicht in diesen beiden Veröffentlichungen leicht ab. 
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vorn Verlust cles selbstbewullten 8tolres gesproeben. 8cbbeLlieb list er nielrt nur, 
wie clas in cler keicbswebr abgemein llbbcb ist, clen ^usammenbang init clern alten 
User betont, sondern aucb ciie Viederberstebung cler alten Zustände deutbcb als 
Programm berausbören lassen^.
Ielt mull init allein blacbdruek betonen, dall ieb ein derartiges Verbalten 
unvereinbar finde niit den pkiebten eines Olliviers cler keicbswebr, unvereinbar 
mit clem kabneneid, unvereinbar mit cler Zangen Politik cler kegierung, als (leren 
Instrument sicb clie keicbswebr eigentlieb betraebten soll. Dall sie dieses 
Instrument nicbt ist, stebt leicler über allen Zweifel lest. Icb babe volles 
Verständnis kir die blotwendigkeit, in langsamer, vorsicbtiger und geduldiger 
Arbeit die starken keste des alten Heeres innerbalb der keicbswebr ru verarbeiten 
und der neuen Aufgabe anrupassen. c^ber meiner Neinung nacb macbt gerade 
eine solebe Arbeit unbedingt nötig, in denjenigen Kallen entsebiossen durebrugrei- 
ken, wo dieser Oeduld und Vorsicbt keckbeit und klngeborsam entgegengestellt 
werden.
Darüber binaus müssen endbcb einige Nallnabmen ergriffen werden, die den 
ernsten ^Villen der kegierung beweisen, aus der keicbswebr eine Kruppe der 
Republik ru macben, und dadurcb auf den Oeist dieser Kruppe nicbt obne 
Wirkung bleiben werden. Die keicbswebr mull die Karben der kepubbk tragen. 
Kruppen der keicbswebr dürfen nicbt mebr rur Verfügung sieben, um Oeneral- 
feldmarsebällen der alten Vrmee Kbrenbereugungen ru beweisen. Nit der 
kinriebtung von kraditions-kompagnien, die mit den ^breicben aucb Oeist und 
politiscbe Kinstellung des alten Heeres weiter kübren sollen, ist ein knde ru 
macben. Im ^usammenbang damit mull die krage des Ilniformtragens endgültig 
geregelt werden.
Dureb die Oesetre rum 8cbutre der kepubbk^ bat die keicbsregierung in voller 
krkenntnis der kragweite ibrer kescblüsse ibre eigene 8tebung, ja sogar die 
kinbeit des keiebes auls 8piel gesetrt^, um sicb selbst die Nittel in die bland ru 
geben, die ibr rum 8cbutre der kepubbk unentbebrbcb ersebienen. Diese fast ru 
teuer berablten Instrumente republikaniscber Politik sind bisber so gut wie 
unbenutrt geblieben, kesonders in der Personalpobtik, und aueb bier wieder 
besonders in der keicbswebr, ist nacb dem Katbenau-Norde^ nocb nicbts 
gescbeben. Die Kräfte, die damals binter die kegierung traten, droben wieder ru 
rerfaben.
Die augenblicklicbe kage lällt es mögbcb erscbeinen, dall wir uns bald ebenso 
gegen innere wie gegen äullere Oekabren werden verteidigen müssen. V^enn dann 
das einrige Nacbtmittel der kegierung versagt, das ibr dureb den kriedensvertrag

2 Nncii len nngerogenen Osriciiten Krille >lölrl die geringe 2sirl der in einer 8eitenslrnIZe rur 
Legrüüung versnininelten Iruppen als „eines der Neicken unseres nllgeineinen Niedergangs" 
bereicknet. Oie weiteren peslstedungen des keieiisinnenininisters seköpken die negativen Interpre- 
tationsinöglicklceiten des Oextes aus.

3 Oesetr ruin 8ckutre der kepublik, vorn 21. luli 1922. K68I. 8. 585; Lrsle und Zweite Verordnung 
des Heickspräsidenten rurn 8eiiulre der Oepuklil: vorn 29. August und 28. Zeptemder 1921. O66I. 
8. 1239 und 8. 1271.

4 2ur kealction Luzerns auk das Oesetr ruin 8ckulre der kiepudlilc s. Nr. 150 l^nin. 1.
5 8. Nr. 149 ^nin. 1.
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vom Verlust des selbstbewußten Stolzes gesprochen. Schließlich hat er nicht nur, 
wie das in der Reichswehr allgemein üblich ist, den Zusammenhang mit dem alten 
Heer betont, sondern auch die Wiederherstellung der alten Zustände deutlich als 
Programm heraushören lassen2• 

Ich muß mit allem Nachdruck betonen, daß ich ein derartiges Verhalten 
unvereinbar finde mit den Pflichten eines Offiziers der Reichswehr, unvereinbar 
mit dem Fahneneid, unvereinbar mit der ganzen Politik der Regierung, als deren 
Instrument sich die Reichswehr eigentlich betrachten soll. Daß sie dieses 
Instrument nicht ist, steht leider über allen Zweifel fest. Ich habe volles 
Verständnis für die Notwendigkeit, in langsamer, vorsichtiger und geduldiger 
Arbeit die starken Reste des alten Heeres innerhalb der Reichswehr zu verarbeiten 
und der neuen Aufgabe anzupassen. Aber meiner Meinung nach macht gerade 
eine solche Arbeit unbedingt nötig, in denjenigen Fällen entschlossen durchzugrei
fen, wo dieser Geduld und Vorsicht Keckheit und Ungehorsam entgegengestellt 
werden. 

Darüber hinaus müssen endlich einige Maßnahmen ergriffen werden, die den 
ernsten Willen der Regierung beweisen, aus der Reichswehr eine Truppe der 
Republik zu machen, und dadurch auf den Geist dieser Truppe nicht ohne 
Wirkung bleiben werden. Die Reichswehr muß die Farben der Republik tragen. 
Truppen der Reichswehr dürfen nicht mehr zur Verfügung stehen, um General
feldmarschällen der alten Armee Ehrenbezeugungen zu beweisen. Mit der 
Einrichtung von Traditions-Kompagnien, die mit den Abzeichen auch Geist und 
politische Einstellung des alten Heeres weiter führen sollen, ist ein Ende zu 
machen. Im Zusammenhang damit muß die Frage des Uniformtragens endgültig 
geregelt werden. 

Durch die Gesetze zum Schutze der Republik3 hat die Reichsregierung in voller 
Erkenntnis der Tragweite ihrer Beschlüsse ihre eigene Stellung, ja sogar die 
Einheit des Reiches aufs Spiel gesetzt4, um sich selbst die Mittel in die Hand zu 
geben, die ihr zum Schutze der Republik unentbehrlich erschienen. Diese fast zu 
teuer bezahlten Instrumente republikanischer Politik sind bisher so gut wie 
unbenutzt geblieben. Besonders in der Personalpolitik, und auch hier wieder 
besonders in der Reichswehr, ist nach dem Rathenau-Mordes noch nichts 
geschehen. Die Kräfte, die damals hinter die Regierung traten, drohen wieder zu 
zerfallen. 

Die augenblickliche Lage läßt es möglich erscheinen, daß wir uns bald ebenso 
gegen innere wie gegen äußere Gefahren werden verteidigen müssen. Wenn dann 
das einzige Machtmittel der Regierung versagt, das ihr durch den Friedensvertrag 

2 Nach den angezogenen Berichten hatte Möhl die geringe Zahl der in einer Seitenstraße zur 
Begrüßung versammelten Truppen als "eines der Zeichen unseres allgemeinen Niedergangs" 
bezeichnet. Die weiteren Feststellungen des Reichsinnenministers schöpfen die negativen Interpre
tationsmöglichkeiten des Textes aus. 

3 Gesetz zum Schutze der Republik, vom 21. Juli 1922. RGBl. S. 585; Erste und Zweite Verordnung 
des Reichspräsidenten zum Schutze der Republik vom 29. August und 28. September 1921. RGBl. 
S. 1239 und S. 1271. 

4 Zur Reaktion Bayerns auf das Gesetz zum Schutze der Republik s. Nr. 150 Anm. 1. 

5 S. Nr. 149 Anm. 1. 
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ausdrüclclicb kür diesen Zweck rur Vcrkügung gelassen worden ist, dann ist damit 
nickt nur der Lestand der gegenwärtigen kegierung bedrobt, sondern darüber 
binaus alles, was verantwortungsvolle Nanner, was besonders 8ie, Herr keicbs- 
kanrler, aus dem Zusammenbrucb Leutscblands unendlicb mübevoll gerettet 
baben.
leb babe Ibnen diese Besorgnisse scbriktllcb unterbreiten wollen und dark bitten, 
micb bei Anträgen, die ieb demnacbst an das Kabinett stellen werde^, ru 
unterstützen.

Köster.

6 Oie Orotolcolle cles Xstunetts II Zeken kür solche Initislive Iceine Hinweise. ^»dinette V/inIi 
psssim.

158.

krivatbriek des Präsidenten des Neicksgerickts, Simons, sn den Okck der 
Heeresleitung, Oeneral d. Ink. v. Seeelct, üker dessen OeAnersekskt Lnin 
lcünktigen deutselren Lotseliskter in lUoslcan, Orsk Hroelcdorkk-ksntLSn.

14. Olctoiier 1922. Oerlin. - O4-IVOV. IV 247/103. Itlnseli. ^uslerlißun^

Verebrte Kxrellenr,
wir baben uns wabrend meiner lVlinisterreit^ wiederbolt über das russiscbe 
Problem unterbalten; 8ie wissen, dab es kür micb das Kernproblem der deutscben 
Zulcunkt ist. Lesbalb gestatten 8ie mir, wegen der sugenblicklicben bösungsversu- 
cbe eine Litte an 8ie ru ricbten.
Lie Ernennung des Oralen Lrockdorkk-Lantrau rum Lotscbakter in lVloskau^ babe 
ieb lebbakt begrübt. 8ie wissen, dall icb scbon vor rwei labren daran daebte, ibn 
binruscbicben. /^m 8itre der Sow^etregierung ist der käbigste deutscbe Liplomat 
gerade gut genug, Zu meiner Verwunderung kand icb ibn bei meiner kückkebr aus 
Argentinien noeb in Lerlin und erkubr aus ruverlässiger (Quelle, dab die Scbwierig- 
keiten, die sieb seiner Entsendung in den Veg stellen, auk einen Lrotest der 
Heeresleitung rurüclcrukllbren sind. Ler krotest soll damit begründet sein, dab 
Orak Lrocicdorkk-Lantrau in seiner Lersönlicbbeit niebt die nötigen (Garantien kür 
vaterländiscbe Oesinnung biete, wie sieb bei der Kübrung der Verbandlungen in 
Versailles^ berausgestellt bat.

1 Makker Simons war keicksauüenminister im liabinetr Oekrenback (25. luni 1920 - 4. 1^31 1921) 
gewesen.

2 ^um ^Vicierstancl des Oenerals v. 8eeekt gegen 6ie kerukung 8roelc6onk-Kantzaus /um Dotseliakter 
in Moskau, von cier er eine 6e1äiir6ung cier von cier keieliswelir angesponnenen gelieimen 
Verbindungen zur Koten ^rmee belürelitete, vgl. l^eier-Veleker 8. 341-346.

3 Rwiseben 8roek6ork-Kantzau, cier 1919 ciie 6eutsebe kHecienscielegation in Versailles geleitet batte, 
unci 8eeclct, 6er dieser als mibtäriscber Kommissar angebört batte, war es zu einem schweren 
Zerwürfnis gekommen, 6as bis zur korüerung cies Delegationsleiters geiubrt batte, 8eeckt 
abzulosen. Vgl. i^leier-^eloker 8. 2291. sowie cien clorl nielit lierangezogenen ^kt betr. IVieilenscie- 
legation in 8^. K 43 1/3.
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ausdrücklich für diesen Zweck zur Verfügung gelassen worden ist, dann ist damit 
nicht nur der Bestand der gegenwärtigen Regierung bedroht, sondern darüber 
hinaus alles, was verantwortungsvolle Männer, was besonders Sie, Herr Reichs
kanzler, aus dem Zusammenbruch Deutschlands unendlich mühevoll gerettet 
haben. 

Ich habe Ihnen diese Besorgnisse schriftlich unterbreiten wollen und darf bitten, 
mich bei Anträgen, die ich demnächst an das Kabinett stellen werde6

, zu 
unterstützen. 

Köster. 

6 Die Protokolle des Kabinetts Wirth II geben für solche Initiative keine Hinweise. Kabinette Wirth 
passim. 

158. 

Privatbrief des Präsidenten des Reichsgerichts, Simons, an den Chef der 
Heeresleitung, General d. Inf. v. Seeckt, über dessen Gegnerschaft zum 
künftigen deutschen Botschafter in Moskau, Graf Brockdorff-Rantzau. 

14. Oktober 1922. Berlin. - BA-MA. N 247/103. Masch. Ausfertigung. 

Verehrte Exzellenz, 

wir haben uns während meiner Ministerzeit1 wiederholt über das russische 
Problem unterhalten; Sie wissen, daß es für mich das Kernproblem der deutschen 
Zukunft ist. Deshalb gestatten Sie mir, wegen der augenblicklichen Lösungsversu
che eine Bitte an Sie zu richten. 

Die Ernennung des Grafen Brockdorff-Rantzau zum Botschafter in Moskau2 habe 
ich lebhaft begrüßt. Sie wissen, daß ich schon vor zwei Jahren daran dachte, ihn 
hinzuschicken. Am Sitze der Sowjetregierung ist der fähigste deutsche Diplomat 
gerade gut genug. Zu meiner Verwunderung fand ich ihn bei meiner Rückkehr aus 
Argentinien noch in Berlin und erfuhr aus zuverlässiger Quelle, daß die Schwierig
keiten, die sich seiner Entsendung in den Weg stellen, auf einen Protest der 
Heeresleitung zurückzuführen sind. Der Protest soll damit begründet sein, daß 
Graf Brockdorff-Rantzau in seiner Persönlichkeit nicht die nötigen Garantien für 
vaterländische Gesinnung biete, wie sich bei der Führung der Verhandlungen in 
Versailles3 herausgestellt hat. 

1 Walther Simons war Reichsaußenminister im Kabinett Fehrenbach (25. Juni 1920 - 4. Mai 1921) 
gewesen. 

2 Zum Widerstand des Generals v. Seeckt gegen die Berufung Brockdorff-Rantzaus zum Botschafter 
in Moskau, von der er eine Gefährdung der von der Reichswehr angesponnenen geheimen 
Verbindungen zur Roten Armee befürchtete, vgI. Meier-Weicker S. 341-346. 

3 Zwischen Brockdorff-Rantzau, der 1919 die deutsche Friedensdelegation in Versailles geleitet hatte, 
und Seeckt, der dieser als militärischer Kommissar angehört hatte, war es zu einem schweren 
Zerwürfnis gekommen, das bis zur Forderung des Delegationsleiters geführt hatte, Seeckt 
abzulösen. V gI. Meier-Welcker S. 229 f. sowie den dort nicht herangezogenen Akt betr. Friedensde
legation in BA. R 43 1/3. 
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Ls wird mir sckwer, an die Licktigkeit dieser Vlitteilung ru glauben. Ick nebme lür 
mieb in ^nspruck, den gesamten Oang 6er Verkantungen in Versailles besser ru 
kennen als irgend ein anderer Nitarbeiter 6es Oralen, un6 icb 6arl versickern, dak 
seine vaterländiscke Haltung eker ru sckroll als ru weick gewesen ist. Lakür 
könnte ick Iknen versckiedene Leispiele anlükren. wenn bei Lurer Lxrellenr ein 
entgegengesetrter Kindruck entstanöen ru sein sckeint, so kann ick 6ies nur auk 
6as unglllcksekge Mißverständnis wegen 6er Learbeitung 6er Leereskragen 
rurückkükren. Ler Oral Katte 6amals, eke ick rum Oeneralkommissar 6er 
6eutscken Oelegstion ernannt wurde, 6eren ^ulgabenZebiet in Oruppen geteilt: 
eine poktisck-militäriscke, eine wirtsekaktlick-kinanrielle un6 eine recktlicke 
Oruppe. lede Oruppe stan6 unter einem Kommissar, 6er lür 6ie Oestaltung 6er 
Arbeit, insbesondre lür 6as Zusammenwirken mit 6en Lperialkommissaren un6 
8ackverständigen verantwortkck war. wenn 6amals 8ie un6 6ie übrigen miktäri- 
scken Kommissare nickt genügend kerangerogen un6 inlormiert worden sin6, so 
kegt 6ie 8ckuld nickt beim Oralen, son6ern bei 6em runäckst verantwortlicken 
Oruppenkükrer^. Im übrigen war 6em Oralen seine Haltung in 6er Nibtärkrage 
6urck 6as Kabinett vorgereicknet, in 6em bekanntkcb 6ie ^ullassung Lrrbergers 
LU8S6klLggeben6 war. Oegenaktionen gegen 6iese ^ullassung batten in Lerlin 
angesetrt werden müssen.
Ick komme aul diese Oillerenr rurück, weil ick sie lür den Ausgangspunkt des 
gegenwärtigen Lrotestes kalte und weil es nack meiner Öberreugung kür Leutsck- 
land ein Unglück wäre, wenn sie andauern sollte. wir können es uns nickt mekr 
leisten, dak unsere beiden lakigsten politiscken Köpke gegeneinander arbeiten. 
8cbon die Latsacke des Lrotestes bedeutet eine sckwere Oekabr kür unsere Loktik, 
weil sie, wenn sie den Alliierten bekannt würde, bei ibrem regen NiKtrauen ru 
bockst unerwünscklen 8cklüssen kükren könnte. Lin weiterer widerstand der 
Heeresleitung gegen die Tätigkeit des neu ernannten Lotsckakters würde nickt nur 
dessen Wirksamkeit lakmen, sondern ru unabsekbaren Verwicklungen unserer 
Oesamtpolitik kükren können.
Neins Litte gekt nun dakin, dak 8ie in einer Iknen geeignet sckeinenden Lorm den 
Vorwurk mangelnder vaterländiseber Zuverlässigkeit an der 8telle, wo der Lrotest 
eingelegt ist, rurücknekmen und sick über das Ostproblem mit dem Lotsckakter 
rückkaltlos auseinanderselren. Kinser Vertreter in Moskau Kat ein Leckt darauk ru 
wissen, dak er nickt nur den Leickskanrler, sondern auck eine kür die Loktik so 
wicktige Lersönkckkeit wie 8ie bei seiner ^mtskükrung kinter sicb Kat. 8onst 
würde das Vaterland, dem wir alle dienen, am meisten ru 8ckaden kommen.
In der Lokknung, dak 8ie diese teilen in dem Oeist« auknebmen, in dem 8ie 
gesckrieben sind, und mit bestem Lank kür alle Lnterstütrung und Lelekrung, die 
ick in krükerer 2eit von Iknen empkangen kabe^, bleibe icb Ouer Lxrellenr in 
vorrüglicker Lockacktung ergebener

Lr. 8rmons°.

4 Ocssnciler Osniel V. Ouiinkuusen.
5 Oie tollende LouNoisic ksl.
6 Oenerul v. 8eeclct unlvortete mit lolßcndcnr undsticrtcin 8ckreiben:

8ckr verehrter Herr kcicksgericktsprusiclenl!
Oeststten 8ie nur Iknen runückst cien sulricktißen Olllckvunsck ru Ikrer Ernennung uusruspre- 
cken. Ick glaube unnekrnen ru ciürken, daü sie Ikrer bieigung ebenso entsprickt, vie ick geviti bin, 
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Es wird mir schwer, an die Richtigkeit dieser Mitteilung zu glauben. Ich nehme für 
mich in Anspruch, den gesamten Gang der Verhandlungen in Versailles besser zu 
kennen als irgend ein anderer Mitarbeiter des Grafen, und ich darf versichern, daß 
seine vaterländische Haltung eher zu schroff als zu weich gewesen ist. Dafür 
könnte ich Ihnen verschiedene Beispiele anführen. Wenn bei Eurer Exzellenz ein 
entgegengesetzter Eindruck entstanden zu sein scheint, so kann ich dies nur auf 
das unglückselige Mißverständnis wegen der Bearbeitung der Heeresfragen 
zurückführen. Der Graf hatte damals, ehe ich zum Generalkommissar der 
deutschen Delegation ernannt wurde, deren Aufgabengebiet in Gruppen geteilt: 
eine politisch-militärische, eine wirtschaftlich-finanzielle und eine rechtliche 
Gruppe. Jede Gruppe stand unter einem Kommissar, der für die Gestaltung der 
Arbeit, insbesondere für das Zusammenwirken mit den Spezialkommissaren und 
Sachverständigen verantwortlich war. Wenn damals Sie und die übrigen militäri
schen Kommissare nicht genügend herangezogen und informiert worden sind, so 
liegt die Schuld nicht beim Grafen, sondern bei dem zunächst verantwortlichen 
Gruppenführer4• Im übrigen war dem Grafen seine Haltung in der Militärfrage 
durch das Kabinett vorgezeichnet, in dem bekanntlich die Auffassung Erzbergers 
ausschlaggebend war. Gegenaktionen gegen diese Auffassung hätten in Berlin 
angesetzt werden müssen. 

Ich komme auf diese Differenz zurück, weil ich sie für den Ausgangspunkt des 
gegenwärtigen Protestes halte und weil es nach meiner Überzeugung für Deutsch
land ein Unglück wäre, wenn sie andauern sollte. Wir können es uns nicht mehr 
leisten, daß unsere beiden fähigsten politischen Köpfe gegeneinander arbeiten. 
Schon die Tatsache des Protestes bedeutet eine schwere Gefahr für unsere Politik, 
weil sie, wenn sie den Alliierten bekannt würde, bei ihrem regen Mißtrauen zu 
höchst unerwünschten Schlüssen führen könnte. Ein weiterer Widerstand der 
Heeresleitung gegen die Tätigkeit des neu ernannten Botschafters würde nicht nur 
dessen Wirksamkeit lähmen, sondern zu unabsehbaren Verwicklungen unserer 
Gesamtpolitik führen können. 

Meine Bitte geht nun dahin, daß Sie in einer Ihnen geeignet scheinenden Form den 
Vorwurf mangelnder vaterländischer Zuverlässigkeit an der Stelle, wo der Protest 
eingelegt ist, zurücknehmen und sich über das Ostproblem mit dem Botschafter 
rückhaltlos auseinandersetzen. Unser Vertreter in Moskau hat ein Recht darauf zu 
wissen, daß er nicht nur den Reichskanzler, sondern auch eine für die Politik so 
wichtige Persönlichkeit wie Sie bei seiner Amtsführung hinter sich hat. Sonst 
würde das Vaterland, dem wir alle dienen, am meisten zu Schaden kommen. 

In der Hoffnung, daß Sie diese Zeilen in dem Geiste aufnehmen, in dem Sie 
geschrieben sind, und mit bestem Dank für alle Unterstützung und Belehrung, die 
ich in früherer Zeit von Ihnen empfangen habe5, bleibe ich Euer Exzellenz in 
vorzüglicher Hochachtung ergebener 

4 Gesandter Edgar Haniel v. Haimhausen. 

5 Die folgende Courtoisie hsl. 

6 General v. Seeckt antwortete mit folgendem undatiertem Schreiben: 
Sehr verehrter Herr Reichsgerichtspräsident! 

Dr. Simons6• 

Gestatten Sie mir Ihnen zunächst den aufrichtigen Glückwunsch zu Ihrer Ernennung auszuspre
chen. Ich glaube annehmen zu dürfen, daß sie Ihrer Neigung ebenso entspricht, wie ich gewiß bin, 
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äull Lie so äieser stelle, äie beruken ist, lm Weckseispiel äes pages einen unersckütterllcben Hort 
äer 8eckts- unä 8eickseinkeit ru biläen, Ikre Osben unä Ikr Denken rum Wob! äes Vuterlanäes 
nutrbsr mucken weräen.
/Vis ick um 27. Leptember Berlin verbell, war mir mitgeteilt woräen, äall äie Ernennung äes Oralen 
8.-8. eine bescklossene 8acke sei, unä iclr nekme un, äall sie inrwiscken erkolgt ist. Von äem 
Augenblick un, in äem 6ruk 8.8. rum Vertreter äes 8eielres in bloskuu ernunnt ist, weräe ick seiner 
lütigkeit keinerlei Zekwieri^keiten mucken. 8o lange er eine Politik treibt oäer vertritt, äie mir kür 
äus Heick nütrlick ersekeint, weräe ick äiese unterstülren, lulls ick äuru Oelegenkeit kske. 
persönllcke Umpkinäungen spielen äukei keine Holle."
((bestricken folgte „Wenn ick von äer Ernennung ubgeruten kuke, so ist äus gesekeken, weil ick uuk 
äem Uoskuuer Posten gern einen Uunn gegeben Kutte, mit äem äer Heeresleitung eine uuk 
gegenseitigem Vertrauen berukenäe Zusammenarbeit möglick wur. Ick beäauers, ru äem Oralen 
8.8. nickt äus Vertruuen ru Kuben, äall er geneigt ist, meine uuk eine miklüriscke Ursturkung 
Deutscklunäs ubrielenäen Pläne im Osten ru köräern. 8o wertvoll kür mick Ikr Urteil ist unä so 
gerne ick Iknen äie genaue Kenntnis äer Vorgänge in Versailles rugesteke, so mull ick äock mein 
uuk unäeren Linärücken berukenäe« Urteil vorkekalten.")
,,8tets wirä es mir von besonäerem Wert sein, Ikr Urteil über blenscken unä Dinge ru kören, auck 
wenn äus meinige von äem Ibren ubweicken sollte. Dull es so okt llbereinstimmte, ist mir eine 
besonäers ungenekme Erinnerung un äie Zeit unserer gemeinsamen Tätigkeit.
In aukricktiger Verekrung Ikr Iknen Sekr ergekener

v. 8."
(/Vuk äer Vorl. Uigenk. Konrepl okne ^bgangsvermerk).

159.

Lekelrl «les Lekelrlslrsliers iin Vekrlrreis VII, Oeneral «I. Ink. v. ülülil, an 
«len Atanrlortältesten in kegenslrnrg über «lie ^Verdung kür «Iss keiebls- 

beer in «ler Linkspresse.

Von 26. Oktober 1922>. Müneken Ib No. 440 geb. - «» 37/v.795. lUusek.
^dselirikt.

In letrter ^eit sind mebrmals ^erbeartikel kür Linstellung in das Beiebsbeer in 
linksradilcalen Blattern erscbienen. Ls verträgt siek niebt mit äem ^nseben des 
Beiebsbeeres, in einer Bresse kür sielr ru werben, clie dauernd gegen die 
^Vebrmaebt ketrt, ganr abgeseben davon, da6 der Leserkreis dieser Bresse 
obnebin kür Linstellung in das keiebsbeer niebt in Lelraebt kommt.
Ls Lat siek berausgestellt, da6 diese Deliren gegen die -Vbsiebt des einsendenden 
Truppenteils dureb Lorrespondenrbüros an die soriabstiseben Blatter weitergege- 
ben wurden. Line Viederüolung soleb unliebsamer Verökkentliebungen mul! in 
2ukunkt dadurelr susgeseldossen werden, da6 derartige I^otiren niebt mebr an 
Lorrespondenrbüros, sondern unmittelbar an die betrekkenden Blatter eingessndt 
werden.

Oer Bekeblsbaber:
ger. Nöbl.

I Die Vorl. ging um 26. Oktober 1922 beim Iukunterm-8egiment 20 in Hegensburg ein.

289

Die neue Reichswehr Vor 26. 10. 1922 159. 

daß Sie an dieser Stelle, die berufen ist, im Wechselspiel des Tages einen unerschütterlichen Hort 
der Rechts- und Reichseinheit zu bilden, Ihre Gaben und Ihr Denken zum Wohl des Vaterlandes 
nutzbar machen werden. 
Als ich am 27. September Berlin verließ, war mir mitgeteilt worden, daß die Ernennung des Grafen 
B.-R. eine beschlossene Sache sei, und ich nehme an, daß sie inzwischen erfolgt ist. Von dem 
Augenblick an, in dem Graf B.R. zum Vertreter des Reiches in Moskau ernannt ist, werde ich seiner 
Tätigkeit keinerlei Schwierigkeiten machen. So lange er eine Politik treibt oder vertritt, die mir für 
das Reich nützlich erscheint, werde ich diese unterstützen, falls ich dazu Gelegenheit habe. 
Persönliche Empfindungen spielen dabei keine Rolle." 
(Gestrichen folgt: "Wenn ich von der Ernennung abgeraten habe, so ist das geschehen, weil ich auf 
dem Moskauer Posten gern einen Mann gesehen hätte, mit dem der Heeresleitung eine auf 
gegenseitigem Vertrauen beruhende Zusammenarbeit möglich war. Ich bedauere, zu dem Grafen 
B.R. nicht das Vertrauen zu haben, daß er geneigt ist, meine auf eine militärische Erstarkung 
Deutschlands abzielenden Pläne im Osten zu fördern. So wertvoll für mich Ihr Urteil ist und so 
gerne ich Ihnen die genaue Kenntnis der Vorgänge in Versailles zugestehe, so muß ich doch mein 
auf anderen Eindrücken beruhendes Urteil vorbehalten. ") 
"Stets wird es mir von besonderem Wert sein, Ihr Urteil über Menschen und Dinge zu hören, auch 
wenn das meinige von dem Ihren abweichen sollte. Daß es so oft übereinstimmte, ist mir eine 
besonders angenehme Erinnerung an die Zeit unserer gemeinsamen Tätigkeit. 
In aufrichtiger Verehrung Ihr Ihnen sehr ergebener 

v. S." 
(Auf der Vor!. Eigenh. Konzept ohne Abgangsvermerk). 

159. 

Befehl des Befehlshabers im Wehrkreis VII, General d. Inf. V. Möhl, an 
den Standortältesten in Regensburg über die Werbung für das Reichs

heer in der Linkspresse. 

Vor 26. Oktober 1922 1
• München Ib No. 440 geh. - BA.MA. RH 37/v.795. Masch. 

Abschrift. 

In letzter Zeit sind mehrmals Werbeartikel für Einstellung in das Reichsheer in 
linksradikalen Blättern erschienen. Es verträgt sich nicht mit dem Ansehen des 
Reichsheeres, in einer Presse für sich zu werben, die dauernd gegen die 
Wehrmacht hetzt, ganz abgesehen davon, daß der Leserkreis dieser Presse 
ohnehin für Einstellung in das Reichsheer nicht in Betracht kommt. 

Es hat sich herausgestellt, daß diese Notizen gegen die Absicht des einsendenden 
Truppenteils durch Korrespondenzbüros an die sozialistischen Blätter weitergege
ben wurden. Eine Wiederholung solch unliebsamer Veröffentlichungen muß in 
Zukunft dadurch ausgeschlossen werden, daß derartige Notizen nicht mehr an 
Korrespondenzbüros, sondern unmittelbar an die betreffenden Blätter eingesandt 
werden. 

Der Befehlshaber: 
gez. Möhl. 

1 Die Vor!. ging am 26. Oktober 1922 beim Infanterie-Regiment 20 in Regensburg ein. 
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Ilaas

Ilaciein, lleinrielt Xrbr. v., OI)erstleutnant l70 

klaren (8la6t) 96, 98 
- Oberbürgermeister 98

Halinke, XVilbelm v.. Olierst 84-86

I^aicenkreur 90. 124, 215

»alle 249
- Parteitag cler 234, 266

Hamirorn 138

^amkur^ 234, 256 

tlamm t^kaük) 124 f.

Hamm, Xcluarcl. bayer. Xlimsler 23

Hammerseirmitt, Karl. XI. 8. bayer. l.. 23

Hammerstein, Truppenübungsplatz 272

297

Gesetze 

Gesetz betr. die Aburteilung der hoehverrä
terischen Unternehmen aus dem März 
1920 und der damit zusammenhängen
den Straftaten durch die hürgerlichen 
Gerichte, vom 2. 4. 1920 194 

Gesetz ühcr Naturalleistungen (1906) 228 

Gesetz üher die Presse (1874) 215 

Gest"lz betr. Qua.·tierleistung (1868) 228 

Gesetz zum Schutz der HepuhIik vom 21. 7. 
1922 276. 286 

Gesetze s. Kr i e g sie ist u n g s g e set z , 
Reic hs kri m i nalpo I i zeigeset z 

Geßler, Ouo, Reichswehrrninister XVll-XXI, 
28, 108. 111 L, 119, 132 L, 136. 140. 147 f .. 
15.S. 161, 163 f .. 166, 170 L, IH-178, 183, 
185 L, 201-204, 209-211, 220, 232. 2S0-25:~, 
262. 269-n~, 276-278, 281 I. 

- Stellungnahme zum Londoner t:ltimatum 251 

Gewerkschaften \1 V, 17. 83. 95, 10.1. 107 1.. 
128, 132-134, 136--138, 143, 190,234,247,259, 
266.275 

- Gcwerkschaftskartell in Lpipzig 70 

- "Vl'rgewerkschaftliehung" der Truppe 66 

- Einfluß auf Gesetzgebung 13.3. 
Vgl. Bielefclder .. Abkommen"; Generalstreik, 
Zugpständnisse 

Geyer, Curt, M. d. R. 6 

Geyer, Friedrich August, 1\1. d. R. 6 

Giehrl, Hermann V., Major 23. 183 

Giesing 185 

Gilsa, Erich Frhr. v., Major 37,40,42 

Glasser, Ludwig, Oberstleutnant 279 

Glasser, Vizefeldwebel. Vertrauensmann 142 

Glatz ]]6 I. 

- Aufstand 116 I. 

Glauchau 19 

Glcu, Gefreiter 170 L 

Gotha, Bezirk 257 

- Stadt 88 

_ Reichskommissar 118 

Grahowski, Friedrich, Journalist 34, 36 

Gradnauer, Georg, sächs. Ministerpräsident lB 

Gracler, Major 12. 120. 151 

Grafenwöhr, Truppenübungsplatz 203 I. 

Hammerstein 

Greifswald, Kreis 118, 232 L 

- Landrat 233 

Grenzpolizei 262-264, 269-274 

- Reichswehr und Grenzpolizeiaufgaben 269-274 

Grenzschutz 263, 271 

- Grenzdienst 270 

- Grenzschutzaufgaben 271, 273 

Grenzüberwaehung 26.3, 269. Vgl. Grenzpoli
zei, Grenzschutz 

Grimm, Maschinenmaat 162 

Grimmen, Kreis 2.32 f. 

Groddeek, Wilhe1m V., Generalmajor 84 

Groener, Wilhelm. Generalleutnant a. D., 
Reichsverkehrsminist.'r 201 

Großhritannien 102 

- Premif'rminister 250 

Großdeutscher Gedanke 109 

Grundreehte 51, 143, 228, 2:~8, 249 L, 258 

- Außerkraftsetzung 2.38, 249 L, 258 

(;runewald, Olwrmaschinist a. D. 60 

Grußpflicht 180 I. 

Gumbinnt·n, Regierungsbezirk 270 

Haas, Ludwig, Rechtsanwalt, Mitglied der Natio
nalversammlung 146 

Haa~, Oll". Ceneralmajor XXV, 12, 8.3 1.. 
107-109, 124. Ll9 
Vgl. auch Truppenteile des Heere,;, Gruppe 
Haas 

Iladeln, Heinrich Frhr. v., Oh"rstleutnant 170 

Hagen (Stadt) 96, 98 

- Obcrbürgermei,ter 98 

Hahnke, Willwlm v .• Oherst 84-86 

Hakenkreuz 90. 124. 21.1 

Halle 249 

- Parteitag der USPD 2.34, 266 

Hamhorn 138 

Hamburg 2.34, 256 

Hamm (Stadt) 124 f. 

Hamm, Eduard. hayer. Minister 23 

Hammerschmitt, Kar!. M. d. bayer. I.. 23 

Hammerstein, Trupppnlibungsplatz 272 

297 



Hammenstein-Lquonkl Käppler

HIammersIein-Il)l;uon<I, Ourt prlir, v,, Xlajor 
35, 37, 3d

Hamlelssebikks-Okkiriene 123, 149

Haniel V. Haimhausen, pclgar, OesanOter 288

Hannoven, provinr 14
- 8taclt 14, 256

Hasse, Otto. Oberst 267 k.

Hassell, v,, Oberpräsiclialrat 30

liaussuebunKen 177, 237, 245, 249

Heeben-Xommissinn 95

Heelcel, 8chutre, Vertrauensmann 142

User s. Keichs li eer

Neen «altes» XII, XXI, 86. 259. 283-286
- Verleumdung clurelr Poincare 283-285
- .Xrmeeoberlcummanlio Xorcl 99
- /Xbcviclclungsamt I. .Xrmeelcorps 192
- VI. .Xrmeelcorps 52, 114
- Infanterieregiment 9 279
- beiblcürassierregiment 175
- prlaubnis rum tragen 6er b'nikorm 286
- Einmischung verakschiecleter Olliriere in 

keichscvehrangelegenbeiten 81

Heenesbammer 223, 229 k.
- .Xbgeorünete 230
- bayerische Vertreter 229
- imperatives XIanciat 229 k,
---- .Vustvablgrundsatre 230

Heim, Oeorg, Oenossenscbaltstlirebtor. Xlitglieü 
6er Nationalversammlung 106

Heimattliensl, keichsrentrale kür 126
- geplante provinrialverbäncle 101
- ..kleimatclicnsl' als politische ketängung 126

,,bleimatlsn<lbrieke" 280, 282

Heinnieli, Paul, Konteraclmiral 34 l.

Heib, Vtlolk, Hauptmann 278

Hemmen, Heinrich, Zlaatssehretär 285

Hemmelen, Oberleutnant ci.k. 6-8

Hessen-IVassau, provinr
- Oberpräsiclent 207

bleve, X^illielm. Oberst 91 k.

Hieben, Iohannes v., n ürlt, 8taalspräsiüent 250

HinkenbueK, Paul v, Lenecbenclurkk u.v,, 
Oeneralkelümarschall 285

Hinlles 98

Hinsebauen, Oeorg, Hauptmann 202 

Hoebvennat <XIarr 1920) 193 k.

Horsing, Otto, Ltaatshommissar kllr 8cblesien, 
Oberpräsiclent 82, 84, 118, 253

blok, 8taclt uncl Umgebung 26-29, 208, 276

blokkmarm, Iohannes, bayer. Xlinisterpräsiclent 
7 k., 15, 21-23, 25 k.

klollveg, Karl, Vireatlmiral a, I). 160

Honaciam, Okkirier 130

blorn, kucloll v,. Generalmajor 173

Hülsen, Walter v,, Oeneralleutnant 14

bllünlieb, Oslcar Hermann, Parteisekretär 149 

blütlmann, Xlajor 90-92

plug, Paul peter lohann, Xlhgliecl 8er Xational- 
versammlung 63, 124

Inllustniegebiete, s, I. ugau-Oelsnitr, 
XI a n s l e I cl, XIerseburg, Ober
schlesien, k u h r g e b i e t

Ingolsiaclt, kerirlcsamt 29
- 8ka6t 203
- peskungslcommenclantui 203

lntenalliiente ^bskimmungslcommission 
251, 271

Inlenalliienle Xlililär-XonlroII-Xommission 
(I.XI.X.X.) XXII, 262 k., 269-272
Vgl, Xollet, Oeneral

laeobsen, Hauptmann XVI 

laclesläcile 59 l,, 147-149 

laenielce, kiegierungsprasiclent 116 

lagcm, "praugott v,. ehemaliger polireipräsiclent 
45

lucien 100, 124 k,, 219
- jüclische Oemeincie in llortmunci 125

Xabiseb, prnst, Oeneralmajor 137 k.

Xämpk, Xl. <1, bayer, 0, 23

Xapplen, Hermann, Heichslcommissar kür Ootlia 
118

298

Hammerstein-Equord 

Hammerstein-Equord, Curt Frhr. V., \rajar 
35, 37. 39 

Handelsschiffs-Offiziere 123, 1-19 

Hanicl v. Haimhausen. Edgar. Gesandter 288 

Hannover, Provinz 14 

- Stadt 14. 256 

Hasse, Olto. Oberst 267 f. 

HasselI, v .. Oberpräsidialrat 30 

Haussuchungen 177, 237, 2-15, 2-19 

Hechcr-Kommission 95 

Heckei, Schütze, Vertrauensmann 1-12 

Hcer s. Re ich s h e e r 

Heer (altes) XII, XXI. 86. 259. 283-286 

- Verleumdung durch Pnincare 283-285 

- Armeeoberkommando :'\onl 99 

- Abwicklungsamt I. Armeekorps 192 

- VI. Armeekorps 52, 11-1 

- Infanterieregiment 9 279 

- Leibkürassierregiment 175 

- Erlaubnis zum Tragen der l'niform 286 

- Einmischung verabschiedeter Offiziere In 

Reichswehrangelegenheiten 81 

Heereskammer 22:3. 229 f. 

- Abgeordnete 230 

- bayerische \' ertneter 229 

- imperatives Mandat 229 f. 

- - Au,.;wahlgrundsätze 230 

Heim, Georg, Genossenschaftsdirektnr. \ritglied 
der Nationalversammlung 106 

Heimatdienst, Reichszentrale für 126 

- geplante Provinzialverbände 101 

- .. Heimatdienst" als politi,,;che Betätigung 126 

"HeimatIandbricfe" 2HO. 282 

Heinrich, Paul, Konteradmiral 3-1 r. 
Heiß, .\dolf, Hauptmann 278 

Hemmer, Heinrich. Staatssekretär 28.5 

Hemmeter, Oberleutnant d. R. 6-8 

Hessen-Nassau, Provinz 

- Oberpräsident 207 

Heye, Wilhelm, Oberst 91 f. 

Hieber, Johalllles v., württ. Staatspräsident 2.50 

298 

Käppler 

Hindenburg, Paul v. Beneckendorff u. v., 
Generalfeldmarschall 28.5 

Hirdes 98 

Hirschauer, Georg, Hauptmann 202 

Hoeln'errat (März 1920) 193 f. 

Hörsing, Olto, Staatskommissar für Schlesien, 
Oberpräsident 82, 84, 118, 253 

Hof, Stadt uml Cmgehung 26-29, 208, 276 

Hoffmann, Johannes. bayer. \!inisterpräsident 
7 f., 15, 21-23, 25 f. 

Hollweg, Kar!. \'izeadmiral a. D. 160 

Horadam, Offizier 130 

Horn, Rudolf v., Generalmajor 173 

Hülsen, Walter v., Generalleutnant 14 

Hünlich, Oskar Hermann, Parteisekretär 149 

Hüllmann, Major 90-92 

Hug, Paul Peter Johann. ~litglied der :'\ational
versammlung 63, 124 

Industriegebiete, s. Lug all- 0 eIs n i t z , 
\1 ans fe I d . \1 e r s e bur g ,Ob e r -
schlesien, Ruhrgebiet 

Ingolstadt, Bezirksamt 29 

- Stadt 203 
- Fe!'tungskommendantur 20.3 

Interalliierte Ahstimmungskommission 
2.51. 271 

Interalliierte Militär-Kontroll-Kommission 
(I.~I.K.K.) XXII, 262 C, 269-272 
VgI. "loHet, General 

Jacobsen, Hauptmann XVI 

Jadestädte .59 f., 147-149 

Jaenieke, Regierungspräsident 116 

Jagow, Trallgott v., ehemaliger Polizeipräsident 
-15 

Juden 100,124 f., 219 

- jüdische Gemeinde in Dortmund 125 

Kabisch, Ernst, Generalmajor 137 f. 

Kämpf, M. d. bayer. 1. 23 

Käppler, Hermann, Reichskommissar für Gotha 
118 



Kuör KoininuniloKeKörrlen

Kalir, Oustav V., Regierungspräsident, 6a)>er. 
Xlinisterpräsident 7, 15. 24, 26, 29, 105, 155, 
182, 207, 268

Kuiserreie^, deutselies XIV, 108, 286

„Der Ksinpk" 185

Kainpkorgunisulionen, illegale 253 I.
- im Xeuna-XVerlr 254

Kupp, XVnlkgang, Oenerallandselraktsdirelctttr XI, 
XIII. XVIII k.. 4. 10 I., 22. 28, 30 I.. 33, 30, 
43 I., 45^9, 52 I.. 59. 87, 96, 100, 134, 165, 
175, 183, 188

Kupp-I,üN>vitL-I*nlseli XI, XIII—XX, 3—11, 
16-18, 20-22, 30, 35, 50-53, 56 I.. 64, 67, 
71-74, 76. 84, 88, 90. 98-100. 102-104, 
107-112, 114 I.. 118, 120, 122, 129, 132 k.. 137. 
140. 143, 149. 158, 160, 162, 164 I.. 175 I., 178, 
190-192, 194, 214, 218, 220, 250, 257

- .,Legierung" Kapp XIII, 3 I.. 8, 10, 21 I., 
26-28, 43-47. 52, 57 I., 62-64, 79. 82, 84, 90 I., 
97, 113, 149, 162, 164 I.

- Xnüänger XIII. 25, 49. 119
- Dienstverweigerung gegen ..Legierung" Xapp 

28

Kurl, Kranz, Hauptmann 183-185

„Kurlsrulier Leitung" 136

Kussel, 8üz des 6ruppenl«>mmand<>s 2 XIII, 
10 k., 50, 86, 207

Kusseier prozek 253

Kslto«ilr 85

Kuvullerie, polüiseüe Xinslellung 176

Kel,er, Ileamter im Heieüsw eürminislerinm 
228 k.

Keen, Xrüz, prukessnr kür Oeselrieüte 38, 45

Kerspe, leldwelrel 161 I.

Kiel XVIII I.. 26. 33, 35 I.. 45-17, 71 I.. 74-79. 
88, 123, 145 I., 150, 159, 219, 224

- Keieüslvommissar 88
- Lvilgnuverneur 79

„Kieler IXeuesle IXuekrielnen" 150

Kirelien 107

Klussenleuinpk 266

Klussennntersekiecl 167

Kniel!, Daptisl, Hauptmann 131, 205

Koulitionsreelit tier ?olizeil,eun,len 248

Kolinrg 208

Kovk-Weser, Kriek, keiclisinnenminisler 122, 
147, 155 X. 174. 175, 189 I., 201

Knelnseli, Xritz, Xrzt 117 I., 175

Kogler, I.udwig, Ilaltplmann 130

Köln 168

Königlruuer, lleiirrielt, Xrlreiterselvretär, Vize- 
I>räsident des I,a>er. Xandtags 23

Künigslierg 3. 30, 191, 216 s.
— 8 üz des V türrlvitüslounniaitdus I 3, 30. 216
- lanltsradilvale 217

„Königsbergs l8eltikk> 162

Köslin, liegierungsüezirlv 269 I.

Küster, .^dolk, Keielisknmmisssr kür 8elr1esvvig- 
Ilnlstein. Ileielisminister 88, 118, 273, 285-287

Kokurrle 215. 225 k.. 229, 231, 241-244
- Xnt»ie4lung der l rage 1919 231

Koininuniluöeliörclen un<I Oienslslelle» «les 
Heeres s. auelr 1 r u p e nteiI e

- Xommandtaire des Xeit ltslieeres XIII, XIX. 
21, 80, 212

- ilieieltSweür-tOruppenIrommandos XX k.. 6> I.. 
106. 166

- - OI)erl>ekelilsüa1>er XX
- llveieüsw el>r-t6ruppenl<cunmand" I XI, XVII, 

16 k.. 20. 27. 31. 34 k., 36 k., 52, 81 k.. 84, 87. 
104, II7, 173, 199 k.

- Hleielisvvelir lOruppenlounmando 2 XIII, 
XVII. 10-12. 27, 50 k., 86, 151. 257

---- 01>erI«4eIi1sl>al>er 10
- tHeieüswelir-lOruppenIounmandn 4 XVII, 5-7, 

15. 17, 20-28. 30, 48, 67, 69, 80 I., 126, 132. 
140, 153, 162. 179. 182. 207

---- OI>erl>eseüIsl>al>er s. XI ü ü I
- XVelirXreislounmandos XX. 163, 166. 174. 207. 

235, 237. 239-241
- - I3ekeülsüal>er in den Velirlvreisen XX
- VVürlvreisl-annmando 1 3, 30. 110 I., 142, 

190-196. 216
---- Dekeltlsliaker 3
- XVelirltreislounmandn II 232 I.
- XVelirIvreislounmando III 199 I.
- XVelirlvreisIounmandn IV 4, 9. 171 k., 178 k.
- - 8ekelilsüal>er 9
- VX'elrrlvoüslvnmmanilo V II I.. 52 k., 107, 121, 

232, 234
- - Dekeltlsltaöer 12
- XVelirXreislenmmandn VI 13, 50, 97. 105. 107. 

133, 135. 139, 1 44, 147, I5I-I53, 160 k,, 170
- - Ilekeldssielle VI 73, II4, 173

299

Kahr 

Kahr, Gustav V., Regierungspräsident, bayer. 
Ministerpräsident 7, 15, 24, 26, 29, 105, 153, 
182, 207, 268 

Kaiserreich, deutsches XIV, 108, 286 

"Dcr Kampf" 185 

Kampforganisationen, illegale 253 f. 

- im Leuna-Werk 2S4 

Kapp, Wo!fgang, Generallandsehaft,.;direktor XI, 
XIII, XVIII f., 4, 10 f., 22. 28, 30 f.. 33, 39, 
43 f., 45-49, 52 f., 59. 87, 96, 100, 134, 165, 
175, 183, 188 

Kapp-Lüttwitz-Putsch XI, XIII-XX, :3-ll, 
16-18, 20-22, 30, 35, 50-53, 56 f.. 64, 67, 
71-74, 76, 84, 88, 90, 98-100, 102-104, 
107-112, 114 f.. ll8, 120, 122, 129, 132 f.. l:n, 
140,143,149, IS8, 160, 162, 164 f.. 175 f., 178, 
190-192, 194, 214, 218, 220, 250, 2S7 

- "Regierung'" Kapp XIII, 3 f., 8, 10, 21 f., 
26-28,43-47,52. S7 f.. 62-64, 79.82. 8·l. 90 r., 
97, 113, 149, 162, 164 f. 

_ Anhänger XIII, 2S, 49. 119 

- Dienstvt'rweigerung gegen ,.Regierung" Kapp 
28 

Karl, Franz, Hauptmann 183-185 

"Karlsruher Zcitung" 1:36 

Kassel, Sitz des Gruppenkommando, 2 XIII, 
10 f., SO, 86, 207 

Kasseler Prozeß 253 

Kattowitz 85 

Kavallerie, politische Einstellung 176 

Keber, Beamter im Heich"wchrministerium 
228 f. 

Kern, Fritz, Professor für Geschichte 38, 4S 

Kerspe, Feldwel)('1 161 f. 

Kiel XVIII f.. 26. 33. 35 f.. "5--n. 71 f.. 71-79, 
88, 123, 145 f., 150, 159, 219. 224 

_ Reichskommis,ar 88 

_ Zivilgouvprneur 79 

"Kicler Neueste Nachrichten" ISO 

Kirchen 107 

Klassenkampf 266 

Klassenunterschied 167 

Knieß, Baptist, Hauptmann 1.31, 205 

Koalitionsrecht <I,'r Polizeiheamten 2·18 

Kohurg 208 

Kommandobehörden 

Koch-We",r, Erich, Reichsinnenminister 122, 
147, 15S f., 174. 175, 189 f., 201 

Koehisch, Fritz, Arzt 117 f., 175 

Kögler, Ludwig, Hauptmann 130 

Köln 168 

Kiinigbauer, Heinrich, Arbeitersekretär, Vize
präsident des hayer. Landtags 23 

Kiinigslwrg 3,30,191,216 f. 

- Sitz de" \\'ehrkrei"kornrnandos 1:1, :30. 216 

- Linbradikale 217 

"Königsherg" (Schiff) 162 

Küster, Adolf. Heichskommissar fiir Schle",ig
lIolstcin. Heichsminister 88, ll8. 273, 285-287 

Kokard., 21S. 22S f., 229, 2:11, 2,n-244 

- Entwicklung der Frage 1919231 

KOllllnalHlohehürd"n und Dienststellen <I." 
Heeres ,. auch T r u p p t' n t eil e 

- Kommandeure .I"" R"i"h,h,'t']"(·, XIII. XIX. 
21,80,212 

- iHeich,wehr-!Grtlppenkol11lllando" XX f.. 6 f.. 
106. 166 

- - OIlt"r1wf,.hlshalwr XX 

- IHeich"'\t'hr-jGruppenkollll11ando 1 XI, XVII, 
16 f.. 20. 27, Cl!. :H f., 36 f., 52. BI f.. 84, B7. 
lOi, 117, IB, 199 f. 

- (ileichS\\t'hr-ICruP!wnkollllllando 2 XIII, 
XVII, 10-12. 27, SO f., 86, IS!. 2S7 

- - OherlH'f,.hbha]H'r 10 

- iHeich,wehr-jGrtlppt·nkollllllando ,1 XVII, S-7. 
IS. 17, 20-28. :~O,18, 67. 69, BO f., 126, 132. 
I,W, IS:~, 162. 179, 182, 207 

- - Olwrl",f"hl,dla]H'r ", \1 ii h I 

- Wehrkf<'i"kollllllalldo" XX, 163, 166. 17,1,207. 
235. 2:17, 239-241 

- - 13pfeh]'.haher ill d,'n \V"hrkrei""1l XX 

- \V,·hrkn·i,kollllllando I :1, 30, I lO r.. 1·12, 
190-196.216 

- - Bdehbhalwr Cl 

- W,'hrkn'i,k"lll111ando 11 2:32 f. 

- \Vehrkn'i"kolllmando 111 199 f. 

- \\'"Ilfkn'i,kollllllanc!o IV ·1. 9. 171 f.. 178 f. 

- - Befehl,haher 9 

- \V"hrkr"iskolllllland" \' 11 f., S2 f., 107, 12!. 
232, 231 

- - Bd,.hl,halwr 12 

- Wehrk"'i,kolllllland,, VI B, 50, 97. lOS. 107. 
1:3:3, 13S. 139, IB. 147, 151-15:3, 160 f.. 170 

- - Bdehbst"IIP VI 7:1, 1 H, 173 

299 



Kommsnclohehörrlen Henin

- Wehrkreiskommando VII XX, 10, 199, 204, 
206, 229, 231 f., 241-243, 268, 280-282, 289

- Ohek cles Ztabes 10, 282
- Befehlsstelle Lrieg 185
- ^rtillerie-pührer 13 54
- Infanterieführer 7 280
- Infanterieführer 11 164
- Brigadekommandeure 19, 127
- Begimentskommandeure 127

Kommamlogovalt 119

Kommunismus 134, 138. 212 f.

Kommunisten 30 1., 88, 143, 176, 191. 253 1.. 
266

- Bührer 247, 256
- Broresse gegen K. 253
- Werbebüros 88

Kommunistische ^rheiterpartei Deutsch- 
lancls (K.^.P.D.) 254

Kommunistische Internationale, Dritte
138, 234, 266

Kommunistische Bartei Deutschlands
(K.B.D.) XII, 6 f., 19, 96, 143, 234. 254. 266

KonkerenL von Oenua 267

Konlerenr in homlon 1921 244

Konkerenie von 8pa XX. 199, 201 1.. 205, 208
- Protokoll 201-209
- deutsche Delegation 201 f.

Konkessionshetre 200

Konterrevolution 137

Kopp, Achütre, Vertrauensmann 142

Korruption 100 f.

KrauIZ, Budolf v., >Ia1or 129

Krempelhuher, v., hnteroffirier 141 1.

Krieg, lcünltiger gegen BrsnKreieh, OroB- 
hritannien, 08^ 100

Kriegshesehulcligtenproresse vor <Iem
Beiehsgericht 260

Kriegsgekangenentrsge 186

Kriegsgerichte, außerordentliche 139, 169, 
238 t.

KriegsleistungsgesetL (K.H.6.) 228 5.

Kropp, Matrose. Vertrauensmann 150

Krüger, Beichskommissar für Oreits^ald 118

300

Kühler, Leutnant, Vertrauensmann 142

Kündigungsschutz im Xivilherul Lür Brei- 
^illige 81

hahiau, Kreis 190, 217
- bandrat 190, 217
- innenpolitische Verhältnisse 217

händer des Deutschen Beiches
— Behörden 248
- Oesandte 81
- Parlamente 80
- polireihoheit 272. 274
- Begierungen 80 f., 83, 156, 246 f., 257
---- Befugnisse gegenüber Beichsnehr 119, 156

handarheiterstreih 232 f.

handsherg, Otto, ^rrt 118

handesKommandanten 80 f. Vgl. Bauern, 
Württemberg

Landesverrat 282

handjägerKorps 235, 273 f.

handräte 217, 236
- KPD und D8PD angehörend 254, 257

handnirtschskt, politischer Kinfluß 107

hand^virtsehaktlicher llauptverein im Be 
gierungsherirlr IVIünster 133

hange, Oeorg, Oberleutnant ?.8. a. D. 224—227

hange, Beiter 170

hehensmittel
- K^angsbeitreibungen 177, 237, 245
- Krawalle ^vegen h. 96

hehensviehtige Betriehe (KleKtrirität, Oas, 
hehensmittelversorgung, ^Vasser) 27

- 8cbutr dieser Betriebe 249

hegalität XIX

legislative XXI

heiprig 4, 6, 9, 12, 18, 20, 28, 32, 70 f., 172, 178, 
179, 260, 262

- Bürgerausschuß 4
- Kin^vobner^ebr 171 f.
- Polizei, polireidirektor 172
- Vororte 70

„leipziger VolKsreitung" 18

Henin, Vladimir Ilic 138, 176

Kommandobehörden 

- Wehrkreiskommando VII XX, 10, 199, 204, 
206,229,231 L, 241-243, 268, 280-282, 289 

- Chef des Stabes 10, 282 

- Befehlsstelle Brieg 185 

- Artillerie-Führer 13 54 

- Infanterieführer 7 280 

- Infanterieführer 11 164 

- Brigadekommandeure 19, 127 

- Regimentskommandeure 127 

Kommandogewalt ll9 

Kommunismus 134, 138, 212 L 

Kommunisten 30 L, 88, 143, 176, 191, 253 f.. 
266 

- Führer 247, 256 

- Prozesse gegen K. 253 

- Werbebüros 88 

Kommunistische Arbeiterpartei Deutsch. 
lands (K,A.P.D.) 254 

Kommunistische Internationale, Dritte 
138, 234, 266 

Kommunistische Partei Deutschlands 
(K.P.D.) XII, 6 L, 19,96. 143.234.254.266 

Konferenz von Genua 267 

Konferenz in London 1921 244 

Konferenz von Spa XX. 199, 201 f.. 205, 208 

- Protokoll 201-209 

- deutsche Delegation 201 L 

Konfessionshetze 200 

Konterrevolution 137 

Kopp, Schütze, Vertrauensmann 142 

Korruption 100 f. 

Krauß, Rudolf Y., ~Iajor 129 

Krempelhuber, V., Unteroffizier 141 f. 

Krieg, künftiger gegen Frankreich, Groß
britannien, USA 100 

Kriegsbeschuldigtenprozesse vor dem 
Reichsgericht 260 

Kriegsgefangenenfrage 186 

Kriegsgerichte, außerordentliche 139, 169, 
238 f. 

Kriegsleistungsgesetz (K.L.G.) 228 L 

Kropp, Matrose. Vertrauensmann 150 

Krüger, Reichskommissar für Greifswald ll8 

300 

Lenin 

Kübler, Leutnant, Vertrauensmann 142 

Kündigungsschutz im Zivilberuf für Frei
willige 81 

Labiau, Kreis 190, 217 

- Landrat 190, 217 

- innenpolitische Verhältnisse 217 

Länder des Deutschen Reiches 

- Behörden 248 

- Gesandte 81 

- Parlamente 80 

- Polizei hoheit 272. 274 

- Regierungen 80 f.. 83, 156, 246 f., 257 

- - Befugnisse gegenüber Reichswehr 119, 156 

Landarbeiterstreik 232 L 

Landsberg, Otto, Arzt ll8 

Landeskommandanten 80 L Vgl. Bayern, 
Württemberg 

Landesverrat 282 

Landjägerkorps 235, 273 f. 

Landräte 217, 236 

- KPD und USPD angehörend 254, 257 

Landwirtschaft, politischer Einfluß 107 

Landwirtschaftlicher Hauptverein im Re-
gierungsbezirk Münster 133 

Lange, Georg, Oberleutnant z.S. a. D. 224-227 

Lange, Reiter 170 

Lebensmittel 

- Zwangsbeitreibungen 177, 237, 245 

- Krawalle wegen L. 96 

Lebenswichtige Betriebe (Elektrizität, Gas, 
Lebensmitteh'ersorgung, Wasser) 27 

- Schutz dieser Betriebe 249 

Legalität XIX 

Legislative XXI 

Leipzig 4, 6, 9, 12, 18, 20, 28, 32, 70 L, 172, 178, 
179, 260, 262 

- Bürgerausschuß 4 

- Einwohnerwehr 171 f. 

- Polizei, Polizeidirektor 172 

- Vororte 70 

"Leipziger Volkszeitung" 18 

Lenin, Wladimir Ilie 138, 176 



De«!»!« IVIemel

Xequis, Arnold, Oeneralleutnant XXV, 15-17, 
51 k., 73 k., 112-118

Xe Hand, Henri houis Xdouard, Iranr. Oeneral 
271

Oeunavverlr 246, 254
- Daltung der Xrheiter 256

heupold, hudwig, Oberstleutnant 242 I.

Xevetrovv, Xlagnus v., Xonteradmiral XXV, 
34 k„ 47, 72 , 74-80

Oiebenvverds, Xreis 246

Rieder, Dans, Oeneralleutnant XXII

Idegnitr, kegierungsberirh 270

lbindau 183 I.

kdndemanrr, Daul, Oberbürgermeister 47

hinhsradikale 6 I., 23, 95 k., 153, 176, 203, 214,
217, 253, 264

— Xamplorganisationen 96
- XVallenbesitr 217

Vgl. kadibale

Oipinslri, kickard, sacks. klinister 261 I.

Idppstsdt 83, 95

I lo^rl Oeorge, David, brit. Premierminister 206

Ooebell, Xurt, Xapitanleutnant 65

Doe^enkeld, Vilkried v., pregattenlcapitan 35
Vgl. keicksmarine, Handtruppenteile, 3. klari- 
nebrigade

hvhrdrggen 109, 130 I-, 211
- Kürzungen 82

London, Xonlerenr in X, 244

londoner llltirrratuirr 250 I
- Argumente kiir u. gegen die Annahme 251

Horne de 8t. ^nge, v > Oeneral 114

Hessen (Hei Drieg) 114

hudendorkk, kirich, Oeneral d.lnl. a.D. II, 183, 
276

hudvig, Konrad, Xlitglied der preuü. handesver- 
sammlung 107

hudvigsburg (IVürll.) 54

hübeelc 79

hueeken, Lmil, Oberbürgermeister 122-124, 
147-150

hüdersbaßen 233

hüljenburg 79

hütlwitL, sillier Krkr. v., Oeneral d.Ink. XI, 
XIII-XV, XVII-XIX, 9-II, 21 X, 26, 28, 32-34, 
36^0, 42, 44 I., 47 5, 53, 55 k,, 59, 67 X, 84 X, 
87, 89, 91 X, IIO, 121, 134, 183. Vgl. Kapp- 
hllltivitr-putsch

Hngau-Oelnitr, Industriegebiet von 19

huppe, Hermann, Oberbürgermeister 276 I., 
281 I.

hullrer, Hans, Oberbürgermeister 98

IDaerelier, Oeorg, Oeneralmator, Deleblsbaber 
im ^Vebrkreis IV 9, 28, 46, 84

^ILrlcisehe Oebiete (Xnnepeial) 96

IDLr-runruken 1921 252. Vgl. auch Unruhen

IVlärrvorgänge 1920 s. Kapp-Hllttvitr- 
putsch

- in der Marine 145

Hlahnken, Heinrich, heutnanl 97-99

Hlannesrueht s. Disriplin

IHsnn8eIisklen de« Heere« 85, 104, 130 I., 137, 
162, 165, 184, 205, 224, 229

Hlannselisllen der IHsrine 60, 64, 75, 77, 161, 
181

- XuIHeg in die Oltirierslkmlbalm 145

IVIsnskeld, InduslrieOerirIc von 246

IHnrienwerder, keßierunZsberirli 269 I.
- Oarnison 272

IHsrine s. keieksmarine

Ulsrine, Xaiserlielie
- Leebalaillon 124
- Verurteilung ehemaliger Xngelröriger durch 

Heichsgerichl 260

Hlarx«elie Oesehiehlssukkasaung 108

IHslerisIistisehe ^eltsnsehsuung 108 I , 131

IHstrosenkund, ,,roter", in X'ürnherg 29

Hinter, Lergeant, Vertrauensmann 142

Hleelilenkurx, hreistaaten 28, 88, 253

Hlehliek, kirnst, Heichs- u. Ltaatshommisssr 152

IUeinherg, XdoII, Xlirglied des Vollrugsrats in 
Dortmund 97, 107

IUeinungsLuüerunx, kreie 249

IVIeldeveseii 185

Diemel, XIull 103

301

Lequis 

Lequis, Arnold, Generalleutnant XXV, 15-17, 
51 f., 73 f., 112-118 

Le Rond, Henri Louis Edouard, franz. General 
271 

Leunawerk 246, 254 

- Haltung der Arbeiter 256 

Leupold, Ludwig, Oberstleutnant 242 f. 

Memel 

LiiUwitz, Walther Frhr. V., General d.Inf. XI, 
XIII-XV, XVII-XIX, 9-1I, 21 f., 26, 28, 32-34, 
36-40,42,44 f., 47 f., 53, 55 f., 59, 67 f., 84 f., 
87, 89, 91 f., 1I0, 121, 134, 183. Vgl. Kapp
Lüttwitz-Put,ch 

Lugau-Oelnitz, Industriegebiet von 19 

Luppe, Hermann, Oberbürgermeister 276 f., 
281 f. 

Levelzow, Magnus V., Konteradmiral XXV, Luther, Hans, Oberbürgermeister 98 
34 L, 47, 72, 74--80 

Liebenwerda, Kreis 246 

Lieber, Hans, Generalleutnant XXII 

Liegnitz, Regierungsbezirk 270 

Lindau 183 L 

Lindemann, Paul, Oberbürgermeister 47 

Linksradikale 6 f., 23, 95 L, 153,176,203,214, 
217, 253, 264 

_ Kampforganisationen 96 

- Waffenbesitz 217 
V gl. Radikale 

Lipinski, Richard, sächs. Minister 261 f. 

Lippstadt 83, 95 

Lloyd George, David, brit. Premierminister 206 

Loebell, Kurt, Kapitänleutnant 65 

Loewenfeld, Wilfried V., Fregattenkapitän 35 
Vgl. Reichsmarine, Landtruppenteile, 3. Mari
nebrigade 

Lohnfragen 109, 130 f., 211 

- Kürzungen 82 

London, Konferenz in L. 244 

Londoner Ultimatum 250 f. 

_ Argumente für u. gegen die Annahme 251 

Lorne de SI. Ange, v., General 114 

Lossen (bei Brieg) 114 

Ludendorff, Erich, General d. Inf. a. D. 11, 183, 
276 

Ludwig, Konrad, Mitglied der preuß. Landesver-
sammlung 107 

Ludwigsburg (Würlt.) 54 

Liibeck 79 

Luecken, Emil, Oberbürgermeister 122-124, 
147-150 

Liidershagen 233 

Liitjenburg 79 

Maercker, Georg, Generalmajor, Befehlshaber 
im Wehrkreis IV 9, 28, 46, 84 

Märkische Gebiete (Ennepetal) 96 

Märzunruhen 1921 252. V gl. auch Unruhen 

Märzvorgänge 1920 s. Kap p - L ü t t w i t z-
Putsch 

- in der Marine 145 

Mahnken, Heinrich, Leutnant 97-99 

Manneszucht s. Dis z i pli n 

Mannschaften des Heeres 85, 104, 130 f., 137, 
162, 165, 184, 205, 224, 229 

Mannschaften der Marine 60,64,75,77,161, 
181 

- Aufstieg in die Offizierslaufbahn 145 

Mansfeld, Industriebezirk von 246 

Marienwerder, Regierungsbezirk 269 f. 

'- Garnison 272 

Marine s. Re ich s m a r i n e 

Marine, Kaiserliche 

- See bataillon 124 

- Verurteilung ehemaliger Angehöriger durch 
Reichsgericht 260 

Marxsche Geschichtsauffassung 108 

Materialistische Weltanschauung 108 f., 131 

Matrosenbund, "roter", in Nürnherg 29 

Mayer, Sergeant, Vertrauensmann 142 

Mecklenburg, Freistaaten 28, 88, 253 

Mehlich, Ernst, Reichs- u. Staatskommissar 152 

Meinberg, Adolf, Mitglied des Vollzugsrats in 
Dortmund 97, 107 

Meinungsäußerung, freie 249 

Meldewesen 185 

Memel, fluß 103 

301 



IVlerseburA IXeiHe

VlersebunK, Inllustrieberirlc von 246

iVIeulerei 67
- in Lbemnitr 262
- in Olatr 116 k.
- in XVilbelmsbaven 65, 67, 122

Xle^er, Heiter 170

»lever, Oberleutnant r. 8. 79

Xle^er-OuittlinAen, Dietricb, KreZattenbapitan 
43 k„ 75

IVIiebaelis, Villiam, Konteracimiral 44, 48, 
214-216

IVliebelsen, Entires», X^ireaclmiral 56, 58-65, 
147-150

Vlilitärbekeblsliakier s. 17 n r u 6 e n

IVlilitärllilclatui', Oekalrr cler, luli 1919 33
- 14, Närr 1920 26

lVlilitarisnius 214, 259, 262

lVIittelberKer, Hilmar Hitter v,, Xlajor XXV, 
9-11

IVIitkellientseblanrl 257, 264
- Onruben 182, 246 k,, 253

IVIittelkranlien 276
- HeAierunZspräsiOent 29

IVlittelstsnll 100

Xlittelstanllspartei 184

IVIölil, ^rnoI6 v,, Oeneralleutnant, Oberbekebls- 
baber tier HeiebswebrZruppe 4 XVII, 5-8, 15, 
17, 21-27, 29 I,, 48 I,, 67-69, 80 l„ 105, 126 I,, 
132 k„ 140, 153 k,, 162 k,, 179-181, 199, 204, 
207-209, 229 k„ 241-243, 268 I,, 282 k.. 285 k„ 
289

»lölrrenllork bei LrlsnZen 279

IVloneb, XValter. Kapitän r,8, 77

IVIonareliie 8, 56, 101

Xlonarebisinus XII k,, 59, 136, 279
- bei Leruksokkirieren 123

»lonlxelas, Xlaximilian Oral v,, Oeneral 6, Ink, 
a.D. 132, 140

IHorsI lies lieutselien Vollies 100, 108 k,, 264

Hlorll, politiscber 275

Xlosliau 176
- 6eulscber Lotscbakter in XI. 287, 289

302

IVlüllerk-VleininZen), kirnst, ba>er, Xlinister 23

»Inlier, Hermann, Keicbslianrler 119, 188, VZI. 
kieicbsreZierung, HegierunZ Xlüiier

»liiller, Kurt, Oberleutnant 131, 205

»lüneben 6, 15, 17 k,, 23-25, 105, 125, 130, 132, 
185, 219, 223, 243 k„ 264 k,, 285 k,

- 8tanciort lies HeickstvebrAruppenilommancios 4 
5, 15, 17 k,, 54, 67, 126, 132, 153 k,, 162, 199, 
207-209, 229, 241, 264, 268 k,, 282, 289

- Ztaatsbommissar kür »Iüncben-8talir uncl 
-banli 27

- Doiireipräsiüent s. ? ö b n e r , kirnst
- DolireiOirelition 7, 29

,,»Iüneliener IVeuesle iXaelrrieliten" 285

„»lünekiner post" 132 k,, 140

»lünster, UeZierunAsberirb 50
- banülvirtscbaktlieber klauptverein 133

»lünster, 8talit 135
- 8ikr lies Oberprasicienten cler Drovinr XVest- 

kalen 13, 153, 188
- 8kanliort lies lVebrlireisbommancios VI 144, 

147, 151, 160
- 8tanciort lies 8tabes tier Division »lünster 128
- „Holer briecie von XI." 135, 168

»lunitionsrlepot in Kiel 45

»lnnster 224

IXaebrielitenclienst, niilitäriselier 151, 169, 
172 k.

- Xustauscb von iXacbricbten mit ^ivilbeborcien 
166

- Verbot politiscber HetätißunZ 166
- XVieliereinricbtunZ eines XIacbricbten- unli Vb- 

rvebrllienstes 173
- Avilaukblärer 169

IXaAel, banürat 116

»iationalbolselrewisinus 212 k„ 217

IVationaler Oeclanlie, nationale Oesinnun^ 
182, 217, 265, 270 k.

IXalionale Vereini^unA (OrZanisation) XI, 4, 36

iXationalversaininlunA XI k„ XVII k„ XXI, 12, 
22, 26, 39 k„ 54, 69, 128, 137, 139, 143, 145

- HauskaltsausscbuL 145, 159

IXaturalleistnnAen s. KriegsleistunZs-
8 eseIr

IXeilie, 8taclt 15

Merseburg 

Merseburg, Industriebezirk von 246 

Meuterei 67 

- in Chemnitz 262 

- in Glatz 116 f. 

- in Wilhelmshaven 65, 67, 122 

Meyer, Reiter 170 

Meyer, Oberleutnant z. S. 79 

Meyer-Quittlingen, Dietrich, Fregattenkapitän 
43 f., 75 

Michaelis, William, Konteradmiral 44. 48, 
214-216 

Michelsen, Andreas, Vizeadmiral 56. 58-65, 
147-150 

Militärbefehlshaber s. U n ruh e n 

Militärdiktatur, Gefahr der, Juli 191933 

- 14. März 192026 

Militarismus 214, 259, 262 

Mittelberger, Hilmar Ritter v.. \Iajor XXV. 
9-11 

Mitteldeutschland 257, 264 

- Unruhen 182, 246 f., 253 

- Polizeiaktion 258 

Mittelfranken 276 

- Regierungspräsident 29 

Mittelstand 100 

Mittelstandspartei 184 

Möhl, Arnold v., Generalleutnant, Oberbefehls
haber der Reichswehrgruppe 4 XVII, 5-8, 15, 
17,21-27,29 f., 48 f., 67-<j9, 80 f., 105, 126 f., 
132 f., 140, 153 f., 162 f., 179-181, 199, 204, 
207-209, 229 f., 241-243, 268 f., 282 f., 285 f., 
289 

Möhrendorf bei Erlangen 279 

Mönch, Walter. J.;apitän z. S. 77 

Monarchie 8, 56, 101 

Monarchismus XII f., 59, 136, 279 

- bei Berufsoffizieren 123 

Montgelas, Maximilian Graf v., General d.lnf. 
a. D. 132, 140 

Moral des deutschen Volkes 100, 108 f.. 264 

Mord, politischer 275 

Moskau 176 

- deutscher Botschafter in M. 287, 289 

302 

Neiße 

Müller(-Meiningen), Ernst, bayer. Minister 23 

)Iüller, Hermann. Reichskanzler 119, 188. Vgl. 
Reichsregierung, Regierung Müller 

Müller, Kurt, Oberleutnant 131, 205 

München 6, 15, 17 f., 23-25, 105, 125, 130, 132, 
185, 219, 223, 243 f., 264 f., 285 f. 

- Standort des Reichswehrgruppenkommandos 4 
5,15, 17 f., 54, 67, 126, 132, 153 f., 162, 199, 
207-209, 229, 241, 264, 268 f., 282, 289 

- Staatskommissar für München-Stadt und 
-Land 27 

- Polizeipräsident s. P ö h n er, Ernst 

- Polizeidirektion 7, 29 

"Münchener Neueste Nachrichten" 285 

"Münchner Post" 132 f., 140 

)Iünster, Regierungsbezirk 50 

- Landwirtschaftlicher Hauptverein 133 

)Iünster, Stadt 135 

- Sitz des Oberpräsidenten der Provinz West
falen 13, 153. 188 

- Standort des Wehrkreiskommandos VI 144, 
147, 151, 160 

- Standort des Stabes der Division Münster 128 

- "Roter Friede von .\1." 135, 168 

Munitionsdepot in Kiel 45 

Munster 224 

Nachrichtendienst, militärischer 151, 169, 
172 f. 

- Austausch von Nachrichten mit Zivilbehiirden 
166 

- Verbot politischer Betätigung 166 

- Wiedereinrichtung eines Nachrichten- und Ab-
wehrdienstes 173 

- Zivilaufklärer 169 

Nagel, Landrat 116 

Nationalbolschewismus 212 f., 217 

Nationaler Gedanke, nationale Gesinnung 
182, 217, 265, 270 f. 

Nationale Vereinigung (Organisation) XI, 4,36 

Nationalversammlung XI f., XVII f., XXI, 12, 
22, 26, 39 f., 54, 69, 128, 137, 139, 143, 145 

- Haushaltsausschuß 145, 159 

Naturalleistungen s. Kr i e g sIe ist u n g s
gesetz 

Neiße, Stadt 15 



IXeudurK s. ä. Oonsu Okkiriere äerNlsrine

IXeukurg n-«I. Oonnu 208

„IXeue preukisehe Leitung" fXreurreitung) 
268

IXeurnnnn, peläwebel 161 1.

iXeureutlrvr, Ksrl, Xspitänleutnunt 218-223

IVeusluäl n.ä. krsuns 15

?Ieu-Vorponiinern, innenpolitische Kuge 232

IXevviger, pittmeister 170

IVnIIel, Lksrles, frsnr. Lenerul 262-264

IXorälrnIr 220

IXnsIce, Oustsv, peichswehrminister XII, 
XIV-XVII, XX, II, 13, 17, Id, 30, 32-34, 
36-42, 48, 57, 72, 75 l,, 78, 82, 87,91, 108, 112, 
114, 132, 140, 148-150, 152, 159, 203, 255 I,

- Verfügung vom 20. 9. 1919 über Bekämpfung 
von Unruhen 247, 255 I.

- Aufruf LN the Gruppe vom 19. 3. 1920 XVII
- ,,Oiktutur IXoske" 33 I.
- rur Lirustion äer Xlarine 145 I., 159

IXolsisnäsnrkieilen 233

IXovemberereiKnisse 1918 XII, 89, 180, 214, 
225, 242

- Xlsrine unä IX. 214, 218

IXürnderg 24, 27-29, 206, 208, 281 I.
- ^rheiterschslt 278
- Oberbürgermeister s. kuppe
- 8?0-0rgLnis3tinn 277-279

Okerbs^ern, kiegierungsberirk
- kegierungspräsiäenl 26

Okerkokiren, prnst, ZtuäienrLt, XI. ä. 8. 146

Oberkrnnlren, kiegierungsberirk 29

Oberland s. 8 LIL ! 11on , 8 unä , Frei
korps O.

Oberprüsiäenten 47, 116, 151 8, 170
- Oberpräsiäium 253 I.

Oberreiekssnwsll 220

Oberseklesien 103, 244, 251 I., 265, 270-272, 
276

- ^ngrikksriel äer Holen prince 103
- geärobung äurch ?olen 244, 252, 265, 271
- 8cbutr äurck lieickswebr 270, 272
- Volksubstimmung üder äeulsch-polnische 

Orenre 251, 265

- Kämpfe in O. 276
- Inäustriegebiet 103

Oäer, PIu6 103

Ökkentliebe 8iekierbeit unä Oränung 24, 87, 
173. 187. 238, 247-249, 274

- Oefäbräung XIV
- Oeselrgebungskompetenr äes 8eiches lür 

8cbulr 274
- Oewäbrleistung XIV
- Meäerberstellung 177, 238, 240
---- Verfügung äes kieicbswebrminisleriums, 

Heeresleitung 235
---- Veroränungen äes lieichsprLsiäenten s. äort

Vgl. 8uhe unä Oränung

Ökkentliebkeilssrbeil 15-17, 169, 186

Oels 15

Oerlren, Karl-Kuäwig v., Oherslleutnunt 267

Okkiriere äes Heeres 67 I., 81, 85, 117
- ksge äes Offirierkorps 88 t.
- politische Einstellung 68, 88 k., 126 I., 268 I.
- Peilung Oeutscblanäs vor äem Holscbewismus 

68
- Hullung wäbrenä äes I<Lpp-kültwitr-?uIsches 

28, 89, 162-165, 193, 195
---- Untersuchung äes Verhüllens 193
---- i^mnesliekoräerung 67 l.
---- pnllsssungen 86
- keine politische Letätigung 68
- ehrenwörtliche Erklärung üker Zugehörigkeit 

ru politischen Oruppen 127
- personLlungelegenheiten
---- liesetrung von Okkirierstellen mit länterokki- 

rieren 85, 104
---- --- von Ztuhsolkirierstellen mit lisserveakfirie- 

ren 171
---- Offirierwubl 117
- Verhältnis ru länteroklirieren 127
- pursorge für Untergebene 104, 280

Okkiriere äer Marine 59-67, 72 f., 214 f., 218, 
221-223

- Leeoffiriere 122, 146, 158 k.
- Ingenieuruffiriere 158 k., 221
- Verhältnis rwiseben 8eeokkirier- unä Inge- 

nieurotkirierkorps 158 k.
— puchoffiriere, IImwLnälung in besmte 146
- Verhältnis ru veckokkirieren unä känterofkirie- 

ren 123
- OffiriersteHenbesetrung 145

303

Neuburga. d. Donau 

Neuburg a. d. Donau 208 

"Neue Preußische Zeitung" (Kreuzzeitung) 
268 

Neumann, Feldwebel 161 L 

Neureuther, Kar!, Kapitänleutnant 218-223 

Neustadt a. d. Braune 15 

Neu-Vorpommern, innenpolitische Lage 232 

Newiger, Rittmeister 170 

Nollet, Charles, franz. General 262-264 

Nordholz 220 

Noske, Gustav, Reichswehrminister XII, 
XIV-XVII, XX, 11, 13, 17, 19, 30, 32-34, 
36-42,48,57,72,75 L, 78, 82, 87,91,108,112, 
114, 132, 140, 148-150, 152, 159, 203, 255 L 

_ Verfügung vom 20. 9. 1919 über Bekämpfung 
von Unruhen 247, 255 f. 

- Aufruf an die Truppe vom 19. 3. 1920 XVII 

_ "Diktatur Noske" 33 L 

_ zur Situation der Marine 145 L, 159 

Notstandsarbeiten 233 

Novemberereignisse 1918 XII, 89, 180, 214, 
225, 242 

_ Marine und N. 214, 218 

Nürnberg 24, 27-29, 206, 208, 281 L 

_ Arbeiterschaft 278 

_ Oberbürgermeister s. Lu p p e 

_ SPD-Organisation 277-279 

Oberbayern, Regierungsbezirk 

_ Regierungspräsident 26 

Oberfohren, Ernst, Studienrat, M. d. R. 146 

Oberfranken, Regierungsbezirk 29 

Oberland s. Bat a i 11 0 n, B und, Fr e i -
korps O. 

Oberpräsidenten 47, 116, 151 L, 170 

_ Oberpräsidium 253 L 

Oberreichsanwalt 220 

Oberschlesien 103, 244, 251 L, 265, 270-272, 
276 

_ Angriffsziel der Roten Armee 103 

_ Bedrohung durch Polen 244, 252, 265, 271 

_ Schutz durch Reichswehr 270, 272 

_ Volksabstimmung über deutsch-polnische 
Grenze 25l. 265 

Offiziere der Marine 

- Kämpfe in O. 276 

- Industriegebiet 103 

Oder, Fluß 103 

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 24,87, 
173. 187.238, 247-249, 274 

- Gefährdung XIV 

- Gesetzgebungskompetenz des Rt>iches für 
Schutz 274 

- Gt>währleistung XIV 

- Wiederherstellung 177, 238, 240 

- - Verfügung des Reichswehrministeriums, 
Heeresleitung 235 

- - Verordnungen des Reichspräsidenten s. dort 
Vgl. Ruhe und Ordnung 

Öffentlichkeitsarbeit 15-17, 169, 186 

Oels 1.1 

Oertzen, Karl-Ludwig v., Oberstleutnant 267 

Offiziere des Heeres 67 L, 81, 85, 117 

- Lage des Offizierkorps 88 f. 

- Politische Einstellung 68, 88 L, 126 L, 268 L 

- Rettung Deutschlands vor dem Bolschewismus 
68 

- Haltung während des Kapp-Lüttwitz-Putsches 
28, 89, 162-165, 193, 195 

- - Untersuchung des Verhaltens 193 

- - Amnestieforderung 67 L 

- - Entlassungen 86 

- keine politische Betätigung 68 

- ehrenwörtliche Erklärung über Zugehörigkeit 
zu politischen Gruppen 127 

- Personalangelegenheiten 

- - Besetzung von OffiziersteIlen mit Unteroffi-
zieren 85, 104 

- - - von StabsoffiziersteIlen mit Reserveoffizie-
ren 171 

- - Offizierwahl 117 

- Verhältnis zu Unteroffizieren 127 

- Fürsorge für Untergebene 104, 280 

Offiziere der Marine .')9-67, 72 L, 214 L, 218, 
221-223 

- Seeoffiziere 122, 146, 158 L 

- Ingenieuroffiziere 158 L, 221 

- Verhältnis zwischen Seeoffizier- und lnge-
nieuroffizierkorps 158 L 

- Fachoffiziere, Umwandlung in Beamte 146 

- Verhältnis zu Deckoffizieren und Unteroffizie-
ren 123 

- OffiziersteIlenbesetzung 145 

303 



Okkiriere cler Xlarine polirei

---- gekorclerte Drsetrung ciurch Deelcokkiriere 
uncl Onterokkiriere 122 k,, 145

------- ciurch Heserveokkiriere 123
- Xutorität 219, 225
- XliOlrauen gegen Okkiriere 56
- Kampk gegen Okkiriere 60 k., 72 k,, 149
---- Oewaltmaknahmen 63
---- Verhaktungen 65, 72, 122
---- kintrug uncl HückZube cier Kommanciogewalt 

XVIII, 66, 162
- Viecierkerslellung cies Xnsehens 159
- politische Einstellung 59 k,, 64, 68, 122 k,, 

126 k., 148, 222
---- republikanisch gesinnte Okkiriere 123
---- Umstellung auk neue Verhältnisse 223
- Verfassungstreue 62, 64, 222

Oblgu 14

Obrclruk, f'ruppenübungsplatr 257

Olclenburg, kreistaat 14
- Ltaatsregierung 58-61, 64, 67, 149
---- Xlinisterpräsiüent s, 'kantren-Dee- 

ring

Olclenburg, Ltaclt 58

Olclersbausen, kirich krhr, V,, Oeneralmajar
36 k,, 39 k„ 91

Opel, Xugusl, Xlajor 203 k,

Opitr, Oberstückmeistermaat 161 k,

Oppeln 271

Orclnungspolirei 186, 246

Organisation kiselierieb 253

Orgeseb (Organisation Dscherich) 253

Ortspolirei 235

Ortswebren 134, 137, 139, 144

Ostpreuüen 88, 118, 142 k,, 220, 263
- provinr 3, 30, 88, 143
---- Oberpräsicient 216 k.
- kegierungspräsicienten 191
- Danciräte, Kreisräke 217
- kleichslcommissar 118, 142
- Xusnahmerustancl 142
- Orenrseliutr 263
- Danübevölkerung 190
- Xlarine in O, 220
- Oegnerschakt gegen Polen 217
- 2el eines russischen Xngrikks 103

Ostpreuüiseber Heiinatbuncl I0I

Oven, Lurgharü v., Generalmajor 40, 91

paasebe, Hans, Kapilänleutnant a, D, 174 

Pabst, IValüemar, Hauptmann 36, 39, 45 

paraquin, kirnst, XIajor a, D, 132, 140 

parebiin 171

Parteien
- in Ladern 6—8, 22 k., 154
- in Lachsen 20
- hürgerliche XIII, 52, 100, 154, 266
- socialistische 20, 72, 128, 234, 257
- ,,linksraüilcale" 252 k,, 257

Paulssen, Xrnolcl, sächs, unü thüring, Xlinisler, 
peicliskommissar 118

pawelsr, kiicharü v., Oherst 232-234

pkekker, proreü gegen 253

Dillinger, Otto, Lanitätsrat 268

planelc, prwin, kegierungsrat 267

Plauen, Dienstverweigerung cier polirei 260

Plünderung 23, 70, 88, 97, 135, 274

pökner, kirnst, polireipräsicient 7, 24

poblinann, Xlexanüer, kiegierungsprasiclent 
84 k,

Poincare, ka/monü, kranrösiseher Ninisterprä- 
siclent 283—285

Polen (Staat) 102 k,, 212, 217, 244, 263
- poln, Insurgenten 265
- Xukstanci am 3, 5, 1921 251
- Hungersnot u. Neuerung 102
- Ltreiticräkte 244, 271
- Verletrung cier cieutschen Orenre 269

poliliselie Oekangene, Lammellager kür 63

polirei XV, XX, 3, 14, 97, 172, 174, 254
- polireigewalt 239
- Dewakknung uncl Xusrüstung 246
- beamte 246, 261
---- Koalitionsrecht 248
- Xlilitarisierung 259
- polireipräsicient als kekehlskaher 152
- kiinsstr im Orenrüberwachungsüiensr 270

Vgl. poiireiaktionen, Lchutrpolirei, Licher- 
keitspolirei, Onruhen

304

Offiziere der Marine Polizei 

- - geforderte Ersetzung durch Deckoffiziere Ost preußischer Heilllatbund 101 
und Unteroffiziere 122 f., 145 

___ durch Reserveoffiziere 123 Oven, Burghard v., Generalmajor 40, 91 

- Autorität 219, 225 

- Mißtrauen gegen Offiziere 56 

- Kampf gegen Offiziere 60 f., 72 f., 149 

- - Gewaltmaßnahmen 63 

- - Verhaftungen 65, 72, 122 

- - Entzug und Rückgabe der Kommandogewalt 
XVIII, 66, 162 

- Wiederherstellung des Ansehens 159 

- Politische Einstellung 59 f., 64, 68, 122 f., 
126 f., 148,222 

- - republikanisch gesinnte Offiziere 123 

- - Umstellung auf neue Verhältnisse 223 

- Verfassungstreue 62, 64, 222 

Ohlau 14 

Ohrdrnf, Truppenübungsplatz 257 

Oldenburg, Freistaat 14 

- Staatsregierung 58--61, 64, 67, 149 

Paasche, Hans, Kapitänleutnant a. D. 174 

Pabst, Waldemar, Hauptmann 36, 39, 45 

Paraqnin, Ernst, Major a. D. 132, 140 

Parchim 171 

Parteien 

- in Bayern 6--il, 22 f., 154 

- in Sachsen 20 

- bürgerliche XIII, 52, 100, 154, 266 

- sozialistische 20, 72, 128, 234, 257 

- "linksradikale" 252 f., 257 

Paulssen, Arnold, sächs. und thüring. Minister, 
Reichskommissar 118 

Pawelsz, Richard v., Oberst 232-234 

Pfeffer, Prozeß gegen 253 

- - Ministerpräsident 
ri n g 

s. Ta n t zen - H e e - Pittinger, 0110, Sanitätsrat 268 

Planck, Erwin, Regierungsrat 267 

Oldenburg, Stadt 58 

Oldershansen, Erich Frhr. Y., Generalmajor 
36 f., 39 f., 91 

Opel, August, Major 203 f. 

Opitz, Oberstückmeistermaat 161 f. 

Oppeln 271 

Ordnnngspolizei 186, 246 

Organisation Escherich 253 

Orgesch (Organisation Escherich) 253 

Ortspolizei 235 

Ortswehren 134, 137, 139, 144 

Ostprenßen 88, 118, 142 f., 220, 263 

- Provinz 3, 30, 88, 143 

- - Oberpräsident 216 f. 

- Regierungspräsidenten 191 

- Landräte, Kreisräte 217 

- Reichskommissar 118, 142 

- Ausnahmezustand 142 

- Grenzschutz 263 

- Landbevölkerung 190 

- Marine in O. 220 

- Gegnerschaft gegen Polen 217 

- Ziel eines russischen Angriffs 103 
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Planen, Dienstverweigerung der Polizei 260 

Plünderung 23, 70, 88, 97, 135, 274 

Pöhner, Ernst, Polizeipräsident 7, 24 

Pohlmann, Alexander, Regierungspräsident 
84f. 

Poincare, Raymond, französischer Ministerprä-
sident 283-285 

Polen (Staat) 102 f., 212, 217, 244, 263 

- poln. Insurgenten 265 

- Aufstand am 3. 5. 1921 251 

- Hungersnot u. Teuerung 102 

- Streitkräfte 244, 271 

- Verletzung der deutschen Grenze 269 

Politische Gefangene, Sammellager für 63 

Polizei XV, XX, 3,14,97,172,174,254 

- Polizeigewalt 239 

- Bewaffnung und Ausrüstung 246 

- Beamte 246, 261 

- - Koalitionsrecht 248 

- Militarisierung 259 

- Polizeipräsident als Befehlshaber 152 

- Einsatz im Grenzüberwachungsdienst 270 
V gl. Polizeiaktionen, Schutzpolizei, Sicher
heitspolizei, Unruhen 



Roliseialctionsn ReiebsAeriebl

RoliLeiabtionen 177, 245, 248, 258
- .VblebnunZ 6es Linsatres 6er Reiebswebr kllr 

sis 177, 245
VZI, Orenrpolireit llnruben

Rolixeistunkle 239, 258

Rolireiwekren 12, 24, 26, 2d, 48, 54, 107, 134, 
206, 235, 237, 277

- RntwaOnung 12, 107

Roiniuern 232, 263

Rost^ekeiinnis 249, VZI, 6run6reebte

Rolsclaru 55

Rrätorisnerbeer 89, 113

prater, Karl v,, Xlajor 7, 21, 30

prefer, Konraci Ritter v,, ba^er, Lesanclter 106

Rreinit^er, v., 6ensralma)or 128
Rresse 3, 8, II, 77, 91, 95, 115, 123, 129, 132, 

136, 159, 162, 169, 175, 185 1,, 193-195, 223, 
253-255, 264, 267 1., 277, 283

- Rressenacbrieklen 10, 136, 162, 172
- Rresseor^ane 3, 165, 172, 203, 233, VA, ciie 

Utel cler ^eitunZen
---- Rrovinrpresse 186
---- linlcsstebenüe 56, 60, 115, 183, 289
---- linlcsraiilcale 95, 115, 138, 264, 289
---- sorialistiscbe 25, 233
---- recbtsstekenie 267
- Hetre Ze^en IMitsr 104, 153, 214 1,, 248 1,, 

255, 280
- Instrument 6er Reiebswebr kur ^ukblarunAS- 

rwsclce 117
- RescbränbunZ 6er Rressekreikeit 3, 239, 258
___in kuklanb 154
___2eitungsverbote 13, 63, 239, 258

Rreulieu 80
- 8taatsministerium 83, 209, 274

___Vlinisterpräsiüent 272
---- Innenministerium) 152, 207, 211, 246 

252-255, 257
------- venlcsekrikt über Uarrunruben 1921 

252-259
---- 4ustirminister(ium) 160
---- KrieZsministerium 210
- KancltaZ, Ilntersuebungsaussebub 246
- 8ickerkeilspolirei 210 I,

probn (bei 8trslsun6) 233

Rrolelnrial 19, 24, 97, 107
VZI, RewalknunZ, Oilctatur

Rutilow-Werlte 212

l'utsek 8, 22, 24, 37, 76
- Rulsebplane 1921 244 I,
- RutsekZskabr 253 1,, 270, 276 I.

Vgl, Kapp-Imttwitr-Rutseb

Ouuel-Rasleni, Huns, Xapitiin 2,8, 55-67

Ousrlierlsslen 272, 274
Ounrtierleistun^se^etr 228

()uasl, IzntercMrier 61

Rncleli, Karl, Rolitiber 212

RnlliRale 96 1„ 100, 137, 143, 253
- Rresse 95, 115
- Rewalknunj; 97
- KntwaRnung 203

Vj;I, binlcsrabilcale, Rutscb

kiae6er, Kricb, Kapitän r, 8, 43 I,, 46, 48, 79

kale s, ^rbeilerrate, 8nI6alenräte

Räteberrsebakt, -clibtatur
- in klarern 23
- in Dlllneben 95, 219
- in 6er 8ow)etunion 213
- sis Lelabr brw. ^iel 13, 19, 83

Räterepublik XV, 17, 26, 154

Rüles/slem 213

Ilassenbetre 200

kknt «1er VuIIrsbenuktrnAten XII

Ratbenau, Valtber, keielisminister cles z^us- 
wartigen 273, 275 b, 285 k,

Rau, Hauptmann 131, 205 I,
Rauseber, lilricb, Xlinisterialiirelctur 40

Resensburk 28 k,, 202, 208, 242, 289

IkeLierunKsprssiclenten 274, Vgl, Dnruben

lieicbeubaeb (Vuzrtlani) 19

Reiebseiubeil 245

Reiebsexelcutive 276

Reiebstnrben 86, 182, 223, 231, 242, 244
V^b Kolcarie, 8cbwarr-Rot-6nl<I, 8ebcvar/-
^Vei6-Rnt

ReiebsklnAAe tOrßanisatinn) 276, 278

Reiebs^eriebt 276, VK>I, Oberreiebsancvalt 
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Polizeiaktionen 177, 245, 248, 258 

- Ablehnung des Einsatzes der Reichswehr für 
sie 177, 24.5 
Vgl. Grenzpolizei; Unruhen 

Polizeistunde 239, 258 

Polizeiwehren 12, 24, 26, 29, 48, 54, 107, 134, 
206, 23.5, 237, 277 

- Entwaffnung 12, 107 

Pommern 232, 263 

Postgeheimnis 249. VgI. Grundrechte 

Potsdam 55 

Prätorianerheer 89, 113 

Prager, Kar! v., Major 7,21. 30 

Preger, Konrad Ritter V., bayer. Gesandter 106 

Preinitzer, v., Generalmajor 128 

Presse 3, 8, ll, 77, 91, 95, 115, 123, 129, 132, 
136, 159, 162, 169, 175, 185 f., 193-195,223, 
253-255, 264, 267 f., 277, 283 

_ Pressenachrichten 10, 136, 162, 172 

_ Presseorgane 3, 165, 172, 203, 233. V gl. die 
Titel der Zeitungen 

__ Provinzpresse 186 

_ - linksstehende 56, 60, 115, 183, 289 

__ linksradikale 95, 115, 138, 264, 289 

__ sozialistische 25, 233 

__ rechtsstehende 267 

_ Hetze gegen Militär 104, 153, 214 f., 248 f., 
255,280 

_ Instrument der Reichswehr für Aufklärungs-
zwecke 117 

_ Beschränkung der Pressefreiheit 3, 239, 258 
__ in Rußland 154 

__ Zeitungsverbote 13, 63, 239, 258 

Preußen 80 
_ Staatsministerium 83, 209, 274 

__ Ministerpräsident 272 

- - Innenminister(ium) 152, 207, 211, 246, 
252-255, 257 

_ - - Denkschrift über Märzunruhen 1921 
252-259 

__ Justizminister(ium) 160 

__ Kriegsministerium 210 

_ Landtag, Untersuchungsausschuß 246 

_ Sicherheitspolizei 210 f. 

Prohn (bei Stralsund) 233 

Proletariat 19, 24, 97, 107 
V gl. Bewaffnung, Diktatur 

Reichsgericht 

Putilow-Werke 212 

Putsch 8, 22, 24, 37, 76 

- Putschpläne 1921 244 f. 

- Putschgefahr 253 f., 270, 276 f. 
VgI. Kapp-Lüttwitz-Putsch 

Quaet-Faslem, Hans, Kapitän z. S. 55-67 

Quartierlasten 272, 274 

Quartierleistungsgesetz 228 

Quast, Unteroffizier 61 

Radck, Kar!, Politiker 212 

Radikale 96 f., 100, 137, 143,253 

- Presse 95, 115 

- Bewaffnung 97 

- Entwaffnung 203 
V gI. Linksradikale, Putsch 

Raeder, Erich, Kapitän z. S. 43 f., 46, 48, 79 

Räte s. Ar bei te r rät e, Sol d at e n rät e 

Räteherrschaft, -diktatur 

- in Bayern 23 

- in München 95, 219 

- in der Sowjetunion 213 

- als Gefahr bzw. Ziel 13, 19, 83 

Räterepublik XV, 17, 26, 154 

Rätesystem 213 

Rassenhetze 200 

Rat der Volksbeauftragten XII 

Rathenau, Walther, Reichsminister des Aus
wärtigen 273. 275 f., 285 f. 

Rau, Hauptmann 131, 20.5 f. 

Rauscher, UIrich, Ministerialdirektor 40 

Regensburg 28 f., 202, 208, 242, 289 

Regierungspräsidenten 274. VgI. Unruhen 

Reichenbach (Vogtland) 19 

Reichseinheit 245 

Reichsf"xekutive 276 

Reichsfarben 86, 182, 223, 231, 242, 244 
V gI. Kokarde, Schwarz-Rot-Gold, Schwarz
Weiß-Rot 

Reidlsflaggc IOrganisation) 276, 278 

Reichsgericht 276. V gI. Oberreichsanwalt 
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kereLsLser LeieLsinarine

keiekskeer 38, 107, 245, 263 L, 269-271
- Neugliederung XX, 103 1.
— Heeresleitung XX, 38
---- Obek cler Heeresleitung s. Le inHardt, 

8 eeekt
---- IVuppenamt 10, 20 k., 50 1., 119, 175, 

245-250, 266 1.
------- Ohek cles Iruppenamts s. 8eeckt, 

D 3 s s 6
- in Laden 83, 107
- in Kamern 7-9, 15, 17, 21, 23, 30, 48 5., 80 k., 

125-127, 132 1., 179-185, 207-209, 243
---- Division XIX
---- Okkiriere 132
---- Xlannscbakwn 180 k.
---- ^ukgabe im Deimatland 208
---- Verhältnis ru anderen deutschen Gruppen

5, 8, 23
------- rur Leichswebrkübrung 15
---- Verwendung im Ruhrgebiet 83. Vgl. Lrigade 

Lpp
- in Ostpreußen 3
- in Württemberg 12, 105—107, 137
- Lersonalkragen 132. Vgl. Okkiriere des Deeres
Vgl. Kommandobehörden und Dienststellen des 

Deeres; Truppenteile des Deeres; Okkiriere, 
Onterokkiriere, Xlannsebakten des Deeres; ker
nel- Leichswebr

DeieLsLvkarcle s. Kokarde

DeieLsIrriininsIpoIireigesetr 276

DeieLsmaririe XVIII, XXIV, 37 k., 43 k., 57. 
59 k., 64, 66 k., 72, 75, 122-124, 145-147, 149, 
158, 162, 233

- Admiralität XVIII, 35, 37, 47 k., 56, 58. 60. 
62 k., 66, 72, 78 k., 122 k., 145, 148 k., 158 k., 
215 k., 221

---- Obek der .Admiralität 214, s. im übrigen 
1 r 0 tha , Xdolk Leberecht v.

---- Ltatabteilung 146
- Xlarineleitung s. Leicbsmarine. Ad

miralität
---- Obek der Xlarineleitung s. 6 ehncke
- Xlarinekommandoamt 233
- - ^Vebrabteilung 159
- Obek des Xlarinepersonalamts 220
- Xlarinestationen XVIII, 33, 38 k., 43, 219, 260
---- Xlarinestation der Xordsee
------- 8tationskommando 56-66, 260
------- 8tationsehek s. XI i c b e l s e n, Orune - 

wald
------- Ohek des 8tabes s. Huaet-Laslem

------- Kommandeure 64
------- Okkiriere 64 k., 148
- - Xlarinestation der Ostsee 159
------- 8tationskommando 75-79, 219 k., 260
------- 8tationschek s. Levet 2 ow
------- Obek des 8tabes s. Lehmann
- 8chwimmende Einheiten
---- Flottille Albrecht 219
---- Diserne käottille 59, 62
---- Minensucher 62, 65, 160, 219
------- Xlinensucbverbände 123, 159
------- 7. Ostsee-XIinensueh-Dalbklottille 150
------- 8. Ostsee-Xlinensuch-Dalbklottille 159 k.
---- Torpedoboote 77
---- Lesatrungen der Kreurer 62
---- 8tammpersonal der ,,Damburg" 225
- Landtruppenteile der Marine
---- I. Xlarine-Lrigade (v. Loden) 225
---- 2. Xlarine-Lrigade (Lbrbardt) XI, XIII, 10, 

20 k., 35 k., 38 k., 136, 219
------- Xuklösungsbekeb! 36
---- 3. Xlarine-Lrigade (v. Loewenkeld) 35 k., 62, 

76
------- /Vuklösungsbekebl 36
---- Küstenwehrregiment 59, 61 k., 64 k., 124
------- Küstenwehrabteilung III Lebe 219
------- Küstenwehrabteilung Loeblitr 220 
----8chikfst3mmdet3ehement Nordsee 225 k.
- Lage der Xlarine 122-124, 146-150, 214-216, 

2IL-227

---- drohende X.uklösung 67, 220
---- eventuelle Unterstellung unter den Obek der 

Heeresleitung 214

- ^Viederaukbau 36, 67, 75, 158, 160, 214, 225
---- ,,Oesundung auk dem V/asser" 227
- und Lolitik 214, 218, 223
---- Verkassungstreue der Kommandeure 222
------- der Deckokkiriere, Onterokkiriere und 

Xlannscbakren 60
- und Xovemberereignisse 1918 214, 218
- Auslieferung der Dlotte 214
- und Kapp-Lüttwitr-Dulseb 218
- Vertrauen in die Lübrung 221-223
---- interne Kritik 215 k., 220
------- an Organisation 219, 222
- Xlarinearsenal 45, 75
- Lildungswesen 215
- Lrriebung 127
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Reichsheer 38, 107, 245, 263 f., 269-271 

- Neugliederung XX, 103 f. 

- Heeresleitung XX, 38 

- - Chef der Heeresleitung s. Re i n h a r d t , 
Seeckt 

- - Truppenamt 10, 20 f., 50 f., 119, 175, 
245--250, 266 f. 

- - - Chef des Truppenamts s. See c k t , 
Ha s s e 

- in Baden 83, 107 

- in Bayern 7-9, 15, 17, 21, 23, 30, 48 f., 80 f., 
125--127, 132 f., 179-185,207-209,243 

- - Division XIX 

- - Offiziere 132 

- - Mannschaften 180 f. 

- - Aufgabe im Heimatland 208 

- - Verhältnis zu anderen deutschen Truppen 
5,8,23 

- - - zur Reichswehrführung 15 

- - Verwendung im Ruhrgebiet 83. V gl. Brigade 
Epp 

- in Ostpreußen 3 

- in Württemberg 12, 105-107. 137 

- Personalfragen 132. V gl. Offiziere des Heeres 

Vgl. Kommandobehörden und Dienststellen des 
Heeres; Truppenteile des Heeres; Offiziere, 
Unteroffiziere, Mannschaften des Heeres; fer
ner Reichswehr 

Reichskokarde s. K 0 kar d e 

Reic hskriminalpoIizeigesetz 276 

Reichsmarine XVIII, XXIV, 37 f., 43 f.. 57. 
59 f., 64, 66 f., 72, 75, 122-124, 145-147, 149, 
158, 162, 233 

- Admiralität XVIII, 35, 37, 47 f., 56, 58. 60. 
62 f., 66, 72, 78 f., 122 f., 145, 148 f., 158 f.. 
215 f., 221 

- - Chef der Admiralität 214, s. im übrigen 
T rot h a, Adolf LebereC'ht v. 

- - Etatabteilung 146 

- l'Ilarineleitung s. Re ich s m a r i n e. A d -
mi rali t ä t 

- - Chef der Marineleitung s. Be h n c k e 

- Marinekommandoamt 233 

- - Wehrabteilung 159 

- Chef des :\Iarinepersonalamts 220 

- Marinestationen XVIII, 33, 38 f., 43, 219. 260 

- - Marinestation der Nordsee 

- - - Stationskommando 56-66, 260 

- - - Stationschef s. l\I ich eis e n, G run e -
wald 

Chef des Stabes s. Qua e t - F a sie m 
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- - - Kommandeure 64 

- - - Offiziere 64 f., 148 

- - Marinestation der Ostsee 159 

Stationskommando 75-79, 219 f., 260 

- - - Stationschef s. L e v e t z 0 w 

- - - Chef des Stabes s. Re y man n 

- Schwimmende Einheiten 

- - Flottille Albrecht 219 

- - Eiserne Flottille 59, 62 

- - Minensucher 62, 65, 160, 219 

- - - Minensuchverbände 123, 159 

- - - 7. Ostsee-Minensuch-Halbflottille 150 

- - - 8. Ostsee-Minensuch-Halbflottille 159 f. 

- - Torpedoboote 77 

- - Besatzungen der Kreuzer 62 

- - Stammpersonal der "Hamburg" 225 

- Landtruppenteile der Marine 

- - 1. Marine-Brigade (v. Roden) 225 

- - 2. ;"Iarine-Brigade (Ehrhardt) XI, XIII, 10, 
20 f., 35 f., 38 f., 136,219 

- - - Auflösungsbefehl 36 

- - 3. Marine-Brigade (v. Loewenfeld) 35 f., 62, 
76 

- - - Auflösungsbefehl 36 

- - Küstenwehrregiment 59, 61 f., 64 f., 124 

- - - Küstenwehrabteilung III Lehe 219 

- - - Küstenwehrabteilung Rochlitz 220 

- - Schiffstammdetachement Nordsee 225 f. 

- Lage der Marine 122-124, 146-150, 214-216, 
218-227 

- - drohende Auflösung 67,220 

- - eventuelle Unterstellung unter den Chef der 
Heeresleitung 214 

- Wiederaufbau 36, 67, 75, 158, 160, 214, 225 

- - "Gesundung auf dem Wasser" 227 

- und Politik 214, 218, 223 

- - Verfassungstreue der Kommandeure 222 

- - - der Deckoffiziere, Unteroffiziere und 
Mannschaften 60 

- und Novemberereignisse 1918214, 218 

- Auslieferung der Flotte 214 

- und Kapp-Lüttwitz-Putsch 218 

- Vertrauen in die Führung 221-223 

- - interne Kritik 215 f., 220 

- - - an Organisation 219, 222 

- ~Iarinearsenal 45, 75 

- Bildungswesen 215 

- Erziehung 127 



keieksinsrine Heielisvelir

- IVIsrine-Ltat 216
Vgl. Oeckokliriere, Xlannseliakten, Okkiriere, 
Onlerokkiriere ller Narine; kerner lleielisivelir

keiekspnäsiclent XX, 83 k., 86, 155, 164, 219, 
237 k., 8. L 6 e r t

- als O6er6ekelilsliaber der kleielisvielir 272
- VollmaclNen gernäO /^rl. 48 iVlis. 2 der lleielis- 

verkassung XIV
- Lestellung von kleiclislcotninissaren 118 k.

Vgl. kirlad, Verordnung cle8 kleiclispräsidentsn

Reielrsnnl 187

keieksreLierung 134, 136, 141, 143, 148, 
150-152, 167, 219, 221, 247, 252, 284

- Regierung 8clleidernann XII, XV, 288
- llegierung Hauer XI-XIV, XVI k., 3-5, 9-13, 

16-21, 26-28, 30-32, 37^43, 46, 52 l., 56-58, 
62-64, 66-69, 73, 78 k,, 82, 86, 92, 95, 97, 
104 k,, 107, 133, 138, 148, 164, 191, 231

---- ^ukruk rnil Verurteilung cie8 Xa>i,,-I.ütlivjlr- 
l^utselies XIV

---- ^ukruk ruin Oeneralstreill XI, XVI, 6, 69
---- Oistanrierung vorn (Generalstreik XVI
---- Ilnterstaatssekretäre 31
-,, llegierung" Xapp 8, X a p -1. U t t iv i l r - 

? utseli
- llegierung Niiller 95, 105, 119, 133-136, 138, 

140 k,, 144, 159, 176, 184
---- Lliekliesprectiung urn 6, 4, 1920 XIV, 155
- llegierung l»irenl>aclt 187, 199, 203, 205 k 

209, 244 k,, 250 k,
- llegierung Kirill 251-253, 264 k,, 268, 276, 286
---- (diekliesprecliung am 10, 5, 1922 270
- Ileieliskanrlei 78, 240
---- Onterstaatssekretäre 163
- kieielisministerium <le8 XulZeren i/Vustvaniges 

/Vmt) 272, 284
- lleiclisniinisterium des Innern 187 I,, 201, 228, 

239-241
---- lleicli8minister XV, 235, 239-241

Vgl, Xoeli-^eser, Xöster
- lleiclisjustirministeriurn 46 k,, 82

lieielistsg 252
- gekorllerle Valil 30 k,
- Valdergelinis 1920 203
- geplantes Vertrauensmannergremium 278 k. 

Vgl, I^Ialionalversarnndung

Reielisvenknssung vorn II. 8. 1919 22, 54, 
63, 73, 83-86, 99, 108, 110, 113, 137 k,, 141, 
178, 222, 231, 236, 275

- ,4rt. 9 274
- ^rl, 48 8, 6 orI

- Verkassungsentivurk 231
- klekorrnkorderungen Xllltivitr' 91
- Wiederherstellung verkassungsinalliger ^u- 

8tiinde 128, 190-196, 248
- Verkassungstvidrigkeil 8, ö i e I e k e I d e r 

, , li k n rn ni e n
---- der Levvakknung der Xeipriger ^riieilerseliakt 

178
- Vacliter der Verkassung 113

Vgl, (Grundrechte

keieksvenvei-luiigssmt 210 k,

Heiclrs^elii- XII, XIV-XVI, XVIII-XX, 5 I,, 12. 
15, 18 k., 25 k., 35, 38, 69, 103, 106 k., IIO, 
1I2-II4, 121, 124 k., 127 k., 140 k., 154 k., 162, 
168 I., 171 k., 178, 186-189, 232, 252, 256-258, 
263, 270 k., 274, 277 k., 284 I.

- /Vukgahe und Ledeutung XII k., XV, XIX k., 
17 k., 52, 73 k., 104, 108, III-II4, 120, 139, 
144, 174, 177, 235 k., 245

- Hesoldung, I.ohnung 184, 186
- vislorierung 270, 272, 274
- Xntpolitisierung 8. dort
- Integration in die klepuhlik XVI, XIX
- landschaktliehe LIiederung XXI, 80 k.
- ho>alitäl 87, 244 k., 250
- floral 156 k., 168, 177, 180, 236, 244, 264 k.
- iikkentliehes ,5nsehen XVI, 15-17, 49, 90, III, 

113, 177, 236 k., 245, 279
- OkkentliehkeNsarheit 8. dort
- l^ersonalangelegenheiten
- Ileset/.ung liolierer 8läl>e 123
- ^ussehluü ehemaliger 8oldalenräte und ihrer 

.^nlianger 180
- l'i>lili8< lie kddung 269
- I'olitisehe Haltung und lietätigung XXIII, 

15-17. 51, 68, 73, 75, 89 k., 110 k., 125, 134, 
140, 144, 151, 179, 182, 280, 283

- - nährend des Xapp-XülInitr.-l^uIs> lies 
s. dort

---- kleaktion auk 8ielekel<ler ,,/XI>kommen" 
133-139, 143 k.

------- auk Onterreiehnung des I'rolokiills von 8pa 
202-209

- ?olitisieriing 137, 144. Vgl. Xntpolitisierung
- He<iuisilinn durell Ävilhehörden s. II n - 

rulie n
- 8elhsihenulhsein XV, XVII
- 8lärke der lleichsnehr, Ilerahsetrung 192, 

199, 203. 206-209
- - 200000 Nann 186, 199, 206, 208
- - 150000 Nann 209
- - 100000 Nann XX, 199, 204, 208 I.
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- Marine-Etat 216 
V gl. Deckoffiziere, Mannschaften, Offiziere, 
Unteroffiziere der Marine; ferner Reichswehr 

Reichspräsident XX, 83 L, 86, 155, 164, 219, 
237 L, s. Ebert 

- als Oberbefehlshaber der Reichswehr 272 

- Vollmachten gemäß Art. 48 Abs. 2 der Reichs-
verfassung XIV 

- Bestellung von Reichskommissaren 118 f. 
Vgl. Erlaß, Verordnung des Reichspräsidenten 

Reichsrat 187 

Reichsregierung 134, 136, 141, 143, 148, 
150-152, 167. 219, 221, 247, 252, 284 

- Regierung Scheidemann XII, XV, 288 

- Regierung Bauer XI-XIV, XVI L, 3-5, 9-13, 
16-21, 26-28, 30-32, 37-43, 46, 52 L, 56-58, 
62-64, 66-69, 73, 78 f., 82, 86, 92, 95, 97, 
104 f., 107, 133, 138, 148, 164, 191, 231 

- - Aufruf mit Verurteilung des Kapp-Lütt witz-
Putsches XIV 

- - Aufruf zum Generalstreik XI, XVI, 6, 69 

- - Distanzierung vom Generalstreik XVI 

- - Unterstaatssekretäre 31 

- "Regierung" Kapp s. Kap p - L ü t t w i t z-
Putsch 

- Regierung Müller 95, 105, ll9, 133-136, 138, 
140 f., 144, 159, 176, 184 

- - Chefbesprechung am 6. 4. 1920 XIV, 155 

- Regierung Fehrenbach 187, 199, 203, 205 L, 
209, 244 L, 250 f. 

- Regierung Wirth 251-253,264 L, 268, 276, 286 

- - Chefbesprechung am 10. 5. 1922 270 

- Reichskanzlei 78, 240 

_ - Unterstaatssekretäre 163 

- Reichsministerium des Äußeren (Auswärtiges 
Amt) 272, 284 

_ Reichsministerium des Innern 187 L, 201, 228, 
239-241 

__ Reichsminister XV, 235, 239-241 
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Voss, v., Major 92 
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Waffenbesitz 97, 249, 277 

Waffengattungen s. Artillerie, Kaval
I e r i e 
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- Bewaffnung der Volkswehr 115 

Waldenburger Prozeß 253 

Wangenheim, Konrad Frhr. v., Vorsitzender 
des Bundes der Landwirte 45 

Warschau 245 
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fehlshaber Wehrkreis VI 97,105,135,144,147, 
151-153 

Weber, Maschinenmaat 162 

313 



Veliluu ToIIKeliörllen

Velil-iu, Kreis 216 k.
- innenpolitische Verhältnisse 217
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? r ä t o r i a n e r k e e r , Zöldnerbeer, 
Vollrsheer, Velirpklicbtarmee

Veielrsel 103

Veirnarer Vereinbarung mit den Dundes- 
staaten üDer landsniannseltaltlieke Olie- 
derung ller Keielisvvelrr XXI, 80 k.

Weik« 6arde, lceine Verbringen kür sie 217

Veiüensee, KommunistenproreO 253

VeiDrutlrenen 103

Verdau 19
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- antisemitische Millionen 125
- ökkentliche politische Detäligung 125
- Kllndigungsschutr kür Drivatberuk 81 k.
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